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ſeligen Akten oder Noten. Die Schweiz wird als der Herd der 
reoolutionären Propaganda und aller anarchiſchen Beſtrebungen ver— 
ſchrieen. Bei jeder Gelegenheit ſchwebt die Drohung einer Inter— 
vention über ihrem Haupte. Unter den Bedrängniſſen ſpaltet ſich 
die liberale Parthei. Zu den politiſchen Fehden kömmt der Kampf 
zwiſchen Staat und Kirche. Die Badener Konferenz zur Wahrung 
dr. ſtaatlichen Rechte weckt die uftramontane Oppoſition. Die 
Kantone zerjplittern jich gegenüber der einheitlichen römischen Kurie. 
Alle dunklen Elemente richten fi gegen die Bildung und Aufklä— 
rung des Volks. Auf proteitantiichem mie auf katholiſchem Boden 
wird die Religionsgefahr zum Hebel der retrograden Tendenzen. 
Eine blinde Demokratie läßt fich zu pfäffiihen Zwecken mißbraus 
hen. In Zürich erhält die Negeneration einen erjten ſchweren 
Schlag. Mit dem Septemberputjch werden die Partheien mehr uud 
mehr auf den Weg der Gewalt gedrängt. Es folgen fich revolu— 
tionäre Stöße und Gegenſtöße. Die firdlich:politifche Reaction 
jucht vor Allem in den ganz oder halb Fatholifchen Kantonen vor: 
zudringen. Im Aargau mihlingt der Aufruhr der Klöfter. Da: 
gegen verfällt Luzern einem finfteren Priefterregiment. Auf der 
Tagjatung wird Aargau für die Aufhebung der faulen Korpora- 
tionen hart bevrängt. Der Sturm britht fih an der entjchiedenen 
Haltung Bern's. Die Klöfterfrage fällt aus Abjhied und Trac: 
tauden, aber eine ultvamontane Ligue läßt fie nicht ruhen, Blutige 
Gegenrevolution jchlägt das liberale Prinzip in Walliß nieder. Die 
Sejuitenpropaganda dringt in’3 Herz der Schweiz und bemächtigt 
ſich des katholiſchen Vororts. Die fonfejjionelle und eidgenöſſiſche 
Zujanmengehörigfeit wird mehr und mehr bedroht. Eine unglück— 
lihe Schilderhebung in Luzern vuft hier einen Schrecdenszujtand 
hervor. In der freigefinuten Schweiz wächst der Allarm. Es bil- 
det ji eine große Antijefuitenbewegung. Die Tagſatzung ift ohn— 
mächtig, dem nationalen Verlangen zu entjpredhen und den Land: 
frieden zu wahren. Freifchaaren juchen vergebens, das finjtere 
Priejterregiment in Luzern zu breden. Die Sefuitenberufung an 
den vordrtliden Kanton wird zur vollendeten Thatjache. Die ultra: 
montane Ligue entwicelt ji zum fürmlichen bewaffneten Sonder: 
bund. Die kantonale Selbjtherrlichfeit wird auf die Spitze getrie- 
ben und jeder Bundesautorität Hohn geiproden. Das reactionäre 
Ausland ftellt ji, ermuthigend und unterftügend, hinter die Auf: 
lehnung. Die Schweiz läuft Gefahr, zerriffen zu werden oder in 
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vollſtändige Anarchie zu verfallen. Angeſichts der wachſenden Noth 
erhöht die nationale Parthei ihre Anſtrengungen. In einem Kan— 
ton nach dem anderen fällt die Regierung, die ſich einer thatkräfti— 
geren Bundespolitif widerſetzt. Auf der Tagſatzung bildet ſich end- 
lich eine geſchloſſene Zwölfermehrheit. Der Bund gewinnt Kraft 
und faßt Beſchlüſſe gegen den Sonderbund und die Jeſuiten. Die 
ſieben Sonderſtände, voll Trotz und Uebermuth, rüſten ſich bis an 
die Zähne und brechen die letzte Brücke ab. Der Bund muß zur 
bewaffneten Erecution jchreiten. In der Stunde der Kriſis ſchaa— 
ren fih Nation und Armee um das eidgenöjliihe Banner. Nach 
wenigen raſchen Schlägen wird der Widerjtand gebrochen, der Son: 
derbund aufgelöst, der Jeſuitenorden ausgewieſen. Die frende Da: 
zwijchenkunft erjcheint zu ſpät; intervenivende Noten finden feinen 
Sonderbund mehr; eine diplomatiſche Konferenz ftäubt vor der 
Februarrevolution augeinander. Der Bund kann fih im nationa- 
len Sinne frei und jelbjtitändig umgeftalten. Laygjähriges vater: 
ländiſches Ringen ift mit Erfolg gekrönt; die Regeneration kömmt 
zu einem Abſchluß. Die Schweiz hat fich neu geeinigt, al3 über 
die benachbarten Völker die Reaction wieder einbricht. Die enge 
Kantonaljouveränität ijt überwunden und der Boden zu neuer 
Ihöpferifcher Thätigfeit gewonnen. Die republikaniſche Ordnung 
jteht vor Europa geachtet da. 

Dieje dentwürdige Periode mit ihren wechjelnden Erfcheinungen, 
ihrem gewaltigen Ringen, ihren Mühen und Kämpfen und ihrem 
endlichen großen Refultat hat im Zufammenhang erſt eine mangel- 
hafte Darjtellung gefunden. Bis jet liegen zwei umfaffende Ar: 
beiten vor. Zunächſt hat v. Tillier feinen Geſchichtswerken über 
die alte Republif Bern, die Helvetif, Mediation und Reftauration 
auch die Beſchreibung dieſer Zeit angereiht. Wie die übrigen Schrif: 
ten enthält auch die letzte Arbeit ein werthvolles authentiſches Ma— 
terial. v. Tillier ſchöpft größerentheild unmittelbar aus den Akten, 
Protofollen und diplomatiſchen Korrefpondenzen, die ihm in reich 
lichem Maaße zu Gebote ftanden. Aber da3 umſtändliche Detail 
und der jchleppende Stil machen dad Werk (in drei Bänden) für 
das größere Publifum wenig genießbar. Bei aller Breite werben 
auch oft weſentliche ſtaatsrechtliche Momente oder volksthümliche 
Erjheinungen übergangen, während Heiner Klatſch, wie ihn bie 
Tagesjournaliftit darbot, einen Plat findet. Was dann den Geift 


betrifft, fo deutet ſchon der Titel: „Geſchichte der Eidgenoſſenſchaft 
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während der Zeit des ſogeheißenen Fortſchritts“ etwas Ge— 
häſſiges gegen die Richtung der Periode an. In der That ſcheint 
dem „gemäßigten Ariſtokraten“ (wie Tillier ſich ſelbſt nennt), im 
Laufe der Ereigniſſe das Verſtändniß der vorwärtsſtrebenden Zeit 
mehr und mehr abhanden gekommen zu ſein. In dem Grade, wie 
ih ein fräftiger nationaler Geift erhebt, um über die firdhlich-poli- 
tiſche Reaction Herr zu werden und dev Zerrifjenheit ein Ende zu 
machen, geräth Tillier in einen unwürdigen Jammer. Der Staats: 
mann, der an der Tagjatung jelbjt die Berner Inſtruktion gegen 
die Sefuiten und den Sonderbund zu vertreten hatte, deckt ala Ge- 
Ihichtsichreiber den Schild über die Auflehnung und jchiebt die 
Hauptihuld des „Bruderkriegs“ nad) Seite der eidgenöſſiſchen Mehr: 
beit. Nachdem die jchwere Krifis überwunden ift und die Schmeiz 
einer nationalen Verjüngung entgegen geht, entwirft er ein Bild 
von den politijchen, fittlichen und materiellen Zuftänden des Landes, 
ala ob die halbe Eidgenofjenihaft zu einem Sodom und Gomorrha 
geworden wäre. *) Am Ende muß er den neuen Bund zwar ala 
einen möglichen Geminn begrüßen, aber erſt, nachdem er die that: 
fräftige Politit, die zu demfelben führte, auf alle Weije verur: 
theilt hat. | 

Mit ungleih mehr Geift, Schärfe und Lebendigkeit jchildert 
Baumgartner dieje Periode in jeinem vierbändigen Werk: „Die 
Schweiz in ihren Kämpfen und Umgeftaltungen von 1830 bis 1850.“ 
Wenige Staat3männer hatten einen jo tiefen Einblic® in den erften 
Gang der Regeneration, wie Baumgartner. In feinem eigenen Kan— 
ton wie in der Eidgenofjenfchaft war er einer der hauptjädhlichiten 
leitenden und bewegenden Kräfte. Die Badener Konferenz zur Wah— 
rung der ftaatlihen Nechte gegenüber der römiſchen Kirche fand in 
ihm ihre eigentliche Seele. Die Darftellung diefer Zeit trägt auch 
zum größeren Theil noch den Charakter des aufgeklärten und frei 
finnigen Staat3mannee. Man vermigt nur die Wärme und hier 
und da treten die perjönliden Erlebniffe und Eindrüde zu ſtark 
hervor. Aber faſt überall gewährt die Geſchichte einen reichen und 
werthvollen Auffchluß, nicht blos über die äußeren Begebenheiten, 
ſondern auch über die innere Entwicklung. Ueberall zeugt auch die 
Bearbeitung von dem unermüdlichen Fleiß des Verfaſſers. In dem 
Grade jedoch wie Baumgartner feine politifhen Grundjäge wechſelt, 


*) Siehe das fchauerliche Nachtgemälde in Band III, pag. 245—251. 
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erhält das Werk ein ganz verändertes Gefiht. Das geiftige Prinzip 
der Regeneration wird verläugnet, die Spite gegen das nationale 
Streben gekehrt. Mehr und mehr mat fich der Geihichtichreiber 
zum Wortführer der Sejuitenparthei. In der Sache der römijchen 
Hierarchie fieht er zulegt die Sache der katholiſchen Religion. 
Auf die Mehrheit der Tagſatzung, die dem Sonderbund entgegen- 
tritt, wird die Beihuldigung des Bundesbruchs gewälzt. Bitterer 
Groll richtet ſich gegen die ganze freifinnige Entwicklung. Am nad: 
tejten tritt diejfer bei dem Ringen der Partheien in dem Schidjals- 
fanton St. Gallen hervor. Alle Beherrihung des Stoffe, alle 
Einfiht in die Verhältniffe und aller Aufwand von Geift können 
nit hindern, daß der unbefangene Lejer die Gejhichtserzählung, 
die in jo grelem inneren Widerſpruche fteht, am Ende mit Unmil- 
len auf die Seite legt.*) 


Es dürfte deßhalb wohl an der Zeit jein, die bedeutungsvolle 
Periode auf eine gerechtere Weife zu würdigen. Der Verfaſſer die— 
jer Schrift Hat fich gedrungen gefühlt, einen Verſuch in folcher 
Richtung zu machen. Anfangs war es feine Abſicht, nur eine ge 
drängte Darftellung zu geben, aber bei dem veihen Stoff wuchs 
die Arbeit unter feinen Händen. Indeß hat er ermüdendes Detail 
vermieden, die Fantonalen Erjheinungen nur fo weit berührt, als 
jie in die allgemeine Gejhichte näher eingreifen und jo viel mie 
möglih dahin gejtrebt, die Hauptmomente der Entwicklung und den 
inneren Zuſammenhang der Begebenheiten Klar hervorzuheben. Als 
Publizift ftand er eine längere Zeit mitten in dem politifchen Ge— 
triebe, indeß glaubt er zu der Ruhe gelangt zu fein, um fich über 
einfeitige Partheieindrüde zu erheben. Nur die volle Sympathie 
für die Beftrebungen politifcher und geiftiger Freiheit und dag end- 
liche große Refultat in der nationalen Entwidlung hat ihn beglei- 
tet und ihm auch den nöthigen Muth zu der Arbeit gegeben. Findet 


Er Auch Siegwart-Müller gibt voluminöfe Beiträge zur Kenntniß diefer 
Periode unter dem Titel: „Der Kampf zwiſchen Recht und Gewalt in der Eidge- 
nofjeniaft.“ Den bisher erichienenen zwei Bänden foll ein dritter Band folgen. 
Geſchichte läßt fich das nicht nennen. Zum Theil find es Memoiren zur perjön- 
lichen Rechtfertigung, zum Theil einfeitige Berichte oder Zuſammenſtellung von 
Altenftüden in vein ultramontanem Intereſſe. 

, Eine kürzere zufammenhängende Darftellung der Periode findet fich noch im 
vierten Band der von Dr. Heinrich Ejcher umgearbeiteten und bis 1848 fortge- 
ſetzten „Geſchichte der ſchweiz. Eidgenofſenſchaft von J. Konrad Vögelin,“ mehr 
vom konſervativen Standpunkt aus, im Uebrigen klar und überſichtlich gefchrieben. 
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ber Leſer Mängel und Verſtöße, jo bittet der Verfaffer um jo eher 
um Nachſicht, als oft leidende Gefundheit ihm die Aufgabe er- 
ſchwert hat. 

Der Berfafjer glaubte der Geſchichte einen kurzen Blick auf 
den Untergang der alten Eidgenofjenjchaft, die Helvetif, Mediation 
und Reftauration voranjhiden zu ſollen. Nur im Jufammenhang 
mit den vorhergegangenen Perioden ift ein richtiges Verſtändniß 
der Regeneration möglid. An einem Anhang find zu dem Ende 
auch die Verfaffungen der verjchiedenen Perioden jeit 1798 hinzu— 
gefügt, die ſich nur felten vereint finden. 


Bafel, im Frühling 1866. 


Der Verfaffer. 
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zur ꝛc. 


Geſchichtliche Einleitung. 


I. 
Zuſtand Bis zum Antergang der alten Gidgenoffenfchaft. 


Als der Sturm der erften franzöfifchen Revolution das ganze feu: 
dale Europa erfhütterte und eine neue Zeit der Freiheit und Gleichheit 
verfündet wurde, befand ſich die Schweiz in einem verfnöcherten Zu: 
ftande, dem alle Bedingungen einer gefunden und natürlichen Ent: 
wicklung abgingen. Die Orte der alten Eidgenofjenihaft führten wohl 
noch den Namen von Republifen, aber das wirklihe Wefen von freien 
Staaten war fait gänzlich verſchwunden. Ueberall hatten ſich, unter 
dem Familienregiment der Patriziate, den Vorrechten der Städte ober 
dem Schein einer Demokratie, oligarchiſche oder ftabile Regierungen feft: 
gefet, die blos über die Erhaltung ihrer Gewalt wachten und allen 
Neuerungen abhold waren. Wohin fich die Herrſchaft ausgedehnt hatte, 
waren die Bürger nicht in gleichen Rechten aufgenommen, fondern zu 
Unterthanen herabgedrüdt. Feudale Verhältniſſe erhielten fih auch im 
den meijten Theilen der Schweiz und felbft die Leibeigenfhaft konnte 
unter dem Dad der Republik beftehen. Die Regierungen waren zwar 
Scheinbar wohlfeil und die Abgaben nicht hoch geipannt; aber indirect 
wurde das Volk vielfach gedrüdt und für die Verbefjerung der Juftände 
geihah wenig oder nichts. Alle Vortheile des Staates fielen den herr: 
ichenden Orten oder Geſchlechtern zu; felten flofjen größere Wohlthaten 
auf die Landfchaft oder vertheilten fich auf die verfchiedenen Klajien der 
Bürger. Dem gemeinen Dann ftellten fi alle möglichen Hinderniſſe 
entgegen, um jich irgendwie emporzufchwingen; was ihm gewährt wurde, 
mußte er in der Negel als eine Gnade anfehen. Ye mehr fih das 
oligarchiſche Regiment ausbildete, um fo fchärfer wurde der fociale 
Unterfhied, der auf der einen Seite Stolz und Uebermuth und auf 
der andern Seite knechtiſche Unterwürfigkeit pflanzte. In den Demofratien 
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blieb das Volk nur äußerlich freier; in Wirklichkeit wurde es nicht weniger 
von Magnaten bevormundet und durch den Klerus in finfterer Zucht 
gehalten. Der ſchwerſte Drud laftete auf den gemeinen Herrichaften, 
die der Willfür und Habgier der Landvögte preisgegeben waren und 
nirgends Recht finden konnten. 

Die Bewegungen, die fi von Zeit zu Zeit gegen die Herrenregie: 
rungen erhoben, wurden faſt immer mit Lift oder Gewalt unterdrüdt. 
Verhängnifvoll wirkte der unglüdliche Ausgang des Bauernfriegs, der 
eine tiefe Kluft zwifchen den Bevölferungen de3 Landes und der Städte 
309, wodurch ein Zufammengehen zur gemeinichaftlichen Befreiung fait 
unmöglid) wurde. Die Bürgerbewegung in Bajel unter Fatio am Ende 
des fiebzehnten Jahrhunderts; die Unternehmung von Davel in Waadt; 
die Verſchwörung Henzi's in Bern; die Empörung des Livinerthales ; 
der Aufitand der Waldleute von Einfiedeln; die Erhebung des reis 
burger Landvolks unter Chenaur; wiederholte Unruhen in Genf im 
Yaufe des achtzehnten Jahrhunderts, endlich die Bewegung der Serge: 
meinden im Kanton Zürich noch in den Neunziger Jahren — alle Diele 
Verfuhe, um alte. Freiheiten wiederzugewinnen, die arijtofratiihen 
Feſſeln zu brechen oder drüdende Mißbräuche abzufchaffen, wurden nie 
dergejchlagen und endeten mit blutigen Hinrichtungen, langjährigen Ein: 
ferferungen und Verbannungen. Wo es irgend gelang, den bedrängten 
Obrigkeiten einige Reformen abzunöthigen, wurden diefe nur halb aus: 
geführt oder bald wieder befeitigt. Die meiften Regierungen blieben 
taub gegen alle Warnungen der Zeit und geriethen in ein immer jtar- 
reres Syitem, aus Furt, daß das ganze auf Vorrechten oder veralteten 
Satzungen beruhende Gebäude zufammenfalle, wenn nur irgendwie daran 
gerüttelt werde. Statt fich zu erweitern, wurde der herrichende Kreis 
immer Heiner. In einzelnen Orten concentrirte ji) das Familienregi— 
ment dergejtalt, dak die Stellen im Kleinen Rathe beinahe als erblich 
angefehen und nah dem Tode des Vaters auch dem kaum erwachienen 
Sohn übertragen wurden, Im Schooß der Nriftofratien jelbjt mußte 
man fich Hier und da nicht anders als durch das blinde Loos gegen 
die zunehmende Ausfchlieglichkeit einiger weniger Gefchlechter zu fügen. 
Die regierenden Städte fperrten ſich auf alle Weije gegen die Aufnahme 
frifcher Elemente und fchlofjen zum Theil das Bürgerreht ganz. Der 
enge Geiſt pflanzte fich auf die Hleinfte Burgergemeinde fort, die ihre 
Rechte und Nubungen mit fo Wenigen als möglich theilen wollte, Die 
ganze Staatsweisheit bejtand darin, die Sonderinterefien gegen ein- 
ander zu jtellen, Alles im hergebrachten Geleife zu erhalten und für 
tiefe Ruhe zu jorgen. Bildung und Aufklärung wurden in allen Klaſ— 
jen, die nicht zum Negiment berufen waren, als jtaatsgefährlih an— 
gejehen. Die Geiftlichfeit ging mit der weltlichen Dbrigfeit Hand in 
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Hand, um blinden Gehorſam einzuſchärfen. Die Verwaltung hüllte ſich 
in das tiefſte Geheimniß. Die Veröffentlichung eines Finanzetats konnte 
ſchon zum Staatsverbrechen geſtempelt werden. Die Preſſe war faſt 
allen gnädigen Herren und Oberen ein Gräuel. Mißbeliebige Schrif— 
ten verfielen dem Feuer unter Henlershand. Jeder öffentliche Kritiker 
galt als unruhiger Geiſt, den man in Bande ſchlagen mußte. Das 
kurze Wort, in der Verſchwörung Henzi's auf einem Zettel gefunden, 
„daß die Souveränität dem Volke gehöre”, brachte einen Märtyrer 
des freien Gedankens für Lebenszeit auf die Feſtung Aarburg. Eine 
Verordnung, wie in Bafel, daß die Genforen den Buchdrudern und 
Buchhändlern Feine unnöthigen Schwierigkeiten machen und diefelben in 
ihrem nüßlihen Berufe nicht hindern jollten, war eine jeltene Ausnahme. 
In politiichen Prozefjen war die Inquifition fo fchreflih, wie bei der 
Unterfudung gemeiner Verbrechen. Die Folter fam mit allen ihren 
Mearterwerkzeugen zur Anwendung. 

Auch im bürgerlichen Leben waren überall Schranken gezogen und 
die freie Bewegung gehemmt. Es fiel den Schweizern in jener Zeit 
leichter, fich in fernen Landen niederzulaffen, als im Baterlande nur 
den Wohnſitz von einem Ort an den andern zu verlegen. Wer bie 
engen Grenzen feiner heimatlichen Scholle überfchritten hatte, war mitten 
in der Eidgenoſſenſchaft nicht weniger ein Fremdling, als jeder beliebige 
Ausländer. Ueberall waren der Thätigkeit Feſſeln angelegt. Die regi: 
mentsfähigen Bürger oder Gefchlechter. hatten das Monopol zu allen 
einträglihen Stellen und Beamtungen. In den Städten, wo das 
Innungsweſen herrſchte, ſchloſſen fic) die Gewerbe durch immer ftrengern 
Zunftzwang ab. Auf dem Lande waren häufig Handel und Kunftfleig 
zu Gunſten der bevorzugten Stäbter unterfagt oder beſchränkt. Selbſt 
die Landwirthihaft konnte nicht immer frei betrieben werden. Kam eine 
Theurung, fo fperrte ein Ländchen gegen das andere. 

Zwar fehlte e8 noch gegen das Ende des achtzehnten Jahrhunderts 
den alten Ariſtokratien nicht an Lobrednern, die ſich durch die ruhige 
Oberfläche, die äußere Würde und die aufgehäuften Staatsſchätze 
täuſchen ließen. Auch boten die ſchweizeriſchen Kantone immer noch einen 
vortheilhaften Gegenſatz zu der bodenloſen Korruption und brutalen 
Willkührherrſchaft der monarchiſchen Höfe. Im Verhältniß blieben die 
Sitten ſtrenger, der Haushalt beſcheidener, die Verwaltung und Rechts— 
pflege treuer. Schwere Uebel anderer Länder, wie das ſtehende Heer— 
weſen, die drückenden Zölle, waren den Schweizern fremd. Der fort— 
währende Friede mußte dem Wohlſtande förderlich fein, trotz allen Hemm: 
niſſen, die auf der freien Thätigkeit laſteten. Aber einzelne Lichtſeiten 
konnten die tiefen und faulen Schäden des ganzen Staatsweſens nicht 
verdefen und auch die größten Verehrer mußten zugeftehen, daß unter 
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der Abſonderung und den ſtarren Formen jeder lebendige Geiſt ver— 
ſchwand. 

Die Eidgenoſſenſchaft ſelbſt war ein ganz lockerer Verband von 
kleinen ſouveränen Staaten, die von ihrer Selbſtherrlichkeit zum ge— 
meinen Beſten faſt nichts abgeben wollten. Mit ihren dreizehn Kan— 
tonen, ihren vielen zugewandten oder ſchutzverwandten Orten, ihren Un: 
terthanenländern und gemeinen Herrichaften und allen ihren ungleichen 
Theilen bildete fie ein wirres Conglomerat, das faum noch zu einer Ein: 
heit des Willens fähig war. Der Borort hatte fo gut wie gar feine 
Befugnifje und die Tagjagung mit ihren Inſtructionen und Vorbehalten, 
ihrem Aubdiendum und Referendum, fonnte oft Jahre hindurch zu feinen 
bejtimmten Beſchlüſſen fommen. Schon Zwingli erfannte das Bedürfnik 
einer Reform der alten Bünde im Sinne einer jtärfern Zuſammenge— 
hörigkeit und größern Gleichheit der Rechte. Aber die Reformation, die 
nicht in der ganzen Schweiz zum Durchbruch fommen fonnte, zog einen 
tiefen Riß, der durch die wiederholten Religionskriege ermeitert wurde. 
Das Band wurde nur, loderer und eine feite gemeinfame Politik all: 
mälig zur Unmöglichkeit. Jede der beiden Glaubenspartheien bildete 
gewiſſermaßen für ſich jelbjt einen engern Verein. Unbefümmert um 
den alten eidgenöffiichen Vertrag ſchloſſen bald die einen bald die andern 
Kantone, zum Schaden ded Ganzen, jeparate Bündnifje mit fremden 
Mächten. Auch als der Eonfeffionelle Haß fih im Laufe der Zeit etwas 
gemildert hatte, blieb die gegenfeitige Intoleranz in den Geſetzen und 
das tiefe Mißtrauen in allen eidgenöſſiſchen Verhandlungen. Die ein: 
zige wirflide Solidarität unter den Regierungen beftand in der bereit: 
willigen Hülfe, die man ſich im Sinne des Stanzer Verfommmnijjes bot 
jobald es galt, Empörungen gegen die hohe Obrigkeit zu dämpfen und 
Ruhe und Ordnung herzuftellen, Sonft fonnte man ſich über feine 
irgend erhebliche Berbejlerung einigen. Selbft dem Wehrweſen fehlte 
jede gemeinjame Organijation. 

Nach Außen glüdte es zwar die Neutralität jo weit aufrechtzuhal: 
ten, daß die Schweiz in Feine der großen fremden Händel hineingezogen 
wurde und von allen verheerenden Kriegen verjchont blieb. Auch famen 
immer noch einzelne Akte jtolzer Unabhängigkeit vor, um fremde Ein: 
mifchung abzumetien oder das Ajylrecht zu behaupten. Aber im Allge: 
meinen mußten Selbſtbewußtſein und nationale Kraft immer mehr 
ſchwinden, wo fih Alles in Eleinlichen Intereſſen und Rivalitäten zer: 
jplitterte und ein vereintes Auftreten jtetS gehindert wurde. Durch das 
Laufen in fremde Dienjte war den Intriguen des Auslandes Ihür und 
Thor geöffnet. Die Penfionen, Jahres: und Önadengelder, die in die 
Kantone flojjen, bereicherten nur die vornehmen Gejchlechter, verdarben 
pie öffentliche Moral und riefen fortwährend Hader und Zwietracht her: 
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vor. Je nad) den Werbungen, die begünftigt wurden, konnte man die Schweiz 
eine Zeit lang in eine franzöfifche, Spanische oder römische Provinz einteilen. 
Am verderblihiten waren die franzöfiihen Lodungen, die ſich oft mit 
der unverfihämtejten Anmaßung paarten. In Strömen floß das Blut 
jchweizerifcher Söldner für die Vergrößerung Frankreichs, auch wo dieſe 
auf Koften der Sicherheit und Integrität der Eidgenoſſenſchaft geſchah. 
Schon lange vor der Revolution war der ſchweizeriſche Boden durch 
das Umfichgreifen der benachbarten Macht unterwühlt. 

Sp morſch inder das alte eidgenöfjifhe Gebäude war, fo Lätte «8 
jich doch noch eine Zeit lang aufrecht halten können, wenn nicht ein ges 
waltiger äußerer Anſtoß gefommen wäre. Wohl zeigten fi ſchon in 
der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts mannigfahe Borboten 
einer neuen Zeit. Die einfichtsvolleren Regenten fingen an, das Bedürf— 
niß nad) Verbejjerungen lebhafter zu fühlen. Selbjt monarchiſche Staa: 
ten gingen mit dem Beifpiel von Reformen in der Verwaltung voran. 
Die Wiſſenſchaft forderte zu ernfterer Prüfung des ganzen Staat3- 
weſens auf. Rouſſeau's Contrat social muste auch in der Schmeiz 
den Geift aufrühren. Die Geſchichte von Johannes Müller erinnerte 
an die TIhatfraft der alten Eidgenofjen und fpornte zu patriotifchen Ent: 
ſchlüſſen. Peſtalozzi legte Die erjten Keime zu der künftigen Volksſchule. 
Gemeinnügige Männer reichten fih über die engen Schranken hinaus 
die Hände zu vaterländifhem Wirken. Die helvetifche Geſellſchaft be: 
gann ihre anregende Thätigkeit. Das geiftige Band unter den Eidge: 
nojjen wurde wieder inniger. Aber alle freiern und humanern Be: 
jtrebungen hatten noch mit fait unüberwindlichen Hinderniffen zu fämpfen. 
Der große Kreis der Vorrechtler und Spießbürger ftritt gegen die 
Verwirflihung jeder neuen Idee. Die Regierungen fahen mit Argwohn 
auch auf die mohlthätigjte Bereinigung. Nur langfam ließ fich die 
Saat einer befjern Zukunft ausftreuen. Die beftehenden Zuftände hat: 
ten noch einen ftarfen Halt an der Unmifjenheit und dem dumpfen Hin- 
brüten der jo lange in Unmündigfeit gehaltenen Bevölferungen. Bei 
der allgemeinen Zerfplitterung konnte feine Bewegung in einander greifen. 
Für eine Umgejtaltung aus freiem innerm Willen, ohne gewaltfamen 
Impuls von Außen, war die Zeit noch nicht reif. 

Da brauste der Sturm der franzöfifhen Revolution heran und 
legte die Fäulniß fo vieler Staaten bloß. Die mächtigen Funken, die 
der benachbarte Bulfan auswarf, mußten auch in der Schweiz zünden. 
Die Verfündigung der Menfchenrechte, die Abſchaffung aller Feudallaften 
und Privilegien erregten die Hoffnungen der bedrückten Unterthanen. 
Die ganze Kluft zwifchen Herren und Knechten fing jebt an, fich zu 
öffnen. Die Maſſe dachte ernftlicher nach über die geraubten Rechte, 
die fchreiende Ungleichheit, die zahllofen Mißbräuche. Die Schatten der 
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Märtyrer, die für die Freiheit geblutet hatten, traten lebendiger vor bie 
" Seele. Die Gährung wuchs, als der franzöjifche Convent allen Völ— 
fern Unterftügung verſprach, die fi von ihren Beherrfchern losmachen 
wollten. Am frühften wehte der revolutionäre Geijt nach der leicht er: 
vegbaren Waadt hinüber, wo man den ariftofratifhen Drud von Bern 
am ungeduldigften ertrug. Offen griff man bier nad der Hand der 
Erlöfung. In den deutſchen Kantonen äußerte ſich die Unzufriedenheit 
am ftärfjten bei den Landbevölferungen, wo der größte Zwang auf Han: 
def und Gewerben lag. Die Batrioten fingen an fih zufammenzu- 
ihaaren und mit formulirten Begehren vor die Behörden zu treten. 
Man holte alte Freiheitöbriefe aus den Rumpelfammern hervor, entwarf 
Denkſchriften zur Abſtellung von Mikbräuchen, ftellte Verlangen nad) 
Landeöverfammlungen, richtete hier und da Freiheitsbäume auf. Doc 
blieb die ganze Bewegung eine Zeit lang noch in ziemlich gemäßigten 
Schranken. Furcht und hergebrachter Reſpekt hielten vor übermäßigen 
Forderungen — Volle Gleichheit der Rechte wagte man noch kaum 
irgendwo laut zu verlangen. 

Die Regierungen fühlten den Boden unter ihren Füßen wanken 
und fingen an ſich zu ſpalten. Aufgeklärtere Magiſtrate wollten recht: 
zeitig einlenfen und dem Drang nad durdhgreifenden Berbejjerungen 
entgegenfommen. Aber der ariftofratifhe Kern hielt an dem herge- 
brachten Prinzip feft, feinen fundamentalen Stein aus dem Gebäube der 
Vorrechte zu löfen und die alte Autorität unter allen Umftänden auf: 
vecht zu halten. Mit unmefentlichen Zugeftändnifien glaubte man be: 
Ihwichtigen zu können und behandelte im Uebrigen jede Bewegung als 
Aufruhr. Den erften Regungen in Waadt trat das Berner Regiment mit 
Bajonetten, Ausnahmzjuftiz, tiefer Demüthigung der Bevölkerung, rad): 
füchtigen Berfolgungen und harten Strafen aller Art entgegen. Noch blutiger 
verfuhr die Zürcher Stadtariftofratie gegen ihre Gemeinden am See. Am 
fchrediichjten wurde ein Ausbruch in Unterwallis gerächt. Dieß goß neues 
Del ins Feuer und fteigerte die Erbitterung. Unzufriedene und Ber: 
bannte, die fih im Schweizer-Club in Paris fammelten, fchürten die 
Aufregung 'in der Heimat und traten mit den franzöfifchen Revolutions- 
männern in nähere Verbindung. Die Scheu vor fremder Hülfe wich, 
wo allgemeine Freiheit und Verbrüderung lodte, die Herrſchaft der Vor: 
rechte Teinen reinen Vaterlandsſinn auffommen ließ und tödtlicher Haß 
dazu trieb, die Unterthanenbande um jeden Preis zu brechen. Häupter 
der fchmweizerifchen Unzufriedenen entwarfen in Paris eine neue helvetiſche 
Verfafiung, auf Einheit der Republik und Gleichheit der Rechte gebaut, — 
die franzöfifhe Bajonette durchführen jollten. 

Bei dem Kriege der Coalition gegen Frankreich verließ zwar bie 
Eidgenoſſenſchaft die alte Politit der Neutralität nicht und hielt bie 
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friedlichen Beziehungen fo viel wie möglich aufreht. Aber die Sym- 
pathien der Vorrechtler für die monarchiſche Sache konnten fi an feinem 
Orte verhehlen. In einigen der patrizifchen Kantone, voran in dem mäch— 
tigen Bern, trat das Gelüfte unter den Staatsmännern ftarf genug 
hervor, für das Princip des feudalen Europa’s mit in die Schranken 
zu treten. Auch vächte ſich jebt das heillofe Söldnerweien, das dem 
Königthum gegen das Volk diente und den Haß der franzöfiichen Na: 
tton auf die fchmweizerifchen Oligarchien richtete. Die ariftotratiiche und 
die revolutionäre Republik mußten nothwendig in Feindfchaft gerathen. 
Das franzöfiiche Directorium wollte aus ſtrategiſchen wie aus politifchen 
Gründen fi der Eidgenoſſenſchaft vollftändig verfichern und arbeitete 
mit Lit und Gewalt auf dieſes Ziel Hin. Die revolutionäre Diplo: 
matie begann zunächſt ein durchtriebenes Spiel. Auf der einen Seite 
wurden dem ſchweizeriſchen Patriotismus die ſchönſten Vorfpiegelungen 
gemacht, auf der andern Seite die alten Negierungen durch trügerifche 
Verfiherungen getäufcht oder Hingehalten, bis das Directorium alle 
Mittel zum Umfturz in Händen hatte. Der in fich zerriffene, tief auf: 
gewühlte Staatenbund Eonnte den Umtrieben nichts als klägliche Schwäche 
und Nathlofigfeit entgegenitellen. Es fehlte an allem Verjtändnik der 
Zeit und jeglicher Einheit des Willens, um fi zu irgend einer großen, 
gemeinfamen Mafregel aufzuraffen. Kein Kanton traute dem andern; 
jeder fuchte in eigennüßiger Berechnung fein lokales Anterefje mit win— 
zigen Palliativmitteln zu retten. Ruhig jah die Eidgenofjenfchaft zu, 
wie Schritt für Schritt ein Vorwerk nah dem andern fiel und die 
Schweizerifche Grenze gefchmälert wurde. Schon frühe ward der Theil 
des Bisthums Bafel, der deutfches Reichsland war, eine franzöſiſche 
Beute. Bald riß fih das Unterthanenland Beltlin von der Herrſchaft 
Graubündens los und ſchloß fich der cisalpinifchen Nepublif an. Nicht 
lange fo wurde auch der Theil des Bistums Bafel, der zum eidgenöſ— 
fifchen Verbande gehörte, von Frankreich befeßt und dem Nachbarlande 
einverleibt. Endlich rüdten auch franzöfifche Truppen in Waadt ein, 
wo man auf alte Verkommniſſe geftüßt die Vermittlung der großen 
Republik anrief und unter dem Schub ihrer Waffen fi von Bern 
befreite, ohne daß dieſes noch einen ernftlichen Verſuch machen konnte, 
das alte Unterthanenland zu behaupten. Je näher die entfcheidende 
Krifis Fam, defto fichtbarer zeigte fich die eidgenöſſiſche Auflöfung. Zwar 
leiſtete die Tagſatzung unter den größten Feierlichkeiten in Aarau noch 
einmal den alten Bundesſchwur, zu dem man Jahrhunderte hindurch 
ſich nicht mehr hatte einigen können. Aber das Schauſpiel war nichts als 
ein leeres Gepränge, das weder Kraft noch Vertrauen hervorrufen konnte. 
Wenige Tage nachher gingen die Tagherren auseinander, ohne einen 
einzigen großen Entſchluß gefaßt zu haben. Schon ſchritt die Revolution 
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mächtig vorwärts und ein Vorrechtlerregiment fiel nad) dem andern. 
Die Amneftien, die noch in der legten Noth erlaffen wurden, fonnten 
nirgends mehr beſchwichtigen. Sturz der alten Ordnungen und volle 
Gleichheit der Rechte wurde jebt zur Loofung. Die erfte innere Um— 
wälzung gefhah im Kanton Bafel, wo da3 Landvolk fich erhob und 
Unterftüßung bei der Bürgerjchaft der Stadt fand. Freiwillig entäußerte 
ih das Luzerner Patriziat feiner Vorrechte. In wenigen Wochen waren 
faft alle Unterthanenbande gebrochen und die Mehrzahl der Kantone 
umgewandelt. 

Endlich wurde die Art auch an das ariftofratifche Bollwerk in Bern 
gelegt. Nachdem franzöfifche Truppen in Waadt eingerücdt waren, jtellte 
das Directorium immer gebieterifchere Forderungen an Bern und be- 
friedigte fi mit feinen Zugejtändniffen mehr. Bon zwei Seiten rüdten 
franzöfifche Heere gegen die Hauptitadt, um den revolutionären Willen 
zu dictiren. Der Augenblid-war für die alte Eidgenofjenfchaft gekom— 
men, fi auf's Aeußerſte zu wehren oder unterzugehen. Aber die Kraft 
zum MWiderftand war längft gebrochen. Die Glieder gingen unter 
den Ummälzungen auseinander. Don den Bevölferungen begrüßte ein 
Theil die Franzofen als Befreier, ein anderer Theil jah das Verhängniß 
geduldig Heranfommen. Auch wo das Volk ſich unter allen Umftänden 
gegen die fremde Invaſion vertheidigen wollte, fehlte es, bei dem Mi: 
trauen gegen die bisherigen Herren, an aller Einigkeit und nachhaltiger 
Begeifterung. In den Berner Behörden wechſelten Entſchloſſenheit und 
Kampfbegierde mit Kleinmuth und Unterwürfigfeit. Die Verheifungen, 
die in der letzten Stunde gemacht wurden, Fonnten die Kraft, nicht er: 
höhen. Die Einſetzung einer proviforifchen Regierung im Augenblide 
der äußerjten Gefahr brachte die Berwirrung nur auf den höchſten Grad. 
Die Kriegführung verlor von vorneherein alles Vertrauen. In allen 
Reihen hörte man den Ruf „Verrath“. Unter der aufgebotenen Mann: 
ihaft brachen Indisciplin und Meuterei aus. Die zufammengehaltenen 
Truppen jchlugen ſich zwar muthvoll gegen den zahlreicheren Feind. 
Siegreich wurde die eine der beiden vordringenden franzöfifchen Colon— 
nen bei Neuenegg zurüdgemworfen. Auf's Tapferſte ftritt ein Häuflein 
am Grauholz gegen die andere Kolonne. Aber der Widerftand wurde 
hier überwältigt und die proviforijche Negierung capitulirte. Nach einem 
Feldzug von wenigen Tagen konnten die Franzoſen in Bern einziehen. 
Wilde Auflöfung folgte mit Mordfcenen rafender Landftürmer. Ale 
Bande brachen und jede weitere DVertheidigung ward zur Unmöglichkeit. 
So fiel das alte Bern und mit ihm die alte Eidgenoſſenſchaft, nicht 
durch die Uebermacht des Feindes, jondern die innere Zerrijjenheit und 
Fäulniß. Don den Eidgenofjen hatten nur ſchwache Contingente den 
Bernern unentfchloffen im Rüden gejtanden. Was langſam herangezogen 
war, eilte raſch wieder heim (Mär; 1798). 
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Nach dem Siege über Bern wurde die neue helvetiſche Verfaſſung, 
wie ſie in Paris mit ſchweizeriſchen Revolutionsmännern entworfen war, 
ſofort verkündet. Der franzöſiſche Wille, der das eigene Syſtem zur 
Richtſchnur nahm, duldete wenig oder feine Aenderungen. Auch mo 
die alte Ordnung bereits geftürzt war, fträubte man fich gegen dieſe 
Diktatur. Die Franzofen traten als Herren auf, die in der Schweiz 
wie in erobertem Lande hausten. Staalsſchätze wurden geplündert, 
öffentliche Kalfen geleert, Gontributionen auferlegt, Erpreſſungen aller 
Art gemacht und Geifeln abgeführt. Dadurch mehrte fi der Wider: 
willen gegen die Einführung der helvetifhen Verfaſſung. An vielen Orten 
rüftete man fi) zu neuem Kampfe und trat den franzöfifchen Waffen 
entgegen. Erſt die Drohung, daß die Eidgenoſſenſchaft in drei ver: 
ſchiedene Republiken zerjtücelt werde, bewirkte eine allgemeinere Annahıne. 

Doch folgte noch ein blutiges Nachſpiel in der inneren Schweiz, wo 
fih das Volk für feine Landsgemeinden auf's Aeußerſte wehrte. Die 
demofratiihen Kantone waren in ihrer Abgeichlofjenheit nicht weniger 
verſunken, als die ariftofratiihen. Selbſtſüchtig hatten fie ſich am meijten 
gegen alle eidgenöffiihen Verbeſſerungen geftemmt. Hart und rüdfichts- 
(08 übten jie die Herrichaft über ihre Unterthanen aus. Die finftere 
Kirchenzucht ließ kaum einen Lichtſtrahl in die Hütten des Volkes fallen. 
Im entjcheidenden Kampfe hatten die Zuzüger aus den Urfjtänden die 
Berner Eleinmüthig im Stiche gelajjen. Der Widerftand gegen die hel- 
vetiihe Verfaſſung floß daher nicht aus reinem Freiheits- und Unab— 
bhängigfeitögefühl. Der Eifer des Klerus feste für den alten Gewiſſens— 
zwang Himmel und Erde in Bewegung. Aber der Heldenmuth und 
die Aufopferung, mit denen das Volk auch unter engen Begriffen und 
dunklen Borurtheilen gegen die fremde Gewalt tritt und den heimath: 
fihen Boden vertheidigte, erinnerte an die Thaten der Vorfahren und 
zeigte, wie viel die Eidgenoſſenſchaft mit vereinter Kraft und unter ge= 
junderen Zuftänden zur Erhaltung der Selbitjtändigfeit vermocht hätte. 
Erft nach wiederholten Niederlagen und mit den blutigften DVerluften 
fonnten die franzöfifchen Krieger in die Thäler von Schwyz dringen und 
den lebten Widerftand überwältigen. Noch hartnädiger erneuerte das 
Nidwaldner Völtchen den Kampf gegen die Einführung der Verfaſſung 
und düngte feinen Boden mit den Leihen von Taufenden erfchlagener 
Feinde, bis e8 der franzöfifchen Uebermacht unterlag. 
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II. 
Helvetik. 


Nachdem Jahrhunderte hindurch das lockere Band der Eidgenoſſen— 
ſchaft ſich durch Nichts befeſtigen konnte, kein Kanton von feiner Selbft- 
herrlichkeit das Mindeſte abgeben wollte und die eigennützige Zerſplitte— 
rung jeden gemeinſamen Fortſchritt hemmte, — that die Helveiik jetzt den 
Rieſenſprung in einen Einheit sſtaat, der den Boden ebnete und alle 
territorialen Schranken niederrii. Das Föderativfyftem wurde gänzlich 
verlajjen, die Hoheit der einzelnen Stände aufgehoben, die oberfte Herr: 
haft der „Geſammtheit der Bürger” des Einen untheilbaren Staates 
zugeihrieben. An die Spibe des ganzen Landes Fam eine Central: 
regierung mit dem Sitz in Luzern. Die Kantone wurden zu bloßen 
Verwaltungsbezirken. Auch bei diefen blieben nicht überall die bisherigen 
Grenzen; Mleinere Kantone wurden vereinigt, größere zerlegt; mehr 
die geographifche Zufammengehörigfeit als die geſchichtliche Entwicklung 
berüdjichtigt. Das ganze Schweizervoff follte einen einigen Körper bilden, 
die Berfchiedenheit der Verfaſſungen und Gefeßgebungen nicht von ein: 
ander trennen. So weit das helvetifche Gebiet ging, follte auch die 
Heimat reichen und ein gemeinfames Recht beitehen. Alle Unterthanen: 
herrſchaft hörte auf; Vorrechte und Privilegien wurden abgefchafft, Handel 
und Gewerbfleiß von dem alten Zwange erlöst. Mit allen Feudallaften 
juchte die Helvetif gründlih aufzuräumen; Grund und Boden follten 
frei fein, wie der ganze Verkehr, die öffentlichen Steuern mit dem Ver: 
mögen und den Einkünften der Steuerbaren im Berhältniß ftehen. 


Die ganze Staatöform ruhte auf der repräfentativen Demofratie 
mit indirectem Wahlſyſtem, einem Bollziehungsdirectorium, einem Senat 
und einem gefeßgebenden Körper. Um allen Klafjen den Zutritt zu den 
Staatsjtellen zu eröffnen, wurden angemefjene Befoldungen ausgefebt. 
An die Stelle des geheimnißvollen Dunkels kam Deffentlichkeit in die 
Verwaltung. Die Prejfe wurde frei erflärt; das Vereins- und Petiticnz- 
recht gemwährleiftet; uneingeſchränkte Gemwifjensfreiheit anerkannt. Für 
die Bildung des Volkes entwarf man ein umfafjendes Unterrichtsfyften ; 
ſelbſt die Errichtung einer helvetiſchen Hochſchule lag im Plan. Den 
faulen Klöftern jollte der Lebensfaden abgefchnitten werden. Zur Ber: 
theidigung des Landes wurde die allgemeine Wehrpflicht eingeführt. 

Die kurze Zeit diefer Einen und untheilbaren helvetifchen Republik 
war eine Sturm: und Drangperiode, auf der einen Seite voll ſchwerer 
Noth, Leidenfchaftlicher Barteifämpfe und tiefer äußerer Erniedrigung, auf 
der andern Seite voll wohlthätiger Reformen, ſchöpferiſcher Ideen und großer 
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Entwürfe, von denen nur ſo viele unter den Widerwärtigkeiten der Zeit 
nicht Wurzel faſſen konnten, die aber als eine reiche Ausſaat in den 
Boden der Zukunft fielen. Die neue helvetiſche Regierung, die das 
Einheitsſyſtem durchzuführen ſuchte, war von Schwierigkeiten aller Art 
umgeben. Sie hatte mit der bittern Feindſchaft der alten Vorrechtler 
und ſo vielen verletzten Intereſſen und Gewohnheiten zu kämpfen. Auch 
den beſten Grundſätzen ſtellten ſich noch überall Vorurtheile entgegen, 
die von den Gegnern emſig genährt wurden. Bei der bisherigen Aus— 
ſchließung der meiſten Klaſſen von aller Theilnahme an der Regierung 
fehlte e8 der patriotiichen Partei an gebildeten und erfahrenen Männern, 
die den Beamtungen gewachſen waren. Nevolutionärer Eifer mußte oft den 
Mangel an Kenntnijjen und Einſicht in die Verwaltung erjegen. Auch) 
die tüchtigften Kräfte und der befte Wille wurden durch den fortwährenden 
Wechſel der Behörden an einer regelmäßigen und dauernden Wirkſamkeit 
gehindert. Das verwahrloste Volk ftand bei der plößlichen Freiheit allen 
möglihen Aufreizungen offen. Den reactionären Umtrieben mußte vft 
mit gewaltfamen Mitteln entgegengetreten werden, die weiter erbitterten. 
Schwer drüdte auch die Finanznoth auf die Helvetifche Regierung. Die 
Plünderung der Staatsfhäte und öffentlihen Kaſſen beraubten dieſelbe 
von vorneherein der Hülfsmittel. Der Unterhalt der franzöſiſchen Trup- 
pen Eoftete jchweres Geld. Bei der Aufhebung oder dem ganz geringen 
Losfauf der Zehnten und Bodenzinje verfiegte eine der bisherigen Finanz— 
quellen. Unter den fortwährenden Nequifitionen und Einquartirungen 
wurde eine directe Abgabe nur mit Unmillen geleiftet. Die Noth ftieg 
daher auf's Höchſte, bis wieder zur Erhebung der Zehnten und Boden: 
zinfe gefchritten werden mußte. Diefer Fortbezug der Zehnten und 
Bodenzinfe war dann eine der hauptſächlichſten Klippen, an der die neue 
Ordnung fcheiterte. Die Landleute, die fih in ihren Hoffnungen ge: 
täufcht fahen, wurden unzufrieden. 

Vor Allem aber laftete der Fluch der fremden Gewalt auf der hel- 
vetifhen Regierung. Franzöſiſche Waffen hatten die neue Verfaſſung 
größtentheil8 aufgedrängt; franzöfifhe Waffen mußten fie auch ſchützen. 
Dabei fuhren die franzöſiſchen Machthaber fort, die Schweiz wie ein 
erobertes Land zu behandeln. Ihre Werkzeuge walteten gleich römifchen 
Profonfuln und erlaubten ſich jegliche Willführ. Die Drangjale fielen 
gen helvetiſchen Behörden zur Laft und fteigerten den Haß und Wider: 
willen gegen die neuen Zuſtände. Darüber entftanden forimährende 
Unruhen, die wieder von franzöfifchen Waffen unterdrüdt werden mußten. 
Die wenigen helvetifchen Truppen reichten nicht aus, um die Ordnung 
aufrecht zu Halten. 

Das helvetifche Gebiet wurde zwar nach der einen Seite dur) den 
unmittelbaren Anſchluß von Graubünden erweitert, gber nah der qu= 
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dern Seite noch mehr geſchmälert oder geſchwächt durch die Einverleibung 
von Mühlhauſen und Genf in die franzöfifche Republik, die Losreißung 
von Wallis (das zunächſt eine Sonderrepublif unter franzöfifcher Ober: 
boheit wurde) und die gänzliche Entfremdung von Neuenburg. Von 
Aufrehthaltung der Neutralität konnte nicht mehr die Rede fein. Die 
helvetifche Regierung mußte ein Schutz- und Trußbündnik mit Franf- 
reich eingehen und fich verpflichten, mehrere Hülfshrigaden in den Dienft 
Frankreichs oder einer feiner Töchterrepublifen zu jtellen. Bei dem neuen 
Krieg der Alliirten gegen Frankreich mwurbe die Schweiz der QTummel- 
plaß der fremden Heere, die fich auf ihrem Boden die blutigften Schladh: 
ten lieferten. Wo die öfterreichifchen Waffen herrfchten, gewannen die 
Anhänger des Alten wieder freies Spiel. Faſt alle Theile der öftlichen 
Schweiz verfielen für eine Zeit lang der Reaction. Erft nad) dem ent: 
ſcheidenden Sieg der Franzoſen bei Zürich konnte die helvetiſche Ordnung 
im ganzen Umfang wieder hergeftellt werden. 

Aber auf die Dauer konnte fi die Einheitsrepublif nicht befeftigen. 
Die Behörden ſelber hatten Feinen regelmäßigen Beitand. Bald war es 
da3 franzöfiiche Machtgebot, bald die innere Unzufriedenheit, die zu Ver: 
änderungen drängten. In der kurzen Periode von noch nicht fünf Jah: 
ren folgten fich vier mehr oder weniger gewaltfame Staatsjtreiche oder 
Ummälzungen. Zmeimal verfuchte man die ganze Verfaſſung zu er: 
neuern. Nur während der beiden erjten Nahre konnte fich das ftrenge 
Einheitsſyſtem halten. Dann mußten die entfchiedenen Revolutions— 
männer weichen und gemäßigten oder ſchwankenden Elementen Plat 
machen, die ſich wieder dem Föderativſyſtem zuneigten. In der zweiten 
Berfaljung wurde bereit3 ein bedeutender Schritt zur Kantonaljouveräni- 
tät gethan. Noch folgte indek ein Gegenftoß von den Freunden der 
Einheit. Im der dritten Berfafjung wurde die Gentralität wieder etwas 
geftärft. Aber diefe Verfafjung wurde nur noch mit dem äußerften 
Widerjtreben angenommen, 

Die Feinde der Helvetif rüfteten jich jetzt zu einer Contrerevolution. 
Unter dem Namen einer ſchweizeriſchen Verbrüderung organifirte ſich 
eine Verf hmwörung, die ſich über faft alle Theile der Schweiz verbreitete. 
Der Hauptfi war in dem ariftofratifchen Bern, von wo die Sendlinge 
nad allen Seiten ausgingen, um das Volk aufzumiegeln. Gelder, die 
von einzelnen Mitgliedern der alten Berner Regierung den helvetifchen 
Behörden unterfchlagen worden waren, gaben die Mittel. Es wurde 
Finanz: und Religionsgefahr gepredigt, wenn man die helvetiche Re— 
gierung länger beftehen Lafje, dagegen Abgabenfreiheit in Ausficht ge: 
jtellt, jobald die alten Regierungen wieder eingeführt würden. Bon den 
Eleinen Kantonen jollten die erjten Schritte ausgehen, damit es den 
Schein gewänne, als würde für die Wiedereroberung verlorener Freiheit 
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und nicht für die Wiederherſtellung aufgehobener Vorrechte gekämpft. 
Der Klerus war dort der erbittertſte Gegner der Helvetik, der das Feuer 
aus allen Kräften ſchürte. 

Unterdeß ſpielte die Diplomatie des Conſuls Bonaparte, der jetzt 
mit mächtiger Hand über Frankreich herrſchte, fortwährend eine doppelte 
Rolle in Bezug auf die Schweiz. Bald begünſtigte ſie die eine, bald 
die andere Parthei; half den Föderaliſten wie den Unitariern bei ihren 
Staatsſtreichen. Die helvetiſche Regierung ſollte zu keiner Ruhe kommen. 
Die Verwirrung lag ſichtbar im Plane des großen Conſuls, um über 
die Geſchicke der Schweiz unbedingt gebieten zu können. Auch die Contre— 
revolution wurde bis zu einem gewiſſen Grade ermuthigt. Die alten 
Ariſtokraten bewarben ſich ſo gut wie die helvetiſchen Patrioten um die 
Gunſt des fremden Machthabers. Als die Gährung ſchon bedenklich 
ſtieg und alle Fäden zu einem Aufſtande geſponnen waren, ließ der 
Conſul die franzöſiſchen Truppen plötzlich aus der Schweiz abrufen, 
unter der trügeriſchen Verſicherung, daß ihm Alles daran gelegen ſei, 
dem Lande die volle Unabhängigkeit zu gewähren. Dies brachte die 
Reaction zum vollen Ausbruch. Die helvetiſche Regierung, ihrer Stütze 
beraubt, in ſich zerriſſen, von keiner entſchiedenen Parthei mehr getragen, 
ſtand kraftlos da, ohne die nöthigen finanziellen und militäriſchen Mittel. 
In den demokratiſchen Kantonen wurde der Anfang gemacht mit Ab— 
haltung von Landsgemeinden, Wiedereinführung der alten Landbücher und 
Einſetzung von Sonderregierungen. Die ſchwachen helvetiſchen Truppen, die 
gegen die Erhebung marſchirten, wurden von den Nidwaldnern überfallen 
und geſchlagen. Die Widerſetzlichkeit verbreitete ſich weiter. Die Bürger: 
ſchaft von Zürich weigerte ſich, helvetiſche Truppen aufzunehmen; ver— 
geblich wurde die Stadt wiederholt bombardirt. Das Berner Patriziat 
raffte alle Kräfte zuſammen, um einen entſcheidenden Schlag zu führen. 
Zum Theil mit Hülfe gekaufter Söldlinge bildete ſich eine Inſurrektions— 
armee. Es entſtand der ſogenannte Stecklikrieg. Die Inſurgenten 
rückten mit ihren Knitteln vor die Stadt Bern, ehe der helvetiſche Gene— 
ral von Zürich her zu Hülfe kommen konnte. In den helvetiſchen Be— 
hörden ſelbſt ſpielte Verrath. Ohne allen Widerſtand ging die Regierung 
eine ſchimpfliche Capitulation ein und zog ſich mit ihren Truppen nach 
Freiburg und Waadt zurück, wo ſie noch den einzigen Halt fand. Der 
größte Theil der Schweiz fiel von der Helvetik ab. Ueberall bildeten 
ſich neue Regierungen, die mehr oder weniger in die Vergangenheit zu— 
rückſteuerten. Am ſtarrſten war die Berner Ariſtokratie verſeſſen, ihre 
ganze alte Macht und Herrlichkeit wieder herzuſtellen. Kaum hatte ſie 
das Ruder ergriffen, ſo ſetzte ſie ein außerordentliches Kriminalgericht 
nieder, und erließ ein drakoniſches Strafgeſetz, das Alle, welche ſich 
gegen die wiederhergeſtellte Ordnung verbänden, mit dem Tode he— 


— 


drohte.*) In Schwyz verſammelte ſich die Tagſatzung der alten Eid— 
genofjenfchaft wieder, die zwar zum Schein noch eine Rechtsgleichheit 
aufrechthalten und aud im Bunde etwas größere Gentralität laſſen 
wollte. Gontingente wurden aufgeboten, um der helvetifchen Regierung 
den legten Stoß zu verſetzen. Schon fah ſich diefe auf's Aeußerſte be— 
drängt. Da trat der Machtipruch des franzöfiichen Konfuls dazwischen. 
Nachdem er felbjt die Verwirrung auf's Aeußerſte geſchürt hatte, rief er 
jest den Eidgenofjen mit jchneidendem Vorwurf zu: „Ahr habt drei 
Jahre lang mit einander gejtritten, ohne euch zu verftehen; wenn man 
euch Länger euch jelbit überläßt, jo werdet ihr euch noch andere drei 
Jahre unter einander umbringen, ohne. euch befjer zu verftehen. Eure 
ganze Geſchichte ift ein Beweis, daß eure innerlichen Kriege nie ohne 
die wirffame Dazwiſchenkunft Frankreichs beendigt werden konnten.“ 
Demzufolge erklärte jich der Conſul als diktatorifcher Vermittler. Der 
Tagfakung und allen neuen Behörden wurde geboten, fi aufzulöfen. 
Die Infurreftion ſollte die Waffen niederlegen und die helvetifche Orb: 
nung einftweilen wieder anerfannt werden. Schnell änderte fich jett die 
ganze Scene. Die Tagſatzung machte zwar einen Augenblid Miene, 
jich zu widerſetzen. Aber von Neuem rückten franzöfiihe Truppen in 
die Schweiz. Unter der Fahne der alten faulen Zuſtände fonnte man 
an Feine nationale Erhebung zur Abwehr der fremden Einmiſchung 
denken. Die Mehrheit des Schweizervolks war wohl des Einheits- 
ſyſtems überdrüffig und jchaarte fich nicht um die helvetiiche Regierung, 
aber fie wollte feine Reaktion, die alle Errungenfchaften wieder bedrohte. 
Der Tagſatzung blieb nichts übrig, als jich aufzulöfen, und die ganze 
Inſurrektion ftob auseinander. Die helvetifche Regierung konnte wieder 
in Bern einziehen (Dftober 1802). 


II. 
Die Mediafion. 


Aber die Tage der Helvetif waren jet gezählt. Mit ihren großen 
Keen und Entwürfen war fie der Zeit weit vorausgeeilt. Unter den 
Schreden des Krieges und den blutigen Wirren Eonnte von ihren 
Schöpfungen fo wenig zur Entfaltung fommen. Fortwährend reagirten 





*) Siehe Hodler, Gejchichte des Berner Volkes. Neuere Zeit. S. 166. 
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die alten Intereſſen, die hergebrachten Gewohnheiten, die getäuſchten 
Hoffnungen. Der ganze Umſchwung war kein freiwilliger geweſen. Auf 
den entſchiedenſten Vertretern der Umwälzung laſtete immer der Vorwurf 
unbedingter Hingebung an den franzöſiſchen Willen. Auch die äußere 
Gewalt, die das Gebäude ſtützte, änderte ihren Sinn und ließ die hel— 
vetiſche Einheit fallen. Aus der Hand des mächtigen Gebieters und 
Vermittlers ſollte die Schweiz eine neue Verfaſſung erhalten. Schweize— 
riſche Abgeordnete mußten nach Paris wandern und hier ihre Wünſche 
und Anträge vorbringen. 

Der Plan Napoleons war, die ſtreitenden Principien auszugleichen, 
die Partheien fo viel wie möglich zu verföhnen und jeder neuen Agitation 
den Faden abzujchneiden. Er rechnete auf die Müpigfeit des Volkes, 
das ſich nach den tiefen Erfhütterungen nah Ruhe fehnte, und hoffte 
die neue Drdnung fo zu geftalten, daß fich diefe ohne den unmittelbaren 
Beiltand franzöſiſcher Bajonette qufrechthalten Tief. Bei der Ber- 
jchiedenheit der Spraden, Sitten und Confeffionen fah ev eine Gleich 
förmigfeit in den Einrichtungen als naturwidrig an. Das alte Bun: 
desſyſtem ſchien ihm für die Schweiz allein zuträglid, doch ohne Unter: 
thanenländer, mit größerer Gemeinjfamfeit und erweiterter Bundesgemalt. 
Den Schwerpunkt fuchte er in den alten Demofratien mit ihrem Lands— 
gemeindeiyftem, in meldem am wenigften Bewegung lag. An den 
Ariftofratien gefiel ihm die ftvenge Ordnung und Autorität, aber größere 
Gleichheit der Rechte hielt er für abfolutes Bedürfnig und den Patriziern 
traute er wegen ihrer Anhänglichfeit an Defterreih nicht. Dem unab: 
bängigen Freiheitsgefühl wollte er feinen lebendigern Sporn geben. Jedes 
aufgeregte öffentliche Leben war ihm zumider. Das ganze Heil follte 
die Schweiz im engen Anflug an Frankreich ſuchen. Selbſtſtändigkeit 
und Neutralität follten blos dem Namen nach beftehen, in Wirklichkeit 
die franzöfifche Politik unbedingt gebieten... 

Die Grundzüge der Vermittlung trug der große Feldherr und Ge- 
jeggeber Tängft in feinem Kopfe, ehe die ſchweizeriſchen Abgeordneten 
nad Paris kamen. Er berief diefe, um fie anzuhören, nit um ihnen 
einen Entjcheid einzuräumen. Der Stern Napoleons war damals auf 
jeiner Höhe und flößte neben der Furcht noch größeres Vertrauen ein. 
Seine herrſchſüchtigen Zwecke wußte er Elug unter dem Schein uneigen- 
nützigen Wohlwollens zu verbergen. Das imponivende Welen, die tiefe 
Kenntnig der Verhältnifje, der Zauber feiner Unterredungen zwangen 
auch diejenigen zur Achtung, die von der Vermittlung wenig Gutes 
erwarteten. Ein leijes Wort von Bereinigung mit Frankreich ſchnitt 
jeden ernftlichen Widerſpruch ab. Die jchweizerifchen Abgeordneten moch- 
ten fich in der Conſulta über Einheitsfyitem und Föderativfyften ftreiten, 
oder in der Antichambre ihre einzelnen Anliegen vorbringen: in der 
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Hauptſache war Alles fertig und nur im Einzelnen konnte der Entwurf 
modifizirt werben. Als alle Meinungen angehört waren, wurde die 
Bermittlungsafte in feierlicher Audienz verfündigt, ohne daß jich noch 
Einwendungen machen ließen. Außer der Bundesverfaffung waren in 
diefer Akte auch die Kantonalverfafjungen vorgejchrieben. Der Ber: 
mittler ernannte nicht nur den erjten Yandammann des neuen Bundes 
mit außerordentlihen Vollmachten bis zur Eröffnung der Tagfabung, 
fondern auch die Vorſteher der erften Regierungscommiffionen in den 
Kantonen. Demüthig, wie die fchweizerifchen Abgeordneten nad) Paris 
gefommen waren, mochten fie mit dem oftroyirten Geſchenk wieder in 
ihre Heimat gehen. Der eigene Wille des Schweizervolkes hatte nichts 
zu entjcheiden. Keine Parthei erhielt was fie wünfchte, aber auch feine 
war ganz zurüdgemiejen. Einer mweitern Gewalt, um die Vermittlung 
zur Anerkennung zu bringen, bedurfte e8 nicht. Schmeigend Flammerte 
ih Alles an den Rettungsbalten, den Napoleon — wie er fich felbit 
ausdrüdte — den Schiffbrüchigen darbot, um fie nicht in den Abgrund 
finfen zu laſſen. Eine Amneſtie Töfchte die Erinnerung an die lebten 
Wirren aus. Die franzöfiichen Truppen konnten zurüdgezogen werben, 
nachdem fie eine Zeit lang wieder al3 Eroberer gewaltet hatten. Die 
Schweiz war fih von num an felbft überlafjien, aber unter der Ober: 
vormundjchaft eines ftrengen Gebieters (März; 1803). 

Die octroyirte Acte war von Seite des Vermittlers unzweifelhaft 
ein Werk kluger Berechnung, das in mancher Beziehung den Bedürf— 
nijjen der Schweiz entſprach und die leidenfchaftlichen Kämpfe für eine 
Zeit lang befeitigen Fonnte. Wenn es auch die Principien vermengte 
und den Boden der helvetiſchen Einheit verlief, fo hielt es doch eine 
Reihe der wichtigjten Errungenfhaften aufrecht und verbejierte das alte 
Bundesfyftem in weſentlichem Maße. Keine Unterthanenherrſchaft fehrte 
zurüd. Die Vorrechte der Orte, der Geburt, der Perfonen oder Ya: 
milien blieben aufgehoben. Der Schweizerbürger behielt das Recht, in 
jedem andern Kanton ſich miederzulaffen und frei fein Gewerbe zu trei— 
ben. Auch die politischen Rechte durfte er ausüben, wo er feinen Wohn: 
is nahm. Die Kantone Fonnten im Verkehr nicht gegen einander 
jperren. Außer Weg: und Brüdengeldern durften im Innern der Schweiz 
feine Zollgebühren erhoben werden. Jedes Bündniß eines Kantons mit 
einem andern oder einer auswärtigen Macht war unterjagt. Die kan— 
tonale Regierung, die fich gegen ein Defret der Tagſatzung auflchnte, 
konnte vor ein peinliches Gericht gezogen werden. Gegen Verleßungen der 
Bundesverfafjung oder der befondern Verfaflungen war die Bundesgemwalt 
befugt einzufchreiten. Zur Herftelung von Straßen, Wegen und Flüffen 
durfte die eidgenöfliiche Behörde dringende Arbeiten anordnen. Den 
Kantonen — mit Ausnahme der alten demofratiihen Kantone, wo das 
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Landsgemeindeſyſtem mit wenigen heilſamen Verbeſſerungen wieder auf— 
lebte — wurden Repräfentativverfafjungen gewährt, nach denen die ge— 
feggebende, richterlihe und vollziehende Gewalt getrennt und alle Re: 
gierungsftellen einer periodifchen Erneuerung unterworfen waren. 

Ale diefe Beftimmungen waren mehr oder weniger Früchte ber 
Revolution, die in der Vermittlung ihre Beftätigung fanden. Aber auf 
der andern Seite wurden auch manche mwohlthätige Grundfäße der Hel: 
vetit gebrochen oder gänzlich abgeſchwächt. Die Kantonalfouveränität 
erhielt wieder einen weiten Spielraum und die örtliche Selbjtfucht wurde 
mehr al3 nöthig gewedt. Die Bundesgewalt war hauptfächlich in dem 
Sinne geftärkt, um Ordnung im Innern aufrechtzubalten, weniger um 
die Rechte der Bürger wirkſam zu [hüten und eidgenöffifche Schöpfungen 
hervorzurufen. An die Spite der Schweiz kam feine ftehende Bundes: 
vegierung. Die eidgenöffiiche Bollziehungsbehörde mußte von Jahr 
zu Jahr dur ſechs verfchiedene Direktorialorte wandern. Der 
jeweilige Schultheiß oder Bürgermeifter des Direktorialfantons erhielt 
al3 Landammann eine unter Umftänden faft dictatorifche perfönliche Au: 
torität. In dem Landammann konnte ſich der Vermittler gewiſſermaßen 
ſelber wieder als nationalen Chef der Schweiz ſehen. „An ihn lehnte 
er ſich, wenn Gefahren aufſtiegen; auf ihn berief er ſich, um feinen 
Verfügungen Nachdruck zu geben; mit deſſen Zorn drohte er den Wider: 
ſpenſtigen.“) Den Fleinern Kantonen wurde wieder ein ungebührliches 
Gewicht eingeräumt. Die fechd größten Kantone, die über 100,000 
Einwohner zählten, erhielten bloß je eine Stimme mehr in der Tag: 
fagung. Das Schmweizervolt fand feine Vertretung. Die Gefandten 
der Kantone ftimmten in alter Weife nach Snftructionen. Die Gefep: 
gebungen konnten wieder in bunter Mannigfaltigfeit auseinander gehen und 
fein gemeinfames Recht ſich weiter ausbilden. Dringende eidgenöffiiche Re: 
formen mußten wieder am Kantönligeift fcheitern. Unmöglich war es, 
zu einer ordentliden Organifation des eidgenöffiihen Wehrweſens zu 
fommen. Der Vermittler wollte nicht, daß in diefer Beziehung die 
Schweiz erftarfe. Dagegen waren die Militärfapitulationen wieder ge: 
ftattet und dem Fremdendienſt Thür und Thor geöffnet. Für Preßfrei— 
heit, Vereinsrecht und Religionsfreiheit fehlten die nöthigen Garantieen. 
Die Klöfter konnten wieder aufleben, wenn jie auch nicht förmlich ges 
fihert waren. In den Kantonen beruhten die Repräfentativverfafjungen 
noch auf ziemlich engen Grundlagen. Die politifche Rechtsgleichheit war 
nicht mehr unbedingt durchgeführt, ſondern den Hauptſtädten, wo biefe 
früher den Kanton beherriht hatten, wieder ein gemiljer Vorzug einge: 

*) Siehe Dr. Bluntſchli, Geſchichte des ſchweizeriſchen Bundesrechts 
Bd. J., S. 476. 
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räumt. Ein Genfus beſchränkte die Wahlfähigkeit und noch mehr die 
Wählbarkeit. 

Die Frage über die Zehnten und Bodenzinje, die während der 
Helvetik fo verhängnißvolle Phaſen durchzumachen hatte, ſchnitt auch 
jetzt wieder tief ein. Die Erſchwerung des Loskaufs nebſt andern Kla— 
gen rief gleich im Anfang eine Gährung im Kanton Zürich hervor, die 
zu einer bedenklichen Empörung wuchs, indeß durch die ſchnellen eidge— 
nöſſiſchen Maßregeln niedergeſchlagen wurde und mit blutigen Exekutionen 
endigte. 

Mit Ausnahme dieſes Aufruhrs, der die Ordnung in den erſten 
Monaten ſtörte, genoß die Eidgenoſſenſchaft unter der Mediation einen 
faſt zehnjährigen innern Frieden. Die Wunden, die durch die revo— 
lutionären Stürme und fremden Gewaltthätigkeiten geſchlagen worden, 
konnten allmälig heilen, die Kräfte des Landes ſich erholen, Handel und 
Gewerbe wieder aufathmen. Die fortwährenden Einquartierungen und 
Verpflegungen der franzöſiſchen Truppen hörten auf. Während Europa 
im Weltkampfe lag, war die Schweiz frei von der unmittelbaren Noth 
und Laſt des Krieges. Die Behörden ſahen ſich nicht mehr dem be— 
ſtändigen Wechſel ausgeſetzt; das ganze Staatsweſen kam wieder in einen 
geregelten Gang. Keine Parthei vermochte die andere zu unterdrücken; 
die Geiſter der alten Zeit mußten ſich in ihren kraſſeſten Gelüſten ge— 
dulden; die der Neuzeit mußten mäßig an ſich halten. Auf das Drängen 
und Toben der Helvetik folgte eine mildere Zeit. Die Eidgenoſſen 
mochten ſich wieder zu brüderlihem Zuſammenwirken vereinigen. Der 
Gedankenaustaufh wurde erleichtert und der Wetteifer mannigfah an: 
geregt. Induftrie und Gewerbe gewannen durch freie Niederlafjung und 
freien Verkehr. Der fteigende Wohlftand hob das Nolfsgefühl; ed wur: 
den lohnende Fortichritte im Schulwefen gemacht; Peſtalozzi's und Fellen: . 
berg’3 Ideen für eine edlere Menfchenerziehung konnten Blüthen treiben; 
gemeinnüßige Geſellſchaften ftifteten wohlthätige Anftalten und durd) die 
Bemühungen Konrad Eſcher's von der Linth fam das erſte National: 
werf, der Linthfanal, zu Stande, 

Aber bei allen Segnungen des innern Friedens war der Zuftand _ 
während der Mediation doch fein gefunder. Auf der Eidgenofjenichaft 
blieb ein ſchwerer Zwang laften. Nur mit Miderjtreben waren die 
Partheien an einander gebunden. Die Mafje der Bevölkerung gerieth 
in politiſche Apathie und Iullte jich in trügeriiche Sicherheit ein. Das 
nationale Selbſtbewußtſein war gelähmt; Die Anerkennung der Schmeiz 
als unabhängiger Staat ftand blos auf Papier. Der Zeiger der ganzen 
fchmeizerifchen Staatsuhr wies fortwährend nach Paris; fein Wink des 
Vermittlerd durfte unbeachtet bleiben; Die Magiftrate mußten fi in 
höfifher Unterwürfigkeit üben. Die Neutralität ging nicht weiter als 
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dem mächtigen Gebieter gefiel. Außer einer Defenfivallianz mußte von 
vorneherein ein Blutvertrag eingegangen werden, der franzöfifchen Wer— 
bungen (bis zu 16,000 Dann) allen Vorſchub leiftete. Schweizeriſche 
Krieger kämpften wie ehemals auf allen Schlachtfeldern für den Ruhm 
und die Vergrößerung Frankreichs. Dagegen wurde die Vertheidigung 
deö eigenen Landes vernachläfligt. Der Vermittler wollte feine ftarfe 
eidgenöfliiche Armee. Das Gefühl der Schwäche follte die Schweiz in 
Abhängigkeit erhalten. Der bloße Verſuch, einen eidgenöffischen General: 
ſtab nebjt einer eidgenöſſiſchen Militärfhule und Kriegskaſſe zu bilden, 
wurde hintertrieben. Der ganze Gentralmilitärdienit Foftete in Friedens: 
zeiten nur einige hundert Franken! 

Mit der wachſenden Herrſch- und Eroberungsſucht Napoleons wurde 
auch die Bormundfhaft von Jahr zu Jahr drüdender, die Forderungen 
härter, die Befehle gebieteriiher. In den unaufhörlichen Kriegen lich: 
teten fich die Reihen der fchweizerifchen Negimenter im Dienfte des Kai: 
ſers. Nur mit Mühe konnte das geforderte Blut geliefert erden. 
Die Werbungen wurden zu einer unerträglichen Laft. Handel und In— 
duftrie litten unter dem fchweren Drud der franzöfiichen Berbote. Die 
ſchweizeriſche Grenze wurde immer enger eingefehnürt und ihre Antegri: 
tät verlegt. Wallis, das noch zum Schein als eigene Republik beftand, 
wurde dem Kaiſerreich ganz einverleibt; Neuenburg zu einem franzöfi- 
ſchen Vafallenftaat gemadt; das Dappenthal ohne die verfprochene Ent: 
Ihädigung in Beſitz genommen; endlich felbit ein Theil von Teffin mit 
franzöfifchen Truppen und Zollbeamten beſetzt. Zuletzt, wo in Europa 
ein Land nah dem andern in den unerfättlichen Schlund fiel und alle 
Völker unter dem Wagen des Eroberers in den Staub getreten wurden, 
mußte auch die Schweiz das Schickſal vor Augen haben, von dem Welt: 
reiche verſchlungen ıfnd in eine einfache Provinz verwandelt zu werben. 

Da fiel der Vermittler von feiner ſchwindelnden Höhe plößlich Hin- 
unter. Nah der Kataftrophe in Nufland und der Völkerſchlacht bei 
Leipzig wälzten ſich die verbündeten Heere gegen Frankreich. Die 
Schweiz war eine der Pforten, durch die fie ihren Weg zu nehmen ſuch— 
ten. Auf dem Papier ftand die Neutralität, die nur den Zwecken Na: 
poleond gedient hatte. In der trügeriichen Sicherheit unter dem fremden 
Schirm war die Schweiz ohnmäcdhtig geblieben. In der entjcheidenden 
Krijis fehlte alle nationale Kraft. Die große Mehrheit des Wolfes 
wollte den ſchweizeriſchen Boden unverfehrt erhalten und den fremden 
Heeren den Durchzug verwehren. Mit dem Sturze Napoleons hoffte 
man von dem franzöfiihen Drude erlöst zu werben, ohne ſich einer 
andern Gewalt zu unterwerfen. Was die Mediation Gutes gebracht 
hatte, follte nicht vernichtet werden und nur der eigene freie Wille wieder 
zur Geltung kommen. Aber es gebrach an aller Aufopferung und Ent: 
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ſchloſſenheit, um die Neutralität gegen den Andrang der fremden Heere 
energifch zu vertheidigen. Unter der faulen Ruhe war der Boden ber 
Behörden wieder vielfah von den alten ariltofratiichen (Slementen unter: 
böhlt worden. Einer verhältnigmäßig Heinen reactionären Faction, die 
mit den Alliirten in verrätherifche Verbiadungen trat (Waldshuter Ver: 
rath), konnte es gelingen, Alles zu lähmen und die drohende Heeres: 
macht zum Umfturz der ganzen bejtehenden Ordnung zu benugen. Wohl 
faßte die Tagſatzung den feierlichen Beſchluß, die Neutralität mit allen 
zu Gebote ftehenden Mitteln zu handhaben, die Freiheit und Unab: 
bängigfeit des Baterlandes zu bewahren, die bisherige Verfaſſung zu 
erhalten und das Gebiet unverlegt zu behaupten. Wohl zeigten ſich 
die Großen Räthe bereit, zur Vertheidigung des Landes alle Mittel zu 
bewilligen. Aber den Beſchlüſſen konnte kein wirklicher Nachdruck verliehen 
werden. Bei der Gewöhnung, ji unter fremdes Machtgebot zu fügen, 
und der Zweideutigkeit jo vieler Staat3männer, war e3 den Umtrieben 
der alten Vorrechtler möglih, alle erniten Anftrengungen zu vereiteln. 
Der Landammann der Schweiz, der in der Stunde der Gefahr eine 
ausgedehnte Gewalt in Händen hatte, gab diplomatifchen Einflüfterungen 
und Drohungen Gehör, ohne ſich zu einer durchgreifenden Politik er— 
heben zu fünnen. Bon einem begeifterten Aufruf an die Nation, von 
einem großen und allgemeinen Aufgebot war feine Rede. Bei der Ver: 
nachläſſigung des Wehrweſens ftanden auch nur ſchwache Streitkräfte 
zur Verfügung. Die ganze Kriegsleitung hatte nur halben oder ſchlech— 
ten Willen. Der eidgenöfjifhe General jah die äußerſte Gegenwehr ala 
verderblid an. Die Truppenförper wurden an die Grenze gefchoben, 
um zu Fapituliren, nicht um zu ftreiten. Alles unterlag den verräthe: 
riſchen Impulſen einer geheimen Verf hmwörung oder den lähmenden Ein: 
flüflen einer fchwanfenden und furchtſamen Politi. So fam «8, daß 
die Grenze geöffnet wurde, ohne daß ein einziger Schuß zur Verthei— 
digung der fo feierlich verfündeten Neutralität abgefeuert wurde. Ber: 
geben3 war der Grimm der Milizen, die willig zu den Fahnen eilten 
und die Ehre der Nation Ichmählich geopfert fahen. Die Kolonnen der 
Alliierten konnten ſich ungehindert über den jchweizerifchen Boden wälzen. 
(Dezember 1813.) 

Mittlerweile hatte die Diplomatie der verbündeten Mächte ein dop— 
peltes Spiel getrieben. Auf der einen Seite verjicherte man in die 
innern Augelegenheiten der Eidgenoffenfhaft ſich nicht einmijchen zu 
wollen, auf der andern Seite munterte man zum Umfturz ber bejtehenden 
Ordnungen auf. In letzterem Sinne war befonders3 das öſterreichiſche 
Kabinet thätig. Ein Sendling desſelben (Senft-Pilſach) trat in Bern 
mit offenen Drohungen auf und verlangte die unbedingte Abdankung 
ber Mediationsregierung. Sofort erhob die alte ariſtokratiſche Parthei 
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ihr Haupt und umlagerte die Räthe mit reactionärem Geſchrei. Die 
Behörden, halb kraftlos, Halb von verrätherifchen Fäden umfponnen, 
fträubten fi einen Augenblid, aber jobald die alliirten Truppen die 
Grenzen überfhritten hatten und ein Vortrab in Bern angelangt war, 
gaben jie allen Widerftand auf und legten ihre Gewalt in die Hände 
der alten „Räth und Burger” von Bern. Das Volk war durch die 
Nähe der fremden Bajonnette eingefchüchtert oder Tieß in dumpfer Ruhe 
die Reaction über fich ergehen. Damit war die Lofung zum Umjturz 
und zu neuer Verwirrung gegeben. Schnell folgten ähnliche Streiche 
in den andern patriziihen Kantonen. Die Ländler gingen wieder Hand 
in Hand mit den Ariftofraten. Ueberall loderte die Flamme des alten 
Parteizwiftes wieder hoch auf. E3 folgten Stöße und Gegenftöße, Verſchwö— 
rungen und theilweife Bürgerkrieg. In Graubünden ſuchte eine Fae— 
tion fogar den Kanton wieder ganz von der Eidgenofjenfchaft loszu— 
reißen. Das bejtimmte Verlangen der alliirten Mächte, daß fich die 
Schweiz von der Vermittlungsacte losfage und neu Fonftituire, ſchürte 
das Teuer. Nirgends konnte fich der bisherige Zuftand ganz halten; 
eine Mediationsregierung nad der andern mußte weichen und auch die 
Tagſatzung erflärte die Mediationsverfaflung als erlojchen. 

Aber bei der Frage über die Neugeftaltung der Schweiz gingen 
jetst die Kantone in Hader und Zwietracht auseinander. Während die 
patriziihen Kantone in Verbindung mit den Demofratien wieder ganz 
in die Vergangenheit zurüditeuern und von den Errungenfchaften der 
Revolution wenig oder gar nichts übrig laffen wollten; während ins: 
befondere Bern die Hand gierig nad der alten Herrſchaft außftredte 
und mit Ungeftüm Waadt und Aargau zurüdforderte, Hatte der Um: 
ſchwung anderswo .einen weniger reactionären Charakter, fuchten fich die 
jungen Kantone für ihre bedrohte Eriftenz zu wehren und nahmen einige 
von den alten Städtefantonen, Zürich voran, eine vermittelnde Stellung 
ein. Hier fchaarte man fih um die Eidgenofjenfchaft der neunzehn Kan: 
tone, wie fie aus der Mediation hervorgegangen war; dort wollte man 
auf den alten 13örtigen Bund mit feinen Unterthanenverhältniffen zu: 
rüdgehen. Der Riß ging fo weit, daß fich zwei Tagſatzungen gegen— 
überftanden. In Luzern verfammelten fi die acht alten Drte Schwyz, 
Uri, Unterwalden, Zug, Bern, Freiburg, Solothurn und Luzern; in 
Zürich tagten die fünf alten Orte Zürich, Bafel, Glarus, Schaffhaufen 
und Appenzell, nebjt den jechd neuen Kantonen Waadt, Aargau, Thur- 
gau, St. Gallen, Graubünden und Tefjin. Die Schweiz war wieder 
auf den Punkt gelangt, wo fremdes Machtgebot dazmwiichentreten und 
über das Schickſal beftimmen mußte. 

Die Diplomatie der allürten Mächte ging in ihren Abfichten auf 
die Neugeftaltung der Eidgenofjenihaft anfangs auseinander, indem 
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man von der einen Seite der ausfchweifendften Reaction Vorſchub Leiftete, 
auf der andern Seite den feit der Revolution gefhaffenen Berhältniffen 
größere Rechnung tragen wollte. Am Ende drang die ruffiihe Politik 
durch, die es damals in ihrem Intereſſe fand, ſich einen gemifjen libe— 
ralen Schein zu geben. Die alliirten Mächte erklärten vereint und 
fategorifh, dak fie nur die Verfammlung ſämmtlicher neunzehn Kantone 
als die rechtmäßige Vertretung der Schweiz anerkennen würden. Diefem 
Entſcheid mußte fich die Gegentagſatzung in Luzern fügen. Am 6. April 
1814 war die Tagſatzung in Zürich wieder vollftändig von allen neunzehn 
Nantonen beſchickt. Aber bei Berathung des neuen Bundesvertrags brach 
der Hader von Neuem aus. Die Gelüfte der äußerjten Reaction woll— 
ten fich nicht zur Nuhe begeben. Die Anſprüche von Bern auf Waadt 
und Nargau hörten nicht auf. Auch anderswo fonnte man die ehemalige 
Herrihaft über abgelöste Landestheile nicht vergefjen. Meht als ein- 
mal drohte Bürgerkrieg. Waadt und Aargau mußten wiederholt gegen 
Ueberfall von Bern rüften. Die demofratifchen Kantone widerſetzten 
ih auch der Heinften Beichränfung der Kantonaljouveränität. Ver: 
gebens erhob Zürich feine mäßigende Stimme. Ein Entwurf, der nad) 
vier Monaten zu Ende berathen war, konnte bei feiner Mehrheit von 
Ständen Annahme finden. Immer von Neuem mußten die Vertreter 
don Preußen, Defterreih und Rußland ſich in’s Mittel legen und auf 
Beichleunigung der Conftituirung dringen. Uber auch als der Bundesent- 
wurf endlich in feinen organifchen Beitimmungen von den meiften Kantonen 
angenommen war, bildeten die territorialen Streitigkeiten noch einen 
feindlichen Gegenfat und waffneten junge und alte Kantone gegen ein: 
ander. Den Eidgenoſſen war es nicht möglih, unter fich ſelber zur 
Verftändigung zu kommen. Benollmädtigte mußten an den Wicner 
Congreß berufen werden, um bier den Zank fchlichten zu laſſen. Doch 
ein Mondt nad) dem andern verging, ohne daß die Sache zum Aus- 
trag kommen fonnte. Den jcehmweizerifchen Bevollmächtigten wrbeiteten 
ſchweizeriſche Sonderdiplomaten entgegen. 

Der Congreß felbft war über die großen Fragen bei der Neuge— 
ftaltung von Europa nicht einig und fing an, ſich in feindliche Lager 
zu fralten. Da ſchlug die plößliche Nachricht von der Landung Napo: 
leons in Frankreich mie ein Donnermwetter in die hohe Berfammlung. 
Die neue gemeinſame Gefahr brachte den Hader zum Schiveigen. Auch 
die Schweizerische Angelegenheit wurde jett erledigt. Der Kongreß flug 
einen Vergleich dor, den die Tagfabung annahm. Darnac wurde der unver: 
legte Beitand ber bisherigen 19 Kantone anerkannt; Genf, Neuenburg 
und Wallis als drei neue Kantone der Schweiz einverleibt; Bern durd) 
den größern Theil des ehemaligen Bistums Baſel nebit der Stadt 
Biel vergrößert; der andere Theil des Bistums dem Kanton Bafel 
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zugetheilt; ſonſtige Anſprüche von Kantonen mit Geldentſchädigungen 
abgefunden. Zugleich erhielt die Schweiz immerwährende Neutralität zuge— 
ſichert. Zum Dank dafür warf die Eidgenoſſenſchaft in dem neuen Kriege 
gegen Napoleon ihre Neutralität einſtweilen noch wieder über Bord. 
Nicht nur gejtattete fie einer öſterreichiſchen Armee den Durchzug, ſon— 
dern unternahm felbft einen Kleinen Feldzug in Franfreih hinein, der 
indeß feine Lorbeeren brachte. Der neue Friede beitätigte dann Die 
Beitimmungen der Wiener Congrefacte mit einzelnen Zuſätzen. Unter: 
deß wurde aud der neue DBundesvertrag zu Zürich von fämmtlichen 
Geſandten der Kantone befhmworen. Nur Nidwalden blieb zurüd, das 
fih noch einmal empörte und durch eidgenöfiihe Truppen zum Gehor: 
fam gebracht werden mußte. Sechzehn Monate Hatte die „lange Tag- 
fatung” gearbeitet, als endlih die fchwere Geburt zu Stande kam. 
(Auguft 1815.) 





IV. 
Die Reftaurafion. 


So madte da3 Werk der Mediation einer neuen, reftaurirten Ord— 
nung Plat. Der Sturz des großen Vermittler mußte nothwendig den 
Fall feiner Schöpfung nah ſich ziehen. Die Vormundſchaft des 
unerjättlihen Kaiſers mar für die Schweiz in den Iekten Jahren 
immer unerträgliher geworden. Die Erlöjung von derjelben mar 
al3 ein Gewinn anzufehen. Aber bei ihrer innern Zwietracht konnte 
die Eidgenofienfhaft den großen Wechiel nicht benußen, um eine wirk— 
liche Selbititändigfeit zu erringen, die Wohlthaten der Mediation zu 
erhalten und die Mängel mit eigener Kraft zu verbeilern. Die ver: 
rätheriſchen Umtriebe der alten Vorrechtler, die Zweideutigkeit oder 
Kraftlojigkeit der Behörden und der Mangel eines entichlofjenen Volks— 
willens in Folge der politiichen Apathie bewirkten die ſchmähliche Preis- 
gebung der Grenzen. Der Drud fo gewaltiger Heeresmafjen und die 
Drohungen der allürten Diplomatie, Hand in Hand mit der innern 
Verſchwörung, führten zu der Reaction, die zulekt von Außen gezügelt 
werden mußte. 

Bei ber Neugeftaltung lag es den alliitten Mächten daran, die 
Schweiz in ihren Grenzen zu verftärfen, um einen wirffamern Damm 
gegen das gefürchtete Frankreich zu bilden. Was daher von dieſer Seite 
aus dem frühern Verband mit der Eidgenofjenfchaft- abgeriſſen wurde, 
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kam größtentheils an die Schweiz zurüd. ine Zeit lang ſchien fich 
noch Ausficht für eine größere Gebietserweiterung zu bieten. Aber der 
eigene Hader der Schweiz, fantonale Rivalitäten, konfeſſionelle Borur: 
theile und lokaler Eigennutz machten eine energifche gemeinfame Politik 
unmöglich. Vergebens drangen einzelne weiter jehende StaatSmänner 
auf eine conjequente Wahrung der territorialen und militärifchen In— 
terefien. Die günftigen Umftände konnten nicht ergriffen werden. Bald 
änderte fich die Songreßpolitif zu Gunſten öſterreichiſcher Yänderfucht 
und franzöfifcher Intriguen. So blieb Veltlin abgerifjen; wurde der 
Anflug von Konftanz nicht bewirkt; fam die Schweiz nicht in den 
wirklichen Beſitz des Dappenthals; wurde die Landſchaft Ger nicht ge: 
wonnen und auch das Verlangen von Ghablais und Faucigny nad) 
Vereinigung mit der Schweiz nicht erfüllt. Nur einige javoyifche Ge- 
meinden, fowie ein Fleines Stüf von der Landſchaft Ger wurden noch 
mit dem Kanton Genf verbunden und der größere Theil Savoyens in 
den Kreis der fchmeizerifchen Neutralität aufgenommen, aber Yekteres 
in unfihern Beftimmungen und in einem Umfang, der über das mili- 
tärifche Intereſſe der Schweiz hinausging. 

Immerhin wurde die Schweiz in territorialer Beziehung wieder 
bedeutend günftiger gejtaltet, al3 fie unter der Helvetif und der Me- 
diation geweſen war. Auch die allfeitige Gemwährleiftung der Neutrali: 
tät und die ausdrüdliche Anerkennung, „daß die Unabhängigkeit der 
Schweiz von jedem fremden Einfluß dem wahren Intereſſe Europa’s 
entfpreche,“ befreiten wenigftens von ausfchlieglicher und unmittelbarer 
Vormundſchaft und boten einen Haltpunkt für fünftige größere Selbit- 
ftändigfeit dar. 

Aber betrübt war der Rüdfchritt, den die Eidgenofjenfchaft in ihren 
innern Verfaſſungszuſtänden machte. Alle Grundlagen eines Bundes: 
ftaat3, die ſich unter der Mediation noch vorgefunden hatten, waren 
geopfert und die Eidgenofjenfchaft wieder in einen reinen Staatenbund 
umgewandelt, mit 22 Eleinen Souveränitäten, die auf ihre Selbſtherrlich— 
feit pochten. Die alten Unterthanenverhältniffe blieben zwar aufgehoben, 
aber die bejtimmte Abſchaffung aller Vorrechte des Ortes, der Geburt 
und der einzelnen Familien, wie die Mediationsverfafiung fie ausge— 
ſprochen hatte, wurde darauf befchräntt, daß der Genuß der politifchen 
Rechte nie das ausfchliegliche Privilegium einer Klafje der Staatsbürger 
fein dürfe. Damit erhielten die Kantone wieder freie Hand, den vor- 
mals fouveränen Städten und den alten Landichaften eine weit bevor— 
zugte Stellung oder die factifche Herrichaft zu fichern. Das Recht der 
freien Niederlaffung wurde befeitigt, von Ausübung politifcher Rechte 
der Schweizerbürger in andern Kantonen war feine Rebe mehr. 
Freier Kauf und ungehinderte Aus- und Durchfuhr waren zwar fchein: 
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bar gemährleiftet; aber in Wirklichkeit führte der vorherrfchende Sonder: 
geift wieder zu allerhand Beſchränkungen und Abjperrungen. Die Ans 
regung der Mediationsverfaffung auf Befeitigung aller innern Zölle 
ging verloren. Das Münzweſen wurde der eidgenöfliihen Verfügung 
ganz entzogen. Die klare Beitimmung der Mediationsverfaflung, daß 
Allianzen eines Kantons mit dem andern oder einer fremden Macht 
unterfagt jeien, wurde zwar im Verhältniß zum Ausland erneuert, aber 
im Verhältniß der Kantone zu einander fo unbeftimmt geftellt, daß 
daraus ſpäter der blutige Streit über den Sonderbund entitehen fonnte. 
Der ganze Bund ftellte fih den engen Zweck der Behauptung der Un: 
abhängigfeit nach Außen und der Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung 
im Innern. Mber auch in diefer Beziehung waren die Befugnifle der 
Bundesgewalt geſchwächt und jo viel wie möglich decentralijirt. Das 
fleine Uebergewicht, das die Mediationsverfafjung den größeren Kantonen 
in der Vertretung an der Tagfakung zugeftand, war wieder aufgehoben 
und jeder Kanton in feiner Selbitherrlichfeit dem andern gleichgejtellt. 
Der Vorſchlag, einen einzigen Vorort zu beftimmen, fcheiterte an be: 
barrlidem Widerjtand. Die Wanderung der eidgenöflischen Bundes— 
leitung wurde beibehalten und nur auf drei Orte (Züri, Bern und 
Luzern) beichränft. Der Fremdendienft erhielt noch weitern Spielraum, 
indem der Abſchluß von Kapitulationen jebt jedem Kanton freiftand. 
Die Klöfter erfreuten fich einer beitimmteren Garantie. Einen wejent: 
lichen Fortſchritt brachte die Bundesacte nur in Hebung des eidae: 
nöfliichen Kriegsweſens. 

Bei der Umgeftaltung der Kantonalverfafjungen wurde das Nolf 
jelbft nicht im Mindeften befragt. Die PVerfaflungen wurden von den 
Räthen, wie der Umfturz fie emporgebracht hatte, einfach oetroyirt. Das 
Repräfentativfyftem ſank zum bloßen Schein herab. Pon einer ver: 
hältnißmäßigen Vertretung des Volks war nicht mehr die Nede. In 
allen Städtefantonen fiel das entscheidende Uebergewicht wieder der Bür- 
gerichaft der vormals fouveränen Städte zu. Konnten auch die Land— 
haften nicht ausgeſchloſſen werden, jo war ihre Theilnahme an der 
Geſetzgebung doch gänzlich) untergeordnet. In den patriziſchen Kantonen, 
wo die Reaction am weiteſten getrieben war, fam die Gewalt factiich wieder 
in die Hände der alten Gefchlechter. Auch in den neuen Kantonen 
folgte man dem ariſtokratiſchen Impuls und machte die Näthe durch 
lange Amtsdauer, complizirten Wahlınovus, Selbitergänzung und an: 
dere fünftlihe Mittel möglichſt ftabil. Wo das Landsgemeindeſyſtem 
Ihon durch die Mediation wieder heraeftellt war, fchüttelte die reine 
Demokratie auch die Fleinen Beſchränkungen ab, die noch dem Fort— 
ſchritt zu Gute kamen. Der mwohlthätige Grundſatz der Gemalten- 
trennung wurde faſt überall vernichtet. Wo früher der Zunftzwang 
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herrſchte, kehrte er in aller Strenge zurück. An Garantieen für das 
Vereinsrecht, für Freiheit der Preſſe und Religionsbekennung war nicht 
zu denken. 

Das ganze Staatsweſen ſchaute mit dem Geſicht rückwärts in die 
Vergangenheit vor der Revolution. Wie ſich in den meiſten Ländern 
Europa's die alte Legitimität aufrichtete und das göttliche Recht 
zur Quelle aller Gewalt gemacht wurde, ſo reſtaurirte ſich auch 
in der Schweiz ein Regiment von gnädigen Herren und Oberen, die 
ihre Autorität möglichſt hoch zu ſtellen ſuchten. Der herrſchende Grund— 
ſatz war, daß nur gewiſſe Klaſſen zum Regieren berufen ſeien, das 
Volk im Allgemeinen nur zu gehorchen und nicht weiter zu fragen 
babe. Zwiſchen Stadt und Land erhob fich wieder ein fchroffer Gegen: 
fat. Auch mo das Regiment fi als ein „väterliches* darftellte, trug 
e3 den Charakter einer engen Bevormundung. Nah allen Richtungen 
(ebte der ariftofratifche Geift wieder auf, der Stände und Korporationen 
von einander fonderte und das Cinzelintereffe über das Gefammtinterefje 
erhob. Das Volf mußte ſich an tiefen Refpeft und unterthänigen Sinn 
gewöhnen. Auf dem Lande nahmen die Beamten den alten landvögt: 
lichen Charakter an. „An den Nriftofratien machte, mit Ausnahme 
weniger Kantone, wo auch die Wiflenfchaften allmälig Einfluß gewannen, 
die vornehme Jugend in der Regel in dem Fremdendienſt ihre vorbe- 
reitenden Studien für die Staatsämter. Nach ihrer Rückkehr von diefer 
Hochſchule beftand ihre ganze Negierungsfunft in der Anmwendung der 
hergebracdhten Marimen der privilegirten Kalte. Der Schlendrian ſaß 
im Rathe, der Schlendrian ſaß in den Gerichten; der Triumph diefer 
Studienlaufbahn war eine armjelige engherzige Diplomatie, eine hohle 
Nuß am dürren Baume einer geiftlofen Routine.“*) Die Regierungen 
empfahlen jih am meijten durch ihre Wohlfeilheit. Die großen Staat3- 
ämter wurden fcheinbar uneigennüßig blos der Ehre halber geführt. 
Aber in dieſer Wohlfeilheit lag die größte Ausſchließlichkeit, da fie Die 
Stellen in den Händen der Reihen und Vornehmen monopolijirte. In— 
direct hingen an der Macht jo manche Mittel zur Begünftigung und 
Bereicherung der Familien. Wo eine enge Patrizierfafte herrſchte, er- 
ihien der Staat wie eine Privatdomäne der regierenden Geſchlechter, 
die alle fetten Pfründen unter fich vertheilten.. In den Finanzen be- 
fleigigte man jich in der Regel der Sparfamkeit. Dan jcheute fi, eine 
unmittelbare Vermögensabgabe aufzulegen. Die Defonomie gipfelte in 
dem Beftreben, den Staatsfhab zu äufnen. Aber dem ganzen Staat 
wurde eine niedrige Aufgabe geitelt. Seine Leitungen für das öffent- 
liche Wohl beichränften fih auf ein im Verhältniß geringes Map. 


*) Ans einer Rede von Kafimir Pfyffer in der helvetiſchen Geſellſchaft. 
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Auf dem Volke laſteten oft eine Menge indirecter Steuern, die ſich un: 
billig vertheilten und die landmwirthichaftliche oder gewerbliche Entwick— 
fung lähmten. Den Bürgern fehlte alle nähere Einficht in den Staats: 
haushalt. Sie konnten weder Rontrole üben, noch einen Sporn geben. 
Die ganze Verwaltung hüllte ſich wieder in ſtrenges Dunfel. Man 
mußte es für ein großes Glüd halten, wenn irgend eine Staats: 
oder Hofzeitung mitunter etwas von dem mittheilte, was in den Raths— 
ftuben vorging. Von allen möglichen Borfällen im fernen Ausland 
wußten die Zeitungen zu erzählen; Hingegen die Nachrichten aus dem 
lieben Schweizerland, die Berichte über den Staatöhaushalt der Kan 
tone, über Tagſatzungs- und Grofrathsverhandlungen waren meijtens 
in fehr färglichen Portionen zugemefjen. Ueber Mängel der Verfafung 
und Gefetgebung, über Willtühr und Gemaltthätigfeit der Beamten, 
über Fehler der Staatöverwaltung und dergleichen durfte nichts ge: 
ſchrieben werben und wer fo etwas fchrieb, der griff in ein gefährliches 
Wespenneft. Die meiften Ariftofratien hatten das Bewußtſein, daß fie 
in einer Zeit des Schredens fi nur durch ſchnöde Lift und Gemalt 
emporgejchwungen hatten. Um fo mißtrauifcher waren fie und um jo 
weniger geneigt, den freieren Regungen einen Spielraum zu lajjen. 
Selbit das Betitioniren war häufig verboten. Nur foldhe Lehranitalten, 
deren Segen meift den Söhnen der reicheren und vornehmeren Familien 
zufloß, erfreuten fich einer größeren Pflege. Das Primarjchulmeien 
wurde dagegen in fümmerlichem Zuſtande gelaſſen Hier wußte man 
nicht, ob die Gelder des Staates au gut angewendet feien. Je blin: 
der und unmijjender dad Volk iſt, deito leichter, meinte man, fei es zu 
beherrfchen. „Einem Bauer fteht wohl an, wenn er den Ader pflüget, 
fein Vieh beſchickt, ſeinen Zins und Zehenden bezahlt, daneben alles 
Nachdenken und Grübeln über Staatsfahen bei Seite läßt. Was 
braucht der gemeine Mann mehr, als daß er ein Bischen leſen, jchreiben 
und rechnen fünne, um feinen Katechismus zu lernen, feine Obligationen 
zu unterzeichnen und fi vor den Prellereien der Juden zu hüten. Sit 
in einer Gemeinde nur ein geſchickter Mann, jo iſt's genug. Was 
braucht Das dumme Volk feine Nafe in Alles zu fteden!” So lauteten 
die MWeisheitöfprüche jo mancher NRegenten der Reftaurationgzeit.*) 
Kein Wunder, wenn mit der pofitifchen Reaction auch eine kirchliche 
Reaction Hand in Hand ging. Wie die bürgerliche Autorität mieber 
auf blinden Gehorfam geftellt wurde, fo fuchte der Klerus den alten 
Glauben mit allen Mitteln der Hierarchie zu ftügen. Die römifche 
Propaganda entwicelte eine immer eifrigere Ihätigkeit in Bekämpfung 
der Grundjäge der Aufklärung und Duldung, denen die Mediation noch 


*, Siehe: Die fieben Todſünden der Ariftotraten. (Weinfelden 1832.) 


— 8 — 


Vorſchub geleiſtet hatte. Der Staat gab der Kirche gegenüber ein Recht 
nach dem andern Preis. Die biſchöflichen Verhältniſſe erlitten eine Um— 
wandlung zu Gunſten der ultramontanen Tendenzen. Wie ſchon früher 
in Wallis konnte jetzt auch in Freiburg der Jeſuitenorden einziehen. 
Freifinnige Lehrer und Theologen wurden verdrängt und verfolgt, die 
Scheidewand zwiſchen den onfefjionen wieder geſchärft. Aehnliche 
dunkle Erfcheinungen zeigten fih auch auf dem Boden der reformirten 
Kirche. 

Die ganze Eidgenofjenfchaft konnte unter der auf die Spike ge 
triebenen Kantonalhoheit unmöglich vorwärts fommen. Mit Ausnahme 
des Kriegsweſens, das durch die Verdoppelung des eidgenöflischen Heeres, 
die Errichtung einer Gentralmilitärfchule und die Füllung einer eidge: 
nöffifchen Kriegskaſſe gewann, war an feine eidgenöflifchen Verbeſſerungen 
zu denken. Alle Verſuche, dem immer mehr um fich greifenden Uebel 
der Heimatlojfen zu fjteuern, auf dem Boden der Handeläpolitif die 
ſchweizeriſchen Interefjen zu wahren, im Münzweſen der grenzenlofen 
Verwirrung abzubelfen oder die innern Zölle zu beſchränken, fcheiterten 
an dem aufgeblähten Souveränitätsgefühl der Kantone und dem Eigen: 
nug der Sonderinterefjen. Der Bund Hatte wenig andere Bedeutung, 
als die Regierungen in ihrer Autorität gegen Aufruhr ficher zu ftellen. 
Die Tagjakung drüdte mit allem ihrem Pomp und ariftofratifchen 
Firlefanz das Nationalgefühl nur zum zwergartigen Kantons, Dertli- 
und Familtengeift herab und machte fi mit ihrer geichäftslofen Ge— 
Ichäftigfeit, ihren unvereinbaren Inſtruktionen und ftarrjinnigen Rechts: 
verwahrungen nur zu oft lächerlich oder verhaßt. 

Nach Außen wurde die Schweiz, troß ihrer fogenannten Neutralität und 
Unabhängigkeit, in den Kreis der heil. Allianz gezogen, die wohl die ſchönſten 
. Hriftlihen Grundfäße an der Stirne trug, aber in Wirklichkeit — gleich dem 
Stanzer Verkommniß — daraufhinaus lief, die Völker mit Bajnnoetten in 
unbedingtem Gehorfam zu erhalten und allen Freiheitägeift zu unterdrüden. 
An diefem Sinne wurde aud die Solidarität der Schweiz in Anſpruch 
genommen und ihr Verpflichtungen auferlegt. Drmüthigend waren die 
unaufhörlichen Lectionen, welche die Tagſatzung wie einzelne Regierungen 
von der fremden Diplomatie wegen Mifbrauh der Preſſe und Be: 
ſchützung politifcher Flüchtlinge erhielt. Die Häupter der Nation äußer- 
ten biebei in der Regel eine ſolche Blödigfeit und Find sche Furcht, daß 
das Ausland mit Recht ihnen Alles bieten durfte, was e fich gefallen 
liegen. Die Tagfatung konnte zwar mit ihren befchränften Befugnijfen 
in Bezug auf Fremdenpolizei und Bewachung der Druderprefie Feine 
direkten Verfügungen treffen; aber mwillfährig erließ jie eine dringende 
Finladung an alle Kantone, entwichenen fremden Ruheſtörern feinen 
Aufenthalt zu geftatten, überhaupt feine Fremden zu dulden, die nicht 
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vollgültige Legitimationsſchriften beſitzen, und die Zeitungen in ihren 
Aeußerungen gegenüber dem Auslande gehörig zu zügeln (die berüchtigten 
Tagjagungsconclufa von 1823). Die meiften Kantone famen diejem 
Verlangen ohne Weiteres nach, verſchloſſen fih den Flüchtlingen und er: 
ließen Genfurverordnungen, ja benußten zum Theil die Gelegenheit, 
um die Preſſe auch in den eigenen innern Angelegenheiten weiter zu 
beſchränken. Nur einzelne Stände, wie Bafel, behaupteten das Afyl: 
recht mit rühmlidem Muth und gewährten, unbefümmert um die fremden 
Drohungen, verfolgten Flüchtlingen eine Freiftätte, wo gegen dieje fein 
Beweis fträflicher Umtriebe -geleiftet wurde. Auch das Kapitulations- 
weſen fam wieder in den volliten Schwung. Es waren Feine abge: 
zwungenen Blutverträge, wie unter der Helvetit und Mediation. Die 
regierenden Familien fanden in dem Fremdendienſt ihren Bortheil und 
begünftigten den Menſchenhandel aus freiem Trieb. Die blutige Lehre, 
die der Schweiz ſchon einmal in Paris zu Theil geworden mar, ging 
verloren. Das Königthum erhielt in Frankreich wie in Neapel und 
anderswo feine fchweizerifchen Leibgarden. 

Das Syſtem der Neftauration prägte fi natürlih nicht durch 
die ganze Schweiz mit gleicher Schärfe aus. In den neuen Kantonen, 
wo Feine alte Ariftofratie beftand, und in den Städtefantonen, wo die 
Reaction fi gemäßigt hatte, blieb auch mehr von dem liberaleren Geiſt 
der Mediation zurüd. Hier konnte fi) der Gemeinfinn leichter entwideln 
und traten auch häufiger Beftrebungen für eine fortfchreitende Geſetz— 
gebung hervor. Aber überall wurde die Thätigfeit durch die ftabilen 
Formen gelähmt. Jede etwas durchgreifende Reform Hatte mit kaum 
zu übermältigenden Hindernifjen zu kämpfen. Immer herrſchte eine 
ängftliche Vorſicht, die fi) vor Neuerungen ſcheute und das Volk vor 
allen Dingen in tiefer Ruhe erhalten wollte. Alles, was während eines 
fünfzehnjährigen Friedens geleiftet wurde, jtand in feinem Verhältnig zu 
den Kräften des Landes und den Bedürfniſſen der Zeit. Erit eine 
Wiedergeburt, die von den ariftofratifchen Feſſeln löste und das Volt 
in feine Rechte einjeßte, konnte zu einer gefunderen und lebendigeren 
Entwicklung führen. 


Die Regeneration. 
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Erſter Abfchnitt. : 


Don dem Amfchwung nad) der Julirevolution bis zur 
Huflöfung des SHarnerbundes (1830 — 1833). 
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Die erſten Bewegungen. 


Die Reftauration in der Schweiz ging nicht aus einer leidenſchaft— 
lichen Aufregung gegen die unter der Mediation herrjchende Ordnung 
hervor. Die große Meehrheit des Schweizervolfes war mit den Berfaf: 
fungszuftänden nicht unzufrieden und hing an den Errungenjchaften, die 
von der Helvetif herübergebracht und durch die Vermittlung bewahrt wor: 
den waren. Nur in der drüdenden Bormundichaft des eroberungsfüchtigen 
Gebieters lag zulegt eine unerträgliche Laft, die man gerne von ſich ab— 
wälzte. Der völlige Umfturz der Dinge zu Gunften des alten arifto- 
fratijchen Princips war der verhängnißvollen Ueberrumpelung zuzufchrei: 
ben, Die jich unter der Einfhüchterung der fremden Bajonnette, den Um: 
trieben einer wühlerifchen action und der augenblidlihen Lähmung 
der Behörden wie des öffentlichen Geiftes ohne energifchen Widerftand voll: 
ziehen konnte. Der von der Waldshuter Verbindung gefpielte Verrath, die 
Ihmähliche Preisgebung der Grenze und die plößliche Gewaltergreifung 
von Seite der alten Vorrechtler liegen einen tiefen Unwillen zurüd. 
Von vorneherein arbeitete der Groll aller Klafjen und Landestheile, 
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die in ihren Rechten verfümmert waren. Echon frühe regte fich daher 
ein Geijt der Oppofition gegen da3 aufgedrängte Syſtem. Obgleich die 
Ordnung äußerlich nicht gejtört wurde und die Regierungen: fich jchein- 
bar befejtigten, wuchs doch das Unbehagen über die arijtofratiichen und ftabi: 
len Zuftände von Jahr zu Jahr. Die Erinnerungen der Helvetif und Media— 
tion waren nicht verloren gegangen. Auch unter den engen Formen drang 
ein neuer Geift hervor, der fich in mannigfachen Zeichen fund gab. Wo 
bie Eidgenofjen in Culturvereinen und gemeinnügigen Geſellſchaften, 
auf Schügenfeiten wie in Vollsgefangvereinen ſich zufammenfanden, er: 
hielten auch die liberalen Regungen einen unvermerkten Sporn. Der 
Widerftand, den die ariftofratifhen Obrigfeiten allen Neuerungen ent- 
gegenjegten,, die Weife, wie auch die Fleinjte Bewegung ala Ruhe: 
ftörung behandelt wurde, fachten nur die glimmenden Funken an. Al: 
mählich gewann die öffentlihe Meinung an Boden; die Prefje jprang 
an einigen Orten fed über die Schranken hinweg; jelbit Genforen muß: 
ten lideraler werden und freimüthige Schriften gewähren laſſen. Zjchof: 
ke's „Schweizerbote” verbreitete manchen hellen Lichtfunken zur Beleh: 
rung und Aufflärung des Volkes. Beſonders aber war die feit 1828 
in Trogen erjcheinende, von dem Arzte Meier redigirte „Appenzeller: 
Zeitung“, der Sprecdfaal, zu welchem aus jedem Kanton Männer ihre 
Zufluht nahmen, welche Blößen in ihren Kreiſen aufzudeden hatten; 
„ein Blatt in manchem übertrieben und oft ein Schild für unreines Trei: 
ben, im Ganzen aber, als aus jicherer Burg der Vorrehtsparthei und 
dein bisherigen Tagſatzungsunweſen zu Leibe gehend, ein Schreden für 
Furchtſame oder Schuldbewußte. Von einer Grenze der Schweiz zur 
andern las e3 Jeder mit Begierde, und es trug am meijten bei, das Ge— 
fühl der Nationalverwandtichaft in den Schweizernzu weden, dadurd), daß es 
in friſchen Gemälden dieinterefjanteften Parthien gemeinfamer Noth aus allen 
Gegenden täglich vor die Augen hielt. Das Gefühl, daß dem Schweizer 
nicht3 fremd fein dürfe, was irgend einen Kanton, ja was die gefammte 
Zeit angeht, wurde immer mehr der Herzichlag jedes Beſſern.“*) Die 
helvetifhe Geſellſchaft, von jedie Trägerin vaterländifcher Ideen, 
wandelte fich mehr und mehr aus einem patriotichen Freundesfreife in 
einen politifch-nationalen Verein um, der praftifch einzugreifen fuchte. 
In ihrer Verfammlung zu Olten im Mai 1830 ſprach ein Vortrag über 
die Lage des VBaterlandes (von Oberrichter Schinz) die abfolute Noth: 
wendigfeit einer allgemeinen Umänderung aus und ftellte die bejtimmte 
Forderung: „ale Negierungen der Schweiz müſſen es erkennen, daß 
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*) Die ſchweizeriſche Revolution 1798—1834, von Dr. Anton Henne, 
Seite 102. 
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fie blo8 aus dem Volke, durch das Volk und für das Volk find.“ *) Der 
(ihon 1819 geftiftete) Zofingerverein verfolgte die Aufgabe, Stu: 
dierende aller Kantone auf dem Boden wilienihhaftlichen Strebens und 
warmer Vaterlandsliebe zu vereinen. Bon der größten Bedeutung für 
die Kräftigung des nationalen Rebens wurde die Beranjtaltung regelmä- 
Big wiederfehrender eidgenöſſiſcher Freiſchießen, die Schügen aus 
allen Gauen feitlich vereinigten (das erſte in Aarau 1824). 

An mehreren Großen Räthen regte fich eine lebhaftere Oppofition, 
von einer jungen Schule wifjenichaftlich gebildeter Männer geleitet. Man 
ging den Mifbräuchen ernitlier zu Leibe und drang namentlich auf 
Deffentlichkeit und Preffreiheit. In einigen Kantonen bradte man es 
auch dahin, daß organiiche Veränderungen vorgenommen werden mußten. 
In Schaffhaufen reinigte man die Verfaffung etwas von altem Moder; 
in Züri) ermeiterte man das Großrathsreglement und fchaffte ſogar die 
Cenfur ab; in Luzern verlor der Kl. Rath das Recht der Selbtergänzung 
und wurde die Juſtiz von der Verwaltung getrennt; in Waadt fam die 
Regierung einem Sturm nur dadurch zuvor, daß fie felbit einige Ver: 
fafjungsreformen anbahnte, die freilich den Verlangen nur unvolljtändig 
entſprachen. 

Der durchgreifendſte Schritt, der bereits das ganze Staatsprincip der 
Reitauration angriff, geihah in Teſſin. Nirgends lafteten die Sünden 
der alten Unterthanenherrichaft jo ſchwer ald auf diefem Kanton, der 
erit durch die Vermittlungsafte aus den ehemaligen acht Vogteien zu ei: 
nem Ganzen vereiniot ward. Die Rejtauration warf denfelben in einen 
anarhiichen Zuftand, dem eidgenöffiiche Bajonnette ein Ende machen muß: 
ten. Unter der neuen Ordnung bildete ſich, wie zu den Zeiten der Vogt: 
Ihaft, eine gänzlich verdorbene Verwaltung. Die ärgfte Beitechlichfeit, 
Ihamlofer Nepotismus und ungehinderte Verfchleuderung des Staatsver: 
mögens waren an der Tagesordnung. Gegen diefe faule Wirthichaft, 
die mit der Nllgewalt des Landammanns Quadri ihren Höhepunft er: 
reichte, machte ſich endlih der Abſcheu aller Redlichen Luft. Unter 
Führung von Franscini (der dur eine Schrift über dic Verbefjerung 
der Verfafjung den hauptjächlichiten Anſtoß gab), Luvini und andern 
Patrioten gelang es, eine totale VBerfaflungsrevifion durchzufeßen, die 
unmittelbare Volkswahlen und integrale Erneuerung der Behörden bradhte. 
Zum erften Male hatte hier das Volk wieder über die Verfaffung ab: 
zuftimmen, die am 30. Juni 1830 angenommen wurde. Damit wurde 
dem Syitem der Korruption die Spite abgebrochen; alle Schäben der 
tief eingemwurzelten Demoralifation fonnten nicht fo bald geheilt werben. 
So groß der Wechfel war,ging er ohne alle Störung der Ordnung vor fi). 


*) ©, die helvetiſche Gefellichaft von Karl Morell (Winterthur, Berlag von 
Guſtav Lücke, 1 — ‚ 
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Die liberalen Beſtrebungen richteten ſich nicht blos auf Aenderun- 
gen in den fantonalen Zuftänden, auch der Ruf nad größerer Bundes: 
einheit wurde laut und ſchlug an das Ohr der Tagfatung, die freilich 
in ſolchen Begehrlichkeiten nur wühlerifche Umtriebe ſah. Mächtig war 
der Eindrud der Schüßenverfammlung, die im Anfang Juli 1830 un— 
ter den Augen der Tagherren in Bern das eidgenoͤſſiſche Freiſchießen fei⸗— 
erte. In allen Reden und Toaſten äußerte ſich ein patriotiſcher und natio— 
naler Geiſt, der deutlich genug von der erregten Stimmung des Schwei— 
zervolkes zeugte. 

So waren die Gemüther ſchon vielfach entzündet und das Syſtem 
der Reſtauration theilweiſe gebrochen. Es bedurfte nur eines lebendigeren 
Impulſes, um den Reformdrang mächtiger hervorzurufen. Da trat die 
neue Revolution in Frankreich ein. Die alte legitime Monarchie, die 
mit ihren Ordonnanzen der franzöſiſchen Nation übermüthig den Fehde— 
handſchuh hingeworfen hatte, lag plötzlich am Boden. Die Juliſonne 
warf ihre brennenden Strahlen nach allen Seiten hin. Die Hoffnungen 
der Völker wurden neu belebt. Auch in der Schweiz begrüßte der Pa— 
triotismus das Ereigniß mit Jubel. Wie ein Wetterſchlag fuhr dagegen 
die Kunde in die in Bern verſammelte Tagſatzung, der für ihr ariſto— 
kratiſches Gebäude anfing zu bangen. 

Bei der Umwälzung in Frankreich rächte ſich der Fremdendienſt 
von Neuem. In den drei heißen Tagen verbluteten die Schweizertrup— 
pen, die den Thron der alten Bourbonen mit ihren Leibern deckten. Ihr 
einziger Lohn waren die Verwünſchungen der franzöſiſchen Nation. Die 
fiegreiche Revolution band fich nicht an die Verträge, die von dem ver: 
haften Königthum zur Knechtung des Volks gefchloffen waren. In kläg— 
lihem AZuftand kehrten die aufgelösten Regimenter in die Heimath zu— 
rück. Erft nach längeren Unterhandlungen wurden die Entihädigungs- 
anfprüche nothdürftig befriedigt. 

Bisher hatten fich die Wünfche der Reformer in der Schweiz noch 
größtentheil® in ziemlich bejcheidenen Schranken gehalten. Die Maſſe 
des Volfes war noch nirgends in die Bewegung gezogen. Die Regierungen 
konnten noch mit einzelnen Jugeftändnifjen befriedigen. Jetzt verbreitete fich 
die Aufregung in viel weiteren Kreifen. Die Erinnerung an vergangene 
Schmad, wie das Gefühl der drüdenden Bevormundung brannten tiefer 
in den Gemüthern. Nicht blos die obern Luftſchichten wurden ergriffen, 
au in den Niederungen brach ji die Strömung Bahn. Bon Tag zu 
Tag wuchſen die Begehren; die Prefje nahm einen neuen Aufſchwung; 
die öffentliche Meinung febte ſich über die alten Schranken hinweg. 
Bald wurde auch die Fahne aufgepflanzt, um die man jich allgemeiner 
fhaaren konnte. Zu den auf ariftofratifhem Wege gewählten Großen 
Räthen Hatte man fein Vertrauen mehr; man wollte die Reform nicht 
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als Gnade, fondern ala Recht angefehen wiſſen und ſich die Verbei- 
ferungen felber geben. Als große Loſung ertönte deßhalb die Souve— 
ränität des Volkes, die fo lange mifachtet war. Diefer Souve- 
ränität gemäß follten unmittelbar vom Volke gewählte und mit jeinem 
vollen Vertrauen ausgerüftete Räthe (Verfaffungsräthe) neue Ver: 
fafjungen entwerfen und diefe dem Volke zur Annahme oder Bermwerfung 
vorgelegt werden. In allen populären Zeitungen, Flugichriften und Pe 
titionen wurde dies Loſungswort wiederholt. Zwar fehlte e3 nicht an 
ängftlichen Liberalen, die vor der ftürmifcher aufbraufenden Bewegung 
zurüdihraden. Männer, die bisher die Entwidlung fürderten, arbeiteten 
jest dem gewaltigen Pulsſchlag entgegen. Aber mit dem höheren Ziel nahmen 
Thatkraft und Begeiſterung im Volke zu. Lange zurüdgehalten, brach 
auch die Leidenschaft hervor. Die Regierungen fuchten den Strom ver: 
gebens mit Fleinen Dämmen aufzuhalten; lavirend wurden fie fortgerifien. 
Die Zeit war vorüber, den Staat nur auf enger Bajis zu reformiren. Der 
Grundſatz der Rechtsg leichheit follte wieder zur Geltung gelangen. 

Unterdeß jah die verfammelte Tagſatzung der wachſenden Gährung 
mit Unruhe zu. Was follte fie unter den jchmwierigen Umſtänden 
thun, um das lee Schiff in den fichern Hafen zu bringen? Im Innern 
ftand die ganze reftaurirte Ordnung im Gefahr, nad Außen drohten 
Verwicklungen. Für die außerordentlihe Wendung der Dinge hatten 
die Bundeslenfer feine Anftruftionen mitgebradt. Nah dem Bundes- 
vertrage ſtand es der Tagfatung frei, unter jolchen kritiſchen Verhält- 
nifien dem Borort einen Repräjentantenrath zur Stärkung und Ueber: 
wachung beizugesen. Diefer Repräfentantenratd war mechjelweije von 
den Kantonen nach gemiffen Gruppen zu wählen. Dagegen erhob ji 
jofort die Eiferfucht derjenigen Kantone, die bei der Anwendung der 
Mapregel zufällig nicht vertreten gewejen wären. Dem ariftofratifchen 
Borort Bern gefiel auch die Kontrole nicht. Diefer wollte von ſich aus 
Kraft entwideln und Ruhe und Ordnung gebieten. Die Tagherren gin: 
gen daher, mitten in der Noth, ohne jede Vorkehrung, mit der bloßen 
Ausfiht auf eine neue außerordentlihe Zujammenberufung, fluchtartig 
auseinander. *) Beider höher jteigenden Aufregung ſah jich dann der 
Vorort, der noch nicht zum Verſtändniß der Zeit gekommen war, zu 
einem Kreisjchreiben an alle Kantonsregierungen veranlakt, das ein 
Drohmanifeft gegen die Volksparthei war. In demjelben wurden die 
Regierungen vor Allem dringend aufgefordert, gegen den Mißbrauch der 
Preije einzufchreiten, die fi) dem „heilloſen Geſchäft“ hingebe, zum Auf: 
ftand gegen fchmeizerifche Obrigkeiten und zum Umſturz ſchweizeriſcher 
Verfaſſungen aufzureizen. (22. Sept. 1830). 


S. Baumgartner, die Schweiz in ihren Kämpfen und Umgeſtaltungen von 
1830-1850, Bd. 1., Seite 16, 
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Dieſes Manifeſt mit der Aechtung der Preßfreiheit goß nur Oel ins 
Feuer. Selbſt einzelne Regierungen, voran die von Zürich, verwahr— 
ten fich dagegen. Andere, die der Aufforderung gerne entſprochen hät: 
ten, waren bereit3 zu ohnmädtig, um die Zügel ftraff anzuziehen. Die 
Regierung von Bern ſelbſt mochte mit dem Beifpiel einiger Zeitungs: 
verbote vorangehen; die Stimme der Prefje ließ fi damit nicht unter: 
drüden. 

Der erfte Umfchwung kam jetzt von einem der Kantone, die ihr 
Dafein den been der Neuzeit verdanften und in welchen die Bewegung 
leichter durchdringen konnte. ' 

Auch im Kanton Thurgau hatte die Reftauration mit ihren en: 
gen Formen ein ftabiles und ariftofratiiches Weſen gebracht. In einzel: 
nen Zweigen der Verwaltung geihah zwar manches Nützliche. Man 
rühmte der Regierung die Aeufnung der Finanzen, die Anlage und Un- 
terhaltung guter Straßen und die Handhabung einer tüchtigen Rolizei 
nad. Aber für die geiftige Bildung und Hebung des Volfes that fie 
wenig. Aengſtliche Genfur machte noch über die Prefje, als diefe in an: 
dern Kantonen fchon etwas freier geworden war. Der Gr. Rath, auf 
die künſtlichſte Weife Fonftruirt, hielt fich in Behaglichfeit für den Sou— 
verän, war aber eine Null gegenüber der Regierung, die ihre Macht im: 
mer weiter ausbehnte. Die mwichtigften und einträglichiten Stellen waren 
unter einigen angefehenen Familien verteilt. Man ſchien ſich zu der 
Anfiht zu neigen, als fei der Staat ein großes Pachtgut zum Nuten 
und Frommen einiger Dutzend Magnaten. 

Gegen das Ende der Wer Jahre regten jih auch hier die libera- 
len Beftrebungen. Ein EChehaftengefeß, das zur Vermehrung der Fi: 
nanzen gemwilje Berufsarten zu Vor rechten erhob, rief den hauptſäch— 
lichſten materiellen Zündftoff hervor. Schon fragte man fih, wie eine 
Reform zu. beginnen ſei. Da durchzuckte die Nachricht von den Parifer 
Heldentagen wie ein eleftrifher Schlag alles Volk. Jetzt machten jich 
die Batrioten entjchieden ans Wert; an ihrer Spite der junge Born: 
baufer, Pfarrer in Mabingen, der voll Schwung und Feuer in volfs- 
thümlicher Schrift und Rede die Gemüther zu erregen und zu lenken 
mußte. Durch ein Flugblatt über die Verbejjerung der thurgauifchen 
Staatöverfaflung gab er der Bemegun ; die beftimmtere Richtung. Der laute 
Mahnruf tönte durch den Kanton: „Der Hahn hat gefräht, die Mor: 
genröthe bricht an, Thurgaue: wachet auf, gebenfet eurer Enfel und ver: 
bejiert die Verfaſſung!“ 

Die Regierung, aus ihrer Ruhe aufgerüttelt, fuchte den Drang 
durch Vertröftungen auf die bevorftehende theilweile Erneuerung des Gr. 
Raths zu befhmwichtigen. Aber die nothdürftige Auffrifhung eines ſtag— 
nirenden Körpers konnte für feine durchgreifende Reform genügen. Eine 
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Bolfsverfammlung in Weinfelden, von 2500 Bürgern befudht, ein 
lange nicht erlebtes Schaufpiel, drang auf totale Verfaſſungsreform durch 
einen Verfafjungsrath, der fein Werk dem Volke vorlegen follte (18. 
Okt. 1830). Darauf erklärten alle 32 Kreife, wie Ein Mann, daß fie 
nicht mehr nach der alten fehlerhaften Weife wählen würden. Das war 
der erſte Akt der Volksſouveränität. 

Die Regierung berief jett den Gr. Rath auferordentlicher Weife 
zufammen. Das an dem Situngsdtage in Menge nad Frauenfeld gezo— 
gene Volk machte Miene, die Deffentlichkeit der Verhandlungen zu er: 
zwingen. Ein Wint von Bornhaufer genügte, um jede ernite Ruhe: 
ftörung zu verhüten. Der Gr. Rath ging auf das Begehren eines Ver: 
fafjungsrathes nicht ein, beſchloß dagegen gänzlihe Neuwahl des Gr. 
Rathes und zwar */, deilelben direkt von den Kreifen und '', durch ein 
Wahlkollegium. Anfänglich ſollte die Amtsdauer dieſes neuen Sr. Raths 
im Voraus auf 6 Jahre feſtgeſetzt werden; als fich aber Einſprache da: 
gegen erhob, wurde es dem neuen Gr. Rath jelbjt überlaſſen, ſich feine 
Amtsdauer zu beftimmen. Ob derfelbe die Verbeſſerung der Berfafiung 
unverzüglich vornehmen, ob er des Volkes Wünfche einholen, den Ent: 
wurf den Kreifen vorlegen müſſe — darüber ſprach fich das Gefek nicht 
aus. Das Volk mitterte hierin geheimen Rüdhalt. Die Führer deſſel— 
ben waren verlegen, denn das Geſetz gab zu viel, um hartnädig bei dem 
MWeinfelder Derlangen zu beharren und doch zu wenig, um den Sieg der 
Freiheit zu fichern. Es war eine halbe Makregel und die Stimmung 
geteilt, In einer neuen Bolfsverfammlung in Weinfelden (18. Nov.) 
mwaltete anfangs bedenklicher Zwieſpalt. Da trat Bornhaufer mit fei: 
nem ganzen Gewicht dazwifchen. Er rieth dringend, da die Kreife zwar die 
Wahl des Gr. Raths vornehmen, aber ihren Vertretern fieben Punkte ala 
Weifungen mitgeben follten. Das Wefen diefer fieben Punkte oder „guten 
Käthe“, wie fie genannt wurden, beitand darin, daß der neue Gr. 
Rath ſich nur als proviforifch betrachten, die Wünfche des Volkes über 
die Berfaffung einholen, Tettere den SKreifen vorlegen und endlich Die 
direften Volfswahlen für den Gr. Rath und die Deffentlichfeit als die 
beiden Grundpfeiler der freiheit in die Verfafjung aufnehmen folle. 
Diefen „guten Räthen”, die vom Volk jauchzend angehört, durch taufend 
Abſchriften am gleichen Tage noch im Lande verbreitet wurden, und dann 
von faſt allen Kreifen zu förmlichen Initruftionen erhoben wurden, dankte 
man die Einigkeit. Wenn auch nicht dem Namen, doch der Sache nad), 
wurde ein Verfafjungsrath ind Dafein gerufen. Das war der zweite 
Akt der Volksfouveränetät. Ohne Gewaltthätigkeiten oder ernftliche Un: 
orbnungen konnte ſich jo der Umſchwung vollziehen. *) 


*) Siehe Helvetia, Jahrgang 1833, Drittes Heft. 
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Dem Kanton Thurgau fiel das Verdienſt zu, den Reigen eröffnet 
zu haben. Die Weinfelder Volksverſammlung zeigte den erſten Weg. 
Bald kam die Bewegung auch anderswo in vollen Schwung. Sollte 
die Regeneration entſchiedener zum Durchbruch kommen, ſo mußten vor 
Allem die beiden bedeutendſten Kantone ergriffen werden. Von Zürich 
und Bern aus iſt das Schickſal der Schweiz immer vorzugsweiſe be— 
ſtimmt worden. Nach der bisherigen Entwicklung konnte es nicht zmeis 
felhaft ſein, welcher Ort berufen war, zunächſt an die Spitze der Um— 
geſtaltung zu treten und dieſer den geiſtigen Halt zu geben. Während 
Bern im Jahr 1814 zum Mittelpunkt der zügelloſen patriziſchen Reaction 
wurde, die alle Errungenſchaften der Helvetik und Mediation zu zer— 
ſtören und in die alte dreizehnörtige Eidgenoſſenſchaft zurückzuſteuern 
ſuchte, nahm Zürich in jenen verhängnißvollen Wirren eine verſöhn— 
liche Stellung ein und beftrebte fih, die eidgenöfliihen Bande unter 
Anerkennung der neuen Kantone zufammenzubalten. Hier blieb daher 
ein milderer, für den Fortfchritt empfänglicherer Geift walten. 

Ammerbin warf die Reftautation auch den Kanton Zürich in feinen 
innern Auftänden bedeutend zurück. Die Stabtariftofratie ſuchte fich, fo 
gut es ging, wieder in ihrem alten Neft einzurichten. Stadt und Land 
famen wieder in ein fchreiendes Mifverhältnig. Während die Stadt 
mit ihren 10,000 burgerlichen Seelen 130 Vertreter im großen Rath 
hatte, zählte das Land mit feinen 200,000 Einwohnern deren nur 82. 
Bei diefem Uebergemwicht befanden fich auch alle höhern Beamtungen in 
den Händen von Städtern. In der Stadt felbit übte wieder eine Anz 
zahl von Familien den hauptſächlichſten Einfluß aus und bildete eine 
Art von Patriziat. Die Regierung beſaß eine folche Fülle der Macht, 
dat Willfür die natürliche Folge fein mußte. Der Große Rath war 
ein bloßer Schatten der vollziehenden Behörde und durfte gleichfam blos 
Ya oder Nein jagen. Die Verwaltung verfuhr zwar im Ganzen wohl: 
mwollend und fchonend, aber gab fih dem Schlendrian Hin und ließ die 
Saden fo gehen, wie e8 eben herfümmlih war. In der Gefebgebung 
fam man felten über Entwürfe hinaus. Die meiften Klagen herrſchten 
über die Rechtspflege. Das vorwiegende Syſtem ſchätzte die Wiſſenſchaft 
nicht und war den geiftigen Beftrebungen, befonders wenn fie ſich auf 
das Gebiet der Politif oder des Nechts wagten, abgeneigt. Die Schulen 
aut dem Lande blieben in fümmerlihem Zujtande. Die Anduftrie konnte 
in mehreren Theilen des Kantons, Dank der feit der Helvetik errungenen 
‚freieren Handelsbewegung, einen Auffhwung nehmen; in der Stabt 
dagegen herrſchte ein enger und gehäffiger Zunftzwang, der die Gewerb— 
thätigfeit lähmte. 
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Im Laufe der Zwanziger Jahre machte ſich indeß ein bemerklicher 
Yortjchritt geltend. In der Stadt felbft trat eine liberale Oppofition 
hervor, die allmälig erjtarfte. Eine jüngere Schule von ftrebenden 
Männern, meift ‘auf deutfchen Univerfitäten gebildet, erhielt Zutritt zu 
den Staatsämtern. Als gemwichtigfter Vertreter der Ideen, die zur 
Wiedergeburt führen follten, leuchtete der Veteran Paul Ufteri voran. 
Schon in der helvetiſchen Periode kämpfte diefer für die Freiheit des 
Vaterlandes und die Nechte aller Bürger. Durd alle Wechfel hindurch 
war er feinen Grundſätzen treu geblieben. Wie oft auch feinen Be: 
ftrebungen für ächten Republifanismus nur Hohn und Mitleid zu Theil 
wurde, immer ermeuerte er fie wieder, und jchon dem Greifenalter nahe, 
führte er noch den Kampf im Zürder Großen Rathe nicht felten mit 
einer Gluth, wie fie fonft nur an jugendlicher Kraft ſich entzündet. 
Durch ihn erhielt die Deffentlichfeit den Tebhafteften Sporn,; ihm mar 
vor Allem die Abichaffung der Genfur zu verdanfen. Jüngere Rechts: 
gelehrte mit gründlicher Bildung richteten ihr gemeinfames Streben auf 
eine nationale und zugleich wiſſenſchaftliche Ausbildung des Rechts. In 
Bezug auf die Volfsbildung gab der Dberamtmann Hirzel durd eine 
Schrift über die Verbeſſerung des Landſchulweſens der öffentlichen 
Meinung einen mächtigen Impuls. Von allen Pfarrern und Kreis: 
infpeftoren wurden Berichte und Gutachten eingeholt, die dazu dienten, 
den bisherigen fläglihen Zuftand des Volksſchulweſens in ein helles 
ht zu ſetzen. Durch Uenderung des Großrathsreglements kam endlich 
auch der Große Rath der ausübenden Behörde gegenüber in eine etwas 
freiere Stellung. 

Sp wurde Zürich bereit3 der Mittelpunft der freifinnigen Publi— 
ziftit und aller Neformtendenzen der Schweiz. Der belebende Strahl 
der Juliſonne mußte vor Allem in diefem Kanton die ausgeftreute Saat 
zur Reife bringen. Noch hatte e8 der Oppofition der liberalen Städter 
nur an einem burchgreifenden Princip gefehlt, das fähig geweſen wäre, 
das ganze Staatsweſen zu verjüngen. Erft in allmähliger Entwidlung, 
auf ftreng gefeglihem Boden, dachte man den Organismus weiter aus: 
zubilden und die Bürger zur Freiheit zu erziehen. Man traute dem 
Volt im Allgemeinen zu wenig und fürchtete ein „Bauernregiment“, 
wenn zu großes Gewicht auf Seite der Randfchaft falle. Noch glaubte 
man den Schwerpunkt in die Stadt legen zu müflen, die mit ihrer 
größern Intelligenz den Staat im ntereffe der Kultur beherrfchen follte. 
Auf dem Lande beftand bisher Feine felbftftändige politifche Parthei; die 
Vertreter ließen fih von der Regierung gängeln oder ſchloſſen fi immer 
eng an die Richtung der Stabtliberalen an. Jetzt erwachte wieder ein 
lebhafteres Bemwußtfein, das fich auch gegen jene liberale Bevormundung 
auflehnte. Eine VBerfammlung von 31 Landgroßräthen in Ufter (13. Oft.), 
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die eine Denkſchrift an den Kl. Rath richtete, worin außerordentliche 
Verſammlung des Großen Raths zur Vornahme der nöthigen Ver— 
faſſungsänderungen verlangt wurde, konnte ſich noch auf feinen höhern 
Standpunkt ſtellen, der den ſteigenden Anſprüchen des Landvolks genügt 
hätte. Es bedurfte einer kräftigeren grundſätzlichen Anregung, um die 
Ideen in einen Brennpunkt zu vereinen, die Freiſinnigen von Stadt und 
Land unter eine Fahne zu ſammeln und der Bewegung einen höhern 
Schwung zu verleihen. 

Diefe Aufgabe erfüllte das von Dr. Ludwig Snell, dem kräf— 
tigften und gediegenften Borfämpfer in der Preſſe, verfaßte „Memorial 
von Küßnacht“, das feine Entftehung einer Anzahl kernhafter Män- 
ner am See verdanfte. In diefem Programm, welches auf den vollen 
Glauben an die Macht der Volksbildung fußte, ftanden voran die Fun— 
damentalprincipien der DVolfsfouveränität und Wechtögleichheit. ALS 
Uebergangsform zu einer vollftändigen Repräfentation nad der Volks— 
zahl wurden nur der Vertreter für die Landſchaft verlangt. Der 
Große Rath follte ausgerüftet werben mit allen Attributen einer Ber: 
tretung des jouveränen Volks und nur hervorgehen aus directen Wahlen 
nad dem allgemeinen Stimmredt ohne Zenfus, mit Ausnahme weniger 
indirecter Wahlen dur den Großen Rath, die ebenfall3 nur als Ueber: 
gangsform für lauter directe Wahlen gelten follten. Die mweitern For: 
derungen waren: eine dem Großen Rath gänzlich untergeordnete und 
verantwortlihe vollziehende Gewalt; Deffentlichfeit der gefammten 
Staatöverwaltung und Berichterftattung an das Volk; ſcharfe Trennung 
der Gemwalten, beſonders Unabhängigkeit der Juſtiz von der Regierung ; 
freie Gemeindeverfaflung ; Freiheit der Preſſe und endlich vor Allem aus 
eine durchgreifende Reform des Schulmefens. Zur Erreichung dieſes 
Zweckes fonnte nur eine verfafiunggebende Behörde führen, deren Werf 
der Genehmigung des Volkes unterlag. *) 

Unterdeß trat am 1. November der Große Rath auferordentlicher 
Weife zufammen und berieth die Sachlage in einer dreitägigen Debatte, 
die nicht weniger ala 98 Redner ins Feld führte. Mebermwiegenb mar 
noch die Furcht vor einer Totalrevifion; man wollte nur allfeitig ein 
billigeres Repräfentationsverhältniß zugeftehen. Zur VBorberathung wurde 
eine Reviſionskommiſſion niedergefeßt. Hier handelte und mädelte man 
zwijchen Stadt und Landſchaft. Der Antrag lautete: 212 Großräthe, 
und zwar 92 von Züri, 14 von Winterthur, 106 von der Landichaft ; 
davon 82 directe, 59 von Wahlkollegien und 71 vom Großen Rathe. 
So wurden die beiden Städte und die Landichaft ala gleichzählig ein- 


*) Siehe Dr. Ludwig Snell's Leben und Wirken. (Zürich bei Meyer und 
Zeller, 1868.) 
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ander gegenübergeftellt; etwa 14,000 Städter zu 206,000 Landbemwoh- 
nern. Uber die Zeit zu folcden Projekten war vorüber. Das Memorial 
von Küßnacht hatte in weiteren Kreifen Anklang gefunden, Wie im 
Thurgau follte auch in Zürich das Volk feine Landsgemeinde halten. 
Bon Stäfa aus erging der Aufruf zu einer Volfsverfammlung. 

Am 22. November 1830 ftrömten Schaaren von Landleuten aus 
allen Gegenden nad Ufter, einem durch feine Fabrifthätigkeit befannten 
Orte im öftlichen Theil des Kantons. Auf einer Heinen Anhöhe un: 
weit des Gajthaufes zum Kreuz fammelten fi hier an 12,000 Bür- 
ger in ernfter Stimmung. Die Berfammlung eröffnend ſprach ber 
junge Müller Guyer von Bauma aus dem vollen Herzen der Land» 
leute, indem er in lebendiger Beredtſamkeit die Gebrechen der Verfaffung 
hilderte und nachwies, was das Volk Hauptfächlich zu fordern habe, 
damit es in Zukunft nicht aus Gnaden, fondern von Rechtöwegen regiert 
werde. Der zweite Rebner, Dr. Hegetfhmweiler von Stäfa, war 
noch in der Abficht gefommen, um im Sinne der Stadtliberalen die 
Vorfchläge der Revifionstommiffion zu empfehlen, aber von der impo— 
nirenden Mafje ergriffen und von Begeifterung fortgezogen, lieh er den 
Fräftigeren Begehren Ausdrud und rief Denen, die dem Volke noch 
nicht trauten, die Worte zu: „Vor dem Sklaven wenn er die Kette 
bricht, vor dem freien Mann erzittre nicht.” Mit mächtiger Stimme 
verlad Gemeindammann Steffan von Wädenſchwyl den Betitionsent- 
mwurf und ſchwang feine Fackel über das herrſchende Stadtregiment. 
Darauf erfchollen noch allerhand Wünfche aus der Mitte des Volkes 
ſelbſt. Einftimmig jchaarte fih endlich die Verſammlung um die Vor: 
fchläge, die mefentlih dem Memorial von Küßnacht entnommen waren, 
nur ergänzt durch einige andere Begehren, befonder materieller Art, 
wie Aufhebung des Zunftzwangs, Verminderung der indirecten Abgaben, 
gerechtere Vermögensbeiteurung ; auch einzelne ſchiefe Verlangen, wie ge: 
jegliche Herabfeßung des Zinsfußes, Mafregeln gegen die Webmaſchinen zc. 
In aller Ordnung ging die Verfammlung auseinander und mit den 
Erwartungen einer goldenen Zukunft kehrten die Schaaren jauchzend in 
die Heimat zurüd. Die erfchrodene Stadt, die zur Sicherheit eine 
Bürgerwache aufgeboten hatte, Konnte jich wicder beruhigen. Das ganze 
Refultat der Verfammlung wurde in dem denfwürdign Memorial 
von Ufter näher formulirt und als „ehrerbietige Vorſtellung“ an den 
Großen Rath gerichtet. 

Diefer Uftertag mit feiner würdevollen Haltung rief einen mäch— 
tigen Eindrud durch die ganze Schweiz hervor; er war entjcheidend für 
‚die Regeneration. Am Kanton vereinigte er die freifinnige Parthei von 
Stadt und Land unter ein Banner. Cinzelne Bertreter der Stadt: 
liberalen behielten zwar noch ihre Beforgnifje vor einer rohen Demo: 
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fratie und Fonnten ſich in den Sprung nicht ſchicken. Namentlich gerieth 
der um die Publiziſtik verdiente Nüfcheler, der in feinem „Schweiz. 
Beobachter” manches Saamenkorn für eine freiere Entwidlung ausge: 
ftreut hatte, jetzt durch leidenſchaftlichen Streit für Gefetlichkeit und 
Mäfigung in feindlichen Gegenſatz zu der rafcher vormwärtsitrebenden 
Zeit und verzehrte fich in brennendem Gram. Auch der Veteran Paul 
Uſteri fonnte fi) anfangs mit der fcheinbar gemwaltfamen Wendung der 
Dinge nicht ganz befreunden und fuchte mehr im Sinne der Stadt zu 
verföhnen; aber nachdem der Geift des Volkes ſich einmal unzweideutig 
fund gethan hatte, gehörte diefem auch feine Hingebung. Mit jugend: 
licher Energie ergriffen andere Führer die aufgepflanzte Fahne und 
lieben der Durchführung der großen Reformideen ihre ganze Kraft. 
Unter diefen ragten befonder8 Dr. Keller und Dr. David Ulrid 
durch die gründlichiten Rechtskenntniſſe, Klaren, umfafjenden Blick und 
durchgreifenden Willen hervor. 

Der Große Rath folgte dem unzmweideutigen Ausdrud der Volks— 
gefinnung und beſchloß fofort die Wahl eines neuen Großen Rathes 
zur Reviſion der gefammten Verfaflung. Nach dem Begehren der Ufter- 
verfammlung wurde das Repräfentationsverhältnik in der Weife feitgefekt, 
dag in unmittelbaren Wahlen *?,, der Bertreter (119 Mitglieder) der 
Landihaft und "7, (60 Mitglieder) der Stadt zufielen, wozu noch 33 
indirecte Wahlen binzufamen, die der Große Rath felbit vorzunehmen 
hatte. Damit war die Umgeftaltung in einem der Vororte eingeleitet.*) 


Amfchwung in andern Kantonen. 


Während in Thurgau und Zürich ohne Gemwaltauftritte der Grund 
zu einer neuen volfsthümlicheren Ordnung gelegt wurde, nahm die Be: 
mwegung im Aargau einen ſtürmiſchen Charakter an. 

Diefer neue Kanton war unter der Mediation jugendli aufge: 
blüht und Hatte im Jahr 1814 feine Selbftitändigkeit durch Fräftigen 
Widerjtand gegen die Wiedereinverleibungsgelüfte Bernd gerettet. In 
feiner innern Organifation konnte er indeß jo wenig als die andern 
jungen Kantone der reactionärven Strömung ganz entgehen. Durd) 
faulen Wahlmodus, Hohen Cenſus, zmölfjährige Amtsdauer, Nullität 
der gefeßgebenden Behörde gegenüber der Erecutive, bildete fih auch 
hier ein enges und ſtabiles Regiment, das fich der Ariitofratie näherte. 
Zu der politifchen Unzufriedenheit kam eine Reihe von materiellen Be— 
fchwerden. Die verfchiedenartige Zufammenfegung des Kantons aus 
dem alten Aargau, den ehemaligen gemeinen Herrfchaften Baden und 
Freien-Aemter und dem früher zu Defterreich gehörigen Fridthal, ſowie 

*) Siehe außer der Helvetia und Müller eh 8 Annalen (für 


die meijten Umgejtaltungen) auch 3. 3. Leuthy, Geſchichte des Kantons Züri 
von 1794-1850, 2. Sud. u ” — 
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der Gegenjaß der in der Zahl ihrer Bekenner fich faft qleichftehenden 
Confeſſionen machten den Zündjtoff mannigfaltiger und riefen leichter 
Verwirrung hervor. In den fatholifchen Landesbezirken arbeiteten kleri— 
fale Elemente unter der Dede demokratifcher Beftrebungen. Das Bis- 
thumsfonfordat, durch welches Aargau vom Konftanzer Diözefanverbande 
abgelöst und dem Bisthum Solothurn einverleibt wurde, hatte ſchon 
1828 die Gemüther ftart entzündet und drohende Auftritte veranlaßt. 
Anregungen für Verbefierungen in der PVerfaflung fielen bereit? in bie 
Teriode vor der Aulirevolution. 

Auf den neuen Anſtoß war Aargau einer der erften Kantone, der 
lebhaft ergriffen wurde. Doc traten die liberalen Männer, die bisher 
dad Vertrauen befaßen, anfangs nur ſachte auf und richteten von 
tenzburg aus die einfache und bejcheidene Bitte an die Regierung, 
dafür zu forgen, daß die Art und Weife geſetzlich feitgeitellt werden 
möchte, wie die Verfaſſung revidirt werden fünne, da bier wie in faft 
allen. Verfafjungen der Reftaurationgzeit gar fein Reviſionsmodus vor: 
gefegen war (12. September 1830). Die Regierung, unfähig die Zeit 
zu ergreifen, zeigte feinen ernften Willen zur Reform und fuchte das 
Begehren auf die ordentliche Situng des Großen Raths hinauszufchieben, 
der fih erjt im Dezember verfammeln follte. In einer aufgeregten 
Zeit waren drei Monate zu viel für die Geduld des Volks; der Strom 
der Bewegung ſchwoll höher. Cine Vollsverfammlung zu Wohlen: 
ſchwyl von 34000 Bürgern ſchaarte fih um das Banner einer 
durchgreifenden Verfafiungsänderung (7. Novemder). Da zugleich eine 
theilweife Erneuerung des Großen Rathes bevorftand, fo gab dies wei— 
tern Anlak, die Stimmung im Lande energijcher fund zu thun. Wie 
in Thurgau weigerte man ih in den meiften Kreifen, diefe blos unvoll: 
Händige Auffrifhung der Behörde vorzunehmen. Die Reformfreunde 
erflärten: „Haben wir wieder einmal einen Gr. Rath, der uns 12 Jahre 
auf dem Naden ſitzen darf, fo gehen die Umänderungen der Verfaſſung 
entweder gar nicht von Statten, oder fie erfolgen jo langſam, daß wir das 
Beſſere nie erleben.“ Anordnungen der Regierung, die Vornahme der 
Wahlen zu erzwingen, vermehrten nur die Aufregung. Schon zeigten 
fi Symptome eines drohenden Aufftands in den Fatholifchen Bezirken. 
Der ariftofratifche Vorort bot Hülfe an, um die Ordnung aufredhtzu: 
halten. Die Regierung danfte für die Theilnahme, lehnte indeß be 
waffneten Zuzug ab. 

Der jet außerordentlich zufammengerufene Große Rath konnte fich 
nur zu einer Halbheit entfchliegen, indem er wohl in die Aufftellung 
eines Verfaffungsraths willigte, aber bie Beihränfung daran fnüpfte, 
daß die Vorfchläge desfelben der Prüfung und Abänderung des alten 
Großen Rats unterliegen und erſt das fo unter die Scheere genommene 
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Merk dem Bolf zur Sanction vorgelegt werden follte. Damit wollte 
fih die entfchiedenere Volksparthei nicht zufrieden ftellen. Vergebens 
verhieß die Regierung in einer Art von Ammeftiedefret, einen dichten 
Schleier über bisherige Unordnungen zu werfen, und! gewährte einzelne 
materielle Erleichterungen. Die Stinnme der Gemäßigteren wurde über: 
tönt; das Anfehen der Behörden ſchwand und gemwaltfame Entſchlüſſe 
gewannen die Oberhand. Der Heerd der äuferften Bewegung war in 
den Freien-Aemtern, wo Elerifale Triebfedern mitfpielten. Hier erging 
das Aufgebot zur bewaffneten Erhebung. Eine Art von Kriegsrath 
leitete die Anordnungen. Den hauptfählichiten Impuls gab der wenig 
gebildete und politisch unbeholfene aber entfchlojjene und beim Volk be: 
liebte Schwanenwirth Fiſcher von Merifhwand. Ihm zur Seite ftan: 
den die Flügeren und redefundigeren Brüder Leonz und Peter Brugg: 
iffer. Aus den Bezirken Muri, Bremgarten und Baden, zum Theil 
auch von Brugg und Lenzburg, brach der Landiturın auf und jammelte 
ſich zwiſchen Wohlen und Bilmergen (6. Dezember), von wo er bis zu 
3000 Mann anfchwellend, auch von einer Schaar Luzerner Freifchärler 
verjtärkt, über Lenzburg gegen die Hauptitadt zog. Einzelne Elitehaufen 
diefer Volksarmee waren wohlbewaffnet und ausgerüfte. Es fehlte 
nicht an Artillerie, Scharfihüsen und Gavallerie, nur an Munition 
gebrach es. Bei den Reihen ſah man wenig Offiziere, dagegen viele 
Ererciermeijter, abgedankte Militärs aus franzöfiihem Dienfte oder ſo— 
genannte Rothrödler. An der Spite ritt Fiſcher als Tbergeneral, in 
bürgerlicher Kleidung, mit einem Säbel bewaffnet. Die Führer hielten 
auffallend gute Mannszuht und Ordnung. Vor dem Aufbruch murde 
den Haufen dringend vorgeftellt, daß man zur Groberung der Rechte 
des Volks ausrüde, daß deßhalb Niemanden Unrecht angethan werben 
dürfe, alles Mißhandeln der Perſonen, alles Plündern unterfagt fei. 
„Kaum war zu begreifen, wie eine fcheinbar unorganifirte, leidenjchaft: 
liche, gleichſam chaotiſche Maſſe jo regelmäßig und geordnet einherzog.“) 

Die Regierung war diefer Infurrektion gegenüber ohnmächtig; die 
aufgebotenen Truppen jtellten fi zum größeren Theil nicht ein; mas 
dem Rufe folgte, war faum zufammenzuhalten. Ein ſchwaches Corps, 
das unter dem Kommandanten Fetzer gegen Lenzburg vorgejchoben 
wurde, wich ohne ernitliches Gefecht, mit Verluft einer Kanone, in voller 
Auflöfung auf Aarau zurüd, wo man allen Widerftand aufgeben mußte. 
Der Landſturm fonnte ungehindert in die Hauptftabt einrüden und das 
Rathhaus umfhliegen. Die Regierung wurde indek nicht gewaltfam 
aufgelöst; nicht, ohne Muth und Würde harrte fie auf ihrem Poſten 

*) Siehe die umftändliche (dem Aufftand jonft nicht günftige) Yarftellung von 


a0 nz [Kaver Bronner in dem „Gemälde des Kantons Aargau“ (Theil der 
emälde der Schweiz). 
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aus und nahm die Verlangen der Volfsführer entgegen, fich gegen alle 
Gewalt verwahrend, die Schuldigen verantwortlich erflärend und alle 
Dberamtmänner zur Erfüllung ihrer Pflichten auffordernd. Die Volks— 
führer_ fhwanften, wie fie den Sieg benüten follten. Die Kübnften 
riethen, nach der Feſte Aarburg zu ziehen und das Schweizervolt zur 
bewaffneten Stellung aufzufordern, bis alle VBerfaffungen von 1814 be: 
feitigt feien. in Theil des Panditurms verlief fi) oder wurde ent— 
Iafien. Der Kern zog ſich — nachdem die Regierung in fchleunige 
Zufammenberufung des Gr. Raths gemilligt hatte, unter der Bedingung, 
dak die Hauptitadt geräumt werde — mit 4 Kanonen aus dem Zeughaufe 
nach Lenzburg und erwartete hier in drohender Haltung, durch neuen Zuzug 
aus dem Frickthal verftärft, den endlichen Entſcheid ab. Der in aller 
Eile zufammenberufene Grohe Rath gab dem Drang der Umftände nad) 
und milligte jett in einen Verfafjungsrath, der ohne Dazwifchenfunft 
der alten Behörde den Entwurf einer neuen Verfafjung direft vor das Volf 
bringen follte (10. Dezember). Damit war dem Verlangen entſprochen. 
Kanonenfhüfje feierten in Lenzburg den errungenen Sieg; der Yand- 
fturm wurde entlafjen und die Ordnung kehrte ohne weitere Störung 
zurüd, TIhätlichfeiten und Exzeſſe, die fi gegen Perfonen und Eigen: 
thum richteten, waren wenig oder feine verübt worden. „Vater Fifcher“ 
‚war der gepriefene Held des Tages. Bei feiner Rückkehr wurde er 
auch vom Klofter Muri qaftlich bewirthet und in feiner Heimathgemeinde 
mit Triumphbogen empfangen. — 

Der Kanton Solothurn gehörte zu denjenigen Ständen, die im 
Jahr 1814 am weiteften in die alte ariftofratifhe Herrſchaft zurüd: 
fanfen. Die Stadt mit ihren patriziſchen Geſchlechtern maßte ſich fait 
zwei Drittheile der Stellen im Großen Rath an und riß damit jo gut 
wie alle Gewalt an fih. Unmittelbar nach der Ufurpation machte das 
Landvolf einen Aufftandsverfuh, der indeß fcheiterte und nur rachſüch— 
tige Verfolgungen nad) fich 309. In der Bevölkerung blieb ein bitterer 
Groll und die Art und Weife, wie die Stadtbürger fi) an die Euter 
des Staates legten und alle etwas einträglichen Aemter in ihrem engen 
Kreife vertheilten, vermehrte die Kluft zwiſchen Stadt und Yand. 

ALS jet der Tag einer Abrechnung kam, verlor das patrizifche Re: 
giment in Solothurn bald den Boden unter feinen Füßen. In der bisher 
herrfchenden Klaſſe felbit löste fich eine Parthei ab, die von ihrem Ein— 
fluß und ihren Pfründen fo viel wie möglich zu retten fuchte. Der Gr. 
Rath fträubte fi zwar gegen die Neformbegehren, die von einer am 
15. Nov. in Dlten verfammelten Anzahl angefehener freifinniger Bür— 
ger — deren hauptſächlichſte Wortführer Joſ. Munzinger und Rei: 
nert waren — in einer Denkſchrift an die Negierung gerichtet wurden. 
Uber als der Drang ftärker wurde, eine Volksverſammlung in Balsthal 
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von 2500 Bürgern die Reformbegehren unterſtützte (22. Dez.), auch der 
Landſturm Miene machte, aufzubrechen, trat der Gr. Rath auf die For— 
derungen ein. Die Verfaſſungsreviſion nahm hierauf den Charakter ei— 
ner Art Vereinbarung an, indem zwiſchen dem Gr. Rath und Ausſchüſſen 
der Landgemeinden und der’ Stadt Olten, welche den Mittelpunkt der 
Reformbewegung bildete, wie von Behörde zu Behörde unterhandelt 
wurde, bis man ſich über alle Punkte der neuen Verfaſſung verſtändigt 
hatte und der endliche Entwurf des Gr. Raths dem Volke zur Geneh— 
migung vorgelegt werden konnte. — 

An Luzern konnte ſich die patriziſche Herrſchaft im Jahre 1814 
nicht ſo ausſchließlich reſtauriren, wie ſie beabſichtigte. Die damals noch le— 
benden Mitglieder der Regierung vor 1798 forderten die Mediationsregie— 
rung auf, ihre Gewalt in die Hände der alten gnädigen Herren und Obern 
zu legen. Aber den Bürgern der Stadt, die nicht zu den Patriziern 
gehörten, gefiel dieß nicht und die ehemaligen Herren, um die Bürger 
zu gewinnen, fahen fi) genöthigt, eine Schrift auszuftellen, kraft wel— 
her auf das Patriziat Verzicht geleiftet wurde. Als das Bündniß ge- 
ſchloſſen war, erfolgte die gewaltfame Auflöfung der mediationsmäßigen 
Regierung. An dir Stelle des alten Familienregiments trat jebt eine 
vereinte junferliche und fpießbürgerliche Stabtariltofratie. Die Verfaf- 
fung war fo ſchlecht, wie irgend eine in der Eidgenoſſenſchaft. Der Land: 
Ihaft war nur die eine Hälfte der Vertretung zugeltanden; der Gr. Rath 
wählte ſich größtentheiles jelber; der Kl. Rath bejak eine Allgemwalt 
durch Selbjtergänzung, alleinige Ausübung der nitiative und Vereini— 
gung der vollziehenden und richterlihen Gewalt ; die Amtsdauer endlich 
war lebenslänglid). 

Nocd während der Rejtaurationsperiode veränderten fich indeß die 
Verhältnifje in Luzern weſentlich. inigen freifinnigen Männern, bie 
im Gr. Rathe ſaßen, voran die beiden Brüder Eduard und Kafimir 
Pfyffer, gelang e3 nad harten Anftrengungen eine Abänderung in 
der Verfaſſung herbeizuführen, in welcher die jchreiendften Gebrechen ver: 
bejjert wurden. Die mobifizirte Verfaſſung trat aber nicht jogleich in 
ihrem ganzen Umfange in Wirkſamkeit; nur nad) und nad) follte jie ins 
Leben eingeführt werden. Bevor dieſes volljtändig gefchehen war, kam 
die neue Bewegung, die zu einer fchnelleren und durchgreifenderen Reform 
drängte... Die erfte Fahne pflanzte Dr. Trorler, nah der Reftauration 
in Luzern verfolgt, jest Profeflor in Bafel, durch eine Vorftellungsfchrift 
an den Gr. Kath auf, worin auf die feierliche Entfagungsurfunde ber 
ehemaligen patrizifchen Regierung von 1798 Hingewiefen, an den ge: 
waltiamen Sturz der Mediationgregierung erinnert und volle Heritelung 
der Volfsrechte verlangt wurde. Die Vorftellung ging von Hand zu 
Hand und fand bald mehr als 3000 Unterfchriften, obgleich da3 Sam— 
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meln von Unterjchriften bisher ftrenge verboten war. Eine Volksverſamm—⸗ 
lung in Surfee gab ihr weiteren Nachdruck (21. Nov.). Der Gr. 
Rath that einen Schritt entgegen und jeßte einen zahlreichen Ausſchuß 
zur Revifionsberathung nieder. Aber die Vorſchläge blieben Hinter den 
Bollsverlangen zurüd; die Gährung wuchs. Auch der. Klerus, der die 
Reitauration mit Dankadreſſen begrüßt hatte, fing an, das lede Schiff 
der Ariftofratie zu verlaſſen und im äußerften demofratifchen Lager fich 
Bundesgenofjen zu ſuchen. Diejer Elerifalen Richtung fpielte ein Bauer 
aus dem Hocdorferamt in die Hände, Leu von Eberſoll, Volkstribun 
am Gängelband der Priefter, ber die Mafje gegen die einfichtigeren Li: 
beralen aufzureizen fuchte und zu bemwaffnetem Zug nad) Luzern trieb, 
um die Regierung gewaltſam aufzulöjen. Die Dinge blieben indeß in 
friedlihem Geleiſe. Das vorangegangene Beifpiel von Nargau hielt 
von unzeitigem Widerjtand gegen den Drang nah freier Konftituirung 
zurüd. In der Revifionskommifjion brahd Dr. Ka imir Pfyffer, 
der leitende und umſichtige Kopf der Reformparthei, den fräftigeren Ge- 
danfen Bahn. Der Gr. Rath willigte in die Aufftelung eines vom 
Volk direft zu wählenden Verfaſſungsrathes (von 101 Mitgliedern), mur 
mit etwelcher Beimiſchung aus dem bisherigen Gr. Rath, von welchem 
20 Mitglieder in die konjtituirende Behörde hinübergenommen wurden. 
So vollzog fi der Umſchwung in einem zweiten Vorort. — 

Nirgends hatte fih im Jahr 1814 das ariftofratifhe Regiment 
ihamlojer uud brutaler wieder aufgerichtet, als im Kanton Freiburg. 
Nur unter der unmittelbaren Einfchüchterung der fremden Truppen und 
den äußerften Gemwaltandrohungen konnte hier der Gr. Rath zur Ab: 
danfung genöthigt und die Bevölferung niedergehalten werben. Exeku— 
tionstruppen, Vermweifungen, Geldbuken, Strafen aller Art waren ſcho— 
nungslos an der Tagesordnung, bis die Gemeinden fi fügten. Alle 
Gewalt fiel in die Hände der „großen oder fogenannten patrizifchen 
Burgerfchart der Stadt Freiburg”, die fich drei DViertheile der Stellen 
im Gr. Rath anmaßte und der Landihaft nur einen Viertheil der Mit: 
glieder überließ, deren Wahlen noch dazu von der Behörde felbit 
ausgingen. Auch die „Kleine Burgerfchaft“ der Stadt ſah ſich auf dieſe 
Weife verdrängt. In der ganzen Reitaurationsperiode war der Kanton 
wie eine bourbonifche Provinz. Die erften und einträglichiten Stellen 
beim Stabe der Schweizergarde in Frankreich waren mit Freiburgern be: 
ſetzt. Offiziere im franzöfiichen Dienft konnten auf Urlaub Sit in den 
Behörden nehmen und hier mit regieren. 

Nur in einer Richtung fchien für eine kurze Zeit die Morgenröthe 
einer bejjern Zufunft aufzugeben. Schon während der Mediation hatte 
der römiſche Klerus den Boden unterwühlt und einen beherrichenden 
Einfluß auf den Staat gewonnen. Als ein Dekret für die Beftellung 
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eines Erziehungsraths zum Zwecke eines beſſern Volksunterrichts erlaſſen 
wurde, ſetzte ſich der Biſchof dagegen und die Ausführung unterblieb. 
Ein kleiner aber angeſehener Theil des Patriziats ſuchte jetzt — einge— 
denk der alten Freiburger Ariſtokratie, die an der Staatsmarime feſthielt, 
die Macht der Prieſter nicht aufkommen zu laſſen — das Volk aus der 
tiefen Unwiſſenheit zu ziehen und für Bildung und Aufklärung zu wir: 
fen. In den eriten Jahren nah der Reitauration gelang es diefem Theil 
einen leitenden Einfluß auf den öffentlichen Unterricht zu gewinnen. Un: 
ter einem zwedmäßig bejtellten Erziehungsrath machte das Schulwefen 
in dem kurzen Zeitraum von vier Jahren die jichtbarften Fortſchritte. 
Die Mufterfchule des menjchenfreundlihen Girard konnte jich in ihrem 
vollen Glanze entwideln und der Ruf derjelben lodte Wißbegierige von 
Weiten her. Die Regierung felber wurde vermodt, die auf mwechielfeiti- 
gen Unterricht beruhende Lehrmethode dejjelben in den Primarſchulen ein: 
zuführen. Darüber erſchreckt wandte ſich die Klerifei an den großen 
Haufen der Patrizier im Gr. Rath, warnend vor der Gefahr, welche 
den Fortbeitand der ariſtokratiſchen Ordnung bedrohe, wenn einmal Auf: 
klärung unter das Volk gedrungen fei. So ward ein oligardhiich:theo: 
fratifches Bündniß gejchlojien, das für den Kanton Freiburg fo verhäng- 
nißvoll werden ſollte. 

Um der Volksbildung entgegenzuarbeiten, ſann man ſofort auf die 
- Einführung des Jeſuitenordens. Zuerſt berief man die Ligorianer, 
die ala Vortrab dienen mußten. Dann fam der wirkliche Antrag an 
den Gr. Rath, mit der Geſellſchaft Jefu zu unterhandeln, diefer den 
Unterriht im Kollegium zu übergeben und ihr auch die Fonds zu über: 
lafien. ine Zeit lang fträubte jich noch die Mehrheit des Staatsrathes 
gegen den Vorſchlag und erklärte es al3 Verjündigung am Staat, wenn 
man den Ausländern, deren Geiit, Sitten und Orbengeinrichtungen mit 
dem Wefen der Schweiz in ſolchem Widerſpruch jtänden, die Erziehung 
der vaterländifhen Nugend übergeben wolle. Aber der Widerftand wurde 
durch die pfäffiſche Agitation überwunden. Der Nuntius, der Biſchof 
und der Theil der Geiftlichkeit, der ihm blind gehorchte, festen Alles in 
Bewegung; die Stimmen ven Grofräthen wurden durch Verfprehungen 
oder Drohungen erjchlichen; die Jefuitengegner als irreligiöfe Menſchen 
verläftert; die Religion als in der äußerften Gefahr ſchwebend darge: 
ſtellt. Vergebens warnte felbit die ariftofratifche Regierung von Bern 
vor einem Entihluß, der nicht blos für den Kanton, fondern für die 
ganze Eidgenofienihaft von unberechenbaren Folgen ſei. Vergebens bo— 
ten auch die einfihtspollften Redner im Gr. Rath alle Kraft auf, um 
das Unheil abzuwenden. Die Mehrheit der patrizifchen Kafte ſchloß den 
Pakt mit dem efuitenorden und diefer Fonnte in Freiburg einziehen 
(1818). Sofort begannen die gehäfjigften Anfeindungen gegen den 
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aufgeflärten Pädagogen Girard. Nicht lange, fo wurde feine Lehrmethode 
verpönt und aus den Primarſchulen entfernt, Umfonft reichten bie 
Yamilienväter eine Denkichrift ein, worin fie erflärten, daß der Tag, _ 
wo man Girards Schulen jchließe, der Tag eines allgemeinen Unglüds 
fein werde; umſonſt ftatteten die Dberamtmänner Berichte ab, worin alle 
Beihuldigungen über Srreligiofität widerlegt und gezeigt‘ wurde, daß der 
jteigende Gewerbfleiß und Wohljtand des Kantons die fegensvolle Frucht 
aus Girard's Schulen fei. Der edle Menfhenfreund mußte mit trau- 
erndem Herzen von feiner PVaterftadt fcheiden. 

Der ganze Kanton ſchien fortan nur für die Jefuiten gefchaffen zu 
fein. Sieben Ordensbrüder zogen anfänglich ein; bald ftiegen fie bis gegen 
Hundert. Mit Hülfe der herrjchenden Kafte fonnte der Orden fein Novi: 
ziat von Brieg in Wallis nad) Stäffis in Freiburg verlegen, ein groß— 
artiges Penſionat neben dem Kollegium erbauen, ein Seminarium oder 
Priefterhaus erjtellen und endlich auch mit wirklichen Staatsmitteln ein - 
impofantes Lyceum gründen. Dem ganzen theofratifchsoligardhifchen 
Syitem wurden PBolitif und Verwaltung untergeordnet. Bei Befeßung 
jeder Beamtung, bis in die unterfte Stufe der bürgerlichen Hierarchie, 
verlor man den gemeinfamen Kajtenzwed nicht aus den Augen. 

In dieſem Zuftande befand jich der Kanton Freiburg im Jahre 
1830. Die Patrizier frohlodten, al8 die Kunde von den Juliordonnan— 
zen fam; um fo größer war der Schreden, als der Thron der alten Bour- 
bonen zufammenbrad. Schaarenweile kamen flüchtige Jefuiten und hohe 
legitimiftifche Häupter in den Kanton gezogen, um hier ein Afyl zu fu: 
hen. Die gedrüdte Bevölkerung richtete jett ihren Blid nah Murten, 
das ji im Jahr 1814 kräftiger gegen die Mißhandlungen gemwehrt und. 
eine gewiſſe jelbitjtändige Stellung bewahrt hatte. Bon dort erwartete 
man den eriten Anjtoß zu einer entfchiedenen Bewegung. Dieſes geſchah 
durch eine Vorftelung des Stadtraths, die in männlicher und Fate: 
gorifcher Sprache verlangte, daß fogleih der Entwurf einer neuen Ver: 
faffung auf Grundlage der Bolfsfouveränität und Gleichheit aller Bür— 
ger eingeleitet werde. Der Kern des Patriziats glaubte noch trotzen zu 
fönmen. Der Staatsrath drang darauf, die Vorftellung dem Gr. Rath 
mit dem Antrag vorzulegen, daß er diefelbe als ungeziemend und wider: 
feglih zu den Akten lege. Im Kl. Rath erhob fich indeß eine ftarfe 
Minderheit zu Gunften der Revifion. Bei der Abftimmung ftanden fich 
die Stimmen gleich, dreizehn gegen dreizehn. Der Norftand — Schult: 
heiß von Gottrau — entihied für die Befeitigung. Dies goß nur 
Del ins Feuer; von allen Seiten regte ſich das Land; fo fehr fich die 
jefuitifch-patriziiche Parthei abarbeitete, wurde fie doch täglich ſchwächer. 
Am KL. Rath gewann der Vorſchlag auf Anbahnung einer Verfaſſungs— 
reviſion die Mehrheit, aber zugleich wurde die drohende Maßregel be- 
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ſchloſſen, für die Sitzung des Gr. Raths Truppen einzuberufen. Als 
dieſer ſich verſammelte (2. Dez.), ſtrömten aus allen Gegenden des Kan— 
tons die angeſehenſten Bürger, der Kern des Volkes, nad der Haupt: 
ftadt, ohne Waffen. An friedlicher Haltung ftand die Mafle in Meiner 
Entfernung vom Rathhaufe. Aber verbächtige militärische Maßnahmen, 
maßfirte Kanonen, im Verſteck lauernde Mannſchaft mit fcharfgeladenen 
Gewehren, erregten gewaltige Unruhe beim Bolt. Plötzlich erſcholl auch 
aus dem Munde des wachhabenden Dffizier8 das Kommando zum Feuer; 
ob aus Mikverftändnif oder auf einen Winf des Dberbefehlshabers, 
blieb unermittelt. Schon waren die Gewehre erhoben, die Hahnen ge: 
Ipannt, und grenzenlos das Entjegen und Toben der Menge. Auch in 
den Rathſaal drang fhleunige Kunde von dem Befehl. Da fprang 
Friedrich Chaillet von Murten auf den Schultheiß Gottrau zu und rief: 
„Sie ſind ein Mann des Todes, wenn Sie den Befehl zum Feuern auf 
das Volt gegeben haben!” Diefer verneinte es. Der Schultheiß von Diep- 
bach aber ftürzte eiligft die Stiege herab, unterfagte gebieterifch jeden Ge— 
brauch der Waffen, warf fi vor den Haufen und verhinderte ein Blut: 
vergießen. Nur mit Mühe legte fich die Wuth im Volke. 

Der Gr. Rath wurde jest mürbe und nahm den Antrag auf Ver: 
fafljungsrevifion einftimmig an. Zufrieden ging die Menge für den Au— 
genblid heim, aber fehnell brah das Mißtrauen auf dem Lande wieder 
aus, da die Verfafjungsrevifion nur im Allgemeinen, ohne nähere und 
beitimmte Garantien befchloffen war. In den meiften Gegenden wurde 
die Stimmung wieder drohender; von Murten aus zog der Landfturm, 
1500 Mann stark, gegen Freiburg. Zur Beihwichtigung blieb der Re— 
gierung nichts übrig, als in einer Proflamation die Zuſage zu ertheilen, 
daß alle Vorrechte aufgehoben und der Grundfag einer vollfommenen 
Gleichheit der politischen Rechte anerfannt werden follten. Damit wollten 
die bisherigen Führer der Liberalen fich zufrieden geben und die Revifion 
der beitehenden Behörde überlafjen, aber in dem am 7. Dez. verfam: 
melten Gr. Rath verlangte Chaillet au Murten, als Wortführer einer 
entſchiedeneren Parthei, die Aufitellung eines Verfafjungsrathes. Auch im 
theofratifchen Lager machte man jeßt, angeſichts der Noth, eine Schwen⸗ 
kung, und klammerte ſich an die demokratiſche Richtung, in der Hoffnung, 
die Volksherrſchaft für pfäffiſche Zwecke ausbeuten zu können. Uner: 
warteter Weiſe gewann der Verfaſſungsrath die überwiegende Mehrheit. 
Doch wurden indirekte Wahlen für denſelben beſchloſſen und dem Ver— 
faſſungsrath die Macht verliehen, die Verfaſſung von ſich aus ohne wei: 
tere Sanction des Volkes feitzuftellen. — 

Der junge Kanton St. Gallen entging im Jahr 1814 der Gefahr zer: 
rijjen zu werden, aber nicht den Nüdjchritten in der Verfafjung. Zu den 
Einrichtungen, die dad Regiment ftabil und bureaufratifh machten, kam 
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die ſchwere Sünde einer Trennung nach den Beiden Religionspartheien für 
kirchliche, matrimonielle und klöſterliche Verwaltungsſachen, ſowie für das 
Schul⸗ und Erzlehungsweſen. Ein katholiſcher und ein edangeliſcher Gr. Rath 
waren neben den allgemeinen Gr. Rath geftellt. Der frühere Erzie 
hungsrath, der Vieles für die Einheit des aus fo verfchtedenen Beftand: 
tbeilen zufammengefchmolzenen Staates Teiftete, mußte verſchwinden. Die 
ame des Staates ftanden in feinem unmittelbaren Ber: 
hältniffe mehr zu den Staatsbehörben. Die Volkserziehung, die gelehr: 
ten Schulen, das Kloftermefen, die Ehegeſetzgebung, dad Kollaturs und 
Abberufungsrecht — dies Alles und was damit zufammenhing fiel au— 
Ber den Bereich der Landesregierting. In allen fogenannten konfeſſio—⸗ 
nellen Angelegenheiten ward der Korporationseinfluß je länger je ftärfer. 
Die Staatsgewalt fank zu Nichts herab. Der Zelotismus der katho— 
liſchen Führer entſchied über die Schickſale des Kantons. *) 

Gegen das Ende der Zwanziger Jahre regte ſich auch hier das 
politiſche Leben wieder; jüngere Reformfreunde von Talent und Einſicht 
gewannen Boden; mit Erfolg wurde gegen das Syſtem der Heimlichkeit 
gekämpft; eine Reviſion des Großrathsreglements verlieh der geſetzgebenden 
Behörde etwas größeres Gewicht. Nach den Juliereigniſſen gab die 
Thirgauer Bolfsverfanmlung zu Weinfelden ben erjten kräftigen Ans 
ftoß. In Fluß kam die öffentliche Diskuſſion durch eine Schrift des ges 
wändten Staatöfchreibers Baumgartner, morin die nöthigen Refot— 
men — voran die Aufhebung der fonfejjionellen Trennung und eine 
volfsthümlichere Mahlart des Gr. Raths — Mar und gründlich hervor: 
gehoben wurden. Bon allen Eden und Enden flogen jest bie Reis 
fionsideen; fo verfhtedenartig der Kanton, jo bunt waren die Meinungen 
und Wünſche; eine Parthei nach der andern wurde überflügelt; neben - 
der tepräfentativen Demokratie trat auch das Landsgemeindeſyſtem in die 
Schranken. Von Elerifaler Seite ſuchte man die ertreme Demokratie aus: 
zubeuten und kirchlichen Fanatismus zu ſchüren, um die konfeſſionelle 
Trennung aufrecht zu halten. Die Regierung ſträubte ſich nicht lange ge 
gen eine Revijlon und traf einleitende Schritte. Der Gr. Rath fetste 
eine Neunzehner-Kommiſſion nieder, um Vorſchläge zu bringen, aber ftatt 
ft) zu beeilen, verfchleppte diefe die Arbeit. Die Fluth hatte Zeit, hö— 
her und höher zu fteigen, Die demokratiſche Nichtung gemann an Boden. 
Volksverfammlungen folgten auf Volksverſammlungen; den Ausſchlag 
gab der Tag von Altftätten (5. Dezember) wo ein umbeachteter 
Mann von dort, der Pintenwirth Joſeph Cihmüller, eifriger Ber 
ehrer der Landsgemeindefreiheit, ohne Bildung, aber nicht ohne Beredt: 


+6. Entſtehung und Bedeutung des Art 92 der Berfaffung von St. Galler, 
von Qungerbühler (in Ludwig Snell's ſchweiz. Staatsred)t,. 


- BB — 


famfeit, das Volt mit dem bündigen Ruf zu gewinnen wußte: „Iſt die 
Regierung Herr, fo ift es billig, daß fie die. Verfafjung made; iſt's 
aber das Volk, fo foll diefes an die Arbeit.” Yubelnd befchloffen die 
3—4000 Rheinthaler: Kleiner und Großer Rath find bloß proviſoriſch; 
die Neunzehnertommiljion fol aufgelöst und vom fouveränen Volk in 
Kreisverfammlungen ein volfsthümlicher Verfaſſungsrath erwählt werden. 
N ue Verfammlungen, wie zu St. Gallenfappel, zu mehr als 3000 
Dann ftark, folgten der Loſung und die liberalen Führer, die der Demo: 
Eratiihen Fluth zu wehren fuchten, mußten den Widerfpruh aufgeben. 
Die Neunzehnerfommijjion fiel zu Boden und ein VBerfafjungsrath wurde 
beftellt mit Wahlen nad den reinen Verhältnig der Bevölkerung. 

Der bisher gefeiertfte Staatsmann St. Gallens, Müller: ried- 
berg, fonnte fi in dem Wufeinanderplagen der Partheien und poli— 
tifhen Gegenſätze nicht mehr zurechtfinden und rief (in feinen Annalen 
zur Gefchichte diefer Zeit) ein anhaltendes Wehe über das Unterwühlen 
aller ftaatlihen Ordnung. „So hell dberfelbe in kirchlichen Dingen 
dachte, fo feft er gegen geiftlihe Anmaßungen ftand, jo unempfänglich 
war er für bie Ideen der Demokratie, fo blind gegen den Geiſt der 
neuen Zeit.“ *) — 

Am Kanton Waadt bradte die Neftauration nicht wie an den 
meiften andern Orten ein ben bisherigen Errungenſchaften feindliches 
Regiment empor. Der Kanton behauptete mit fräftigen Anftrengungen 
feine junge Selbitftändigfeit gegenüber den Berner Wiedereroberungsge- 
lüften. In den inneren Zuftänden ging der Rückſchritt nicht fo weit, 
daß die ariltofratifchen Elemente zur mwirfliden Geltung fommen konn: 
ten. Es blieb eine republifanifche Parthei am Ruder, die mehr oder 
weniger die Grundſätze der Revolution von 1798 vertrat, im bisherigen 
liberalen Geiſte fortregierte und ſowohl in Bezug auf bie Gejeggebung 
al3 die Verwaltung Tüchtiges leijtete, fo daß der Kanton eine Zeit lang 
rühmlich voranzuſchreiten ſchien. 

Aber mit der Reſtauration wurden auch in Waadt die überall 
üblichen künſtlichen und komplizirten Wahlformen eingeführt, die auf 
Selbſtergänzung hinausliefen und den wahren Charakter der Volks— 
vertretung fälſchten. Dadurch verknöcherte ſich allmälig die beſtehende 
Gewalt und gerieth in eine enge Richtung. In den Behörden bildete 
ſich eine kompakte Mehrheit, die keine unabhängige Geſinnung aufkommen 
ließ. Zuletzt beſtand der Große Rath zu nicht weniger als vier Fünf— 
theilen aus Regierungs-, Gerichts- oder Gemeindebeamten. Die alte 
republikaniſche Parthei wurde unvermerkt konſervativ und glaubte mit 


“ 


*) ©. Geſchichte des Kantons St. Ballen, von Otto Henne-Amrhyn. 
Seite 194. 





4* 


52 — 


ihren frühern Verdienften genug gethan zu haben. Bei dem ausſchließ— 
lihen Syitem fiel ein Drud nit nur auf die Preffe und öffentliche 
Meinung, fondern auch auf die Gewiſſensfreiheit. Als eine pietiftiche 
Richtung um fi griff und mit der Nationallirche in Widerſpruch ge 
rieth, wußte man fich nicht ander als dur Strafverbote gegen die 
religiöfen Berfammlungen zu belfen. Durd die DVerfolgungen wurde 
indeß das Sektenweſen nicht unterdrücdt, fondetn nur gefördert. 

Segen das beſchränkte Wahlfyftem und den politifchen Kaftengeift 
regte fi früh eine Oppofition. Zu den Borfämpfern gehörte der greife 
Friedrich Cäſar Laharpe, deſſen patriotifhe Gluth noch nicht erlofchen 
war. Aber eine Zeit lang wurde jede Modifikation von der geſchloſſenen 
Mehrheit im Großen Rathe zurüdgemiefen. Auch eine Neformpetition, 
die fih im Jahr 1826 mit 4197 Unterfchriften bededte, fand fein Ge— 
bör. Als entfchiedener Gegner trat damals nody der junge Druey 
auf, der dem Gr. Nath die volljte Souveränität vindizirte und das 
volfsthümliche Verlangen als einen Eingriff in die Autorität der Be— 
hörde befämpfte. Die alten Republikaner mißtrauten zum Theil dem 
neu auftauchenden Liberalismus, weil ſich Hinter diefem auch arijtofra- 
tiſche Triebfedern zu verfteden fjchienen. Bei der zunehmenden Unzu— 
friedenheit fah fi) indeß die Regierung genöthigt einzulenfen und eine 
theilmeije Aenderung des Wahliyitems vorzufchlagen. Die dadurch her: 
vorgerufene Reforn blieb jedoch einftweilen auf dem Papier, indem — 
nah einem unglüdlihen Uebergangsgejeg — die bejtehenden Behörden 
feiner unmittelbaren Erneuerung unterworfen wurden und die revidirten 
Beftimmungen erft bei Ablauf der jeweiligen Amtsdauer in Kraft treten 
follten. Die Oppofition wurde daher nicht beſchwichtigt. 

Die Eonftitutionelle Bewegung im benahbarten Frankreich trug dazu 
bei, den öffentlichen Sinn in Waadt immer lebhafter zu erregen. Als 
die Aulirevolution ausbrach, hatte fich bereit3 ein bedeutender demofra- 
tifher Umſchwung in den Geiftern vollzogen. Der mächtige Anftoß 
führte bald weiter auf der Bahn der Reform. Bloße Abänderung des 
verhaßten Uebergangsgeſetzes, womit die Regierung entgegenkommen 
wollte, genügte nicht mehr. Auch die bisherigen liberalen Führer wur: 
den zum Theil überflügelt. Eine Petition, die von Laufanne ausging und 
6000 Unterfchriften aus allen Gegenden des Kantons. erhielt, verlangte 
die Einberufung eines Verfaſſungsraths. Bei der PVerfammlung des 
Großen Rathes kamen, durd) Feuerzeihen auf den Hochwachten gerufen, 
von allen Seiten Volkshaufen nach der Hauptjtadt, um dem Begehren 
Nachdruck zu verleiden. Die Behörde mollte fi durch die drohende 
Haltung des Volks nit einfhüchtern laſſen und beſchloß, jede Be: 
rathung auszufegen, jo lange die Menge nicht auseinander gehe. Da: 
durch wuchs die Aufregung. Unter Trommelſchlag zog das Volk am 
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nächſten Tag mit Snitteln bewaffnet vor das Nathhaus. Ungeftüm 
drangen Leute felbft in den Grofrathsfaal und fingen hier an zu toben 
und Unfugen zu verüben. Nur mit Mühe gelang es, den Tumult 
zu befhwichtigen und die Menge zum Rüdzug auf den Montbenon zu 
bewegen, wo fie des Entjcheides harrte. Auf das Drängen der populären 
Führer gab Hierauf der Große Nath nah und milligte in die Einbe— 
rufung einer Eonftituante (18. Dez. 1830). Der Beichluß wurde freudig 
begrüßt und mit Aufjtellung von Freiheitsbäumen gefeiert. — 

Etwas fpäter Fam es auh in Schaffhaufen zu einem Umfchlag. 
Diefer Feine Kanton jenfeitS des Rheins befand fih unter der Media— 
tion in glüdliher Entwidlung. Die Reftauration warf ihn in faule 
Zuftände zurüd. Die Ordnung, die dem Kanton ohne alles Zuthun 
der Landichaft aufgedrängt wurde, rief die Grundlagen der alten 1689er 
Verfafiung wieder in's Leben. Die Stadt mit ihrem Junkerthum erhielt 
wieder das vollſtändigſte Uebergewicht. Stadt: und Staatögut wurden 
in einer Weife verfchmolzen, daß weder Ordnung noch Controle möglich 
waren. Im Jahr 1819 lehnte ſich das Landvolk bei Gelegenheit eines 
neuen Finanzgefeges auf, unter eidgenöflifher Vermittlung wurde jedoch 
die Ruhe bald wieder hergeftellt. Am Jahr 1826 wurde zwar die Ber: 
faflung einer Reviſion unterworfen, einzelne Webelftände befeitigt, bie 
Suftizpflege etwas verbefjert und eine Reform des gefammten Schul: 
wejens angebahnt. Aber das fchreiende Mifverhältnig in der Reprä- 
fentation blieb beftehen. Die Stadt mit ihren 6000 Seelen Hatte auch 
ferner zwei Drittel der Vertretung in Händen, während der Landſchaft 
mit 24,000 Einwohnern nur ein Drittel zuftand. Auch mit dem Finanz: 
mejen ging es nicht befier. Ein fchlauer Betrüger wußte daſſelbe in 
fat unentwirrbarer Verwidlung zu erhalten, woburd die Landbürger 
in ihrer Meinung beſtärkt wurden, die Hauptftadt finde ſolche Unord— 
nung in ihrem Intereſſe. Zu fpät machte man Miene, dieſem Unwefen 
zu ſteuern. 

Die Kluft zwijchen Stadt und Land öffnete fih auch in Schaffhaufen, 
als der größere Theil der Schweiz in Bewegung fam. Trennung von 
Stadt: und Staatögut war das erjte Rofungsmwort, dem bald der Ruf 
nach allgemeiner Verfafjungsrevifion folgte. Die Gährung wuchs all- 
mählih; in Unterhallau brach ein kleiner Aufftand aus; man machte 
Anitalten zu einem bewaffneten Zug nach der Hauptitadt; das Städt— 
hen Stein am Rhein drohte fih ganz vom Kanton zu trennen und 
dem freien Thurgau anzufäliegen. Das Stadtjunkerthum dachte eine 
Zeit lang noch an Widerjtand; aber die Behörden fahen den Boden 
unter ihren Fügen ſchwinden, Negierung und Großer Nath dankten ab 
und ordneten die Wahl eines Verfafjungsraths nach der Volkszahl an. 
(20. Januar 1831.) 


— 
Der Amſchwung in Bern. 


Nicht Leicht war es in Bern das ariftofratifche Bollwerk zu brechen. 
Hier hatten die liberalen Ideen ſich erſt langſam emporarbeiten können 
und war die Regierung zu entichiedenem Widerftand geneigt. Der Vor: 
gang von Zürih und anderen Kantonen mußte ber ſchwerfälligeren Maſſe 
den nöthigen Anſtoß geben. 

Schon unter der Meditation konnten die ariftofratifchen Elemente in 
Bern fich wieder in bedeutendem Maße geltend machen. In den lebten 
Jahren waren die höchſten Behörden zu mehr als drei Fünftheilen mit 
Patriziern und Berner Stadtbürgern befegt. Der ariftofratifchen Herrſch— 
fucht genügte indeß der wiedergemonnene Einfluß noch nit. Sobald 
der Schuß fremder Bajonette die Gelegenheit zum Umfturz bot, griff 
man wieder gierig nach allen alten Vorrechten. Ohne den hartnädigen 
MWiderftand der neuen Kantone, die vermittelnde Haltung einiger Städte: 
fantone und die Dazmwifchenfunft des Wiener Kongrefjes wäre die Re: 
action im Jahr 1814 noch weiter gegangen. Nur gezwungen verzichtete 
das reftaurirte alte Bern auf die Miedereinverleibung von Waadt und 
Aargau und machte der Zeit einige Zugeftändniffe. Aber fo meit ed 
möglich war, merzte man die Errungenfhaften der Neuzeit aus und 
fehrte in die Vergangenheit zurüd. Der alte Rath der Zmweihundert der 
Stadt Bern mafte ſich wieder die ganze Souveränität an. Die Wahl 
biefer Zmweihundert wurde neuerdings auf die regimentsfähigen Burger 
befchränft und blos die Bedingungen, unter die regimentsfähige Burger: 
Ihaft zu gelangen, etwas erleichtert. Dazu fam dann eine Scheinver: 
tretung von Lande dur 99 Mitglieder, deren Wahl fo eingerichtet war, 
daß felten ein der Regierung mißbeliebiger Mann in den Gr. Rath 
tommen fonnte. In Wirklichkeit Tag die Leitung de3 Staates wieder in 
den Händen eines enggefchlojjenen Familienregiments. Die Wahlfähigkeit 
aller Kantonsbürger zu den Staatsämtern war zwar zugefidhert, aber 
eine fünfzehnjährige Erfahrung bewies zur Genüge, daß eine Berüd- 
lihtigung auch der fähigiten Yandbürger zu höheren Stellen zu den jel- 
tenen Ausnahmen gehörte. Auch in der Stadt war mieder eine Kluft 
zwifchen den vegimentsfähigen und nicht regimentsfähigen Klaſſen gezogen 
und lettere felbjt von der Stadtverwaltung ausgefchloffen. Für die ges 
ringen Befoldungen, mit denen ſich die gnädigen Herren und Obern zu: 
frieden ftellten und die nur die Ausſchließlichkeit vermehrten, lag reich 
liher Erſatz in den fetten Oberamtsſtellen und fo vielen andern Bene: 
fizien, die den herrichenden Gefchlechtern zufloſſen. Auf dem Lande mußte 
das Volk wieder über Hohmuth und MWillkührlichkeit der „Landvögte“ 
flagen, die eine enorme Juſtiz-, Polizei: und Adminiftrativgewalt in fich 
vereinigten und faſt nach Belieben fchalten fonnten. Die Maffe der Bür— 
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ges erſchien wieder als Unterthanen, die feinen Beruf hatten ſich in öf⸗ 
fentliche Angelegenheiten zu miſchen und denen Gehorchen und Schwei— 
gen geboten war. Die erjte Negierungsmarime ging dahin, von Oben 
herab unbedingte Autorität auszuüben und tiefe Ruhe zu erhalten. Die 
öffentlihe Meinung durfte fich nicht regen; jedes Verlangen nad) einer 
Uenderung ber beftehenden Ordnung wurde als Aufruhr behandelt. 
Selbſt den ehrerbietigiten Vorftellungen mußte fo viel wie möglich ber 
Riegel geſchoben werden. Collectivpetitionen waren gänzlich verboten und 
Einzelpetitionen fonnten nicht ohne Einfiht und Unterfchrift des Dber- 
amtmannes vor die Regierung gebracht werben. 

Der ganze Staatshaushalt Hüllte fi wieder in geheimnipvolles 
Dunkel. Erſt als die ariftofratiiche Negierung abtreten mußte, wurde 
eine einläßliche Rechenſchaft über ihre Wirkjamfeit feit 1814 veröffent- 
licht. Diefer Bericht zeugte von dem Beftreben, ſtrenge Polizei zu üben, 
die Verwaltungsmaſchine in geregeltem Gange zu halten, das Staats: 
vermögen zu mehren, mit direften Abgaben zu verſchonen, einzelne be— 
beutende Bauten auszuführen und auch größere gefeßgeberifche Arbeiten 
an die Hand zu nehmen. Ueberhaupt fehlte e8 jo wenig an jtaat3män- 
niſchen Kräften wie an einem gewifjen äußern Glanz, der wieder blenben 
konnte. Aber dem ariftofratiichen Spften war es unmöglich, die reichen 
Hülfsquellen des Kantons fruchtbar zu machen, Lajten und Wohlthaten 
de3 Staats gleihmäßiger zu vertheilen und auf irgend einem Gebiet 
freiere Ideen durchzuführen. Für das Volksſchulweſen wurbe in ber Pe: 
riode von fünfzchn Jahren wenig mehr verwendet, al3 fpäter in einem 
einzigen Jahresbüdget verausgabt wurde. Man fuchte das geijtige wie 
politiſche Leben in dem allerengften Kreife feftzuhalten. In den Räthen 
gab es wohl cine gewiſſe Oppofition; aud ftand dem Gr. Rath die 
Initiative zu; aber der Widerſpruch entfprang fait ausfchlieglich aus der 
Eiferfucht der mehr oder weniger Bevorzugten und ging felten über das 
gemeinfame Standesinterefje hinaus. Eine ernftliche Reformparthei fonnte 
ih in Mitte der Regimentsfähigen nicht bilden Nur einzelne Staats: 
männer erhoben Hin und wieber ihre warnende Stimme, die indeß von 
dem jtarren Syſtem nicht beachtet wurde. 

Unter der ftrengen Autorität konnten die Regungen des Bernernsl: 
kes äußerlich nieder gehalten werden. Nur durch bie freiere Prefie in 
andern Kantonen fiel einiges Licht in das herrfchende Dunkel, Bis zu 
den Juliereigniffen wiegte ſich deßhalb das patrizifche Regiment in ftolger 
Sicherheit. Aber die Kluft zwiichen Volk und Regierung war tief genug, 
um das Gebäude bei der erften Krijis zu erſchüttern. Der Drang nach 
größerer Rechtsgleichheit machte fich zunächit hauptfächlich in den bemit- 
telteren Klafjen auf dem Lande und in den Meinen Städten geltend. Sn 
ben verſchiedenen Gegenden des Kantons herrſchten beſondere Beſchwer⸗ 
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den. Im Oberland lebte der bittere Groll über das barbariſche Straf: 
verfahren nach den Unruhen im Jahr 1814, mo das Voll, gegenüber 
der mit Gewalt wieder zur Herrichaft gelangten Ariftofratie, ſich zuſam— 
menſchaarte und in einfacher Bittfchrift größere Nechtsgleichheit verlangte. 
Im Seeland klagte man über die Laſt der Zehnten und Bodenzinfe. 
Der neue Kantonstheil (Jura) fühlte ſich in feinen eigenthümlichen Ein: 
rihtungen verletzt. In der Stadt felbft trat der Riß zwifchen der zu: 
rüdgefegten Bürgerfchaft und dem herrfchenden Patriziat immer ftärfer 
hervor. 

Nah der AYulirevolution wurde auch das Bernervolf ergriffen. In 
den beiden erften Monaten ſah man indeß nur Eleine Zeichen des in der 
Stille lodernden Feuerd. Die Regierung zeigte fid) entſchloſſen, das Heft 
in Händen zu behalten und jede Bewegung im erjten Keim zu erftiden. 
ALS vorörtliche Behörde erließ fie das Drohmanifeft an alle Kantons: 
regierungen, worin fie zu energifchen Mafregeln gegen die Preſſe auf: 
forderte. Sie fehritt mit Zeitungsverboten voran und gab den Ober: 
amtmännern die ftrengiten Weifungen gegen jede Ruheſtörung raſch ein: 
zufchreiten. Um fich befjer zu fhüben, ging man mit dem Plan um, 
eine Truppe der aus Frankreich heimfehrenden abgedankten Schmweizerfol: 
daten in Gold zu nehmen. Dies reizte nur die Stimmung und machte 
dad Mißtrauen allgemeiner. Um der öffentlichen Meinung einen Aus: 
drud zu geben, geſchah jetzt (gegen Ende Oktober) ein erfter bejcheidener 
Schritt. In Burgdorf, das dur die Wirkſamkeit der drei Brüder 
Schnell *) zum Mittelpunft der Reformbewegung wurde, richtete der 
Stadtrath die ehrerbietige Anfrage an die Regierung, „auf welchem 
Wege die Stadt ihre aufrichtigen Wünfche für die fchleunige Anwendung 
geeigneter Mittel zur Sicherung der Wohlfahrt des ſchweizeriſchen Va— 
terlandes gegen äußere und innere Stürme der Hohen Pegierung vor: 
bringen könne.” Darauf erfolgte die ungnädige Antwort, daß jede Pe: 


*) Ludwig Schnell, Stadtichreiber im Burgdorf uud Mitglied des Gr. 
Raths, gab die Anregung zum erften amtlichen Schritt im Sinne der Reform, in- 
bem er die Behörde zu der ehrerbietigen VBorftellung bewog, worin um Einvernab- 
me der Bolfswüniche über eine Berfaffungsänderung gebeten wurde. Karl 
Schnell, Redtsanwalt, brachte in die unklaren und verichiedenen ſich kundgeben— 
den Anſichten und Begehren eine gewifje Uebereinftimmung und deutlichere An- 
ſchauung dadurch, daß er in dem nachher fogenannten „Burgdorferblättchen“ die 
weſentlichen politifhen Wünſche formulirte, welches in zahlreichen Abfchriften durch 
die zu gemeinfamer Berathung nad) Burgdorf gelommenen Reformfreunde in den 
verſchiedenen Landesgegenden verbreitet wurde und fo gleichſam als Leitfaden für 

‚Ihre Beftrebungen dienten. Hans Schnell, Profefior, war der eigentliche Anord« 
ner der Münfinger Verſammlung. Der Wunſch nad) einem Berfaflungsrath wurde 
von Karl Schnell, ohne Vorwiſſen feiner Brüder, vorgebradht. (Siche: Leben Karl 
Schnell's im Berner Tafchenbud von Ludwig Kauterburg. Jahrgang 1855.) 
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tition als ungefeßlich abzumeifen fei, da über politifche Verhältniffe feine 
Bittfchriften an die höchiten Landesbehörden gerichtet werden dürften; 
der Stadtrath werde wohl im Gr. Rath ein Organ für feine Wünfche 
finden. 

Diefer Befcheid der ftarren Autorität vermehrte die Aufregung. Ein 
Theil der herrfchenden Staatsmänner jah wohl allmählich die Nothwen— 
digfeit ein, den Sturm wenigſtens durch einiges Entgegenfommen zu 
beſchwichtigen. Der Schultheiß von Wattenwyl rieth zu einer Revi— 
fion der Vorfchriftien über die Wahl des Gr. Raths. Aber der bloße 
Gedanke auch der Eleinften Reform ftieß bei der Mehrheit des Kl. Raths 
noch auf den entfchiedeniten Widerfprud. Man traf Anftalten, um die 
Gewalt unter allen Umftänden zu fichern und rief Truppen nad) Bern. 
Diefe Mafregel gab der Ariftofratie den erjten großen Stoß. Die 
Truppen gaben deutlich zu verftehen, daR fie zur VBertheidigung des Va— 
terlands mit Gut und Blut bereit feien, aber ſich gegen das Volf nicht 
würden brauden lajlen. 

Bon nun an nahm die Bewegung einen ernftern Charakter an, nad: 
dem unterdeß auch die Ereignifje in andern Kantonen die Berner Be: 
völferung angefpornt hatten. Unbefümmert um das oberamtliche Anz 
fehen folgten Berfammlungen auf Berfammlungen; in einzelnen Gemein- 
den wurden Freiheitsbäume geſetzt; im Pruntrut brachen ſchwere Unruhen 
aus, die zum Theil auf Lostrennung vom Kanton zielten; in der Stabt 
errichtete die Bürgerfchaft eine Bürgerwache, jcheinbar um Ordnung und 
Sicherheit aufrechtzuhalten, in Wirklichkeit um Gemaltplänen des Patri— 
ziatS entgegenzutreten. Endlich ſah fich die Regierung genöthigt, fo weit 
einzulenten, daß dem Gr. Rath der Antrag auf eine Kommilfion zur 
Vernehmung der Wünfche des Volkes geftelt wurde. Der Gr. Rath 
verfammelte.jih am 6. Dez., ſetzte eine folche Kommiſſion nieder und 
gewährte einige materielle Erleichterungen durch Aufhebung der Konſum— 
jteuer, Herabfebung des Stempels u. ſ. w. Aber die Zeit war vorüber, 
wo folhe halbe Zugeſtändniſſe befriedigen Fonnten. Die Haltung des 
Patriziats, die nicht Nachgiebigkeit ſondern Hartnädigen MWiderftand ver: 
riet, ftachelte von Neuem. Die Regierung felber zerftörte alles Ver— 
trauen durch ein Machtgebot, wonach alle Kollektivbittfchriften von Be: 
hörden und Privaten ſowie das Sammeln von Unterfhriften. in alter 
Weile verpönt wurde. In Furcht vor einem Zuge gegen Bern wurden 
wieder militärifhe Mafregeln getroffen, Truppen in der Stadt concen- 
trirt und drohende Befehle erlaſſen. Auch zu der Bildung einer Art 
Leibgarde gefchahen jet eifrige Schritte. Unter der ftilfchweigenden Zu: 
ftimmung der Behörden vaffte das Patriziat, das drängend hinter der 
Regierung ftand, mehrere hundert aus franzöfifhen Dienft entlaffene 
Schweizerföldlinge, fogenannte Rothe, zufammen. 
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Diefe Werbungen trieben bie Gährung auf bie äußerſte Spithe. 
In der Stadt erklärten die Führer der Bürgerwache, daß ſie das er— 
richtete Freikorps als ein feindliches betrachteten und deſſen Auflöſung 
verlangten, wenn die Regierung noch länger auf die Bürgerſchaft zählen 
wolle. Auf dem Lande drohten alle Bande ſich aufzulöfen. Die Re— 
gierung, in ſich felber nicht mehr einig, bald zur Nachgiebigkeit geneigt, 
bald zum Widerftand getrieben, ftand iſolirt da; die alte Autorität fiel 
fihtbar zu Boden. Im Seeland mußten Truppen, die MWegräumung 
eined aufgeftellten Freiheitsbaumes erzwingen follten, vor den bewaffneten 
Schaaren in Nidau weichen. Im Jura drang eine Schaar Inſurgenten 
unter X. Stodmar von Pruntrut aus nach Delsberg und vertrich 
den Oberamtmann. Von allen Seiten fam bie Drohung, daß wenn 
bis zum 10. Januar die Werbung der Miethfoldaten nicht als unge— 
jegliche Maßregel erflärt, unterfucht und beftraft würde, der Landſturm 
aufbreden und die Regierung mit Gewalt dazu nöthigen werde. 

Die liberalen Führer fuchter noch einer gewaltſamen Löjung der 
Krifis zuvorzufommen und durch bie Macht der öffentlichen Meinung 
die Reform in ein friedliches Geleife zu Leiten. Auf ihren Ruf traten 
an jenem 10. Januar 42 — 1500 angefehene Männer, meiſt Ausge— 


ſchoſſene aus allen Landestheilen, in Münfingen, einem anmuthigen 


Dorfe Mitte Wegs zwifchen Bern und Thun, zufammen. Diefe Vers 
ſammlung follte das Schickſal des Landes entſcheiden. Mit der Gewalt 
feiner Rede wußte Hans Schnell den Sinn der Landleute zu Ergreifen, 
erſt ben Hochmuth des patrizifchen Negiments vor Augen führend und 
zum entſchloſſenen Willen anfpornend, dann wieder vom Aeußerſten zu: 


rückhaltend: „Das Volk ift der Löwe, der einen Spab in ber Take 


hält. Wäre es großmüthig, den Spab zu erdrücken?“ Alle Wider: 
fprüde der liberalen Berner Stabtbürger und die Bedenken eigener 
Sreunde überwindend, pflanzte Karl Schnell, der geiltige Lenker der 
Reformparthei, die Fahne der vollen Souveränität des Volkes auf und 
verfocht entſchieden und beharrlich da Verlangen nad) einem Verfaſſungs- 
rath. Die Landleute ſchaarten fich unter ftürmifchem Beifall um diefen 
Vorſchlag. Die Berfammlung beſchloß, der Regierung eine Frift von 
acht Tagen zu feken, um den Vollswünfhen zu entiprechen und einen 
Verfafjungsrath zu berufen. Falls fie länger zögere, follte zu weiterer 
That gefchritten werden. , 

Noh ehe die Verfammlung beendigt war, kam die Kunde von 
Bern, daß die Regierung am gleichen Tage nad heftigem innerm 
Kampfe befhlofien habe, der Werbung der Miethioldaten Einhalt zu 
thun und eine Unterfuchung anzuheben. Der Findrud der Verſammlung 
jelbit war für das vor Kurzem noch fo ftolze und jest zum Schatten 
heruntergefunfene Regiment überwältigend. Schon drei Tage nachher 
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beſchloß der Große Rath mit 200 gegen 19 Stimmen die Aufſtellung 
eined Verfaſſungsraths. Alt-Schultheik Fifher drang zuerſt baranf, 
aber mit bem Motiv: nachdem ein undankbares Wolf ſich ausgeſprochen, 
daß die Regierung fein Zutrauen verloren habe, folle fich diefe nicht in 
die Verfaffung mifchen. Andere Batrizier ftimmten zu, meil fie mähn- 
ten, daß mit einem folchen Volksrath Alles erft recht in Verwirrung 
fommen und dann das Alte zurüdfehren werde. In der Proffamation 
an das Rolf wurde Alles angewendet, um den Schein zu retten und 
fi mit der Slorie alter Würde und Weisheit zu umgeben. — An die 
zur Einholung der Volkswünſche niedergefegte Kommiſſion waren unter⸗ 
dei gegen 600 Eingaben gelangt, faft alle im Sinne einer burihgreifen: 
den Reform, Reichen der lang verhaltenen, aber endlich zum Ausbruch 
gekommenen Stimmung. 

So fiel das zähe Patriziat nicht eher, als bis e3 alle Wiberftands- 
pläne gefcheitert fah. Das Volk kehrte überall ohne weitere Unord⸗ 
nungen zur Ruhe zurüd. Nur der Yura veranlafte noch ein Pleines 
Nachſpiel. Um den dortigen Aufitand zu bämpfen, bot die Regierung 
in übereiltem Eifer Truppen auf, erließ eine Proffamation und feßte 
einen Preis von 4000 Franken auf die Habhaftmachung des Volksführers 
Stodmar. Ein Kriegszug war inde nicht vonmöthen. Die Abfendung 
von Kommifjären genügte zur Beruhigung. Mit dem in Ausſicht ge 
ftellten Verfaſſungsrath gab ſich auch der neue Landestheil zufrieden und 
ber Aufſtand legte fich.*) 


Die außerordentliche Tagſatzung 


Mitten in allen bdiefen Bewegungen und ımter dem Drang der 
Gufßeren Berhältnifje mar es nothwendig, dak auch die oberfte Bundes: 
behörde in irgend einer Weiſe ihr Wort ſpreche. Der ariftofratifche 
Borort Bern hatte die Tagherren in der ordentlichen Sommerſitzung 
von 1830, gleich nach den ſchwülen Julitagen, in der Anaft ihres Herzens 
gern nach Haufe gehen lafien, um die cidgenöflihen Zügel allein in 
Händen zu halten. Noch glaubte er an feinen Beſtand der Ummälzung 
in Sranfreih und hoffte auf eine Einmifhung der abfolutiftifchen 
Mächte, die den alten Zuftand zurüdführen würden. Um allen Bewegungen 
in ber Schweiz von vorneherein entgegenzutreten, erließ er das Kreis— 
ſchreiben (vom 22. September), worin er die Kantonalregierungen aufs 
forderte, durch Preßmaßregeln der öffentlihen Meinung Gemalt anzu: 
thun und Ruhe und Ordnung mit allem Nachdruck aufrechtzuhalten. 


95 Siehe 336 Geſchichte des Bernervolls. — v. Tillier, Geſchich te der 
Eidgenoffenidyaft während der Zeit des ſogeheißenen Fortſchritts. 
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Dies drohende Manifeft erregte nur den höchſten Unmillen und felbft 
einzelne Stände, ‚wie namentlich Zürich, wiefen diefe Zumuthungen ernſt— 
ih zurüd. Im Stillen "fuhr indeß der Vorort fort, zum Widerftand 
aufzumuntern, militärifche Unterftügung in Ausſicht zu ftellen und ge- 
meinfame Vorkehrungen anzuregen, um die Bevölferungen niederzuhalten. 
Nirgends Fonnte die alte Autorität damit gerettet werden und von feiner 
Seite fuchte man auch in der äuferften Noth um bie wirkliche Anter: 
vention des Bundes nah. Mit bitterem Gefichte mußte der Vorort den 
aus der Revolution hervorgegangenen Bürgerfünig in Frankreich aner: 
!ennen und Freundſchaftsverſicherungen austaufchen. 

Almählih nahmen die Dinge in Europa eine drohendere Geftalt 
an. Auf der einen Seite der Drang der Völker, dem Beifpiel Frank: 
reih® zu folgen; die Revolution, die bereit3 in Belgien ausge: 
brochen war; die Hülfe, die Frankreich dem benachbarten Lande zu 
leiften bereit war: auf der amdern Seite die ſich wieder fefter 
fnüpfende heilige Allianz der abjolutiftifchen Mächte, die auf einen 
neuen Feldzug für die Pegitimität hinzielte; überall gewaltige Rüftungen ; 
in der Nähe der Schweiz eine öftreichifche Heeresaufitelung in Italien 
und Kriegsbereitfchaft der ganzen ſardiniſchen Macht. Für die Eidge- 
nofienfchaft trat die Gefahr nahe, von den kriegeriſchen Verwicklungen 
mit betroffen zu werden. Unter diefen Umftänden traute man dem 
ariftofratiichen Vororte Bern nicht; im liberalen Lager war die Veforg- 
niß allgemein, daß mieder das Spiel von 1813 getrieben und die Grenze 
blosgeftelt werden könnte. Daher der laute Ruf nad einer außer: 
ordentlichen Tagfatung, der auch von Kantonen unterftüst wurde, in 
denen ſich noch feine Bewegung geltend machte. Der Vorort konnte 
nicht länger allein walten und mußte die Bundesbehörde außerordentlich 
zufammenberufen. Aber in feinem Sreisfchreiben (vom 7. Dezember) 
wurde aller Nahdrud darauf gelegt, den Angriffen auf die beftehenden 
Ordnungen zu fteuern und die alten Verhältniſſe in der Gidgenofjen: 
(haft aufrehtzuhalten, die Wahrung der nationalen Intereſſen gegen 
da3 Ausland dagegen in den Hintergrund geftellt. Zugleich machte fich 
das Gelüfte bemerkbar, unter dem Vorwande, daß Luzern (ala nächfter 
Vorort) in der Umgeftaltung begriffen ſei, die vorörtliche Leitung beim 
Jahreswechſel in Händen zu behalten. In diefem Sinne wurde bei den 
Urftänden agitirt, fo daß Schwyz in einer Konferenz zu Beggenried 
den fürmlichen Antrag ftellte, darauf zu dringen, daß der Vorort bei 
Bern verbleibe. Daraus entitand neues Mißtrauen. Aufs Entfchiedenfte 
Iprach fi) der bereit3 erneuerte Gr. Rath in Zürich bei der Inſtruc— 
tionsberathung gegen den ganzen Standpunkt des Kreisichreibens aus, 
Das erjte und hauptſächlichſte Ziel fei, daß alle Eidgenoſſen fich mehr: 
haft und Friegäfertig machen, um die Selbitjtändigfeit gegen jeden Anz 
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griff von Außen zu behaupten. ‘Dem Streben der Kantone nad Ver— 
bejierung ihrer Verfafjungen müſſe man nicht in den Weg treten und 
fie zu Hindern fuchen; in der beförderlichen und volfsthümlichen Vollen- 
dung der eingeleiteten Nevijionen liege vielmehr das wirkſamſte und 
bejte Mittel, die Ruhe im Innern wieder herzuftellen und das nöthige 
Anfehen nah Außen zu erhalten. Die Kraft fei im Volke; durch diefes 
und mit diefem allein fei man ſtark. Mit folcher offenen und nad: 
drüdlihen Sprade trat Zürich an die Spige der neuen Politik ber 
Regeneration. In allen Kantonen, wo fi ſchon der Volfsgeift geltend 
machte, ſchloß man ſich diefer Anfhauung an. Was die ganze freige- 
jinnte Schweiz verlangte, war: Ergreifung aller nöthigen Maßregeln 
zur Sicherung der ſchweizeriſchen Grenzen, freie Selbitbeftimmung in 
den Kantonen und bundesgemäßer Uebergang der vorörtlichen Leitung 
auf den Stand Luzern. *) | 

Als die Tagſatzung am 23. Dezember 1831 in Bern znfanmens 
trat, hatte ji der Umſchwung bereit in. den acht Kantonen Thurgau, 
Züri, Aargau, Luzern, St. Gallen, Waadt, Freiburg und Solothurn 
entſchieden; Schwyz und Bajel lagen in Wehen; in Bern felbft wankte 
der Boden unter den Füßen der arijtofratifhen Regierung. Die Bun: 
desverjammlung war nicht al3 das Drgan der Schmeizernation anzu: 
jehen; die Tagherren mit ihren Inftruftionen in der Tafche vertraten 
nur das Anterefje der fantonalen Souveränitäten, die Mehrheit derfelben 
hing noch dem alten Syjtem an; aber der öffentliche Geift ſprach fo 
laut, die Macht der Ereigniſſe war jo gebietend, daß fein Gedanke mehr 
auffommen fonnte, die Bewegungen noch mit den Mitteln des Bundes 
niederfchlagen oder in die Neugejtaltung der Kantone eingreifen zu 
wollen. Die vollendeten Thatſachen mußten anerfannt, der meitern 
Entwicklung freier Lauf gelafjen werden. Selbſt dem ariftofratiidhen 
Vorort blieb nichts übrig als feine Widerftandsgelüfte zurüdzuhalten, 
Einhellig wurde demnach die Erklärung beſchloſſen, daß es jedem eid— 
genöſſiſchen Stande, kraft feiner Souveränität, freiitehe, die von ihm 
nothwendig und zwedmäßig eradhteten Abänderungen in der Kantons- 
verfafjung vorzunehmen, ſobald diefelben dem Bundesvertrage nicht zu: 
wider feien. Es werde fi) demnach die Tagfagung auf feine Weiſe in 
folche bereit3 vollbradhte oder noch vorzunehmende Eonftitutionclle Re— 
formen einmifchen, Nur wurde die Hoffnung ausgedrüdt, daß die Ver: 
fafjungsarbeiten in den einzelnen Kantonen auf gejeglihem Wege und 
ohne Gefährdung der öffentlichen Ruhe zu Ende geführt werden möchten. 
Auch der bundesgemäße Uebergang der vorörtlihen Leitung an Luzern 
fonnte von feiner Seite mehr ernftlic) beftritten werden. Das ariito: 


*) Siche Baumgartner, Bd. 1, ©. 70-4. 
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kratiſche Bern ſelber ſtand in dieſen Tagen bereits am Rande des 
Abgrunds. 

Nach Außen hin mußten ſich alle Stände eben ſo einmüthig für 
die unwandelbare Aufrechthaltung der Neutralität ausſprechen. feier 
lich erflärte die Tagſatzung, daß die Ehre, Sicherheit und Selbſtſtändig— 
feit der Schweiz diefe unbedingte Feithaltung erfordern und daß bie 
Unverletbarkeit des eidgenöfjiichen Gebiet? bei dem Ausbruch eines 
Krieges mit allem Nahdrud, nötigenfalls durch die größten Opfer und 
Anftrengungen, behauptet werden folle. Die Kundmachung jtellte bes 
reitö bedeutende Aufgebote in Ausjicht; da indeß die Kriegsgefahr no) 
nicht fo nahe ſchien, wurde von einer unmittelbaren Truppenaufitellung 
noch abjtrahirt und nur die Aufforderung an alle eidgenöflijchen Stände 
erlafjen, Auszug und Reſerve für den erften Ruf in Bereitichaft zu 
halten und für die nöthigen Geldmittel zu forgen. Zugleich wurde ber 
große Generaljtab ſammt ſämmtlichen Divijionsjtäben und einem heil 
der Brigadeftäbe in Dienjt berufen, endlih auch — nachdem die Tags 
fagung unterdeß nach Luzern übergejiedelt war — ein Oberbefehlshaber 
in der Perſon des Oberſten Guiguer von Waadt ernannt und diefem 
Dufour von Genf als Chef des Generalitabs beigegeben. Die Grenze 
hielt man am eheften nad der Seite von Defterreih und Stalien be- 
droht, weßhalb das militärische Augenmerk hauptſächlich nad Grau: 
bündten, Tefjin und Wallis fiel, das Hauptquartier in Quzern aufge 
ſchlagen wurde. Befeftigt wurden die Engpäjle zu St. Moritzen und 
am Simplon, fowie die Luzienfteig, einige Feldwerke bei Aarberg ange 
legt. Auch freiwillig regte ſich der patriotiiche Eifer und erbot ſich zur 
Bildung von Freicorps, was indeß nicht im Sinne der Tagherren lag. 
Fieber nahm man eine Gabe von 50,000 Franfen an, melde ber 
Sriehenfreund Eynard für den Fall eines Krieges zu Gunften der 
Wittwen und Waijen auf den Altar des Vaterlandes legte. Ein Heiner 
Alarm entjtand durh den Einfall piemontejiicher Flüchtlinge in Sa— 
voyen, um hier die Fahne der Revolution aufzupflanzın; raſch wurden 
durch den Oberbefehlshaber drei Bataillone von Waadt, Genf und Wallis 
aufgeboten, aber bald wieder entlafjen, da der unglüdlihe Verſuch zu 
feiner weiteren Gefahr für die ſchweizeriſchen Grenzen führte, 

Die feierlihe Neutralitätserflärung ward den europätichen Höfen 
offiziell mitgetheilt. Almählih kamen die Antworten, die von Seite der 
Großmächte mehr oder weniger ſpitz und verlegend lauteten. Bon fran: 
—— Seite gab man deutlich genug zu verſtehen, daß man auf die 

eutralität nicht viel gebe und die Schweiz nicht fähig halte, ſie ernſt— 
lich zu behaupten; für den Fall einer Gefahr von irgend einer andern 
Macht bot man deßhalb die freundnachbarliche Hülfe an; zugleich wurde 
beſtimmt erklärt, daß die franzöjifche Regierung auch die geringjte Ver: 


— 63 — 


letzung des Schweizergebicts durch öſterreichiſche Truppen einer Kriegs⸗ 
erllärung gleich anſehen würde. Franzöſiſcher Miniſter des Aeußeren 
war damals gerade Graf Sebaſtiani, der früher in der Deputirtenkammer 
ſich offen dahin ausſprach, daß Frankreich bei einem Kriege mit Oeſter⸗ 
reich fofort die Schweiz befeßen müfje, wenn es nicht im Nachtheil fein 
wolle. Der Bundespräjident Amrhyn erflärte dem franzöfiichen Ges 
ſchäftsträger: es Tiege in der Natur der Dinge, ſowie im den Gefins 
nungen des ſchweizeriſchen Bolfs, jeden Angriff auf jein neutrales Gebiet, 
woher er auch fommen möge, abzuwehren und jeden Angreifer als Feind 
zu behandeln. Das Anerbieten einer Unterftügung von Seite Frankreichs 
betrachte man zwar al3 einen erfreulichen Beweis der Fortdauer jeit 
Jahrhunderten beftandener freundnachbarlicher Berhältnifje, allein eine 
jebe wirklich geleijtete Hülfe müjje eine Berlegung der Neutralität nach 
fi führen. | 


Oeſterreichs Note auf die ſchweizeriſche Neutralitätserflärung war 
in wirffih anmaßendem Ton verfaßt. Aergerlid über die Umgeftaltun: 
gen in den Kantonen, die den Ideen der heiligen Allianz widerſprachen, 
und abHold allen Regungen größerer Selbjtändigkeit, die den domini— 
renden öfterreihiihen Einfluß zu vernichten drohten, ftellte fi das 
Diener Kabinet höchlich verwundert über die ‚getroffenen militärifchen 
Vorkehrungen, da diefe durch die Zeitumftände nicht geboten feien und 
mit einer wahrhaft neutralen Stellung nit im Einklang fländen. In 
ährlihen Sinne antworteten auch Preußen und Rußland. Nur das 
Schreiben des engliſchen Minijters Lord Palmerſton war rückſichtsvoll 
und ermumterte die Schweiz in ihrem unabhängigen Streben. Auf bie 
Noten der drei öftlihen Mächte gab die Tagſatzung Nüderwiederungen, 
worin fie ſich gegen die ungebührlich? Zurechtweiſung verwahrte und die 
ergriffenen Maßregeln durch die kriegeriſchen Rüftungen der benachbarten 
Mächte und den entfchiedenen Willen der Eidgenoſſenſchaft, ihre Neutras 
lität und Unverletbarfeit unter allen Umftänden zu behaupten, recht 
fertigte. *) 

Unterdeß verzogen ſich allmählich die gefürchteten Kriegswolfen. Die 
Revolution in Polen durchkreuzte die Pläne der heiligen Allianz. Ruß— 
land war in feinem Innern gelähmt und, diefer Stüge beraubt, wagten 
Defterreih und Preußen nichts gegen Franfreih zu unternehmen. In 
Frankreich jelbft entwickelte die Julidynaſtie bald eine eigennützige Fries 
denspolitif, die wieder mit der Regitimität Tiebäugelte. Die Schweiz konnte 
deghalb ihre militäriichen Vorkehrungen wieder einftellen. Die Schnel— 
Iigfeit, mit der fie auf Wahrung ihrer neutralen Stellung bedacht war, 
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*) Siche v. Tillier, Band 1., Seite 81-86, 
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mußte ihr, troß dem rollen der Iegitimen Mächte, zum größeren An- 
jehen gereichen. Es war die erfte Frucht der Regeneration nad Außen. 

Die außerordentlide Tagfatung blieb bis zum 7. Mai 1831 per- 
manent, wo fie jich endlich vertagte, um bald in ordentlicher Sitzung 
wieder zufammenzutreten. Im Innern hatte fie fich jett vielfach mit 
ben Wirren in Bafel und Schwyz zu befchäftigen, von denen wir näher 
zu ſprechen haben. ' 


Berwürfniffe in Bafel und Schwyz. 


Während in einer Reihe von Kantonen der Umſchwung zu einer 
freieren Berfafjung, wenn auch nicht ohne Gewaltauftritte, Doch ohne 
lange Wirren, zu einem glüdlihen Ende kommen fonnte, wurden die 
Kantone Bafel und Schwyz von anhaltenden und fich immer wieder er: 
neuernden Kämpfen ergriffen, die Jahre hindurch die Eidgenoffenfchaft 
in Spannung halten und einen vielfach ftörenden Einfluß auf den Gang 
der Dinge üben follten. 

Bon dem Kanton Bafel hätten mande Umftände vermuthen laf- 
fen, daß die Regeneration hier nicht ſchwerer vor fich gehen werde, als 
in andern Städtefantonen. Im Jahr 1798 gab Bafel eine der eriten 
Lofungen zu der Ummälzung, die zur helvetifchen Nepublif führte; die 
Erhebung des Landvolfs blieb damals nicht ohne Anklang bei der Stadt: 
bürgerihaft. Nach dem Fall der Mediation gehörte Bafel zu den Orten, 
die in den eidgenöſſiſchen Wirren eine vermittelnde Stellung einnahmen 
und die Reaction nicht aufs Meußerfte kommen ließen. Während der 
Reftaurationsperiode boten die Zuftände in Bafel einzelne auffallende 
Lichtfeiten dar. An der Univerfität wurden erhebliche Berbefjerungen 
vorgenommen, die Wiſſenſchaft ven Hemmniſſen befreit und Männer 
berufen, die in andern Ländern für ihre freien Beftrebungen verfolgt 
waren. Mit rühmlidem Muth behauptete Bafel fein Aſylrecht und 
trat fremden Zumuthungen entgegen. Auch nach andern Richtungen 
regte fi der Gemeinfinn, während die Verwaltung im Ganzen 
ſchonend war. 

Aber troß einzelnen Liberalen Erſcheinungen ruhte das ganze Re: 
gierungsſyſtem doch auf ftarren und unbilligen Grundlagen. Bei der 
unrehtmäßigen Abänderung der Mebiationsverfafjung eignete fich die 
Stadt — mit 16,000 Seelen gegenüber 40,000 Einwohnern der Yand: 
[haft — nicht weniger als zwei Drittheile der Vertretung an. Durd) 
Selbftergängung und Lebenslänglichkeit der Groß: und Kleinrathsſtellen 
mar die Gewalt in einen engen und ftabilen Kreis gebannt. Auf dem 
Ausdruck der öffentlichen Meinung laftete auch hier die Cenfur. Selbft 
die Verhandlungen der gejeßgebenden Behörde durften nicht frei mitge— 
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theilt werden. Zwiſchen Stadt und Land beſtand wieder eine ſcharfe 
Scheidewand. Die Landſchaft war in ihrer Entwicklung gehemmt, das 
Volk mehr oder weniger vernachläßigt und geiſtig und politiſch bevor— 
mundet. Alle wichtigeren und einträglicheren Amtsſtellen befanden ſich fait 
ausſchließlich in den Händen von Bürgern der Stadt, denen oft Will— 
fürlichfeiten zur Laft gelegt wurden. Die einzelnen Leiftungen erjchienen 
gewöhnlich als Gnadenverleihungen. Eine befondere materielle Bejchwerde 
bildete die Erklärung vieler taufend Jucharten früherer Gemeinde: 
waldungen zu Hoc: und Staatswald. In der Stadt felbjt wurde der 
Zunftzwang, der fih ſchon während der Mediation wieder einjchlich, 
weiter gefchärft und nährte einen eigennüßgigen Geift, der den Fort: 
ſchrittsbeſtrebungen feindlich entgegenireten mußte, wo diefe das privi— 
fegirte Intereſſe gefährdeten. In der Unterhaltung einer befoldeten 
Standestruppe lag für das herrſchende Regiment eine größere Verſuch— 
ung al3 anderswo, Bewegungen mit Gewalt zu begegnen. Hinter 
Feſtungswerken konnte man dem Landvolf die Spitze bieten, fobald fich 
auf die Stadtbürgerſchaft zählen ließ. 

Auf der Landfchaft blieb immer etwas von dem revolutionären 
Geiſt, der 1798 die landvögtlichen Burgen brad. Die Erinnerung an 
die Freiheitsurkunde — die man in Lieftal auf dem Rathhaus in filber: 
ner Kapſel aufbewahrte — ging wie ein Vermächtniß von der ältern auf 
die jüngere Generation über. ALS jebt der Anftoß zu einer neuen Be: 
mwegung kam, jehaarte man ſich in der Landfchaft wieder um das Panier 
der vollen Rechtögleichheit. Auf dieje geftüßt, richtete eine Verfammlung 
von angejehenen Männern aus verjchiedenen Gemeinden des Kantons 
im Bubendorfer Bad (18. November 1830) eine „ehrerbietige Vor— 
ſtellung“ um PVerfaflungsrevifion an den Gr. Rath, die jchnell durch 
die Namensunterſchriften von 810 Bürgern bekräftigt wurde. _ 

Gegen die Forderung voller Rechtsgleichheit vereinigten fich im 
der Stadt alle ängjtlihen Bedenken und einfeitigen Intereſſen, die den 
Geift der Bürgerfchaft zu beherrſchen mußten. Es fehlte an einer hin: 
reihend erjtarkten liberalen Oppofition, die, wie in Zürich, ein Gewicht 
in die Waage legen, Vertrauen bei der Landichaft erweden und fcharfe 
Gegenfäge ausgleihen Eonnte. Die Furt vor dem revolutionären 
Geift, der die Bande der Ordnung zu löfen ſchien, trieb auch Solche, 
die bisher den Fortjchrittsbeftrebungen zugethan waren, in eine Eonfer- 
vativere Nichtung. Andererfeit3 bildete das Landvolk feine ganz com: 
pakte Majje, da einzelne Thäler, durch die induftriellen Verhältnifje von 
der Stadt abhängiger, fih von der Bewegung nicht fortreißen ließen. 
Ueber den patriotijchen Kern, mit jugendlih ungeftümen Führern an der 
Spite, glaubte das alte Syftem ohne große Mühe Herr werden zu 
können. Bon dem biöherigen Uebergewicht wollte man nur jo viel auf: 
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geben, daß der Schwerpunkt der Herrſchaft noch immer in der Stadt 
blieb. Dem Princip einer gleichmäßigen Vertretung nach der Zahl der 
Bevölkerung wurde der Maßſtab des Vermögens, der Steuerbeiträge 
und der Intelligenz entgegengeſtellt. Widerſtrebend geſchahen einleitende 
Schritte zu einer Reviſion, während die Aufregung auf dem Lande 
wuchs, an mehreren Orten Freiheitsbäume aufgepflanzt wurden und das 
Verlangen nach unbedingter Rechtsgleichheit fich befeftigte. Cine zmeite 
Verfammlung im Bubendorfer Bad (2. Dez.) wies die Vertreter der 
Fandihaft an, auf diefem Grundfag zu beharren und eine vom Bolt 
direft gewählte Nevijionsbehörde, jchleunige Entwerfung der Verfaſſung 
und Vorlage derfelben an das Bolf zu begehren. Militärifh: Rüftungen, 
Vermehrung der verhaßten Garnifon und andere Mahregeln, die von 
der Regierung zur Sicherheit getroffen wurden, fteigerten die Unruhe. 
Der Gr. Rath machte jett das Zugeſtändniß, daß er gänzliche 
Berfaflungsrevifion befchlog, die Anerkennung der Volfsjouveränität, fo- 
wie die Aufhebung der Selbitergänzung des Gr. Raths und der Lebens- 
länglichkeit aller Stellen in beiden Räthen im Voraus als Grundlagen 
bezeichnete und eine Kommiſſion, halb aus Städtern, halb aus Land» 
leuten beftehend, zur Entwerfung der neuen Verfaſſung nieberfekte, 
Aber in der Kardinalfrage der Repräfentation follte die Landſchaft nur 
79 und die Stadt 75 Mitglieder in der oberjten Behörde. erhalten, 
während die Landichaft nah den Maßſtab der Bevölkerung mehr als 
die doppelte Vertretung in Anfpruh nahm. E3 blieb daher eine meite 
Kluft beftehen. Die Batrioten der Landſchaft fahen den Grundfak, 
nad welchem fie vangen, bereits in andern Kantonen verwirklicht und 
wollten jich nicht darin ſchicken, fchlechteren Rechtes zu fein. An eine 
Ausgleihung war faum zu denken, wenn nicht die Scheidemand zwiſchen 
Stadt und Yand aufrichtig fiel. Statt defjen erhigten ſich die Gegen: 
fäße von Tag zu Tag mehr; hier klagte man über das turbulente und 
gewaltthätige Wefen auf der Landfchaftz dort fchärften erlittene 
Schmähungen, gehäfjige Kapitalauffündungen, polizeiliche Drohbriefe zc. 
den vorhandenen Stadel. Während der Sr. Nath den von der Kom: 
“million vorgelegten Berfafjungsentwurf unter wenig verfprehenden Aus: 
fichten berieth, reifte auf der Landihaft, nach dem Borgange Aargau's, 
der Entihluß zur Erhebung. Am 4. Januar 1831 janımelte fi das 
Boll, an 3—4U00 Männer, darunter Viele bewaffnet, zu einer Lands: 
gemeinde in Lieſtal und verlangte unbedingte Erklärung der Volks— 
fouveränität, freie Wahl der Vertreter nach der Volkszahl und Annahme 
ober Verwerfung einer dur einen förmlichen Verfajjungsrath entwor— 
fenen Verfaſſung. Zur Gewähr der Forderungen wurde eine Bedenkzeit 
von 24 Stunden gelafjen. 
Durch die drohende Haltung gerieth die Stadt in den höchiten 
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Alarm; eine Bürgerverfammlung in der Martinskirche drang auf Feſt— 
halten an Recht und Geſetz und ermuthigte die Regierung zum äußerften 
Widerftand. Alle Anftalten zur Gegenwehr wurden getroffen, die Thore 
verrammelt, Kanonen auf die Wälle geführt, alle Einwohner zu den 
Waffen gerufen und eine Militärfommifflon ernannt. Die Forderungen 
der Landgemeinde wurden zurüdgemwiefen, nahdem Regierungsabgeord- 
nete, die nach Lieftal gefandt waren (darunter Rathsherr Stehlin, der 
1798 zum Landvolk hielt und der Revolution Bahn brechen half) den 
Sinn des Landvolks nicht hatten ändern fünnen. Ausſchüſſe von 70 
Gemeinden der Landſchaft ernannten jet eine proviforifhe Regierung, 
an ihrer Spitze Stephan Gutzwiller von Therwyl, die politifch: 
Seele der Bewegung, Damit war die Lofung zum förmlichen Aufftand 
gegeben. Entgegen dem Elügeren Rath des Militärchefs, Anton von 
Blarer, die bewaffneten Kräfte in den Defileen von Lieftal concentrirt 
zu halten, und einen Angriff abzuwarten, wurde ein Zug vor die Stadt 
befchloffen, um die untern Gemeinden zu beſchützen und die Stadt zu 
bedrohen, Einige Tage ftanden fich jet die Lager friegerifch gegenüber; 
bier Fonnte man einen Sturm, dort einen Ueberfall erwarten. Eine 
Regierungsproflamation forderte die Infurgenten zur Niederlegung der 
Waffen und Wiederherftellung der Ordnung auf, erklärte die Führer 
und hartnädigen Ruheftörer als Landesverräther und drohte mit ber 
ganzen Strenge des Geſetzes. Verſuche zur DVerftändigung ſcheiterten. 
Den Landtruppen (unter Oberbefehl von Jakob von Blarer) fehlte 
es an gehöriger Disciplin, an den Mitteln zur Belagerung, an Einheit 
und Ausdauer. Gegen eine für fie ſtark befeftigte, mit allen Kriegs— 
bebürfnifien verfehene Stadt lief fich nichts ausrichten. Dazu fam, daß 
fie einen Theil ihrer Streitfräfte gegen die Thäler von Neigoldswil und 
Gelterfinden wenden mußten, die fi im Rüden zu Gunften der Stadt 
bewaffneten. Unter diefen Umftänden war es für die ſtädtiſche Macht 
nicht ſchwer, wiederholt au8 ihren Mauern zu rüden und das Landvolt 
anzugreifen. Bei dem Hauptausfall (am 13. Januar) unter dem Com: 
mando von DOberft Wieland, mit gehöriger Artillerie, wurden die zer: 
ftreuten Landfchaaren in wilde Flucht gefhlagen. Vergebens boten die 
Brüder Blarer Alles auf, um die Fliehenden zum Stehen zu bringen ; 
diefe bedrohten ihre eigenen Führer. Der ganze Aufftand zeritob; Lieftal 
wurde militärifch beſetzt, ein Theil der eifrigften Patrioten gefangen ge: 
nommen; die proviforifhe Regierung floh und die Landſchaft unterwarf 
fi. Die Kämpfe hatten zufammen zehn Todte und dreikig Verwundete 
gekoftet. Mittlerweile wollte die Tagfatung bei dem SKriegszuftand in's 
Mittel treten und ordnete zwei Kommiffäre — Sidler von Zug und 
Schaller von Freiburg — ab, zu fpät, um den Zufammenjtoß zu hin— 
dern. Eine Proflamation auf beibfeitige Niederlegung der Waffen ftich 
i 5* 
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nur auf bie Verwunderung der Regierung zu Bafel, die mit den Auf: 
ftändifchen nicht auf eine Linie geftellt werben mollte. Auch in Bezug 
auf die Anempfehlung einer Ammeftie behielt fich letztere ihre eigene 
Konvenienz vor, 

Die Unterwerfung dev Landſchaft war ein jchwerer Schlag für die 
ganze Reformparthei in der Schweiz. Alle Anhänger des Alten froh: 
lockten dagegen und blidten mit Hoffnung und Freude auf Baſel. In 
der Stadt ſah man ſich als Sieger über einen fträflichen Aufruhr an 
und fuchte die eingenonumene Stellung um fo ftandhafter zu behaupten. 
Das Bündniß zwiſchen der hartnädigen ariftofratifhen Richtung und 
einem aufgebrachten Spießbürgerthum knüpfte fich fefter. Die gemäßig— 
ten Elemente wurden mehr und mehr zurüdgedrängt. Die Negierung 
ſelbſt blieb in ihren Handlungen nicht mehr frei. Freunde der Rechts— 
gleichheit, die ihre Sympathien für die Landichaft ausfpradhen, waren 
Schmähungen und Berfolgungen auögejegt. Gegen Profefjor Trorler, 
Rector der Univerjität, wurde auf die Denunciation, daß er die Stu: 
direnden von der Bewaffnung abgemahnt und mit dem Aufſtand in 
Verbindung geftanden habe, Unterfuhung verhängt, feine Papiere mit 
Beichlag belegt, das Poſt- und Briefgeheimnig verlest, ihm ſelbſt Stadt: 
arreft auferlegt. Erſt nad) peinlicher Inquifition wurde er vom Straf: 
richter in Ermanglung aller Beweiſe freigefprodden.*) 

In den Bevölferungen der benachbarten Kantone, die jich be- 
reits ihre Rechte errungen hatten, ergriff man lebhaft Parthei für 
dad unterlegene Landvolk. Cine „Wppellation an die Eidgenoſſen— 
haft” von Seite der flüchtigen Mitglieder der proviforiihen Regie 
rung fpornte die Theilnahme weiter. Die Gleichheit der pnlitifchen 
Ideen und Intereſſen erzeugte eine Verbrüderung, die über die Schran— 
fen der Kantone hinausging und zur gemeinfamen That trieb. Durch 
einen Theil der Schweiz verbreitete ji der Plan eines großen Volks— 
oder Schütenzuged, um den Widerjtand der Ariftofratie zu brechen und 
unter den Mauern Bajels den eidgenöffiichen Bundesftaat zu proflamiren, 
An einer Verfammlung von Ausfhüflen in Wädenfhwyl (27. Jan.) 
juchte man den Grund zu der nöthigen Organifation zu legen. Aber 
die Bedenken der gemäßigteren Führer, die Abmahnungen der Regie: 
rungen und endlid auch ein Erlaß der Tagjagung hielten von dem 
Borhaben zurüd und für den Augenblick legte fih die Gährung. Laut 
drang man dagegen in die Regierung von- Bafel, eine Politik der 
Berföhnung anzubahnen und volle, umfaſſende Amneſtie zu erlaſſen. 
Hiezu konnte man ſich indeß in der Stadt nicht entjchließen. Der Große 
Rath erließ bloß eine bedingte Amneftie; die Mitglieder der provifori= 
*) Siehe: Bafel’8 Inquifitionsprogeß während feiner politiichen Wehen im 
Sahı 1831. Bon Dr. Trorler. 
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ſchen Regierung, von denen acht flüchtig waren, ſieben ſich in Haft be— 
fanden, wurden ausgeſchloſſen. Auch den zahlreichen Unterſuchungen 
gegen Staats- und Gemeindebeamte, die wegen verletzter Pflichttreue 
zur Verantwortung gezogen wurden, ließ man freien Lauf. 

Unterdeß war der Entwurf einer neuen Verfaſſung zu Ende be— 
rathen. In dieſer fehlte es nicht an Garantien, welche die Stadtbür— 
gerſchaft befriedigen konnten. Aber das unglückliche Repräſentationsver— 
hältnig von 79 Mitgliedern für die Landſchaft und 75 für die Stadt 
blieb aufrecht. Dazu fam die weitere verhängnifvolle Peftimmung, daß 
für Annahme und fünftige Veränderung der Verfaſſung einerfeits bie 
Mehrheit der Stadt und anderſeits die Mehrheit des Landes nöthig 
fein follte. Dadurd wurde es auch für die Zukunft in den Willen der 
Stadt gelegt, alle Anfprüche der Landſchaft auf weitere Gleichberechtigung 
abzufchneiden und das beftehende unbillige Verhältnik zu veremigen. 
Der Kanton erſchien nicht als eine Einheit, fondern die Bevölkerung 
war in zwei Körper gefpalten. Nach der Unterwerfung mit den Waffen war 
es nicht zu erwarten, daß der Wille des Landvolks zum freien Ausdrnd ges 
langte. Die Abftimmung über die Verfafjung war öffentlich, wobei um fo 
eher moralifcher Zwang ftattfinden konnte, als in vielen Gemeinden die 
Abmehrung nicht in der gleichen Stube, wo die Gemeinde verfammelt 
war, vorgenommen wurde, fondern der Gemeinderath in einem befon- 
dern Zimmer ſaß und die Bürger nah einander vor fich treten ließ. 
Sp fügte ſich auch das Land in das vorgelegte Grundgeſetz mit einem 
Mehr von 3491 gegen 2574 Stimmen, während die Stadt faſt ein: 
ftimmig annahm. Die neuen Behörden wurden ganz im Sinne der 
ftädtifchen Richtung beftellt. Als Standeshäupter blieben die bisherigen 
Bürgermeifter Frey und Wieland. Doc brachte es die Landparthei 
im Gr. Rath zu einer Oppofition von 40 Stimmen, an der Spitze 
ein junger Stadtbürger, Dr. Emil Frey, der feiner demofratifchen 
Gefinnungen wegen auf dem Lande gewählt war. 

Nah vollendeter Neufonftituirung bot fich noch einmal die Gelegen- 
heit zur Berföhnung. Ohne unbedingte Amneftie ſchien feine Beruhigung 
auf dem Lande möglih. Diefer Weg wurde nicht betreten. Aeußerlich 
fehrte die Ordnung für eine kurze Zeit zurüd, aber in den Gemüthern 
blieb. eine tiefe Wunde Maffen. 

Aehnlich wie in Bafel bildete fih auch in Schwyz ein anhaltendes 
Zerwürfniß. Bor 1798 war in diefem fogenannten demofratifhen Kan: 
ton der jetige Bezirf Schwyz der eigentlihe Kanton und die andern 
Bezirke auf eine Art Unterthanenländer, der jetige Bezirk Gerfau aber eine 
jelbitftändig mit der Eidgenofjenfchaft verbündete Republik. Jene dem 
herrſchenden Lande unterworfenen Theile waren: Küßnacht, die Wald: 
ftatt Einjiedeln, die obere und untere Mar und die Höfe Wollerau 
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und Pfäffikon. Innerhalb des herrſchenden Schwyz gab es außerdem 
eine anſehnliche Bevölkerung von ſogenannten Beiſaßen, die ſchlechteren 
Rechtes waren. Die helvetiſche Republik brach die Unterthanenbande 
und löste den ganzen Kanton auf, indem ein Theil an den Kanton 
Linth, der andere Theil an den Kanton Waldjtätten fiel. Die Beifaßen 
wurden von den Schwyzern felbft aus Erfenntlichkeit für ihre Hingebung 
bei dem Kampfe gegen die Franzofen als Vollbürger aufgenommen. 
Die Mediationsverfaffung vereinigte die getvennten Theile wieder, aber 
unter der vollitändigften Nechtögleichheit. Bei der Reaction im Jahr 
1814 trat der Bezirf Schwyz wieder als Souverän auf und griff gierig nad 
allen alten Rechten. Es entftanden längere Wirren, in denen Die 
äußeren Bezirke endlich gezwungen wurden, fich zu einer Uebereinkunft 
zu bequemen, wonad das alte Land zwei Drittheile und die übrigen 
Bezirke einen Drittheil der Nathsherren in den Landrath zu jenden 
hatten, obgleih die Bevölkerung der leßteren diejenige von Inner: 
oder Altſchwyz weit überwog. Bei der großen Kompetenz des Land: 
raths gelangte damit das alte Land wieder zur Vorherrſchaft. Zwar 
wurde in der Uebereinkunft auch eine wirkliche Verfaſſung verfproden, 
aber diefe Verheißung blieb unerfüllt; was Schwyz der Tagſatzung vor: 
legte, war blos ein mageres Skelett von ſechs Artikeln, das die Lands— 
gemeinde nie genehmigte. Die Beifagen in Innerſchwyz wurden all- 
mählich faft ganz aus dem ihnen 1798 ertheilten Landrecht verdrängt. Die 
Heine Republit Gerfau reftaurirte fih im Einverftändnig mit der alten 
Herrihaft von Schwyz, erlofh aber ſchnell wieder (1817), indem es 
unter Sanction der Tagfabung von dem Kanton definitiv annegirt 
wurde. Die ganze Periode der Reftauration war für Schwyz eine Zeit 
der fauljten Ruhe. Die wieder mit ihrer ganzen Herrlichkeit verjehene 
Landögemeinde war blos ein ſchein-demokratiſcher Mechanismus, den 
die Matadoren in Schwyz nad Belieben lenken konnten. 

Bergebens hatte man "von Seite der äußeren Bezirke immer auf 
Vorlage einer Gefammtverfaffung gedrungen. Bei der gegenwärtigen 
Reformbewegung trat man von Neuem mit allem Ernſt und Nahdrud 
auf und begehrte eine Verfaffung auf Orundlage voller Rechtsgleichheit, 
wie fie unter der Mediation beitanden hatte. Das innere Land zeigte 
indeß nur fchlechten Willen, erklärte wohl zur Entwerfung eines neuen 
Grundgefeges Hand bieten zu wollen, aber wies die Rechtsgleichheit als 
im Widerfpruch mit der — 1814 den äußeren Bezirken unter Hinterlift 
und Gewalt abgenöthigten — Uebereinfunft zurüd, Da verfammelten 
fih am 6. Dez. 1830 zu Laden, auf der Allmend bei den Linden, 
trotz Scneegeftöber, 3— 4000 Bürger aus der Mar, Einfiebeln, 
Pfäffikon und dem entlegenen Küßnacht zu einer Landsgemeinde. ALS 
Wortführer traten Benziger und Shmid auf. Einftimmig wurde 
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beſchloſſen, noch einmal das Verlangen einer Verfaſſung auf Rechtsgleich— 
heit zu jtellen und falls inner drei Wochen Altſchwyz ſich der Mehrheit 
nicht füge, vereint weitere Mafregeln zu ergreifen, um fich nöthigenfall 
felbftftändig zu Eonftituiren. Dieſen Beſchluß theilte man auch der Tag: 
ſatzung im einen umftändlihen Memorial mit. Bun dem innern Land 
folgte nichts als eine trotige, drohende Antwort. Die äußeren Bezirke 
fagten fich jest von der theil® umerfüllten, theils wirklich gebrochenen 
Uebereinkunft von 1814 los und erklärten jich proviforijch ſelbſt vegieren 
zu wollen, bis Schwyz in die verlangte Rechtögleichheit willige (Februar 
1831). Zu diefem Zwecke beftellte man eine eigene Oberbehörde. 
Darauf begann die Taglakung zu vermitteln, aber der Berfuch fcheiterte 
an der Hartnädigkeit von Innerſchwyz, das von den äußeren Bezirken 
erit Aufhebung des Proviſoriums refp. Unterwerfung verlangte (April). 
Die Verhältniffe blieben defhalb in gegenfeitiger Spannung; die äuße— 
ren Bezirke (nur Wollerau hielt fih noch fern) ſtanden faftiih unter 
geirennter Verwaltung. Um mit der DBermittlung weiter zu fchreiten, 
mußte die Tagſatzung erjt auf neue Inftruftionen warten. 


Veitere Derfaffungsentwicklung in den Kantonen. 


In der erften Hälfte des Jahres 1831 famen die Kantone, in 
denen jich der Umſchwung vollbracht hatte, allmählich unter ein neues 
Dad. An einigen Orten ging die Konftituirung ohne große Oppofition 
vor fih; an andern fuchten die gefallenen Vorrechtler das Werf fo viel 
wie möglich zu ftören oder es entitanden neue Partheigruppirungen, die 
lebhaft mit einander rangen; bier und da führte auch die Aufregung 
wieder zu Gemaltauftritten. 

Am Kanton Zürich verurfachten die Verfaffungsarbeiten keine bes 
fondern Wehen. Der Hauptgrundjag der Nepräfentation war durch die 
Bolfsverfammlung von Ufter entſchieden. Die Landichaft felbit hatte noch 
feine Bertretung nach der Kopfzahl gefordert, der Stadt blieb mit dem 
eingeräumten Drittel aller Mitglieder des Gr. Raths noch immer ein 
namhafter Vorzug, womit fie fih um fo eher beruhigen Fonnte, als in 
andern Kantonen das PBrincip der Gleichberechtigung jchon weiter geführt 
wurde. Auch der Schnitt, der durch die Gewerbsfreiheit in die engen 
Zunftinterefjen gethan wurde, gefchah nicht ohne einzelne mildernde Be— 
ftimmungen. Bei der Berathung der Berfafjung Fonnten ji deßhalb 
die Meinungen fo weit ausgleichen, daß der ganze Entwurf im Gr. Rath 
nur von drei Stimmen verworfen wurde. Eben fo glänzend mar das 
Refultat der Volksabſtimmung: mit der überwiegenden Mehrheit von 
40,503 gegen 1721 Stimmen wurde die Verfafjung angenommen (20. 
März 1831). Da die fonftitwirende Behörde auch als Gr. Rath fort: 
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fungirte, entſtand feine Aufregung durch neue Wahlen. Auch bei Be— 
ftellung der neuen Regierung herrſchte die Verföühnung vor. Die ariito: 
kratiſche Parthei hatte ſich über feine Ausſchließlichkeit zu beflagen; 
mehrere ihrer angefehenften Vertreter wurden bei der Wahl wieder zu 
Ehren gezogen. Nur das alte hervorragende Haupt, der areife Alt 
landammann Reinhardt, der fidh in den Flug der neuen liberalen 
Ideen nicht mehr ſchicken konnte und bange in die Zukunft blidte, trat von 
der Bühne ab. An die Spite der Regierung, als erfter Bürgermeifter, 
wurde dafür Paul Ufteri geftellt, der durch fein Anfehen am meijten 
zur DVerftändigung beigetragen hatte. Aber der ergraute Staatsmann 
follte das vollendete Werf nur wenige Wochen überleben; am 9. April 
1831 fchloß er feine für die freiere politifche und geiftige Entwidlung 
der Schweiz fo reihe Wirkfamfeit. Sein Tod war der Gipfel feines 
Nuhmes ; er ftarb von allen Partheien geehrt. Der Chef der jüngeren 
Reformſchule, Dr. Keller, der das Gebiet der nothwendigen Ber: 
befjerungen am klarſten überfchaute und mit feinem durchdringenden 
Verftand bald einen beherrfchenden Einfluß übte, fand feine Stelle als 
Präſident des neuen Obergerichts. Bei der Ausführung der Verfafjung 
entfaltete fich jett eine ſchöpferiſche Thätigfeit; nirgends war man ji 
der hohen Aufgabe deutlicher bewußt und nirgends fanden fih zur Er: 
füllung derfelben jo viele intelligente Kräfte beifammen. Ein Haupt: 
augenmerf fiel auf die Reform der mit fo vielen Mängeln behafteten 
Rechtöpflege. Die größte Sorgfalt wurde der Volksbildung zugemendet 
und das gefammte Schulmwefen nad einem umfajjenden und tiefdurd: 
dachten Plan reorganifirt. Zürich gab in diefer Richtung die leitenden 
Feen, die in andern Kantonen zum Mufter genommen werden konnten. 

Noch früher als in Züri fam man in Luzern mit der Ber: 
fafjungsberathung zu Ende, da man fich hier ala neuer Vorort beeilte, 
jo Schnell als möglih aus dem Proviforium herauszufommen. Indeß 
traten die Gegenfäße jhärfer hervor. In dem Verfaſſungsrathe fuchten 
fich drei verfchiedenartige Elemente geltend zu machen, das der Arifto- 
fratie, das des Liberalismus und jenes der Ochlofratie. Zwiſchen 
eriterem und letterem, die fi in Bälde verbrüderten und mit einem 
religiös-fanatifhen Nimbus umgaben, lief das zweite Gefahr, erdrüdt 
zu-mwerden.*) Dhne die Beimiihung von 20 Mitgliedern des alten, 
in feiner Mehrheit Liberalen Gr. Raths hätte ſich die gebildete reprä- 
jentative Demokratie ihrer Gegner kaum zu erwehren gewußt. Der 
bärtefte Kampf betraf die Wahlart des Gr. Raths. Die liberale Par: 
thei focht, etwas doctrinär, für Wahlfollegien, weil fie fürchtete, daß das 


*) Siehe: Gefchichte des Kantons Luzern während der Ietten fünfzig Jahre 
Bon Dr. Kafimir Piyffer. 
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geiftig noch vielfach vermahrloste Volk der Elerifalen Verführung zu fehr 
ausgefeßt fei. Die Oppofition dagegen wollte die Wahlen direkt in die 
Hände des Rolfs legen, nicht ſowohl im Tauteren demofratifchen In— 
terejje, als in der Hoffnung, die unwiſſende Maſſe für dunkle Zwecke 
ausbeuten zu fünnen. Am Ende ging ein Mittelvorfchlag durch, wonach 
80 Mitglieder des Gr. Raths unmittelbar vom Volk gewählt werden 
und dieſe ſich durch 20 weitere Mitglieder ergänzen follten. Einen an: 
dern ſtark beftrittenen Punkt bildete die Repräfentation der Stadt. Auch 
bier wollte die liberale Parthei als Gegengewicht gegen die ochlofratijche 
Richtung der arökeren Intelligenz und Regſamkeit der Stadt noch Rech— 
nung tragen umd diefer eine etwas ftärfere Vertretung einräumen, doc 
in der Weife, daß Stadtbürger und Eingefeffene eine gemeinfame Wahl: 
verfammlung bilden und feine den freifinnigen Ideen nachtheilige Tren- 
nung jtattfinden ſollte. Diefer Standpunft gewann die Oberhand; 
demgemäß erhicht die Stadt von den Si) unmittelbar zu mwählenden 
Mitgliedern des Gr. Naths noch 18 Vertreter. Als der ganze Ent: 
wurf zur Volfsabftimmung gebracht wurde, boten die Ariftofraten im 
Verein mit den Klerifalen und äußeriten Demofraten Alles auf, um 
die Verwerfung durchzufegen. Durch den ganzen Kanton ging für 
einige Wochen wieder eine Heftige Aufregung. In der Stadt und 
Umgegend bewaffneten ſich die Freiſinnigen aus Furcht vor einem Hand- 
ftreih der Nriftofraten. Die Umtriebe der Oppojition ſchlugen indef 
fehl; die Hauptverfammlung zu Sempad, von den Gegnern des Ent: 
wurfes felbit angeordnet, entfchied im Sinne der Piberalen. Mit 7162 
gegen 3490 Stimmen nicht gerechnet die abweſenden ftimmfähigen 
Bürger, die als ſtillſchweigend Annehmende zugezählt wurden — nahm 
das Volk die Verfaffung an (30. Januar). Die Wahlen für den 
neuen Gr. Rath gaben den Dertretern der gebildeten vepräfentativen 
Demofratie eine größere Mehrheit, als fie im PVerfaffungsrath hatten, 
und in diefem Sinne konnte auch die neue Regierung bejtellt werden. 
An die Spite fam Schultheig Amrhyn; als die jüngfte und geiftig 
tüchtigfte Kraft trat Dr. Steiger, Sohn armer Eltern in Geuenjee, 
unter harten Entbehrungen zum Arzt gebildet, der bereit3 im Verfaf- 
jungsrath fich durch Fräftige Verfechtung der freifinnigen Ideen ausge— 
zeichnet hatte, in die oberfte Verwaltungsbehörde. Der um die Reform 
hochverdiente Dr. Kalimir Pfyffer wurde zum Rräfidenten des 
Appellationsgerichts berufen. 

Der Kanton Thurgau gab nah der Aulirevolution die erfte 
Lofung zur Regeneration. Doc dauerte es ziemlich lange, bis er unter 
dad neue Dad kam. Die fonftituirende Behörde lieh fich Zeit, um den 
Entwurf jo gründlih wie möglich zu berathen. Bornhaufer, der die 
Sahne der Reform vorangetragen hatte, wurde als Ehrenmitglied zu- 
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gezogen, da er als Geiſtlicher nicht gewählt werden konnte. Unter ſei— 
nem Präſidium arbeitete die Verfaſſungskommiſſion. In der That 
wurde hier das Repräſentativſyſtem am reinſten durchgeführt und mit 
den meiften Garantien verfehen. Nur gefhah dr ftaatlihen Wirkſam— 
feit Abbruch durch einen ziemlich weit gehenden fonfeffionellen Organis— 
mu3 für die beiden Religionspartheien. Die Annahme der Verfaflung 
fand faft feine Oppofition; mit 10,044 gegen nur 432 Stimmen 
fhaarte ſich das Volk um den vorgelegten Entwurf. Man hatte da3 
alte Syftem ändern wollen, weniger die Regierung, die mande tüchtige 
Kräfte in fich zählte, weßhalb auch zwei Drittel der alten Mitglieder 
wieder im die neue Regierungsbehörde famen. 

Im Nargau ließen die gewaltfamen Auftritte bei dem Umſchwung 
empfindliche Wehen zurüd und erfchwerten die Verftändigung. Nicht 
nur von Seite der alten Regierungsparthei wurde hartnädig Oppofition 
gemacht; auh ein Theil der Liberalen, der dem bewaffneten Zug 
entgegen gemwefen war, trat mit Bitterfeit auf. In den fatholifchen 
Bezirken hatte man mit pfäffiſchen Umtrieben zu kämpfen. Die Pari- 
tät der Konfeffionen mußte ängftlich gewahrt werden. Jede der beiden 
Religionspartheien » erhielt die gleihe Anzahl von Mitgliedern im 
Gr. Rath; wo das Gleichgewicht nicht bei den unmittelbaren Wahlen 
bergeftellt war, mußte der Gr. Rath das Verhältniß bei der Ergänzung 
ausgleichen. In der VBolfsabftimmung vereinten ſich verfchiebenartige 
Elemente zur Verwerfung. Doch erhielt die Verfaſſung — abgefehen 
von den Nichtſtimmenden, die auch hier als Annehmende galten — ein 
Mehr von 11,196 gegen 4634 Stimmen (6. Mai). Bei der Ent: 
widlung der neuen Ordnung fehlte es noch an einer leitenden ſtaats— 
männifhen Kraft. Das alte Haupt des Kantons, Bürgermeifter Her: 
309, zerfiel mit dem Gang der Ereigniffe. 

In Solothurn nahm die Verfaffungsrevifion einen ausnahms— 
weilen Gang. Hier ſaß feine neue Fonftituirende Behörde. Der alte 
Gr. Rath behielt die Sache in Händen und unterhandelte mit Aus: 
Ihüffen aus den Amteten, die fi in Balsthal verfammelten. Das 
MWerf, da3 aus diefer Vereinbarung hervorging, behielt noch viel von 
dem Syftem der alten Bevormundung. Der Hauptftadt fiel noch ein 
anfehnliher Vorzug in der Vertretung zu (37 von 109 Mitgliedern); 
die Wahlart des Gr. Raths war fünftlich combinirt durch Wahlkreife, 
Wahlkollegien und Selbftergängung ; die Trennung der Gewalten wurde 
nur unvollftändig durchgeführt; die Gemeinden blieben unter ſtarker 
Obhut der Regierung. Doch fehlte es nicht an allgemeinen Garantien 
für eine freiere Bewegung. Das Volt nahm die neue Verfaflung mit 
5228 gegen 613 Stimmen an. Zu der Mehrheit kamen zudem noch 
bie Abmwefenden (13, Januar 1831). Im den neuen Behörden mijchten 


— 


ſich die beiden Partheien, die ſich gegenüber der Ariſtokratie verſtändigt 
hatten. Allmählich erhielt indeß der liberale Kern oder die ſogenannte 
Oltenerparthei, die den Umſchwung hervorgerufen hatte, ein beherrſchen⸗ 
des Gewicht. 

Nirgends hatte die repräſentative Demokratie, wie die liberalen 
Staat3männer fie anftrebten, einen härteren Stand wie in St. Gallen, 
wo das Landsgemeindeſyſtem ſchon bei dem Umfhmwung einen meiten 
Boden gewonnen hatte. Am Verfaſſungsrath felbft konnte die äußerte 
- Demokratie zwar fein unmittelbares Gewicht ausüben, aber ihre Haupt: 
vertreter, der Pintenwirth Gihmüller von Altftätten und Diog, 
Sohn eines Malers von Rapperswyl, traten mit aller Kedheit und 
nicht ohne Beredtfamkeit auf. Hinter ihnen ftand die leicht erregbare 
Maſſe in einzelnen Bezirken, zur Seite die Agitation des römijch ges 
finnten Klerus. Was man verlangte, war, daß das Volk alle Behörden 
ohne Ausnahme unmittelbar wählen und über die Annahme und Ber: 
werfung der Gefebe abftimmen folltee Dabei hatte man eine Art 
Föderalismus im Sinn, wonach jeder der beftehenden acht Bezirke cine 
Landgemeinde bilden und dieſen acht Fandsgemeinden nicht nur bie 
Wahl der Grofräthe, fondern auch diejenige der Regierungsräthe, je 
einer aus jedem Bezirk, zufallen follte, jo daß der Gr. Rath nur den 
Präfidenten oder Landammann der Regierung zu ernennen gehabt hätte, 
Während der Berathung der DVerfafjung herrfchte fortwährende Auf: 
regung; wieberholt drohten die Dämme zu breden; einmal kam eine 
Schaar Rheinthaler an die Thüren der Behörde, um den liberalen Ar: 
gumenten gegenüber mit ihren Steden zu demonftriren, gingen aber 
auf befchwichtigende Erklärungen wieder ruhig heim (Stedlidonnerftag) ; 
ein andered Mal lag es im Plan, den BVerfaflungsrath ganz zu fpren: 
gen; eingeleitete Unterfuhungen über die Umtriebe offenbarten nur die 
Schwäche der Behörde. Am höchften ftieg die Gährung während einer 
kurzen Bertagung des Verfaſſungsraths, wo man wußte, daß die frei: 
finnige Parthei Aufgebung der Eonfeffionellen Trennung im Ehe: und 
Erziehungsmeien, Sicherung der gemifchten Ehen und Feftfegung der 
Staatsrechte in kirchlichen Dingen beabfichtigte. Jetzt legten die Röm— 
Iinge den Hebel der Religionsgefahr an. Aus den Fatholifchen Bezirken 
famen Petitionen auf Petitionen für die Aufrehthaltung der Trennung. 
Die liberale Doctrin konnte ihren Boden nur halb behaupten; fie mußte 
froh fein, den äußerften Forderungen die Spike abzubrechen; um fi 
vor dem reinen Landsgemeindefyftem zu reiten, gewährte man — nad 
dem Borfhlag von Henne — das Veto und andere weitgehende demo: 
kratifche Beftimmungen *); die Tonfeffionelle Trennung, diefer Knebel an 


*) Bei der emtjcheidenden Abftimmung fand das Veto oder Recht dev. Ver⸗ 
werfung der Geſetze dem umbedingten Genehmigungsreht oder Referendum 
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dem Körper des Staats, mußte bleiben; nur die Garantie der gemiſch— 
ten Ehen konnte durchgeſetzt werden. Am Ende ſchloß der Verfaſſungs— 
rath zwar die mühſamen Verhandlungen in ſcheinbarer Einhelligkeit 
und unter Trompetengeſchmetter, das von der Zuhörerbühne herab er— 
tönte. Aber in Wirklichkeit genügte der Entwurf keiner Seite ganz; 
die klerikal-demokratiſche Parthei bot noch einmal Alles auf, um die 
Verwerfung zu erreichen. Bei der Abſtimmung überſtieg auch die Zahl- 
der Verwerfenden (11,091 Stimmen) diejenige der mwirtlih Annehmen: 
den (9190 Stimmen); nur die pallive Stimmgebung der Nichterſchei— 
nenden, die als Annehmende zählten, entjchted zu Gunſten des Ent: 
wurfes (23. März). 

Nach der Wahl der neuen Behörden gewannen die Dinge eine feftere 
Haltung. Der Kampf hatte den faulen Staatseinrichtungen, nicht den 
Perfonen gegolten. Faſt die ganze alte Regierung (nur in der Mit: 
gltederzahl reduzirt) fand fich deßhalb beftätigt. Neu war einzig der 
bisherige Staaisſchreiber Baumgartner, der als Teitende Kraft mit 
ſtaatsmänniſcher Gewandtheit, großer adminiftrativer Befähigung und 
raftlofer TIhätigkeit das Ruder durch manche Klinpe zu führen mußte. 

Im Kanton Freiburg erfchien bei der Neugeitaltung von vorne: 
herein das eigenthümliche Symptom, dak der Biſchof Tobias Jenny in 
den Verfaſſungsrath gewählt wurde und fich auch wirklich in den Raths— 
faal zu drängen ſuchte. Die Theofratie, die fich bereitS bei dem Um: 
ſchwung in der Ießten Stunde an die Demofratie geflanımert hatte, 
trat damit ſichtbar auf den politifchen Kampfplat. Der Verfaſſungs— 
rath wies die Wahl zurüd, „weil jie dem Staatsrecht Freiburgs zumider 
fei, in welchem von feiner Wiege an und unter allen Negierungsformen 
die Geiftlihen niemals zur Ausübung von politifhen Rechten zugelafjen 
worden, die man immer als unverträglich mit den priefterlichen Func— 
tionen angefehen habe.“ Dagegen erfholl grimmiges Gefchrei von Seite 
der Priefterparthei, indem durch eine ſolche Ausfhliefung die Grundlage 
der neuen Ordnung der Dinge, die Nechtsgleichheit, mit Füßen getreten 
fei. Der Bifchof felbft zog fih nur unter Verwahrung feiner Rechte 
und derjenigen des Klerus zurüd. Zugleich forderte er, daR die Fatho- 
liſche Religion in der Perfaffung, mit Ausnahme de3 Bezirks Murten, 
als die einzige öffentliche Religion erflärt und alle Rechte derfelben, 
jomwie diejenigen der Geiitlichen gewährleiitet wirden. Hier beugte fich der 
Verfaflungsrath dahin, daß die katholiſch-apoſtoliſch-römiſche Neligion wirk— 
ih als die einzig öffentliche Religion des Kantons Freiburg, mit Aus— 


gegenüber; um jenes ſchaarten ſich die Vertreter des NRepräfentativfyftens, um 
dieſes die reinen Demokraten; nur mir dem fnappen Mehr von 75 gegen 66 
Stimmen fiegte das Beto ob. (Siehe die umftändlichen Berfafjungsverhandlungen 
in Baumgartner’s Erlebnifjen auf dem Felde der Politik.) 
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nahme des Bezirks Murten, und wiederum die epangelifchreformirte 
Religion als die einzig öffentliche Religion diefes Bezirks erflärt wurde. 
So fam auch nicht der Schatten einer Kultusfreiheit in die Verfaſſung; 
zmwifchen den beiden Yandestheilen wurde die Schranke gegenfeitiger In— 
toleranz aufgejtellt. Auch dem ganzen Sejuitenwefen wagte man feiner: 
lei Schranken zu jeßen. Nur politifh konnte ſich der liberale Stand: 
punkt geltend machen; aus Scheu vor der Demokratie, die ſich ins 
Schlepptau der Priefter nehmen ließ, wurde indeh die repräfentative 
Ordnung auf enge Örundlagen geftelt. Die Genehmigung der Per: 
fafjung blieb, nah Beſchluß des alten Br. Raths, dem Nolksentcheid 
entzogen. Bei den Wahlen in die neue geſetzgebende Behörde brachte 
die Flerifale Parihei auf dem Yande zahlreihen Anhang in den Rath. 
Die Regierung wurde noch in ihrer Mehrheit aus Mitgliedern beftellt, 
die dem Fortichritt zugethan waren. Aber von vorneherein nagte ein 
giftiger Wurm an der neuen Ordnung der Dinge Dir Oligarchie 
war gejtürzt, die Nechtsgleichheit hergeftellt, die Verwaltung bejjer ge: 
ordnet ; aber das Reich der Priefter blich aufrecht; von der Michelsburg 
herab konnte die Jejuitenmacht den liberalen Staat mit leichter Mühe 
untergraben. Gleih Anfangs trat der Klerus feindfelig gegen die neuen 
Zuftände auf, indem die meilten Pfarrır ſich weigerten, die Geſetze und 
Beihlüfje des Verfaſſungsraths und der neuen Regierungsbehörde nad) 
dem bisher nie beftrittenen Gebrauch in der Kirche befannt zu machen. 

In Schaffhauſen brach bei der Verfaſſungsberathung ein neuer 
Sturm aus. In dem dort gewählten Berfaliungsrath wußte fi das 
bisherige Uebergewicht der Stadt noch jo weit geltend zu machen, daß 
ihr drei Siebentel der Vertretung zugefchteden werden jollten. Die da: 
mit unzufriedene Landjchaft, die nicht mehr als ein Drittel zugeftehen 
wollte, geriet) von Neuem in Aufregung. Der Unmwille richtete jich 
befonder3 gegen die Verfaflungsräthe vom Lande, die jich dem ſtädtiſchen 
Interefje zugewandt hatten. Ihre Namen wurden, wie zur Brand: 
marfung, an den wieder aufgerichteten Freiheitsbäumen angefchlagen. 
Als der Verfafjungsrath bei der mißbelichigen Nepräfentation blieb und 
die Volksabſtimmung über den Entwurf anordnete, brach ein fürmlicher 
Aufitand aus. Aus dem Klettgau z0g ein bemwaffneter Landſturm gegen 
die Stadt. „Abgeordnete der Negierung,, Bürgermeifter v. Meyenburg 
an der Spite, die zur Beruhigung entaegengefandt wurden, konnten 
nichts ausrichten und wurden wie Gefangene mit fortgeführt. In der 
Stadt hatte man Anjtalten zur Vertheidigung getroffen, die Ihore bes 
jeßt und Kanonen bereit gehalten. Am Mühlethor verlangte der Zug 
Einlaß. US diefer verweigert wurde, brach das Thor unter den Art: 
hieben der Klettgauer. Aber von den kühn vordringenden Landſtürmern 
ſank einer erjchoffen nieder, ein anderer wurde jhwer verwundet. Darauf 
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ſchrack der Haufe zurück und zerſtreute ſich (16. Mai 1831). Unterdeß 
hatte der Vorort ſchnell Repräſentanten (Muralt von Zürich und Sid— 
ler von Zug) zur Vermittlung geſchickt. Dieſe bereiſten den Kanton, 
um die Gährung zu beſchwichtigen und weitere Gewaltthätigkeiten zu 
verhüten. Der neu verſammelte Verfafjungsrath ließ der Abftimmung 
freien Lauf. Bei diefer drang die Unzufriedenheit auf dem Lande in 
Verbindung mit einer Oppofition in der Stadt durch. Mit 2153 gegen 
2029 Stimmen wurde die Verfaflung verworfen. In Stein beharrte 
die Mehrheit der Bürger bei dem verlangten Anſchluß an Thurgau. 
Jetzt änderte der Verfafjungsrath die Repräfentation dahin, daß die 
Stadt jech3 Vertreter weniger, dagegen eine freiere Gemeindeorganifation 
erhielt. In neuer Volksabſtimmung wurde dann die Verfaſſung mit 
3775 gegen 1001 Stimmen angenommen (2. Juni). Auch Stadt: und 
Staatögut wurden jet endlich getrennt; doch lieh das gegenfeitige Miß— 
trauen feinen gütlichen Vergleich zu; es bedurfte eines fchiedsgerihtlichen 
Spruches. Bei der endlichen Abrehnung konnte ein Kaffendefizit nicht 
länger verdedt bleiben, das den bisher hoch in Ehren geftandenen Bür: 
germeifter und Standesjedelmeifter Sigerift dazu trieb, ſich bei Zur: 
zach in die Fluthen des Rheins zu ftürzen (4. Mai 1833). 

Im Kanton Waadt ging die Verfajiungsarbeit nur ziemlich lang: 
fam von Statten. Die ftürmifhen Vorgänge, die den Umfchwung be: 
gleitet hatten, ließen bier eine ftarfe Erhitzung der Gemüther zurüd. 
- Die Kapazitäten der alten Republitaner, die fich immer ihrer früheren 
Berdienfte rühmten, aber der fortjchreitenden Entwidlung gegenüber 
ftille ftanden, fuchten im Berfafjungsrath Schritt für Schritt ihre doc: 
trinären Anfichten zu behaupten. Die Stadt: und Adelsariſtokratie, fo 
weit e8 eine ſolche im Waadtlande gab, ftand jett Hinter den ehemaligen 
Vertretern der Revolution von 1798. Die junge radikale Parthei 
fämpfte mit aller Kraft gegen da3 bisherige Syftem der gefchlofienen 
Mehrheit. Sie fand die Garantieen gegen Rückkehr defjelben in dem 
allgemeinen Stimmredt, den unmittelbaren Wahlen und der Gefammt: 
erneuerung der Behörden. Dagegen gelang es den Staatsmännern der 
alten Schule, die zu große Beweglichkeit durch ziemlich meitjchweifige 
und vermwidelte parlamentarijche Formen zu hemmen. Der endliche 
Berfafiungsentwurf - befriedigte den größeren Theil des Nolfs, indem 
derfelbe dur 13,170 Bürger von 16,541 Stimmenden angenommen 
wurde (Yult 1831). Unter der neuen Ordnung konnten die Elemente, 
die den Umſchwung hervorgerufen hatten und in Staatsrat) Druey 
ihren Wortführer fanden, noch feinen beherrſchenden Einfluß üben. Das 
Ruder fiel in die Hände einer liberalen Mittelparthei, deren geiſtreich— 
fter und berebtefter Vertreter Profefior Monnard war. 

Am fpäteften kamen die Verfafjungsarbeiten in dem dritten vordrt: 
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lichen Kanton, in Bern, zu Ende, wo aud der Umſchwung fich lang: 
famer vollendet hatte. Hier war das ſtolze Patriziat von feiner Höhe 
gefallen und blieb vom tiefjten Ingrimm erfüllt. Im der Hoffnung, 
Derwirrungen bervorzurufen und im Wahn, daß nur die ariftofratifchen 
Gejhlehter zum Regiment befähigt feien und das Landvolk fich nie 
jelber regieren könne, auch dur fremde Diplomaten in dem Glauben 
beſtärkt, daß die verbündeten Mächte das durch revolutionäre Gewalt 
Gejchehene doch wieder zu Gunften der alten Ordnung umftürzen wür- 
den, *) hielt fich der Kern dev bisher herrſchenden Kafte von der ganzen 
Neugeftaltung fern. Der Lofung von Altſchultheiß Fiſcher folgend, 
womit diefer für den Verfaſſungsrath gejtimmt hatte, fchlugen alle 
Mitglieder der Regierung die auf fie gefallenen Wahlen aus. Die 
öffentliche Meinung wurde noch unter dem alten Drude gelafjen, indem 
die Cenfur Monate lang aufrecht blieb; nur die ariftofratifche „Schwei— 
zerzeitung” erfreute fih einer privilegirten Freiheit. Auch das Band 
zwiſchen der freifinnigen Landparthei und den halbliberalen Stadtburgern, 
die den Umſchwung erleichtert hatten, fiel bald augeinander. Diefe 
minderen Burger waren großentheils nur von Eiferfuht auf die noch 
mehr bevorrechteten Patrizier erfüllt und ſuchten die Frucht der Bes 
wegung auf die Mühle der ganzen Stadtbürgerfchaft zu leiten. Gleich 
in der Berfaffungsfommiffion verlangten fie ein ftärferes Vorrecht für 
die Hauptitadt, und als diefes auf Widerfprucd ſtieß, nahmen die drei 
einflußreichiten Bertreter derſelben — Koh, Hahn und Wyß — ihren 
Austritt aus der Kommiljion. Die arijtofratiihe Parthei jubelte, in 
der Erwartung, daß jegt das Werk ind Stoden gerathe. Aber der 
übereilte Schritt bewirkte das Gegentheil von dem, was er erreichen 
follte. Das Land wurde nur um fo gereizter gegen die Hauptſtadt; 
die Verfafjungsarbeiten nahmen, wenn auch langfam, ihren ruhigen 
Gang fort; der DVerfaffungsrath blieb bei der Vertretung nad dem 
Verhältniß der Bevölkerung und jedes Vorrcht der Hauptſtadt wurde 
ausgelöfht. Um zu verhindern, dag nicht auf inbireftem Wege eine 
übermiegende Zahl von Einwohnern der Stadt in den Gr. Rath fomme, 
wurde feftgefeßt, daß bei der Selbjtergänzung der gefeßgebenden Behörde 
(um 40 Mitglieder) nicht mehr als ein in Bern anfähiger Staatsbür: 
ger gewählt werden bürfe, fobald die Einwohnerſchaft der Stadt bereits 
ein Drittel der aus den Bezirfswahltollegien hervorgegangenen Mit: 
glieder (200) zähle. Dadurch wurde jedem Vorherrſchen der Haupt— 
ftabt wie der Familienariftofratie der Niegel gefhoben, aber gleichzeitig 
Mandes in die Verfaſſung gebraht, was einem Dorfmagnatenthum 
und büreaufratifchen Tendenzen Vorſchub leiſten konnte. Der Umſchwung 


*) Siehe v. Tillier, Band I, Seite TI. 
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war vorzugsweiſe aus der hablicheren Klaſſe des Landes und der klei— 
neren Städte hervorgegangen und auf dieſe ſuchte man die neue Ord— 
nung der Dinge zu ſtützen. 

Als die Verfaſſungsarbeit zu Ende ging, mehrten ſich die ariſto— 
kratiſchen Umtriebe, die auf eine Verwerfung zielten. Um denſelben 
entgegenzuwirken, ſtifteten die Freiſinnigen einen Schutzverein, der 
ſich durch den ganzen Kanton verzweigte. Für die Volksabſtimmung 
wurde, wie in anderen Kantonen, beſtimmt, daß auch die Nichterſcheinen— 
den als Annehmende gelten ſollten. Dazu kam Oeffentlichkeit der Ab— 
ſtimmung. Mit Namensunterſchrift forderten gegen 200 Patrizier, 
Stadtburger und Mitglieder der beiden Räthe zur Verwerfung der Ver: 
fafjung auf, „weil fie feine Berbefjerung, fondern eine völlige Zerftörung 
aller derjenigen Grundlagen enthalte, durch welche der Kanton Bern 
ſechs Jahrhunderte hindurch einen jo hohen Grad von Glüdjeligk:it, 
Ruhe, Ehre und Wohlftand genofien habe.” Alle Oppofition der bis: 
her regierenden Kafte brachte eS indeß nur auf die geringe Zahl von 
2153 Verwerfenden gegen 27,802 Stimmen, die wirflih annahmen. 
Von allen Bergen und Hügeln verfündeten Freudenfeuer das glücliche 
Ergebniß (31. Juli 1831). Bei den Wahlen in den neuem Gr. Rath 
wurde noch immer eine anfehnlihe Zahl von Mitgliedern des PBatriziats 
zu Ehren - gezogen, aber in fortdauernder Verblendung ſchlugen die 
meiften auch diefe Berufung aus, weil fie die Hoheit des Volks nicht 
anerkennen wollten oder auf den baldigen Zerfall der neuen Ordnung 
rechneten. „Die Patrizier begingen damit einen wahren politifchen 
Selbſtmord,“ fagt der Gefchichtichreiber aus ihrer Mitte. Bei der 
bisherigen Ausſchließung von allen wichtigeren Aemtern fehlte e8 auf 
dem Lande allerdings noch an hinreichend gebildeten und mit dem 
Staatöwefen vertrauten Männern. Uber das Bedürfniß der Zeit pflegt 
auch die nöthigen Kräfte zu erzeugen und eine jüngere, beſſer gefchulte 
Generation fonnte allmählich in die Reihe treten. Auch bei der Wahl 
der neuen Regierung wurden noch genug arijtofratifche Elemente berüd- 
fihtigt, Sobald fich diefelben nur irgend herbeilaſſen wollten, der neuen 
Drdnung zu dienen. Der bisherige Rathsherr v. Tiharner, der 
ſich der liberalen Richtung am rüdhaltlofeften angefchloffen hatte, erhielt 
das großartige Zutrauensvotum, daß er in 15 Wahlfreilen in den 
Gr. Rath gewählt und von diefem fajt einftimmig zum Schultheiß ge- 
wählt wurde. Der geiftige Lenker der Neformbewegung, Dr. Karl 
Schnell — geihäftsfundig, fein und vielfeitig gebildet, in der Kunft, 
feine Umgebung zu beherrſchen, wohl bemandert — wurde die energijche 
Seele der neuen Ordnung. 

Hiermit ſchloß die Regeneration in den Kantonen einftweilen ab. 
An den übrigen Orten konnte entweder die Bewegung nit zum Durch— 
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bruch kommen oder das alte Syſtem wurde noch nicht ernſtlich angefoch— 
- ten. * Erſteres war außer Baſel und Schwyz auch in Wallis ber 
Fall. Die Rechtsungleichheit in diefem Kanton beftand nicht in der 
Vorherrſchaft einer Stadt oder eines Patriziatd, fondern in dem Ueber: 
gewicht des einen Landestheil® über den andern. Das untere, franz 
zöfifch vedende Wallis war ehemals dem deutſch redenden Obermallis 
förmlich unterthan. Die Helvetit brah die Unterthanenbande. Auch 
als Mallis im Jahr 1802 durch franzöſiſchen Machtſpruch, entgegen 
allen Verwahrungen, von der Schweiz getrennt und als bejondere Re- 
publif hingeftellt wurde, blieb eine auf Rechtögleichheit gegründete Ver: 
fafjung. Alle Feudallaften wurden aufgehoben und das ganze Privi- 
legienwefen abgeſchafft. Dagegen Eonnten die Jeſuiten zurüdfehren. 
Für einige Jahre wurde dann Wallis, unter dem Namen des Simplon 
departements, dem franzöfifchen Kaiferreich ganz einverleibt. Mit der 
Reftauration kam Wallis wieder in den eidgenöffifhen Verband, aber 
zugleich erhob auch die alte Ariftofratie von Oberwallis wieder die aus: 
ſchweifendſten Anfprüdhe. Die Minifter der alliirten Mächte mußten 
dazmwifchen treten und die Reaction zügeln. Oberwallis konnte zwar 
feine Oberherrlichkeit nicht jo mweit herftellen, als es wollte; aber der 
untere Randestheil gerieth doch wieder in ein drüdendes Abhängigkeits- 
verhältnig. Der ganze Kanton wurde in 13 Zehnen oder Diftrifte 
eingetheilt. Jeder Zehnen, ohne Rüdjicht auf feine Bevölkerung, erhielt 
vier Repräfentanten im Gr. Rath. So hatte der Zehnen Entremont 
mit etwa 9000 Seelen nicht mehr Abgeordnete als der Zehnen Sitten 
mit 3700 oder Brieg mit 4000 Seelen. Da fih die am menigiten 
bevölferten Zehnen im Obermwallis befanden, fo war diefem ein Ueber: 
gewicht gefichert, da3 noch dadurch vermehrt wurde, dak auch dem Bir 
{hof vier Stimmen, die Repräfentation eines ganzen Zehnens, zu Ger 
bote ftanden. Zugleich wußte die Geiftlichkeit fi wieder in den Befik 
faft aller ihrer alten Rechte und Immunitäten zu ſetzen. In der ganzen 
Zeit der Reftauration geſchah nichts zu Nutzen des Landes; alte Herr: 
[haft des Klerus, Finſterniß in den Schulen, Jeſuitenwirthſchaft und 
moraliſche wie ökonomiſche Verſumpfung. 

Nach den Juliereigniſſen weckte das allgemeine Reformſtreben auch 
den freieren Geiſt in Unterwallis. Aber die liberale Parthei war noch 
ohne feſteren Zuſammenhang und ihres Zieles nicht bewußt. Bei Ge— 
legenheit einer Geſetzesberathung über die Verwaltungsſtellen brach eine 
unzeitige Bewegung aus. An mehreren Orten wurden Freiheitsbäume 
aufgerichtet. Ein Truppenaufgebot der Regierung genügte indeß, um 
die Ruhe in den meiſten Gemeinden raſch wieder herzuſtellen. Nur 
Martinach, der Mittelpunkt der Bewegung, leiſtete einen kurzen Wider— 
ſtand, der mit Waffengewalt unterdrückt wurde (Juni 1831). 
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Bon härteren Kämpfen, die bald in Neuenburg ausbrachen, 
wird weiter unten die Rede ſein. 

In Glarus ſcheiterte an der Landsgemeinde noch der Verſuch, 
eine Reviſion der Verfaſſung mit Trennung der Gewalten und Auf: 
hebung der Lebenzlänglichkeit der Amtsftellen anzubahnen. Das in der 
Eidgenofjenihaft Hoch angefehene Haupt des Kantons, Landammann 
Cosmus Heer, widerftrebte der Reform. 

An Genf wurde das bisherige Syftem noch nicht ernſtlich ange: 
fochten. Hier hatte fih während der Reſtauration nicht der gleiche 
Zündftoff wie anderswo aufgehäuft. Die Rejtauration ließ keine bittere 
Erinnerung zurüd; Genf hatte vielmehr das Glück, von dem franzöft: 
chen Weich abgelöst und wieder in den Kreis der Eidgenofienfchaft ge— 
bracht zu werden. Wurde auch die Verfaſſung nah engem Schnitt 
entworfen und eine gewiſſe Ariftofratie hergeftellt, fo erfreute jich der 
Kanton doch unter intelligenten Staat3männern einer vegeren Verwal— 
tung. Bei allem Anklang, den die benachbarte Revolution fand, frei 
diefe doch Feine tiefere Erjchütterung hervor. Einzelne kleine Reformen . 
im Wahlſyſtem konnten die öffentlihe Meinung für den Augenblid 
befriedigen. 

Aud für Graubünden war die Reftauration feine Zeit wirt: 
lichen Rückſchritkes. Die öſterreichiſch gefinnte Parthei, die im Jahr 
1814 auf fürmlichen Austritt aus dem eidgenöflischen Verband und 
Wiederherftellung des alten Föderalismus arbeitete, wurde glüdlich 
überwunden. Die neue Berfafjung, die ji der Kanton gab, mwurde 
nicht von oben herab oetroyirt, fondern dem Volk zur Abftimmung vor: 
gelegt. Sie ftimmte im Wefentlichen mit den Grundlagen der Me: 
diationsverfaflung überein und that in wohlthätiger Stärkung der Staats— 
gewalt noch einige Schritte weiter. Trotz mannigfahen Mängeln, die 
in der lodern Organifation blieben, war die Ordnung nicht unpopulär 
geworden. 

Während in Schwyz die beiden Landestheile fich jpalteten, blieben 
die beiden andern Urkantone, Uri und Untermwalden, völlig ftabil. 
Das Landsgemeindefyftem, von Klerus und Magnaten beherrfcht, jtand 
den Neuerungen entgegen. Das Volk brüftete ſich mit dem trügerifchen 
Schein der volliten Selbftregierung. Geſetzgebung, Juftiz und Ber: 
waltung, fo faul und mangelhaft jie waren — fajt Alles mußte beim 
Alten bleiben. Weniger ftarr war Zug, wo unter dem Cinfluß des 
Landammanns Sidler fi) ein etwas liberalerer Geift geltend machen 
fonnte. Aber der Klerus trieb auch hier das Völkchen, den neuen 
Ideen gegenüber, in eine finftere Richtung. 

Die bisher wirklich durchgeführte Negeneration umfaßte, mit Ein: 
ſchluß von Tefjin, eilf Kantone. Alle drei Vororte waren der neuen 
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liberalen Richtung gewonnen. Der Bevölkerung nad vertrat biefer 
Kreis faſt drei Viertel der Schmweizernation. Scheinbar mußte ſich deß— 
halb die Regeneration ohne großen Widerftand über die gefammte Eid— 
genofienfchaft ausdehnen und zur unbeftrittenen Geltung gelangen. Aper 
die Fantonale Selbjtherrlichfeit war für den weiteren Fortſchritt noch 
ein harter Stein des Anſtoßes. In dem alten Bunde fonnte eine 
Minderheit der großen Mehrheit gegenüber ein ſchweres Gewicht üben. 
Auch in den regenerirten Kantonen blieb noch mancherlei Verſchiedenheit, 
die den feiten Zufammenhang ftörte. 


 Sharakter der neuen Ordnungen. 


Dreimal im Raum von wenigen Dezennien erlitt die Schweiz eine 
Umwandlung unter äußerem Zwang. Die Helvetif wurde durch fran— 
zöfifche Bajonnette hervorgerufen und hielt fih, fo lange franzöfifche 
Bajonnette diefelbe ſtützten. Die Mediation entfprang dem diktatoriſchen 
Willen des mächtigen Vermittlerd. Die Reftauration vollzog ſich unter 
der Einfhüchterung der durch die Schweiz ziehenden alliirten Heeres— 
mafjen. Der Umſchwung, der mit dem Jahr 1830 in einer Reihe von 
Kantonen eintrat, ging zum erften Male aus freiem inneren Trieb her: 
vor. Die Juliereigniffe in Frankreih gaben einen lebendigen Sporn, 
ohne daß fremdes Machtgebot irgend wie in die Entwidlung eingriff; 
die ſchon vorbereitete Reform Konnte, unter der Gunft der Umſtände, 
nur fräftiger und entjchiedener hervortreten. Die Bewegungen trugen 
zwar einen mehr oder weniger revolutionären Charakter. E8 war faum 
möglich, den gefeßlichen Weg einzuhalten, wo die bisherigen Verfaſſungen 
von einem regelmäßigen Revifionsmodus nichts wußten. In der Regel 
genügte indeß eine imponirende VBollsdemonftration, um die Behörden 
zur Nachgiebigkeit zu veranlafien und die Reform in das gemwünfchte 
Geleife zu bringen. Kam es auch in einzelnen Kantonen zu ftürmifchen 
Auftritten oder förmlichen Aufftänden, fo ging doch die Gewalt nicht 
über den Sturz ber politifchen Ordnung hinaus. Sobald das Volk 
fein Recht errungen hatte, begab es fich jchnell zur Ruhe. Zerſtörende 
Leidenſchaft oder blinde Erzeffe, in denen man fich an Perfonen oder 
Eigentum vergriff, kamen wenig oder feine vor. Die Unpopularität 
der alten Regierungen lag auch weniger in den Perfönlichkeiten als in 
dem Syftem, das ſchon in feinem Urfprung verhaft war und nothwen— 
wendig zu Wilführ und Schlendrian führen mußte. 

Die Fundamentalprinzipien der neuen Berfafjungen waren die 
Souveränität des Volks und die Gleichheit der Rechte. Diefe Grund: 
füge wurden indeß noch nicht ſcharf und konſequent durchgeführt, Den 
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beſtehenden Verhältniſſen wurde noch mannigfache Rechnung getragen 
und zum Theil erſt ein Uebergang begründet, um mit größerer Bildung 
des Volks einen weiteren Schritt in die Demokratie zu thun. Nur das 
Vorrecht der Familien verſchwand ganz und damit jedes herrſchende 
Patriziat. Dagegen behielten mehrere Städte, wie Zürich, Luzern, 
Solothurn, Schaffhauſen und St. Gallen (von Baſel nicht zu reden) 
einen Vorzug in der Vertretung. Vorwiegend war der Gedanke eines 
gemäßigten Repräſentativſyſtems, wie es den geläuterten Ideen der Hel— 
vetik und Mediation entſprach. Das Volk ſollte die Souveränität nur 
durch die Wahl ſeiner Stellvertreter und die Abſtimmung über die Ver— 
faſſungsänderungen ausüben. Auch die Wahl der Stellvertreter wurde 
erft in wenigen Kantonen dem Boll unmittelbar überlaffen; in den 
meijten Kantonen wurde das direfte und indirefte Wahlfyftem (durch 
MWahlkollegien oder theilmeife Selbitergänzung des Gr. Raths) gemifcht 
oder die Wahl, wie in Bern und Freiburg, ganz mittelbar gemacht. 
Stimm: und Wahlrecht fanden fich hier und da noch durch Genfus oder 
höhere Altersbeftimmungen befchränft. Nur einzelne Verfaſſungen räumten 
niedergelafjenen Schmeizerbürgern ein Stimmreht unter Neciprocität 
ein. Die Partialerneuerung der Behörden erhielt in der Negel noch 
den Vorzug vor der Integralerneuerung. Die längſte Aıntsdauer war 
in Freiburg mit 9 Jahren fejtgefebt. Am demofratifchjten und beweg— 
lichften wurde der Organismus in St. Gallen geftaltet, wo nicht nur 
Integralerneuerung der Behörden in der kurzen Frift von 2 Jahren 
mit lauter unmittelbaren Wahlen eingeführt, fondern dem Volk auch 
das Veto eingeräumt wurde. In der Thurgauer Verfaſſung war auf 
eigenthümliche Weife für gefahrvolle Zeiten — „zur Feſthaltung der Ber: 
fafjung, der Freiheit und der Nechte des Volks“ — ein aus der Mitte 
des Gr. Raths zu bejtellender Sicherheitsausfhur vorgefehen, der indeß 
nie ins Leben zu treten brauchte. 

An allen Verfaſſungen führte man die Trennung der gefetsgebenden, 
vollziehenden und richterlihen Gewalt mehr oder weniger fcharf durch. 
Dazu fam der‘ Grundfag der Deffentlichfeit im ganzen Staatshaushalt, 
in den Berhandlungen der geſetzgebenden Behörde und gröktentheils der 
Gerichte. Das Schwergewicht des Staats fam in die Volfsveriretung 
zu liegen, die aus der bisherigen untergeordneten Stellung gegenüber 
der Negierungsgewalt heraustrat, das volle Necht der Initiative erhielt, 
wirkſamere Controle üben fonnte und meiſt mit reichen Wahlbefugniijen 
ausgejtattet wurde. Die oberſte vollzicehende Behörde bildete gewöhn— 
(ich noch einen zahlreichen Körper; die meijten Mitglieder im Bern (17) 
und Zürich (19), die wenigiten in St. Gallen (7) und Thurgau (6). 
Mit dem vielgliedrigen Kollegialſyſtem hielt es noch jchwer, eine ftrengere 
Verantwortlickeit durchzuführen, Nur in St. Gallen wurden Die 
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Rathskollegien aufgehoben und bereits ein Departementalfyftem einge 
führt. Die nach wohlfeiler Regierung ftrebende Demokratie drüdte hier 
die Gehalte der Beamten auf ein Minimum herab. In Bern fühlte 
mar dagegen das natürliche Bedürfnig, die Befoldungen der Regierungs: 
ftellen zu erhöhen, um fich leichter von der Ariftofratie zu emanzipiren 
und die geeigneten Kräfte für die Verwaltung zu finden. Nah unten 
wurden überall die Grundlagen einer freieren Gemeindeordnung feit- 
gejtellt. 

Die mannigfahen Garantien, die in die meiften Verfafjungen auf: 
genommen wurden, zeugten am deutlichften dafür, wie unfrei bisher bie 
Bewegung war und gegen wie viel Willführ und Mißbrauch man fid 
noch zu fchüßen hatte. Es genügte nicht, die Preß- und Vereinzfreiheit 
zu fihern; es mußte auch das Recht, „Anfichten, Wünſche und Beſchwer— 
den“ vor die Staatsbehörde zu bringen (Petitionsrecht), beſonders garan- 
tirt werden. Innerhalb der Kantone felbft bedurfte es der Gewähr 
der freien Niederlafjung und der Handelsfreiheit. Die Gemwerbefreiheit 
fonnte noch nicht überall durddringen. Die Zufrittsfähigfeit zu allen 
öffentlichen Aemtern und Stellen mußte das Monopol einzelner Klaffen 
befeitigen. Verbote richteten fich gegen willfürliche Verhaftung, Aus: 
nahmsjuftiz und Anwendung körperlicher Zmangsmittel in peinlichen 
Unterfuhungen. In Freiburg wurde die Tortur namentlih abgefhafft. 
In Thurgau unterfagte man die geheime Polizei. In Waadt ficherte 
man auch die Unverleklichkeit de Haufes. Dem Fremdendienſt trat 
das Verbot fernerer Militärkapitulationen entgegen. Auch der Annahme 
fremder Penfionen und Orden mußte gefteuert werden. 

Nur unvollitändig wurde noch die Glaubensfreiheit gewahrt. Meift 
befchränfte fi die Gemwährleiftung auf die beftehenden beiden Konfef: 
fionen. In Freiburg wurde der proteftantifche Kultus im Fatholifchen 
Theil und der katholiſche Kultus im proteftantifchen Bezirk ausgeſchloſ— 
ſen. Der gleiche Kanton ließ die „Anterdizirten” d. 5. die mit Kirchen: 
ftrafen Belegten ohne politifche8 Stimmredt. In Luzern waren aus: 
drüdlih nur die Katholiken ftimmberehtigt. Dagegen hörten in Bafel 
die bisherigen Beſchränkungen der ſtaats- oder gemeindäbürgerlichen 
Rechte in Folge von Religionsänderung und gemifchter Ehe auf. In 
den gemifchten Kantonen fuchte man die Parität noch mehr oder weniger 
ängstlich zu wahren. Am fchärfiten blieb die Fonfeffionele Trennung 
in St. Gallen. 

Dagegen herrſchte der durchgreifende Gedanke, daß ohne Bildung 
des Volks auf die Daner Feine Selbftregierung möglich fei. Verbeſſerung 
des Unterrichts war eines der hauptſächlichſten Ziele der neuen Ord— 
nungen. In mehreren Berfafjungen, wie in Zürih, Bern, Luzern, 
Schaffhauſen, Aargau und Thurgau, wurde es bejtimmt ausgefprochen, 
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daß die Sorge für Erziehung und Unterricht der Jugend Nfliht des 
Volks und feiner Stellvertreter fei. In Zürich führte man auch eine 
Schulfynode ein, um den Lehrerftand zu heben und zu emanzipiren, 
Dadurch erhielt die Regeneration ihren eigentlichen geiftigen Kern und 
ihren idealen Charalter. 

Weniger verſprachen die Verfafjungen in rein materieller Richtung. 
Erleichterungen oder Unterjtübungen des Staats betrafen den Losfauf 
der Zehnten und Bodenzinfe, die Militärlaften und befonders den Bau 
und Unterhalt von Landftraßen. Gleihmäßige Vertheilung der Staat3- 
laften auf Vermögen und Erwerb wurde in der Regel als Grundſatz 
bingeftellt. 

Endlich wurde für künftige Revifion der Verfafjungen auf mannig- 
faltige Weife geforgt. Bald fuchte man diefelbe mehr auf den Weg der 
Geſetzgebung zu leiten, bald wieder Verfaſſungsräthen vorzubehalten. 
An mehreren Orten wurde eine ziemlich kurze Frift feftgeftellt, bis zu 
welder die Verfaffung wieder durchgefcehen werden mußte. Dies ent: 
Iprad) zum Theil dem Gedanfen, daß erſt ein Uebergang begründet 
wurde, um nad) einigen Erfahrungen die Brincipien der Nechtögleichheit 
und Bolksfouveränität weiter zu entwideln, 


Partielle Trennung im Kanton Bafel. 


Im Kanton Bafel ging mit der neuen Konftituirung nur ein ein- 
zeiner At in den ſchweren Wirren zu Ende. Zwiſchen Stadt und Land 
bfieb eine klaffende Wunde. Die Parthei der Rechtögleichheit fah die 
Annahme der Verfaſſung auf dem Lande nicht als einen freiwilligen 
Ausdrud der Mehrheit der Bevölkerung, fondern als unter der augen 
blicklichen Einfhüchterung erzwungen an. Die neue Regierung behielt 
den Charakter fait ausfchließlicher Herrfchaft der Stadt; zur wirklichen 
Verſöhnung der Landfchaft gefchah wenig oder nichts. Nach kurzer Zeit 
ſcheinbarer Ruhe begann das Zerwürfniß von Neuem. Die Straf: 
urtheile, die gegen die Mitglieder der proviforifchen Regierung ergingen 
(die acht flüchtigen Mitglieder wurden zu 2—6 Jahren Gefängniß ver: 
urtheilt, die fieben in Haft befindlichen mit geringeren Strafen belegt), 
ftachelten die Gemüther. Wo fich eine Gelegenheit bot, machte ſich die 
Erbitterung auf dem Lande Luft. Bei einer Mufterung in Muttenz 
brach wilde Infubordination aus; ein Milizinfpektor, Führer der Gar: 
nifönler oder ſog. Todtenföpfler (von dem Feldzeihen, das fie trugen) 
bei der Unterwerfung der Landſchaft, wurde ſchwer mißhandelt. 

An unbedingter Amneftie fhien die erjte Bedingung einer Be— 
ruhigung zu liegen. Von 38 Gemeinden der Landihaft kamen Petit: 
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tionen mit 4491 Unterfchriften, die dringend darnach verlangten. Zahlreiche 
eidgenöfliihe Stimmen legten fie der Regierung von Bafel ang Herz. Auch 
die gemäßigteren Staatsmänner in der Stadt konnten fi) die Nathjam: 
keit nicht verhehlen. Aber die Leidenschaft machte bei der Mehrheit taub 
gegen das Gebot der Klugheit. Eine fanatiſche Parthei ſah auch das 
erlafjene Amneftiedefret noch als viel zu mild gegenüber von Rebellen 
an. Bei der Behandlung der Frage im Gr. Rath mußten alle Ber: 
wandte der Betheiligten austreten. Vergeben proteftirten diefe mit 
der Behauptung: bei der Frage ſeien nicht nur fie, fei Stadt und Land, 
der gefammte Staat interefirt und befangen, oder gar Niemand. Es 
wurde auf das Reglement hingewiefen, defjen Buchſtaben heilig fei. Die 
Regierung trug auf VBerwerfung der verlangten Amneftie an, da Nachſicht 
und Milde nur geeignet feien, die Aufrührer immer dreifter zu machen. 
An der Diskuffion wollten die meiften NRebner nur Denen Gnade zu 
Theil werden lafjen, die reuig darum bitten würden. Mit 68 gegen 
14 Stimmen — 30 Mitglieder waren von der Berathung ausgeſchloſſen — 
wurde die Amneſtie zurüdgemwiefen. 

Mit diefer Amneftieverweigerung wurde die Kluft nur noch tiefer. 
An der ganzen Eidgenofjenihaft nahm man an dem Prinzipienfampf 
Theil, der fi auf dem Boden Bafels mit aller Schärfe entwidelte. 
Auf der einen Seite wurde die Stadt von den alten Ariftofraten an= 
getrieben, da3 volle Anjehen zu behaupten und mit der Revolution nicht 
zu Fapituliren, auf der andern Seite ſah fih die Parthei der Nechts- 
gleichheit von allen Volköfreunden zur Ausdauer ermuthigt. Während 
die flüchtigen Mitglieder der proviforifchen Regierung von Bafel als 
Hocverräther gegen die Ordnung peinlich verfolgt wurden, fanden fie 
in den regenerirten Kantonen die vollfte Sympathie. Von der Tag: 
faßung wurde die neue Verfaffung zwar unter eidgenöffifche Garantie 
genommen und das bejtehende Regiment dadurd formell geftärft. Aber 
auch in der eidgenöfjiichen Behörde reiste Bafel die Stimmung durch 
die ftarren Verwahrungen, die es allen Wünfhen auf volle Begna- 
digung entgegenftellte. Von einzelnen Ständen, wie von Luzern und 
Zürich, kamen energifchere Inftruftionen an die Gefandtichaften, nicht nur 
die unbedingtefte Amneftie zu begehren, fondern auch dahin zu wirken, 
dat die Tagfatung der Regierung von Bafel allen Beiftand verfage, 
wenn fie den eidgenöffiihen Ermahnungen fein Gehör gebe. 

Alles drängte fihtbar zu einer neuen Krijis. Vor der Unterwer: 
fung der Landſchaft hatte man in den herrfchenden Kreifen der Stadt 
wiederholt die Loſung ausgeiprochen, fich Lieber von der Landſchaft zu 
trennen, als volle Rechtsgleichheit zu gewähren. Die Verfaffung mit 
ihrem Revifionsmodus ftellte eine fürmliche Schranke zwifchen den beiden 
Landestheilen auf. Jetzt arbeitete man von der andern Seite auf eine 
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Scheidung hin. Eine „Erklärung und Appellation an die Gerechtigkeit“ 
von vier Mitgliedern der proviſoriſchen Regierung verzweifelte an der 
Möglichkeit einer Ausſöhnung und ſuchte das Heil nur noch in einer 
Trennung. Aus der Landſchaft ſelbſt ging eine Vorſtellung, trotz allen 
Verboten der Behörden von 2156 Bürgern unterzeichnet, durch Depu— 
tirte an die Tagſatzung, worin man in erſter Linie noch auf einen frei 
gewählten Verfaſſungsrath drang, aber wenn dieſer nicht gewährt werde, 
auf Einleitung einer Trennung zwiſchen Stadt und Land, in welchem 
Falle letzteres nicht abgeneigt ſei, ſich einem Nachbarkanton anzuſchließen. 
Dieſer Vorſtellung trat die Geſandtſchaft Baſels an der Tagſatzung mit 
der äußerſten Schroffheit entgegen. Sie verlangte von dem Tagſatzungs— 
präfidenten, daß die Vorftelung der Bundesbehörde gar nicht vorgelegt, 
fondern einfach zurüdgeftelt werde. Die überwiegende Mehrheit der 
Verfammlung erklärte ſich indeß dahin, daß jedes an die Tagfatung 
gerichtete Aktenſtück derfelben vorgelegt werden müſſe, wobei es der 
Tagſatzung allein zuftehe, allfällige Einwendungen zu prüfen und 
zu würdigen. Die Vorftellung blieb längere Zeit auf dem Kanzleitiich 
liegen, während die Creigniffe vorwärts fchritten. In einem Kreis— 
ſchreiben verwahrte fich die Regierung von Bafel gegen jedes Eintreten 
in diejelbe und drang darauf, daß zur Handhabung der von der Tag: 
ſatzung gemährleifteten Verfaſſung ihr Hülfe und Unterftügung gewährt 
würde, wenn fie in den Fall kommen follte, eine folche zu verlangen. 
Bon Woche zu Woche wurde e8 jett auf der Landſchaft unruhiger. 
Die Begnadigung, die zwei Mitgliedern der provijorifchen Regierung 
auf ihre Bitte ertheilt wurde, that wenig zur Beſchwichtigung. Die 
Drdnung wurde an vielen Orten geftört; die Behörden fahen fid in 
ihrer Wirkfamkfeit gelähmt. Cine Provokation in der Stadt machte den 
Zuftand noch geipannter. Gegen einen der Deputirten der Landichaft 
an die Tagfakung, der auf feiner Nüdreife nach Baſel kam, wurde 
Abends ein wildes Charivari aufgeführt und gleicher Unfug vor der 
Wohnung von Profefjor Trorler getrieben. Andere Erzefje gegen Freunde 
der Landſchaft wiederholten fich zwei Nächte, ohne daß die Polizei ein: 
ſchritt. Erft am vierten Tage ergriff die Regierung ernftlihe Maß— 
regeln, um fernere Unordnungen zu verhüten. Dies (mozu die Sage 
von einem Mordanfhlag auf jenen Deputirten hinzufam) wirkte auf 
die Landſchaft zurück und fteigerte die revolutionäre Gährung. Das 
Bolt übte Auftiz auf eigene Fauſt; Landjäger wurden auf ihren Poften 
wie gefangen gehalten; Freiheitsbäume erhoben fi in Yiejtal, Siſſach 
und Waldenburg; flüchtige Mitglieder der proviforifchen Regierung fehrten 
zurüd; gegen 40 Großräthe vom Lande legten ihr Mandat nieder. 
So fah man fi in Bafel wieder einem drohenden Ausbruch) 
gegenüber. Volle Ammneftie ertheilen und damit den Sturm beſchwich— 
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tigen wollte man nit. In eine Tiberalere Bahn einlenfen und fich den 
Grundfäben der Regeneration, wie fie in andern Kantonen geltend ge- 
worden waren, aufrichtig anjchliegen, mochte man noch weniger. Um 
die Autorität wieder herzuftellen und die Landſchaft niederzuhbalten, blieb 
nicht3 übrig, ald von Neuem zur Gemalt zu fehreiten. Die Mehrheit 
der Regierung ſchwankte eine kurze Zeit und ſchrack vor den möglichen Folgen 
zurüd. Aber leidvenjchaftlicher Eifer, mehr noch außer als in der Behörde, 
drängte vorwärts. Anjtalten wurden getroffen, um einen vafchen und ent: 
iheidenden Schlag auszuführen. Man rechnete auf die Anhänglichkeit einer 
Anzahl von Gemeinden im obern Gebiet, deren Mitielpunkt auf der einen 
Seite Gelterfinden, auf der andern Seite Reigoldswyl war. Durch militäri- 
ſche Organifation derſelben hoffte man den Heerd der landichaftlichen 
Bewegung zwifchen drei Feuer zu nehmen. Zu diefem Zwecke wurden 
Offiziere in jene Thäler gefickt (19. Auguft); in Gelterfinden gelang 
es, eine Mannſchaft aufzuftellen, in Reigoldswyl fchlug der Verfuch fehl. 

Die Kunde von der Sendung diefer Offiziere brachte die Landſchaft 
in den Aufßerjten Alarm. Der Gehorfam wurde jetzt vollitändig auf: 
gefündet; die Statthalter in Lieftal und Siſſach mußten weichen und 
ih nah Bafel flüchten. Im Namen einer neu aufgeftellten Regierungs— 
kommiſſion erließ Anton von Blarer einen Tagbefehl (20. Auguft), 
wonach der Landjturm in allen Gemeinden aufgeboten und die Offiziere, 
welche im Rüden von Lieftal Regierungstruppen organifirten, ſowie 
„Jeder, der zu Gunften der Stadtbafelifchen Regierung Aufruhr made 
oder durch Proflamationen dazu verleite”, vogelfrei erflärt wurden.*) 
Abgeordnete aus allen Gemeinden jollten am 21. in Lieftal zufammen- 
treten, um ſich über eine.neue Verfaſſung zu berathen. 

Unterdef war in Bafel Alles zu einem rafchen Ueberfall gerüftet ; 
Freiwillige waren ‚geworben, Milizen aufgerufen, die Sammelpläße bes 
ftimmt. Am 21. Auguft in aller Frühe (2 Uhr Morgens) rüdte eine 
Kolonne von gegen 1000 Dann, al Kern die Söldnertruppe, mit vier 
Kanonen unter Kommando des Dberften Wieland aus der Stadt. 
Ein Civilkommiſſär in Begleit derfelben hatte den Auftrag, die Ge— 
meinden vor Anwendung der Gewalt nicht nur zur Nüdfehr zur Ord— 


*) Diefe Vogelfreierflärung wurde am 27. Auguft zurüdgenommen, nachdem, 
wie dev Widerruf erklärte, die Sadye der Landſchaft durch den Tagbefehl eine 
günftige Wendung genommen habe. So grell er auch erjcheinen möge, ſei er nur 
ein Werk der Nothwehr gemweien, da Gewalt nur mit Gewalt abgetrieben werden 
fönne. Bon Bafel wie anderswo erſcholl ein Schrei der Entrüftung. Bon Seite 
“der Landjchaft wurde fpäter ein Tagbefehl der Basler: Militärbeamten im Reigolds— 
wylerthal vom 3. Augujt 1833 entgegengehalten, worin ſich die Ordre fand, ge- 
wiffe mit Namen bezeichnete Mitglieder der Behörden in Lieftal beim Betreten 
unter allen Umftänden niederzumachen. Zum Glück kamen in beiden Fällen die 
terroriftiichen Maßregeln nicht zur wirklichen Anwendung. 
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nung aufzufordern, ſondern auch die Auslieferung der Waffen und 
Rädelsführer zu verlangen. Die Colonne zog unangefochten an Muttenz 
und Pratteln vorüber bis an die Hülftenſchanze. Dieſer von den Auf— 
ſtändiſchen vertheidigte Poſten mußte mit Sturm genommen werden. 
Rechts und links ſtets beunruhigt und beſchoſſen, rückte das Corps bis 
gegen Lieſtal; um 6 Uhr Morgens kam es vor der Vorſtadt an. Hier 
gelang es exit nach zmweiftündigem Gefecht das von den benachbarten 
Hügeln und Gebüfhen wie von den Häufern aus auf die Basler 
Truppen unterhaltene Feuer größtentheild zum Schweigen zu bringen. 
Darauf wurde der Gemeinderath zur Kapitulation aufgefordert und als 
die Frijt einer Stunde ohne entſprechende Antwort verftrih, das grobe 
Geſchütz gegen die Stadt gerichtet. ine Scheune ging, von Haubih- 
tugeln entzündet, in Flammen auf. Die jest vorrüdenden Basler 
Truppen drangen in den_Ort ein und nahmen von der Stadt Belik. 
Die Landleute wichen, aber ein Häuflein Tapferer griff die in der Haupt: 
ftraße aufgeftellten Basler von Neuem an, worauf fich diefe wieder aus 
der Stadt auf die auch noch bedrohte Referve und Artillerie zurüd- 
zogen. *) Der Kommandant Wieland, deſſen milttärifcher Blid, wie 
e3 jcheint, getrübt war, traute jebt der Lage nicht. **) Er wagte e8 
nicht, die Pofition zu behaupten, die’ er durch das Anrüden neuer In— 
furgentenfhaaren einem nächtlichen Ueberfall ausgejegt und im Rüden 
bedroht glaubte, während der gehoffte Succurs von den obern Thälern 
ausblieb. Noch am Vormittag ordnete er den Rüdzug an und langte 
mit Verluft von 2 Todten und 30 PVerwundeten um 2 Uhr Nachmit: 
tags wieder mit feinem Corps in Bafel an. Die Landichäfiler hatten 
fi einer überlegenen Macht gegenüber, ohne Artillerie und militärische 
Führung, nur von wenigen Zuzügern aus andern Kantonen unterftüßt, 
tapfer und Hartnädig gemwehrt (mit BVerluft von 13 Todten und 40 
Berwundeten). 

Der ganze Zweck der Expedition war verfehlt, der Ausgang einer 
Niederlage gleich zu achten. Die alte Autorität, im Januar mit Waf— 
fengewalt aufrecht gehalten, wurde jett aufs Tiefite erfchüttert. In der 
Landfchaft fühlte man ſich durch den plößlichen Rückzug wie erlöst; was 


*) Siehe: 3. 3. Brodbed, Geſchichte der Stadt Fieftal. Lieftal 1865. 

**) Wieland, früher in franzöfiichen Dienften, war im eidgenöfftichen Mili— 
tär zum Oberft vorgerüdt nnd hatte ſich als ſolcher ſehr beliebt gemadt. Durd) 
feine Haltung in den Basler Wirren als Polizeidireltor und Anführer der Regie— 
rungstruppen bei dem erften Aufftand zog er ſich dagegen von vielen Seiten heftige 
Angriffe zu; er ließ fich verleiten, im militärischen Styl mit den Zeitungen Krieg 
zu führen; die Kränfungen, die er in Folge davon erlitt, wirkten nachtheilig auf 
jeine ohnehin ſchon phyſiſch angegriffene Gefundheit. (S. Heusler’s Geſchichte 
der Trennung des Kantons Bajel, Bd. I, S. 80.) 
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auseinander geſprengt war, ſammelte ſich wieder; die ganze Erhebung 
konnte neu organiſirt werden. In den Nachbarkantonen war die Stim— 
. mung durch den Ueberfall von Baſel aufs Höchſte aufgeregt; an meh: 
reren Orten bereitete jich ein Aufbruch vor; einzelne Schaaren zogen 
der Landſchaft zu Hülfe, 

Vorort und Tagſatzung fürdteten unter diefen Umijtänden einen 
weitgreifenden Bürgerfrieg und beeilten ſich, Mafregeln zu treffen. 
Aber die Aufgabe, den immer tiefer wühlenden Zwiejpalt zu löfen, war _ 
zu Schwer für eine Behörde, in der fein zeitgemäßes Syftem herrichte. 
Während die Tantonale Regeneration ſich bereits über nahezu zwei Dritt- 
theile der Eidgenofjenfchaft erftredte, jtand die Tagſatzung noch auf dem 
engen Boden der 15er Verfaſſung, die nicht ſowohl die ſchweizeriſchen 
Völkerſchaften, als die ſchweizeriſchen Regierungen mit einander ver: 
einte. Auch der neue Geift, der in die Bundesverfammlung gedrungen 
war, ſah ſich in einen alten Schlauch gefüllt. Bisher war nur bie 
negative Politik aufgeftellt, fi in die Bewegungen nicht zu mifchen, 
wo fie ohne große Mühe zum Durchbruch famen; noch fehlte es an 
aller pofitiven Politik, wo die Kantone in Folge der Verfaſſungskämpfe 
in gänzliche Verwirrung geriethen oder auseinander zu fallen drohten. 
Hier war die Tagſatzung unter den alten Bundesformen unfähig, 
fh zu einem neuen, volfsthümlichen Prinzip zu erheben. Dem 
Bürgerkrieg in Bafel gegenüber ging fie einftweilen blos von dem 
Standpunkte aus, daß die Verfafjung von Bafel anerkannt und gewähr: 

leiftet fei und daß es fich daher nicht um Einmiſchung in Verfaſſungs— 
verhältnifie, fondern allein um Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung 
handle. Demgemäß wurde einftimmig befchlofien, eine Mbordnung nad 
Baſel zu ſchicken, um einerfeitS den Anfurgenten den Befehl zu ertheilen, 
die Waffen fogleich niederzulegen und zur gefeglichen Ruhe und Ord— 
nung zurüdzufehren und anderfeit3 an die Regierung von Bafel die 
dringende und beftimmte Forderung zu richten, jedes Blutvergießen fo: 
fort einzuftellen. Die vier Kommifjäre, die mit diefem Auftrag in den 
Kanton gingen, waren v. Muralt von Zürich, Heer von Glarus, v. Meyen— 
burg von Schaffhaufen und Sidler von Zug, die drei erfteren mehr 
oder weniger ariftofratiih gefinnt, der letztere glühender Volksmann. 
Bafel felbft begehrte die Intervention nicht, obgleich dieje für den Augen: 
blit millfommen fein mußte. In der Stadt zögerte man nicht, den 
Repräfentanten die Zuficherung zu ertheilen, jedes gewaltfame Einfchrei- 
ten einzuftellen. Auch auf der Landfchaft wollte man die Waffen ruhen 
lafjen, wies dagegen die Aufforderung zur Unterwerfung auf das Ent: 
ſchiedenſte zurück. Der Tagſatzung gegenüber glaubte man fich jtarf 
durch die Sympathien der großen Mehrheit des Schweizervolfs. Unter 
den Augen der Repräfentanten und unbefünmert um ihre Proteftation 
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wurde eine Landsgemeinde zuſammenberufen, die ſich am W. Auguſt 
2—3000 Mann ſtark in Lieſtal verſammelte, feierlich erklärte, keinerlei 
Feindſeligkeiten gegen die Stadt vorzunehmen, ohne von letzterer ange— 
griffen zu ſein, eine Vorſtellungsſchrift an die Tagſatzung beſchloß und 
endlich eine Kommiſſion aufſtellte, welche ſowohl die Unterhandlungen 
mit der Tagſatzung und der Stadt Baſel leiten, als auch Ruhe und 
Ordnung handhaben ſollte. Zur Wahl einer wirklichen Regierung ſollte 
jede Zunft der Landſchaft zwei Ausſchüſſe nach Lieſtal ſenden. Zugleich 
ſollten alle Gemeinderäthe neu gewählt werden. In der von der pro— 
viſoriſchen Kommiſſion an die Tagſatzung gerichteten Zuſchrift wurde 
die angenommene Verfaſſung neuerdings als erzwungen und erſchlichen 
erklärt und die Bundesbehörde um Vermittlung erſucht. Zugleich wurde 
eine Erklärung an das geſammte Volk der freien Eidgenoſſenſchaft er— 
laſſen, worin man den Eniſchluß einer verzweifelten Gegenwehr gegen 
jede gewaltſame Unterwerfung ankündigte. 

Die Tagſatzung ſetzte jetzt ein Truppencorp von 4000 Mann 
unter dem Kommando von Oberſt Ziegler in Bereitſchaft, um auf 
den erſten Ruf verwendet zu werden. Aber die Patrioten der Land— 
ſchaft wollten ſich durch die Drohung nicht von der weitern Organiſation 
abſchrecken laſſen. Die verſammelten Zunftausſchüſſe conſtituirten ſich 
als Vertretung der Landſchaft, erklärten in einer Zuſchrift an die Tag— 
ſatzung, daß ſie ſich nicht unterwerfen würden und ernannten eine neue 
Verwältungskommifſion von 7 Mitgliedern (29. Auguft). Andrerfeits 
blieb die Stadt mit derfelben Hartnädigfeit bei der einmal eingenom: 
menen Stellung, fih in Bezug auf Amneftie nichts vorschreiben zu laſſen 
und gegen jede etwaige Zumuthung einer Verfajjungsänderung feierliche 
Verwahrung einzulegen. Die NRepräfentanten konnten nichts al3 Waffen: 
ruhe erzielen, aber im Uebrigen erweiterte ſich nur der Rip. 

Die Tagfakung unterließ noch die unmittelbare militärifhe Occu— 
tion, ertheilte aber der PVerwaltungstommiffion in Lieftal, ſowie allen 
neuen Behörden den Befehl, fofort jede ungejeßlihe amtliche Wirkſam— 
keit einzuftellen, fi aufzulöfen und auseinanderzugehen. Die Gegen: 
fäse in der Bundesbehörde jelbft traten jetzt etwas ſchärfer hervor. Die 
regenerirten Kantone wollten ſich nicht länger auf dem einfeitigen Stand» 
punft der Herftellung der gejetlichen Ruhe und Ordnung halten. Züri) 
insbefondere drang auf unbedingte Amneſtie und nochmalige Abjtimmung 
über die Verfaſſung; zugleih verwahrte es fi gegen alle und jede 
Trennung. Die Tagfatung that inder nichts als daß fie den Neprä- 
jentanten den Auftrag ertheilte, nach wiederhergeftelltem geſetzlichen Zus 
ftand die dringende Einladung an Baſel zu richten, Gnade für Die 
alten und Amneftie für die neueften Vorfälle zu erlaffen, wofern die 
Betreffenden fich verpflichten würden, den Landfrieden nicht weiter zu 
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ftören; ferner im Allgemeinen fi bei Baſel für eine bleibende Con— 
jolidirung der Ruhe und Eintracht zwiſchen Stadt und Land zu ver: 
wenden. 

Mit diefer HalbHeit konnte nach beiden Seiten nichts ausgerichtet 
werden. Auf die Aufforderung der Repräfentanten an die landichaft: 
liche Berwaltungstommifjion, fich binnen zweimal 24 Stunden über 
ihre Auflöfung zu erflären, antworteten 46 Zunftausſchüſſe: durch den 
letzten Ueberfall ſeien alle Bande zwijchen der Regierung und der Land— 
haft zerfchnitten; bis zu völlig gemwährleifteter Nechtögleichheit werde 
man auf dem jebigen Zuſtand verharren ; zutrauensvoll wolle man in: 
de das ganze Verwaltungsweſen in den Schooß der Tagſatzung legen, 
wofern auch in der Stadt das Gleiche gejchehe, von Begnadigung und 
Amneftie erwarte man nichts; in Bafel eriftire kein wirklicher Gr. Rath, 
mehr ala die Hälfte der Landräthe hätten ihre Entlafjung gegeben, 
viele würden noch folgen. Bon Bafel kam feine andere Zuficherung an 
die Nepräfentanten, als daß einjtweilen Feine VBerhaftungen und gericht: 
lichen Proceduren vorgenommen werden jollten. 

Die Tagſatzung jah ſich jett zu Gewaltsmaßregeln getrieben, jo 
unficher fie ihren Boden fühlte, Nicht ohne drohenden Zwieſpalt in der 
Behörde wurde befchlojjen, das aufgebotene eidgenöffiihe Truppencorps 
zur militärischen Beſetzung des Kantons in Marfch zu feben. Dabei 
richtete fich die Spite etwa3 mehr gegen die Stadt, indem die Reprä— 
jentanten ihre vermittelnde Dazwifchenfunft bei der Regierung eintreten 
laſſen jollten, um durch Ammeftie und andere geeignete Anordnungen 
im Sinne der Confolidirung des Friedens eine Wiedervereinigung der 
getrennten Gemüther zu bewirken. Das bloße Wort Dazmwifchenkunft 
veranlaßte den Gejandten von Bafel — den ftarren Deputat Laroche — 
zu erflären: „daß er die freiheit feines Standes vor dem Angejichte 
Gottes auf das Allerfeierlichite verwahren müſſe.“ In der Landſchaft 
erflärten die Zunftabgeordneten, den eidgenöffiichen Truppen feine Ge: 
walt entgegenfeßen zu wollen, dagegen proteftirten fie vor der geſamm— 
ten Eidgenoſſenſchaft gegen ale Mafregeln, die gegen ihre Freiheit und 
Selbitftändigteit ergriffen würden. Die Verwaltungstommifjion löste 
fih auf und Tegte ihre Vollmachten in die Hände der Zunftausfchüfie 
nieder. Eine neue Landsgemeinde in Lieftal (13. Sept.) beſchloß: die 
Bajeler Verfafjung, die Regierung und ihre Beamten jollen nicht mehr 
anerkannt, der Gr. Rath nicht mehr befucht werden, die Zunftausſchüſſe 
follen verfammelt bleiben und unter der Vermittlung der Tagfatung 
mit der Stadt Bafel in Unterhandlung treten. Die Lofung blieb: 
Verfaffungsrath oder Trennung. 

Ehe jett die eidgenöffischen Truppen einrüdten, trat eine friegeriiche . 
Epifode ein. Während die Revolutionsmänner der Landihaft mit aller 
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Rührigkeit und Energie, nicht ohne terroriſtiſche Maßregeln, den Boden 
der Inſurrektion zu erweitern und die noch beſtehende Autorität der 
Regierung zu vernichten ſuchten, arbeitete man von der Stadt aus mit 
gleichem Eifer dahin, die noch anhänglichen Gemeinden im obern Ge— 
biet in Treue und Gehorſam zu erhalten und in Vertheidigungszuſtand 
zu ſetzen. Noch mehr als Gelterkinden bildete jetzt das Reigolds— 
wyler Thal die Poſition, die behauptet und nach Umſtänden zum An— 
griff benutzt werden ſollte. Dort wurden eilf Gemeinden in engeren 
Verband gebracht und durch einen Haudegen, Oberſtl. Frey, militäriſch 
organiſirt. So ſtand dies Thal wie ein feindliches Lager dem revo— 
lutionären Hauptquartier in Lieſtal gegenüber. Bei den gegenſeitigen 
Patrouillen und Streifzügen konnte es an häufigen Reibungen und Her— 
ausforderungen nicht fehlen. In Baſel mochte man ſich durch die Tag— 
ſatzung nicht die Hände binden laſſen und ging damit um, die paſſive 
Stellung zu verlaſſen und zur Selbſthülfe zu ſchreiten. Bereits hatte 
das Militärkollegium einen neuen Operationsplan entworfen, um in 
Verbindung mit dem Reigoldswyler Thal einen Schlag auszuführen. 
Die Regierung legte dieſen Plan noch zurück, aber die Kunde von dem 
Projekt, ſowie das Auffinden eines ins Reigoldswyler Thal beſtimmten 
Munitionstransports, verbreiteten Allarm in der Landſchaft. Um einem 
doppelten Ueberfall zuvorzukommen und ſich für alle Fälle den Rücken 
oder die Flanke zu decken, wurde der revolutionäre Landſturm gegen 
das Reigoldswyler Thal aufgeboten. An verſchiedenen Rotten, 6°-700 
Mann ſtark — der Colonne von Lieſtal ritt Altengelwirth Buſer als 
„General“ voran — rückte derſelbe aus (16. Sept.). Die herbeigeeilten 
Repräfentanten fuchten ihn vergebens zur Rückkehr zu bewegen. Die 
Gemeinden des Thals fühlten ſich zu ſchwach, um erntlichen Widerftand 
zu unternehmen. Die Repräjentanten verhinderten wirklichen Kampf. 
Der Landfturm nahm Reigoldswyl ein und kehrte nach vollbrachter That 
heim. Kein Blut wurde vergojjen, aber dur das Thal Schreden ver- 
breitet. Von der Stadt war ein Corps ausgezogen, um eine Diverjion 
zu Gunften des Thales zu machen; auf Vorjtellungen der Repräfentan: 
ten trat es den Rüdzug an. 

Tags darauf fand der Einmarſch der eidgenöflifchen Truppen unter 
dem Commando von Oberft Ziegler Statt. Jetzt änderte ſich die Scene. 
Die eidgenöffifhen Bataillone hatten die Aufgabe, die aufitändijche Re— 
gierung zu unterdrüden. Sobald Lieſtal beſetzt war, erlieken die Re— 
präjentanten ar die Zunftausſchüſſe den Fathegorifchen Befehl, ſich inner— 
halb 24 Stunden aufzulöfen ; wer jich widerſetzte, jollte verhaftet, außer 
Kanton gebracht und unter eidgenöffiihe Aufficht geftellt werden. Die 
Zunftausfhüfje blieben indeß auf dem Rathhaus verfammelt, ohne 
Miene zu machen, auseinanderzugehen. Der Commandant traf alle 
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Maßregeln, um Gewalt anzuwenden; die Truppen ſtanden unter Waf— 
fen, oben und unten am Städtchen war das Geſchütz aufgeſtellt. Die 
Repräſentanten gaben den letzten Befehl zur Vollziehung der angedroh— 
ten Verhaftungen. Eine Abtheilung Urner Scharfſchützen und Berner 
Infanterie drang ins Rathhaus und ergiff die vier anweſenden Mit— 
glieder der Verwaltungskommiſſion — Gutzwiller, Hug, Debary und 
Eglin — welche erklärten, daß ſie ohne ihr Zuthun vom freien Volk an 
dieſe Stelle berufen ſeien und nur der Gewalt weichen würden. Als 
ſie gefangen abgeführt und auch die Zunftausſchüſſe, die vergebens pro— 
teſtirten, mit Kolbenſtößen auseinandergetrieben wurden, erſcholl auf der 
Straße der Ruf: „es lebe die Freiheit!“, in welchen die verſammelte 
Menge laut und wiederholt einftimmte, zum Theil auch das eidgenöf- 
ſiſche Militär, dad nur mit ſchwerem Herzen feine Pflicht erfüllte. Die 
Verhafteten brachte man erjt nach Aarau, dann nad Bremgarten, wo 
fie unter Bewahung eines eidg. Truppendetaſchements in Hausarreſt 
blieben, bis fie am 25. Dftober wieder in Freiheit gefegt wurden. Nach 
den Beſchlüſſen der Tagſatzung trafen die Nepräjentanten alle weitern 
Mapregeln um die widerjeglihen Gemeinden der Landſchaft durch Ere: 
eution zum Gehorfam zu zwingen. Der Stadt, wo man fi gegen 
jede militärifche Beſatzung verwahrte, wurde möglichſte Schonung be: 
wiefen, nur wenige Kompagnien dorthin verlegt, „gleichfam nur zur 
Erholung und Bewirthung“. 

So war die Landihaft durch eidgenöfjische Gewalt wieder unter: 
worfen. Die Repräfentanten hatten jett ihre zweite Aufgabe zu er: 
füllen und bei Bafel die vermittelnde Dazwiſchenkunft geltend zu machen. 
Ihre Vorſchläge gingen auf unbedingte Amneſtie, billigere® Repräſen— 
tationsverhältnig von Stadt und Land und Abänderung der Reviſions— 
bejtimmung, die e8 in den Willen der Stadt legte, jeder neuen Ver: 
fafjung zu Gunjten der Landſchaft einen Riegel zu ſchieben. Den Re: 
präjentanten wurde gejtattet, diefe Vorfchläge vor verfammeltem Großen 
Rath zu empfehlen, aud der Wunfch gewährt, mit einer Kommiſſion 
aus Stadt: und Landbürgern zu Eonferiren, um wo irgend möglich eine 
Verftändigung zu erzielen. Aber in der Hauptfache hielt man in ber 
Stadt an dem fogenannten urkundlichen Necht der einmal anerkannten 
und gemwährleijteten DBerfafjung feſt. Bon diefem wollte man nicht ein 
Haar breit weichen und lieber eine Trennung hervorrufen, als die Ber: 
faſſung ändern. Auch zu voller Amneftie konnte man fich nicht ent— 
ihliegen; in einem daherigen Dekret blieben neunzehn bei der Be 
wegung bejonders betheiligte Bürger fo weit ausgeſchloſſen, daß fie 
ihrer Stellen und Aemter verluftig und auf vier Jahre unfähig er: 
klärt wurden, Beamtungen im Kanton zu befleiden. 

Die Bermittlungsanträge waren damit fo gut wie verworfen. Der: 
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gebens hatten die Repräſentanten den Gr. Rath beſchworen, den ge: 
rechten Wünſchen der Tagſatzung und der Eidgenoſſenſchaft zu ent— 
ſprechen. „Sollte dieſes nicht geſchehen“ — ſo ſchloß der conſervative 
und für Baſel ſonſt wohlgeſinnte v. Muralt einen warmen Zuſpruch — 
„dann würde der Gr. Rath von Baſel den Schein auf ſich laden, als 
ob er dem Wohl des Vaterlandes keine Opfer bringen könne und als 
ob er nur darauf bedacht ſei, ſeine Rechte zu wahren. Dann aber 
hätte unſere Sendung ihre Endſchaft erreicht, wir würden jede Verant— 
wortlichfeit von und abwälzen und vor Gott und Menfchen mögen Die 
e8 dann verantworten, welche ihre Ohren unfern Borftellungen ver: 
ichlofjen haben. Gott dem Allmächtigen wollen wir dann auch unfer 
Betragen zur Beurtheilung anheimftellen, wenn noch größeres Unglüd 
für das Vaterland daraus entjtehen jollte.” 

Nah mißlungener Miffion blieb den Nepräfentanten nichts übrig, 
als den Kanton zu verlajien. Die Tagfabung, die vom Anbeginn 
der Wirren ohne Compaß fteuerte, ſah fi rathlos einem nur feiter 
gefhürzten Knoten gegenüber, In den neuen Verhandlungen drang der 
Geſandte von Bafel — an Stelle des ftarren und derben Deputaten 
Laroche jet der feinere aber nicht minder zähe Bürgermeiſter Frey — 
einzig auf Handhabung der ausgefprochenen Verfaffungsgarantie und 
drohte die Bundesjtadt zu verlafien, wenn die Tagſatzung irgend dieta— 
torifch gegen Bafel vorgehen würde. Die Bundesbehörde fträubte ſich 
jet, den einfahen Standpunft der Gemwährleiftung feitzuhalten, aber 
fie war nicht im Stande zur Pazififation des Kantons etwas Durch— 
greifendes zu bejchliegen. Sie einigte fich einjtweilen blos zu fortge- 
fegten Mafregeln der Ruhe und Ordnung — jedoch unter Verminderung 
der eidg. Truppen — und Abjendung von zwei neuen Nepräfentanten, 
um auf Verjöhnung und Beruhigung hinzumwirken. Im Uebrigen gingen 
die Meinungen auseinander. Nur die Mehrheit einer Kommilfion faßte 
bereitS die Möglichkeit einer Trennung ind Auge. Zu einer wirklichen 
Schlußnahme mußten fi die Tagherren weitere Anftruftionen holen. 

Von den beiden neuen Repräfentanten, Bundespräjident Tſcharner 
von Graubünden und? Glutz-Blotzheim von Solothurn, war der 
erjtere die leitende Perfönlichkeit, ein Mann des ftrengen, pofitiven 
Rechts und erflärter Feind jeder revolutionären Bewegung, mehr Par: 
theigänger der Stadt als aufrichtiger Vermittler. In der Tagſatzung 
hatte derjelbe den Antrag geitellt, dag die verhafteten Mitglieder der 
Verwaltungsfommifjion mit ihren Köpfen für die Folgen aller Feind: 
feligfeiten haften jollten, welche von ihren Anhängern gegen die eidg. 
Truppen verübt werden könnten. In Erfüllung feiner Mifjion machte 
er fi mit unermüdlihem Eifer and Werf, ſämmtliche Gemeinden der 
Landihaft über ihre Wünſche und Anjihten ind Berhör zu nehmen und 
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zu Gunften der beftehenden Verfaſſung einzumwirken. Aber trot der 
außerordentlihen Geſchicklichkeit, die Leute „niederzufragen”“, ließ fich 
doch Feine Zufriedenheit in die Mehrheit hineininquiriven, wenn fich auch 
aus den Verhören herausftellte, daß die früheren Beſchwerden nicht ſo— 
wohl die Verwaltung, als die vielen jchmwerfälligen und läftigen Ge- 
jeßeseinrichtungen betrafen. Bei aller Hinneigung zu der Stadt mußten 
die Repräfentanten felbft von Neuem auf etwelche Abänderung des Re: 
präjentationsverhältnifjes und der Nevifionsbeftimmung dringen. Aber 
in der Stadt weigerte man fi, auf irgend eine Modifikation der Ver: 
faflung einzutreten. 

Dagegen geriet man jegt in Bafel auf einen verzweifelten Aus— 
weg, um aus der Sadgafje einer unnachgiebigen Widerſtandspolitik zu 
fonımen. Dean rüdte mit dem Plan einer theilweifen Trennung 
heraus. inestheils vechnete man darauf, daß die Bürger der Land: 
haft vor Anarchie erfchreden und fich lieber wieder zum alten Gehor: 
fam wenden würden. Anderntheils hoffte man, daß die Tagſatzung 
ih um fo eher zu unbedingter Handhabung der Berfaffungsgarantie 
entjchliegen würde, da man in der Eidgenofienfhaft wo irgend möglich 
eine Trennung vermeiden wollte. Für den 17. November 1831 wurde 
geheime Abftimmung in allen Gemeinden über die Frage angeordnet, 
welhe Bürger beim Kanton Baſel in feiner gegenwärtigen Berfajjung 
verbleiben und welche fich lieber trennen, als der Verfaflung unterziehen 
wollten. Die Repräfentanten boten zu diefer Abſtimmung durch offi— 
zielles Mitwirken Hand, ihre Anftruftion meit überfchreitend, da die 
Tagſatzung in diefer Richtung noch zu gar keinem Beſchluß gekommen 
war. Die Patrioten der Landſchaft enthielten ſich größtentheils der Ab: 
ftimmung, indem fie ſich gegen. die Frageftellung verwahrten: fie woll— 
ten weder Fortbeftand der Verfaſſung, noch Einzeltrennung vom Kanton, 
fondern Verfaflungsrath oder Total-Trennung von Stadt und Land. 
Das Resultat ergab 3865 Stimmen für Bleiben, 802 Stimmen für 
Trennung. Es war ein bloßes Scheinergehniß; nad den wirklich 
Etimmenden hatte da3 Bleiben die große Mehrheit, nach der Zahl der 
fimmfähigen Bürger die Minderheit. Die ganze Art der Abftimmung, 
bei der für die Trennung gar feine rechte territoriale Bafis gegeben 
war, mußte verwircen, weßhalb für die Anhänglichkeit um fo weniger 
ein günftiger Schluß gezogen werden fonnte. Die Gemeinden, in mel: 
hen für Trennung gejtimmt wurde, wandten fi, gegen die Abſtim— 
mung al3 eine unrichtige und unvolljtändige proteftirend, an den Vorort. 

Bafel verlangte jegt von der Tagfakung unbedingte Handhabung 
der Verfaſſung, Unterwerfung der Widerfpenftigen und Beendigung des 
Ihwanfenden Zuſtands. Wenn dies nicht gewährt werde, fo ſei Bafel 
entſchloſſen, die trennungsluftigen Gemeinden aus dem Staatsverband 
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zu entlaſſen und der Eidgenoſſenſchaft anheimzuſtellen. Bei dieſer Al— 
ternative ging die Tagſatzung wieder in kläglicher Rathloſigkeit ausein— 
ander. Von unbedingter Verfaſſungsgarantie war bei der Mehrheit 
keine Rede mehr; man mußte einſehen, daß die erſte Ertheilung der 
Gewährleiſtung, insbeſondere dem Reviſionsartikel gegenüber, der die 
Einheit des Kantons zerſtörte, eine unglückliche Uebereilung war; für 
die Anbahnung einer Verfaſſungsänderung fehlte es indeß an einem 
eidgenöſſiſchen Prinzip oder einem durchgreifenden Willen; vor der 
Trennung ſchrack man zurück; wider die eigene beſſere Einſicht trieb man 
der letzteren blos hülflos entgegen. Einſtweilen ſchickte man das ganze 
geſammelte Material von Repräſentantenberichten und Kommilfional: 
anträgen in die Kantone, um von dorther weitere Inſpiration zu er— 
warten. Im Uebrigen wurde die Fortdauer der militäriſchen Occupation 
beſchloſſen und Tſcharner trotz ſeiner Partheinahme und eigenmächtigen 
Wirkſamkeit wieder als Repräſentant erwählt; ihm zur Seite Major 
Maſſe aus Genf an die Stelle des abdankenden Glutz-Blotzheim. Die 
Tagſatzung ſelbſt löste ſich auf, um ſpäter zu einem Entſcheid wieder 
zuſammenzutreten (27. Dezember). 

Unterdeß wurde der Zuſtand auf der Landſchaft immer trüber und 
verworrener. Die Monate lange militäriſche Occupation laſtete auf den 
Bürgern. In den patriotiſchen Gemüthern kochte und glühte der An: 
grimm fort. Die Gemeinden untereinander waren zerriſſen. Trotz der 
eidgenöſſiſchen Gewalt hatten die Behörden kein wirkliches Anſehen. 
Der Haß gegen die aufgedrängte Ordnung machte ſich in häufigen 
Ausbrüchen Luft. Die Unſicherheit der Zuſtände griff ſtörend in alle 
Verhältniſſe. Hatte man von Baſel die partielle Trennung aufs Tapet 
gebracht, ſo arbeitete man von der Landparthei auf totale Trennung 
hin, die man als letztes Nothmittel betrachtete. In dieſem Sinne wurde 
von einer Verſammlung Ausgeſchoſſener in Lieſtal ein Kreisſchreiben an die 
der Landſchaft gewogenen Stände erlaſſen und Unterſchriften geſammelt, 
deren ſich bald 4095 zuſammenfanden, während andrerſeits 2615 Unter: 
Ihriften fich gegen die Trennung verwahrten. 

Unter diefen Umftänden wartete Bafel den Wiederzufammentritt der 
Tagſatzung nicht ab, fondern that einen vorgreifenden Schritt, um fich 
der ſog. jtörrifchen oder fchlechtgefinnten Gemeinden zu entledigen und den 
Zwieſpalt auf die Spite zu treiben. Es wurde am 22. Februar 1832 be- 
ſchloſſen, allen Gemeinden, in denen fich bei der Ießten Abjtimmung nicht die 
Mehrheit der ftimmfähigen Bürger für das Bleiben erklärt hatte, mit 
dem 15. März die bisherige öffentlihe Verwaltung zu ent: 
ziehen, und demgemäß alle bisherigen Bezirksbehörden, Regierungs- 
wie Gerichtsbeamte zurüdzurufen. Nur die Geiftlihen und Schullehrer 
follten ihre Verrichtungen fortfegen, der Staatsverband überhaupt noch 


— 99 — 


nicht aufgehoben ſein, die Mitglieder des Großen und Kleinen Raths, 
ſowie der übrigen Kantonalbehörden in ihren Stellen bleiben, bis die 
Bundesbehörde ihr Wort geſprochen. Von den 78 Gemeinden der Land: 
haft fielen auf diefe Weiſe 46, Lieſtal obenan, in die proviforifche 
Trennung. Der ganze Akt war eine unerhörte Maßregel, die nur ba: 
bin zielen Konnte, wirkliche Anarchie zu provoziren, um durch dieſe wie: 
der zur alten Herrfchaft zu gelangen. Baſel felbft löste die verfaſſungs— 
mäßige Ordnung auf, deren unbedingte Handhabung es fortwährend 
von der Eidgenofjenfhaft verlangte. Zum Vorwand fonnte nur die 
Rathlofigkeit der Tagfakung dienen, die feinen beftimmten Entfcheid zu 
faffen vermochte und deren Zuſammenkunft verfchleppt wurde. „Der 
Trennungsbefchluß erfüllte die Lieftaler mit großer Freude. Denn mas 
1653 die Lieftaler nicht zu wünfchen gewagt hatten, das ward ihnen 
damit von Bafel ſelbſt vor die Füße geworfen.” *) 

Der Vorort legte feierliche Verwahrung gegen die Bollziehung diefer 
vorgreiflihen Berfügung ein. Auch die Repräfentanten mußten ernit= 
liche Vorftellungen machen, denen Bafel indeß um fo weniger Gehör 
gab, als Ticharner durch feine ganze Haltung zu dem Schritt ermuthigt 
hatte. Der von den Repräfentanten verlangte Auffhub der Mafregel 
wurde vom Gr. Rath verweigert. Die nun auf den 12. März wieder 
zufammenberufene Tagfakung fand fich der drohenden Gefahr einer voll: 
jtändigen Anarchie oder einer Zerreifung des Kantons gegenüber. Den: 
noch fonnte fie in der Hauptfahe um feinen Schritt vorwärts kommen, 
fondern ließ noch einmal Alles in der Schwebe. Zwar legte Bern, 
wo die alte Regierung erjt im Dezember 1831 abgetreten war, jetzt ein 
entfchiedenere Gewicht in die Waage, nachdem der dortige Gr. Rath 
fih nach einer Tebhaften Diskuſſion entfhieden für Nichthandhabung der 
Berfaflungsgarantie ausgefprochen hatte. Aber für ein bejtimmtes Bor: 
gehen zur Löfung der Wirren wollte fi) feine Mehrheit finden. Ber: 
gebens jchaarten fich neun Stände — Luzern, Zürih, Bern, Freiburg, 
Solothurn, Appenzell, St. Gallen, Aargau und Thurgau — um den 
grundfäglihen Antrag einer Einladung zur Nekonftituirung des ges 
jammten Kantons. Der Vorort erhielt blos den negativen Auftrag, 
eine Trennung im Kanton Bafel weder anzuerkennen noch zu befördern. In 
diefem Sinne wurden auch die beiden neuen Nepräfentanten — Sigi: 
mund de la Harpe von Waadt und Dr. Merk von Thurgau — zwei 
Männer von liberalerer Gefinnung, aber ohne energijchen Charakter — 
mit Anftruftionen verfehen. Zur militärischen Occupation jollten nur 
noch wenige Kompagnien bleiben. 

Unterdeß ſprach man in den abgelösten Gemeinden der Landſchaft 


*) J. J. Brodbed, Geſchichte der Stadt Fieftal, Seite 271. 
7* 
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nad abgehaltener Landsgemeinde zu Lieftal dem Gr. Rath von Bafel 
das Recht zu dem gefaßten Beihluß ab, nahm aber die Trennung als 
Thatſache Hin, mit der Erklärung, daß man jede der nicht getrennten 
Gemeinden, die fih durd; Stimmenmehr für Trennung von der Stadt 
- außjpreche, in den Verband der Landichaft aufnehmen werde (26. Febr.). 
Sobald die Verwaltung von Bafel mit dem 15. März wirklich entzogen 
war, fchritt man zur fürmlichen Konftituirung, erflärte ſich als einen 
unabhängigen, jouveränen Theil des Kantons unter dem Namen 
Baſel-Landſchaft, beihlof die Zufanımenberufung eines Verfafjungs- 
raths, febte eine Verwaltungskommiſſion von fünf Mitgliedern — 
Stephan Gutzwiller, A. v. Blarer, Dr. E. Frey, Eglin von Ormalingen 
und J. J. Plattner von Lieftal — nieder und wählte neue Bezirks: und 
Gemeindebehörden. 

So trat factiſch eine partielle Trennung ein, indem die rathlofe 
Tagjagung die Ereigniffe ihren Gang gehen ließ und die Repräjentan: 
ten daran nichts ändern fonnten. Die von Bafel gehoffte volljtändige 
Anarchie blieb aus, obgleich von einem geregelten Staat in den ge— 
trennten Gemeinden nod nicht die Rede fein konnte und fi) nothwendig 
ein halber Kriegszuftand entwideln mußte, indem man von der einen 
Seite mit allen Mitteln bemüht war, neue Gemeinden an fi heran: 
zuzichen und auf der andern Seite dahin trachtete, den nicht abgelößten 
Theil zu behaupten und den andern wieder zurüdzuerobern. 


Außer-Hchmyz Ronftituirt fich als Halbkanton. 


Wir haben gejehen, wie die äußeren Bezirke von Schwyz ſich im 
Vebruar 1831 von Inner-Schwyz lösten und proviforiich unter eigene 
Verwaltung jtellten, bis das alte Land in eine auf-Nechtsgleichheit ge: 
gründete Verfaſſung willige. Ein Verföhnungsverfuh von Seite ber 
Eidgenofjenichaft blieb ohne Erfolg, weil Schwyz die Forderung jtellte, 
daß die äußeren Bezirke zuerft ihr Proviforium aufheben, rejp. fich un: 
terwerfen jollten. 

Der Sireit jchleppte fich jett falt ein ganzes Jahr lang hin, ohne 
daß eine bejtimmtere Wendung eintrat. Wie Bajel wollte Schwyz von 
feinen Anfprüchen nichts aufgeben und fette allen Vorfchlägen zur güt— 
lichen Verftändigung hartnädigen Widerftand entgegen. Die Tagfatung 
war auch hier ohnmächtig, weil es ihr an einem feften Princip zur 
Löſung folder Wirren fehlte. Eine wirkliche Trennung wollte jie wo 
irgend möglich Hintertreiben, aber fie hielt ſich nicht befugt oder beſaß 
nit Kraft genug, entjcheidend in die Verfafjungsangelegenheit einzu: 
greifen, So mühte jie ſich mit Vermittlungsverſuchen ab, die nad) Be: 
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lieben zurückgewieſen werden fonnten und blos dazu dienten, die Spal- 
tung tiefer und fchärfer zu machen. 

Am Juli 1831 murde zuerst wieder eine Vermittlung in der Weife 
angebahnt, daß die Tagfakung eine eidgenöfftfhe Kommillion in den 
Kanton ſchickte, um zwifchen den getrennten Theilen zu unterhandeln. 
Die Sendung fcheiterte, weil Schwyz darauf beharrte, daß die äußeren 
Bezirke ihr Proviforium aufheben follten. Die Tagfatung that darauf 
einen kleinen Schritt weiter und ftellte einen Vermittlungsvorſchlag auf, 
über den fih das Volk felbft ausfprechen follte. Der Vorſchlag ging 
auf eine Landeskommiſſion von 24 Mitgliedern, von welchen das alte 
Land Schwyz mit dem Bezirk Wollerau die eine Hälfte und die übrigen 
Bezirke die andere Hälfte zu wählen hatten, mit der Aufgabe, unter 
Mithülfe von zwei eidgenöffifchen Vermittlern die waltenden Anjtände 
zu heben und die Grundlagen einer neuen Verfaflung zu entwerfen. 
Während der Dauer der Verhandlungen follte die proviforiiche Regie: 
rung der äußeren Bezirfe ihre Functionen einftellen. Cine Proffamation 
machte diefen VBermittlungsvorfchlag dem Volk des Kantons befannt. Aber 
das alte Land trat von vorneherein mit einem Kreisichreiben an alle 
Stände entgegen, worin einfach die Garantie der Verfaſſung von 1821 
in Anſpruch genommen wurde. Zugleich warf man dem Aufruf der 
Tagſatzung in der Preſſe eine „Beleuchtung“ voll widerſpenſtigen Hohnes 
ins Geſicht. 

Durch die äußeren Bezirke verbreitete ſich jett der Alarm, daß 
Schwyz einen Streih im Schilde führe, um feine Anſprüche mit Ge: 
walt burchzufegen. Plötzlich nahm Alles eine Friegerifche Geftalt an. 
Das Volk der äußeren Bezirfe wurde zu den Waffen gerufen; in Ein: 
fiedeln verficherte man fich des Klofterd und der dortigen Kanonen; in 
der Mar und in Pfäffikon hielt man Heerfhau über den Landſturm 
und beſetzte die wichtigsten Poften gegen Wollerau; aus den benachbar— 
ten Orten von Züri und St. Gallen fhleppte man Munition herbei. 
In Zürich hielt man auf den Alarm felbft Truppen marfchfertig, um 
fie der Tagſatzung zur Verfügung zu ftellen. Indeß traf das alte 
Schwyz feine ernftlichen Anftalten zum Ueberfall, fei e8, daß es über: 
haupt nicht3 derart im Plane hatte, fei es, daß die ſchneilen Rüſtungen 
von jedem Verſuch zurückhielten. Die Vermittlungsvorſchläge ſelbſt 
wurden von den äußeren Bezirken angenommen. Die Landsgemeinde 
von Schwyz dagegen verwarf dieſelben, indem ſie von keinem Proviſo— 
rium mehr etwas wiſſen und nur zu Ausgleichungsvorſchlägen ohne 
Vermittlung Hand bieten wollte (21. Auguſt 1831). 

Die Tagfabung ftand wieder auf demſelben Fleck wie vorher, da 
fie nicht daran gedacht hatte, ihrer Vermittlung irgend einen Nahdrud 
zu verleihen. Eine neue dringende Einladung, beförderlich eine den 
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Perhältniffen angemefjene Kantonsverfaffung zu entwerfen, mußte eben 
fo fruchtlog bleiben. Der rathlofen Bundesbehörde blieb nichts übrig, 
als die Dinge in ihrem bisherigen Zuftand fortgehen zu laſſen und fi) 
damit zufrieden zu ftellen, daß es zu feinen ernftlichen Thätlichfeiten 
zwifchen den getrennten Landestheilen fam. Unterdeß fühlten die äußeren 
Bezirke das Bedürfnig einer fejteren Konftituirung. Nachdem das Pro: 
viforium ein ganzes Jahr lang angehalten hatte und Schwyz auf feine 
Weiſe zur Anerkennung der Rechtögleichheit zu bereden war, beſchloß 
man an einer Landsgemeinde zu Einfiedeln, ſich definitiv zu einem ſelbſt— 
ftändigen Gemeinweſen zu geitalten (25. April 1832). Ein Der: 
faffungsrath unter Leitung des jungen freilinnigen Diethelm entwarf 
die Verfaffung, die an einer neuen Landögemeinde zu Lachen vom Bolf 
angenommen wurde (6, Mai). So jtand Schwyz Äußeres Land (ohne 
Serfau und Wollerau) als neuer Halbfanton da, zwar noch ohne An: 
erfennung der Tagfakung, an der das alte Land allein vertreten blieb, 
aber in erträgsicher Ordnung fich ſelbſt vegierend. 

Die Tagfagung machte fih im Sommer 1832 nod einmal ana 
Bermitteln. Kommifjäre fchlugen einen Vergleich vor, der auf Gleich— 
ftelung aller Landestheile bei Bejegung der Behörden beruhte. Schwyz 
follte zwar Hauptort und Sit aller Kantonalbehörden bleiben, aber 
die Landsgemeinde an einem mehr in der Mitte des Landes ge: 
legeuen Ort abgehalten werden. Die äußeren Bezirke ſchienen auch jetzt 
nicht abgeneigt, jich in die Vorſchläge einzulafien, das alte Land blieb 
dagegen halsftarrig. Die Abgeordneten kamen ohne Vollmacht zur Kon: 
ferenz in Zug und fehrten ohne Antwort zurüd. An der Tagſatzung 
wurde von Seite der Kommiljäre geflagt, daß man in Alt-Schwyz felbft 
verfucht habe, die fremde Diplomatie in die Sache zu ziehen. 


Kämpfe in Heuenburg. 


Während der Kanton Bafel von heftigen Kämpfen ergriffen war 
und der Stand Schwyz ſich factifh in zwei Hälften theilte, Tam eine 
Krifis auch in Neuenburg zum Ausbruch, das fi von allen Kantonen 
in den eigenthümlichiten Verhältnifien befand« 

Der geographifhen Lage, innerhalb de3 Jura's, ſowie dem Geift, 
den Sitten und Einrichtungen des Landes nah mußte Neuenburg von 
Alters her immer al3 ein natürlicher Theil des helvetiichen Körpers 
erſcheinen. Obſchon e3 eine eigene Grafſchaft oder Fürſtenthum blieb, 
während die andern Orte fih von aller monarchiſchen Herrſchaft frei 
madten, war e8 doch auf ein inniges Verhältniß zu der Eidgenojjen: 
ſchaft angemwiefen, wie diefe wiederum ihrer Sicherheit wegen das größte 
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Anterefje hatte, Neuenburg fo nahe wie möglih an ſich zu knüpfen. 
Jahrhunderte hindurch ftand das Land mit Bern und einigen andern 
Kantonen in enger Bundesverwandtſchaft. Gleich einem Gliede der Eid: 
genofjenfchaft wurde e8 in den ewigen Frieden und die Bündniſſe mit 
Frankreich eingefchloffen. Neuenburg jelbjt hielt ftet3 an dem Nechte 
feit, den Eidgenofien in allen ihren Kriegen, ohne Ausnahme des eigenen 
Fürften, zu folgen; wo die Eidgenofjenfchaft ihre Truppen nicht auf: 
treten ließ, zog auch Neuenburg die feinigen zurüd. Die Fürften von 
Neuenburg felbft wurden als „Landleute* der Eidgenoſſenſchaft bezeichnet. 
Wiederholt hatte es die Schweiz in Händen, das Gebiet vollitändig mit 
fi zu vereinen. Immer hinderte die Eiferfucht unter den Orten daran. 
Im Yahr 1512 vertrieben die Eidgenofien die Dynaftie, die feindlich 
gegen die Schweiz auftrat und nahmen das Land als gemeinfame Vogtei 
in Befit, aber nad) 17 Jahren liefen fie den Befit wieder fahren. Die 
unmittelbare Herrſchaft hatte nur die Folge, nad Außen die Unab— 
bängigfeit und im Innern die alten Freiheiten des Landes zu fichern. 
Nicht weniger günftig war die Gelegenheit im Anfang des achtzehnten 
Zahrhunderts, als das Fürftenhaus ausſtarb und 15 Prätendenten fi 
um die Erbfolge ftritten. Ohne Zweifel wäre die Vereinigung damals 
erfolgt, wenn nicht die Konfeffionellen Gegenſätze jede energifche Gemein: 
haft in der eidgenöffifchen Politit unmöglih gemacht hätten. Unter 
dem Zwieſpalt mußte fid die Schweiz damit zufrieden ftellen, daß ber 
eng verwandte Staat an eine Dynaftie fiel, deren Macht in der Ferne 
weniger gefährlih war. Im Neuenburg jelbit entjchted nicht das Erb- 
recht, fondern die Wahl in Form eines Schiedsrichterfpruches zu Gunften 
des Haufes Brandenburg (1707). Der gewählte Fürft, König von 
Preußen, mußte fi gewiſſen Bedingungen unterwerfen und diefe bes 
ſchwören. Namentlih übernahm er die Verpflichtung, das Land nicht 
zu veräußern. Ausdrüdlich erflärte er, daß die Neuenburger ihres 
Unterthaneneides entbunden fein follten, wenn er diefen Berpflichtungen- 
nicht nachkomme. 

Die wahre Stellung des Landes konnte nicht bejjer bezeichnet wer: 
den als mit den Worten in einer der erften Inftructionen von Friedrich I. 
an den Neuenburger Staatsrath: „ſich immerfort als wahres Glied 
der Eidgenofjenfhaft zu benehmen, jih an ihre Schlüffe, Marimen und 
Politik ohne andere Rüdficht zu halten, nie den ferniten Anlaß zum 
Argwohn zu geben; Neuenburg juhe nie als ein von diefem Körper 
gefonderter Staat betrachtet zu werden; zu diefem Ende pflege es ftet3 
traute Gemeinfchaft mit den Eidgenoffen und knüpfe die Verwandtſchaft 
auf alle Weife enger.” Aber diefer wahren Stellung widerjprad das 
ganze auswärtige Verhältnik, das mit den natürlichen Intereſſen Neuen 
burgs nothwendig in Gonflitt fommen mußte, Wo e8 der preußijchen 
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Krone gefiel, wurde der Staat dynaftiihen Rüdfichten geopfert. Zwar 
machte fich Die Beziehung zur Eidgenoſſenſchaft im Jahr 1768 noch fo 
meit geltend, daß die vier am engften mit Neuenburg verbündeten Kan— 
tone, Bern an der Spite, in einem Streit zwiſchen dem Fürften und 
deu Körperfchaften des Landes förmlich zu vermitteln und fchiedärichter- 
lich abzufprechen hatten. Aber jchon zur Zeit der Helvetif ward Neuen— 
burg der Schweiz fo gut wie ganz entfremdet. Am Jahr 1806 — vor 
dem Kriege — trat Preußen dann das Fürſtenthum jchachernd gegen ein 
anderes Beſitzthum (Hannover) an Frankreich ab. Die eidlicde Ber: 
pflihtung, das Land nicht zu veräußern, die noch 1798 feierlich erneuert 
war, fam nicht in Betradt. Ohne gefragt zu werden, gelangte Neuen— 
burg als franzöfifcher Vafallenftaat unter die Herrfchaft des Fürften 
Berthier. 

Beim Einrücken der Alliirten in die Schweiz im Dezember 1813 
erflärten diefe, daß es die Abficht der Mächte fei, der Schweiz die alten 
Grenzen wiederzugeben und ihr die Mittel zu gewähren, ſich wirkſam 
zu vertheidigen und fo eine Neutralität thatfächlich zu machen, die biöher 
nur dem Namen nad beftanden habe. Natürlicher Weife hätte demnad) 
Neuenburg ganz an die Schweiz fallen follen. Aber die preußifche 
Krone erhob von Neuem ihre Anfprücde auf das Fürſtenthum, als ob 
es nicht freiwillig abgetreten, fondern gewaltfam abgelöst worden wäre. 
Unter dem Drud der fremden Decupation fonnte ſich der fchmeize- 
rifhe Sinn in Neuenburg nit kräftig genug hervorthun. Der Adel 
intriguirte für die Heritellung eines Zuftandes, wo er unter der Firma 
eines entfernten Königs fchalten und walten fohnte. Die Eidgenofjen: 
haft war in ihren traurigen Wirren zu zerriffen, um das gemeinjame 
Intereffe mit allem Nahdruf geltend zu machen. Preußen konnte ich 
die Herrfchaft in Neuenburg wieder aneignen und die Zuftimmung des 
Wiener Kongrejies erhalten. Doch wagte e8 der König nit, in 
dem Befigergreifungspatent das angeftammte Necht beftimmt hervorzu— 
heben; ex mußte ſich in erfter Linie auf den glüdlichen „Waffenerfolg“, 
mithin das Recht der Gewalt, berufen. Die Abtretung von Seite des 
Fürften Berthier gegen eine Leibrente diente als weiterer Titel. Nur 
durh ein Zwitterverhältniß fam das Fürſtenthum wieder mit der 
Schweiz in Verband, indem e8 auch unter dem auswärtigen Monarchen 
al3 zweiundzwanzigfter Kanton der Eidgenofjenfchaft einverleibt murbe. 
Die preufifhe Krone genoß dadurh für ihr Beſitzthum den Nor: 
theil der jchweizerifchen Neutralität und zugleich konnte die preußische 
Diplomatie einen Fuß mitten ins eidgenöffifhe Lager ſetzen. Bon 
ſchweizeriſcher Seite fträubte man fich eine Zeit lang gegen diefe Auf: 
nahme; erft nah der von Preußen bejtimmt abgegebenen Erklärung, 
daß Neuenburg ein unveräußerlicher, untheilbarer und von der preußi— 
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hen Monarchie völlig abgefonderter Staat fei, gab man die Bedenken 
auf. Demgemäß wurde auch die ausdrüdliche Bedingung feftgeftellt, 
daft die Erfüllung aller den Staat Neuenburg als eidgenöffifhem Kan— 
ton obliegenden PVerbindlichfeiten ausfchlieglich die in Neuenburg reſi— 
dirende Regierung betreffen follte, ohne daß dafür eine weitere Sanc- 
tion erforderlich fei. 

Nichtsdeftoweniger mußte Neuenburg in diefer Doppelftellung als 
ein fremdartiger, halbmonardifcher Pfahl im eidgenöffifchen Körper er: 
fcheinen. Die Verfafjung, die der Staat erhielt, wurde von der Krone 
oetroyirt. Sie beitätigte alle alten Freiheiten, Rechte und Gewohnheiten, 
aber diefe bildeten ein mwirres Gemiſch von feudalen Privilegien, befon- 
deren Gerechtſamen und engen Korporationen. In den Landitänden 
(Audiences générales) beftand faum der Schatten einer wirklichen 
Volfsvertretung. Die Mehrheit der Mitglieder hing ganz von der Regierung 
ab und wurde auf Rebenzzeit ernannt. Die Initiative ftand dem Staatsrath 
fo gut wie ausfchlieklich zu. Ueber Gegenftände der Gefeßgebung durften 
die Landjtände erft ſechs Monate nah ihrer Vorlage berathen. Alle 
Sefetesbefchlüffe bedurften der Sanftion des Pandesheren und um der 
Genehmigung unterlegt zu werden, waren zwei Drittel der Stimmen 
nothwendig. Der Gouverneur Fonnte die Verfammlung der Landftände 
nah Belieben jchließen und brauchte fie erft innerhalb zwei Jahren wie— 
der zufammenzuberufen. Vor jeder Situng mußten die Mitglieder 
Ihmören, nicht zu unternehmen, was der Souveränität de3 Fürſten 
oder der oftroyirten Verfaſſung Eintrag thun fönnte. in mejentlicher 
Fortfchritt lag nur in dem Recht der freien Niederlaffung, fomie gänz: 
licher Handelsfreigeit im Innern des Landes und mit dem Ausland, 
womit Neuenburg den meilten Kantonen der Schweiz voraußeilte. Die 
fürftlihe Gemalt übte zwar für jich feinen fchweren Drud aus, aber 
unter dem monarchiſchen Schirm und Deckmantel hatte die einheimifche 
Oligarchie um fo freiered Spiel.) Mit dem ariftofratifhen Hochmuth 
gegenüber dem Nolf verband diefe Oligarchie die fervilfte Loyalität 
gegenüber der Krone. Sie war inmer das willigſte Merfzeug der 
preußifchen Diplomatie, mo dieſe ihre bejondern Zwecke in der Schweiz 
verfolgte oder die freie Entwidlung zu hemmen ſuchte. Dabei fehlte 
es ihr indek nit an Staatsmännern, die ſich durch ihre Feinheit und 
Wohlredenheit auszeichneten. Am Innern war die Verwaltung fo fteril 
und willführli, wie in andern Ariftofratien. Die öffentliche Erziehung 
wurde gänzlich vernadhläffigt. Das Verhältniß zur Eidgenoſſenſchaft 


*, Im Jahr 1831 wurden in der Stadt nicht weniger als 13 Grafen, 17 
Barone, 4 Kammerherren, 15 oder 16 Ritter und 28 bis 30 andere adeliche Fa- 
milien gezählt. (Siehe Müller: Kriedberg’s Annalen. Bd. IV, S. 107.) 
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wurde frühzeitig durch eine königliche Erklärung gefälſcht, welche die 
Kompetenz der Landſtände in eidgenöſſiſchen Angelegenheiten in einer 
Weiſe beſchränkte, daß man nicht wußte, wer der Bundesgenoſſe der 
Schweiz ſei, der König oder das Land Neuenburg. Bei einem Beſuch 
des Königs wurde die preußiſche ſchwarzweiße Kokarde auch zur neuen— 
burgiſchen Landesfarbe gemacht. Ein geworbenes Bataillon neuen— 
burgiſcher Schützen diente in Berlin dem König zur Garde. Im Volk 
ſtärkte ſich indeß das Gefühl der Zuſammengehörigkeit mit der Schweiz 
durch die Vereinigung in den eidgenöſſiſchen Militärlagern, den gemein— 
nützigen oder wiſſenſchaftlichen Zuſammenkünften und vor allem in den 
eidgenöſſiſchen Schützenfeſten.*) 

Nach der Julirevolution glimmte im Kanton das Feuer längere 
Zeit nur ſachte unter der Aſche. Die durchgeführte Regeneration in ſo 
vielen andern Kantonen fachte es lebhafter an. Im Februar 1831 
fanden in mehreren Orten größere Volksverſammlungen ſtatt. Zum 
erſten Mal erſchienen auch öffentliche Blätter zur Beſprechung der po— 
litiſchen Anſichten. In der Bewegung traten ſofort zwei verſchiedene 
Richtungen hervor; die eine ſtrebte zunächſt nur nach einer freieren Ver— 
faſſung, ohne das Band mit dem auswärtigen Monarchen unmittelbar 
löſen zu wollen; die andere verwarf den ganzen Zwitterzuſtand und 
verlangte Aufhebung des Unterthanenverhältniſſes, um dem natürlichen 
Vaterlande anzugehören. Die Loſung dieſer letzteren Richtung war: 
wir wollen Schweizer und nichts als Schweizer ſein. 

Die königliche Regierung ſuchte der erſteren Richtung einige Zu— 
geſtändniſſe zu machen, um dem weiteren Drang beſſer widerſtehen zu 
können. Auf eine Bittſchrift der vier privilegirten Bürgerſchaften von 
Neuenburg, Landeron, Boudry und Valangin um Erweiterung der kon— 
ftitutionellen Rechte (8. März 1831) entſendete der König den Generalmajor 
v. Bfuel als Kommiſſär mit außerordentlichen Vollmachten von Berlin 
nad) Neuenburg. Nachdem diefer fih im Lande umgefehen und die Wünfche 
einvernommen, wurde eine neue Nepräfentativordnung verliehen: Darnach 
follte in Zukunft der gefeßgebende Körper größeren Theils aus Volfswahlen 
hervorgehen und das Recht zu Vorfchlägen erhalten. Im Uebrigen behielt 
der König das abfolute Beto gegen alle Beſchlüſſe; der Staatsrat blieb 


*) Siehe iiber die gefhichtlichen, ftaatsrechtlichen nnd diplomatiichen Berhält: 
niffe Neuenburgs: Hermann Schulze, die ftaatsrechtliche Stellung des Für- 
ftenthHums Neuenburg in ibrer —— Entwicklung und gegenwärtigen Be— 
deutung. Jena 1854. — J. J. Hottinger, Neuenburgs Verhältniſſe zu der 
Schweiz und zu Preußen. Zürich 1853. — Dr. N. Roth, neuenburgiiche Stu: 
dien. Bern 1850. — Zur Neuenburgerfrage. Bern bei Ch. Fijcher, 1856. 
— Dentihrift des ſchweiz. Bundesraths über die Neuenburger Frage. 1856. — 
Hermann Schulze, Beleuchtung der ſchweizeriſchen Denkichrift. Berlin 1857. 
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gänzlich von ihm abhängig; auch die Verfaffungsform follte anfangs 
von der Initiative des geſetzgebenden Körpers ausgefchloffen fein; erft 
in neuen Erläuterungen wurde eingeräumt, daß organifche Gefete, wie 
das monarchiſche Princip, auf dem Wege der Petition berührt werben 
dürften. Zur materiellen Erleichterung wurden verfchiedene Feudalge— 
bühren aufgehoben. Die Ioyalen Anhänger der monarchiſchen Ordnung 
nahmen diefe Verleihungen mit Jubel auf; auch die Fonftitutionelle 
Parthei ftellte fich zufrieden. Doch wurde der Eid von den Mitgliedern 
des neuen gejeßgebenden Körpers erft nach der beftinmten, vom Kom: 
mifjär angenommenen Erklärung geleitet, daß das Recht, Verfaſſungs— 
änderungen zu begehren, auf Feine Weife befchränft werden dürfe. Durch 
Deffentlichfeit der Sitzungen, Aufhebung der Genfur und Einleitungen 
zu einer Auftizreform wurden einzelne weitere Fortſchritte angebahnt. 
Endlich erhielt der geſetzgebende Körper aud) das Recht, die Gefandten 
an die Tagfatung zu bezeichnen und die Anftruftionen zu ertheilen, 
wa3 bisher allein dem Staatsrath zugeftanden hatte. 

Der republifanifchen Parthei war indeß hiemit nicht genug gethan. 
Auf organiihem Wege hatte fie wenig oder Feine Hoffnung, zu einer 
Löſung des fremden Unterthanenverhältniffes zu gelangen; fie entſchloß 
fich daher zur Erhebung. In aller Stille bereitete fich eine Verſchwö— 
rung vor. Zum Aufftand beftinnmte man den Jahrestag der Vereinigung 
mit der Schweiz (12. Sept.), der an allen Orten mit großen Feſtlich— 
keiten gefeiert wurde und Gelegenheit bot, die Gemüther zu entzünden. 
Am Abend jenes Tages rüdte der erfte Zug von Fleurier aus. Auf 
dem Marſch durch da3 Traversthal und längs dem See jchlojien ſich 
weitere Schaaren an. Gegen fünf Uhr Morgens langte die Colonne, 
gegen 400 Bewaffnete ftarf, mit der ſchweizeriſchen Kokarde als Feld— 
zeichen, unter der Führung von Bourgquin, einem gedienten, entjchlof- 
jenen Offizier, vor Neuenburg an. Der Staatsrath war auf die Er: 
hebung nicht vorbereitet; der General von Pfuel hielt die Ordnung 
durch die königlichen Verleihungen fo gefichert, daß er ſich nach Berlin 
zurücdbegeben hatte; als die Regierung von dem nahen Ausbruch Kennt— 
niß erhielt, verlor fie alles Vertrauen. Mit einer befchwichtigenden 
Proflamation konnte nichts ausgerichtet werden. Die Stadt gab fi 
zwar den Infurgenten nicht hin, war aber auch nicht zum Kampf für 
die Behörde entſchloſſen. Zur PVertheidigung ſammelte fih nur ſchwache 
Mannſchaft. Der Staatärath gab daher allen ernften Widerftand auf, 
überlieferte das Schloß nah einigem Parlamentiren gegen die Ver: 
fiherung, daß alles öffentliche und private Eigenthum geachtet werden 
follte und zog fih nah Valangin zurüd, mo die getreuen Junker mit 
ihrem Anhang und einem Theil der aufgebotenen Truppen ein Gegen: 
lager bildeten. Bon den Republifanern war ein erſter großer Erfolg 
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errungen; aber man konnte dieſen nicht entichieden zum Ziele führen. 
Der Verſuch ſchlug fehl, eine proviforifche Regierung zu ernennen, da 
Männer von Einfluß eine Wahl in diefelbe ablehnten. Die Stadt 
wurde nur halb beherricht, äußerſte Gewalt vermieden und auch die 
Staat3fafje unberührt gelajfen. Mit dem Schloß war das Nrfenal 
nicht übergeben; die Republikaner nahmen zwar ihren Kriegäbedarf aus 
demfelben, aber auch eine Schaar NRoyaliften aus Balangin Fonnte kom— 
men und fih Munition und Kanonen holen. - Der Staatsrath felbft 
fehrte in die neutrale Stadt zurüd. Die Aufforderung zur Abdanfung 
ſchlug er ab; dagegen fette er eine Pazififationsfommiffion nieder, um 
mit den Republifanern zu unterhandeln. Die Republikaner forderten, 
daß das Volk in Primarverfammlungen über die Gmanzipation von 
Preußen abjtimmen folle. Die Kommiſſion geitand dies zu, aber unter 
der Bedingung, daß die Nufitändifchen vorher die Waffen niederlegen 
follten. Die Republikaner trauten der Aufrichtigfeit nicht und wollten 
das Schloß beſetzt halten, bis die Abftimmung erfolgt fei. Daran fchei: 
terte die Unterhandlung. Unterdeß verfammelte ſich der geſetzgebende 
Körper und nahm eine vermittelnde Stellung zmwifchen den beiden feind: 
lichen Pagern an. Die republifanifhe Mannſchaft im Schlofle veritärfte 
fich von Tag zu Tag; aber aud) die Zahl der Royaliften in Valangin wuchs. 

An der Noth hatte fich der Staatsrath jofort an die Eidgenoijen- 
Ihaft gewandt, um von diefer Hülfe zu erhalten. In der Neuenburger: 
frage vermengie fich die innere mit der äußeren Politif. Die Scheu 
vor fremden Verwicklungen drüdte auch auf die Vertreter der regenerir: 
ten Kantone; die ariftofratiichen und reaftionären Elemente in der Bun- 
desbehörde Fonnten fi noch mehr ala in den Schwyzer und Basler 
Wirren geltend machen. Das Unternehmen der Republikaner fand in 
den Räumen der Tagſatzung wenig oder Feine Unterftüßung ; ein Abge— 
ordneter derfelben, Hauptmann Gourvoifier, wurde Falt aufgenommen, 
dem auferordentlihen Gefandten der Neuenburger Regierung, Herrn 
v. Chambrier, dagegen das geneigtefte Ohr gelichen. Unter dem Schein 
der Verjöhnlichkeit wußte der Staatsrath in Neuenburg die Infurgenten 
binzuhalten, bis ihm die eidgenöfjiihe Hand geboten wurde. Durch den 
Mangel einer proviforifhen Regierung fehlte es der republifanifchen 
Sache an allgemeinerem Vertrauen. Faſt einhellig entiprad die Tag: 
ſatzung der Antervention, wie fie die Gefandtichaft von Neuenburg be: 
gehrte, und jchidte zwei Repräfentanten mit dem Auftrag, aufs Kräf: 
tigfte für Wiederherftelung der geftörten Ruhe und Ordnung zu forgen. 
Die beiden Nepräfentanten — Spreder von Graubünden und v. Tillier 
von Bern, fpäter Monod von Waadt — erfüllten diefe Miffion mit 
dienftfertigem Eifer, im engjten Einverftändnik mit dem Staatsrath in 
Neuenburg. 5 
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Die beiden Lager ftanden fi noch in Entfernung einer Stunde 
beobachtend gegenüber; mit Ausnahme Eleiner Reibungen war feine 
Feindfeligfeit vorgefommen ; das republikaniſche Corps im Schloß mochte 
gegen 1000 Mann zählen; die Royaliften in Valangin prahlten mit der 
doppelten Stärke, angeblih voll Begeifterung für „König und Vater: 
land” und brennend vor Kampfbegierde, aber fih hütend, die Sache 
auf die Spite des Schwertes zu ftellen, da die-Eidgenofienjchaft für 
jie wirkte. Die Repräjentanten beeilten fih, auch ohne Weifung der 
Tagjagung, Truppen aus den benachbarten Kantonen Bern, Waadt und 
Freiburg aufzubicten, um jeden Zufammenftoß zu verhüten und bie 
Republikaner nöthigenfalls mit Gewalt zur Uebergabe des Schlojjes zu 
zwingen. Noch vor Ankunft der Truppen gelang «8, einen Waffenftill: 
ftand zmwifchen den Partheien zu bewirken. Als die eidgenöfjiichen Ba— 
taillone eintrafen, wurden die Republikaner enger im Schloß eingegrenzt 
und auf ſchmale Koſt geſetzt, nachdem fi) großes Gefchrei über ihre 
Zwangsrequifitionen in der Stadt-erhoben hatte. Nach einigen Unter: 
bandlungen fam darauf eine Kapitulation zu Stande (29. September), 
welche die Bedingungen enthielt: Gänzliches Vergefien des Vorgefallenen 
von beiden Seiten; gleichzeitige Entlafjung der Bewaffneten in allen 
Theilen des Landes; Uebergabe des Schlojjes an die eidgenöfjischen 
Truppen mit allem Sriegsmaterial des Kantons. Auf den Entſchluß 
der Republifaner wirkte die bejtimmte Auficherung des Staatsraths, 
daß über die Frage der Emanzipation von Preußen der freieften Mei— 
nungsäußerung des Volks fein Hinderniß in den Weg gelegt werden 
follte, was im Sinne einer Bolfsabftimmung aufgefaßt wurde. Die 
eidg. NRepräfentanten übernahmen in diefer Beziehung keinerlei Ber: 
pflihtung, da fie blos geihidt waren, um die Ordnung herzuftellen, 
niht um für die freie Selbitbeftimmung des Volkes zu wirken und die 
Eidgenoſſenſchaft unnöthiger Weiſe in ſchwierige Verhältniffe mit dem 
Ausland zu verwideln.*) Sobald das Schloß geräumt war umd der 
Staatsrath wieder fihern Boden unter feinen Füßen hatte, ſah diefer 
die Zuficherung als null und nichtig an oder gab ihr eine andere Deu: 
tung. Im gefetgebenden Körper, wo von republifanifher Seite der 
förmliche Antrag geftellt wurde, eine geheime Abjtimmung über Die 
Frage der Emanzipation anzuordnen, erhob ji die monarchiſch gefinnte 
Parthei, Herr v. Chambrier an der Spite, mit aller Macht gegen 
da5 Verlangen; auch die Mittelparthei ließ ſich einſchüchtern und mit 
47 gegen 31 Stimmen fiel der Antrag dahin. Nach dem Reglement 
hatte die Minderheit, wenn fie wenigſtens einen Drittheil der Verſamm— 





*) Siehe den Haupt- und Schlußbericht der eidg. Repräfentanten im Tag- 
ſatzungsabſchied von 1821. 
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lung betrug, das Recht, ihre Anfichten mit den Gründen in einer Adrefje 
an den König zur Entſcheidung gelangen zu lafjen. Die Minderheit 
verzichtete aber auf dieſes Necht, überzeugt, daß auf dem Wege der Pe— 
tition vom König nichts zu erlangen jei. 

Nachdem die Regierung, Dank der Eidgenofienfchaft, fo weit wie: 
der gefihert war, fam nun auch der königliche Kommifjär General von 
Pfuel mit den ausgedehntejten Vollmachten zurüd und trat hohen Tones 
auf, indem er in einer Proflamation erklärte: er finde zwar die Ord— 
nung fcheinbar wieder hergejtellt, der König aber wolle, daß der Auf: 
ruhr von Grund aus erjtidt werde; die Amneſtie habe die Nebellen 
feinesmwegs zu ihrer Pflicht zurüdgeführt; in vielen Gegenden würden 
die Feindfeligkeiten noch fortgefebt; falls nun die infurgirten Gemeinden 
nicht binnen acht Tagen zur gejeglihen Ordnung zurüdfehrten und ihm 
befriedigende Unterwerfungsadrefien zuſchickten, fo würden fie als in 
der Rebellion verharrend betrachtet und für alle Folgen verantwortlich 
erklärt. 

Allerdings war das Land noch nicht beruhigt; die Vermweigerung 
der Bolfgabftimmung, die man von Seite der Republifaner als ſchmäh— 
lichen Wortbruch anfah, der Hochmuth, womit die Ariftofratie ihr 
Haupt wieder erhob, fürmlihe Mifhandlungen, die gegen Republikaner 
verübt wurden, reizten zum fortgefegten Widerſtand; in mehreren Ge: 
meinden flatterten noch fchweizerifche Fahnen; vepublifanifhe Haufen 
blieben unter Waffen; in Chaurdefonds und anderswo geriethen Die 
Partheien an einander. Die eidgenöfjiishen Truppen mußten dazu dies 
nen, die Unterwerfung weiter durchzuführen. Der Kommandant der: 
felben, Oberft Forrer, der den Republifanern feine Gunft zumendetz, 
aber als gerader Kriegsmann ſich gegen gehäflige Schergendienfte fträubte, 
fonnte den Zumuthungen nicht genug thun und wurde die Zielfcheibe 
der royaliftifhen Anfeindungen. Am härteſten fiel ihm die Eintreibung 
der Zeughauswaffen, die von den Nepublifanern beim Abzug aus dem 
Schlofje mitgenommen worden, da der Truppentommandant felber, im 
Einverftändnif; mit den eidgenöfjishen Nepräfentanten, die Erfüllung 
des lesten Sapitulationspunftes nicht ftreng gefordert hatte, um die 
Räumung des Schlofjes zu befchleunigen. Erft auf Bedrohung mit 
äußerſter Erecution und Ontziehung der Amneftie famen die Waffen 
langjam zurüd. Den Zuredungen des eidgenöfjiichen Truppenkomman— 
danten gelang es endlich, den Führer der Republifaner, Bourguin, zu 
beftimmen, feine Unterwerfung zu erklären; dem Beifpiel folgten all: 
mählih die noch infurgirten Gemeinden. - 

Für wenige Wochen war die Ordnung fcheinbar wieder hergeftellt. 
Die Regierungsgewalt wurde ftärfer concentrirt, indem der königliche 
Kommifjär, General v. Pfuel, den bisherigen, aus 22 Mitgliedern be: 
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ftehenden Staatsrath durch ein Fleineres Kollegium von fieben Mitglies 
dern"unter feinem eigenen Präfidium erfebte. Die Devife diefer neu 
bejtellten Regierung war „Mäßigung und Feſtigkeit“, aber in Wirklich: 
feit merzte man die gemäßigten Elemente aus und organifirte ein royalifti- 
ches Partheiregiment, das alles Schweizergefühl verlegte und zu neuem 
Aufftand reizen mußte. Selbft die eidgenöffifhen Truppen, denen man 
noch immer zu viele Rüdfihten für die Republifaner vorwarf, wurden 
von den royaliftifhen Bürgergarden mit Hohn behandelt. Tief gefränft 
fchrich der Truppenfommandant in einem Beriht:- „Es iſt Flar, daß 
man an die Schweiz will, daß man fie mit Gewalt in eine Lage zu 
drängen fucht, geeignet, die Intervention der verbündeten Mächte herbeizus 
führen. Die Waffen find fo zu fagen ganz zurüd, und ich bin über: 
zeugt, daß Alles in Ruhe und Ordnung vor fich gehen wird, Aber 
hier will man die nit; man will Strenge und zwar Strenge, die 
den Schreden in die Parthei jagen muß, welche noch aufgeregt ift durch 
das Gefühl, in dem Plane, ihrem Vaterlande nationale Unabhängigfeit 
zu verfchaffen, gejcheitert zu fein; und anjtatt die Parthei mit Milde 
zurückzuführen, will man fie vollends erbittern, um fie in neue Miß— 
griffe zu verwickeln.“ 

In der That flammte da3 republifanifche — noch einmal auf. 
Die Verfolgungen und Gewaltmaßregeln der Regierung, Verhaftsbefehle, 
die gegen mehrere Führer al3 verftodte Rebellen gejchleudert wurden 
und denen fich diefe durch Flucht ins Waadtland entzogen, die Fort: 
fchleppung des Advokaten Humbert:Droz von Chaurdefonds nad Neuen: 
burg wegen aufrührerijcher Umtriebe (wovon er gerichtlich Freigefprochen 
wurde), und zwar unter Mißbrauch der eidgenöffiichen Truppen, über 
den fich Oberſt Forrer von Neuem bitter beflagte und der auch die 
eidgenöfjischen Repräfentanten zu Vorftellungen veranlaßte — dies Alles 
trieb zu neuer Erhebung. Die zum Aeußerſten entjchlojjenen Republifa= 
ner rechneten auf Unterftüßung aus den benahbarten Kantonen, nament: 
ih Waadt und Freiburg, wo fich die lauteften Sympathien fundgaben 
und zahlreicher Zuzug verfprochen wurde. In Yverdon bildete fich ein 
fürmliches Widerftandstomite, das nach allen Seiten hin gedrudte Auf: 
rufe zur Sammlung erließ. Seele der neuen Unternehmung war der 
Arzt Röfinger; auch Bourquin, entrüftet über den royaliftifchen Ueber: 
muth und von feinen freunden fortgerijjen, trat von der Unterwerfung 
zurüd und bot fi) wieder als militärischer Führer an. Am 17. Dez. 
1831 jollte der Streich gefhehen und die Republikaner in zwei großen 
Kolonnen, die eine dem See nad, die andere über die Berge durch das 
Traveröthal, auf Neuenburg marfchiren. Aber der Erfolg entſprach 
den Erwartungen nicht. Nach Niederwerfung des erften Aufſtandes 
berrjchten in der Bevölkerung Furcht und Miptrauen. Bon den benad: 
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barten Kantonen blieb der verheißene kräftige Beiftand aus; das Unter: 
nehmen ward zu früh ruchbar; die benachbarten Regierungen mahnten 
aufs Erntefte ab; Waadt warf rajch Truppen an die Grenze; auch die 
etdgenöffifhen Repräjentanten eilten nach Pverdon und mwarnten vor dem 
Aufbruch. Der Staatsrat von Neuenburg ſelbſt hatte in Vorausficht 
der Erhebung die durchgreifendften Mafregeln getroffen, um dießmal 
felbjt Herr zu werden, nahdem auf fein Begehren die eidgenöflischen 
Truppen entlafjen worden waren, Außer den royalijtifhen Bürger: 
garden und einem bejoldeten Korps von Freiwilligen ftanden zwei Ba: 
taillone Milizen auf den erſten Wink in Bereitihaft. Schon am 11. 
Dezember war die Stadt in Belagerungszuftand erklärt und ein Theil 
der Autorität an die Militärgemwalt übertragen, um nad Willkühr Ber: 
Haftungen vornehmen zu fünnen, worüber die eidg. NRepräfentanten ver: 
gebens ihr peinliches Bedauern ausdrüdten. Pet wurde der ganze 
Kanton in Kriegszujtand verſetzt. Dem Angriff der Republifaner be- 
gegnete ein wohlberechneter und raſch durchgeführter Plan. Die dem 
See nad) ziehende Kolonne, faum 300 Mann ſtark, wurde bei Bevair 
von den Negierungstruppen überrafcht, im der Front und im Rüden 
angegriffen und mit Berluft von 7 oder 8 Todten und. einigen Ber: 
mwundeten, jowie einer Anzahl von Gefangenen, worunter Dr. Röfinger, 
auseinandergetrieben. Nicht glüdliher war die 3—400 Mann ftarfe 
Schaar im Traversthal. General Pfuel felbft rüdte diefer mit 1200 
Mann und mehreren Stück Geſchützen entgegen; die Republikaner kämpf— 
ten in Travers, Couvet, Büttes, aber konnten ſich gegen die Uebermacht 
nicht halten, Bourquin zog fich mit dem Neft feiner Schaar von den 
Bergen herab nad) Waadt, wo er entwaffnet wurde. Ohne weiteren 
Widerſtand marfhirte General Pfuel nah Chaux-de-Fonds, imponirte 
hier im Heerd des Republifanismus mit feiner ganzen Macht; erlich 
einen triumphirenden Zagbefehl an feine Truppen: „in drei Tagen 
habt ihr die Revolution erſtickt“ und zog fiegreih durch Ehrenpforten 
wieder in die Hauptjtadt des Fürftentyums ein (24. Dezember). Froh— 
lodend rief das Negierungsorgan: „Zwei Tage Bürgerkrieg find mehr 
werth al3 zwei Monate eidgenöffifcher Intervention. “ 

Die Hyder der Empörung jollte jest volljtändig zertreten werden; 
der royaliftiiche Rachedurſt kannte faſt keine Grenze. Ein aufgefundenes 
Aktenſtück, wonach fid 23 Republifaner ſchon bei Räumung des Schlofjes 
wieder verbanden, um die Bollsabftimmung über dr Emanzipation 
nöthigenfall3 mit den Waffen zu erzwingen und zu diefem Zweck ein 
Direktoriallomite niederfegten, mußte zur Erfchwerung der Schuld dies 
nen. Die ordentliche Juſtiz wurde umgangen. Schon am 26, De. 
verfammelte jich ein Kriegsgeriht und ſprach über den gefangenen 
Dr. Röfinger die Todesftrafe aus. Naceinander folgten 13 weitere 
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Todesurtheile; zwei gegen Gefangene, Dr. Alphons Petitpierre und 
L. Boiteur; die übrigen in Contumaz gegen Flüchtige — darunter bie 
Führer Bourquin, 8. Renard (mit infamer Caflation), E. Renard (mit 
Austellung am Schandpfahl), Cügnier und Meuron. Ueber eine Reihe 
von Gefangenen wurden Ketten und Gefängnißftrafen, Tebenslängliche 
oder zeitliche Verbannung verhängt; bei einzelnen fam eine Zugabe von 
20° bis 50 Ruthenftreihen. Auch den Advofaten Bille, der im geſetz— 
gebenden Körper den Antrag auf Emanzipation geftellt hatte, belegte 
das Kriegsgericht mit zmweijähriger Gefängnißftrafe und vierjähriger 
Verbannung. mpfehlungen zur Milde aus dem Schoofe der Tag: 
fagung verhalten. Der König von Preußen verwandelte indejjen die 
Todesftrafe der gefangenen Führer in lebenslänglihe Haft. Röſinger 
ward nah Preußen geführt und ſaß dort volle zehn Nahre in den 
Feſtungskerkern von Weſel und Ehrenbreitftein, bis er auf wiederholte 
Verwendungen der Tagfabung begnadigt wurde und nach der Schweiz 
(Senf) zurüdtehren durite. Dr. Alphons Petitpierre unterlag den 
ichweren Leiden in den Gefängnifjen von Neuenburg (11. Ian. 1834).*) 

Am Neujahrstage von 1832 wurde die „Befreiung“ des Landes 
in allen Kirchen durch feftlihen Gottesdienft gefeiert. Der König ſprach 
in einem Handfchreiben feine hohe Achtung für das Neuenburger Volt 
aus, „das Europa ein Beifpiel gegeben habe, welches die Geſchichte auf: 
bewahren werde.” General Pfuel wurde ala Netter der monarchiſchen 
Autorität zum bleibenden Gouverneur ernannt. Die getreuen Kämpfer 
erhielten ein jilbernes Ehrenzeichen (Medaillon), auf dejien einer Seite 
da3 neuenburgiſche Wappen, auf der andern das Bruftbild des Königs. 
von Preußen mit der Umfchrift: „Treue der Pflicht und dem Vater— 
lande“ prangte. Die eidgenöffiichen Nepräfentanten konnten an bie 
Tagfatung berichten, daß die Ordnung wieder glüdlih hergeſtellt fei 
und erhielten für ihre Bemühungen den Dank der Behörde. 

Für eine Zeit lang mußte jeßt jeder Laut nach nationaler Selbit: 
ftändigkeit im Kanton erftiden. Manche verhängnigvolle Umſtände 
wirkten zufammen, um die fchmeizeriiche Gefinnung nicht zum Durch— 
bruch kommen zu lafjen. Die Tagſatzung hatte es in Händen, die erjte 
bewaffnete Erhebung in das Geleife einer regelmäßigen Volksabſtimmung 


*) Die Familie wollte der Leiche die letzte Ehre erweifen; dies wurde abge: 
Ihlagen; „der Körper gehöre dem Henker Sr. Majeftät” hieß es. Zwei Pro— 
foje verfcharrten den Körper heimlich in einer Ede des Kirchhofs. Achnlid) erging 
e8 ein Jahr jpäter dem Republikaner Heinrich Ludwig Dubois. Gegenwärtig fteht 
ein Denkſtein an der Stelle der heimlich verſcharrten Leichen mit der Inſchrift: 
„Den Märtyrern der Freiheit, AU. N. Betitpierre und 9. 8. Dubois, den in den 
Kerkern Geftorbenen, die dankbare Republit 18.0. (Siehe: Die Erhebung der 
Schweiz für Neuenburg. Freiburg in der Schweiz bei Marchand u. Comp. 1858.) 
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zu leiten. Aber aus Furt vor Einmiſchung des Auslandes trat der 
Geift der Regeneration vollftändig vor dem Geift des Stanzer Ber: 
fommnifjes zurüd. Die eidgenöfjifhen Repräfentanten hatten mit ihrer 
Macht nichts anderes zu thun, als den Kanton wieder der alten Ge: 
walt zu überliefern. Unter ihren Augen konnte mit der Auficherung 
einer freien Vollsäußerung über die Emanzipation Spiel getrieben wer: 
den. Dur die ganze Haltung der Tagfabung ſah ſich das Junkerthum 


in Neuenburg aufs Aeußerſte ermuthigt, während die Mittelparthei, die 


im gejeßgebenden Körper den Ausſchlag zu geben vermodte, ins roya— 
liftifche Lager gedrängt wurde. 

Die monarhifhe Ordnung hatte von der eidgenöfjischen Interven— 
tion allen Nuten gezogen. Im erften Augenblid der Erlöfung drüdte 
der preußifche Gefandte, Freiherr von Otterſtedt, der Tagſatzung im 
Namen des Königs den wärmften Dank für die geleifteten Dienfte aus. 
Aber je eifriger die Regierung in der Noth nad) der Hülfe griff, und je 
ohnmächtiger fich die fürftliche Gewalt eine Zeit lang fühlte, um fo 
weniger war fie zum wirklichen Danf geneigt. Schon den eidgenöffifchen 
Truppen murde mit beleidigendem Hohn begegnet, weil jie bei aller 
Erfüllung der militäriſchen Pflicht doch ihre Sympathien für die 
ſchweizeriſch geſinnte Bevölkerung nicht verhehlen konnten und nicht zu 


rüdjichtslofer Unterdrüdung Hand bieten mochten. Sobald die Reaction 


voljtändig Meifter war, ließ fie nicht blos dem Haß gegen die Re- 
- publik, fondern auch dem Groll gegen die Eidgenofjenfchaft freien. Lauf. 
Der Stachel richtete ſich gegen alle liberalen Grundfäge, denen die Re: 
volutionirung Neuenburgs Schuld gegeben wurde. Um fo lauter erhob 
fih in der übrigen Schweiz die verdammende Stimme über den Zuſtand 
in dem Zmwitterfanton. Bon einzelnen Organen wurde die Frage auf: 
geworfen, ob die Schweiz nicht beſſer thäte, den monarchiſchen Dorn aus 
ihrem Fleiſche auszufchneiden. Die Gefandifhaft von Luzern erhielt die 
übereilte Inftruftion, an der Tagſatzung dahin zu wirken, daß Neuen- 
burg eingeladen werde, fich von der fürftlichen Herrichaft frei zu machen; 
falls dieſes nicht gefchehe, Yak dann die Verbindung mit der Eidge— 
nofjenfchaft ala gleichberechtigter Kanton gelöst werde. Die Anftruftion 
ftüste fi darauf, daß die monarchiſche Verfafjung Neuenburgs mit dem 
Artikel der Bundesverfafjung unverträglich fei, der feine Unterthanen: 
lande mehr wolle. Dbgleich diefe Inſtruktion in den Kreifen der Tag- 
faßung wenig oder feinen Anklang fand und auch die Eröffnung der: 
felben hinausgefchoben wurde, fo griff man in Neuenburg do mit Be: 
gierde nach dem Vorwand, um wirflih mit der Eidgenofienfhaft zu 
brechen. Es wurde eine förmliche Agitation in Gang geſetzt, um die 
Bevölkerung im Sinne einer Trennung zu bearbeiten. Der Drud, der 
nach der vollitändigen Unterwerfung auf der öffentlichen Meinung Laftete, 
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ber royaliftifche Eifer, der alle Hebel anfeste, um das fchmeizerifche 
Gefühl zu erfticten, bewirften die gemünfchte Demonftration. Die Ge: 
meinden und Bürgerfchaften, denen man früher feine Abftimmung über 
die Emanzipation von Preußen geftatten wollte, mochten ſich jett dafür 
erflären, daß die Trennung von der Schweiz eingeleitet werde. Der 
gejeßgebende Körper drüdte fein Siegel auf das Begehren und befchloß 
mit 62 gegen 15 Stimmen eine Aodrefie an den König, worin dieſer 
erſucht wurde, die nöthigen Schritte zur Trennung zu thun. In der 
Disfuffion zogen die Junker gegen das „monftruofe Dogma der Volks— 
jouveränität“ zu Felde, das eine Brandfadel der Zwietracht unter alle 
benachbarten Völker geworfen habe und die längere Verbindung Neuen: 
burgs mit der Eidgenoffenfchaft unmöglih made. Obgleich man indek 
vom Scweizerbunde erlöst fein wollte, hatte man nit im Sinn, den 
Vortheil der ſchweizeriſchen Neutralität aus den Händen zu geben; diefe 
jollte dem Fürſtenthum, da3 von der preufifchen Krone allein nicht ge: 
ſchützt werden konnte, erhalten bleiben. 

Von der Petition an den König wurde dem Vorort Kenntniß ge: 
geben; diejer zögerte nicht, im Namen der Eidgenofjenichaft Verwahrung 
einzulegen. Als fi darauf im März 1832 die Tagſatzung wieder ver: 
jammelte, wurde zunächft der num vorgebradhte Antrag von Luzern, ber 
in feiner erjten Alternative — daß fi Neuenburg von Preußen eman- 
zipire — zu fpät fam, nachdem die Eidgenoſſenſchaft felbit die Gemalt 
wieder in die Hände des monarchiſchen Regiments gefpielt hatte, und 
in feiner zweiten Alternative — dag die Schweiz Neuenburg nicht mehr 
als gleichberechtigten Kanton anerfenne — auch die Zukunft des Neuen: 
burger Volks in Frage ftellte, fo gut wie einhellig verworfen. Dann 
genehmigte die Tagſatzung die Verwahrung des Vororts gegen das 
Trennungsbegehren Neuenburgs durch eine förmliche Schlugnahme, die 
der Erklärung gleih kam, daß die Eidgenofjenfhaft den Kanton fich 
nicht eigenmächtig von ihrem Territorialbeftand trennen laſſe. Damit 
blieb die Frage einftweilen ruhen. 


Rückwirkungen der Schwuzer, Basler und Aeuenburger Wirren. 


Eine Zeit lang ſchien die Regeneration, nachdem fie in den größten 
Kantonen glüdlih zum Durchbruch gefommen, ihren Lauf unaufhaltfam 
durch die ganze Schweiz nehmen und allen Widerftand überwinden zu 
wollen. Dur die Schwyzer, Basler und Neuenburger Wirren, Die 
entweder zu einem dauernden Nik oder zur vollftändigen Reaction führ: 
ten, wurde ein Hemmſchuh angelegt, der tief in die weitere Entwidlung 
eingriff. Bei der allgemeinen Theilnahme an diefen Kämpfen traten 
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die Gegenſätze um fo fchärfer hervor und gruppirten fich die Meinungen 
und Sympathien in zwei großen Lagern. Während die Bewegung an 
mehreren Orten ganz zum Stillitand Fam, mußte man auch in den 
regenerirten Kantonen beforgen, dak die Errungenfchaften wieder in 
Frage geftellt werden fünnten. Eine reaftionäre Parthei fing an ji 
zu bilden, die fich durch die ganze Schweiz die Hände reichte und die 
verlorene Herrichaft wieder zu gewinnen hoffte. Diefe reaftionäre Par: 
thei hatte ihren Halt an dem alten Bunde, der den Grundſätzen der 
Volfsfouveränität und Nechtsgleichheit feinen fihern Schuß gewährte und 
in welchem eine Minderheit des Schweizervolks der großen Mechrheit 
mit Erfolg entgegen treten konnte. Beſonders nachdem Neuenburg dem 
monardijchen Regiment wieder überliefert war, durften die Anhänger 
der alten Ordnung ihr Haupt wieder höher erheben und fich die Tag: 
fagung zum Kampfplatz wählen, wo jie ihre Kräfte am beiten ſammeln 
fonnten. Die Eatholifch-demofratiihen Kantone der innern Schweiz, die 
jih allen Neuerungen widerjegten, bildeten mit Bafel und Neuenburg 
den Kleinen aber feiten Kern, an den fi die Ariftofraten anlehnen 
fonnten. Cine Anzahl ſchwankender Stände arbeitete der engen Kan: 
tonalfouveränität in die Hände und lähmte die Anftrengungen der libe— 
ralen Parthei. Almählih ermuthigte auch der Gang der europätichen 
Verhältniſſe das reaftionäre Streben. Nachdem die heldenmüthigen An: 
jirengungen der Polen unterlegen waren und der trübe Ruf ertönte, 
daß die Ordnung in Warfchau wieder hergeftellt jei, übten die Mächte 
der heiligen Allianz einen neuen Drud auf die Völker und erregten aud) 
bei den gefallenen Regenten in der Schweiz die Hoffnung auf eine 
Reftauration. Zugleich entwidelte fich in Franfreih mehr und mehr 
die Politik eines bejchränften und eigennübigen Juſtemilieu's, das jein 
Heil in der Annäherung an die alte Yegitimität ſuchte und den Be: 
megungen in andern Ländern nur eine trügerifche Stütze gewährte. 
Nirgends nahm die geftürzte Parthei von vorneherein eine feind- 
jeligere Stellung gegenüber der neuen Ordnung der Dinge cin, ala im 
Kanton Bern, wo das Patriziat jedes Mittel ergriff, um Verlegen: 
heiten zu bereiten und den Boden wieder zu erjchüttern. Obgleich die 
abgetretene ariſtokratiſche Regierung in ihrer Abjchiedsproflamation Aus: 
ſöhnung unter den entzweiten Gemüthern, Einigkeit im Gehorfam und in 
der Achtung vor Geſetz und Obrigfeit empfohlen hatte, gaben doch die 
patriziichen Häupter jofort die Loſung, der Volksherrſchaft alle Dienite 
zu entziehen. ine Reihe von Civilbeaniten und Offizieren legten in 
trogigem Unmuth ihre Stellen nieder. Als die neue Behörde einen 
Fahneneid vorfchrieb, worin die Miliz verpflichtet wurde: „die beftehende 
Berfafjung gegen innere und äufere Feinde zu vertheidigen,“ folg: 
ten meitere 73 Dffiziere des Kontingents jener Lofung und ver: 
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mweigerten diefen Eid unter dem Vorwand, daß fie die Verfaffung nicht 
angenommen hätten. Die Regierung ließ jich dadurch nicht irre machen, 
ſondern ertheilte ohne Weiteres von ſich aus fämmtlichen Offizieren vom 
Hauptmann abwärts die Entlaſſung von ihren Dffiziersftellen, nicht 
aber von ihrer Dienftpfliht, und der Große Rath traf diefelbe 
Verfügung gegen die Stabsoffiziere. Bei der Tagjakung wurde 
ferner beantragt, die eidgenöffiichen Stabsoffiziere, die ſich bei den 
Fidvermweigernden befanden, auch aus dem eidgenöfjiichen General: 
itab zu entlafien. Das Ratriziat gewann nichts damit, als daß es 
ih dem Volke noch mehr entfremdete. Das Miftrauen gegen feind: 
liche Anjchläge defjelben wuchs in dem Grade, daß man ſich auf dem 
Lande in befjeren Vertheidigungszuftand zu jegen ſuchte und die Ber: 
legung von groben Gefhüs nah Thun, Burgdorf und Biel verlangte, 
was zum Theil au gewährt wurde. An der Stadt jelbft konnte die 
Regierung der früher gebildeten Bürgerwache nicht mehr trauen und 
fah fi) genöthigt, diefelbe aufzulöfen und die Waffen abzufordern, nad): 
dem der Stadtrath gegen die Erneuerung der Gemeindsbehörde pro: 
teftirt, die Gefellfehaften oder Zünfte Adreſſen zur Durchführung diefer 
Broteftation erlaflen und der Stadtrath darauf hin eine Siebenerfom: 
miffion niedergefegt hatte, die zum Mittelpunft der reaftionären Um: 
triebe zu werden drohte. Wie das Patriziat, trat auch der Klerus des 
fatholifchen Landestheils in Dppojition. Der ganzen Geiftlichfeit war 
ein ähnlicher Eid wie der Miliz vorgefchrieben. Der Bifchof hatte die 
Formel für die katholiſchen Pfarrer felber entworfen. Nichtsdeftomeniger 
beichloß der Klerus im Leberberge, auf Anftiften des bifhöflichen Pro: 
vifars, Pfarrer Cuttat in Pruntrut, den Eid nicht ohne Einwilligung 
des Papftes zu leiften. Die Negierung mußte mit Entziehung der Be: 
foldung drohen und die Gehalte eine Zeit lang wirklich einftellen. 
Darauf erfolgte endlih die Einwilligung des Papftes und der Eid 
wurde geleiftet. Aber durch einen fatholifchen Verein wurde die Feind» 
ichaft gegen die liberale Ordnung fortunterhalten und der Geift einer 
Auflehnung genährt, die zu bitteren Fehden führte. 

Zum Schuß der Berfaffung bildeten die Patrioten in Bern früh 
einen Schußverein, der fi in Zmweigvereinen durch den Kanton ver: 
breitete. Diejer Schußverein gab den Anftoß zu gleihen Verbindungen 
in den anderen regenerirten Kantonen. UWeberall fühlte die liberale 
Parthei das Bedürfniß, fich feiter an einander zu fchließen und ben 
reaktionären Beitrebungen einen Damm entgegenzufeten. Die helvetifche 
Geſellſchaft mit ihren langjährigen Beftrebungen für die Verbreitung 
von Kulturideen und die Förderung vaterländifcher Zwecke war als die 
Muttergefellfchaft anzufehen, die fih unter dem Sporn der Zeit neu be- 
lebte und wirkſame Impulſe gab. Nach ihrem Vorbilde conftituirten 
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fich die neuen Vereine, die unmittelbarer in's politifche Leben eingriffen 
und fi) einen erweiterten Boden im Volke ſuchten. Es galt den frei 
finnigen Regierungen al3 Stüße zu dienen, zur Durchführung der Re: 
formen anzufpornen, durch die Preſſe belehrend auf das Volk zu wirken 
und den lmtrieben gegen die neue Ordnung der Dinge entgegenzuar: 
beiten. Bald gingen diefe Bereine über den bloßen fantonalen Zmed 
hinaus und ftellten ſich auch das höhere Ziel einer eidgenöffifchen Re: 
form. Am 25. September 1831 traten angefehene Männer aus neun 
Kantonen in Langenthal zufammen und gründeten einen allgemeinen 
ſchweizeriſchen Schubßverein, der durch einen leitenden Ausfhuß in einem 
der Kantone die lokalen Vereine in näheren Verband mit einander 
brachte und vor Allem auf Herftellung einer neuen Bundesafte im Geift 
der vegenerirten Verfaſſungen Hinarbeitete. Je wirkfamer alle diefe 
Vereine wurden und je mehr fie dazu dienten, das liberale Princip zu 
befeftigen, deſto heftiger waren die Anfeindungen von Seite der arifto- 
Eratiichen Barthei, die das ganze Vereinsweſen verdammte und die Ver: 
bindungen nur als wühlerifche Clubbs denunzirte, mit welchen feine 
Ordnung im Staate möglich fei. 

Der Drang nach folchen patriotifhen Vereinen gab im Kanton 
Zürich den Anlaß, wieder von einander zu fcheiden, was fih im An: 
fang der neuen Ordnung jcheinbar verföhnt hatte, aber bei der prin: 
zipiellen Verichiedenheit und der neuen Schärfung der Gegenfäte auf 
die Dauer nicht zufammengehen konnte. Mit dem Fortſchreiten der 
Reformen mußte ſich die früher bevorzugte Klafje tiefer verlegt fühlen. 
Der ariftofratifche Groll machte fich in feindfeligen Akten Luft; ähnlich 
wie in Bern gab eine Anzahl von Offizieren ihre Entlafjung, weil fie 
mit den eingreifenden Milizveränderungen unzufrieden waren. Dazu 
fam ein mattes Juftemilieu, das die fräftigere Entwidlung lähmte. 
Das Bedürfnif, die entjchiedenen Freunde der Neform feſter aneinander 
zu fließen, rief deghalb eine Berfammlung in Bajfersdorf hervor, 
wo 1200 freifinnige Männer unter Leitung von Oberrichter W. Füßli 
die Gründung eines Vereins bejchlefien, der als Glied in die Reihen 
des ſchweizeriſchen Schußvereins treten follte (26. Februar 1832). Der 
Berein enthielt in feinen Statuten nichts, was den Geſetzen widerſprach, 
vielmehr follte er dahin wirken, die verfafjungsmäßige Freiheit aufrecht 
zu halten. Nichtsdeftoweniger erblidte die Mehrheit der Regierung, 
indem fich das liberale Juftemilieu der ariftofratifhen Anſchauung an— 
Ichloß, in dem Verein einen gefährliden Staat in Staate und fuchte 
gegen denfelben einzufchreiten. Dem Vorſteher Füßli wurde die Weijung 
ertheilt, mit der Gonftituirung innezuhalten bis der Gr. Rath fich über 
Seftattung oder Nichtgeftattung folcher Vereine ausgefproden habe. 
Ein Gefeßesvorfhlag, der vor den Gr. Nath gebracht wurde, enthielt 
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die verfänglice Beftimmung, daß Vereine ſich feine Befugnifje oder 
Verrichtungen zueignen dürften, welche den verfafjungsmäßigen Behörden 
ausjchlieklich vorbehalten jeien. Dem Negierungsrath wurde das Recht 
zum vorläufigen Verbot gegeben; der Richter follte über die Aufhebung 
endgültig zu entfcheiden haben. Am Gr. Rath Fämpften die Partheien 
zwei Tage lang; auf der einen Seite ftanden die Vertreter der Stadt 
wie eine einzige Phalanx; mit ihnen hielten nur wenige Vertreter vom 
Yande; auf der andern Seite die überwiegende Mehrheit der Yand- 
repräfentation, die in diefer Lebensfrage für die neu errungene politijche 
Freiheit ihre volle Selbftitändigfeit behauptete. Mit 94 gegen 85 
Stimmen wurde der Vorſchlag abgewiefen und das Vereinsrecht ges 
wahrt (9. März). Sofort gaben acht mehr oder weniger ariſtokratiſch 
gejinnte Mitglieder des Regierungsraths, voran die beiden Bürgermeijter 
v. Muralt und v. Wyß, ihre Entlafjung mit der Erflärung, daß 
bei jo organijirten Vereinen eine Regierung unmöglich fei, und zogen 
ih mit ihrer Parthei,grollend zurüd. Der Wagen der Reform kam 
dur die Schwierigkeit der neuen Wahlen nicht aus dem Geleiſe; es 
war blos ein Hemmſchuh gelöst. Männer, die den Zeitbebürfnifien 
näher ftanden, erfeßten die Ausgetretenen; zum erften Male kam ein 
Bürger vom Lande, Meldior Hirzel, als Bürgermeifter an die 
Spite des Staats. MUeberwiegender Einfluß fiel jett dem Dr. Keller, 
Präjident des Gr. Raths, zu, der durch feine ſcharfe Bemeisführung 
am meiften zur Verwerfung des Gefeßesvorfchlages gegen das Vereins— 
recht beigetragen hatte und der auch außerhalb der Regierung das eigent- 
liche Ruder führte. 

Bei dem Wachen der reaftionären Umtriebe und der zmweidentigen 
Haltung der Tagfakung fühlten die liberalen Staatsmänner der vegene: 
rirten Kantone allmählig das Bedürfniß, außer den politifchen Vereinen, 
auch die Kantone felbft zur Sicherung der neuen Verfafjungen in fefteren 
Zufammenhang zu bringen. Mehrere Stände mweigerten fih immer un: 
ter den nichtigften Borwänden, diefe neuen Verfafjungen zu gewährleiften, 
während fie auf unbedingte Handhabung der Garantie für die alten Ord— 
nungen drangen. So wie die Garantie überhaupt ausgelegt und geübt 
wurde, war fie ein Hebel in den Händen der Reaction gegenüber dem 
Ringen der Bevölferungen nad Wiedererlangung ihrer Rechte. An der 
außerordentlihen Tagfasung im März 18329 traten deßhalb die Ge: 
ſandtſchaften von fieben vegenerirten Kantonen zufammen und beriethen 
ein Konkordat zum gegenfeitigen Schub der Verfaſſungen. In diefem 
Siebenerkonkordat gemwährleifteten fich die betreffenden Stände 
— Zürih, Bern, Luzern, Solothurn, Yargau, Thurgau, St. Gallen — 
ihre neuen auf dem Grundſatz der Volksſouveränität beruhenden Ver: 
fafjungen und zwar ſowohl die dem Volke jeden Kantons verfaſſungs— 
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gemäß zuftehenden Rechte und Freiheiten, als die verfaflungsmäßigen 
Befugnifie der Behörden. Wenn wegen Verfaffungsverlekung Zerwürf— 
niffe in einem Kanton entftänden, fo follten die übrigen im Konfordat 
begriffenen Kantone das Schiedsrichteramt ausüben. Nöthigenfalls ver: 
pflichteten jich die Kantone, unter Anzeige an den Vorort, ſelbſt mit 
bewaffneter Macht einander einzeln oder in Gemeinschaft zu Hülfe zu 
ziehen. Das Konkordat follte nur fo lange beftehen, bis die Bundes: 
afte von 1815 revidirt und Umfang und Wirkung der Garantie der 
PVerfafiungen beftimmt fein würden. Endlih wurde jedem Kanton der 
Beitritt zum Konfordat geftattet. 

Diefes von den Oefandten entworfene Konkordat erhielt in allen 
fieben Kantonen die Genehmigung der Gr. Näthe. In St. Gallen 
beftand e3 auch die Probe des Veto’. Gemwaltig mar der Schrei, der 
durch die reaftionären Reihen ging. Das Konkordat wurde ald Bund 
in Bunde denunzirt. Allerdings war es ein etwas zweifelhafter Nothbe- 
helf, um Volksrechte zu ſchützen, die der alten Bundesverfafjung gegen: 
über Feine Sicherheit hatten. Wirklicher Eingriff in die Befugnifje des 
Bundes ließ fich nicht nachweisen, da e3 jedem Kanton freiftand, andere 
Kantone zu Hülfe zu rufen, alle bundesgemäßen Pflichten vorbehalten 
waren und auch die Theilnahme nad allen Seiten offen blieb. An der 
Tagfagung konnte es, troß einzelnen Verwahrungen, nicht ernftlich in 
Frage geftellt werden. Durd das Konkordat trat die Mangelhaftigfeit 
der alten Bundesakte deutlicher hervor, zu deren Reviſion es drängte. 
Im Uebrigen Eonnte es fi nicht in der gewünfchten Weiſe ausdehnen 
und hatte deßhalb nur unvollftändige Wirkung. Auch ſolche Kantone, 
in denen fi ein Umſchwung geltend gemacht hatte, wie Waadt, reis 
burg u. a., hielten fich troß allen Einladungen fern. Nichtsdeftomweniger 
bildete es eine Zeit lang den liberalen Kern, an den fich die regenerir— 
ten Ordnungen anlehnen fonnten. 

Ein lebendiges Echo fand das neu ermwachte volitifche Leben wie 
der Drang nad größerer Zufammengehörigfeit auch in dem eidge: 
nöffifhen Freiſchießen, das im Juli 1832 zu Luzern Schügen 
aus allen Gauen des PVaterlands verfammelte und die Bedeutung diefer 
Nationalfeier noch mehr erhöhte. 


Ginleitungen zur Bundesreform. 


So lange man in den Kantonen mit der inneren Umgejtaltung 
beſchäftigt war, dachte man nur wenig an die Forderung einer Bundes: 
reform, ohne welche die nationale Wiedergeburt unvollftändig bleiben 
mußte. Nur bier und da tauchten einzelne kühne Gedanken auf, die 
nach diefem Ziele geraden Schrittes Hinfteuern wollten. Bei dem Frei: 
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ümtlerzug wurde unter dem Landfturm in Narau der VBorfchlag gemacht, 
nach der Veſte Aarburg zu marſchiren und hier da3 Schmweizervolf zu 
allgemeiner bewaffneter Stellung aufzufordern, bis alle Verfaflungen von 
1814 befeitigt feien. Im Januar 1831 ſann man in einigen Kantonen 
auf einen großen Freifhaarenzug, um die Landſchaft von Bafel zu be: 
freien und zugleich unter den Mauern diefer Stadt einen eidgenöſſiſchen 
Bundesstaat zu proflamiren. Aber dieſe Fühnen Projekte blieben ohne 
Ausführung, da es an der nöthigen Entfchloffenheit und hinreichenden 
Kräften fehlte, auch die angejeheneren liberalen Führer mit allem Ernite 
von gewaltfamen Unternehmungen abmahnten. So verftrih die Zeit 
der erjten Bewegung, ohne daß ein großer Schritt nach diefem Ziele 
bin getan wurde. Es war zu ſchwer, eine doppelte Aufgabe zu gleicher 
Zeit zu erfüllen. Auch fand fich der Boden für eine Bundesreform im 
Bewußtſein des Volks noch_nicht fo weit vorbereitet, wie für die fan: 
tonale Reform, auf welche die liberalen Beitrebungen in ben Zwanziger 
Jahren fast ausfchlieglich gerichtet waren. Der Aber Bund konnte 
zwar fchon feines Urſprungs wegen nie beliebt fein; die Unfruchtbarkeit 
aller Verhandlungen der Tagfatung mußten den unbeholfenen Organis: 
mus in natürlichen Verruf bringen; aber mit dem Wefen einer Revijion 
hatte man fich noch wenig beichäftigt und ‘vor der Schwierigfeit ſchracken 
fait ale Staatsmänner zurüd. Mit Ausnahme einer Echrift von 
31 Hoffe über das Bedürfniß einer Stärkung der Zentralgewalt fiel 
faum eine namhafte Anregung für die öffentliche Meinung in die Beriode 
der Reftauration, 

Den erften ſyſtematiſchen Anſtoß gaben jebt auffallenber Weiſe 
höhere Stabsoffiziere der in Frankreich aufgelösten Schweizerregimenter, 
die zunächſt in einer Petition, dann in einem förmlichen Entwurf auf eine 
eidgenöffifche Zentralregierung drangen, um der Schmweizernation Kraft 
nah Innen und Außen zu verleihen. Der Entwurf ward indek wenig 
günftig aufgenommmen, theil3 weil er von Männern berrührte, die ihre 
Kräfte dem fremden Dienft gewidmet hatten, theils weil ſelbſt Freunde 
der Reform die Abjicht witterten, eine auf Militärgewalt geſtützte Zen: 
tralität oder Diktatur zu gründen.*) Ungleic größeren Anklang fand 
ein „Zuruf” von Dr. Kafimir Pfyffer an den eidgenöfjifhen Vor: 
ort bei Uebernahme der Bundesleitung im Januar 1831, worin derfelbe 
als Luzerner dem Stand Luzern die große und herrliche Aufgabe ſtellte, 
als Vorort die Nevifion der Bundesafte einzuleiten. In diefer Schrift 
wurde das Bedürfniß der Reform eben jo warm ans Herz gelegt, als 
das Ziel jelbft in Karen und fcharfen Zügen gezeichnet. Nach den 


”) Siehe: J. Baumgartner, die Schweiz in ihren Kämpfen umd Umge- 
ftaltungen von 1830— 1850. Bd. J, S. 163 u. ff. 
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gleichen vepublifanifchen Repräfentativgrundfäten, wie fi die Kantone 
regenerirten, follte auch der bisherige Staatenbund in einen Bundes: 
ftaat umgewandelt werden, mit nationaler Vertretung, leitendem Bun: 
desfomite und weitgehenden Befugniffen, um der Eidgenoſſenſchaft Kraft 
und Würde zu verleihen, die allgemeinen nterefjen zu. fördern und 
namentlich auch die Rechtspflege bis zu einem gemwifjen Grad zu zentrali- 
jiren. Als ein Hauptgebrechen des bisherigen Bundesvertrags hob der 
Zuruf hervor, daß nur die Regierungen, nicht aber das Volk die Bun: 
desgewalt um Hülfe anrufen fonnten, daß man annahm, wenn eine Re 
gierung gegen ihr Volk um Hülfe mahne, man unbedingt ohne irgend 
eine Unterfuchung der Regierung beiftehen müſſe, und daß nicht einmal 
von einer Vermittlung die Nede fein könne, indem dadurch die Souve- 
ränität des betreffenden Kantons verlegt würde. „Nach diefer Theorie 
fonnten die Regierungen das Volt und einzelne Bürger auf die unge: 
vechtefte Weife unterdrüden; fie konnten die Verfafjungen verlegen, die 
Gerechtigkeit verhöhnen, für das Volk gab es nirgends Hülfe. Bei der 
Bundesbehörde fand man fein Gehör; fih auch nur an diefelbe zu 
wenden, wurde als Hochverrath angefehen.“ Don ariftofratifcher Seite 
wurde die Schrift aufs Heftigfte angefeindet und dem Berfafjer der 
Vorwurf gemadt, daß er das alte helvetifche Einheitsſyſtem wieder ein: 
führen wolle, was er indek in einer bejonderen Rechtfertigung zurück— 
wies. Andere Anregungen folgten dem gegebenen Impuls. Lebhaft 
wurbe der Gedanke in der helvetifchen Gefellfchaft aufgegriffen. Mehrere 
der angefehenjten Staat3männer gaben fich hier das Wort, in den 
Großen Räthen auf Inſtruktionen im Sinne der Bundesreform hinzu: 
wirken. 

Bald wurde auch das Bedürfniß in einzelnen Behörden hinreichend 
gefühlt, um zu offiziellen Schritten Anlaß zu geben. Thurgau ging 
mit einem Kreisſchreiben voran, das indeß vom Vorort nur fühl auf: 
genommen und ohne alle Empfehlung an die Stände befördert wurde, 
In der ordentlihen Tagſatzung de8 Sommer? 1831 fam dann dur 
den Thurgauer Antrag die Frage der Bundesrevijion zum erjten Mal 
zur Sprache. Aber noch fiel die Anregung auf einen wenig empfäng-' 
lihen Boden, indem die Meinungen bunt außeinander gingen. Thurgau 
jelbft warf die Idee noch zu fehr in allgemeinen Umrifjen Hin, ohne für 
die Ausführung feftere Anhaltspunkte zu gewähren. Die Fantonale 
Selbitherrlichkeit ſpuckte auch in font liberalen Köpfen noch gemaltig. 
Die der Revifion günftigen Gefandten wagten es faum, fi auf den 
Standpunkt der Mediationsverfafiung zu ftelen. Man fonnte fich nicht 
genug gegen das Schredbild eines helvetiſchen Einheitsftaates wehren. 
Die gleiche Stimmberehtigung der Kantone erſchien ala die Klippe, 
über die es ſchwer hielt Binauszulommen, da man von feiner Seite 
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Opfer tragen wollte. Die drei Urfantone nebft Wallis verwahrten ſich 
feierlich gegen jede Aenderung, indem diefe nur zum Umſturz des Bun⸗ 
des führen würde. Waadt, das einft die lette Stütze der helvetiſchen 
Republif war, gehörte jetzt zu den Rittern der Kantonalfouveränität. 
Auh Genf nahm den Antrag äußerft umfreundlih auf. Neuenburg 
job fogar die Garantie der Mächte für die betehende Bundesverfafjung 
vor, was indeß von Luzern auf das Bejtimmtejte zurückgewieſen wurde, 
indem kein europäiſcher Vertrag die Schweiz verhindere, die Reviſion 
derſelben vorzunehmen. Andere Stände gaben wohl das Bedürfniß von 
Verbeſſerungen zu, aber hielten die Zeit innerer Wirren und äußerer 
Bedrohungen für ungeeignet, um ſich in ein Reviſionswerk einzulafien, 
das mit fo vielen Schwierigkeiten verbunden fei. Einzelne Gefandt: 
ſchaften waren auch noch ganz ohne Anftruftion, wie die von Bern, das 
feine Gonftituirung noch nicht vollendet hatte. Am Ende fanden fid) 
nur mit Mühe 12 Stände zufammen, um den Thurgauer Antrag ad 
referendum et instruendum in den Abſchied fallen zu laſſen. 

In der öffentlichen Meinung machte indeß die Frage weitere Fort— 
ſchritte. Je ftärker der Widerfpruch zwiſchen dem Geift des alten Bun: 
desvertrags und der Richtung der neuen SKantonalveformen hervortrat; 
je mehr die liberalen Intereffen durch die Haltung der Tagfahung in 
den einzelnen Wirren gefährdet wurden und je klarer das Bewußtſein 
bei allen denfenden Staatsmännern wurde, daß die ganze bisherige Re- 
generation nur auf unjicherem Boden ruhte, wenn nicht der nationale 
Körper neu geftärft werde; deſto lebhafter mußte nothwendig der 
Drang nah einer Bundesreform werden. Einen bedeutenden Impuls 
gab der ſchweizeriſche Schußverein, der jih zur Hauptaufgabe ſtellte, 
auf eine Reviſion des Bundesvertrags hinzuarbeiten. Beſonders thätig 
war der leitende Ausſchuß, als dieſer nach Zürich verlegt wurde. Eine 
würdig gehaltene Adreſſe, mit 9819 Unterſchriften bedeckt, ging von 
dort an die Tagſatzung. Andere Adreſſen folgten, die zum Theil einen 
eidgenöſſiſchen Verfaſſungsrath verlangten. Zur weiteren Förderung 
diente ein förmliches Projekt, das von den Geſandten derſelben Stände, 
die ſich um das Siebenerkonkordat ſchaarten, entworfen und in Form 
einer Flugſchrift „von einer Geſellſchaft Eidgenoſſen“ vor die Oeffent⸗ 
fichteit gebracht wurde. Dieſer Entwurf hielt ſich in der Mitte zwiſchen 
Siaatenbund und Bundesſtaat — ohne Vertretung des Schweizervolks, 
nur mit größerer Stimmberechtigung für die mittleren und größeren 
Kantone — und verſcheuchte, ſo viel wie möglich, die Furcht vor gänz⸗ 
licher Zentralität. Mit demſelben war wenigſtens eine beſtimmtere 
Baſis gegeben, auf welcher fortgearbeitet werden konnte. 

Als die Frage der Bundesreviſion von Neuem vor die Tagſatzung 
kam (Sommer 1832), war die Stimmung ſchon günſtiger. Eine größere 
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Anzahl von Ständen — Glarus, Zug, Appenzell J. Rh., die Urkantone, 
Teſſin, Wallis und Neuenburg — erklärte ſich freilich auch jetzt noch 
gegen jede Reform überhaupt oder die gegenwärtige Anhandnahme. 
Zwei derſelben, Schwyz und Unterwalden, behaupteten ſelbſt, daß eine 
Revifion nur mit einmüthiger Juftimmung vorgenommen werden dürfe. 
Die Mehrheit zeigte jich indeß geneigt, auf eine Revifion einzutreten. 
Dod war der Standpunkt auch unter den Freunden der Reform noch ein 
wejentlich verfhiebener. Ein Theil wollte von einer Bundesverfaj: 
fung noch nichts wifjen, fondern hielt an der engen bee des Bundes: 
vertrages feit, wonach namentlich die Gleichheit des Stimmrechts der 
Kantone nicht angetaftet werden follte. An der Spite diefer Halben 
ftand Freiburg — mit vielem Geift und Scharffinn durch Staatsrath 
Schaller vertreten — das immer mit einem Fuß im regenerirten und 
mit dem anderen im fonfervativen Lager ftand, Folge der Fantonalen 
Stellung, wo der Liberalismus mit dem Sefuitismus zu ringen hatte. 
Am Ende wurde die Revifion im Grundfag mit 131), Stimmen be- 
ichlofjen (17. Juli), denen ſich nachträglich noch zwei Stände anfchloffen, 
worauf die Tagſatzung eine Kommilfion von 15 Mitgliedern niederſetzte, 
um einen Entwurf auözuarbeiten, der zur Inſtruktionsertheilung an die 
Kantone gehen ſollte. Die Urkantone jchloffen ſich ſelbſt von dieſer 
Kommilfion aus, indem der in diejelbe gewählte Landammann Zgraggen 
von Uri beharrlich ablehnte. 

Sp war der erite Schritt zur Bundesreform gethan, aber unter 
Aufpizien, die tiefen Widerſpruch bliden ließen. 


Fremde Interventionsgelüfte. 


Die freifinnigen Umgeftaltungen in den jchmweizerifchen Kantonen 
waren den abfolutiftiichen Mächten, befonders Defterreih, immer ein 
Dorn im Auge. Längere Zeit hatte man inde in den eigenen Rändern 
genug zu thun, fo dag man nicht daran denken Eonnte, fi in die Ver: 
hältnijje der Schweiz einzumifchen. Der Ausbruch der polnischen Revolution 
vereitelte alle Pläne der heiligen Allianz auf eine Gegenummälzung in 
Frankreich. Die Schweiz konnte die militärifchen Vorkehrungen, die fie 
Ende 1830 zu ihrer Sicherheit traf, wieder ruhig einftellen. Das ganze 
Jahr 1831 verlief in friedlichen Beziehungen. Aber der politifche Hori— 
zont änderte jih allmählich, nachdem Polen volljtändig niedergemorfen 
war. Die Anhänger der alten Ordnung frohlodten wieder und die 
abfolutiftiichen Mächte erhielten freiere Hand. Bald ging durch ganz 
Europa ein fcharfer reaftionärer Wind. Im benachbarten Deutſchland 
insbejondere traten Preußen und Oeſterreich mit vereintem Gewicht den 
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Bewegungen entgegen, die in einzelnen Staaten Boden gewonnen hatten. 
Der deutfhe Bundestag mußte dazu dienen, um dem ganzen Reform: 
ftreben einen Riegel zu ſchieben. Durch die berüchtigten Ordonnanzen 
vom 28. Juni 1832 und weitere Bundesbeſchlüſſe wurde die fürftliche 
Gewalt wieder aufs Aeußerſte ausgedehnt und ein Fonftitutionelles Recht 
nah dem andern in den Bann gethan. Um diefen Ordonnanzen und Be: 
ihlüffen Nahdrud zu geben, drohten Preußen und Defterreih mit 
Zwangsmaßregeln, die fich hauptfächlich gegen Baden richteten, wo das 
fonftitutionelle Leben ſich am regjten entwidelt hatte. 

Auch gegen die Schweiz ſchien jett ein Ungewitter heranzuziehen, 
da öſterreichiſche Truppenaufftelungen im Vorarlbergiſchen zugleih als 
Demonftration nach ihrer Seite gelten fonnten. Ye mehr die Bundes: 
revifionsfrage aufs Tapet Fam, deſto zudringlicher wurde die fremde 
Diplomatie. Deutlih genug gab man zu verftehen, daß die Mächte 
bei diefer Frage auh ein Wort mitzufprechen hätten. Die Garantie 
der immermwährenden Neutralität der Schweiz und der Unverletzlichkeit 
ihres Gebiet3 Fonnte zwar vernünftiger Weife nicht den Sinn haben, 
daß die Schweiz nicht ohne die Juftimmung der auswärtigen Mächte 
ihre Bundeseinrichtungen verbefjern dürfe. In der Gemährleiftungs- 
urfunde war auf das Ausdrüdlichite anerkannt, daß „die Unabhängig: 
keit der Schweiz von jedem fremden Einfluß dem wahren Intereſſe aller 
europäifchen Staaten entſpreche.“ Aber die heilige Allianz hatte jo 
lange auf die Schweiz gedrüdt und der der Bund entiprad fo jehr 
ihren Imeden, daß fie den Vorwand jener Garantie benußte, um das 
Gebäude der Reftauration aufrechtzuhalten. In der Schweiz felbit ging 
die ariftofratifche oder ftabile Parthei mit der Diplomatie Hand in 
Hand, indem fie gleichfalls auf die Garantie hinwies, die e8 nit cr= 
laube, den Bund nah Belieben zu ändern. An großen auswärtigen 
Organen begann ein foftematifcher Krieg gegen die freigefinnte Schweiz, 
indem das Land als in fortwährender Anarchie befindlich und die Ruhe 
jedes Nachbarftaates gefährdend dargeftellt wurde. 

Bereit? im Anfang Juni 1832 war in Wien ein Memorandum 
entworfen, das zur Grundlage gemeinſchaftlicher Inftruftionen an die 
Gefandtihaften der Großmächte dienen follte. In diefem Memorandum 
wurde der Schweiz das Recht der freien Bundeskonftituirung abge: 
fprochen und die Garantie der immermwährenden Neutralität ala verwirkt 
erklärt, wenn die wejentlihen Grundlagen des Bundesvertrages von 
1815 geändert würden. Diefer Anfhauung trat auch die franzöfifche 
Diplomatie bei, die eine Zeit (ang die Bewegungen in der Schweiz er: 
mutbigt hatte, aber jetzt in feiger Selbſtſucht fih den legitimen Höfen 
näherte. Selbſt der englijche Gefandte ftimmte in den gleichen Ton 
ein. Bon Sardinien kam fogar die Andeutung, daß es die im 


— 116 — 


Jahr 1815 dem Kanton Genf einverleibten Gemeinden des Chablais 
zurüdfordern würde, wenn die Schweiz die ihr zugeficherte Neutralität 
durch eigenes Verſchulden verlieren follte. 

Wenn auch jene® Memorandum noch nicht zu wirklichen Noten 
führte, fo fah doch der Vorort die Lage gegenüber den. vielfeitigen Ver: 
willungen und Bewafinungen drohend genug an, um die Kantone 
zu den nöthigen militärifchen Rüftungen einzuladen und der im Juli— 
1832 verfammelten Tagſatzung weitere Sicherheitgmaßregeln vorzu: 
ihlagen. Demgemäß wurde, wenn auch nicht ohne Widerfprucd mehrerer 
Stände, denen die auswärtigen Drohungen in ihren Sonderintereflen 
nit unmilllommen waren, der Beſchluß gefaßt, alle Kantone bei ihren 
Pflichten gegen das gemeinfame Vaterland aufzufordern, ſowohl ihr 
Bundeskontingent als die Bundesrejerve aller Waffen in reglementarifcher 
Stärfe marjhfertig zu Halten und aufs Pilet zu ftellen. An alle 
Stände erging ferner die Aufforderung, aud die Landwehr in der vor: 
gefchriebenen Stärke und nöthigen Ausrüftung in Dienftbereitfchaft zu 
ſetzen. Meitere- Mafregeln, mie die Abfendung von Anfpeftoren, um 
den Zuftand aller Kontingente zu unterfuchen und nöthigenfalls felbft 
Truppen aufzubieten, fielen noch dahin. 

Von der öfterreichifchen Diplomatie kamen ingwifchen friedliche Er— 
Härungen: die Truppenaufftellung im PVorarlbergiihen babe feinen 
offenfiven Zweck gegen die Schweiz; fie fei nur bejtimmt, bei allfälligen 
Bolksbewegungen in der Nähe der Faiferlichen Erbftaaten jeder Unorb- 
nung vorzubeugen; die Bemühungen der Mächte feien ftet3 auf Auf: 
rechthaltung des Friedens gerichtet; die Schweiz möge fich deßhalb be— 
ruhigen und ihre Rüjtungen eintellen. Die Eidgenofjenfchaft verblieb 
indeß einftweilen bei ihrer angenommenen Haltung. Frankreich ſah die 
militärifchen Vorkehrungen nicht ungern; mit einer wirklichen Interven- 
tion zu Gunften der heiligen Allianz war es diefer Macht nicht Ernit; 
durch ihre zweideutige Politit entzog fie der Schweiz nur die feitere 
Stütze. Allmählig verzog ſich das diplomatifche Ungemitter wieder, aber 
die lauernde Einmiſchung blieb als Alp auf der Bundesrenifion laſten. 
Einerjeitö wurden die Bedenflichfeiten gegen eine durchgreifende Reform 
vermehrt und andrerfeits der Widerftand gegen jede Neuerung ermuthigt. 
Damit war der Zwed erreicht, der jich in dem diplomatifchen Memo— 
randum beftimmt ausgedrüdt fand. Ein päpftlicher Hirtenbrief (vom 15. 
Auguft 1832) fam um diefe Zeit hinzu, um alle liberalen Beftrebungen 
zu verdammen und die Agitation der Geiftlichkeit wach zu rufen. 


Fruchtlofe Vermittlung in den Basler Wirren. 


Durch die proviforifche Entziehung der Verwaltung an 46 Ge: 
meinden war im Kanton Bafel factifh eine partielle Trennung einge: 
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treten. Die von ber Stadt erwartete zügellofe Anardie blieb aus, 
nichtsdeftoweniger war durch die Mafregel ein heillofer Zuftand ge- 
ſchaffen. Die abgelösten Gemeinden bildeten fein zufammenhängendes 
Ganzes, fondern waren nad allen Seiten hin zerriffen. Nicht nur 
zwifchen Stadt und Land, auch in der Landſchaft beſtand eine feindliche 
Kluft. Nichts war natürlicher, ala da die abgelösten Gemeinden fich 
zu erweitern und auch die übrige Landichaft in ihren Kreis zu ziehen 
ſuchten. Bon den bei Bafel gebliebenen Gemeinden waren einzelne zu 
freiwilligem Anſchluß bereit, andere ſchwankten; bei diefen wurden alle 
Mittel der Ueberredung und mannigfaher Zwang angewandt. Die 
gegenfeitigen Reibungen und PBartheiungen hielten in fortwährender Nuf- 
regung und unterwühlten alle Berhältnifje. In Baſel hatte man fi 
die Hoheit über die abgelösten Gemeinden noch immer vorbehalten und 
die Hoffnung nicht aufgegeben, fie wieder zu unterwerfen. An die Eid- 
genofienfchaft wurde noch immer in erfter Linie das Verlangen um un— 
bedingte Handhabung der Verfafjungsgarantie geftellt. Aber vor Allem 
war man darauf bedacht, die gebliebenen Gemeinden in Gehorfam zu 
halten und den Abfall nöthigenfals mit Gewalt zu verhindern. Zur 
Erreihung diefes Zweckes ging man die Repräfentanten um Beiſtand 
an. Die Repräfentanten wiefen indeß die Zumuthung zurüd, da ber 
ganze bervorgerufene Zuftand nicht im Einverſtändniß mit der Tag: 
ſatzung erfolgt fei und jeder Gemeinde freigeftellt bleiben müſſe, fich für 
den einen oder andern Theil zu erklären. 

Die Regierung von Bafel traf Hierauf wieder Anftalten zu eigenen 
militärifhen Maßregeln. Da man die bloße Bürgermiliz nicht für aus: 
veichend hielt, fiel man jebt auf den Gedanken, die obern Thäler mit 
kleinen Söldnerforps zu befegen. Vergebens warnten flügere Stimmen 
vor diefem Schritt, der geeignet fei, von Neuem Bürgerfrieg hervorzu— 
rufen. Der Plan wurde fo lange wie möglich geheim gehalten, den 
Repräfentanten auf eine Anfrage täufchende Antwort ertheilt. Erſt am 
Tage vor der Ausführung fam das Begehren an diefelben, den Truppen 
auf ihrem Marſch eidgenöfjifches Geleite zu geben. Die Repräfentanten 
wiefen dies auf das Entſchiedenſte zurüd, proteftirten mündlich -und 
Ihriftlic) gegen das Vorhaben und erflärten, dem eidgenöffifchen Oberjt 
Befehl ertheilt zu Haben, einen folchen Durchzug von Basler Truppen 
über den Boden getrennter Gemeinden zu verhindern. 

Unterdeß waren bereit3 alle Vorkehrungen getroffen, um ein Korps 
auf anderem Wege nad Gelterfinden zu bringen. In der Nacht 
vom 5. April 1832 marſchirten 166 Mann, unbewaffnet, angeführt von 
Oberftl. Burdhardt und begleitet von Regierungskommiſſär Geigy, in 
fleineren Abtheilungen und in aller Stille über badifchen und aargauifchen 
Boden an Rheinfelden vorüber nah Anwyl. Hier traf die Mannſchaft 
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die Waffen, die wohlverpackt und an der badiſchen Grenzſtätte als „80 Zent— 
ner Eiſenwaaren“ verzollt hinübergefehmuggelt worden waren. Mittler: 
weile lief die Kunde von dem Vorhaben rafch durch die Landihaft und 
rief hier den äußerſten Alarm hervor. Man fah in diefer Waffnung 
feine einfache Mafregel zur Vertheidigung, fondern befürchtete neuen 
Meberfal. Die Aufregung wurde vermehrt durch Abfaffung eines mit 
Waffen und Munition beladenen Wagens bei Aeſch, der gleichfalls mit 
falfhen Fuhrbriefen nach Reigoldswyl beftimmt war. In den getrenn- 
ten Gemeinden ertönten die Sturmgloden, das Volk lief zu den Waffen. 
Bereit3 auf dem Wege von Anwyl nad Gelterfinden wurde die Söld— 
nertruppe mit Schüjjen enpfangen und von Ort zu Ort beunruhigt. 
An Gelterfinden drohte blutiger Zufammenftoß. Den Repräfentanten 
lag es ob, dazmifchenzutreten und auf der einen Seite das ftäbtifche 
Korps mit aller Entjchlofjenheit zurüdzumeifen und auf der andern Seite 
den beranrüdenden Landfturm abzumehren. Standen auch nur ein paar 
Kompagnieen eidgenöflifcher Truppen unter Oberft Donat3 zur Ber: 
fügung, jo konnte energiſcher Wille doch das eidgenöffiiche Anfehen be: 
baupten, jedenfall8 die militärifche Ehre wahren. Aber die beiden Re— 
präfentanten (Dr. Merk und Ceſar de la Harpe) waren ber ſchwierigen 
Aufgabe nicht gewachſen und geriethen in die peinlichjte Verlegenheit. 
In aller Eile wurde eine eidgenöffishe Kompagnie nach Gelterfinden 
geworfen, aber ohne den Befehl, Gewalt mit Gewalt zurüdzutreiben. 
Ungehindert fonnten die Baslertruppen in den Ort einrüden. Als die 
Repräfentanten ſelbſt erſchienen, machten fie vergeblihe Vorftellungen, 
um den Wiederabzug zu bewirken. Unmillig verließen fie Gelterfinden, 
während eine zweite eidgenöffifhe Kompagnie einrückte. Unterdeß mälzte 
fi der bewaffnete Landiturm heran, 12—1500 Mann ftarf. Die Re= 
präfentanten eilten noch einmal nach Gelterfinden und forderten vom 
Regierungsfommiflär Geigy die Entfernung der Garnifonstruppen. Als 
diefer auf feine Inftruftionen wies und erflärte, daß die Truppen, koſte 
es, was e3 wolle, jih halten und vertheidigen würden, räumten die 
Repräfentanten mit den beiden eidgenöffifhen Kompagnien das Feld; 
auf eigene Sicherheit bedacht; zu ſchwach, wie fie meinten, um zmwijchen 
beide Partheien zu treten, auch weder verpflichtet noch befugt, in ben 
Neihen der Einen oder der Andern zu fechten. Es entipann fich jebt 
ein nächtlihes Gefecht, das von 7 Uhr Abends bis 9 Uhr Morgen 
dauerte. Die Garnifonstruppen, von Mannſchaft aus Gelterfinden un: 
terftüßt, vertheidigten fich ftandhaft. In der Nacht gingen drei Häufer, 
darunter eine Seidenfabrif, in Flammen auf. Am Morgen famen die 
Repräfentanten noch einmal, in Begleit von Stephan Gubmwiller, um 
eine Kapitulation zu bewirfen. Die Unterhandlungen fcheiterten an der 
Forderung der Landihäftler, daß die Baslertruppen fih ohne Waffen 
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zurückziehen follten. Der Kampf begann von Neuem; der Landfturm 
drang von den Anhöhen vor und ſchloß den Ort immer enger ein. 
Da beſchwor auch ein Theil des Gemeinderath8 die Basler Führer, die 
Gräuel eines Gefechtes im Dorfe felbit zu verhüten. Die Stellung der 
Garnifonstruppen wurde unhaltbar; um 11 Uhr (7 April) zogen fie 
ab und fehrten durch das Fridthal und über Sädingen nah Bafel zu: 
rüd. Die Waffen wurden auf badiſchem Gebiet von der dortigen Be: 
börde abgenommen und fpäter — nicht ohne fcharfe Befchwerde bei der 
Eidgenofjenfchaft über die Gebietöverlegung — nah Baſel verabfolgt. 
Das verlafjene Gelterfinden hatte von der Wuth des erbitterten Land» ' 
fturms ſchwer zu leiden. Drei Perſonen wurden beim Einzug erfchoffen, 
einige Häufer angezündet, fonftige Zerftörungen angerichtet und Manches 
geraubt. Der Kampf felbft war mehr Hartnädig als blutig gemejen; 
die Garnifonstruppe verlor 34 Mann an DVerwundeten und Ge: 
fangenen; der Landfturm hatte 4 Todte und 10 Verwundete. Aber der 
Bürgerkrieg fchien noch nicht zu Ende zu fein; durch Die ganze Land— 
Schaft dauerte der Lärm fort; neuer Zufammenftoß drohte mit dem Rei: 
goldswylerthal; im untern Gebiet rüftete man fich gegen einen Weber: 
fall von Bafel. Die Repräfentanten irrten rathlo8 hin und ber, ver: 
liegen den Kanton mit den eidgenöffischen Truppen, aber kehrten Tags 
darauf von Rheinfelden zurüd und konnten endlich wirkſam interveniren, 
als neu aufgebotener eidgenöfjischer Succurs aus Solothurn und Aar— 
gau heranfam und dem in den Staub geſunkenen eidgenöfjifchen An: 
fehen wieder Nahdrud verlieh. 

Dur die Eidgenofjenfhaft ging ein Schrei der Entrüftung über 
den neu angefachten Bürgerkrieg. Schwer war es zu fagen, wer die 
größere Schuld trug, die Hartnädigfeit und Rüdfichtslofigkeit der Bas- 
ler Politik oder die Ohnmacht der Tagfagung, die Alles in der Schwebe 
ließ. Das Verbot der Waffnung war in den Wind gefchlagen, die 
Dazwilchenkunft der Repräfentanten mißachtet, auf das eidgenöffifche 
Militär Spott und Hohn geladen. Die unfeligen Folgen der Zer: 
reißung ded Kantons lagen Har am Tage. Der unglüdlide Ausgang 
der Erpebition bejtimmte jedoch Baſel nicht zum Einlenfen. Der zähe 
Widerftand wurde weiter auf die Spite getrieben. Die Oppofition, 
die fih in den Behörden regte und auf verfühnliches Entgegenfommen 
drang, fand fein Gehör. Die Regierung fam der Weifung der Re- 
präjentanten, die Bewaffnungen einzuftellen, nicht nach, und weigerte 
ih auch, erdgenöffiihe Truppen in die Stadt einzulaffen. Die Reprä- 
fentanten (Cäfar de la Harpe war der Miffion überdrüffig geworden, ihn 
erjegte der energijchere Dr. Karl Schnell von Bern) wollten durchgreifen 
und erließen eine Verordnung auf Entfernung aller Basler Beamten, 
welche in den gebliebenen Gemeinden bemüht waren, bie Bürger ſchlag— 
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fertig zu machen und beitändigen Kriegszuſtand zu unterhalten. Die 
Regierung von Bajel proteftirte dagegen und der Vorort fuspendirte 
die Verordnung. Wiederholt verlangten die Repräfentanten ihre Ent: 
lafjung; fie durften nicht gehen, aber konnten auch nichts ausrichten. 
An Baſel wurde die beftimmte Forderung geftellt, eidgenöffifche Truppen 
aufzunehmen, da die Decupation nicht allein die Landſchaft treffen dürfe. 
Bafel lehnte ſich indeß auf das Förmlichſte dagegen auf und traf alle 
Anftalten, die eidgenöffifche. Beſatzung mit Gewalt abzutreiben. Eine 
eigene Militärkonmiffion erhielt die Vollmacht, alle zu Gebote. fichenden 


. Mittel zur Vertheidigung der Stadt anzuwenden. Dies erbitterte das 


eidgenöfliiche Militär, das einzig der Landſchaft zur Laſt fallen mußte 
und auf den Wällen der Stadt die Kanonen gegen ſich gerichtet fah. 
Der Rorort nahm den Troß ruhig hin. Erft eine auferordentliche 
Tagſatzung, die Bafel felbit verlangte und der Vorort zulegt zufammen- 
berief, follte Weitere entfcheiden. 

Unterdeß fuhren die abgelösten Gemeinden der Yandfchaft fort, ihre 
Conftituirung zu vollenden. Am 3. April 1832 verfammelte fich der 
Verfaffungsrath und am 27. April war die Verfaffung berathen. Sie 
bot den Volksrechten möglihjte Garantien; nad dem Beifpiel von 
St. Gallen enthielt fie das Veto, jedoch in der Weile befchränft, daß 
zur Verwerfung eines Geſetzes wenigftend zwei Drittheile des ſouve— 
ränen Volks, auch Angabe der Gründe gefordert wurden. Mit 3973 
gegen 155 Stimmen nahm da3 Bolf dic Berfaffung an. Am 10. Mai 
ſollte fie feierlich bejchworen werden, aber auf Weifung des Vororts 
mußten die Nepräjentanten Verwahrung dagegen einlegen, da die defi- 
nitive Gonftituirung den Beichlüffen der Tagſatzung vorgriff. Einſt— 
meilen unterblieb deßhalb die Eidesleiſtung. Aber die ganze Hoheit 
über die abgelösten Gemeinden war bereit jo weit hergejtellt, daß alle 
Mitglieder, die noh im Gr. Rath zu Bajel ſaßen, auf erlajjene Straf: 
androhungen ſich zurüdgezogen hatten. 

Am 9. Mai 1832 verfammelte jich die außerordentliche Tagſatzung, 
von der man endliche Löfung der Wirren erwartete. Dreimal war bie 
Bunbdesbehörde ſchon unverrichteter Dinge in der Basler Sade ausein- 
ander gegangen, der Knoten nur um fo feiter gefhürzt. Die unheil— 
volle Entziehung der Verwaltung, der daraus erfolgte neue Bürgerkrieg, 
die fürmliche Auflehnung Baſels gegen eidgenöffische Gebote, hatten die 
Stimmung bei mehreren Ständen, die bisher noch der Stadt gewogen 
waren, geändert und das Bedürfniß einer durchgreifenden Mahregel 
näher gebracht, aber von einem fejten Princip, einem übereinftimmenden 
energijchen Willen Eonnte in der unvolfstgümlihen Behörde auch jebt 
nicht die Rede fein. Zwar fand fich diesmal eine Mehrheit zufammen, 
aber der Beſchluß war nur eine Halbheit, die weiter in die Richtung 
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der Trennung trieb, welde man im Grunde vermeiden wollte. Zunächſt 
ging der Entſcheid auf nichts Anderes als auf Erhaltung des Land- 
friedens und den Verfuch einer Vermittlung. 

Zur Erhaltung des Landfriedens wurden die abgetrennten Gemein: 
den unter eidgenöffifhen Schub und Oberverwaltung geftellt. Drei 
Kommifjäre jollten diefe Oberverwaltung leiten, eidgenöffifhe Truppen 
ihnen für den Nothfall zur Verfügung ftehen, die bisherige Beſetzung 
des Kantons einftweilen aufhören. An der Spike der Kommifjäre er: 
ſchien wieder der durch feine Partheinahme für die Stadt auf der Land» 
Ihaft verhaßt gewordene Tſcharner. Gleicher Richtung war der zweite 
Kommifjär, Landammann Zgraggen von Urt, Der freier gefinnte Land- 
ammann Nagler von Appenzell A. Mh. lehnte deßhalb die Wahl ab, 
worauf Fiscal 008 von Schaffhaufen zum dritten Kommiſſär er: 
nannt wurde. Durch diefe Zufammenfegung nahm die Oberverwaltung 
den Charakter einer mikgünftigen Bevormundung an, gegen welche die 
helvetifche Gejellihaft eine Adreſſe an die Tagſatzung erließ. In den 
abgelösten Gemeinden fühlte man fi) von der Eidgenofjenihaft zurids 
geftoßen; die Gährung wuchs wieder; erft dur die Drohung einer 
neuen Decupation fügte man fich der Anordnung des Landfriedens, je: 
doch nicht ohne Proteftation gegen alle Eingriffe in die Befugnifje der 
verfafjungsmäßigen Behörden. Den „Vögten“ wurde das Leben bald 
fauer genug gemadt. Um den Reibungen in ben zweifelhaften Ge: 
meinden zu begegnen, wollten die Kommifjäre mit Gewalt dareinfahren 
und verlangten jpecielle Vollmacht zu einem Truppenaufgebot, aber die 
Tagſatzung weigerte fich, diefe zu geben; der militäriſche Drud unter: 
blieb und auch die Dberverwaltung wurde auf die Zeit der Vermittlung 
befhränft. Tſcharner hielt fih dadurch in feiner Thätigkeit gelähmt 
und gab feine Entlafjung. Landammann Nagler trat jest an feine 
Stelle. 

An Betreff der Vermittlung ordnete die Tagfatung eine Deputation 
ab, die fih in Zofingen verfammeln und zum Zwecke der Wieder: 
vereinigung, nach Einvernehmung beidfeitiger Ausſchüſſe, einen gütlichen 
Vergleich entwerfen follte. Als Mitglieder diefer Deputation wurden 
gewählt: Hirzel von Zürih, Baumgartner von St. Gallen, Rigaud 
von Genf, Schaller von Freiburg und Nicole von Waadt — in ihrer 
Mehrheit Männer der Regeneration, die indeß Bafel keinen Grund zum 
Mißtrauen gaben, wenn dieſes irgend entgegenfommen wollte. Am 6. 
Juni 1832 trat Die Deputation in Zofingen zufammen. Bon der Landichaft 
ftellten fich fofort fünf Ausgefhofiene ein. Der greife Eglin von Or: 
malingen brachte den Freiheitsbrief von 1798 mit, diefes Palladium der 
Landihaft, welches zeigen follte, wie letztere fich eben fomohl auf ein 
urkundliches als natürliches Recht ftüge. Die Ausgeſchoſſenen jtellten 
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fi) im Sinne dieſes Freiheitsbriefes auf den Boden der vollitändigen 
Rechtsgleichheit und verlangten einen Berfafjungsrath mit Vertretung 
nah der Kopfzahl, Vertheilung des Kriegsmaterials, Auflöfung der 
-Sarnifondtruppe, Aufhebung des- Zunftzwangd. Daneben gingen noch 
eine Neihe von Entihädigungsforderungen. Die Saiten waren hoch ge— 
fpannt, doch Fonnten die Vermittler hoffen, fie herabzuftimmen” In 
Baſel blieb man dagegen von vorneherein bei der fyftematifchen Unnach— 
giebigfeit. Die ganze Vermittlung wurde zurüdgemwiefen und die Kon: 
ferenz gar nicht befhidt. Den hauptſächlichſten Anſtoß nahm man an 
der Abjtimmung über den Vergleichgentwurf, der nicht, wie die Stadt 
e3 dem Revijionsartifel gemäß verlangte, gefondert zu Stadt und Land, 
fondern fo ftattfinden follte, daß die Mehrheit jedes Theils, nämlich der 
Stadt mit den getreuen Gemeinden einerfeit3 und der abgelößten Ge- 
meinden andrerfeit3, über Annahme, oder Verwerfung zu enticheiden ge— 
habt hätte. 

Nachdem die VBermittlungsdeputation drei Tage in Zofingen ges 
geſeſſen, mußte jie unverrichteter Dinge von der Tagfabung zurüdge- 
rufen werden. Von Neuem befand jich die Bundesbehörde in rathlofem 
Zuftande. Der Vermittlung hatte weder ein fefter Gedanke, noch ein 
wirklicher Ernft zu Grunde gelegen. Die Stimmung richtete fich mit 
zunehmender Bitterfeit gegen Bafel, das alle Verführung zurückſtieß, 
aber zu einem beftimmten Vorgehen fehlte e8 an Einigkeit und Ent: 
Ichiedenheit. Nur jechs Stände erflärten jich für eine kräftige Dazwiſchen— 
funft zum Behuf der Reconftituirung auf Grundlage der Rechtögleich- 
heit. Am Ende warf fi eine Mehrheit von Ständen prinzipiell der 
Trennung in die Arme, obgleih man diefelbe als ein Unglüdf anfah. 
ALS e3 fi aber um Form und Umfang der Trennung handelte, gingen 
die Meinungen wieder auseinander und es blieb nichts übrig, als neuen 
Anftruftionen für die nächſte Tagfabung zu rufen. Die Behörde fonnte 
es nur noch zu allerhand Miffallensbezeugungen in Bezug auf die leb- 
ten Ereigniſſe im Kanton Bafel bringen. Auch die von der Stadt 
verweigerte Aufnahme eidgenöfjifcher Truppen wurde mit einer einfachen 
Nüge abgethan. 

Bei der fortwährenden PVerfchleppung eines endlichen Entſcheids 
mußte die Trennung factifh immer fefteren Boden gewinnen. In den 
abgelösten Gemeinden war bereits Ende Mai ein Landrath gewählt 
und eine neue Regierung von fünf Mitgliedern (Stephan Gutzwiller, 
Anton v. Blarer, H. Plattner, J. Eglin und J. Meyer von Stingen) 
eingefett. In Lieftal erfchten das erfte Organ unter dem Titel: „Der 
unerfchrodene Rauracher“. Mit dem Scheitern der Vermittlung hörte 
die Oberverwaltung auf und die Kommijläre hatten nur noch für Auf: 
vechthaltung des Friedens zu jorgen. Letzteres war am ſchwierigſten in 
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den zweifelhaften Gemeinden, die der fortwährende Tummelplag der 
gegenfeitigen. Leidenschaften blieben und die zulegt unter eidgenöffiiche 
Dberverwaltung genommen werden mußten. 

Als fih die ordentlihe Tagſatzung im Juli 1832 wieder mit ber 
Frage zu befchäftigen hatte, fam noch einmal ein Vermittlungsverfud) 
auf3 Tapet; die Trennung war grundfäßlich beſchloſſen, aber allfeitig 
fhraf man vor derfelben zurüd. So wurde eine Kommiffion von 7 
Mitgliedern niedergefebt, die beſtimmte Vorſchläge zur Wiedervereinigung 
zu entwerfen hatte. In diefer Kommiffion fühlte man die Nachtheile 
der Trennung aufs Lebhaftefte und fuchte diefelbe irgendwie zu vermeis 
den. Die Vorfchläge gingen auf eine Reconftituirung des ganzen Kan: 
tons mit billigerem Nepräfentationsverhältnifie. Im Gr. Rath follte 
- die Vertretung der Landfhaft um 34 Mitglieder vermehrt werden, ber 
Revifionsartifel dahinfallen, jedoch die bisherige Verfaſſung für 6 
Sabre in Kraft bleiben, bei zukünftigen Verfaffungsänderungen die ab- 
folute Mehrheit der gefammten ftimmfähigen Bürgerfhaft, ohne Unter: 
fhied von Stadt und Land, entſcheiden, alle gegenwärtigen Behörden 
erneuert, endlich Amneftie erlaffen werden. Ein Jahr früher hätte Die 
fer Vorſchlag mit einigem Nahdrud durchgefeßt werden können. Jetzt 
war der Riß zu weit und die Ohnmacht der Bundesbehörde zu offen= 
bar. Das Gutachten der Kommiffion mochte das Unheil der Trennung 
in noch fo ſcharfen Zügen darftellen, — bei der Verhandlung am 16. 
Auguft fand ſich Feine Mehrheit von Ständen zum Eintreten in die 
Vorſchläge. 

Unterdeß war in der Landſchaft bereits am 12. Auguſt, trotz allen 
Einſprachen der Kommiſſäre, die Verfaſſung förmlich beſchworen worden. 
Durch die Ereigniſſe Schritt für Schritt nach einem Ziele getrieben, 
vor dem ſich faſt alle Geſandtſchaften geſcheut hatten, müde des lang— 
wierigen Haders, der irgend einen Ausgang haben mußte, entſchloß ſich 
die Tagſatzung endlihd am 14. September 1832 zur förmlichen Aner— 
fennung der Trennung. Nur der Eidgenofjenihaft gegenüber follte 
der Kanton noch einen einzigen Körper bilden, zwifchen den beiden 
Landestheilen eine billige Ausfcheidung des Staatseigenthums ftattfinden, 
in den zweifelhaften Gemeinden über Trennung oder Bleiben neu ab: 
geftimmt werben, im Uebrigen Wiebervereinigung vorbehalten fein. 
An der Tagfatung ſelbſt gab es Permahrungen und Gegenver— 
wahrungen; die Urkantone mit Wallis und Neuenburg erklärten den 
Beſchluß ala eine Bundesverlekung, ja als unvereinbar mit der Ge: 
mwährleiftungsurfunde des Wiener Kongrefjes; diefen Behauptungen trat 
man von Seite der Mehrheit mit jcharfen Replifen entgegen. 

An Bafel weigerte man  fih, dem Beſchluß Folge zu leiften und 
erließ eine feierliche Proteftation. Vergebens warnten felbft die Geſand— 
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ten Baſels an der Tagfagung vor rüdfichtälofem: Wiberftand. Die 
Mehrheit des Gr. Rathes wollte die früher eingeleitete partielle Tren- 
nung ſich jest nicht confolidiven laſſen, immer noch in der Hoffnung, 
wieder Herr über die ganze Landichaft zu werben. „In dem Wider: 
ftande gegen die Tagfakung war man in Bafel fchon fo abgehärtet, 
daß es auf ein Mehr oder Weniger nicht mehr anzufommen ſchien.“*) 
Bon Seite der Landihaft nahm man dasjenige an, was geboten wurde, 
und verwahrte im Uebrigen die weiteren Anſprüche. Die Tagſatzung 
beharrte bei ihren Beſchlüſſen und die Abjtimmung in den zweifelhaften 
Gemeinden wurde vorgenommen. Bon ben betreffenden 12 Gemeinden 
fielen in Folge derjelben 8 zur Landſchaft und 4 zur Stadt. Zur 
Aufrehthaltung des Landfriedens blichen noch immer Kommifjäre, jedoch 
in fortwährendem Wechfel. 

So hatte die Eidgenoſſenſchaft den bitteren Schritt der Trennung 
gethan; für die nächte Tagſatzung follte jeder Kantonätheil feinen be: 
Sondern Vertreter ſchicken. Dagegen ließ bereits Neuenburg die Drohung 
hören, — da die fünf proteftirenden Stände nicht neben Bafelland ſitzen 
würden. 


Srlacherhof-Berfchwörung in Bern, 


Um die Zeit, als in Deutfchland die Reaction ihr Haupt wieder 
erhob, am Bundestag die Ordonnanzen gegen die Fonftitutionefle Frei- 
heit gefchleudert wurden, im füdlichen Franfreih eine Farliftifche Er: 
bebung im Werke war, contrerevolutionäre Pläne durch ganz Europa 
gingen, die Diplomatie Miene machte, in der Schweiz zu interveniren, 
öfterreichifche Truppen fih im Vorarlbergifchen fammelten — bereitete 
fih in Bern eine Verſchwörung zum gemaltfamen Umfturz der neuen 
Ordnung der Dinge vor, deren glüdliche Entdeckung am Ende Auguft 
1832 die ganze Eidgenofjenfhaft mit Ueberrafchung erfüllte, 

Wir fahen bereits, wie die gefallene Ariftofratie nirgends fo feind- 
lich gefinnt bfich, wie in Bern. Von vorneherein wurden durch Dienft: 
entziehungen, Eidverweigerungen und DVerlegenheiten aller Art die Hebel 
angelegt, um den Boden der neuen Berfafjung zu untermühlen. Das 
Patriziot nahm an Zuverfiht zu, als fich die in ihren Erwartungen 
getäuſchte Stabtbürgerfehaft von Bern in gleichem Groll zu ihm gefellte. 
Der Gr. Rath beſchloß die Erneuerung der Gemeindsbehörbden: Dagegen 
protejtirte der Stadtratd und feßte eine Siebenerkommiſſion nieder, die 


*) So bemerli Hensler Geſchichte der Trennung), der im Uebrigen die 
harinäckige Widerſtandspolitik durchweg beſchönigt. 


_— 135 — 


zum Mittelpuntt aller Umtriebe werben follte. Allmählig wurbe es 
immer rühriger im ariftofratiichen Lager. Achtzehn eidgenöſſiſche Stab3- 
offiziere vermeigerten auch dem neu vorgefchriebenen eidgenöffiichen Mili— 
täreid, ber zur Treue und Ergebenheit gegen ben Bund mie gegen Die 
rechtmäßige Verfafiung des heimathlichen Kantons verpflichtetete. Das 
patrizifche Organ, die von Dr. Albrecht rebigirte „Allgemeine Schweizer: 
zeitung“, nahm einen Ton an, der auf offene Empörung hindeutete. Um 
dem Treiben zu begegnen, maffnete ſich die Negierung in aller Eile 
mit einem zweiſchneidigen Hochverrathsgeſetz. Die reaftionären Rüſtun— 
gen ließen ſich dadurch nicht abfehreden. Dunkle Gerüchte von einem 
Dandftreich liefen durch Stabt und Land. Die Regierung verdoppelte 
ihre Thätigfeit, um den Fäden auf Die Spur zu fommen. Als endlich 
auf einem Wochenmarkte (28. Auguft) förmliche Werbungen vor lid 
gingen und die Zeichen eine Umfturzplanes immer fichtbarer zu. Tage 
traten, nahm jie Verhaftungen vor und traf alle weiteren Sicherheit3- 
nıaßregeln. In die Hauptftabt wurden raſch Freiwillige aus ben be— 
nachbarten Gemeinden gerufen, nad Burgdorf und Thun Truppen mit 
grobem Geſchütz gefchict, für den ganzen Kanton außerordentliche Trup⸗ 
penfommandanten ernannt, hohe Belohnungen für zuverläffige Anzeigen 
audgefchrieben , verbächtige Fremblinge aus der Stadt gemwiefen, endlich 
ben Mitftänden vom Giebenerfonfordat nebft Freiburg und Waadt, 
Kenntniß von der Entdeckung einer Verſchwörung gegeben und zu ge: 
treuem Aufjehen gemahnt. 


Yet erhielten die Behörden auch Kunde von einem Waffen: und 
Munitionsporrath im Erlacherhof, wo die Stadtverwaltung ihren Sit 
hatte. Am 31. Auguft, Abends halb 7 Uhr, wurde der Erlacherhof 
durchſucht. Hier fand man in einer Kammer, zu welcher der Schlüffel 
fehlte, in 44 tannenen Kiftchen wohl verpadt, mit falſchen Ueberichriften 
(d&corations pour le grand salon, boudoir, chambre de Madame 
etc.) an 22,000 Patronen mit Kugeln. Darauf fehritt die Regierung 
auch zur Verhaftung der Siebenerfommifflon. In diefer befanden fi 
Männer, die einft in den höchften Würden geftanden hatten, ſtolze Pa— 
trizier und früher halbliberale Stadtbürger: Altſchultheiß Fiſcher, Alt 
fedelmeifter Jenner, Altrathsherr v. Diekbah, Spitalvermalter König, 
Dberftl. Hahn, 2. Ticharner und Dr. Luß. Der Erlacherhof mußte als 
Gefüngniß dienen. Zugleich wurben weitere Verhaftungen von Patri— 
ziern vorgenommen und endlich — da das Dekret über Erneuerung ber 
Gemeindsbehörden noch feine Vollziehung gefunden hatte — aud) die biß- 
berige Stadtverwaltung aufgelöst und die Stadtpolizei aufgehoben. Mit 
biefen Mafregeln war bie ganze Verſchwörung niebergefchlagen; bie Be: 
völferung, die mit Schredbildern von Mord, Brand und Plünderung 
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erfüllt war, Fonnte fich beruhigen; die Tage des Stedlifrieges follten 
nicht wiederfehren. 

Es folgte ein Tangmwieriger Staatsprozeß. Bei den erften Unter: 
fuhungen und Verhaftungen benahm man fi mit wenig Geſchick. Die 
thätigften Werkzeuge hatten entjchlüpfen können. Bei ber verfuchten 
Verhaftung eines der Häupter ließ fich die Polizei fchreden. Die Ge: 
fangenen waren meift untergeordnete Agenten. Den Mitgliedern der 
Siebenerfommiffion war vor Verhaftung erft Hausarreft auferlegt, der 
ihnen Zeit ließ, ihre Papiere in Sicherheit zu bringen. Die Unter: 
fuhung ergab deßhalb nicht alles gewünfchte Licht. Ein Umfturzplan 
war ohne Zweifel der Ausführung nahe. Werbungen und Aufmiegelun: 
gen zu dem Zwecke hatten an verfchiedenen Drten ftatt gefunden. Es 
beftand ein fchwarzer Bund (die Anhänger der alten Ordnung wurden 
jett „Schwarze“ genannt, im Gegenfat zu den „Weißen“ oder Freun: 
den der neuen Ordnung), der feine geheimen Erkennungszeichen und 
Lofungsmworte hatte. Mit dem größten Eifer confpirirten und warben 
ein Hauptmann v. Lentulus, ſpäter Dffizier in päpftlichen Dienften; 
Werdt von Toffen, Gutsbefiger im Amt Seftigen, und Major Fifcher von 
Eichberg, Tetterer ergrimmt über die Aufhebung des einträglichen Poſtver⸗ 
trags mit feiner Familie. Alle drei konnten fich durch die Flucht entziehen. 
Ein Farliftifcher Agent, Ritter v. Horrer, früher Sekretär bei der franz. Ge: 
fandtfchaft, der fi im Kanton herumgetrieben, war bereit3 vor Entdedung 
der Verf hmwörung ausgewiefen. Für die geheime Anſchaffung von Munition 
und Waffen Hatte der Stadtrath 25,000 Fr. bewilligt. Die Siebener- 
fommilfion gab als Vorwand an, daß es ſich blos um die Errichtung 
einer neuen Bürgergarde zum Schuß von Perfonen und Eigenthum ge— 
handelt habe. Die Munition Fam aus den Händen des Neuenburger 
Zeughausdireftors; die auch von dort erwarteten Waffen wurden noch 
am 24. Auguft abbeftellt. Auch gegen den öfterreichifchen Gefandten, 
Graf von Bombelles, wurde der Verdacht laut, daß er in das Complott 
eingeweiht geweſen fei und die Verſchwörer ermuthigt habe, wovon ſich 
derfelbe eifrigft zu reinigen fuchte. Schritte, die der Vorort that, um 
feine Abberufung zu veranlaffen, riefen nur eine unmwillige Berbalnote 
von Wien hervor. 

Tiefer gelang es nicht, in den ganzen Gang der Verſchwörung ein: 
zudringen; namentlid nicht fefter herauszuſtellen, wie weit fi) die Com: 
plicität der verfchiedenen Klaffen der Angefhuldigten erſtreckte; ob die 
‚Siebenerfommiffion wirklich die ganze Verſchwörung leitete und endlich 
welche Verzweigungen dad Komplott in andern Kantonen hatte. Statt 
fih mit dem Refultat im Allgemeinen zu begnügen und die Prozedur 
möglichft raſch zu Ende zu führen, wurde die Unterfuchung zu einer 
vermwidelten und endlofen Inquifition ausgeiponnen; die Adminiſtrativ— 
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gewalt griff ungebührlich ein, verletzte die Garantien der Verfaſſung 
und veranlaßte nicht zu rechtfertigende Härten. Die neue Ordnung der 
- Dinge war einer drohenden Gefahr glücklich entgangen; die Behörde 
hatte den Umfturzplan durch energifches Einfchreiten rechtzeitig im Keime 
erftidt; das Patriziat fanımt der Burgerſchaft der Stadt lag gebrochen 
darnieder; die Reformparthei in der ganzen Schweiz fonnte ſich be: 
ruhigen; aber die Verfolgung nach der Entdeetung ging in die Uebungen 
der alten ariſtokratiſchen Willführ zurüd. Vor der öffentlichen Meinung 
gewann dadurch das Liberale Syftem nidt. 


Der Bundesentwurf. 


Am 17. Juli 1832 hatte die Tagſatzung die Bundesrenifion be: 
ſchloſſen und eine Kommiſſion von 15 Mitgliedern niebergefegt um einen 
Entwurf auszuarbeiten. Am 29. Oktober verfammelte fih diefe Kom— 
mifjion in Luzern unter dem Vorſitz von Schultheiß Eduard Pfyffer. 
Die Aufgabe, die fie zu löfen hatte, war eine ſchwierige. In der Tag: 
fatung übermog noch das Beftreben, die Kantonalfouveränität möglichſt 
zu fchonen, und doch ſollte der Bund reformirt werden, zwei Dinge, 
die ſich kaum mit einander vereinen ließen. Die Kommilfion befaß aus: 
gezeichnete Kräfte in ihrer Mitte, mit allem Eifer machte fie fih an’s 
Werk, aber ein fefter Grundgedanke herrfchte nicht" vor. Selbſt die Ver: 
treter der regenerirten Kantone, die ſich durch das Siebenerkonkordat 
enger aneinander ſchloſſen, gingen auf diefem Boden nicht ganz einig. 
Die wirkliche Reformparthei, die einer bundesftaatlichen Anſicht huldigte, 
fonnte nur auf etwa fünf Stimmen in der Kommiffion zählen. Dieſen 
ftanden ungefähr eben fo viele Stimmen entgegen, die den Bundesver: 
trag von. 1815 im Weſen nicht verlaffen wollten. Dazwiſchen ſchob 
fi ein Yuftemilieu, das zwar in materieller und abminiftrativer Be— 
ziehung zu ziemlich weit gehenden Veränderungen bereit war, aber an 
der politifchen Grundlage des alten Föderalismus fefthalten zu müflen 
glaubte. Nur durch gegenfeitiges Abringen und Abmarkten fonnte etwas 
zu Stande gebracht werben. 

Den Schmerpunft der Revifion mußte nothmendig die Frage 
der Repräfentation im Bunde bilden. Sollten die Glieder der Eidge— 
noſſenſchaft wie bisher gleichberechtigt neben einanander ftehen, bie Flei- 
nern Kantone eben fo viel gelten als die größern und auf diefe Weife der 
Bevölkerung nach die Eleine Minderheit über die große Mehrheit fortherr: 
iden? Oder follte das Princip der Regeneration auch auf den Bund 
übertragen und ein gerechteres Verhältnig angenommen werben ? Soll: 
ten nur die Kantone ihre Abgeordneten zu der oberften Bundesbehörde 
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ſchiken ober auch das Schweizervolk feine unmittelbare Vertretung fin 
ben? Bon der Löſung dieſer Frage hing die größere Nationaleinheit 
ab. An der Kommiffion kämpften die entjchiedeneren Reformfreunde 
vergebens gegen die Bertheidiger des gleichen Stimmrechts der Kantone. 
Für eine wirkliche Nationalpertretung durften jie nicht einmal wagen in 
die Schranken zu treten. Alles, was fie begehrten, war eine permehrte 
Repräfentation der größeren Kantone, aber auch diefe fand bei dem Juſte— 
milieu feine Gnade. An dem Grundprincip des Staatenbundes follte 
nicht gerüttelt werden, indem die Eidgenofjenfchafl nur mit der Gleich— 
berechtigung der Kantone bejtehen könne. ine Ausgleihung der An— 
fihten war um fo ſchwieriger, al3 der Berner Vertreter (v. Tavel) die 
Alternative des alten Föderaliamus pder eines Einheitsſyſtems ftellte und 
fein Mittelding mit halben Norrechten zulaſſen wollte. Anm Ende wurde 
der Vorfchlag auf etwelche Berüdfihtigung der Volkszahl bei der Re: 
präjentation der Kantone mit 9 Stimmen (v. Tavel, Munzinger, Mon: 
nard, Roſſi, Heer, Schaller, v. Meyenburg, v. Planta, v. Chambrier) 
gegen 5 Stimmen (Hirzel, Baumgartner, Sidler, Tanner, Mörikofer) 
abgewieſen. Somit ſollte die alte Tagſatzung bleiben mit gleicher Ver: 
tretung der 22 Souperänitäten. Nur das Injtruftionswefen fuchte man 
etwas zu reformiren. Über zu einem rechten Schritt wollte auch bier 
das Juſtemilieu nicht Hand bieten. Man fiel auf den Mittelweg, den 
Abgeordneten eine doppelte Rolle zuzutheilen, wonach fie bald mit ge: 
bundenen Händen — mit nftruftionen — bald frei nad Gewiſſen und 
Veberzeugung — ohne Inſtruktionen — ftimmen follten. 

So weit fam man im Mefen nicht über das Alte hinaus. Kräf— 
tiger waren die Entfchlüffe in anderen Richtungen. In der Kommiſſion 
ſchlug die Sterbeglode der Vororte. inhellig war man für Aufitellung 
eines Bundesraths, der aus fünf Mitgliedern beitehen follte, mit einem 
Landammann an der Spike, deſſen Wahl den Ständen zufallen follte, 
während Die Ernennung ber vier andern Mitglieder der Tagſatzung 
überlafjen wurde. Als Bundesfig murde Luzern auderjehen. Für die 
Bundesrechtspflege einigte man fich über die Einſetzung eines Bundes: 
gerihts. Ganz entſchieden war die Kommifjion in Bezug auf freie 
Niederlaffung und freie Gewerbetreibung im ganzen Umfang der Schweiz. 
Auch dem freien Verkehr und der Aufhebung der inneren Zölle fuchte 
fie möglichſt Bahn zu brechen. Poſtweſen, Münzweſen, Maß und Ge: 
wicht ſollten zentralifirt, im Militärmefen die Wirkſamkeit des Bundes 
erweitert werden. Dagegen fand die Gründung einer eidgenöſſiſchen 
Hochſchule keinen binreichenden Anflang*). Der Tagfabung wurde nur 





*) Zur Erzielung einer gemeinfamen Hohihule waren Schritte auf dem 
Wege bes Konlorbats geichehen. Auf Anregung von Waadt tiaten während der 
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die Befugniß ertheilt, Unternehmungen der Gemeinnüsigfeit, der Wiffen- 
Ihaft und Kunft, deren Ausführung den einzelnen Kantonen nicht mög- 
lid wäre, nad Maßgabe der vorhandenen ordentlichen Einnahmen des 
Bundes zu unterftügen. Die Garantie der Verfaſſungen erhielt eime 
Ausdehnung auch auf einen Schuß der Volksrechte. Cine fünftige Bun- 
desrevifion wurde gefeglich ermöglicht, doch ſollte die nächſte Reviſion 
nieht vor Ablauf von 12 Jahren ftattfinden; auch fonft wurden hem— 
mende Formalitäten vorgefchrieben. 

Am 15. Dezember waren die Hauptverhandlungen gefchloflen. So 
Bart auch der Streit über die einzelnen Fragen geweſen war, jo ſchaar⸗ 
ten jih doch am Ende die Mitglieder einträchtig um den von Baum 
gartner auögearbeiteten Entwurf, Nur der Vertreter bes fürftlichen 
Neuenburg, der geriebene Staatörath v. Chambrier, Hin- und Her- 
läufer zwifchen der Revifionstommifjion und der gerade verfammelten 
Sarnerkonferenz, erklärte, daß er dem Ganzen nicht zuftimmen könne, 
da er den Entwurf ald den Ruin des Föderativjyftems und der ſchwei— 
zeriſchen Freiheit anfehe. Im Namen der Revifionstommiljion begleitete 
Profeffor Rofji— als Flühtling aus Italien nah Genf gelommen 
und hier zu hohem Anfehen gelangt — den Entwurf mit einem geift- 
reihen Beridt. Am 20. Dezember 1832 löste fih die Kommillion 
nach einer mühſamen Arbeit auf. 

Der Entwurf follte jet fein Glück bei den Kantonen machen, bie 
ihn unter das kritiſche Mefjer der Gr. Räthe zu nehmen hatten. In 
der öffentlichen Meinung war die Aufnahme wenig günftig. Keiner 


Tagfatung im Sommer 1832 die Gefandten aller Stände mit Ausnahme von Uri 
zu einer Konferenz zuiammen und fetten eine Kommiſſion nieder, beftehend aus 
Monnard von Waadt, Heß von Zürich, v. Tavel von Bern, Heusler von Bajel und 
Rofii von Genj. Diefe Kommifjion erfannte einmüthig, daß eine größere mit den 
auswärtigen Univerfitäten rivalifirende, beide theologische Fakultäten umfaſſende Hoc- 
Ihule für die Schweiz ein Bedürfniß fei. Auch wurde ein Projekt ausgearbeitet, 
wonach bie Koften der Anftalt mit 40 Profefjoren auf 200,000 Franken anyeichlagen 
wurden. Franzöſiſche umd italienifche Lehrftühle jollten nad) Maßſtab der Beiträge 
aus diefen Kantonen errichtet werden. Die Ausführung mußte von vorneherein 
an der Schwierigkeit ſcheitern, fich über den Sit einer ſolchen Konkordatsuniverſität 
gütlich zu verfländigen,. Dagegen beeilte ſich Zürid, das bereits ein theologiiches, 
medizinisches und politifches Inftitut hatte, die Gründung einer eigenen Hochſchule 
au beichließen (28. Sept. 1832). Die Aufhebung des Chorherrnftifts am Großmünfter 
gewährte einen Theil der Geldmittel. Dem Beifpiel folgte bald hernach das riva- 
lifirende Bern. Die beiden großen regenerirten Kantone fuchten an diefen Anftalten 
der Wiſſenſchaft zugleich eine Stütze für ihr Jiberaleg politifches Syftem. Der in 
den Zwanziger Jahren neu belebten Basler Hochſchule mißtraute man, feit der dort 
herrjchende Geift den Reformbeftrebungen der übrigen Schweiz fo feindfelig entgegen- 
trat. Zürich machte im 3. 1835 den vergeblichen Verſuch, feine Anftalt durch Ueber» 
einlunft mit andern Kantonen zu erweitern. 
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Richtung Fonnte er ganz entfpreden. So ängjtlih auch die Kommiſſion 
bemüht gemwejen war, die Stellung der kleineren Kantone nicht zu 
ſchwächen, fo wurden doch auf diefer Seite Feine Freunde gewonnen. 
Den Anhängern der unbedingten Kantonalfouveränität enthielt der Ent: 
wurf noch immer zu viele Neuerungen, die der Selbitherrlichfeit etwas 
nahmen; troß allen Beruhigungen fpudte das Schreckbild der Einheits- 
republit, Neben dem politifchen Widerſpruch erhob fich eine kirchliche 
Dppofition. Der römiſche Klerus erflärte die Religion in Gefahr, weil 
die Klöfter feine Garantie mehr gefunden hatten. Mit Hülfe katho— 
lifcher Vereine fuchte er gegen die ganze Reform zu agitiren. Auf frei: 
finniger Seite fah man das Grundprinzip der Regeneration im Bunde 
nicht durchgeführt. Dem Schmeizernolf war feine nationale Eriftenz 
eingeräumt. Die Minorität konnte auch ferner der Majorität das Gefek 
machen. Den zwölf kleineren Kantonen, welche zufammen faum einen 
Biertheil der fchmweizerifchen Bevölkerung repräfentirten, war die Macht 
gelafien, an der Tagfatung gegenüber der Vertretung der andern drei 
Diertheile eine gültige Schlußnahme zu faſſen. Dies erfchien um fo 
gefährlicher, ala die Bundesgewalt nun mit ausgebehnten Befugnifien 
verfehen werden follte, die unter Umftänden von einer der Freiheit feind- 
lihen Minderheit mißbraucht werden Fonnten. In der Preſſe gab bejon: 
ber3 Profeffor Trorler die Loſung zur entfchiedenen Oppofition, Sein 
Verlangen ging auf einen Volksbund, der aus einem nad der Kopfzahl 
gewählten jchweizerifhen Verfaſſungsrath hervorgehen jolte. In der 
Tagfatung fah er nur das „Herrenthum“ vertreten. Auch Dr. Kafimir 
Pfyffer, der in feinem „Zuruf“ den erften Fräftigen Anftoß zur Reform 
gegeben hatte, konnte ſich mit der politifhen Grundidee des Entwurfs 
nicht befreunden, Andere Wortführer einer durchgreifenden Umgeftaltung, 
wie Dr. Ludwig Snell, traten zwar nicht gegen das ganze Werk in die 
Schranfen, indem fie das Gute desfelben annehmen wollten, aber ver: 
mochten es auch nicht, den Entwurf warm zu empfehlen. Das Juſte— 
milieu felbft hatte noch im Einzelnen fo viel zu mäfeln, daß die Mei: 
nung dadurch irre gemadt wurde. Vom Standpunkt der Fantonalen 
Rechte übte eine Schrift von Altlandammann Muret von Waadt jchnei- 
dende Kritik. Der Umftand endlich, dak die Beleuchtung des Berichts 
in franzöfifcher Sprache erſchien, mwedte Vorurtheile in der deutjchen 
Schweiz, mo man den Entwurf als ein Erzeugniß der welſchen Doc: 
trinäre anſah. 


Die Brandftiftung in After. 


Gegen Ende des Jahres 1832 war eö eine trübe Erfcheinung, 
wie der ſchöne Uijtertag, defien Feier an der Stätte der denfwürdigen 
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Volfsverfammlung vonden patriotifhen Vereinen des Kantons Zürich be: 
gangen werben follte, durch blinden Wahn und ruchlofe That geftört wurde. 

Alle großen Fortſchritte der Induftrie find von jeher mit Verlegung 
einzelner Interefjen verbunden geweſen. Im den öftlichen Bezirken des 
Kantons Zürich, hinter Ufter, Titten die Baummoll-Handweber durch die 
Einführung der Webmafhinen. Seit Jahren richtete fi deßhalb der 
Haß diefer Klafje gegen die Erfindung der befchleunigten Arbeit. An der 
Volfsverfammmlung von Ufter äußerten fih Wünfhe um ein Verbot 
jener mechaniſchen Hülfsmittel der Fabrikation. Durh Aufnahme diefer 
Wünfhe ind Memorial von Ujter — zwar nicht im Namen der Ber: 
fammlung — wurde die Hoffnung unglüdlicher Weife genährt. Wieder: 
holte Petitionen drangen auch bei den neuen Behörden auf Erlafjung 
des DVerbots. Aber die Behörden konnten zu einem folchen Eingriff in 
die induftrielle Thätigkeit unmöglih Hand bieten. Schon die verfaf> 
fungsgemäß garantirte Gewerbefreiheit ftand damit in vollſtem Wider: 
fprud. Die liberale Preffe bemühte fih nah Kräften, die Handmweber 
eines Befjern zu belehren und die Ungerechtigkeit und Schädlichfeit fol: 
her Zwangsmaßregeln Mar zu machen. Allein die gedrüdte Klafje blieb 
bei ihren Vorurtheilen; mehr und mehr fette fih der Wahn feft, daß 
die Regierung helfen fünne, aber nicht helfen wolle ; daß fie den Reichen 
begünftige, und den Armen vergejje. Die errungene Freiheit ſelbſt 
hatte bei diefem Proletariat nur infofern Bedeutung, als fie dazu die— 
nen follte, von dem Uebel zu erlöfen. 

Gerade für den Tag der Uifterfeier brütete man defhalb auf eine 
That, um dem lang verhaltenen Grimm Luft zu mahen. Als Träger 
des Unheils erjchien befonders die in dem gemwerbreichen Ufter in blü- 
hender Thätigfeit befindlihe Baummollfpinnerei von Corrodi und Pfifter, 
die zuerſt Verſuche mechaniſcher Weberei angeſtellt hatte und von wo ſich 
dieſe im Kanton weiter verbreitete. Gerüchte von böſen Anſchlägen 
gingen bereits dunkel herum, doch gewannen ſie nicht Conſiſtenz genug, 
um die Regierung zu militäriſchen Vorſichtsmaßregeln zu veranlaßen. 
Am Morgen des Uſtertages (22. November), ehe die Feier begann, zo— 
gen düſtere Haufen aus den Gemeinden Bäretſchweil, Bauma, Hittnau 
ꝛc. heran und ſammelten ſich drohend in der Nähe der Fabrik. Erſt 
begann man mit Einwerfen der Fenſter; dann wurden Bündel mit Stroh 
und Reis in die Oeffnungen geſchoben; bald ſtanden die Gebäulichkeiten in 
lichten Flammen. Beauftragte des patriotiſchen Vereins, die in Beſorg— 
niß vor Thätlichkeiten Aufſicht übten, thaten Alles, was Menſchenkräften 
möglich war, um die Uebelthäter abzuwehren. Vor Allen zeichnete ſich 
der unerſchrockene Fier z aus, der mit fortwährender Lebensgefahr gegen 
die tobende Menge kämpfte. Aber die Zahl der Rechtlichen war im 
Anfang zu ſchwach; das Unheil konnte nicht verhütet werden. Selbſt 
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ala es gelang die erfte Feuerſpritze auf den Platz zu brinen, widerſetzte 
ſich eine dichte Mafje mit Gewalt und fürchterlichen Drohungen dem 
Annähern derjelben. Erft bei der Herantunft der Hauptjchaaren des patrio: 
tiſchen Bereins war es möglich, dem Zerſtörungswerk Einhalt zu thun 
und die Uebelthäter zu überwältigen. Das ganze 100 Fuß lange Yabrit: 
gebäude war niedergebrannt, nur das Wohnhaus Fonnte gerettet werben. 
Die vielen Gefangenen wurden fortgeführt, ohne daß die ftaunende Menge 
einen Verſuch zur Befreiung madhte. 

Um von der fchredlichen Szene abzulenfen und die vorherrfchende 
Betäubung durch ein bejjeres Gefühl zu erfegen, lieh der Präfident des 
patriotiihen Vereins, W. Füßli, auf die Teitwiefe zur Verfammlung 
ruſen. In wenigen Minuten waren daſelbſt 10— 12,000 Menjchen ver: 
eint. Der Präfident eröffnete jegt, wie durch das Schidfal des Tages 
der eigentliche Zwed der Verſammlung vereitelt ſei; fchilderte mit den 
ftärkften Farben die ruchlofe That und juchte den Abſcheu alles Volkes 
auf Ddiefelbe zu lenken; lobte und verdankte den Eifer und die Entfchlof: 
jenheit der vielen Wadern; endlich milderte er den ſchmerzlichen Eindrud 
mit dem Troft: „An diefem Tage hat vor zmei Jahren das Volk den 
ſchweren Kampf gegen die Ariftofratie, heute den ſchwereren gegen bie 
Anarchie beftanden.“ Darauf ſprach noch Fierz, der Held des Tages, 
nebft einigen andern Rednern. Alle wurden mit der gefpannteften Auf: 
merkſamkeit angehört. In ruhiger Bettachtung ging die Menge auseinander, 

In der Stadt war man bei der erften Nachricht von Schreden er: 
griffen; zur Sicherheit berief die Regierung Milizen. Die öftlichen 
Gemeinden wurden militärisch beſetzt. Die jchwere Kriminalprozedur 
wurde fo raſch mie möglich gefördert, im Mai 1833 das Urtheil ge: 
fproden. Ein befonderev Charakterzug der Unterfuhung war, daß faft 
einzig Zeugniffe und Inzichter zur Ausmittelung der Wahrheit dienten, 
dagegen faft gar feine Geftändnijje erfolgten. Von 77 Angeklagten wur: 
den an 30 ſchuldig erflärt und mit Ketten, Zuchthaus: oder Gefäng- 
nifftrafe belegt, die übrigen von der Inſtanz entlafjen oder gänzlich freigefpros 
hen. Der Schaden der abgebrannten Fabrik belief jich auf 270,000 Franten.*) 

In der Schredenäthat, die nicht ſowohl aus dem ruchlofen Willen Eine 
zelner al3 aus den Borurtheilen und Wahnbegriffen von Taufenden herz 
vorging, lag neuer Sporn zu beflerer Bildung des Volks. 


Der Harnerbund. 


Während die Revifionsfommifjion in Luzern bemüht war, bie 
Grundlagen eines verbejierten Bundes aufzuftellen, arbeitete, wenige 


*) Siehe: F. 8. Keller, die Bramdftiftung von Ufter, nach den Kriminal« 
aften bearbeitet. Zürich 1833. 


Stunden entfernt, eime andere Konferenz an einer — Spal⸗ 
tung im Bunde. 

Schon in der letzten Tagfſatzung hatte der Abgeorbnele ı von Neuen⸗ 
burg damit gedroht, daß die Stände, welche gegen den Trennungsbe— 
ſchluß in Saden des Kantons Bafel proteftirten, im eidgenöffifchen 
Rathsſaal nicht erfcheinen würden, wenn Deputirte von Bafelandfchaft 
zugelaflen würden. Noch im Laufe derjelben Tagſatzung wurden ver: 
traulide Beſprechungen unter den Gefandten jener Kantone gepflogen, 
um eim feſtes Zufammenhalten in biefem Sinne zu verabreden. Nach— 
dem in Baſel bie jelbjtgernorgerufene Trennung den erwarteten Erfolg 
nicht gehabt hatte, machte man dort ganze Wendung und jtellte fich wie: 
der auf den Boden der anderen fonfervativen Stände, die einzig und 
allein auf unbedingte Handhabung der VBerfaflungsgarantie gebrungen 
und ſich deihalb von Anfang an jeglicher Trennung widerſetzt hatten. 
Am 20. Dft. 1832 beſchloß der Gr. Rath von Bafel von Neuem — 
doch nicht ohne eine Oppoſition, die jih dem Tagſatzungsbeſchluß unters 
ziehen wollte — den ergangenen Entjeheid der Bundesbehörden als nicht 
bindend zu erklären und fih im Bezug auf die eigenen Trennungsans 
träge freie und offene Hand vorzubehalten. Die Regierung von Baſel ergriff 
darauf die Initiative zu einem Kreisjchreiben an die fünf Stände Uri, 
Schwyz, Unterwalden, Wallis und Neuenburg, um eine gemeinfhaftliche 
Berathung zu veranlajfen. In Folge defien wurde durch Uri eine Kon- 
ferenz nah Sarnen auögefchrieben, am der jih am 14. Nov. Nbgeord- 
nete von Bafel und den fünf andern Kantonen zufammenfanden. Die 
Gejandten von Bafel wurden dur ihre Anftruftion angemiefen, mit 
allem Nahdrud dahin zu wirken, dak von den Konferenzftänden meer 
die fünftige Tagfahung-im Fall des Cintritts einer Lieſtaler Gefandt: 
ſchaft befucht, noch auch fonft mit Bajellandfhaft in eine amtliche Ver— 
bindung getreten werde; ferner daß auch andere Kantone zu demfelben 
Zwede gewonnen und eine dauernde Verbindung zwiſchen den Konferenz: 
ftänden angebahnt würden. Endlich follten die Gefandten nicht blos an 
Beratungen über die Ba3ler-Angelegenheit, fondern * über „allge 
mein eidgenöfjifche” Gegenſtände Theil nehmen, 

In der Konferenz ſelbſt waren nicht alle Stände von gleichem Eifer 
beſeelt. Nidwalden bejonders äußerte ſich zurüdhaltend und beforglich 
vor einer jeparaten Stellung. Auch das ſtaatskluge Neuenburg fuchte 
von übereilten Schritten zurüdzuhalten. Schwyz dagegen, das jich wegen 
der Trennung der äußeren Bezirke in ähnlichen Berhältniffen wie Bafel 
befand, drängte mit Uri vorwärts. Der in Bezug auf Bafel ergangene 
Entjcheid der Tagfakung wurde als Bundesbruch bezeichnet, Demgemäß 
einigte man fih am Ende zu dem Beihluß, an feiner Tagſatzung 
Theil zu nehmen, infofern einer Geſandtſchaft von Bajelland Zutritt ges 
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ftattet würbe; ferner fi für weitere Berathung fünf Tage vor Eröff— 
nung einer neu auögefhriebenen Tagſatzung wieder in Schwyz zufam- 
menzufinden. Sämmtlihe Stände verfpraden, mit Baſellandſchaft in 
feinerlei Verbindung zu treten. Andere Kantone follten zum Anſchluß 
an die Konferenzitände bewogen werden. Im Uebrigen wurde an Bafel 
die Empfehlung gerichtet, zu billigen Annäherungsvorfhlägen Hand zu 
bieten, was die Gefandten von Baſel nur ungern in's Protokoll fließen 
liegen. Endlich gab man Schwyz die Zuficherung, das gleiche Benehmen zu 
beobachten, wenn eine Gefandifchaft der äußern Bezirke in der Tagfabung zu: 
gelafjen würde. Gegenüber dem Siebnerkonfordat, das auch zur Sprache 
fam, entichied man fich zu feinem befondern Schritt. Nidwalden hielt 
dasfelbe für einen Aft der Nothmehr, weil von mehreren Ständen den 
Berfafjungen der neuorganifirten Kantone die Garantie verweigert und 
die Kraft und Wefenheit der Garantie im Bunde felbit nicht genugfam 
bezeichnet jei.. Nach zweitägigen Berathungen Töste ſich die Konferenz 
auf. Alle ſechs Stände ratifizirten die Befchlüffe mit Ausnahme von 
Wallis, da3 zwar die Proteftation gegen Zulajjung einer Geſandtſchaft 
von Bafelland zu erneuern befchloß, aber in Berüdfichtigung der allgemei: 
nen Lage des Baterlandes wie des eigenen Kantons — wo Ober: und 
Unterwallig in Widerfpruch Tagen — feinem Gefandten die Inftruftion 
gab, die Tagjagung nicht zu verlaffen, dayegen auf Annäherung ber 
beiden Theile im Kanton Bafel zu wirken. Die Verhandlungen der 
ganzen Konferenz wurden möglichſt geheim gehalten. 
| So war der erfte Schritt zu dem fog. Sarnerbund gethan, der 
in feiner Sonderftellung weit über das Siebenerfonfordat Hinausging. 
Bei den Schlufnahmen rechnete man auf nahen Zufammentritt der Tags 
fagung. Don Luzern wurde auch eine Situng auf den 15. Januar 
1833 angefeßt, weil in Bafel wieder VBerwidlungen drohten. Mit dem 
Jahreswechſel ging indeß die vorörtlih: Leitung auf Züri über und 
diefes fand feine Eile nöthig. Die Zufammenberufung wurde auf den 
15. März hinausgejchoben. Die Sikung war vor Allem dazu bejtimmt, 
den Bundesentwurf zum Abflug zu bringen. Dieß veranlaßte Baſel, 
bei jeinen Sarner Mitſtänden auf eine neue Konferenz zu dringen, um 
fich num auch über eine gemeinfame Haltung bei der Bundesfrage zu 
verftändigen. In Folge deffen fchrieb Uri eine ſolche Konferenz auf den 
30. Januar nah Schwyz aus. Aber Neuenburg fürchtete, daß der 
Schein eines Separatbundes zu grell auf die Sonferenzitände fallen 
fönnte und rieth deßhalb von der Jufammenfunft ad. Durch die Be: 
denken ließ fi auch Bafel zu dem Wunfche der Bertagung beftimmen. 
Nur die drei Urftände fanden für gut, wirflih zufammenzufommen. 
Auch Wallis gefellte ſich zufällig Hinzu, ward indeß vergeblich beftürmt, 
den unbedingten Anſchluß feines Kantons an die Sarner Beſchlüſſe zu 
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bewirken. Sobab die neue Bundesurkunde zur Sprade fam, goffen die 
Sefandten der drei Urkanione die ganze Lauge ihres Miffallend aus. 
Landammann Lauener von Uri erklärte: er müßte ein Verräther an Volt 
und Vaterland fein, wenn er diefe neue Bundesurfunde zur Annahme 
empfehlen wollte. Landammann Spichtig von Obwalden fagte: das 
trojanifche Pferd fei auch vor die Sarner Thore gefommen, aber nicht 
eingelafjien worden ; bei genauerer Zergliederung habe man gefunden, daf 
es vielmehr ein „Ochjenbüchlein“ fei (fo wurde einft die helvetifche Ein— 
beitöverfafjung nach dem Direktor Peter Ochs vom Volke der Waldftätte 
genannt), als daß es demjenigen gleiche, was im J. 1815 gemadt wor: 
den; Obwalden wolle eher mit Ehren untergehen, als freiwillig dem 
Entwurf huldigen. Oberſt Abyberg meinte: der Landmann von 
Schwyz habe die neugefhnittene Kleidung probiren wollen, fie aber zu 
eng gefunden und mweggeworfen; er behalte lieber fein Hirtenhemd; eine 
mit Cafimir (Anfpielung auf das „Kafimir-Büchlein“ oder den Zuruf 
von Dr. Kafimir Pfyffer) gefütterte Kleidung tauge nicht für ihn. Der 
Sefandte von Wallis, Morand, der indeß mehr die Stimmung von 
Unterwallis al3 von Obermallis ausdrüdte, hatte zwar auch Verſchiede— 
nes an dem neuen Werf auszufeßen, meinte aber, die Mehrheit feines 
Landraths werde lieber dem neuen Bunde beitreten, als an einer Sciffion 
Theil nehmen, welche der Schweiz ausmwärtige Einmiſchung zuziehen 
fönnte. Da Bajel und Neuenburg fehlten, führte die Konferenz zu fei- 
nem weiteren Refultat. Nur wurde Wallis noch einmal dringend ein- 
geladen, dem Sarner Protofoll beizutreten. 

Fünf Tage vor dem Zufammentritt der Tagfatung, am 6. März 
1833, fanden fi die fünf Stände Schwyz, Uri, Unterwalden, Bajel 
und Neuenburg verabredetermaßen in Schwyz zufammen, um jeßt eine 
förmliche Sonder: oder Gegentagjagung zu bilden. An die „in Zürich 
verfammelten Stände” erging eine Erklärung, worin die fünf Kantone 
Aufrehthaltung des befehworenen Bundes von 1815 verlangten, der nur 
mit Auftimmung aller Bundesglieder abgeändert werden könne. Durch 
die Anerkennung aufgelehnter und getrennter Kantonstheile ala felbit- 
ftändige Staaten werde der Keim der Auflöfung in den Körper der 
Eidgenofjenichaft gelegt. Falls deßhalb eine Geſandtſchaft der fog. Land— 
fchaft oder der äußern Bezirke von Schwyz zugelaffen werde, könne man 
die Verfammlung von Zürich nicht als eine rechte und bundesgemäß zu: 
fammengefette Tagfatung betrachten, noch ihre Beſchlüſſe als verbind: 
lih anerfennen; vielmehr verwahre man feierlich alle Rechte ſowohl im 
Innern als gegen das Ausland, welche die Bundesafte von 1815 und 
die Staatöverträge, wodurch der auf diefen Bund Eonftituirten Eidge— 
nofjenfchaft eine ehrenvolle und fichere Stellung im europäifchen Völker— 
recht angemwiejen wurde, den Ständen zufiern, 
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Sp mafte fih wenig mehr ala der zwanzigfte Theil der Schweiz 
an, den wahren Bund zu.repräfentiren und die übrigen Vertreter der 
Eidgenofjenfhaft des Bundesbruchs zu befchuldigen. Deutlih genug 
wurde auch zu veritehen gegeben, daß man auf die Garantie der frem— 
den Mächte zähle. 

Die Tagfabung jelbft trat am 11. März in Zürich zufammen. 
Bürgermeifter Heß eröffnete diefelbe und berührte die Basler Verwick— 
lung mit den Worten: „Der Kanton habe durch feine Wirren und bie 
Leidenfhaft feiner Partheiungen Entfheidungen herbeigeführt, gegen: 
deren Folgen mit blindem Eifer nun der nämliche Theil wieder an, 
kämpfe, der mit ein wenig Dumanität und Milde den ganzen Kampf im An 
fang hätte vermeiden können und der am Ende die Hauptſchuld trage an der 
Trennung im eigenen Kanton, ja der zulett die zerjtörende Hand nun 
auch ſelbſt an den Bund gelegt habe.” Die Gefandten von Bajelland- 
fhaft — Stephan Gutzwiller und Dr. Emil Frey — wurden jebt zuge: 
laſſen und beeidigt. Mit der Konferenz ließ ſich die Tagſatzung in 
feinen direkten Verkehr ein. Den Regierungen der Kantone wurde die 
Einladung zugeftellt, ihre bundesgemäße Pflicht zu erfüllen und Die 
Zagfatung zu befhiden. Die Konferenz gab eine Rüderflärung, worin 
fie den Vorwurf von fi) abzumälzen fuchte, als fei das Fernhalten von 
der Verfammlung in Züri eine Verlebung ihrer Bundespflidht. Die 
Tagfagung erließ darauf eine noch ernitere „Aufforderung“ an bie 
Stände, ihren Bundespfliten Genüge zu leijten, indem fie für alle 
Folgen längeren Ausbleibens verantwortlich gemacht wurden. Zugleich 
erhielt der Tagfatungspräftdent die Weifung, in Zukunft feine Alten: 
ftüde vorzulegen, die nicht gehörig an die Tagſatzung oder an 
den eidgenöſſiſchen Vorort gerichtet feien. ine neue Zuſchrift der Kons 
ferenz an den eidgenöfjifhen Vorort, worin die Zulaſſung der Geſandt— 
[haft von Bafeland noch einmal al3 offenbarer Bundesbruch erklärt 
wurde, dem fich die Stände nie und nimmer fügen würden, fam einfach 
zu den Alten. Der Schriftenwechſel war damit abgethan. 

Unterdeß hatte Wallis in der Tagſatzung gleich anfangs beantragt, 
einen neuen Verſuch zur Wiedervereinigung der getrennten Theile im 
Kanton Baſel zu machen und bis dahin den Abgeordneten der Land— 
ſchaft den Zutritt zu verweigern. Der Antrag vereinigte indeß keine 
Mehrheit auf ſich; eilf Stände wollten vor Allem die Frage der Bun— 
desreviſion zuerſt behandeln. Darauf verließ Wallis die Tagſatzung 
und trat wieder in Verbindung mit den Konferenzſtänden, ohne ſich in— 
deß den Sarner Beſchlüſſen wirklich anzuſchließen. Während jetzt die 
rechtmäßige Tagſatzung ſich in allem Ernſte an die Berathung des Bun— 
desentwurfs machte, blieb auch die Pſeudo-Tagſatzung beiſammen, um 
ihre Winkelintereſſen zu berathen. In dieſen Sonderverhandlungen 
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wollten einzelne Stände fih auf den „pafliven Widerftand“ befchränfen 
und im Gefühl der „Reinheit und Unſchuld“ die Entwidlung der Dinge 
ruhig abwarten; andere drangen auf unmittelbare Thätigfeit. Man 
jolle nicht glauben — äußerte der Präfident, Landammann Wäber von 
Schwyz — daß die gebratenen Tauben der Konferenz ins Maul fliegen 
werden. Diefe Anfiht überwog fo ziemlich. Die Sondertagfatung 
folgte nicht nur allen Bewegungen der wirklichen Tagfagung und ließ 
ih Tag für Tag von Zürich her berichten; fie trieb auch, fo gut fie 
fonnte, aktive Propaganda, errichtete eine Kaffe für die Beftreitung . 
ihres Büdgets — in die zwar nur 1600 Franken flofjen, etwas zu wenig 
für die Aufrehthaltung der wahren Eidgenoſſenſchaft — fuchte durch 
Kerrefpendenzen auf andere Kantone einzumirken, fchidte Emifjäre nad 
Appenzell, Glarus, Wallis u. f. mw. und gab ſich fo die Miene einer 
größeren Bedeutung. Auch darüber wurde berathen, ob dem diploma— 
tiihen Korps nicht davon Kenntniß zu geben fei, daß die Konferenz 
den Vorort und die Tagſatzung nicht mehr al3 Organ dem Ausland 
gegenüber betrachten könne. Hiergegen äußerten fich indeß noch Bedenken ; 
nur „im äußerften Nothfall“ dachte man feine Zuflucht dazu zu nehmen. 

Trotz allen Bemühungen gelang es im Uebrigen nit, von irgend 
einer Seite wirklichen Zuzug zu erhalten. Dagegen griff das Ausreißen 
an der Tagſatzung zur hohen Aufriedenheit der Konferenzftände um fi. 
Der ganze Schwerpunft der Lage befand ji in der Berathung des 
Bundesentwurfs, wobei ein Kantöndhen oder Halbkantönchen nah dem 
andern nicht mit im Ding fein mollte. Die Gefandtihaft von Zug 
wurde duch Beſchluß des Landraths abberufen. Das Gleiche gefchah 
mit der Gefandtihaft von Appenzell J. Rh. Auch die Geſandtſchaft 
von Appenzell U. NH. blieb eine Zeit lang weg, kehrte indeß mit ber 
Verfiherung zurüd, ihr Kanton werde zwar den Beratfungen über die 
Bundesurkunde fremd bleiben, fi) aber nie den dijjentirenden Kantonen 
anſchließen. So gerieth die Tagjagung in Gefahr mitten im Revijions- 
werk beichlußunfähig zu werden. Um diefen zu begegnen, wurde ſchon 
am 29. März der raſche Beſchluß gefaßt, die zur gefeglihen Eröffnung 
einer Tagſatzung erforderlihe Anzahl von fünfzehn Geſandtſchaften auf 
zwölf herabzufegen. Damit wurde den Sonderumirieben ein Riegel 
geihoben und die Berathung des Bundesentwurfs konnte ohne Unter- 
brehung zu Ende geführt werden. Die Oppofition der Sonderjtände 
wurde im Laufe der Situng noch dadurch gefhärft, daß aud eine Ger 
ſandtſchaft von Außerſchwyz an der Tagſatzung zugelaffen wurde. Am 
15. Mai vertagte fi) die Bundesbehörde in Zürich; zwei Tage darauf 
gingen au die Gegenfüßler in Schwyz auseinander. 

Mitten in einer bedeutungsvollen Periode, wo die Verjüngung des 
Bundes in Frage ftand, war durch eine venitente Minderheit, die ſich 

10* 


— 1418 — 


hartnäckig gegen den Geiſt der Zeit ſträubte und ihren Eigenwillen zum 
Geſetz vorſchreiben wollte, vor der Eidgenoſſenſchaft wie vor dem Aus— 
land das traurige Bild innerer Zerriſſenheit gegeben. 


Die Polen und eine erſle fremde Note. 


Obgleih die Äußere Lage der Schweiz bei den allgemeinen Ver: 
hältnifien Europa's während des ganzen Jahres 1832 immer in Span: 
nung blieb und die Eidgenofienfchaft für mögliche Kriegsbereitichaft beforgt 
fein mußte, fo traten doch die Anterventiondgelüfte, die eine Zeit lang 
umliefen, nicht ftärfer hervor. Bei dem Erfcheinen des Bundesentwurfs 
famen zwar Dejterreih und Preußen auf das Memorandum zurüd und 
fuchten die übrige Diplomatie wieder zu einem gemeinfamen Schritt im 
nterefje des 15er Bundes zu veranlajien, aber in Paris und London 
fträubte man fih, Hiezu direkt die Hand zu bieten. So zweideutig die 
franzöfifche Politik war, konnte fie doch mit den abfolutiftiichen Mächten 
nicht jo weit unter einer Dede jpielen, daß fie den legteren den ganzen 
Einfluß in der Schweiz überlieferte. 

Da murde die Schweiz von einem Kleinen Ereigniß überrafcht, das 
zu neuer DBerlegenheit und dauernder Vermwidlung führte. Am 9. April 
1833 trat eine Schaar von 380 polnifchen Flüchtlingen bei Saignelegier 
im Leberberge von Frankreich auf bernifches Gebiet über. Das Corps, 
wenn auch in bürgerlicher Kleidung, war militärifch organijirt, mit 
Säbeln bewaffnet, unter Führung der Oberften Oborsfi und Antonini, 
und hatte am 7, Abends Befancon verlajjen, ohne von den franzöfijchen 
Behörden am Zuge gehindert zu werden, Kleinere Haufen folgten, jo 
daß die ganze Zahl auf fchweizerifhem Boden auf nahe 50V Mann 
wuchs. Der Aufbrud jtand in Verbindung mit revolutionären Ver: 
ſchwörungen und Schilderhebungen in den benachbarten Ländern. Die 
Reaction, die überall um fich gegriffen hatte, trieb zu den äußerten 
Unternehmungen, um das abfolutiftifche Joch zu bredden. In Deutſch— 
land insbefondere machte die radikale Parthei, die auch den Schatten 
einer Eonftitutionellen Freiheit von den Fürften vernichtet jah, den Ver: 
juch zu einem Aufftande gegen die drüdende Herrfchaft der vielen Dy— 
najtien. Aber der erfte Streih, der am 3. April 1833 in Frankfurt 
a. M. gegen den Bundestag geführt werden follte, ſchlug bei den ge: 
ringfügigen Mitteln fehl und andere projektirte Erhebungen wurden im 
Keim unterdrüdt. Jene polnifhe Schaar hatte die Beſtimmung gehabt, 
dur die Schweiz nah dem füdlihen Deutſchland zu rüden, um der 
erwarteten Revolution als Succurs zu dienen. In Frankreich waren 
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die Flüchtlinge zudem durch Schmälerung der Subfidien und ftrengere 
Polizeiaufficht gereizt und zum Fortgehen veranlaßt. 

Auf ſchweizeriſchem Boden angelangt, eilte einer der politifchen 
Chefs derfelben nah Zürich, um bei der Tagfagung um das ſchweize— 
rifche Afyl nachzuſuchen. Zugleich wandte fich die Regierung von Bern 
an den Vorort, damit der Webertritt als gemeineidgenöffifhe Angelegen- 
beit behandelt werde. Der Vorort wies dies zurüd, indem die Er: 
ledigung der Sache in das Gebiet der Kantone gehöre; die Aufnahme 
eines folchen förmlich organifirten Korps gefährde Die innere und Äußere 
Sicherheit der neutralen Schweiz und ftehe mit den geringen ökono— 
milhen Kräften derfelben im Widerfprud; Bern möge dekhalb dafür 
forgen, daß die poinifchen Flüchtlinge wieder über die Grenze geführt 
würden, im Uebrigen fo weit wie möglich die Gebote der Menfchlichkeit 
beachten. Den gleihen Standpunft nahm auch die Tagſatzung ein. 
Der Uebertritt Tieß fich jedoch nicht rüdgängig machen; von franzöfifcher 
Seite weigerte man fi, die Polen wieder aufzunehmen, weil fie fi 
feindlich gegen die Regierung gezeigt hätten, und die Polen felbft fträub- 
ten fi, unter den verlegenden Maßregeln der franzöfifchen Polizei um 
die Erlaubniß zur Rückkehr zu bitten. Es blieb daher nichts übrig, 
als Gajtfreundfhaft gegen jie zu üben. Den Gefahren hätte am Beften 
durch Pertheilung über die ganze Schweiz vorgebeugt werben können, 
aber Engherzigkeit hielt davon zurüd. So wenig wie die Eidgenojien- 
Ihaft fich der Sache annehmen wollte, Hatten andere Kantone Luft, fich 
den Flüchtlingen zu öffnen; von allen Seiten fperrte man fi) ab. Auf 
Bern allein fiel die Laft, die nur durch Hülfsvereine und Beiträge ein: 
zelner Regierungen erleichtert wurde; daneben auch der Vorwurf der 
Fahrläffigfeit oder des halben Einverftändnifjes mit dem projektirten 
Durdzug, weil man die Fremdlinge gaftlih aufgenommen und nicht 
mit Bajonnetten zurüdgemiefen hatte. Den Polen felbft wurden aller: 
hand abentheuerlihe Pläne auf jchmeizerifhem Boden zugefchrieben ; 
bald follten fie nach dem Leberberge gefommen fein, um den trennungs- 
luftigen SJurafjiern zu Helfen; bald waren fie von radifaler Seite zu 
einem Einfall ind Neuenburgifche beftimmt. Für die Konfervativen galt 
es als ausgemachte Sache, daß fie gerufene Hülfstruppen der ſchweize— 
rifhen Nationalparthei waren. Auch liberale Staatömänner wurden 
dur die Verlegenheit mehr als nöthig geängftigt und richteten Harte 
Anklagen gegen die Berner Patrioten, die laut und offen ihre Sym- 
pathien für die Vertriebenen der heldenmüthigen aber unglüdlichen Na— 
tion zu erkennen gaben. In der That konnte man gegen das Ringen 
anderer Völker nicht Falt und gleichgültig bleiben, mo man noch ſelbſt 
mit einer unverbefjerlichen Nriftofrätie zu kämpfen hatte, deren Umtriebe 
von den abjolutiftiichen Mächten ermuthigt wurden. Hans Schnell 
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lieh in diefer Zeit der Solidarität und dem allgemeinen Drang nad 
Freiheit den feurigften Ausdrud. „Vergeſſet nicht“ — mahnte er in einer 
Rede im Gr. Rath — „wir ftehen nicht mit den Fürften, fondern mit 
den Nationen, mit diefen müfjen wir gemeinfame Sache machen, mit 
ihnen ſympathiſiren, mit diefen, welche die Freiheit fuchen und befördern, 
nicht mit denen, melche unausgeſetzt Alles daran wenden, die Völker 
darnieber zu halten, um ihre unbeſchränkte Macht ferner über fie aus: 
üben zu können.“ 

Die fremde Diplomatie konnte die Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen, 
ohne ihrem Mißmuth gegen die Schweiz Luft zu machen und Garantien 
für die Ruhe zu verlangen. Der deutjhe Bundestag, der fonjt die 
deutſche Nation nie nah Außen vertrat, wo es galt, das Anfehen und 
bie Ehre derfelben zu wahren, wurde für den Polizeizweck von den 
deutſchen Mächten vorgefhoben. Am 15. Mai fam von Frankfurt eine 
Note, worin der Bund das Recht in Anfpruh nahm, „von den Nach— 
barftaaten, mit welchen derfelbe in freundſchaftlichen Verhältniſſen jtehe, 
zu verlangen, dab auf ihrem Grund und Boden fi nicht Heerde der 
Verſchwörung bilden“, und damit drohte, daß er, falls man ihn nicht 
berubige, zu feiner Sicherftelung „unvermeidlihe Maßregeln“ treffen 
mwerde. Es war die erfte fremde Note feit 1830, auf die noch fo viele 
andere folgen follten. Unterdeß that der Vorort alles Mögliche, um die 
franzöfifche Regierung zu bewegen, die Polen wieder aufzunehmen, und " 
ſchickte dehhalb den Profeffor Roſſi in befonderer Sendung nad) Paris. 
Hier beharrte man indeß bei der Sperre und zeigte fi blos geneigt, 
für Fortſchaffung der Flüchtlinge nad) England oder Amerifa — jedod) 
nicht über franzöfifches Gebiet — mit Subfidien an die Hand zu gehen. 
In Bern trug man eine Zeit lang die Laft geduldig; allmählich äußerte 
fih jedoch Mißſtimmung über die dem Kanton zufallenden Koften, wer: 
halb der Gr. Rath beſchloß, die Staatsunterftügung nur noch bis zum 
15. Juli fortdauern zu lafjen und die weitere Sorge, mit Beiträgen 
im Verhältniß anderer Kantone, den Hülfskomites zu überlafjen. 


Scheitern der Bundesreform. 


Die Aufnahme, die der von der Nevifionsfommifjton berathene 
Bundesentwurf bei der öffentlichen Meinung fand, war von vorne 
herein von Feiner guten Vorbedeutung. Die Inftruftionsberathung in 
den Kantonen machte die Stimmung nicht günftiger. - Die Reform 
wurde nicht vorwärts, fondern rückwärts gefchoben. 

Die. Heinen Kantone wiefen den Entwurf faft ohne Ausnahme 
einfach von der Hand. Wie feindlich die Sarner entgegentraten, haben 
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wir fchon gefehen. Die Landgemeinden von Schwyz, Uri und Unter: 
walden waren nicht anderen Sinnes al3 ihre Matadoren und erflärten 
laut, beim 45er Bund bleiben zu wollen. In Zug bot fich die eigen= 
thümliche Erſcheinung, daß der Vertreter an der Tagfatung, Land» 
ammann Sidler, zu den wärmften Freunden der Reform gehörte und 
in der Kommiffion die bundesftaatlihen Anfichten verfoht. Aber das 
Nölfchen feiner Heimath, den Neuerungen ohnehin nicht hold, murde 
von der Geiftlichfeit bearbeitet, die von allen Kanzeln herab und in 
Eingaben an die Regierung gegen die freie Niederlafjung, den Mangel 
einer förmlichen Garantie der fatholifchen Religion und der Klöfter, ja 
felbft gegen die Anftruftion der Rekruten in eidgenöffifchen Kafernen und 
Militärfhulen als verderblih für Sitten und Glauben eiferte.*) In 
einer Volfsverfammlung zu Baar oder dem fogenannten „Hornerverein“ 
fand diefe fanatifhe Oppofition ihren Ausdrud Der wadere Sidler 
fuchte im Landrath vergebens die dunkeln DVorurtheile zu überwinden; 
ein Tumult zwang ihn zu verftummen. Die Hleritale oder ftabile Bar: 
thei blieb fo vollitändig Meifter, daß zulebt die Gefandtichaft von der 
Tagſatzung heimberufen wurde. Noch fhlimmer ging e8 in Appen- 
zell A. Rh. Don hier waren vor 1830 durch die Prefje die ent— 
ſchiedenſten Anregungen für die Negeneration in den andern Kantonen 
ausgegangen, Die Männer am Ruder Huldigten auch größtentheils 
liberalen been. Uber eine mühfame Arbeit war e8, die eigene patri= 
arhalifche Verfaſſung im Geifte der Zeit umzugeftalten. Die einzelnen 
Revifionsentwürfe mußten wiederholt vertagt oder umgearbeitet werben. 
Zugleich mit dem Bundesentwurf, den die Obrigkeit dringend zur Bes 
theiligung emffahl, wurden dem Volk neuerdings auch Reformen in der 
kantonalen Berfafjung und Geſetzgebung vorgefhlagen. Aber an der 
Landsgemeinde zu Hundwyl am 3. März 1833 fiegte der alte Geift ber: 
geftalt ob, daß nicht nur die Bundesrevifion abgelehnt, fondern auch 
die Fantonalen Verbefjerungen — in verfafjungswidriger Abmehrung, 
gegen die fich die Obrigfeit vergebens fträubte — tobend und lärmend 
zurüdgewiefen wurden. Doppelter Schlag für die Reformparthei. 
Auch in einzelnen der mittleren Kantone fiel vollftändige Ungnade 
auf den Entwurf. In Tejfin, wo der etdgenöffifhe Sinn nit gar 
hoch ftand und der Klerus gegen die Reform arbeitete, ging man über 
den Entwurf ohne alle Prüfung hinweg. In Wallis Tagen Ober: und 
Unterwallis in Zwieſpalt; dort widerſetzte man ſich allem Neuen; bier 
ging man in der Richtung des Fortfhrittes. Der Bifhof warf fein 
ganzes Gewicht in die Waage und verdammte den religionsgefährlichen 


*) Siehe: Friedrich Hurter, die Befeindung der katholiſchen Kirche in der 
Schweiz feit 1831. Seite 261. (Schaffhaufen 1842). 
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Entwurf. So trat auch dieſer Kanton nicht ein. Die liberaleren Staats— 
männer mußten zufrieden ſein zu verhindern, daß Wallis ſich nicht den 
Sarnern vollſtändig anſchloß. In Neuenburg wie in Baſel entſchlug 
man ſich natürlich aller Theilnahme an der Reform. Anderswo, wie 
in Waadt, trat man zwar auf den Entwurf ein, aber ſchüttete in den 
Inſtruktionen eine ganze Sündfluth von Abänderungsanträgen aus, um 
die Bundesgewalt zu ſchwächen und den Centraliſationen die Spitze ab— 
zubrechen. In Bern herrſchte der Gedanke einer entſchiedeneren Einheit 
vor; ungern wollte man die vorörtliche Stellung aufgeben, ohne ein 
neues Gewicht dafür zu erhalten; doch wurde der Geſandtſchaft zuletzt 
unbedingte Vollmacht ertheilt. Zürich war am eheſten geneigt, das Ge— 
botene anzunehmen, konnte aber nicht umhin, durch Feſthalten an der 
ſelbſtſtändigen Poſtverwaltung einen materiellen Schnitt in den Entwurf 
zu thun. In Luzern gingen die liberalen Führer über die Grundlage 
der Reform nicht einig. Nirgends herrſchte wirkliche Zufriedenheit mit 
dem Projekt. Den höheren nationalen Anforderungen wurde entgegen— 
geſtellt, daß es unter den vorhandenen Umſtänden unmöglich ſei, weiter 
zu gehen. Um ſo mehr ſuchte ſich der kleinliche Kantönligeiſt geltend 
zu machen. Ohne größere politiſche Errungenſchaft wollte man auch 
nicht gern das Opfer ökonomiſcher Intereſſen tragen. 

Als jetzt die Tagſatzung in ihrer außerordentlichen Sitzung im 
März 1833 über den Bundesentwurf zu berathen hatte, wurden Muth 
und Geduld auf die Probe geſtellt. Nicht weniger als neun Stände 
waren über das vorgeſchlagene Werk ganz hinweg gegangen. Aus den 
anderen Kantonen kamen gegen 500 Inſtruktionsartikel, die durchgear— 
beitet werden mußten. Die Eidgenoſſenſchaft war in zwei feindliche 
Lager geſpalten. In Schwyz ſaß eine förmliche Gegentagſatzung. Eine 
Zeit lang ſchien es unmöglich, zu irgend einem Reſultat zu kommen. 
Eine Gefandtfhaft nach der anderen verließ die Sigungen in Zürich. 
Die Behörde lief Gefahr, völlig gelähmt zu werden und zur Nullität 
herabzufinfen. Nur eine Abänderung des Regqlements konnte fort: 
dauernde Berathung ſichern. Faſt drei Wochen vergingen, um die 
Standesftimmen für diefen Beſchluß zu fammeln. Zu Allem kam die 
Ungunſt der öffentlihen Meinung, die auf die Tagherren drüden mußte. 

Die Inappe Mehrheit von Ständen harrte indek aus und führte 
die Verhandlung über den Entwurf zu Ende. Eine Kommifjisn, in 
welcher jeder der theilnehmenden Kantone dur einen Gefandten ver: 
treten war, befchäftigte fi in 35 langen Situngen mit der Umarbeitun ,. 
Neuer Schwung konnte nicht mehr in die Reviſion gebracht werden, 
nachdem die Kritif der Gr. Räthe der Arbeit fo arg zugefett hatte. Faſt 
jeder Gefandte brachte im Namen feines Standes gewiſſe unerläßliche 
Bedingungen, fo daß eine Mebereinftimmung nicht anders als durch das 
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Syſtem wechjelfeitiger Zugeftändniffe erzielt werden konnte. Nachdem 
die Kommilfion gefeilen, hielt die Tagſatzung nur noch eine formelle 
Nachleſe. Am Ende ging das Werk aus ihren Händen weiter geſchmä— 
lert und verjtümmelt hervor. Die Lichtfeite des erjten Entwurfs lag 
in der Möglichfeit durchgreifender materieller Reformen. Der Fiskalität 
der Kantone zulieb wurden jet die Befugnijfe der Bundesgewalt in 
mehr als einer Beziehung beſchnitten. Die verfchiedenen Garantieen 
für den freien Verkehr wurden wefentlih gefhwächt, die alten Zölle im 
Umfang der ganzen Eidgenoſſenſchaft wieder aufrecht geftellt, eine Re— 
vifion des Zollmefens nur innert diefen Schranken gewährt. Der Be: 
zug von Verbrauchſteuern follte den Kantonen völlig freiftehen und nur 
ohne Hemmung des Tranjit3 gefchehen. An die Stelle der vorgefchla- 
genen Gentralifation des Poſtweſens trat eine bloße Beauflichtigung. 
Die Einführung von gleihen Map und Gewicht ward auf die lange 
Bank gejchoben, das Pulvermonopol dem Bund entzogen, im Münz- 
weſen ftatt des früher empfohlenen frangöfifhen Münzfußes das Erperi- 
ment eined eigenen Münzfußes aufgeftellt. Auch im Militärwefen follte 
die Eidgenofjenjchaft weniger Befugniffe erhalten. Auf ein paar jam: 
mernde Borträge von Waadt behielt jogar jeder Kanton das Recht, feine 
Milizen nah Gutdünfen zu uniformiren. In politifher Beziehung 
wurden die Gefandten an der Tagfatung wieder ftrenger an Inſtruk— 
tionen gebunden und das freie Stimm: und Vorſchlagsrecht ganz ge: 
nommen oder auf ein Minimum reduzirt. Die, Bundesreviſion follte 
zwar ſchon nach ſechs Jahren wieder zuftcehen, aber der Beſchluß von 
14 Stimmen an der Tagſatzung abhängig fein. Nur in Bezug auf 
freie Niederlafjung und einzelne andere Rechte enthielt der neue Ent: 
wurf etwas erweiterte Garantien. Im Ganzen trugen die Abänderungen 
den Stempel des reagirenden Kantonaleigennußes. Der Gedanke einer 
billigeren Nechtöaleichheit im Bunde durfte fich fo gut wie gar nicht 
mehr hervorwagen. An der Tagſatzung unterblieb eine allgemeine Ab: 
ſtimmung über den abgeänderten Entwurf, weil fie wahrfcheinlich Fein 
günftiges Ergebniß geboten hätte, den Ständen ſelbſt wurde der weitere 
Entſcheid anheinngeftellt. 

Herrichte bereit wenig freudige Zuftimmung zu dem eriten Ent: 
wurf, jo ſank die lebendige Theilnahme weiter herab, nachdem das Wert 
nicht verbefjert, jondern verfchlimmert war. In der Wahl, entweder 
auf die ganze Revifion zu verzichten oder den gebotenen Fortſchritt troß 
aller Mängel anzunehmen, rieth ein Theil der radikalen Führer, fich 
um den Entwurf zu jchaaren, und um aus der Unbemweglichfeit im 
Bunde herauszufommen und der Gefahr einer gänzlichen Auflöfung vor: 
zubeugen, zumal da nach ſechs Jahren eine nene Nevifion vorgenommen 
werden könne. In diefem Sinne fuchte man namentlih von Zürich aus 
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auf die Waterlandsvereine einzumirfen. Aber an manchen Orten mochte 
ſich die entfchiedenere Nationalparthei nit an das Wert als bloßen 
Nothbehelfer anflammern, fondern verwarf die ganze Grundlage, Die 
dem Prinzip der Regeneration nicht entſprach, in der Hoffnung, zu einem 
eidgenöffifchen Verfaflungsrath zu gelangen. Auf der andern Geite 
entwaffneten alle Konzeſſionen an die Kantonalfouveränität die grund: 
fäglihen Gegner der ganzen Reform nit. Von den Ariftofraten und 
Klerikalen wurde nur um fo nahdrüdlicher gegen den Entwurf agitirt, 
je weniger MWebereinftimmung im liberalen Lager herrſchte. Durch die 
Verwerfung hoffte man einen Schlag gegen den ganzen vorwärts ftres 
benden Geift der Nation auszuführen. 


Mit der Annahme ging der Gr. Rath des Vororts Zürich voran, 
indem er, unter Vorbehalt einer Voltsabftimmung, ſowie des unbeding: 
ten Beitrittes einer Mehrheit von 12 Ständen, dem Entwurf mit 124 
gegen 54 Stimmen feine Zuftimmung ertheilte (20. Suni). Es folg: 
ten die Gr. Näthe von Solothurn, Luzern, Bern, Freiburg, Thurgau, 
Glarus, Schaffgaufen, Bafeland. Nur mit Mühe konnte der Beitritt 
in St. Gallen entfchieden werden. Bei den Widerfprüchen von links 
und rechts war hier wenig Ausſicht für eine günftige Volksabſtimmung 
vorhanden. An Graubünden verflaufulirte der Gr. Rath die Annahme 
und behielt ſich Hinterthüren offen; ähnlich in Genf. Den erften wirt: 
lihen Strid dur die Rechnung machte Waadt, wo der Eifer für die 
Seldftherrlichfeit feine Grenzen kannte. Vergebens wandte Monnard 
feine ganze Beredtſamkeit auf, um die Bedenken zu beſchwichtigen. Nach 
dreitägigen Debatten verwarf der Gr. Rath den Entwurf und drang 
auf eine neue Berathung an der Tagſatzung, wofür wieder ein ganzer 
Bündel von Inftruktionsartifeln in Bereitfchaft gefett wurde. Mit der 
Volksabſtimmung ſchritt Solothurn voran. Das Refultat war wenig 
ermuthigend. Obgleich die leitenden Staatsmänner, wie of. Munzinger, 
fih mit allem Eifer zu Gunften der vorgefchlagenen Neform erflärten, 
fanden ſich doch nur 1875 wirklich annehmende Stimmen, während 
4030 Stimmen — Dank der Agitation der Fatholifchen Vereine — ver: 
warfen. Durch die Zuzählung der Nichtftimmenden erhielt der Ent: 
murf eine blos Fünftlide Mehrheit (30. Juni). Günftiger war bie 
Volksabſtimmung in Bafelland, mo 3000 gegen 400 annahmen. 


Den Ausſchlag follte jet Luzern geben. Die Ausficht, Bundes: 
fg zu werden, mußte für biefen Kanton etwas Lodendes haben. Der 
Gr. Rath trat mit der großen Mehrheit von 71 gegen 4 Stimmen 
bei. Nur Kafimir Pfyffer,. Hertenftein, Baumann und Paul Trorler 
ſtimmten dagegen und verwahrten das Recht der Selbftfonftituirung des 
Schweizervolks zu Protokoll. In den regierenden Kreifen hielt man 
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fi fiher und that wenig, um auf die Meinung einzumirfen. Aber in 
der Maſſe der Bevölkerung arbeitete die radifale Abneigung mit der 
Herifalen Oppofition zufammen. Von der letteren Seite insbeſondere 
wurden alle Hebel angefett, um das Volk zur Perwerfung anzutreiben, 
troß der Mahnung desBifhofs an den Klerus, fih vom Tummelplatze der 
_ Bartheileidenfchaften fern zu halten. Die freie Niederlafjung und die mans 
gende Klöftergarantie waren die hauptfächlichite Zielfcheibe der pfäffiſchen 
Anfeindung. Der Ruf der Religionsgefahr ertönte durch den ganzen 
Kanton. Bei der Abjtimmung verwarf das Volk den Bundesentmurf 
mit 11,412 gegen 7307 Stimmen, zu melden letzteren auch die Ab: 
weienden zählten (7. Juli). Das herrfchende liberale Syftem in Luzern 
erhielt dadurch einen fchweren Schlag. Die Ferifale Parthei mit ihren 
ochlofratiichen Genofjen triumphirte. Im erften Schreden glaubte fich 
die Regierung einer förmlichen Reaction gegenüber und traf Sicherheit3- 
mahregeln, um den Sit in Luzern gegen einen etwaigen Gewaltſtreich 
zu ſchützen. Die fieben Stände des Garantiefonfordat®s wurden zum 
Auffehen gemahnt. Die Ordnung ward indef nicht geftört. 

Die Bundesreform fiel damit für den Augenblid zu Boden. Bei 
der Enthaltung jo vieler Kantone und dem Rückzug anderer war feine 
Hoffnung mehr vorhanden, daß fich noch zwölf Stände um den Ent: 
wurf fhaaren würden. In Thurgau ließ man zwar noch nachträglich 
das Volk abftimmen — 8651 gegen 2253 Stimmen nahmen hier an — 
aber in den anderen Kantonen wurde die weitere Abftimmung für über: 
flüffig gehalten. „Im Ganzen und meift aller Orten waltete planlofe3 
Schwanfen, oder muthlofes Hinbrüten, oder bloße Neugier nad) dem, 
was die Iaunige Zeit noch alles hervorbringen mwerde.“*) 

Unterdeß mar die Tagſatzung am 1. Juli wieder in ordentlicher 
Situng zufammengetreten. Ihr gegenüber ſaß auch die Gegentagſatzung 
in Schwyz und erflärte von Neuem trobig, daß fie die Beſchlüſſe der 
recht3= und bundesmwidrig zufammmengefetten Berfammlung in Zürich weder 
al3 gültig noch als verbindlich anfehen fünne. Auch die fremde Diplo: 
matie grollte. Mit Ausnahme des franzöfifhen Gefandten erjchien fein 
ausmwärtiger Vertreter bei der Eröffnung der Tagfabung. In den eriten 
Tagen waren indek die liberalen Bertreter in der Bundesbehörde noch 
guten Muths. Bereits glaubte man die Rollen im neuen Bunde aus: 
theilen zu können. Da kam der unerwartete Schlag aus Yuzern, der 
jo viele Mühe und Geduld umfonft machte. Die Tagherren riethen in 
Konferenzen hin und her, wie dem Werke wider aufgeholfen werden 
fönne, aber zu einem Entſchluß konnte man fich nicht einigen. 

Auf die Luzerner Radikalen, die der Annahme des Bundesentwurfs 


*) Baumgartner, Bd. I, ©. 424, 
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entgegen gearbeitet hatten, fiel der bleibende Vorwurf, daß ſie das Kind 
mit dem Bade ausgeſchüttet hätten. Aber eine noch größere Schuld 
trug das klägliche Juſtemilieu, das von hundert ängſtlichen Bedenken 
erfüllt war und den Bund verjüngen zu können glaubte, ohne das 
Grundprinzip der Regeneration auf denjelben anzuwenden. Der Ent: 
wurf litt an dem fchweren Widerfprud, daß er eine centrale Spite 
(Bundesrath) ohne eine nationale Grundlage (billige Vertretung des 
Schweizervolks) fhaffen wollte. Die Einwendung von Dr. Kafimir 
Pfyffer, dem erften gründlichen Anreger der Reform, daß die verftärkte 
Bundesgewalt Gefahr bringe, wo eine der freien Entwiklung ungünftige 
Minderheit das Heft in Händen behalte, hatte jedenfalls ihre Berech— 
tigung. Die radifale Parthei, die da8 mangelhafte Werk vermarf, 
hoffte auf eine Verbefferung dur einen Verfaſſungsrath. Darin follte 
fie fi täufchen. 


Noch ein Vermittlungsverſuch in der Basler- und Schwyzerfrage. 


Die Basler: und Schwyzerfrage famen durch die Aehnlichkeit ihrer 
Entwicklung, dur die Sarner Konferenz und die gemeinfame Sonder: 
jtellung im Laufe des Jahres 1833 in immer engeren Zufammenhang. 
Ahr Gang ift deßhalb mit einander zu verfolgen, bis auch Die Eintjchei- 
dung gleichzeitig eintritt. 

Durch die Beichlüffe der Tagfatung vom 5. Oktober 1832 war 
die partielle Trennung im Kanton Baſel anerkannt. Jeder der bei- 
den Theile follte binnen Monatsfrift feine Ausſchüſſe für das Theilungs— 
und Nusfheidungsgefhäft ernennen. Aber da die Stadt gegen den eid- 
genöſſiſchen Entfcheid proteftirte, unterblieb die Vollziehung. Der Land» 
rath von Bafelland wählte die Ausſchüſſe, die Stadt that feinen Schritt 
dazu troß aller Aufforderungen des Vororts. Dede wirkliche Auseinan- 
derfeßung wurde dadurch verhindert und der fortwährende Zünditoff 
mußte die Gemüther in Spannung und Aufregung erhalten. Die Land: 
ſchaft hatte mit den größten Schwierigkeiten zu fümpfen, um ihr junges 
Gemeinwefen einigermaßen einzurichten. Bei der vermeigerten Vermö— 
gensvertheilung verfeßten namentlich die finanziellen Bedürfniffe in Ver: 
legenheit. Dazu kamen die unfichern VBerhältnifje, die allen Kredit raub- 
ten. Mit der Entziehung der Verwaltung waren von Seite der Ba— 
ſelſchen Beamten auch die Hypothekenbücher und Bürgichaftsprotofolle auf 
die Seite gebracht. Vergeben verlangte die Regierung der Landſchaft 
die Herausgabe diefer Bücher. Zur Gelbithülfe wurde am Ende auf 
alles in Bafelland ruhende, dem Staat und der Stadt Bafel, fo mie 
ihren Korporationen und Bürgern zugehörende Vermögen Beſchlag ge: 
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legt. Ein umſtändliches Memorial rechtfertigte dieſe revolutionäre Maß— 
regel: Baſelland befinde ſich im Zuſtand der Nothwehr gegen Baſel, 
welches die Landſchaft verſtoßen habe, um die Anarchie zu organiſiren 
und das Land zur Verzweiflung und ſo wieder unter die Gewalt der 
Stadt zu bringen. Die eidgenöſſiſchen Kommiſſäre, die noch über, den 
Landfrieden zu wachen hatten, legten Verwahrung gegen die Mafregel 
ein und der Vorort verlangte Susipenfion der Vollziehung, bis die Tag: 
faßung die geeigneten Entfchliegungen gefaßt habe. Die Regierung von 
Bafelland fusfpendirte darauf den Sequefter auf Privateigenthum, hielt 
aber die Repreſſalie in Bezug auf öffentliches Vermögen aufrecht. 

Eine andere Verlegenheit für die neue Drdnung der Dinge in der 
Landſchaft lag in der Geiftlichkeit. Faſt fämmtliche reformirte Pfarrer 
waren Städter, befanden ſich noch unter der dortigen Hoheit und mad 
ten offen oder im Stillen Propaganda gegen die Selbftjtändigfeit der 
Landihaft. Um in diefer Beziehung durchzugreifen — nachdem bereits 
mehrere Geiftlihe von ihren Gemeinden vertrieben waren — beichloß 
der Landrat) am 6. Dez. 1832, daß alle Pfarrer den Berfafjungseid 
Teijten und geloben jollten, nur die Behörden von Bajelland als ihre 
Dberbehörden auch in kirchlichen Angelegenheiten anzuerkennen. Da ji 
die Baſelſchen Geiftlichen diefer Huldigung nicht unterziehen wollten, 
verloren 21 derjelben ihre Stellen. Zum Abzug aus den Pfarrhäufern 
wurde der furze Termin von 14 Tagen gejegt. Wehnlich ging es einem 
Theil der Schullehrer. 

Im Mai 1833 wurde das eidgenöffifche Kommifjariat mit der klei— 
nen Abtheilung eidg. Kavallerie, die noch in der Landfchaft lag, zurüd: 
gezogen. Der Landfriede follte ſich jebt von felber aufrechthalten. Aber 
die Tagfatung that nichts zur Herftellung einer fefteren Ordnung. Der 
Trennungsbeſchluß blieb unausgeführt, indem die Stadt nicht ernftlich 
angehalten wurde, die Ausjcheidung vorzunehmen., Die Landichaft mochte 
fih mit ihrem Sequejter helfen, die Tagſatzung mollte ‚nicht dagegen 
einſchreiten. In Bafel ſelbſt erhoben jich dringende Stimmen, dem pein- 
lihen Zuſtand ein Ende zu maden und fi lieber in eine totale Tren— 
nung zu fügen. Mber die herrſchende Parthei gab die Hoffnung auf 
Wiederunterwerfung der abgelösten Gemeinden nicht auf und verrannte 
ſich immer tiefer in die verderblide Sonderſtellung. 

Einen fortwährenden Zankapfel bildete gegenwärtig die Gemeinde 
Diepflingen. Diefes Fleine Dorf, nahe am Ausgang de8 Hombur: 
gerthales, größeren Theils von abgelösten Gemeinden umſchloſſen, ent= 
ſchied fich bei der Abjtimmung zuerft für die Stadt und dann, nachdem 
das Ergebnif beftritten war, für die Landfhaft. Die Tagſatzung er: 
kannte die zweite Abftimmung nicht als gültig an und ſchied die Ge: 
meinde dem Stabttheil zu. Darauf bildete ji ein Verhältnig, wonach 
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die Mehrheit der Bürger weder Bafel noch Lieftal gehorchte, fondern 
ſich unter eidgenöſſiſchen Schuß ftellte. Als die Kommijjäre mit den 
eidgenöffifhen Reitern fortzogen, fuchten die Basler Beamten ihre volle 
Autortiät wieder geltend zu machen. Bon Gelterfinden aus wurden, mit 
bewaffneter Erecution, Berhaftungen vorgenommen und der Freiheits— 
baum umgehauen. Zur Bergeltung folgte ein Eleiner Freiſchaarenzug 
aus den abgelösten Gemeinden, der einen Umfhwung in der Ortjchaft 
hervorrief. Diepflingen erklärte ji jeßt in einer förmlichen Akte, An: 
gefihts der Eidgenojjenichaft, ald unabhängiges Gemeinweſen, jedod) be— 
veit, fich der Landfchaft anzuſchließen (20. Mai). Die Heine Republik 
mit 59 Aktivbürgern hatte indeß nur eine Woche lang Beſtand. Der 
Vorort wollte ihre Selbftftändigkeit nicht anerkennen und fie auch der 
Landihaft nicht zumeifen. Die contrerevolutionäre Parthei wurde Mei: 
fter und die Gemeinde unterwarf jich wieder dem Stadttheil. Aber es 
blieb ein halber Kriegszuftand, der am Ende den Anlaß oder Vorwand 
zur Entwirrung des ganzen Knotens geben follte, 

Gehen wir zu Schwyz über, fo hatten die getrennten äußeren Be: 
zirke jih im Mai 1832 ats fürmlider Kanton „Schwyz äuferes Land“ 
conſtituirt. Alle neuen VBergleichdverfuhe, die der Vorort vornahm, 
fcheiterten an dem Widerftreben beider Theile, nachdem die Sarner Kon: 
ferenz den Riß noch erweitert hatte. Die Tagſatzung fträubte fich lange 
gegen die Anerkennung der Trennung; aber unvermögend einen durch 
greifenden Schritt zur Wiedervereinigung zu ihun und aufgebracht über die 
MWiderjetlichfeit des alten Landes biß jie am Ende in den ſauren Apfel. 
Durch Beſchluß vom 22. April 1833 wurde das äußere Land als befonderer 
Halbkanton mit Vertretung an der Zagjakung anerkannt und Wieder: 
vereinigung nur zu allen Zeiten offen gelafjen. Zur Feier dieſer Er: 
rungenſchaft leuchteten Freudenfeuer auf den Höhen. Landammann Joa— 
Him Schmid von Lachen Eonnte als erjter Gefandter den Sitz in der 
Tagſatzung einnehmen. Die Landsgemeinde bezeugte der Eidgenofjen- 
Schaft ihren Dank. Das alte Schwyz dagegen proteftirte von der Son: 
dertagfagung aus und brütete über reactionäre Pläne. 

Unterdeß wurden von einzelnen Ständen neue Anftrengungen ges 
macht, um noch einmal fowohl in der Schwyzer als Basler Frage zu 
vermitteln. Dahin arbeitete befonders die Graubündner Regierung. 
Ein Antrag derfelden auf Abhaltung einer allgemeinen Vermittlungs— 
fonferenz wurde vom Vorort mit einem Kreisſchreiben den Ständen über- 
mittelt, erhielt aber Keine zuftimmende Mehrheit. In der ordentlichen 
Tagſatzung brachte Graubünden den Vorſchlag von Neuem vor. Außer: 
Schwyz erklärte fih zur Theilnahme am Vermittlungswerk geneigt, Ba— 
ſelland ſprach fich dagegen aus und begehrte Vollziehung der Tagſatzungs— 
beihlüffe. Die Tagſatzung fonnte zu feinem Entjcheid kommen, indem 
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nur 14 Stände für die Zufammenberufung der beantragten Konferenz 
ftimmten. Der Vorort Züri übernahm e8 nun von fi) aus, diefe Kon— 
ferenz auf den 5. Auguft 1833 nad Zürich auszufchreiben. Die unbe: 
theiligten Kantone follten nichtinftruirte Deputirte, die beiden Theile 
von Schwyz und Bafel Hingegen Vertreter mit den nöthigen Voll 
machten abordnen. Die Sarnerftände kamen in ihrer Sondertagfagung 
zu dem Entſchluß, fih zur Beſchickung der Konferenz bereit zu erflären, 
jedoch unter Vorbehalten, die von vorneherein auf Ablehnung aller Zu: 
geftändniffe deuteten. Auch Außer-Schwyz und Bafelland wollten Theil 
nehmen, letzteres indeß unter der Bedingung, daß Bafelftabt von der 
Sarnerkonfereng zurüdtrete und Bafelland als felbftftändigen gleichbe- 
rechtigten Theil anerfenne. Gefchehe dies nicht, fo follten die Deputir: 
ten der Landſchaft blos anhören, aber ſich in Feine Vermittlung einlaffen. 
Die Bereitwilligfeit wurde blos auf drei Wochen befchränft, nach deren 
fruchtloſem Verlauf Bafeland die Konferenz als gefcheitert anfehen und 
wieder auf Vollziehung der Tagſatzungsbeſchlüſſe dringen wollte, 

So waren die beiden Fragen noch einmal auf die Mühle der Ver— 
mittlung geleitet. Aber in demjelben Augenblide bereiteten fi Dinge 
vor, die eine ganz andere Entſcheidung bringen follten. 


Schwyz und Bafel fchlagen los. 


Die Verwerfung des Bundesentwurfs dur das Volk des Kantons 
Luzern bildete einen bedeutungspollen Wendepuntt. Das Scheitern der 
mühſamen Reformarbeit mußte niederfchlagend auf die ganze Regene— 
ration wirken, Im Lager der Ariftofraten und Klerifalen fühlte man 
fi dagegen auf's Höchſte ermuthigt. Man hoffte nun auch den neuen 
Drdnungen in den Kantonen zu Leibe gehen zu fönnen und rechnete dabei auf 
die Spaltung unter den Liberalen. Die reactionären Umtriebe mehrten 
ih an allen Orten. In der Preſſe trat die Oppofition mit immer fede- 
rem Hohn auf. In Luzern, Solothurn und Nargau agitirten die Fatho- 
liſchen Vereine. Adreſſen und Zufhriften fpornten den Widerftand der 
Urkantone. Der Sarnerbund bildete den Mittelpunft, von wo aus die 
gemeinfamen Fäden gefponnen wurden, Mit Proteftationen wollte man 
fih nicht mehr begnügen, fondern zur That fchreiten. Der Tagfakung 
traute man feine Kraft zu gegenüber energifhem Handeln. Die leiden: 
IHaftlichjten Treiber waren die Matadoren von Schwyz, die fich in der 
Sonderkonferenz nicht fcheuten, auf Unfnüpfungen mit den fremden 
Mächten zu dringen. Bon Schwyz ging denn auch die erfte Lofung aus. 

Un einem Vorwand zur Waffengewalt fonnte es bei der herrſchen— 
den Spannung in Schwyz nicht fehlen, Den reactionären Bemühungen 
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war es gelungen, die äußern Bezirke theilweiſe zu trennen und eine Par— 
thei in denſelben zu bilden, die ſich wieder Alt-Schwyz hingeben wollte. 
Der mit Eifer ausgeſtreute Samen ging namentlich in Einſiedeln und 
Küßnacht auf. In letzterem Bezirke begehrten die Altgeſinnten bereits 
am 7. Juli die Abhaltung einer Bezirksgemeinde, um einen Uebertritt 
zu den Sarnern zu bewirken. Der Bezirksrath, an der Spitze Land— 
ammann Stutzer, ſchlug dies ab. Da begannen Unfugen und Schläge— 
reien. Die gerichtliche Unterſuchung zog eine Verhaftung nach ſich. Der 
Sarner Anhang rottete ſich zuſammen, um den Verhafteten zu befreien 
(29. Juli). Von den Gegnern zurückgedrängt, ſchickte derſelbe eiligſt 
Boten um Hülfe nach Arth. Von hier erſchienen zwei Abgeordnete und 
boten ihre Vermittlung an, mit der Erklärung, daß, falls dieſe nicht an— 
genommen werde, Truppen von Alt-Schwyz einrücken würden. Die Be: 
börde von Küßnacht ſchlug die Vermittlung ab und begehrte noch den— 
felben Abend von Luzern Hülfe gegen die angedrohte bewaffnete Inter: 
vention. Luzern berichtete fogleih dem Vorort, rief Truppen ein, ſchob 
eine Kompagnie an die Grenze und fandte Altſchultheiß Amrhyn nad 
Küßnacht. 

Unterdeß hatte die Regierung in Schwyz bereits Mannſchaft auf— 
geboten und dem Oberſten Abyberg Vollmacht ertheilt, auf den erſten 
Ruf Küßnacht zu beſetzen. Von der reactionären Parthei blieb das 
förmliche Geſuch um militäriſchen Beiſtand nicht aus. So rückte Oberſt 
Abyberg am 31. Juli früh um vier Uhr mit. 600 Mann und 4 Sechs-— 
pfündern von Arth nah Küßnacht. An der Grenze des Bezirks trat 
ihm Altſchultheiß Amrhyn, begleitet von Landammann Stuber mit der 
Luzerner Standesfarbe entgegen und proteftirte im Namen der Eidge— 
nofjenfhaft gegen die Befegung des Gebiets. Abyberg — eidgenöfliicher 
Dberft — erwiderte, daß er feine andere Eidgenofienfhaft anerkenne, 
al3 diejenige, welche dermalen in Schwyz tage, und marfchirte weiter 
nah Küßnacht, dejjen Bewohner fich zur Gegenwehr aufgeftellt hatten, 
auf Anrathen Amrhyns aber ihre Waffen niederlegten. Ohne Wider: 
jtand zog Abyberg in Küßnacht ein, nahm Verhaftungen vor und erklärte 
den bisherigen Bezirksrath für aufgelöst. Als Amrhyn feine Verwah— 
rung gegen diefes Verfahren erneuerte, wurde er felbjt mit Verhaftung be— 
droht und genöthigt, das ſchwyzeriſche Gebiet zu verlajien. Landam— 
mann Stußer wurde gefangen nah Schwyz geführt. Der Sarnergeneral 
richtete in Küßnacht fein „Hauptquartier“ ein, von wo prahleriiche Bülle— 
tin ergingen: „Wir werden unfere Stellung behaupten gegen eitle Pro- 
teftationen wie gegen Waffen.“ Er wartete nur auf einen Aufftand im 
Kanton Luzern, um diefem die Hand zu bieten. Aber die klerikale Par: 
thei in Quzern wagte es nicht, mit loßzufchlagen. Das dortige Truppen= 
aufgebot fand den willigften Gehorfam. Von den Schußvereinen rüd- 
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mation der Regierung belebte und beruhigte das Volk. 


2 


Auch an der Tagſatzung raffte ſich die große Mehrheit zu raſchem 
und energiſchem Handeln auf. Die Geſandten der regenerirten Kantone 
fühlten, daß das Meſſer an die Kehle geſetzt werde. Der Landfriedens— 
bruch erſchien um fo flagranter, als gerade in diefen Tagen die Konfe— 
renz zur gütlihen Beilegung der Zerwürfniffe in Schwyz und Bafel 
ftattfinden follte. Dffen jprah man die Ueberzeugung aus, daß es fich 
nit um einen einzelnen militärischen Zug, fondern um einen weit ge 
henden reaftionären Plan handle. Nach kurzer Berathung wurde fofor: 
tige Aufitellung des ganzen erften Kontingents der Kantone Züri, Bern 
und Luzern, und der Hälfte des erjten Kontingents von Glarus, Frei: 
burg, Solotgurn, Schaffhaufen, St. Gallen, Yargau, Thurgau, Waadt 
und Genf befhlojjen. Ferner follte die andere Hälfte des erften Kon: 
tingent3 diefer leßteren Kantone, jo wie das ganze erjte Kontingent von 
Zug, Appenzell, Graubünden, Tefjin, Walis und Bajeland aufs Pifet 
geftellt werden. So wurden 18,000 Mann unter die Waffen gerufen, 
weitere 12,000 Mann in Bereitfchaft_ gehalten. Ein Korps von 5 bis 
6000 Mann follte jofort auf Luzern und Küßnacht vorrüden und Ichtern 
Drt befegen, andere Truppen waren zum Schuß der übrigen gefährdeten 


Punkte beftimmt. Landammann Nagel von Appenzell und Schultheiß 


Schaller von Freiburg wurden zu Kommifjären ernannt. 


Darob erjchrad der Sarnergeneral. Im Birk Küßnacht felbit 
wollte es ihm nicht gelingen, eine offene Gemeinde abzuhalten, um den 
Wiederanſchluß an Schwyz zu bewirken. Ausden beiden andern Urfantonen, 
die von der Regierung von Schwyz zur Hülfe gemahnt worden, kam 
der erwartete Zuzug nicht. Auch font blieb jede ermuthigende Nachricht 
aus, während die eidgenöfjiihen KHeereskolonnen im Anmarſch waren. 
Der Sarnergeneral fand es daher am klügſten, jih aus dem bisherigen 
„Hauptquartier“ in die fejtere Stellung Hinter Tell's Kapelle ob Im: 
menfee zurüdzuziehen. Auf Weiſung der Regierung von Schwyz ging 
er am Abend des 3. Auguft ganz ins innere Land zurüd. 

Die Erpedition war damit fehlgeichlagen. Keine Kugel hatte ge: 
pfiffen, fein Tropfen Blut war vergofien. Die fchnelle Retivade auf 
die prahlerifchen Bülletins machte den Feldzug mehr komiſch als tragifch. 
Anders follte e8 im Kanton Bafel gehen, wo der zweite Schlag fiel. 

In Bafel fügte man die Hoffnung einer MWiedereroberung der 
abgelösten Landichaft auf die Verbindung mit den treugebliebenen Ge: 
meinden. Die Landfhaft zwiſchen die drei Feuer der Stadt, des Gel: 
terfinder= und Reigoldsmwylerthales zu nehmen, war der Plan, den man 
militärifch immer verfolgte. Cine außerordentliche Kommiſſion, die ſich 
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zum Theil der Kontrole des Kl. Raths entzog, *) hielt die Fäden für 
alle Eventualitäten in Händen. Die Basler Beamten in den obern 
TIhälern entwidelten einen ungemefjenen Eifer, um die treuen Gemeinden 
in feindlihem Gegenſatz zu der Landſchaft zu erhalten und ſtets jchlag- 
fertig zu machen. Yängft waren Anjtalten für ein Signal auf der 
Hochwache am Vogelberg getroffen, das nur angezündet zu werden brauchte, 
um fchleunig den Ruf der Bereitichaft nah Baſel zu bringen. Um die 
Zeit des Küßnachter Zugs verdoppelten die Beamten ihre Thätigfeit. 
Don Bafel wurden wieder fünf Offiziere gefandt, um die militärifchen 
Anordnungen zu leiten. Ihrerſeits geriet) die landſchaftliche Regierung 
bei der erften Nachricht von dem Schwyzer Streih in Unruhe und fing 
an zu waffnen, da fie einen ähnlichen UWeberfall von Bafel beforgte. 
Neue NReibungen um die Gemeinde Diepflingen follten jest den Anlaß 
oder Borwand zu einer wirklichen Expedition geben. Die Verhaftung 
von zwei Bürgern aus einer abgelösten Gemeinde in. Diepflingen we— 
gen Händeln mit dortigen Landjägern und die Abführung derjelben nad) 
Bafel rief Lärm bei den Yandfchäftlern hervor. In der Naht vom 1. 
auf den 2. August fanımelten fich Kleine Schaaren um das Dorf her: 
um; mehr blind als ernftlih wurde mit Schüffen gegen einander demon— 
ſtrirt. Es war ein Geplänfel, wie der beftehende Halbe Kriegszuftaud 
häufig veranlafte. Sofort wurden Feuerzeichen bei Gelterfinden und 
Rünneburg angezündet und darauf loderte auch das Signal auf der 
Hochwache am Nogelberg. Der Nebel hinderte, daß das Signal in Ba— 
jel gefehen wurde. Am andern Morgen in aller Frühe ſchickte der Statt: 
halter in Gelterfinden auch die fchriftliche Meldung nach Bafel, „feine 
Mannſchaft fei aufgeftellt, er erwarte den Ausmarſch von Baſel.“ Drin: 
gende Boten folgten mit übertriebenen Berichten von fortdauernden Feind: 
feligfeiten und der falfchen Nachricht von der Einnahme Diepflingens . 
durch landſchaftliche Scharfſchützen. Nachts Loderte das Signalfeuer auf 
der Hochwache noch einmal. 


Spät Abends am 2. Auguft verfammelte fi der Kl. Rath in Ba- 
fel. Eine aufgeregte Menge drängte jih am Rathhaus. Die auferor: 
dentlihe Kommifjion verlangte Vollmacht, den treuen Gemeinden Hülfe 
zu leijten, reſp. die Landfhaft wieder mit Gewalt zu unterwerfen. Im 
Schoos der Regierung erhoben ſich die ernfteiten Bedenfen. Man ſchil— 
derte die ſchwere DBerantwortlichkeit bewaffneter Selbfthülfe in dem Au- 


*) Bei dem Bug nad Gelterkinden, wo die Garnifönler über badifches Gebiet 
geführt wurden, wußte der Kl. Rath nichts von diefer Anordnung. Die Boll- 
machten der Kommiſſion gingen jo weit, daß fie bei dem neuen Auszug von fich 
aus hätte handeln fünnen, ohne den Kl. Rath zu fragen. (Heusler's Geſchichte der 
Trennung). 
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genblide, wo eine eidgenöffifche Vermittlung bevorftehe. Die Mehrheit 
verweigerte die unbedingte Bollmadt. Da erhob fi ein Mitglied der 
Militärtommiffion und wollte den Saal mit den drohenden Worten ver: 
lafjen, „er werde dem Volke Diejenigen nennen, welche die bedrängten 
Freunde preisgeben.” Diefe Appellation an den Terrorismus der fana- 
tiich aufgeregten Menge vor dem Rathhaus lähmte den beſſeren Sinn. 
Die Mehrheit gab nad und eriheilte die Vollmacht, doch ‚mit der Be— 
dingung, dem Gemeinderath von Lieſtal fofort durch Erprefien zu ſchrei— 
ben, „daß wenn von nun an Berichte von fortgejeßten Feindſeligkeiten 
“ gegen die getreuen Gemeinden einlangen follten, man biefigerjeitS alfo- 
gleih mit Waffengewalt dagegen einfchreiten werde.” Sobald indeß die 
Sade in die Hände der außerordentlihen Militärfommiffion gelegt war, 
handelte diefe dictatorifh. Das Schreiben wurde nad Xieftal geſchickt, 
aber keinerlei Antwort abgewartet. 


Schon um 3 Uhr Morgens am 3. Auguſt wurde Allarm geſchla— 
gen. Für die Expedition waren alle Vorbereitungen getroffen. Sie be— 
ftand aus zwei Kolonnen. Das Hauptkorps unter Oberft Viſcher, 
Truppen der Standesfompagnie und des Kontingents, 800—1000 Mann 
mit 4 Sechspfünder-Kanonen und 2 Siebenpfünder-Haubiten, follte über 
die Bird nach Lieftal rüden. Das Refervelorps unter Oberftl. Weit: 
nauer, 500 Mann ftarf, follte die Linie der Bird behaupten und all: 
fälligen Zuzug verhindern. Der Chef des Hauptlorps hatte nur nad 
langem Sträuben und mit Widerwillen das Kommando übernommen. 
Während der Zerwürfniffe hatte er oft Fräftig für Nachgiebigfeit gefpro- 
hen und vor der Gefahr gewarnt, der eidgenöffischen Mehrheit feind- 
lich entgegenzutreten, Lett konnte er nicht umhin, das Unheilvolle des 
Unternehmens zu fühlen. Daher die Unficherheit, die fih in der Lei— 
tung zeigte. ; 

In der Landfhaft war man nur unvolljtändig gerüftet, da man 
noch an dem raſchen Ueberfall gezweifelt hatte. Ein früher vom Land: 
rath für außerordentliche Fälle aufgeftellter Kriegsrath fand ſich nirgends 
verfammelt. In aller Eile wurden die Kräfte zufammengerafft. Es fehlte 
an regelmäßiger Führung. Der Widerftand wurde mehr improvifirt 
als gehörig geordnet. Der Basler Artillerie konnten nur vier kleine, 
fogenannte „wurmftichige” Kanonen, die man von Luzern erworben hatte, 
entgegengejtellt werden. Dagegen hatte man den Vortheil guter Poſitio— 
nen zur Vertheidigung. 

Um ſechs Uhr begann der Basler Ausmarfh, Ueber Muttenz, das 
von feinen Bewohnern gänzlich verlafien war, zog das Hauptkorps gegen 
Pratteln. Hier drang die Standesfompagnie unter Oberftl. Burkhardt 
nach einigem Gefecht ins Dorf und legte nad Art der alten Landsknechte 
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Feuer an. Neun Gebäude gingen fchnell in Flammen auf.*) Diefe 
Brandftiftung verſetzte das Landvolk in die äußerſte Erbitterung. Auch 
auf die Basler Kontingentsmannfchaft wirkte fie lähmend und nieder: 
ſchlagend. Der Plan wurde vereitelt, über die Anhöhe hinter Pratteln, 
dur das „Dehrli“ nach Frenfendorf zu ziehen und die am Ausgang 
des Lieſtaler Thale gelegene Hülftenfchanze zu umgehen. Es ſchien be: 
denflich mit der Artillerie Durch das brennende Dorf zu dringen und 
einen ernften Angriff gegen die auf der Anhöhe poftirten Landſchäftler 
zu unternehmen. Verſuche, fih der Anhöhe mit Sturm zu bemädtigen, 
wurden zurüdgeihlagen. Die ganze Expedition gerieth bei dem Unmillen 
der Mannſchaft einen Augenblid ind Stoden. Das Korps wurde nad 
der Landſtraße zurüdgezogen, Kriegsrath gehalten und nad) verändertem 
Plan die Standestompagnie beordert, die Hülftenſchanze zu nehmen, 
während die Miliz nachrücken follte. Die Garnifonstruppe drang raſch 
vor und nahm die ſchwach vertheidigte Schanze. Die Hauptitellung der 
Landihäftler war ein natürlich befeftigter, um eine Griengrube fich ziehen: 
der Feiner Rain oberhalb der Hülftenfchanze, von welcher ein ziemlich tiefer 
mit Gebüfch bejeßter Graben bis zu dem Rain binaufläuft. Hier ent: 
fpann fi ein Hisiger Kampf. Vergebens verſuchten die Garniſönler 
mit tapferen Anftrengungen den Roften zu nehmen. Das mohlgezielte 
Feuer der landfchaftlihen Schützen ftredte die den Graben und Hügel 
Hinanklimmenden nieder. Als der wiederholte Angriff einen Augenblid 
dem Gelingen nahe fchien, wurde der Kommandant der Truppe am 
Fuße verwundet und mußte das Gefecht verlafien. Die Truppe, die be— 
reits gegen 40 Mann verloren hatte und von der Hauptkolonne nicht 
unterftügt wurde, fing an zu wanfen und trat den Rüdzug an, während 
die Landſchäftler mit verftärkter Macht nachdrangen. Unterhalb der Hülf: 
tenſchanze ftießen die Weichenden auf die Hauptkolonne, die fi dur 
das Feuer von zwei Gefhüten aus der Birchſchanze — auf einer An: 
höhe jenfeit8 der Ergolz, der Hülftenfchanze gegenüber — hatte aufhal- 
ten laſſen. Bei entjchlofjenerem Vordringen der Miliz wäre die Stellung 
der Landihäftler unhaltbar geworden. Der Rückzug der Standestruppe 
entmuthigte das ganze Korps. Alle Verfuche, die Mannſchaft zum Ste: 
ben zu bringen, waren vergebens. In vollftändiger Auflöfung zog ſich 


*) Bajellandihaftliche Berichte ſchoben die Brandftiftung einem vorbedadhten 
Plan zu, indem die Garnifönler zu dem Zwecke Pechkränze mitgebracht haben joll- 
ten auch die Brunmmenleitungen zerftörten, um das Löfchen zu verhindern. Ferner 
führten fie drei Bürger des Orts, zufällig Stadtanhänger, mit Namen an, die, 
friedlich zufchauend, in der blinden Wuth niedergefchoffen wurden. Nach Heusler 
wurde die Truppe erft gereizt, al8 mitten im Dorfe duch Schüffe aus den Häu- 
fern einige Mann von ihr verwundet wurden, worauf ſich die Soldaten, trot aller 
Anftrengungen der Offiziere, von Exeeſſen nicht zurüdhalten ließen, 
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das Korps dur den Hardt-Wald zurüd, im Rüden und in der Flanke 
— da au die Birseder unter Jakob v. Blarer von Muttenz her vor: 
drangen — unabläfig verfolgt. In der Erbitterung gaben die Sieger 
feinen Pardon; Gefangene wurden nicht gemacht; Verwundete [honungs- 
[08 niedergemegelt. Erſt jenfeits der Birsbrüde fonnte ji die Basler 
Mannfchaft wieder etwas fammeln; die Artillerie war glücklich gerettet, 
aber fchwer der Verluft an Todten und Vermundeten. Außer vier Offi— 
zieven (darunter der Artilleriemajor Wieland, Sohn des abgetretenen 
Bürgermeifterd, und Oberjtlieutnant Landerer) fielen 36 Dann von der 
Standestompagnie und 22 Mann von der Miliz. Weber Hundert ber 
Ausgezogenen kehrten mehr oder weniger ſchwer verwundet zurüd. Das 
Referveforps, das den Rückzug deden follte, ftand den ganzen Tag fat 
müßig an der Birs, ohne alle Verbindung mit dem Hauptkorps. Der 
Anblick der Flucht wirkte auch auf diefes niederfchmetternd; aufgelöst 
Fehrte e8 in die Stadt zurüd. Jammer und Entſetzen erfüllten bie 
Bürgerfhaft. Bon drei Uhr Nachmittags an flatterte die weiße Fahne 
vom Münftertfurm. Der PVerluft der Landſchäftler war verhältnigmä- 
Big gering (zwei Todte und einige Verwundete); in ihren Reihen hatte 
eine Anzahl von polnifhen Flüchtlingen gefochten. Auch nad dem voll: 
ftändigen Siege ging die Erbitterung noch fo meit, daß den Basler 
Familien die Herausgabe der Leichen verweigert wurde. 

Die oberen Thäler hatten die Fräftige Diverfion nicht ausgeführt, 
die man in der Stadt erwartete. Am Reigoldsmylerthal verfuchte man 
die Offenjive, aber ohne Erfolg. In Gelterfinden entſprach die Willig- 
feit der Bevölkerung dem Friegerifchen Eifer der Basler Führer nicht. 
Hier geſchah nichts zur Bedrohung der Landfchäftler; den Zuzügern aus 
den hinteren Gemeinden wurde felbft der Durchpaß nicht verfagt. Nach 
der Niederlage der Stäbter mußten die Basler Beamten in beiden Thä— 
lern die Flucht ergreifen. Die Landfchäftler beſetzten diefe fofort mit 
ihren Truppen. Ulle bisherigen Basler Gemeinden diefjeit3 de3 Rheins 
wandten fich jett theils freiwillig, teils durch die Gemwalt der Umftände 
gezwungen, der übrigen Landſchaft zu. Der Landrath nahm fie bereits 
am 7. Auguft in den Verband auf und behielt nur die Sanction der 
Eidgenofjenihaft vor. Auf die bisherigen eifrigen Anhänger der Stadt 
fielen harte Bedrängniffe. Die meiften Pfarrer mußten weichen. *) 

Solden Ausgang hatte der verhängnißvolle 3. Auguft. Bei der 
eriten Nachricht von dem Zug Abyberg’3 rief das herrichende Basler 
Organ übermüthig aus, „nun werde es ſich zeigen, daß die neuen Ver— 


*) Siehe aufer Heusler’s Geſchichte "der Trennung: J. P. Aebli. Die 
Schlacht auf der Landihaft am 3. Auguft 1833 (mit einem Situationsplan über 
das Gefecht). Surfer 1833. 
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faffungen auf Sand gebaut feien; das Volt werde fie überall wieder 
umſtoßen.“ Nad der Niederlage mußte es feufzen, „das Schickſal hat 
uns hart geprüft.” ine mehrjährige hartnädige Politik, die zulegt in 
Berblendung überging, Hatte diefe Prüfung über die Stadt gebracht. 


Hufföfung des Sarnerbunds. 


Hatte der Zug Abyberg’s nah Küßnacht tiefen Unmwillen durch bie 
ganze liberale Schweiz hervorgerufen, fo erhob fich bei der Kunde von dem 
Basler Ueberfall ein noch lauterer Schrei. Man nahm als ausgemacht 
an, daß die unmittelbar aufeinander gefolgten Streiche, um den Knoten, 
in Schwyz fo gut wie in Baſel, mit dem Schwerte zu durchhauen, im 
engften inneren Zufammenhang ftanden und aus einem gemeinjamen 
reactionären Komplott hervorgingen, das auch in andere Kantone hin: 
überjpielte und die liberalen Ordnungen vernichten follte. Auf die ge: 
waltfamen Unternehmungen fiel ein um fo grelleres Licht, als fie der 
gerade angeſetzten — jetzt natürlich abbeftellten — VBermittlungstonferenz 
fpotteten und der friedliche Schein der Sarner Regierungen nur ge: 
täuſcht hatte. Laut verlangte die öffentlihe Stimme in den regenerirten 
Kantonen, daß die Tagfatung mit aller Energie handle und die nad: 
drüdlichften Maßregeln ergreife, um die innere Reaction vafch zu er: 
ftiden und jeder auswärtigen Macht, der e3 etwa gelüften möchte, ſich 
in die ſchweizeriſchen Angelegenheiten zu miſchen, ſofort gemwaffnet ent: 
gegenzutreten. In einer Reihe von Adreſſen wurde Auflöfung des Sar: 
nerbunds, Bejegung von Schwyz und Bafel, Beftrafung der Schuldigen 
und — zur dauernden Sicherheit — die Gründung eines wahrhaft na- 
tionalen und eidgenöfjifchen Bundesſtaats gefordert. An verfchiedenen 
Drten begann man mit der Rüftung von Freifhaaren, um die Sache 
jelbft in die Hände zu nehmen, wenn die Tagfatung nicht durchgreife. Eine 
Verſammlung der patriotifchen Vereine von Zürich auf einer Wiefe bei 
Unterftraß faßte energiſche Beſchlüſſe (4. Auguft). Bon den Regierun: 
gen drang namentlich die von Bern auf das fräftigite Einfchreiten. 

Die Tagfatung hatte fich bei der erften Kunde von dem Basler 
Ueberfall no in der Naht vom 3. auf den 4. Auguft verfammelt. 
Sie befhloß Aufforderung an Bern, Solothurn und Nargau, ihren 
ganzen erften Bundesauszug unverzüglich in eidgenöffifhen Dienft zu ftel- 
zugleih die Abjendung von zwei Kommifjären nah dem Kanton 
Bafel oder deſſen Grenze, um den gejtörten Landfrieden mit den zur 
Verfügung gejtelten Truppen wieder herzuftellen. R. Steiger von 
Luzern und v. Meyenburg von Schaffhaufen gingen fofort als Kom: 
mifjäre ab. Diefe Maßnahmen entſprachen indeß weder der aufgeregten 
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öffentlichen Meinung, noch dem Ernft der Rage. Tags darauf drang 
auch der Vorort auf entjchiedeneres infchreiten. Damit das Schwei— 
zervolf nicht jelber handle, ſei es nothwendig, daß der ganze Kanton 
Bafel unvermweilt vollftändig mit eidgenöffiihen Truppen befett. werde. 
Bon einzelnen Ständen erhoben fi) noch Bedenklichkeiten dagegen. Erſt 
am 5. wurde Befesung von Stadt und Landſchaft befchlofjen und die 
Truppenzahl vermehrt. Die Gefandtihaft von Bafelland proteftirte, 
daß auch der unfchuldige Theil occupirt werde. Am 7. fam dann die 
Tagſatzung zu dem weiteren Entjcheid, daß das bisher verfchonte alte 
Land von Schwyz, das eigentliche Centrum des Sarnerbunds, gleichfalls 
befeßt werde. Der nah den äußeren Bezirken geſchickte Kommiſſär 
Nagel von Trogen erfchien felbit in der Sitzung und wies in Ueber: 
einftimmung mit dem anderen Kommiflär die dringende Nothwendigkeit 
nah: „Allgemein gehe der Ruf, es fei einmal Zeit, vorwärts zu ſchrei— 
ten, daß man wiſſe, wer Meifter im Lande fei; follte diefem Rufe nicht 
entſprochen werden, fo feien die Folgen nicht zu berechnen. Seit zwei 
Jahren feien Schwyz und *Bafel der Feuerherd, auf dem die Fackel 
der Zwietracht angezündet und unter die Stände und Völfer der Schweiz 
gefchleudert wurde; diefen müfje man endlih an Ort und Stelle aus: 
löſchen.“ Dies ſchlug die Bedenken der Tagfakung nieder. 

Auch mit dem reaftionären Gegenbund ſelbſt ſollte jet abgerechnet 
werden. Die Sarnerkonferenz Hatte feit dem Anfang Juli immer der 
Tagſatzung gegenüber troßig in Schwyz gefeffen. Auf die erften von 
der Tagſatzung ergriffenen Mafregeln erffärte fie, daß Schwyz die Be- 
feßung von Küßnacht kraft der ihm als fouveränem Stande zuftehenden 
Rechte und Pflichten unternommen habe, und legte Proteft gegen die 
außerordentlichen militärifchen Vorkehrungen ein. Im UVebrigen fei der 
Zug Abyberg’3 ohne Rath und Mitwirken der Konferenz gefchehen. 
Dffiziell war allerdings nichts über die projeftirten gewaltfamen Streiche 
verhandelt. Was in den vertraulichen Situngen der Gefandten be: 
rathen wurde, floß nicht ins Protokoll. Bezeichnend ift, daß, als die 
Konferenz von dem Zug Mittheilung erhielt, fie die förmliche Erwar— 
tung ausjprah, daß Schwyz das einmal Begonnene raſch und fräftig 
durchführen werde, Auch äußerte fich die Konferenz höchſt ungehalten 
über den Nüdzug und meinte, daß zur Behauptung von Küßnacht alle 
Kräfte hätten aufgeboten werden follen. Bei der Nachricht von dem 
Basler Ueberfall ftiegen die Hoffnungen wieder, fo lange das Refultat 
des Kampfes nicht befannt war. Alle Mittel eines entjchloffenen und 
gemeinfamen Widerftandes wurden befprochen. Noch rief Abyberg todes- 
muthig : „Zurüdtreten ohne einen- Feind gefehen zu haben, das wider— 
ftreitet dem Gefühl eines Militärs.” Aber von den großen Plänen 
fonnte nichts ausgeführt werden. Die Niederlage der Basler nahm 
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alle Hoffnung. ALS dann die Kunde von dem Beſchluß der Tagſatzung 
fam, daß aud Inner-Schwyz militärifch befebt werden follte, verliehen 
die Gefandten in aller Eile den vorörtlihen Sitz und fiebelten nad 
Beggenried über. Nur Schwyz, das früher am meiften getrieben hatte, 
hielt es jet für klüger zurüczubleiben. In Bengenried befchlofjen die 
Gefandten (in der Naht vom 7. Auguft) no nicht, die Kon: 
ferenz wirklich aufzulöfen, fondern nur Diefelbe zu vertagen. Uri, 
ald neuer Vorort, erhielt den Auftrag, die Konferenz nah Ermeſ— 
jen wieder einzuberufen. In einer feierlichen Erklärung an die Tag: 
fagung verwahrte die Konferenz neuerdings die Rechte ihrer Stände 
und der auf dem Bunde und den Verträgen von 1815 beruhenden Eid— 
genofjenschaft und beharrte in dem Glauben, „daß Gewalt zwar auf 
Augenblide das Recht verdrängen fünne, daß aber dem Rechte eine 
Kraft innewohne, die ihm in der Zukunft wieder Anerkennung verfchaffe.* 
So ging die Konferenz gebeugt, aber nicht von ihrer Widerfpenftigfeit 
geheilt, auseinander. 

Um die gleiche Zeit that die Diplomatie der abfolutiftiihen Höfe 
einen Schritt, um die Eidgenofienfhaft fo viel wie möglich in ihrem 
Einfchreiten zu lähmen. Am 6. Auguft erſchienen plößlic die Geſand— 
ten von Rußland, Defterreih, Preußen, Bayern und Sardinien wieder 
in Züri und machten in einer Audienz bei dem Bundespräfidenten 
Heß allerhand Borjtellungen zu Gunften der Sonderftände, insbejondere 
von Baſel, erhielten indeß den Beſcheid, daß die Bundesbehörde ihren 
Beichlüffen Vollziehung zu geben habe und daß im Uebrigen die Schwei— 
zer gewiß eine regere und natürlichere Theilnahme für die Zukunft der 
Stadt Bafel fühlten al3 die Fremden. Die Geſandten beſchwerten ſich 
auch über die Hülfe, die einige Polen — es waren deren fechs, Die in 
der diplomatifchen Einbildung zu einer ganzen Legion anmwuchien — den 
Landichäftlern geleiftet hatten. Der Bundespräfident trat auf Diefe 
Neklamation nicht ein, fondern verlangte jchriftlihe Eingabe, damit der 
Vorort fie nad) Gebühr beantworten fünne. Darauf empfahlen ſich die 
Diplomaten und verließen Züri wieder. Dias ganze Auftreten der- 
felben mußte den Eindrud beftärfen, daß die abfolutiftiiche Diplomatie 
hinter der Sarnerfonferenz geftanden hatte und in der Noth noch den 
ſchützenden Arm über fie auszuftreden fuchte. 

Die Tagfatung ließ fich weder durch die feierlihe Erklärung der 
Konferenzitände, noch das Proteftorat der fremden Gefandten abhalten, 
die förmliche Auflöfung der Sarnerfonferenz zu beſchließen. Am 12. 
Auguft erflärte fie, daß jeder eidgenöffifhe Stand, der fernerhin an 
diefer Verbindung Theil nehme, fich der Verlegung beſchworener Bundes: 
pflihten gegenüber der Eidgenofienfhaft fchuldig mache und dafür ver: 
antwortlid erklärt werde. Die bei der Tagfakung nicht vepräfentirten 
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Stände wurden aufgefordert, fi wieder durch Abgeordnete vertreten 
zu laſſen. 

Unterdek war Inner-Schwyz bereit3? am 8. Auguft ohne allen 
Widerſtand durch eidgenöffiihe Truppen befest worden. Die Bevölkerung 
zeinte ſich nicht fo feindlich gefinnt, wie die Teidenfchaftlichen Matadoren. 
In Bafel fträubte man ſich noch eine kurze Zeit gegen die Aufnahme 
einer eidgenöſſiſchen Beſatzung. Durd die Sonderftellung war bier der 
eidgenöfjifche Sinn aufs Tiefſte erfchüttert und blinder Haß gegen Alles, 
was liberal war, erzeugt worden. Obgleich die Bürgerſchaft durch die 
blutige Niederlage vom 3. Auguft niedergefchmettert wurde, agitirte eine 
halsftarrige Parthei doch no für äußerſten Widerftand, einzelne Wort: 
führer drangen feldft auf Anrufung fremden Schuted. Die Behörden 
wollten ji nur unter Bedingungen in die Uebergabe fügen. Die eid— 
genöſſiſchen Kommiſſäre erklärten indeß, daß fie fi in Feine Unter: 
bandlungen einlaffen würden. In einer Proflamation ficherten fie blos 
beiden Landeötheilen Schub ihrer Rechte und Freiheit, Sicherheit der 
Perfonen und des Eigenthums, Beobachtung ftrenger Mannszucht und 
Erhaltung gefeglicher Ordnung zu. Daraufhin unterwarf fih der Gr. 
Rath dem Unausweichlihen. Am 11. Auguft erfolgte der Einmarſch 
der eidgenöfliichen Truppen, vier Bataillone ſtark, mit einer Batterie 
Artillerie, unter dem Befehl des Oberſten Dufour. Auch die Land: 
haft erhielt ihre Befabung, nur etwas ſchwächer und unter fortwähren- 
der Proteftation der Regierung und Bevölferung, da diefe den Land: 
‚friedensbruch nicht verfchuldet habe und lange genug dur Occupation 
gedrüdt worden fei. 


Bald nad Befezung der Stadt rief hier die Erfcheinung eines der 
baſellandſchaftlichen Revolutionsmänner, der bei den Bürgern wegen 
Theilnahme an der Vogelfreierflärung befonders verhaßt war, einen 
tobenden Bolfsauflauf hervor, der felbft das eidgendrfiiche Militär be: 
drohte und nur durch die Klugheit und Entſchloſſenheit der Führer 
befhmwichtigt werden fonnte. In Folge davon wurden die Kommifjäre 
von der Tagſatzung angemiefen, weitere Truppen vom Land in die 
Stadt zu verlegen und die fofortige Entwaffnung und Auflöfung ber 
ftehenden Stadtgarnifon anzuordnen. Dieſe Mafregel wurde ausgeführt 
und damit der ftädtische Kriegsnerv zerfchnitten. 


Ein Sarnerftand nah dem andern leiftete jetzt auch der Wieder: 
beſchickung der Tagfatung Folge; von Bafel gefhah dies jedoh ohne 
förmliche Losfagung von der Sarnerfonferenz und unter Sendung von 
zwei Abgeordneten (Bürgermeifter Burkhardt und Rathsherr Viſcher), 
die eben vorher der Sondertagfakung angehört hatten. Darüber er: 
hoben fich neue Anftände in der Bundesbehörde, die erſt durch ein ent— 
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ſprechendes Dekret des Basler Gr. Naths, ſowie den Rüdtritt der bei- 
den Abgeordneten befeitigt wurde. 

Zu weiteren Verfolgungen ließ ſich die Tagfakung nicht drängen. 
Bon den patriotifchen Vereinen erging der laute Ruf nach eremplarijcher 
Beftrafung aller Schuldigen. Auch Bern wies jeine Geſandiſchaft an, 
zu verlangen, daß die Mitglieder der Sarnerfonferenz jo lange von 
der Tagſatzung und allen eidgenöfjifchen Givil- und Militärſtellen 
ausgefhlofien fein follten, bis fie fi vom Verdacht des Hochverraths 
gereinigt hätten; ferner daß die Urheber und Anftifter des Land» 
friedensbruchs und die Truppenanführer vor die kompetenten Gerichte 
geftelt würden; endlich daß die fchuldigen Reaktionäre außer der Koften: 
zahlung auch noch jedem unbegüterten Familienvater, der ſich als Soldat 
oder Unteroffizier bei der Bundesarmee befinde, eine täglihe Zulage 
von einem Baben zu ihrem Solde entrichten follten. Die Tagjakung 
mußte indeß fühlen, daß fie felbit einen guten Theil der Schuld trug, 
indem fie durch ihre lange Rath: und Thatlofigfeit die Wirren fo weit 
hatte kommen laſſen, und zeigte um fo weniger Luft, einen langwierigen 
Unterſuch anzuftellen, der ſich nicht ſowohl gegen einzelne Perfonen als 
gegen ganze Regierungen richtete. Die Behörde verfchob die Berathung 
des Antrags und ließ die Leidenfchaften fich etwas abfühlen. Am Ende 
fiel der Antrag faft ohne alle Unterftüägung dahin. Bern felbft machte 
feinen Ernft aus der anfänglichen Drohung, die Gefandtichaft heimzu— 
berufen. Die Tagfabung begnügte fih damit, die Führer der beiden 

° Expeditionen, die Oberſten Abyberg und Nifcher, aus dem eidgenöſſiſchen 
Stab zu ftreichen. 

So war der Sarnerbund gebrochen und die Tagſatzung in Züri) 
wieder vollftändig verfammelt — nur das monarchiſche Neuenburg fehlte 
noch und veranlaßte befondere Verwicklungen. 


Reconfiituirung von Schwyz und fofale Trennung im Kanton Bafel. 


Nachdem fih Schwyz und Bafel der Eidgenofjenfhaft wieder unter: 
worfen hatten, blieb noch die Regelung der politiihen Verhältniſſe der 
beiden Kantone übrig. Hiebei zeigte fich ein bedeutender Unterjchieb in 
dem Gang der Entwidlung. 

Im Kanton Schwyz hatte die Feindſchaft zwifchen den Bevölferun: 
gen des innern und äußern Landes nicht den äußerten Grad erreicht. 
In allen Wirren war e3 zu feinem blutigen Eonflitte gefommen, wenn ſich 
auch die Bartheien eine Zeit lang bewaffnet gegenüber ftanden. Hier war 
daher noch Bereitwilligfeit zur Wiedervereinigung zu finden. Die Tag- 
fatung felbft arbeitete mit allen Kräften dahin, die Einheit des Kan— 
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tons wieder herzuftellen. Ihre nahdrüdlichen Bemühungen wurden auch 
mit Erfolg gekrönt. Ausſchüſſe der beiden Landestheile famen über einen 
Grundvertrag überein, der von den Bezirfsgemeinden genehmigt wurde, 
Ein Verfaſſungsrath entwarf demgemäß eine neue gemeinfame Verfaffung. 
Am ftreitigften war die Frage über Herftellung einer allgemeinen Lands— 
gemeinde, Am Ende drang das alte Syftem wieder dur; doch follte 
das Volk des Kantons nur alle zwei Jahre zufammentreten; auch fonft 
wurden die Befugnifie beſchränkt. Am 13. Okt. 1833 verfammelte fi 
die erfte gemeinfame Landsgemeinde wieder am Rothenthurm, beſchwor 
die neue Verfaſſung und nahm die Wahlen vor. Als Landammann 
wurde Nazar vo. Reding, als Statthalter Melchior Diethelm gewählt. 
An der Verfaffung war dad Prinzip der Regeneration im Wefentlichen 
durchgeführt; die politifche Nechtsgleichheit aller Kantonsbürger und Ge: 
bietötheile fand ihre Anerkennung; auch den fogenannten neuen Landes- 
leuten war die bürgerliche Gleichberechtigung zugefichert; dazu kam Tren: 
nung der Gemwalten und Aufhebung der Lebenslänglichfeit der Nemter. 
Mit Einführung der neuen Verfaſſung verließen die eidgenöffifhen Trup— 
pen fammt Kommiljariat den Kanton. Die Occupationskoften murden 
Inner-Schwyz wegen unzweifelhaften Landfriedensbruches auferlegt, doch 
zeigte fich die Tagſatzung zum Dank für die Wiedervereinigung nachſich— 
‚ tig im Eintreiben derjelben. 

Im Kanton Bafel gingen die Dinge anders. Hier hatte fich der 
Haß zwiſchen der Stadt und der abgelösten Landfhaft im Laufe der 
Wirren immer tiefer gewühlt und eine faft unüberfteigliche Kluft gebil: 
det. In den wiederholten Kämpfen waren Ströme Blutes gefloffen. 
Die Landfchaft hing jett eben jo Harinädig an einem felbitftändigen Ge- 
meinweſen, al3 die Stadt noch immer nicht3 von einer Verbindung un: 
ter völliger Rechtsgleichheit wiſſen wollte. Auf beiden Geiten fehlte es 
an allen ausgleichenden Elementen. Die Tagjatung hatte in kläglicher 
Schwäche die rechte Zeit verpaßt, um grundſätzlich durchzugreifen. Mit 
pafjiven Berhalten oder Vermittlungen, hinter denen fein Ernſt ftand, 
waren die Theile immer weiter auseinander gefommen. est ſah ſich 
die Bundesbehörde einer eifernen Nothmwendigkeit gegenüber und hatte, 
faum den Muth mehr, an eine Reconftituirung des ganzen Kantons ir: 
gendwie zu denken. 

Zwar drangen einzelne Staat3männer auch jest noch auf Wieder: 
vereinigung, als die einzige Löſung, die den Intereſſen der Eidgenoſſen— 
[haft entſpreche. Namentlich trat der Gefandte von St. Gallen (Baum: 
gartner) der Trennung auf's Lebhaftefte entgegen: Neconftituirung fei 
no möglich, wenn man einige Häupter beider Theile entferne; Tren: 
nung fei ein Unglüd für die Schweiz, weil dadurch ein Grenzkanton, 
der mehrere Haupteingänge zu bewachen habe, einem Zujtande von Ent: 
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fräftung blosgegeben und die reiche, gewerbsthätige und wichtige Stadt, 
eine Pflegerin der Wiffenfchaften, auf lange Zeit hinaus der neuen Schweiz 
entfremdet wiirde. Dürfe die Tayfabung einmal Zwang ausüben, jo 
fei es beſſer, fir thue es zur MWiederheritellung al3 zur Zerreißung des 
Kantons. Aber nur wenige Stände wagten es, diefe Anſicht ſchwach 
zu unterftüßen. 

War von Reconitituirung feine ernftliche Rede mehr, fo fiel auch 
die partielle Trennung außer Betraht und nur in totaler Trennung 
onnte wenigitens eine erträgliche Löſung gefunden werden. Die partielle 
Trennung, die auch die Gemeinden der Landſchaft auf unnatürlich: Weife 
auseinander zerrte und hier die Bildung eines fejten Gemeinwefens faft 
unmöglich machte, hätte die Duelle ewigen Haders bleiben müſſen. Wenn 
au ein Theil der bisher zu Bafel gehörigen Gemeinden ihre Anhäng- 
lichfeit an die Stadt behielt und die Vereinigung mit der übrigen Land: 
haft zunächft erzwungen war, fo ließ ſich doch vorausfegen, daß die Zeit 
bald ein innigeres Band bilden werde. Auch in der Stadt jelbft Fonnte 
man ſich mit der totalen Trennung eher verfühnen, da fie geeignet war, 
allen Reibungen den Faden abzufchneiden und dauernde Ruhe zur fichern. 

Somit wurde totale Trennung bejchlofjen, wie fie fich factiſch 
bereit3 feit dem 3. Auguft geltend gemacht hatte. Nur die drei Land» 
gemeinden jenfeits des Rheins blieben bei der Stadt. Freiwillige Wie: 
dervereinigung war für die Zukunft vorbehalten. Der Eidgenoſſenſchaft 
gegenüber jollten die beiden Theile auch ferner einen einzigen Staats— 
förper bilden; jeder erhielt Repräfentationsreht mit halber Stimme an 
der Tagſatzung und wechſelndem PVorfit. Die Stadt mußte fich eine be— 
ſondere Verfafjung geben. Die bisherige Verfaffung der Yandfchaft wurde 
einfach auch auf die neu Hinzugelommenen Gemeinden ausgedehnt. Ueber 
die Ausfheidung des gefammten Staatseigenthums mit Anbegriff des 
Kirchen, Schul: und Armenfonds follte eine Theilungskommiſſion ſchieds— 
richterlich abſprechen, wenn fich die beiden Theile mit ihren Ausſchüſſen 
nicht gütlich verftändigen könnten. Somohl Stadt wie Landichaft unter: 
zogen jich dem Trennungsbeihluß ohne Weiteres. In der Stadt ge: 
nehmigte das Volk in einer Abftimmung. Ein Verfaffungsrath entwarf 
"hier eine neue dem ftädtifchen Gemeinwesen angepaßte Verfaſſung, die 
vom Volf angenommen wurde, | 

Im Ferneren handelte e8 fih um die Veranlaſſung des Landfrie- 
densbruches, die mit der Frage über die Decupationskoften und Ent: 
Ihädigungsanfpraden in Verbindung ftand. Die eidgenöffifchen Kom: 
mifjäre nahmen hierüber mweitläufige Akten auf. Die Tagfatung kam 
zu dem Schluß, daß die Regierung von Bafel:Stadttheil ſchon dur 
ihren Widerftand gegen die Trennungsbefchlüffe vom September und 
Dftober 1832 fi in permanentem Kriegszuftand gegen Bafel-Landichaft 
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befunden habe. Auch fei gewiß, daß die Vorfälle in Diepflingen weder 
der einen noch der andern Seite al3 Landfriedensbruh zur Laft gelegt 
werden Eönnen, daß dagegen die Bemwaffnungen und Züge im Reigolds- 
wyler- und Gelterfinderthale als eben jo viele offenjive Bewegungen der 
ſtädtiſchen Gemeinden zum Vorſchein gefommen feien. Selbſt unter wirk— 
ihr Bedrohung hätte Bafel noch Mittel’ genug’ gehabt, jein Gebiet in 
Schub zu nehmen, ohne zu dem verzmweifelten und verwerflichen Kriegs— 
zug feine Zuflucht zu nehmen. Endlich hafte das Faktum des Land» 
friedensbruchs, wenigitens mittelbar, auf der Regierung von Bafel, auch 
wenn der Kriegdzug nicht als Ausführung eines vorbedachten Angriffs, 
fondern als Folge irriger Berichte angefehen würde. Demgemäß wurde 
erffärt, daß die Regierung zu Bafel durch den Ausfall vom 3. Auguft 
den verordnneten Landfrieden gebrochen habe und für die daherigen Yol: 
gen verantwortlich fei.*) Alle Entſchädigungsanſprachen des einen Theils 
an den anderen jollten dem eidgenöfjiihen Rechtsverfahren unterliegen. 

"Die Eidgenofjenfhaft übernahm hierauf die Koiten für die Sendun— 
gen der eidgenöflifhen Repräſentanten und Kommifläre (deren es bei 
dem fteten Wechfel im Ganzen zwanzig gewejen waren!). Die Occu: 
pationsfoften vom Herbitinonat 1831 bis Ende Februar 1832 im Ber 
trage von 417,273 Franken follten zur Hälfte von der Eidgenofjenfchaft, 
zur Hälfte vom Kanton Bafel refp. beiden Landestheilen getragen wer— 
den. Vom 1. März 1832 an, wo Bajel durd den eigenmächtigen 
Trennungsbeſchluß mit der Eidgenoſſenſchaft in Widerfpruch gerieth, hatte 
dagegen die Stadt fämmtlihe Dccupationskoften allein zu tragen, wo— 
durch ihr 721,700 Franken befonders zur Laft fielen. Werner wurde fie 
auf ſchiedsrichterlichem Wege für Entſchädigungen an die Landfchaft, 
namentlich den Brandihaden in Pratteln, noch zu 85,561 Franken ver: 
fällt. Nachdem die Stadt die ihr zufallenden Oceupationskoſten entrich- 
tet oder Sicherheit geleiftet hatte, hörte die eidgenöfjifhe Beſatzung auf. 
Am 16. Oktober 1833 verließen die legten Truppen die Stadt. Bajel- 
land war früher erlöst, nachdem man fi dort immer laut gegen die 
unverdiente Laft erhoben und eine VBollsverfammlung in Muttenz ein: 
mal beſchloſſen Hatte, „die eidgendfjiihen Truppen nur noch drei Tage 
lang zu verpflegen.“ 

Die no vorzunehmende VBermögensausfheidung (mit Inbegriff des 
Kichen:, Schul: und Armengut3) wurde zu einem langwierigen Ge— 
ihäft. Da an eine gütliche Verftändigung bei den gereizten Berhält- 
niffen nicht gedacht werden-fonnte, mußte jhiedsrichterlich verfahren wer: 
den. Die Stadt wählte zu Schiedsrichtern: Alt-Bürgermeifter Herzog 


*) Siehe den Bericht der Hepräjentanten und das Gutachten der Tagſatzungs- 
fommiffion im Tagſatzungsabſchied von 1833. 
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von Aarau und Alt:Bundespräfident Tſcharner von Chur; die Land- 
Ihaft: Präfident Eder von Thurgau und Dr. Carl Schnell von Bern. 
Obmann wurde Dr. Keller von Zürid. Das Gericht ſaß erft in 
Yarau, dann in Zürich. Triumphirend nahm die Landichaft am 4. Oft. 
die erſten Geihüse aus der vorläufigen Theilung des Kriegsmaterials 
in Empfang. Glockengeläute und der Jubel der Bevölkerung hieß fie 
in Lieftal willlommen. Nachts wurde das Städtchen illuminirt. Bei 
‚der Ausfcherdung des Vermögens (im Gefammtbetrag von ca. 6 Millios 
nen Franken) galt die Bevölkerung ald Makitab, wornad der Stadt 
%s, der Landihaft Ys zufielen. Auch das Univerfitätsgut wurde als 
Korporationggut in die Theilung gezogen. Der ſeit der Reformation 
im Münfter gebliebene merkwürdige Kirhenfhat wurde in natura ge: 
theilt. Auch für den Fall einer zukünftigen Schleifung der Feſtungs— 
werfe erhielt die Landichaft einen gemiljen Anſpruch auf den Erlös des 
Terraind. Der ganze Theilungsprozek währte faſt anderthalb Jahre. 
Erſt am 13. April 1835 konnte das Gericht die Schlußurfunde und 
den Bericht an den Vorort unterzeichnen. Die fhiedsrichterlichen Koften 
beliefen jich auf ca. 66,000 Franken; außerdem hatte noch jeder Theil 
feine befonderen Rartheikoften (Bafeljtadt 30,000 Fr.). 

So vollendete fih die Scheidung von Bafelftadt und Bafelland, die 
durch dreijähtige blutige Wirren zu zwei unverföhnlichen Brüdern ge: 
worden waren. Die getrennten Gemeinwefen erfchienen beide halb ver: 
ftümmelt, da jedem weſentliche Gliedmaßen fehlten. Bafelland ftrebte 
mit jugendlicher Keckheit vorwärts und bildete einen vorgerüdten demo— 
kratiſchen Poſten in der Schweiz, aber es hielt hier ſchwer, ſich von der 
unter den aufgeregten Zuftänden angewöhnten QTurbulenz los zu machen 
und zu einer geregelten Bermwaltung zu gelangen. In Bafelftadt trug 
man willig mande Opfer, um fi in dem gejchmälerten Kreiſe einzu: 
richten, aber grollend ſchloß man ſich von der liberalen Entwidlung in 
der Eidgenofienihaft ab und nährte politifch wie gewerblich einen engen 
Geift, wozu kirchliche Einfeitigfeit hinzukam. 


Henenburg unterwirft ſich. 


Nachdem bereits alle andern Stände wieder in der Tagfabung ver: 
‘ treten waren, fehlte Neuenburg noch und machte befondere Schwiergfei- 
ten, geſtützt auf das Zwitterverhältnif, wornach es außer der Eidgenofjen- 
Ihaft noch einer fremden Monarchie angehörte. 

Bei der eriten republikaniſchen Erhebung im J. 1831 fonnte fi 
das fönigliche Regiment in Neuenburg nur durch die Dazwiſchenkunft der 
Eidgenofjenfhaft retten. Zum Dank dafür richtete e8 nit nur feinen 
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Stachel gegen alle liberale Entwidlung, verfolgte die ſchweizeriſch ge 
jinnte Parthei mit maßlofer Härte und jhlug alle Bitten um Amnejtie 
in den Wind, fondern ging auch geradezu mit dem Gedanken um, ſich 
von der Eidgenofjenjchaft zu trennen. Dem Beihluß des gefeggebenden 
Raths gemäß wandte fi der Staatsrath an den König mit dem an- 
geblihen Landeswunſche, die Bande der bisherigen Vereinigung zu löfen. 
Dem König fehlte e8 auch nicht an Geneigtheit, jein Fürſtenthum aus 
aller Berührung mit der republikaniſchen Schweiz zu bringen, aber er 
mußte die Trennung als eine mißliche Sache anſehen, da er es nicht 
blos mit der Eidgenofjenfhaft, jondern auch mit den andern Großmäch— 
ten zu thun hatte und nur auf dem Wege vorfichtiger Unterhandlungen- 
zum Ziel fommen konnte. Nur ungern ließ fih das Junkerthum in 
Neuenburg zur Geduld ermahnen; mit allem Eifer wurde immer von 
Neuem in die königliche Regierung gedrungen, den heißen Wunſch der 
loyalen Unterthanen zu erfüllen. Aber in Berlin hielt man den diplo— 
matifchen Boden einftweilen nicht für günftig genug und fo konnte die 
Frage der Trennung nicht vom Flecke rüden. 

Um fo mehr war das Regiment in Neuenburg bemüht, die Reaction 
innerhalb der Eidgenofjenfchaft zu ſchüren und Hier eine Spaltung zu 
unterhalten. Bei der Erlacherhofverſchwörung fam die Munition aus 
den Zeughaus von Neuenburg. Dem hartnädigen Widerftand von 
Schwyz und Bafel ftanden die royaliftiihen Staatsmänner immer ra— 
thend und fpornend zur Seite. Bei der Frage der Bundesrevifion war 
Neuenburg fofort bei der Hand fich auf die Garantie der fremden Mächte 
zu berufen. In der Sarner Konferenz bildete Hr. v. Chambrier die diplo— 
matiſche Seele. Schritt für Schritt rapportirte der Staatsrath über alle 
Vorgänge nach Berlin und Holte fih von dort feine Weifungen. Die 
Fönigliche Regierung erwartete geradezu, daß die Sarnerftände ihre Sache 
in die Hände der garantirenden Mächte legen würden. Solche fürmliche 
Anrufung der fremden Intervention fah man in Neuenburg freilich noch 
als zu mißlih an; aber der Weg dazu wurde in der Erklärung an die 
Tagſatzung gebahnt, worin die Sarnerftände ihre Rechte und Anfprüche 
auf die Wiener Verträge ftüßten. 

Nachdem die Tagfasung den Beichlug zur Auflöfung der Sarner: 
fonferenz gefaßt hatte, erging die Aufforderung auch an Neuenburg, ſich 
loszufagen und die Tagfabung wieder zu beſchicken. Statt diefer Auf: 
forderung nachzukommen, erneuerte der geſetzgebende Rath fein früheres 
Trennungsbegehren und ſchickte Abgeordnete nah Berlin, um wieder mit 
allem Eifer auf die Löjfung der Verbindung zu dringen. Der Bund 
von 1815 fei thatfächlich vernichtet und Neuenburg Taufe Gefahr, mie 
Bafel und Schwyz, unterdrüdt zu merden. Mit Hinwmeiſung auf diefes 
Trennungsbegehren weigerte man ſich, die Tagfagung ver der Hand zu 
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bejchiden. Die Bundesbehörde wollte indeß nicht mit ſich jpielen lafjen, 
fondern verlangte noch einmal mit allem Nahdrud, dag Neuenburg ſich 
förmlich von der Sarnerkonferenz losfage und jeinen Bundespflichten 
nachkomme. Neuenburg ftehe in feinem andern Berhältnijje zu der Eid: 
genofjenfchaft als die übrigen Kantone und habe diejelben Verpflichtun- 
gen zu erfüllen, fo lange es nicht wirklih aus dem Bunde ausgejchieden 
ſei. Komme e3 bis zum 11. September nicht der Aufforderung unbe: 
dingt nah, fo werde es durch eidgenöffifche Truppen bejeßt. Zu dem 
Ende wurde der eidgenöflische Kriegsrath angewielen, alle Anordnungen 
zu treffen, daß nöthigenfall® unmittelbar am Tage nad) Ablauf der an: 
geſetzten Frift eine hinreichende Anzahl eidgenöffischer Truppen in den 
Kanton einrüden Fönnte. 

Eiligft proteftirte der preußifche Gefandte, Hr. v. Olfers, gegen 
diefen eben jo „unerwarteten“ als „unerhörten” Beſchluß, verwahrte die 
Nechte des Königs, feines Herrn, und erflärte, „daß alle Folgen einer 
jo auffallenden Verletzung des Völkerrechts und der bejtehenden Verträge 
auf diejenigen zurüdfallen mögen, welche zur Vollziehung defjelben bie 
Hand bieten werden.” Die Drohung jhüchterte die Tagſatzung nicht 
ein. Der Gefandte erhielt einfach zur Antwort, daß Neuenburg als 
chweizerifcher Kanton zur Erfüllung feiner Bundespflihten angehalten 
werde und die Stellung des Landes zu feinem Fürften dabei unberührt 
bleibe. Jede Einmiſchung der preußifchen Regierung in die inneren Anz 
gelegenheiten der Schweiz müfje die Tagſatzung zurüdmeifen. 

Schon hatten. fich die eidgenöffifchen Truppen, 6000 Mann ftarf, 
unter Oberft Dufour gefammelt; ſchon waren alle Anftalten getroffen, 
un an dem feitgefeßten Tage in den Kanton einzumarjchiren — da 
unterwarf jich der gefeßgebende Rath in Neuenburg und beſchloß mit 
bitterer Miene, ji) von der Sarnerfonferenz loszufagen und die Tag: . 
fatung zu beſchicken. Preußen war ferne, dagegen die Gefahr nahe, 
daß bei dem Einrüden der eidgenöffifchen Truppen die monardiiche Ord— 
nung von Neuem in Trage geftelt werden könnte. Die ſchweizeriſch 
gefinnte Bevölkerung hatte ſich bereits geregt und in einer Adreſſe an 
den König fih gegen die Trennung von der Eidgenofjenichaft erklärt. 
Troß dem Drud, der auf dem Lande lajtete, troß den Verfolgungen, 
denen die freie Meinungsäußerung ausgejegt war, fand die Adreſſe in 
furzer Zeit 3578 Unterfchriften, nahezu die Hälfte aller Bürger. 

Die preußiihe Diplomatie zog ſich mit ihrer eilfertigen Drohung, 
der fein Nachdruck gegeben werden Fonnte, eine empfindliche Schlappe zu. 
Bei den andern Mächten fand fie wenig oder gar Feine Unterftüßung, 
da jich die Anſichten und Interejien im der Neuenburgerfrage mehrfach 
durchfreuzten und Preußens eigene Bundesgenofien eine Demüthigung 
diefer Macht nicht ungern jahen. Weit dem TQrennungsbegehren, das 
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durch eine Abordnung von Neuenburg wieder vor den König gebracht 
wurde, wollte es daher nicht rücken. Der König verſprach zwar die 
Unterhandlungen zu beſchleunigen und dem Staatsrath wurde wiederholt 
gemeldet, daß die Sache im beſten Gange ſei, aber am Ende mußte der 
royaliſtiſche Eifer wieder zur Geduld gemahnt werden und die Dinge 
blieben, wie ſie waren. 


Die überwundene Kriſis. 


„In wenigen Wochen haben wir ein Jahrhundert zurückgelegt,“ 
fo rief ein liberales Organ in Zürich, ala 20,000 Mann eidgenöſſiſcher 
Truppen im Dienjte ftanden, um den Sarnerbund zu brechen und das 
Anſehen der Eidgenofjenihaft wieder herzuftellen. Allerdings wurde in 
furzer Zeit ein mächtiger Schritt gethan und der ganze. politifche Hori- 
zont der Schweiz verändert. Die Tagſatzung entwidelte in der Krifis 
eine Kraft und Entjchlofjenheit, die man von Seite der Gegner nicht 
erwartet hatte. Wo die Bundesbehörde felbit noch zögerte und bei hal- 
ben Beſchlüſſen jtehen bleiben wollte, wurde fie durch den Zorn der Na- 
tion, die laute Stimme der Prefje und patriotifchen Vereine, das ent: 
fchiedene Verlangen der großen regenerirten Kantone weiter vorwärts 
getrieben. Der Knoten, der fi Jahre hindurch mit unnützen Inſtruk— 
tionen immer mehr hatie verwideln fünnen, wurbe jett ohne alle In— 
ftruftionen kühn durchhauen. Die Sarnerftände mußten ſich vor dem 
ernten Auftreten beugen, womit den Beſchlüſſen Nahdrud verliehen 
wurde. In Bafel konnte man nicht von Neuem daran denfen, die Ka— 
nonen auf die Wälle zu führen und die eidgenöffifche Occupation mit Ge- 
malt zurüdzutreiben. Die Wirren erhielten endlich eine Löfung, bie 
zwar nicht die Einheit des Kantons wieder herftellte, aber doch dauern: 
ben Frieden ſicherte. In Schwyz gelang e8, die getrennten heile 
unter dem Banner der Nechtögleichheit wieder zufammen zu fügen. Ver: 
gebens flüchtete fih Neuenburg unter die Fittige der preußifchen Krone. 
Der gefährliche Riß in der Eidgenoſſenſchaft hörte auf. Die aufgebote- 
nen Milizen hatten überall freudige Bereitwilligkeit gezeigt. Die Reac- 
tion war niebergefhlagen; die liberal gefinnte Schweiz fonnte wieder 
freier athmen. Auch nah Außen gebot die Stellung der Schweiz größere 
Achtung. Die fremde Diplomatie fand Feine Gelegenheit, ſich einzumis 
chen, wo die Thatjachen fich fo raſch vollendeten. 

Aber bei aller Kraftentwidlung fehlte no Eines, um auch für die 
Zukunft einen feften Boden zu gewinnen und ähnlichen Spaltungen vor: 
zubeugen. Das unglüdlide Schickſal des Bundesentwurfs hatte bie 
reactionäre Parthei ermuthigt. Nur durch eine wirkliche Reform konnte 
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jest das nationale Princip gefichert werden. So lange der Bund auf 
Grundlagen ruhte, die mit der Regeneration im Widerfprud jtanden, 
mußten auch die neuen Ordnungen ſchwanken. Nur für den Augenblid 
war die Gefahr befeitigt; über kurz oder lang mußte der Anlauf in 
verftärftem Maße mwieberfehren, wenn ber eidgenöfliiche Sinn feinen blei- 
benden Ausdruck in den höchſten Organen fand, vielmehr eine den Be: 
bürfniffen der Nation widerftrebende Minderheit ein überwiegendes Ge: 
wicht im Bunde behielt. 

Nah Auflöfung des Sarnerbundes mußte es fih deßhalb darum 
handeln, den Moment nun auch zur Durchführung der Bundesreform 
zu ergreifen. Der Ruf darnad) erhob fih von vielen Seiten. Uber 
mit der Entwidlung der Ereignifje erlahmte der amtlide Schwung. 
Die Tagſatzung erfhöpfte fi durch die energifchen Beichlüffe, die meit 
über ihre gewöhnlichen Kräfte binausgingen. Allmählig gewann das 
laue Juftemilieu wieder die Oberhand und nad der Rückkehr der Sar— 
nerjtände erhielten die Bedenken neuen Zuwachs. Der alte Bund fchien 
noch gut genug zu fein, nachdem die Krifis auch ohne Erneuerung dei: 
jelben glüdli überwunden war. Die Tagſatzung hielt ji mit den 
durchgreifenden Erfolgen in der öffentlihen Meinung wieder hergeitellt. 
Der Drang, der aus der Nation fam, war nicht ftarf genug, um vor: 
wärts zu jpornen. In den patriotifchen Vereinen, die von der Frage 
am lebhafteften ergriffen wurden, herrſchte weder über die Art und Weiſe 
noch über den Umfang der Revifion volle Uebereinftimmung. Auh an 
einer allgemeinen Berfammlung von Abgeordneten der patriotiichen Ber: 
eine auf der Platte in Zürich (25. Auguft) fehlte es nicht an Bedenken 
aus verfchiebenen Kantonen, indem man daran zmeifelte, ob fich bereits 
im Volk hinreihende Begeijterung und Opferwilligfeit für Durchführung 
einer wirklichen Nationaleinheit finde. 

Die Tagfatung faßte den bisherigen Gang der Revifionsfrage ind 
Auge, kam aus den Ergebnifjen zu dem aftenmäßigen Sprud, daß der 
Bundesentwurf für einmal gefcheitert fei; verzweifelte daran, die Revi— 
fion in unmittelbarer Weiterberathung zu einem bejjern Ende zu führen 
und job die ganze Sache wieder den Ständen zu, die jih mit neuen 
Inftruftionen abmühen mochten (10. Oft. 1833). Die Bunbesrevifion 
blieb auf den Tractanden, aber der Kantönligeijt hatte wieder freien 
Spielraum. 


Zweiter Abfchnitt. 


Don der Auflöſung des Sarnerbunds bis zur Bürcher 
Septemberreaction (1833 —1839). 


Die Rathofifchen Kirchenverfäftniffe 


In den Kämpfen von 1830—1833 handelte e3 fih wefentlih um 
eine neue politifhe Ordnung auf Grundlage der Rechtsgleichheit. Konnte 
das Prinzip der Regeneration auch nicht in allen Kantonen durchdrin— 
gen, fo gelangte e3 doch in dem größern Theil der Schweiz zur Gel- 
tung. Durch den Sarnerbund waren die Errungenfhaften eine Zeit 
lang wieder bedroht. Der Sieg über denfelben wurde nicht vollftändig 
genug benußt, um durh Schöpfung eines neuen Bundes auch die natio- 
nale Wiedergeburt herbeizuführen. Für die Zufunft mußte noch eine 
Unficherheit in den Zuftänden bleiben. Zunächſt war indeß die Reaction 
niebergefchla gen und hatte feine Ausficht auf directen Erfolg. Der eis 
gentliche politiiche Kampf kam dadurch zu einiger Ruhe, dagegen eröffnete 
fih der Streit auf einem anderen Gebiete. Neben der alten Ariftofratie 
hatte die Regeneration feinen heftigeren Gegner als den Klerus, zumal 
wo die Schulveformen ſich entwidelten. Das galt zum Theil auch von 
ber proteftantifhen Geiftlichfeit, die mit dem alten Familienregiment 
enge zufammenhing, aber in noch weit höherem Grade von dem römi: 
ſchen Klerus, der eine beherrſchende Macht in Anfprucdh nahm. Der 
liberale Staat mußte den hierarchiſchen Gelüften einen wirffamen Damm 
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entgegenfeßen oder über lang ober furz zum alle Fommen. Um den 
Kampf, der daraus entfprang, gehörig zu würdigen, ift es nothwendig, 
auf den Gang der katholiſchen Kirchenverhältnifje in den legten Dezen- 
nien etwas näher zurüdzubliden. 

Mit der politifchen Ummwälzung der Schweiz im Yahr 1798 jchien 
auch im tirhlichen Leben eine neue Aera anzubredhen. Die helvetiſche 
Berfaffung proflamirte die uneingefhränfte Gewiſſensfreiheit und er: 
Yaubte jeden Kultus, wenn er die öffentliche Ordnung nicht ftöre und 
feine herrſchende Gewalt oder Vorzug fih anmafe. Der Genuß der 
bürgerlichen und politifhen Rechte Hing nicht mehr von dem konfeſſio— 
nellen Befenntniß ab. Alle geiftlihen Immunitäten hörten auf. Die 
früheren barbarifchen Strafgefege gegen religiöfe Meinungen und Sekten 
wurden abgefhafft. Die Nuntiatur, welche fo viel Unheil in der Schweiz 
geftiftet Hatte, war factifch befeitigt und auch die Aufhebung der Klöfter 
eingeleitet. Wie alle Staatsbürger mußten auch ſämmtliche Geiſtlichen 
den in dee PVerfaflung vorgefchriebenen Bürgereid leiften. Die Regie 
rung hatte die Oberaufficht über die firchlichen Angelegenheiten und übte 
alle Befugniffe aus, die aus diefem Hoheitsrecht des Staates, fließen, 
befonder8 confequent das landesherrliche Place. Die Firchlichen Vereine 
erhielten bie volle Freiheit für ihre religiöfen Neußerungen und gottes— 
dienftlichen Gebräuche, „in Erwägung, daß es der Gottheit allein zus 
fomme, über die Gedanken und Meinungen der Menſchen zu richten.“ 
Aber jeder Kirchliche Verein follte auch im anderen das gleiche Recht der 
Freiheit de8 Kultus anerkennen und der Gefeßgebung des Staats fich 
vollftändig unterwerfen und feine Befugnifje und Anordnungen achten 
und befolgen. Zugleich hielt die Helvetik an dem Prinzip feſt, daf die 
Erziehung Staatsfahe fei und ganz unabhängig von der Kirche ihre 
Wurzeln in den Rechten der Einzelnen und in der Aufgabe des Staats: 
lebens habe. Mit diefen Grundfägen war es fein Wunder, daß die 
Helvetif zum Schreden der römischen Klerifei wurde, die mit allen 
Mitteln an ihrem Sturze arbeitete. 

Die Mediation war — den Ideen nah — in Ffirchlicher fo gut 
wie in politifcher Beziehung ein Rückſchritt. Durch die Wiederherftellung 
der Kantonalfouveränitäten wurden die firchlichen Angelegenheiten wieder 
den einzelnen Kantonen überlaffen und in den DVerfafjungen wieder die 
Staatzreligion aufgeftelt. Rom eilte, die Nuntiatur wieder herzuftellen 
und auch den Klöftern würden wieder günftigere Ausfichten geöffnet. In 
einem großen Theil der Schweiz, der unter dem Bisthum Konftanz ftand, 
Eonnte indeß die milde Stabführung des Biſchofs Dalberg, ſowie feines 
Generalvifars, des edlen Weffenberg, Frieden, Duldung und Auf: 
Härung verbreiten. Die Episcopalrechte wurden hier ziemlich konſequent 
ausgeübt, die DBefugnifje der meltlihen Macht in Kirchenfachen blie- 
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ben unangefochten oder wurben durch gemeinfames Cirverftändnig mit 
dem Bifchof geordnet, Liturgie und Kultus wurden gereinigt, vielfache 
Anordnungen getroffen, damit die Geiftlichkeit, im Sinne der Aufklärung 
und chriftlichen Liebe, für die höheren Zwecke des gefellichaftlichen Lebens 
eine thätige Theilnahme beweife. Dieſe glüdliche Verwaltung, die den 
hierarchiſchen Beftrebungen entgegenwirfte und deßhalb den ganzen Haß 
der römischen Kurie auf ſich zog, hörte mit der Losreißung der ſchwei⸗— 
zerifhen Kernlande vom Bistum Konftanz auf. Schon gegen das 
Ende der Mediation verfolgte das Papſtthum den Plan, fo viele Eleine 
Bisthümer als möglich nach römiſchem Kirchenrecht zu ftiften und dieſe 
möglichft abhängig von Rom zu machen, fie mithin als Immebiatbis- 
thümer unter die Nuntiatur zu ftellen. Die franzöfifche Revolution, 
die fonft dem Papſtthum fo verderblih war, Hatte im diefer Beziehung 
durch die Zertrümmerung der franzöfifhen und deutfchen Bisthümer und 
Erzbisthümer vorgearbeitet. Bereits waren die ſchweizeriſchen Bisthümer 
Bajel, Laufanne und Chur von ihren früheren Metropolitanverbanden 
abgelöst. Mit Sitten war dies fhon vor der Revolution gefchehen. 
Ein glänzender Aushängefhild mußte ala Mittel dienen, um jebt auch 
die zum Bistum Konftanz gehörenden Lande abzutrennen. „Wie Die 
politifche Unabhängigkeit und Freiheit der Schweiz auf ihrer vollkomme— 
nen Unabhängigkeit in politiiden Dingen beruhe“ — fo wurde vorge: 
ſpiegelt — „eben fo müſſe die geiftliche Gerichtsbarkeit von auswärtigen 
Bisthümern möglichft getrennt und von inländifchen Prälaten verwaltet 
werden; es fei daher vathfam, ein großes fchweizerifches Nationalbisthum 
zu errichten.“ Durch diefe verführerifche Idee Tieken ſich zunächſt die 
Urfantone loden. Nah dem Sturze Napoleons kamen der Hader unter 
den Kantonen und der überall wieder auftauchende Sondergeijt den Plä— 
nen der Kurie trefflich zu Statten. Wo die Negierungen nur den Fin- 
ger boten, ergriff Rom fchnell die ganze Hand, unbefümmert um landes- 
herrliche Rechte und ſelbſt die kanoniſchen Vorſchriften. Ehe ſich's die 
Kantone verfahen, war die Trennung vom Bistum Konjtanz plötzlich 
und gewaltfam vollzogen. Die Regierungen der Reftauration fügten 
fih mit feiger Unterwürfigfeit den halb oder ganz vollendeten Thatfachen. 

Es entitand jet ein anarchiſches Proviforium, wo die Nuntiatur 
die herrjchende Gewalt hatte und die kirchliche Reaction fih nad Belie— 
ben ausbreiten Eonnte. Alle mwohlthätigen Anordnungen ber milden und 
toleranten bisthümlichen Verwaltung wurden zerftört, der Klerus unter 
römiſche Zucht gebracht, überall ein ultramontaner Geift gepflanzt, der 
edle Weſſenberg ſelbſt als Keber und Apoſtat erflärt. In den Unter: 
bandlungen über die endliche Regelung der Bisthumsverhältniffe mußte 
Rom fortwährende Zwietraht unter den Kantonen zu erhalten; bald 
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wurbe diefem Kanton, bald jenem ein Biſchofsſitz verſprochen; Alles 
löste fih in gegenfeitigen Intriguen und Sonderfonventionen auf. Bon 
der Errichtung eines großen ſchweizeriſchen Nationalbisthums war feine 
Rebe mehr. Die Theile, die zum Bistum Konftanz gehört hatten, 
wurden nad drei Seiten hin zerftüdelt. Xuzern, Aargau, Zug und 
Thurgau kamen zum Bisthum Bafel; die Urkantone, Glarus, Appenzell 
“und Zürich zu Chur; in St. Gallen wurde ein monftröfes Doppelbis- 
thum Chur-St. Gallen errichtet, gegen welches Graubünden beftändig 
proteftirte. Bei den Unterhandlungen der Stände für den Beitritt zum 
Bistum Bafel fträubte fih Nargau am längften; einmal verwarf der 
Gr. Rath das Konkordat; am Ende fügte man fi auch hier nah ge— 
ringen Modififationen, jedoch nicht ohne die größte Aufregung von Seite 
der proteftantifchen Bevölkerung. In dem Konkordat erreichte der päpft: 
liche Stuhl faſt Alles, was er wollte, die wichtigften ftaatlichen Rechte 
wurden ihm preisgegeben. Zwar behielten ſich die Regierungen im Yan 
genthaler Vertrage Vieles unter mwechfelfeitiger Garantie vor, aber da 
dies nicht in der Webereinfunft mit dem römiſchen Stuhl felbft gejchah, 
fo fehlte jede Anerkennung von Seite des letzteren. Die Behauptung 
diefer Rechte hing für die Zukunft lediglich von der Energie, Einſicht 
und dem Patriotismus der oberjten Staatsbehörden ab. Ein großer Theil 
der ariftofratifhen Lenker befand fich indeß in dem Wahn, durch die 
Herftellung des Romanismus, mit allen feinen Auswüchſen, fönne der 
revolutionäre Geift der Völker gefejielt und das Prinzip der Legitimität 
befeftigt werden. So wurde in Freiburg die unheilvolle Berufung der 
Jefuiten möglid. Erſt gegen das Ende der Zwanziger Jahre trat wie: 
der eine jüngere Generation von fatholifhen Staatsmännern auf, die 
den Anmaßungen der Kirche einen Damm entgegenzufegen fuchte. Den 
Mittelpunkt diefer liberal-katholiſchen Schule bildete Luzern, das eine 
Zeit lang ganz in den Striden Roms gelegen hatte. *) 


Die Regeneration mußte nothwendig auch auf dDiefem Gebiete einen 
entjchiedenen Kampf hervorrufen. Der Staat konnte nicht in der nie- 
drigen Stellung bleiben, in melche er unter der Reftauration gedrängt 
worden war. Die Grundfäte der Freiheit drohten das römische Ge— 
bäude zu erſchüttern. Mit der Bildung und Aufklärung des Volkes, 
die eine Hauptaufgabe der liberalen Regierungen wurden, mußte die Ab— 
bängigfeit von der finfteren Gewalt des Klerus ſchwinden. Diefe Gefahr 
"wurde auch vom römifchen Kirchenthum fofort erfannt. So lange es 
ging, arbeitete dasfelbe den Bewegungen geradewegs entgegen. Als der 


*) Siehe: Pragmatifche Erzählung der Firchlichen Ereigniffe in der fatholiichen 
Schweiz von ber helvetifchen Revolution bis auf die Gegenwart. Erfte Abtheilung 
von Dr. Ludwig Snell. Mannheim 1850. 


Sturm nicht mehr abzuwenden war, verliek man das lecke Schiff der 
Ariftofratie und klammerte ji an die Demokratie, um diefe zu ver- 
wirren und für die hierarchiſchen Zmwede zu mißbraucen. In dem neuen 
Gewande und mit allen Mitteln pfäffifcher Verführung ftieg die Hierar- . 
hie auf den politiichen Kampfplag und fuchte aus der rohen und unge— 
bildeten Mafje eine ochlofratifche Parthei zu bilden, die den ultramons 
tanen Lojungen blindlings folgte. Bald Hatten es die liberalen Beſtre— 
bungen mit der organijirten Macht Tatholifcher Vereine zu thun, Hinter 
denen die römiſche Kurie ftand. 

Für die liberale Ordnung war e3 feine leichte Aufgabe, den Staat 
der römiſchen Kirche gegenüber wieder felbitftändig zu machen, die Grund- 
jäge der Toleranz und des fonfefjionellen Friedens durchzuführen, das 
Erziehungsmweien von pfäffifchen Einflüffen zu befreien und den Boden 
zu reinigen, den die römiſche Propaganda fo lange unterwühlt hatte, 
Während die Kurie einen fonfequenten Willen hatte und ihre Pläne be- 
harrlich verfolgte, ftanden die Kantonalregierungen gewöhnlich vereinzelt 
da und fonnten ihrem Widerftand feinen gemeinfamen Nachdruck geben. 
Tor Allem that daher eine übereinftimmende Rolitif noth. Che Schritte 
zu einer ſolchen Verftändigung gethan wurden, ſchien eine Zeit lang eine 
Bewegung innerhalb der Kirche felbft dem ftaatlichen Anfehen zu Hülfe 
zu fommen. Wir müfjen den Blick zunächft auf diefe Epifode werfen. 


Berfuch zur Kirchenreform im Sf. Gallen. 


In den Zwanziger Jahren äußerte fich in der katholiſchen Kirche 
Deutihlands ein bedeutfames Streben nah Emanzipation von den 
drüdenden hierardhifchen Banden, das noch dem Geift der Weſſenberg— 
ihen Schule entiprang. Ein Theil der Geiftlichfeit trat in offene 
Dppofition gegen das ganze römische Syftem und rang nad freierer 
Stellung. In Baden wagte e3 eine anjehnliche Zahl Fatholifcher Pfarrer, 
fih an die Ständeverfammlung um Aufhebung des Cölibats zu wenden. 
Diefer Geift Fonnte nicht umhin, auch nad der Schweiz himüberzu- 
wehen und hier und da im Schoofe des Klerus zu zünden. Am 
empfänglichiten zeigte fih der Boden in St. Gallen, wo befonderer 
Stoff zur Unzufriedenheit herrſchte. Die Errichtung des monftröfen 
Doppelbisthums Hatte hier wenig Anhänglichfeit an die aufgedrängte 
Kurie zur Folge. Der niedere Klerus war in feiner Eriftenz fümmer- 
(ih gejtellt, während man das Bisthum mit einer reihen Dotation au3- 
gejtattet hatte. Angeſehene Geiftliche wurden gegenüber den Kreaturen 
der Mönchsparthei zurüdgefegt. Der katholiſche Abminiftrationsrath 
übte willfürliche und drüdende Herrihaft aus. Das ganze Kirchen: 
ſyſtem widerſprach früher gewohnten mildern Anfichten. 
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Nah 1830 wedte der Kampf um bürgerliche Freiheit auch den 
Sinn für kirchliche Freiheit. Das Kapitel Uznach-Rapperswyl wurde 
zum Mittelpunkt wirklicher Neformbeftrebungen. Hier wirkten drei auf: 
geflärte Geiftliche zufammen: der Stadtpfarrer Chriftoph Fuchs 
von und in Rapperswyl; Alois Fuchs aus Schwy, Spitalpfarrer 
und Profeſſor in Rapperswyl, und der Priefter Felix Helbling, 
gleichfalls Profefjor dafelbft, bei dem Umfchwung des Kantons Mitglied 
des Verfaſſungsraths. ine Predigt des gemüth- und phantajiereichen 
Alois Fuchs über „die ewige Fortdauer des Chriſtenthums und fein 
Berhältnig zu den neueften Weltereignifien“ konnte als Eröffnung des 
Kampfes gelten, welcher die Kirche im Sinne ihres Stifter von dem 
römischen Joche zu emanzipiren fuchte. Schon bei der Berathung der 
Verfaſſung, wo die Geiftlichkeit ihre Anſichten und Beſchwerden an bie 
Kurie einzugeben hatte, fielen Wünfhe auf Abhaltung einer Synode. 
Als es fih dann um die Organifation des Fatholifchen Kirchentheils 
handelte, trat das Kapitel für die Aufftellung eines eigenen Erziehungs: 
raths, wie Kirchenraths — welche Zweige der allgewaltige Adminiſtra— 
tionsrath, Verwalter des Fatholifchen Fonds, bis dahin nebenher bejorgt 
hatte — in die Schranken. Dafür z0g fi das Kapitel das Mißfallen 
der Kurie zu: Angelegenheiten, welche Religion und Kirche betreffen, 
follen nicht von einzelnen untergeordneten Geiftlichen ausgehen, ſondern 
die Bifchöfe feien dafür aufgeftelt zu wachen. Auf die abſtoßende Ant: 
wort erklärte das Kapitel: „Mit den ausgezeichnetften heiligen Vätern 
und den beften Kanoniften erkennen wir in der Kirche Gottes eine 
Hierarchie, aber feine Monarchie und wie eine bürgerliche gibt es auch 
eine Firhlihe Freiheit.“ 

Hiermit war der Würfel gefallen und das muthige Kapitel trat an 
die Spibe einer firchlihen Bewegung. Die Eingabe der Wünfche und 
Anfichten in Betreff eines zwiſchen Staat und Kirche abzujchließenden 
Konkordats gab neuen Anlaß, fich zu äußern. Das Kapitel Uznach 
befähloß, vom Biſchofe die VBerfammlung einer Diödzefaniynode zu 
verlangen, wie fie in der Kirche in der bejjern Zeit üblich geweſen und 
vom Tridentinum vorgefchrieben fei. Diefes Verlangen wurde den übrigen 
Kapiteln mitgetheilt und eine Konferenz von Abgeordneten zufammen- 
berufen. Vergebene kam ber Bifchof von Chur nad St. Gallen und 
ließ die Defane auffordern, von der PVerfammlung abzuftehen. Die 
Konferenz fand in Bruggen bei St. Gallen unter Vorſitz des Dekans 
Schmied von St. Fiden und in Gegenwart von 20 Abgeordneten aus 
fieben Kapiteln ftaft (11. Oftober 1831). inftimmig ſchaarte man 
fi hier um das Begehren einer folchen Diözefanfynode. ine Kom: 
miffion follte alle gütlihen Wege verſuchen, im Falle abjchlägiger Ant: 
wort weitere Anträge bringen, Der Beiheid des Generalvifars lief 
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darauf hinaus, daß die Kurie jebt feine Zeit habe, ſich mit der Frage 
zu beichäftigen. Damit ftellten fich die Neformer nicht zufrieden, ſon— 
dern drängten auf eine beftimmte Antwort. Jetzt erflärte der Bifchof 
ſelbſt: „Es ftehe einzig dem Bifchof zu, im Namen der Kirche mit dem 
Staate Verträge einzugehen; bei einem ſolchen VBertrage oder Konkordate 
fei aber noch nie eine Synode einberufen worden, die er daher beftimmt 
ablehnen müſſe; er fei jedoch nicht durchaus gegen das Inſtitut der 
Synoden, vielmehr fei er bereit, zu gelegener Zeit, die er zu beftimmen 
babe, feine Geiftlichfeit nach ihrem Wunſche zu einer Synode zu ver: 
fammeln, wozu jeßt die Zeiten allzu aufgeregt feien.” Diefe Vertröftung 
auf die Zukunft mußte als bloße Ausflucht erfcheinen, um jede unmittel: 
bare Zufammenberufung der verlangten Synode zu hintertreiben, Dennoch 
ſah der leitende Dreierausfhuß der Neformer gutmüthiger oder Teicht- 
gläubiger Weife in der Antwort eine Gewähr und erließ fogar eine 
Danfadrefje an den Bifhof. Darüber fprah fi das Kapitel Uznach 
mit Entrüftung aus und auch aus andern Kapiteln famen herbe Vor— 
würfe. Berlebt legten die Dreier ihre Stellen in dem Ausſchuſſe nieder. 
Die bisherige Einigkeit löste ſich; der Biſchof hatte gewonnenes Spiel. 
Zwar wurde eine neue Verfammlung von Kapitelabgeordneten nad 
Lichtenfteig zufammenberufen, um der Spaltung zu begegnen und der 
Konvent — wie er fich nannte — beſchloß auch auf dem in Bruggen betretes 
nen Pfade feit zu beharren. Aber der Bifchof fühlte fich jebt ftarf genug, 
um ein Fulminatorium zu erlaflen, worin er den Konvent mit allen ſei— 
nen Beſchlüſſen fafjirte, zum Voraus erklärte, daß er weder deſſen Abge- 
ordnete noch Schreiben empfangen werde und den bifchöflihen Kommiſ— 
fären wie den Defanen unter Androhung der Entlafjung oder Suspen- 
fion jede fernere Theilnahme an ſolchen Verhandlungen verbot. In Be: 
zug auf die Synode erflärte der Biſchof von Neuem, dak er fich nichts 
abprejien laſſe; er allein mwilje, ob und wann das Wohl der Diözefe eine 
folche erfordere. Diefer Blitftvahl jchüchterte ein. Die meilten Kapitel 
begaben ſich allmählig zur Ruhe. Das gemeinfame Wirken hörte auf. 
Nur das Kapitel Uznach blieb bei feinem Reformeifer. Es vermwahrte 
alle Rechte der Konvente und Kapitel umd erflärte ſich „brüderlih und 
feterlichft“ zu voller Solidarität, d. h. follte Einer mit einer Kirchenftrafe 
belegt werden, fo würden fich alle mit derfelben belegt halten. *) 

Unterdeß ergriff die Kurie einen andern Anlaß, um die Bewegung 
weiter niederzufchlagen. Am dritten Sonntage nad Oſtern (13. Mai 
1832) hielt Alois Fuchs in Rapperswyl eine crgreifende und von den 
Zuhörern Hochgefeierte Predigt über den Tert: „Ohne Chriftuß Fein 

*) Siehe: Pragmatiſche Erzählung der kirchlichen Ereigniffe in der katholiſchen 
Schweiz von der helvetifchen Revolution bis auf die Gegenwart. Zweite Abtheis 
lung, von Dr. Anton Henne. 


— 186 — 


Heil für die Menfchheit in Kirche und Staat“. Mit glühenden Worten 
war in diejer Predigt Alles ausgefprochen, was der hellere Theil des 
St. Galler Klerus damals laut und offen anftrebte. Von Chriftoph 
Fuchs mit einigen Ausſchmückungen und Beiſätzen im Druck heraus: 
gegeben, erhielt fie nur eine etwas grellere Färbung. Alois Fuchs 
wurde verflagt und vor die bifchöfliche Kurie geladen, um fich zu ver: 
antworten. Vergebens verlangte er, dak man ihm die fehlbaren Stellen 
näher angeben möge. Ohne Weiteres mußte er fich ftellen und das in- 
quifitorifche Verhör beftehen (15. Februar 1833). Das Tribunal be— 
ftand aus vier alten bigotten ehemaligen St. Galler Mönchen und nur 
einem etwas humanern Geiftlihen. Volle acht Tage lang wurde er 
wegen einer Reihe aus dem Zuſammenhange herausgerifiener Sätze mit 
Aufforderungen zum Widerrufe gequält. Was als Feberifch bezeichnet 
wurde, ging im Wefen darauf hinaus: Die jebige römiſche Kirchenver- 
waltung ſei ein Abfall von der uralt katholiſchen; die Kirche fei im 
innerjten Wejen demofratiih und repräfentativ, das Papſtthum aber 
abjolut monarchiſche Ausartung; das Chriſtenthum wiſſe nichts von 
einem jübifchen Levitenftamme, von pfäffifcher Ausſcheidung zwifchen 
Prieftern und Laien; Alle feien frei und gleich vor Gott; die Kirche 
bedürfe einer Verbefjerung im Volksunterricht, im Kultus, in der Litur— 
gie, Disciplin und ganzen Hierarchie; die ewigen Gelübde feien unitatt: 
haft und verwerflih; das Geſetz des Faſtens ftreite mit der heiligen 
Schrift und der Beftimmung des Menſchen; das Cölibat widerſpreche 
der Givilifation und Humanität, die Kirche habe lange mit der Priefter- 
ehe blühend beftanden, Entfagung fei nur Kriftlih, wo fie freimillig 
ſei. Der feiner Natur nach weiche und befcheidene Mann Tehrte jedes- 
mal im Gemüthe wund und zerrijjen auß der geiftlichen Folterfammer 
zurüd, aber er blieb ungebeugt, widerrief nicht und verließ die bijchöf- 
liche Reſidenz mit einer fchriftlichen Protejtation, worin er feine und 
der Geiftlichkeit bürgerliche Rechte verwahrte und ſich auf die geſetz— 
mäßige Synode berief, die von der Kirchenverfammlung zu Trient an: 
erfannt und feither durch die Eigenmacht der Bifchöfe unterbrüdt worden 
fei. Die Akten gingen nun nah Chur an den Bilhof. Das Ber: 
dammungsurtheil lie nicht lange auf fi warten. Die Predigt wurde 
als den fatholifchen Kirchenlehren zumider und vielfach verführerifch ver: 
boten, dem Angefchuldigten die Seelforgergewalt, die Befuanik zu pre: 
digen, Beichte zu hören, zu Fatechifiven, ſowie alles jchriftliche und 
mündliche Privatlehren unterſagt, felbit das Mefielefen „bis zur Recht: 
fertigung oder Sinnesänderung“ nicht „mehr geftattet. Nur das Recht 
blieb ihm — nach' Rom zu refurriren. 

An der liberalen Prefie erhob fi ein Schrei des Unwillens über 
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diefen Inquifitionsaft.*) Männlich ftand noch das Kapitel Uznach zu 
dem Berfolgten, indem es gegen da3 ganze Verfahren Verwahrung eins 
legte nnd offen erflärte, die Predigt fei ganz nach aller feiner Mit: 
glieder Herz und Sinn gejchrieben und herausgegeben worden. Die 
Regierung ſchützte zwar den VBerurtheilten einftweilen bei feinem Pfrund— 
gehalte; der neu gewählte, entjchieven liberale Gr. Rath fette auch in 
der Sache eine Kommiffion nieder, die in der Mehrheit darauf antrug, 
die verhängte Suspenſion als unverträglich mit den Garantien der Ver: 
fafiung aufzuheben, aber der Tod des Fürſtbiſchofs und die Auflöfung 
de3 DoppelbisthHums traten dazwiſchen; die neu fich erhedenden Erör— 
terungen zwiſchen Staat und Kirche verzögerten den Enticheid und am 
Ende begnügte jih der Gr. Nath damit, dem neuen geiftlichen Rath 
eine Revifion der Prozedur zu empfehlen (14. Nov. 1835). 
Mittlerweile hatte die Kurie ihren Zweck erreicht, zur Abfchredung 
der Geiftlichfeit ein Erempel zu ftatuiven. Die ganze Reformbewegung 
innerhalb der Kirche fam zum Stillitand. Auch im Kapitel Uznach 
ſchwand zulest das Vertrauen; die Einen fügten fich, die Andern ſchwie— 
gn. Die Eatholifche Bevölkerung war für eine freiere geiftliche Rich: 
tung noch zu wenig empfänglih und im Konflift mit der Kurie hatte 
der Klerus feine entjchiedene Stütze an dem Staat. Die geiftlichen 
Reformer felber, der harten Aufgabe nicht gewachſen und durch die 
Schläge des Schickſals mürbe gemacht, liefen allmählich den Muth der 
Ueberzeugung finfen und fchloffen wieder Frieden mit ihren Drängern. 
Alois Fuchs wurde nah Verjiherung feiner fatholifchen Sefinnung und 
Ablegung des tridentinifchen Glaubensbekenntniſſes wieder in feine Prie— 
ſterwürde eingefeßt (7. April 1835), verlor aber die ihm unterdeß vom 
fatholifchen Adminijtrationsratd übertragene Stelle eines Bibliothefars 
in St. Gallen und zog ſich in feine Heimat Schwyz zurüd, wo er 
gebrochenen Gemüthes fpäter auf Verlangen des Pabftes (der die Pre- 
digt förmlich verdammt und auf den Inder der verbotenen Bücher gefebt 
hatte) feine Irrthümer feierlich widerrufen und ji) dem Urtheil Roms 
unterwerfen mußte. Noch tiefer beugte fich fein Freund Chriſtoph Fuchs. 
Als Profeſſor der Theologie nach Luzern berufen, hatte er mit allen 
möglichen Chikanen der Kirchenoberen zu fämpfen. Erſt wollte ihm der 
Doppelbiihof die Entlaſſung vom St. Galler Sprengelöverbande nicht 
ertheilen. Nachher weigerte fich der Biſchof in Solothurn, ihn in den 
Basler Bisthumsverband aufzunehmen. Als die Regierung von Luzern 
ihn nichtsdeſtoweniger fein Amt antreten ließ, erklärte der Bifhof Salzmann 
daß er feinem Schüler desjelben die geiftlihen Weihen ertheilen werde, 


*) Die helvetijche Geſellſchaft ehrte Alois Fuchs dadurch, daß fie ihn in ihrer 
Berfammlung zu Schinznadh im Brahmonat 1833 einftimmig zum Präfidenten 
erwählte. 
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Luzern ſah ſich genöthigt, die ganze theologiſche Lehranſtalt einzuſtellen. 
Endlich ließ ſich Chriftoph Fuchs zum Widerruf herbei. Einmal wieder 
in den Striden Roms, ſank er tiefer, verläugnete alle jeine früheren 
hellen Anſichten und wurde eifriger ultramontaner Partheigänger. Der 
dritte im Kleeblatt der Neformer, Felix Helbling, fonnte der Kurie 
glüdliher aus dem Wege gehen, indem er feinen geiftlihen Beruf ganz 
verließ und Mitglied der Regierung von St. Gallen wurde, 

Die kirhlihe Bewegung in St. Gallen rief wohl Anklänge in an: 
dern Kantonen hervor. Lebhaft war eine Zeit lang die Theilnahme in 
der Preſſe. Selbft in Adreſſen an die Tagſatzung ſprach fi der Ger 
danfe aus, daß ohne Emanzipation vom veralteten Formenweſen in den 
Hriftlichen Kirchen die bürgerliche Freiheit nicht behauptet werden könne. 
Der niedere Klerus fühlte fich überall mehr oder weniger gedrüdt. In 
einer Zufammenfunft von Geiftlichen der Kantone St. Gallen, Aargau, 
Solothurn und Luzern während der Verſammlung der helvetifche n Ge: 
ſellſchaft in Schinznah, im Mai 1833, unterzeichneten auch ihrer 24 
eine Vereinigungsurkunde zur Förderung der inneren und äußeren Ent: 
wicklung de3 wahren katholiſchen Kirchenlebens, der Synoden und der 
Rechte des Staates in firhlihen Dingen und wählten einen Ausſchuß 
- zur Anordnung jährliher Zufammenfünfte und Berbreitung zeitgemäßer 
Schriften. Aber der endliche Ausgang in St. Gallen wirkte zu nieder: 
Ihlagend. Der Kampf innerhalb der Kirche Fonnte feinen fefteren Halt 
mehr gewinnen, Früher ritftige Streiter gegen das römiſche Syſtem, 
wie der Domdekan Vol, deifen Schrift: „Der Kampf zwifchen Babjt: 
thum und Katholizismus“ während der Bewegung in St. Gallen von 
anderer Seite neu herausgegeben und vom päbjtlichen Stuhl verdammt 
worden war, fonnten jet ihre Ehrfurdht und Folgfamfeit vor dem Ober- 
- haupt der Kirche nicht laut genug ausſprechen. Die Geiftlichen, die 
ihre freie Gefinnung behielten, ſuchten nur noch auf den Staat einzu: 
wirken, damit diefer feine Rechte gegenüber der römischen Kirche wahre 
und fo der Boden für eine Neform geebnet werde. 


Die Badener Konferenz. 


Als die Bewegung innerhalb der Fatholifchen Kirche in St. Gallen 
Ihon gebrochen war, begann erſt der eigentlihe Kampf zwiſchen Staat 
und Kirche und führte hier zu bedeutenden Kundgebungen, die ein ent: 
ſchiedeneres Rejultat verfpradhen. | 

Am 23. Dftober 1833 ftarb der Bifhof von Chur-St. Gallen, 
Karl Rudolf, Freiherr von Buol. Mit dem Tode diefes dem päbft- 
lien Stuhle unbedingt ergebenen und wenig beliebten Kirchenfürſten 
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wurde das ganze Doppelbisthum in Frage geſtellt. Die päbſtliche Bulle 
von 1823, die den Verband ins Leben rief, hatte in St. Gallen nie 
die gehörige Staatsſanktion erhalten. Die Abneigung, die ſich von 
vorneherein gegen die Vereinigung zeigte, war im Laufe der Jahre zur 
Unverträglichkeit geworden. Wiederholt ſprach ſich das Verlangen nach 
Trennung aus. Ebenſowenig hatte das Doppelbisthum für Graubünden, 
hinter deſſen Rüden es einft errichtet war, geſetzlichen Beftand. Yür 
die Zukunft waren die entfchiedenften Verwahrungen eingelegt. Von 
der Fortdauer des Doppelbisthums konnte daher kaum die Rede mehr 
fein. In St. Gallen mar man jebt nicht geneigt, fih in langwierige 
Unterhandlungen mit der römifchen Kurie einzulafien. Mit entfchlofjener 
Hand ergriff man fofort eine felbititändige Initiative. Zu Statten fam, 
daß auch das Fatholifhe Großrathskollegium dur die legten Wahlen 
entfchieden liberal geworden war. Faft einjtimmig beſchloß dasſelbe 
ſchon am 28. October, die Bulle, worauf der Verband beruhte, als 
nicht mehr zu Recht beftehend zu erklären und Einleitungen zu neuer 
Organifation der bisthümlichen Verhältnifje zu treffen, wobei bereits die 
Herftellung eines Metropolitanverbands und die Gemährleiftung einer 
Synode vorgefehen wurden. Bis zur vollendeten Feftftellung der Grund: 
lagen follte jede Biſchofswahl fiftirt werden. Da das Domkapitel bei 
der Wahl eines Bisthumsverweſers Schwierigkeiten machte, wurde auch 
diefes aufgelöst und die gefammte biſchöfliche Dotation zu Handen ge: 
nommen. Der Gr. Rath beftätigte das energiſche Vorgehen. Der 
Nuntius erließ fofort eine Proteftation dagegen, worin er einzig dem 
Papſt da3 Recht zufpradh, Bisthümer zu gründen und aufzuheben. Der 
Schritt des Großrathskollegiums fei ein Eingriff in dieſes Recht, den er 
als nichtig erkläre und deſſen Widerruf er fordere. Das Grofraths- 
follegium ließ ſich jedoch durch die Proteftation nicht irre machen. Unter- 
deß hatte aud Graubünden Schritte gethan, um die Rechte des Staates 
zu wahren und feinen früheren Proteftationen Folge zu geben. So 
wurde das unverträgliche Doppelbisthum durch den Willen der beiden 
Kantone faktifch aufgelöst. Für St. Gallen insbefondere handelte es 
fih jebt um eine Neugeftaltung der bifhöflichen Verhältniffe, die der 
Selbftitändigkeit des Staates und größerer kirchlicher Freiheit entfprechen 
follte. 

Diefer fcheinbar günftige Moment wurde von den aufgeflärteren 
fatholiichen Staatsmännern der Schweiz ergriffen, um eine gemeinſame 
Politik der römischen Kurie gegenüber anzubahnen und die Staatsrechte 
in Kirhendingen wieder auf einen fefteren Grund zu ftellen. Wieder: 
holte Konflikte, namentlich in Aargau und Luzern, wo die bürgerliche 
Gewalt durchgreifen wollte, hatten das Bedürfniß einer Verſtändigung 
näher gelegt. Eine von den deutjchen Staaten der oberrheinifchen Pro: 
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vinz erlaffene Kirchenpragmatik fonnte als Vorbild dienen. Als die bei- 
den Hauptfächlichften Anreger und Förderer diefer Richtung wirkten 
Eduard Pfyffer und Baumgartner. Dem Erfteren jtand noch 
CHriftoph Fuchs mit Wort und Schrift zur Seite. Die Haupttriebfeder 
lag in St. Gallen, Luzern wurde vorangeftelt. Schon im Spätjahr 
1830 Hatten jich einmal Abgeordnete der Bajeler Diözeſankantone zur 
Vollziehung der Konfordatsvorjhriften in Solothurn verfammelt und 
über eine Reihe von Staatögrundjägen zur Wahrung der hoheitlichen 
Rechte geeinigt. Aber in den folgenden politiichen Kämpfen blieben die 
kirchlichen Angelegenheiten vergeijen und die Berabredungen erhielten Feine 
dauernde Kraft. Auf diefer Grundlage follte jeßt durch eine neue Kon: 
ferenz bejtimmter fortgearbeitet werden. Luzern erließ eine Einladung 
dazu an die Basler Bisthums-Kantone, fowie an St. Gallen und Grau: 
bünden. Eine Einladung auch an die übrigen fatholifhen und paritä- 
tiihen Kantone — wie St. Gallen gewünſcht hätte — unterblieb. 

Am 20. Jan. 1834 fand die Konferenz von Abgeordneten von 
Luzern, Bern, Solothurn, Bajelland, St. Gallen, Aargau und Thurgau 
in Baden jtatt. Nur Zug und Graubünden hielten ſich fern, da die 
inftruirenden Behörden nicht zufammentreten konnten ober fonjt Bedenken 
obwalteten. In der Konferenz berrfchte der einmüthige Gedanke, daß 
der Zeitpunkt vorhanden fei, wie in politiihen jo auch in firchlichen 
Dingen vorwärts zu fchreiten. Dem machthaberifhen Rom müſſe Ent: 
ſchloſſenheit entgegengeftellt, die Anmaßungen der Klerifei mit Kraft und 
Nachdruck zurüdgewiefen werden. Die Freiheit ſei nur halb errungen, 
wenn im Kirchlichen die alter Verhältniffe noch fortbeftänden. Alle Ab- 
geordneten erklärten fich für einen Metropolitanverband, der für die Ba- 
ſeler Diözefe vorbehalten und in der Kirchenverfafjung vorgeſchrieben fei. 
Zu dem Ende jollte der päbftlihe Stuhl angegangen werden, das Bis- 
thum Bafel, al3 das ältefte und am reichiten ausgeftattete, zum Rang 
eines ſchweizeriſchen Erzbisthums zu erheben und diefem die üb: 
rigen Jmmediatbisthümer der Schweiz einzuverleidben. Für den Fall 
dies nicht erzielt werden Eönnte, wollten jich die fontrahirenden Stände 
den Anſchluß an ein ausmärtiges Erzbisthum vorbehalten. Dann folgte 
die Aufftelung von vierzehn Punkten oder Artifeln über Bedingung und 
Umfang ftaatliher Aufjicht in irchlichen Dingen. Dieje betrafen: Wah— 
rung der den Biſchöfen zulommenden Judifatur gegenüber Eingriffen des 
Nuntius; Abhaltung von Synoden nach den kanoniſchen Vorſchriften, 
aber unter Aufficht des Staat; Handhabung des Iandesherrlihen Placet3 
hinfichtlich kirchlicher Erlaſſe; Beſchränkung der geiftlichen Gerichtsbar: 
feit in Eheſachen auf das Saframentalifche der Ehe; Gewährleiftung der 
gemifchten Ehen und Auswirkung billiger Ehedispenstaren; Verminde— 
rung der Fafttage und Feiertage oder Verlegung derfelben auf Sonntage ; 
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Auffiht der Kantone über die Priefterfeminarien und die Prüfungen der 
Geiftlihen; Forderung des Eides der Treue von den Geiftlihen und 
Verweigerung von Anftellungen für die Eidvermweigernden; Unzuläffig: 
feit der Abtretung von Kollaturrechten an geiftlihe Behörden; Zurüd: 
weiſung von Einſprachen Firchlicher Behörden gegen vorgenommene Be: 
feßung von Lehrſtellen; Aufhebung der bisherigen Exemtion der Klö— 
fter und Unterftellung derjelben unter die Gerichtsbarkeit der Bilchöfe, 
mit dem Recht, fie für veligiöfe und milde Zwede in Anfprucd zu neh: 
men. Endlich jollten ji die Kantone zu gegenfeitigem Schuß und ver: 
eintem Wirfen bei Gefährdung der ftaatlichen Rechte in Kirchenfachen 
verpflichten. Auch die Aufhebung der Nuntiatur fam zur Sprache. Hier 
wagte man indeß feinen durhgreifenden Schritt zu tun. Mean fand, 
daß der gegenwärtige Zeitpunkt zu einem Verfuche, diefes Verhältniß zu 
verändern, nicht geeignet jet. 

Mit diefen Verabredungen Fehrten die Abgeordneten in ihre Kan— 
tone zurück. Die meiften angenommenen Grundfäße waren nit neu; 
fie beruhten größtentheil® auf alten Uebungen der Schweizer oder galten 
als Norm in anderen fatholifhen Staaten; aber fie wurden nie über- 
einftimmend gehandhabt und oft vor dem Widerjpruch der Kurie preis- 
gegeben. Die fonjequente Befolgung und Durchführung derfelben muß: 
ten allmählig zu einem gemeinfamen ſchweizeriſchen Staatsreht in Kir- 
henfachen führen und den bisherigen Willführlichkeiten und Uebergriffen 
ber geiftlihen Gewalt eine entſchiedene Schranke jegen. Einſtweilen wa- 
ren die DVerabredungen noch Feine verbindlihen Abſchlüſſe. Den Behör: 
den der Konferenzkantone lag es ob, fie zu bejtätigen. Andere Stände 
mochten beitreten. Der Kampf, der ſich darüber eröffnete, zog fich die 
nächſten Jahre hindurch. Bon vorneherein war zu erwarten, daß Die 
römiſche Kurie alle Hebel in Bewegung ſetzen werde, um die öffentliche 
Meinung zu allarmiren und die katholiſchen Benölferungen gegen die 
Konferenzartifel aufzuregen. Die vielen noch herrihenden Vorurtheile 
in der Maſſe, die Aengſtlichkeit oder Gleichgültigkeit in den gebildeten 
Ständen kamen ihr zu Hülfe. An der Geiſtlichkeit konnte der Staat 
feine kräftige Stütze mehr finden, nahdem bereits ein Rüdjchlag einge 
treten war. Wo ſich diefelbe noch zu Kundgebungen für eine freiere 
Stellung gegenüber dem Drude von Rom herbeilieh, war das Auftreten 
nur ſchwach und behutjam, während der ultramontane Kleru um fo 
eifriger zu Gunften der Hierarchie wühlte. Die Biſchöfe felbit Tagen zu 
ſehr in den Striden der Nuntiatur, um den Regierungen die Hand zu 
bieten. Die römijhe Kurie juchte fich eine Haupt waffe aus der Beru— 
fung auf die Freiheit zu fchaffen, die der Kirche Alles geben und dem 
Staat Alles nehmen follte. Die Fäden der römifchen Politik floſſen 
immer in einer Hand zufammen, während die Kantone fich jo leicht zerſplit— 


— 192 — 


terten. So bedurfte es für die Staatsmänner, die den kühnen Wurf 
gethan hatten, nicht geringer Anſtrengungen, um ſich auf der betretenen 
Bahn zu behaupten. 


Der Savoyerzug. 


Während durch die Badener Konferenz ſich der Kampf zwiſchen 
Staat und Kirche entſpann, kamen der Schweiz auch von anderer Seite 
Verwicklungen, die in ſteter Spannung und Aufregung hielten. 


Wir ſahen, wie im April 1833 eine anſehnliche Polenſchaar von 
Frankreich her auf Berniſches Gebiet übertrat, wie die Eidgenoſſenſchaft 
das Aſyl als reine Kantonaljahe erflärte, die andern Kantone ſich ge 
gen die Beherbergung der Gäſte jperrte, billige Vertheilung nicht ge: 
währt wurde und jo die Laft dem Kanton Bern aufgebürdet blieb, mit 
dem Borhalten: wer die Flüchtlinge eingelaflen habe, möge fie auch wie- 
der abjchieben. Frankreich ließ ſich nicht zur Wiederaufnahme beftimmen 
und die Polen ſelbſt fträubten fich gegen eine Rückkehr. Unterhandlun: 
gen mit dem deutſchen Bunde zur Fortſchaffung der Flüchtlinge den 
Rhein hinunter führten zu feinem Ziel. Die Polen wollten fich nicht 
in jedes beliebige Land fpediren laſſen und in Bern weigerte man fich, 
ihnen Zwang anzulegen. Die Subfidien von Hülfsvereinen und andern 
Kantonen verjiegten allmählig. Eine Zeit lang verlängerte die Berner 
Regierung die Staatdunterftügung auf Liberale Weife. Gegen Ende 
des Jahres forderte fie jedoch die Polen ernitlicher auf, von der unterdeß 
unter gemwifjen Bedingungen geftatteten Rückkehr nad Frankreich Gebrauch 
zu machen. Ein Theil derjelben willigte jest ein; ein anderer Theil 
ließ ſich zu keiner Bittjchrift an die franzöfiiche Regierung bewegen. So 
blieben noch gegen 200 Polen zurüd. 


Unterdeß fammelte fich auch eine größere Anzahl von Flüchtlingen 
aus anderen Ländern in der Schweiz. Bon Italien waren jchon durch 
verunglüdte Aufſtandsverſuche i. d. J. 1831 und 1832 Viele vertrieben 
und hatten auf ſchweizeriſchem Boden, meift in Teffin und fpäter an 
den Ufern des Genfer See's, Zuflucht gefuht. Nach dem fehlgefchlage: 
nen Frankfurter Attentat kamen deutiche Flüchtlinge Hinzu, Die ſich durch 
die immer weiter ausgedehnten Berfolgungen in Deutfchland vermehrten. 
Das Gros diefer Flüchtlinge blieb, fo zu fagen, auf dem revolutionären 
Piket, indem es immer die Hoffnung auf neue Erhebungen nährte und 
zu dem Ende jchlagfertig jtand. Die verjchiedenen Nationalitäten traten 
in nähere Verbindung und fchmiedeten gemeinfame Pläne. Die Füh— 
ver gaben fich zum Theil Illuſionen hin; zum Theil warfen fie fi in 
Unternehmungen, auch ohne Ausjicht auf unmittelbaren Erfolg, nur um 
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das revolutionäre Feuer nicht erlöfchen zu Laffen und immer von Neuem 
mit der That gegen den Despotismus zu proteftiren. Zugleich fehlte 
ed nicht an Spionen und Agents provocateurd, die ſich in die Reihen 
mifchten und einerfeitö jeden Schritt auskundſchafteten und an die frem— 
den Regierungen berichteten, andrerfeit3 zu tollfühnen Streichen antrieben, 
die dann im Voraus verrathen waren. In der Schweiz felbit, wo man 
in der Zeit ber aufgeregten Partheikämpfe von den allgemeinen Freiheits: 
ideen vielfach mit ergriffen war und im Abfolutismus auch) einen eige- 
nen Feind fah, ermuthigte man von patriotifher Seite durch offene Sym— 
pathien, ohne die Neutralität ftrenge abzumägen. 
- Am Anfang de Jahres 1834 fiel ein Hauptaugenmerk auf das 
Königreihd Sardinien, wo eine Infurrection am eheften Erfolg zu ver: 
ſprechen ſchien. Auf dem Lande laftete das finftere und despotifche Re: 
giment Karl Alberts. Cine Reihe von Einkerferungen und Hinrich— 
tungen in Oenua und Piemont hatten die Erbitterung gefteigert. Dur 
einen Einfall in Savoyen hoffte man die Flamme zum Ausbruch zu 
bringen. Zu diefem Zweck wurden Vorbereitungen gemadt. Die Seele 
der Unternehmung war Mazzini, aus einer angejehenen und reichen 
Genuefer Familie, Flüchtling ſchon feit 18315 voll aufopfernder Hin: 
gebung an die Idee der Freiheit und Einheit feines Vaterlandes; frucht: 
bar und unermüdlich in revolutionären Entwürfen, für die er die Ge: 
felichaft des „jungen Italiens“ geftifldt Hatte; aber die Mittel der Aus— 
-— führung wenig berechnend. Für die militärifche Leitung war einer der 
Chefs in der polnifchen Revolution, General Romarino, gewonnen. 
An der Naht vom 31. Januar auf den 1. Februar 1834 jollte der 
Einbruch auf fardinifches Gebiet erfolgen und hier die Fahne der Re: 
volution aufgepflanzt werden. 

Die Anftalten zu dem Abmarſch machten jich faſt offenfundig. Der 
Anfammlung der Flüchtlinge wurden wenig Hinderniffe in den Weg 
gelegt. Die Polen konnten ruhig aus dem Kanton Bern fortgehen; 
die Regierung machte erjt hinterher Anzeige an den Vorort und die 
Genfer Behörde. Bon Züri kam eine Schaar deutſcher Flüchtlinge und 
Studenten und zog durch Bern unter den lauten Begrügungen einer Volks— 
menge. Im Kanton Waadt zeigte ſich die lebhaftefte Theilnahme; fajt 
überall wünjchte man dem Unternehmen Glück; wo die Polizei die Züge 
verhindern wollte, trat die Bevölkerung dazwilhen. In Payerne und 
Moudon mußte die aufgebotene Miliz vor den Demonftrationen weichen. 
In Nyon und Rolle, auf Waadtländer Boden, Eonnten fih Polen, 
Deutſche und Staliener in Haufen fammeln. Ein anderes Feines Heer 
vereinigte fih in Garouge, auf Genfer Gebiet. Seitwärts in Frankreich 
organijirte fich eine dritte Abtheilung. Die ganze Macht mochte zufam: 
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men gegen 8300— 1000 Mann betragen. Die Behörden in Sardinien 
waren von Allem vorher unterrichtet und konnten ihre Mafregeln treffen. 


Nah dem Plan der Expedition waren die in Waadt und Genf 
geſammelten Schaaren beftinmt, das ſchwach bejekte Fort St. Aulien 
zu nehmen und gegen Annecy vorzudringen. Die Kolonne auf fran: 
zöſiſchem Boden follte über les Echelles auf Chambery rüden. Hier in 
der Hauptjtadt Savoyens wollten fich die beiden Abtheilungen vereinen, 
um weiter gegen Piemont zu operiren. 

In Nyon fuchte die Behörde die Einfchiifung eines Haufens nad) 
dem jenfeitigen Ufer des Genferfees mit Gewalt zu verhindern. Aber 
die Miliz weigerte jich zu feuern mit dem Ruf: „Es Iebe die Freiheit, 
eö leben unfere Brüder, die Polen!” Vergebens ertönten die Sturm- 
gloden längs dem Ufer, Auch von Rolle aus konnte ein Fahrzeug ab: 
gehen, Die eingefhifften Haufen landeten in Hermance, auf Genfer 
Gebiet. Hier trat man ernftlich entgegen, zog vafch Truppen herbei, 
nahm — Dank der Sorglofigfeit der Flüchtlinge — das jFahrzeug mit 
den Waffen weg und zwang den größeren Theil, jich wieder nah dem 
Kanton Waadt einzufhiften. So wurde der erite Strich durch die Er: 
pebition gemadt. Die nad Genf gebraten Waffen wurden hier jedod 
der Obrigkeit von ciner aufgeregien Menge wieder abgenommen und 
auch ein Theil der Gefangenen bgfreit. 

Die Hauptcolonne, etwa 400 Mann ftark, marfchirte am 1. Feb. 
Abends, unter Führung von General Romarino, von Carouge ab, zog 
ih, ftatt St. Julien anzugreifen, feitwärts nad Annemaſſe, befegte ein- 
zelne Dörfer und rief eine provijorifche Regierung aus. Aber von einer 
TIheilnahme der favoyifchen Bevölferung ließ fich wenig verfpüren. Bald 
gab Romarino, der für feine Dienfte im Voraus 40,000 Franken in 
die Hand erhalten hatte, die ganze Sache eben fo läſſig als planlos 
führte und deßhalb der Verrätherei angeklagt ward, ohne einen Feind 
gejehen zu haben, den Befehl zum NRüdzuge und machte fich felbft un: 
bemerft auf die Seite. Die ganze Kolonne mußte unverrichteter Dinge 
auf Genfer Gebiet zurückkehren. Hier hatten jett die Behörden den 
ſchwierigſten Stand. Auch nah dem Scheitern der Unternehmung zeigte 
die Bevölkerung eine ftürmifche Theilnahme und widerſetzte ſich den 
Maßregeln zur Gefangenhaltung und Fortführung der Leute. Der Auf: 
ruhr nahm einen fo erniten Charakter an, daß die Negierung felbft be: 
droht fhien. Die gefammte Miliz mußte aufgeboten, Genf wie in 
Kriegszuftand verfett werden, bis es gelang, die geftörte Ordnung wie: 
der herzuftellen. Die fremde Mannjchaft wurde darauf ins Innere der 
Schweiz gebradt. Der Kanton Bern, der ſich den Polen anfangs ver: 
ſchließen wollte, ließ ji nad einer Uebereinkunft mit Genf und Waadt, 
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wodurd die Frage der Unterhaltung und Entfernung zur gemeinfamen 
Sache gemacht wurde, wieder zur Aufnahme derjelben bejtimmen, 

Unterdeß Hatte auch die Expedition, die von franzöfifhem Boden 
gegen Chambery gerihtet war, ein unglüdliches Ende gehabt. Mit 
Berluft von 7 Todten war die Schaar von fardinifchen Truppen zurüd: 
geihlagen und genöthigt, jich zu zerftreuen. Drei Gefangene wurden 
in Chambery und Turin erfhoffen. Der Aufjtandsverfuh hatte in der 
Bevölferung nirgends hinreichenden Anklang gefunden. Die Flüchtlinge 
waren durch übertriebene Juficherungen getäuſcht worden. 

So lief der ganze Streich Fläglih ab und erhielt einen abentheuer: 
lihen Charakter. Der Ihron Karl Alberts war feinen Augenblid er— 
ſchüttert. Wenige Streitkräfte genügten, um die Invaſion zu vereiteln. 
Die hinderte indeß nicht, daß von der ganzen abjolutijtifchen Diplo- 
matie gewaltiger Lärm gejchlagen wurde. Bei dem theilweiſen Borfchub, 
den das Unternehmen durch die Sympathien in der ſchweizeriſchen Be— 
völferung und die Unthätigkeit einzelner Behörden erhalten hatte, wurde 
die Schweiz eines ſchweren Neutralitätöbruches angetlagt und als revo— 
(utionärer Herd Hingeftellt, der die Ruhe aller Staaten Europa’s be— 
Droge. Indeß war der Vorort bei der erjten Kenntniß von dem Auf: 
bruch der Flüchtlinge bemüht gewejen, die Grenzkantone zu allen nöthigen 
SicherheitSmaßregeln zu ermahnen und dieje thaten, was in ihren Kräf— 
ten jtand. Ein Theil der Erpedition ‚wurde wirklich zurüdgehalten und 
nur.einer Kolonne gelang es, von Genf aus in Savoyen einzubringen. 
Aber Gleiches geihah von franzöfiihem Boden, wo die Negierung mit 
allen möglichen Mitteln der Polizei ausgerüftet war, während es in der 
Eidgenoſſenſchaft an einer ftärfern Gentralgewalt fehlte, die rechtzeitig 
eingreifen fonnte. Bei der Frage der Bundesrevijion hatte die abfo- 
Lutiftifche Diplomatie auf alle Weije intriguirt, um den alten lodern 
Staatenbund aufrechtzuhalten und jede nationale Kräftigung zu verhin- 
dern. Nichtsdeftoweniger ſpannte ſie jegt ihre Bejchwerden aufs Höchfte 
und machte die ganze Eidgenojjenfchaft verantwortlich. Bon allen Sei: 
ten rüdte das diplomatiihe Gchhüb heran. In Wien ſaßen gerade die 
deutfhen Miniſter in Konferenzen zufammen, um jich über. gemeinjame 
reactionäre Mafnahmen zu berathen. Um jo cher einigte man fich zu feind- 
lichen Schritten gegen die Schweiz, die mit ihren freien organijirten Anz 
jtitutionen der größte Dorn im Auge geworden war. Nachdem bereit3 am 
20. Februar eine konfidentielle Mittheilung von Defterreich vorangegangen 
war, eröffnete das benachbarte Baden den Reigen fürmlicher Begehren, _ 
Sardinien felbft folgte, dann Fam erft die Hauptladung derber Noten von 
deutfchen Bundestag, von Defterreih, Bayern, Württemberg, wiederholt 
von Baden, ferner von dem Königreich beider Eicilien, endlich von 
Preußen und Rußland. Faſt alle diefe Noten verlangten nicht nur die 
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Entfernung aller bei dem Attentat wirklich betheiligten Fremden, ſondern 
aller Flüchtlinge, „welche auf direkte oder indirefte Weife zur Störung 
der Ruhe der Nahbarjtaaten hinwirken.“ Zum Theil richteten jich die: 
felben auch gegen die freie Preffe. Die ruffiihe Note ſchien felbit auf 
Auflöfung der Hülfsfomites für die Polen, ja’ der ſchweizeriſchen Schub: 
vereine zu dringen. Im Falle die Schweiz nicht den Begehren ent: 
Ipreche, wurden Zwangsmaßregeln in Ausficht geftellt. 

Unterdeß hatte ji der Vorort Zürich bei dem erjten Anklopfen 
ſchon beeilt, in einem Sreisfchreiben die Stände aufzufordern, alle die: 
jenigen fremden Flüchtlinge, die an dem Savoyerzuge wirklich thätigen 
Antheil genommen, des fernern Afyls in der Schweiz als verlujtig zu 
erklären und von dem fchweizerijchen Gebiete zu entfernen. Ebenſo war 
er bemüht, die Hindernifje zu befeitigen, die der Entfernung der Polen 
noh im Wege ftanden. Die meijten Kantone erklärten ſich mit diefen 
Schritten einverjtanden und machten mit Ausmweifungen den Anfang. 
Nur einzelne wollten in der Nachgiebigkeit nicht fo weit gehen und unter 
den Theilnehmern Unterfchiede machen. Namentlich trat Bern in Oppo— 
fition, indem es erflärte, die angetragenen Maßnahmen ſeien weder aus: 
führbar, no der Würde und Ehre eines freien Volkes angemejjen. 
Frankreich habe ſich erflärt, die Polen nicht anders als auf ihr eigenes 
Begehren aufzunehmen; Bern würde jich nicht dazu verjtchen, jemals 
Zwang gegen fie anzuwenden. Die Cidgenofjenfhaft würde mwohl Die 
Macht haben, ein Häuflein Polen im Zaum zu halten. Um Bern zur 
Nachgiebigkeit zu veranlafjen, jchidte der Vorort in wachſender Verlegen— 
heit zwei Abgeordnete an dasjelbe, aber die beiden Hauptkantone konn— 
ten jich gegenüber den Forderungen der fremden Mächte nicht verjtän- 
digen und blieben mit einander im Widerfpruch. 

Den abfolutiftiihen Höfen genügte nicht, was der Vorort mit allem 
Eifer vorfehrte. In neuen Noten (Ende April) verlangten jie wiederholt, 
daß nicht nur alle bei dem Savoyerzug Betheiligten, fondern überhaupt 
alle Flüchtlinge weggewiefen würden, „die das in der Schweiz bemilligte 
Aſyl zu Umtrieben migbraudten, die auf Störung der Ruhe und Orb: 
nung in den benahbarten Staaten berechnet ſeien.“ Sardinien verlangte 
nun auch noch Beitrafung der einzelnen Schweizerbürger, die am Zuge 
Theil genommen hatten. Die Drohungen wurden ſchärfer. Wenn ben 
Begehren bi8 Ende Mai nicht entfprochen werde, jo fehe man fich im 
Falle, Vorfihtsmaßregeln eintreten zu laſſen und den Verkehr mit dei 
Schweiz allen Beihränfungen zu unterwerfen, welche die Sicherheit er: 
fordere. Mit allerhand Paßplackereien wurde bereit der Anfang ge: 
macht. 

Dadurch ſtieg die Beſorgniß der vorörtlichen Behörde in Zürich. 
An der Spitze ſtand damals der Bürgermeiſter Melchior Hirzel 
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ein humaner und aufgeflärter Staatsmann, voll Eifer für das Wohl 
und die Bildung des Volks, aber in diplomatischen Verwicklungen leicht 
aus der Faſſung zu bringen. Auch in der öffentlihen Meinung trat 
ein merflicher Rüdfchlag ein. Die Sympathien, die eine Zeit lang 
den Flüchtlingen ohne große Vorſicht entgegengebraht wurden, ver= 
mwandelten fi jest zum Theil in überlautes Gefchrei gegen die frem— 
den Ruheftörer. Furchtſame fanden plößlih alles Unrecht auf Seite 
der Schweiz und wollten mit der Duldung der Flüchtlinge kurzen Pro— 
zeß maden. Die reactionäre Parthei fpendete den imfolenten Noten 
föormlichen Beifall. Nur das fräftigere Nationalgefühl fträubte ſich 
gegen eine Politik, die in erniedrigende Schwäche auszuarten drohte. 

Der Hauptanftoß fchien zwar befeitigt, al3 nach längerem Wider: 
ftand auch Bern einlenfte und der dortige Gr. Rath den bejtimmten 
Beſchluß faßte, daß alle politiichen Flüchtlinge, melde am Savoyerzug 
perfönlien und thätigen Antheil genommen, nicht mehr geduldet, fon: 
dern unverzüglich” fortgewiefen werden follten. Damit war die Ent: 
fernung aller Schuldigen zugefihert. Aber den Mächten lag daran, 
das Afyl gründlicher zu vernichten, für alle Zukunft Garantien zu er— 
halten und die Schweiz, fo viel wie möglich, wieder unter die alte Be: 
vormundung ber heiligen Allianz Herabzudrüden. Diefer feindlichen 
Haltung gegenüber bot das zweideutige Wohlwollen Frankreichs nur 
eine trügeriſche Stüße. 

In der Verwirrung ließ ſich die vorörtlice Diplomatie auf einen 
ſchlüpferigen Boden loden. Bon dem öfterreichif hen Gefandten (Graf 
von Bombelles) wurde ihr ganz im Vertrauen vorgefpiegelt, daß die 
zufällige Reife des Königs von Sardinien nah Savoyen eine pajjende 
Gelegenheit biete, um die Anftände zu bejeitigen und wieder in bie 
frühere befreundete Stellung zu den Nachbarftaaten zu fommen. Der 
Vorort möge eine Deputation ſchicken, um den König zu beglüdwünfchen 
und das Bedauern über die legten Ereignifje auszufprechen. In diefer 
Sendung, zu einer Zeit, wo Sardinien mit den übrigen abfolutiftifchen 
Höfen der Eidgenofjenihaft ins Fleiſch zu Schneiden fuchte, mußte eine 
eınpfindliche Demüthigung liegen. Dennoch bequemte jih der Vorort 
zu berjelben. Staatsrath Laharpe von Waadt und Syndik Rigaud von 
Genf mußten nah Chambery reifen und hier dem König ihre Auf: 
wartung machen. Der König zeigte fich fcheinbar fehr gnädig und ” 
buldvoll; die Abgeordneten erhielten das Bildniß Sr. Majeftät und 
foftbare Doſen — gegen deren Werth die Abgeordneten eine Schenkung 
von A000 Fr. zu eidgenöffifhen Zwecken machten — aber durch die Knie: 
beugung wurde nichts Anderes erreicht, als daß Sardinien nicht auf 
Beftrafung der ſchweizeriſchen Theilnehmer am Savoyerzug beftand. Im 
Hebrigen fpannten die Mächte ihre Saiten nicht herab. Vielmehr fam 
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unmittelbar darauf aus der Wiener Miniſterialkonferenz eine dritte 
Notenladung von Oeſterreich, Bayern, Würtemberg und Baden, denen 
ih auch Sardinien wieder anſchloß. Der Ton überbot die frühern an 
drohender Anfolenz: „Nur die ungefäumte und vollftändige Befriedigung 
der Nachbarftaaten durch Entfernung nicht blos der an dem Einfall in 
Savoyen betheiligten Verbrecher, fondern auch der notoriſch zur Störung 
der Nuhe der Nachbarſtaaten mittelbar oder unmittelbar wirkenden, an— 
noch zu bezeichnenden Individuen, durch das von der Eidgenojjenfchaft 
auszufprechende, Verdammungsurtheil über das Attentat des Testen 
Februarmonats, endlih durch die Zufiherung jeder gegen ähnliche Ver: 
ſuche zu treffenden Vorkehrung, könne die Wirkung der angekündigten, 
überall -vorbereiteten und augenblidlih ins Werk zu jegenden Schubma ß— 
vegeln aufhalten, die keineswegs aus feindfeligen Abfichten gegen die 
Schweiz, fondern einzig im Intereſſe gejeglicher Vertheidigung der Nach— 
barjtaaten ergriffen worden feien.” Go lautete das diplomatifche Ulti: 
matum, bei dem auch wieder auf Maßregeln gegen die Preſſe und Ver: 
eine bingedeutet und auf welches eine fchleunige Antwort verlangt 
wurde. 

Um diefe Zeit war die Ausweifung der wirklichen Theilnehmer am 
Savoyer Attentat überall angeordnet, wenn auch nicht mit gleich un— 
nahfichtlicher Strenge durchgeführt. Die Eidgenofjenfhaft konnte auf 
diefe Mafregeln gegen den Mißbrauch des Aſyls hinweifen und meiteren 
Anforderungen feſter enigegentreten. Der unmittelbar bevorjtehenden 
Tagſatzung lag es ob, die gebührende Antwort auf die Noten zu er: 
theilen. Aber die Bertreter der fremden Mächte wollten dem Vorort 
feine Bedenkzeit laſſen, fondern drängten auf einen unverzüglichen Be: 
ſcheid. Truppenbewegungen an der Grenze mußten dazu dienen, einzu: 
ſchüchtern. Die angedrohte Sperre, die fofort eintreten follte, verjeßte 
bejonders die Induſtriellen der öſtlichen Schweiz in faſt panifchen 
Schrecken. So ließ fi) der Vorort in der höchſten Noth, ohne alle 
Rückſprache mit den andern Ständen, eine Antwort abprejien (24. Juni). 
Jedes Fräftigere Wort zur Wahrung der jchweizerifchen Selbitftändigfeit 
war in diefer Antwort geftrichen worden, um die Mächte zu befriedigen, 
und der Ton fajt bittend gehalten. Außer den ſchon getroffenen Maß— 
regeln gegen die wirklichen Theilnehmer wurde die Erklärung und Zu— 
jiherung "gegeben, „daß dem, einem jeden felbitjtändigen Staate un: 
zweifelhaft zuftehenden Nechte, fremde Flüchtlinge, die ſich ruhig ver: 
halten, bei fih aufzunchmen, die Pflicht zur Seite ftehe, folche 
Flüchtlinge, welche das ihnen gewährte Afyl migbrauden, um die 
Ruhe anderer Staaten zu ftören, in die Unmöglichkeit zu verfegen, 
fünftighin ähnliche Störungen zu verurfachen.” Nach dieſem völfer: 
rechilihen Grundſatz werde die Schweiz aud im der Zukunft jolche 


— 199 — 


Flüchtlinge, melde das ihnen gegönnte Aſyl mißbrauchen, indem 
fie die Ruhe anderer Staaten zu ftören fuchen, von ihrem Gebiete weg— 
weifen und ihnen die Nüdkehr nicht mehr gejtatten. Vergebens Hatte 
im Zürcher Gr. Nath, der gerade die Inftruction für die Tagſatzung 
zu berathen hatte, eine Oppoſition — Dr. Keller an der Spite — 
darauf gedrungen, wenigſtens hinzuzufegen, daß den fchmweizerifchen Be: 
hörden das Recht vorbehalten bleibe, in einzelnen Fällen zu entjcheiden, 
ob der Mißbrauch vorhanden fei oder nicht. Durh den vagen Aus— 
drud, ohne beftimmten Vorbehalt oder nähere Verwahrung, mußte die 
Antwort al3 das Echo der Begehren erfcheinen und zu der meiteften 
Auslegung Raum geben. Schon vor ihrer Crlafjung an die Diplo: 
maten war die Antwort dem badifchen Gefandten, Hrn. v. Dusch, vor: 
gelegt und diefer fand jie genügend. Auch die Vertreter der andern 
Mächte hielten fie ihren Forderungen entfprechend und erflärten fich jetzt 
befriedigt. Die bereit3 eingetretenen Verkehrsbeſchränkungen wurden auf: 
gehoben und der diplomatifche Krieg für den Wugenblid eingeftellt. 

Die vorörtliche Antwortnote war in der Herzensangſt abgenöthigt. 
Das Aſylrecht ſchwankte und fremden Proferiptiongliften ſchien Thür 
und Thor geöffnet. Das fchweizerifhe Unabhängigkeitsgefühl mußte 
ji verlegt fühlen. Während des eidgenöffiichen Freiſchießens in Züri 
Iprah eine Nolfsverfammlung im Kräuel an der Sihl (mo 1804 der 
unerfchrodene Häberli erfchoffen wurde) ihren lauten Unmwillen über die 
Preisgebung aus und erließ eine Adreſſe an die Tagſatzung, damit dieſe 
den Zumuthungen fräftiger entgegen trete. Nachdem indeß die That: 
ſache vollendet war, fand das Benehmen des Vororts bei der Mehrheit 
der Tagjabung unbedingte Genehmigung. Doch behielten fich mehrere 
Stände. beftimmt vor, felbftftändig zu prüfen und zu entjcheiden, ob 
Flüchtlinge fi des Aſyls unmwürdig gemacht hätten oder nit. Auch 
einigte man fich zu feinem Concluſum über die Vollziehung der vom 
Vorort ausgefprochenen Grundfäge. Am berebteften trat Dr. Kaſimir 
Pfyffer für eine würdigere Haltung in die Schranken. Bern und Lu: 
zern gaben eine ausdrüdliche Verwahrung zu Protofol: „Da die Tag: 
ſatzung nicht gerubt habe, die Würde und Ehre gefammter Eidgenoffen= 
haft gegen die in den Noten der fremden Mächte enthaltenen fränfen: 
den Ausdrüde und AZumuthungen in Schub zu nehmen, jo wollen 
wenigjtens die genannten Stände ihre Ehre und Würde beftens ver: 
mwahrt willen.“ Diefer bittere Vorwurf jchnitt tief ins Fleiſch. Die 
Mehrheit dachte in einer Konferenz anfangs daran, die Verwahrung 
ganz aus dem Protofoll zu entfernen; dann fuchte fie Bern und Luzern 
zur freiwilligen Zurücknahme zu beftimmen. Da diefes fehlichlug, ar: 
beitete man an einer gemeinfamen Gegenerflärung. Zu, einer ſolchen 
konnte man fi indeß nicht einigen, weßhalb man am Ende einen Hau: 
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fen einzelner Gegenerflärungen befchloß. Diefen gegenüber behaupteten 
Bern und Luzern noch einmal: „Nachdem die gegenproteftirenden Kan: 
tone (mwenigftens ein großer Theil) zwar immer vorgegeben, es bleibe 
das freie Entfheidungsreht in Reflamationsfällen gegen Flüchtlinge 
jedem Kanton vorbehalten, nie aber zugeben wollten, daß ein jolcher 
Borbehalt oder eine folhe Auslegung ind Protofoll der Tagſatzung 
niedergelegt werde, ja bei der Abjtimmung dieſen Vorbehalt verworfen 
hätten; — nahdem faft alle Kantone über das kränkende Benehmen 
des Auslandes geflagt, aber nie einen Schritt zur Rettung ihrer Ehre 
hätten thun wollen: fei die Erflärung von Bern und Luzern vollkom— 
men gerechtfertigt und fie fönnten durch die Gegenerflärungen ihre Ber: 
wahrungen nicht im Mindeften als geſchwächt betrachten.” *) 


Neuenburgs Trennungsbegehren wird abgewieſen. 


Mitten in dem Notenkrieg wurde die Eidgenoſſenſchaft auch durch 
ein förmliches Trennungsbegehren von Neuenburg belagert. 

Das dortige Baſtardregiment hatte keine Ruhe in dem engeren 
Verband mit den republikaniſchen Kantonen. Von der fortwährenden 
Angſt geplagt, daß die Anſteckung der freien Ideen und Einrichtungen 
auch einen Umſchwung in Neuenburg hervorrufen müſſe, wenn das 
Fürſtenthum nicht ganz ſich ſelber angehöre, arbeitete der Royalismus 
mit aller Macht auf eine Trennung hin. In Berlin ſuchte man zwar 
den Eifer zu mäßigen und zur Geduld zu mahnen, da man die Sache 
als eine europäifche anfah und mit den Schwierigkeiten vertraut war. 
Aber der Staatsrath von Neuenburg drang immer von Neuem auf 
ernite Schritte, die zu dem erfehnten Ziele führen follten. Endlich gab 
die Fönigliche Regierung fo weit nah, daß der Staatärath in Neuen: 
burg bevollmächtigt wurde, mit der Eidgenoffenfchaft in Unterhandlungen 
zu treten. Die Krone ſelbſt mochte diefe Unterhandlungen nicht direkt 
anfnüpfen, um vor den übrigen Mächten nicht zu viel Geräuſch zu 
machen und fih für alle Fälle nicht zu fompromittiren. Auch follte 
von einer gänzlichen Trennung nicht die Rede fein, da das Belisthum 
fonft in eine unfichere und gefährliche Lage verfegt würde. Den Schub 
der Eidgenoſſenſchaft wollte man fi in Berlin noch immer vorbehalten. 
Das FürftenthHum follte nur politifh unabhängig fein und zu der re 
publifanifhen Schweiz in feiner Wechjelbeziehung mehr ftehen. 

Der Staatsrath in Neuenburg machte fih auch fofort ans Werk, 


*) Siehe: Das verlegte Völkerrecht an der Eidgenofjenfchaft von Dr. Lud- 
wig Snell (mit dem ganzen Tagjagungsprotofoll vom 22., 24. u. 29. Juli 1834), 
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unterhandelte erft mit dem Vorort, der ihn einfach an die Stände wies, 
und erließ darauf ein Kreisfchreiben. Das Begehren ftütte ſich im 
Wejentliden darauf: In der Tagfakung von 1832 fei auf den Antrag 
von Luzern förmlich darüber berathen worden, daß Neuenburg, weil e3 
mit feinem monardifchen Princip nicht zur freien Republik pafje, die 
Verbindung mit feinem Fürften abbrechen und fi den übrigen Kantonen 
gleichitellen folle; diefe Idee fei nur von fieben Ständen beftimmt zu— 
rüdgemwiefen worden. Gleichwohl habe Neuenburg mit feiner gegen= 
wärtigen Berfaffung die Aufnahme in den Bund nachgeſucht und auch 
erhalten. Da nun weder die Neuenburger fih von ihrem Souverän 
trennen wollten, dem fie mit Leib und Leben zugethan feien, noch auch 
der König von Preußen feine Rechte auf Neuenburg aufzugeben Willens 
fei, fo bleibe nichts übrig, als daß Neuenburg aufhöre, ein ſchweizeriſcher 
Kanton zu fein und in eine andere Verbindung mit der Schweiz trete, 
zumal, da von diefer eine Revifion angeftrebt werde, die nicht zu den 
politifhen Einrichtungen Neuenburg pafle. 

Um die gewünfchte Trennnung plaufibel zu machen, wurden bereits 
die Grundzüge eines neuen Alltanzvertrag entworfen. Darnach follte 
eine Art Mittelftand zwifchen dem Kantonsverhältniß und der gänzlichen 
Ablöfung eintreten, Neuenburg aufhören, ein aktives Glied oder integri= 
render Theil der Eidgenofienfchaft zu fein, dagegen ein jelbitftändiges 

® Fürftentgum bilden. Diefes Fürſtenthum follte aber in die Neutrali- 
tätslinie dev Schweiz aufgenommen werben, in Zeiten bed Krieges der 
Schweiz Beiträge an Geld und Mannſchaft liefern und auch in Bezug 
auf Handel und Wandel in den beftehenden VBerhältniffen bleiben. 

Mitten in den Bemühungen wurde der Plan ſchon durch die Un: 
ficherheit der preußiichen Diplomatie durchkreuzt. In Berlin. merkte 
man, daß die Trennung bei der Eidgenofienihaft wenig Ausſicht auf 
Erfolg habe und auch bei den übrigen Mächten feine Unterftügung 
finde. Um ſich daher nicht zu fehr blos zu ftellen, wurde der Staats— 
rat) von Neuenburg halb desavouirt und der Vorwurf auf ihn geladen, 
daß er über feine Vollmacht Hinausgegangen fei. Namentlich gab fi 
die preußifche Regierung dem franzöfifhen Kabinet gegenüber die Miene, 
als Handle man in Neuenburg blos auf eigene Fauft. 

Im ber Schweiz ſelbſt herrſchte in diefer Frage große Ueberftim- 
mung. Go fehr man das Mißliche der Zwitterftellung fühlte, fo follte 
das Verhältnig doch nicht zum Nachtheil der Schweiz gelöst werben. 
In dem PVertrage von 1815 fei die Vereinigung „definitiv und auf 
ewige Zeiten“ abgefchlofien. Mit der Trennung würde der Grundſatz 
der Behauptung der unverleglichen Einheit und Unverfehrtheit des Ge: 
bietS preisgegeben. In ähnlicher Weife könnte ein Glied nah dem 
andern das Bundesverhältnig aufheben und in die loderfte Schutzver— 
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wandtſchaft treten. Das militärifche Intereſſe Taufe dur die Ab: 
ſchwächung der Grenze genen Franfreih Gefahr. In einem europäifchen 
Kriege würde Franfreich verfucht fein, auf Neuenburg zu greifen. Die 
Stantsmänner von Neuenburg felbit müßten zugeben, daß das Yand 
durch feine geographiiche Lage wie die gejchichtlichen Beziehungen aufs 
Engfte mit der Schweiz zufammenhänge. In der Trennung von der preußi: 
hen Krone könne daher die einzige natürlice Löfung de8 Mißverhält— 
nifjes Ziegen. ine folde Trennung laufe den Geilt und Charakter 
der Verträge von 1815 nicht zumider. Neuenburg fei ohne jede Be— 
dingung in den Kreis der fchmweizerifchen Kantone aufgenemmen, nur 
al3 fouveräner Stand, ohne alle Rüdfiht auf das Fürftenthum, von 
der Eidgenofjenihaft anerkannt und habe daher Fein Recht, wegen etz 
waiger Aenderung der Bundesverfaſſung auszuſcheiden. Das Irennungs- 
begehren fei von Neuenburg angeregt, noch che der Antrag von Luzern 
eine Zumuthung an dasfelbe geftellt habe. Endlich müjje man zwijchen 
der Neuenburger Regierung und der Neuenburger Bevölkerung unter: 
fheiden. Selbſt unter dem herrſchenden Druck verhehle die legtere ihre 
ichweizerifche Gefinnung nicht. 

Dies waren die Argumente, die in allen Kantonen mehr oder 
weniger fcharf hervorgehoben wurden. Bon feiner Seite fand das 
Trennungsbegehren wirkliche Unterftübung. An der Tagfatung Fonnte 
die Neuenburger Gefandtihaft den Antrag nur noch Eleinlaut vorbringen. F 
Faſt tragikomiſch klang der Jammer, daß Neuenburg in Verbindung mit 
der Schweiz ſich vor der Revolution nicht ſchützen könne. Von zwanzig 
Ständen wurde das Begehren bejtimmt zurückgewieſen. Nur Schaffhaus 
jen wußte nicht, was es fagen follte, und nahm die Sache ad referen- 
dum. Zugleich befchloß die Tagfatung, daß Neuenburg ji in den Ber 
ziehungen zur Eidgenofjenfhaft künftig nur Kanton und nicht auch Für: 
ftentgum nennen jollte (24. Juli 1834). Am Weitern wurde Neuen: 
burg genöthigt, Truppen in die Thuner Militärfchule zu fchiden, was 
eine Zeit lang verweigert wurde, theils wegen der Angſt vor republifa- 
niſcher Anſteckung, theils weil feit den Ereigniffen von 1831 fein rechtes 
eidgenöfjifches Kontingent mehr im Kanton beitand. In der Noth half 
fi die Regierung jest mit einem Elitenforps, auf defjen Gejinnung fie 
eher zählen fonnte. Die preußiſchen (ſchwarzweißen) Kofarden und Mic: 
daillen bei den Truppen konnte man noch retten. Ein Antrag von Bern, 
daß diefe Zeichen des Abhängigkeitsverhältniffes vom Ausland und des 
Siege in einem Bürgerkrieg, wo die fchweizeriiche Partei unterlegen fei, 
im eidgenöffifchen Lager nicht geduldet werden möchten, blieb ohne Erfolg.“ ) 


*) Erſt fpäter (1836) beichloß die Tagſatzung, daß die neuenburgifchen 
Truppen im eidgenöffifchen Tienft mit einer eigenen Tantonalen Kolarde zu erſchei— 
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Im Uebrigen begab ſich der Staatsrath in Neuenburg mit der Ab: 

weiſung des Irennungsbegehrens noch nicht zur Ruhe. Bon Neuem trich 
er die Fünigliche Regierung in Berlin an, die Sache nicht fallen zu 
laffen und, nun aus eigener Machtvolllommenheit zu handeln. Dem Kö: 
nig ftche es frei, von fih aus den Verband mit der Eidgenofjenjchaft 
zu löjen und die Zufunft des Fürſtenthums jicher zu ftellen. Mindeſtens 
möge er erflären, daß er feine Souveränitätsrehte nie aufgeben werde. 
Der Schweiz brauche man nur Ernſt zu zeigen, dann werde jie ſich ſchon 
fügen. Aber in Berlin war man der Sache überdrüffig geworden. Zu 
einer eigenmächtigen Losreißung fehlte alle Zuftimmung der andern Ka— 
binette. Der preufifhen Diplomatie war es noch immer bequem, einen 
Fuß im eidgendffischen Lager zu behalten. Mit der Trennung fürdtete man 
ih noch größeren Gefahren und Verwiclungen auszufegen. Im Grunde 
erſchien das Neuenburger Junkerregiment noch monarchiſcher, als der 
König ſelbſt. So hielt man es in Berlin für gerathen, die Sache abzu— 
brechen. Der Staatsrath von Neuenburg erhielt die definitive Weifung, 
dem Plan der Trennung nicht weiter nachzugehen und bei den bejtehen: 
den Verhältnifjen zu bleiben. Die preußifche Negierung begnügte fich 
damit, in einer Note an den Borort die Aufrechthaltung diefer Verhält— 
nifje and Herz zu legen. 

Das Refultat aller Verhandlungen war: innere Unhaltbarfeit des 
Zwitterzuftandes auf die Dauer der Zeit, aber Unnatürlichfeit oder Un— 
möglichkeit einer Trennung zu Gunſten der fern gelegenen Monardie, 


Mener vergeblicher Anlauf zur Bundesrevifion. 


Nah Auflöfung des Sarnerbundes blieb die günftige Zeit unbenugt, 
um einer ähnlichen Spaltung für die Zukunft vorzubeugen und raſch 
und muthig zur nationalen Erneuerung des Ider Bundes zu fehreiten. 
Durd die ungewöhnlichen Anftrengungen erfchopfte fih die umbeholfene 
Tagſatzung. Auch im Schweizervolf machte fih das Bedürfnif nach Ruhe 
geltend. Die Frage der Nevifion wurde den Kantonen wieder zugeſcho— 
ben, um bier von Neuem auf ale Schwierigkeiten zu ftoßen, die in 
dem Gefühl der Selbftherrlichkeit Tagen. 

Der Vorort regte die Frage ſchon im November 1833 wieder durch 
ein Kreisihreiben an, indem er das Bebürfnig der Reform hervorhob 
und die Wege bezeichnete, die betreten werden fünnten. Aus den Neue: 


nen hätten, worauf dem Schwarzweiß — nod) ein Drangengelb hinzugefügt wurde. 
Dem Verbot, fich in den Beziehungen zur Eidgenofjenfchaft als Fürftenthum zu ge- 
riren, trat Neuenburg mit fortwährenden VBerwahrungen entgegen, bis die Tag- 
ſatzung zulegt einen allgemein verbindlichen Beſchluß faßte, wornach ſämmtliche 
Kantone in ihrem offiziellen Verkehr ſich nur „Kanton“ nennen follten. 
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rungen der Kantone ging indeß bald genug hervor, daß die Ausfichten 
nicht günftiger wurden. Bon einzelnen Seiten, wo man früher der Re— 
forın im Wege ftand, Sprach fich zwar die Beforgniß aus, daß es zu 
einer Bundesummälzung kommen könnte, wenn den nationalen Wünfchen 
nicht Rechnung getragen würde, aber zu aufrichtigem und fräftigem Hand— 
bieten konnte man ſich troßdem nicht entfchliegen. Am Ganzen mollten 
faft alle kleineren Kantone mit Teffin, Wallis und Neuenburg auch) jetzt 
lieber beim Stillftand verharren, als fich der Gefahr ausfegen, durch 
Aenderungen etwas von ihrer Hoheit zu verlieren. Auch Waadt wehrte 
jich wieder mit allen Kräften für die kantonalen Rechte. Andere Stände 
wollten jedenfalls das Repräfentationsverhältnig unangetaftet lafjen, wäh: 
vend die wirklichen Reformfreunde eine Aenderung dejjelben jest beſtimm— 
ter wie früher zur Bedingung machten. Die vorgerüdtefte Stellung 
nahm Bern ein, wo der Gr. Rath fich für einen nach der Vollszahl zu 
wählenden eidgenöffifhen Verfaſſungsrath ausfprah. Diefer Lofung 
Ichloffen fich inder nur wenige Stände an. Die Bedenkfliden wurden 
duch das Schredbild der Einheitsrepublik noch bedenflicher gemacht. 
Zürich gerieth, wie in der äußeren Politik, fo auch in diefer innern Le— 
bensfrage mit Bern in ftarfen Widerfprud. Dort verwarf der Gr. 
Rath nicht nur den Verfafjungsrath mit großer Mehrheit als unaus- 
führbar, fondern verlor auch das Vertrauen zur Totalrevifion und ftrebte 
in erfter Linie nur noch eine partielle Reform an. Diefer Gegenſatz der 
beiden gemwichtigften Kantone mußte nothwendig lähmend wirken. Die Ant: 
worten, die der Vorort auf fein Kreisfchreiben erhielt, konnten zu kei— 
nen befonderen Schritten ermuthigen. Die Frage zog fich einfach zur or: 
dentlihen Situng der Tagjatung im Sommer 1834 Bin. 

Inzwiſchen fuchte die Neformparthei in der öffentlihen Meinung 
nah Kräften für die Idee eines Verfafjungsrathes zu wirken. ine Ver: 
fammlung von Abgeordneten der verschiedenen Schußvereine in Zofingen 
(26. Febr. 1834) gab diefer Richtung Ausdrud, Hier war man da= 
rüber einig, daß von der Tagfakung nichts Eriprießliches zu erwarten 
fei, nachdem diefelbe ohne die Sarner mit ihrem Reformprojeft nicht 
habe durchdringen können; es bleibe daher einzig der Weg des Verfaſ— 
fungsraths übrige. Als Hauptgegner der freien Bundeskonftituirung 
fah man die fogenannten „Autoritäten“ oder liberale Herren in den kan— 
tonalen Sefjeln an. Indeß fonnte man fi nicht verhehlen, daß in der 
Maſſe der Schweizernation der Sinn für eine durchgreifende Reform 
noch nicht hinreichend geweckt ſei. Mean beihloß deßhalb vor Allen, 
durch belehrende Volksfchrifien den Boden empfänglicher zu machen. Die 
nationale Haltung Berns fand den Iebhafteften Beifall, der fi durch 
eine Dankadreſſe ausfprad. 

Im Gegenſatz zu diefen Beftrebungen verfiel ein halbreactionäres 
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Yuftemilteu auf den Gedanken, durch Einfeßung eines Repräfentanten: 
raths nah Beftimmungen des alten Bundes die Leitung der eidgenöfji- 
ihen Angelegenheiten den vorörtlihen Kantonen zum Theil zn entwinden. 
Die Scheu, die Berns radikale Politik zu diefer Zeit den Gemäßigten 
einflößte, follte dazu dienen, dem Projekt Eingang zu verfchaffen. In 
der That zielte dasfelbe gegen den ganzen Einfluß der Regeneration, 
die biöher an den drei vorörtlihen Kantonen eine Hauptſtütze gehabt 
hatte. Die Staatsmänner der drei Vororte verbanden fi fofort, um 
der Intrigue auf's Entjchiedenfte emigegenguarbeilen, die dann auch nicht 
weiter an's Licht zu treten wagte. 

Ein anderer Plan wurde durch fürmliches Kreisfchreiben von Grau: 
bünden in Anregung gebradt. Darnach jollte der Bundesentwurf von 
1833 fo weit ins Leben treten, daß nad den Beftimmungen befjelben 
ein Bundesrath aufgeftellt würde. Auch diefer Plan richtete jih gegen 
die liberale Bewegung und inäbefondere gegen das Gewicht von Bern. 
Mehr und mehr mußte es ceinleuchten, dag eine ſolche centrale Spite, 
ohne Aenderung der Grundlage, bei der Zufammenfeßung der alten 
Tagfagung nicht der vorwärtsfchreitenden Mehrheit des Schmeizervolfes, 
jondern einer hemmenden Minderheit dienen mußte. Die Reformparthei 
erhob fi daher von vorneherein gegen den Vorſchlag. Die kleinen 
Kantone verwarfen den Gedanken, weil fie jegliche Neuerung zurückwieſen. 

Zur Abwechslung fuchte der Vorort die Reviſion auf den Boden 
der Konkordate zu leiten, aber auch diefes fand wenig Anklang. Als die 
Trage im Sommer 1834 wieder vor die Tagfakung fam und die In— 
ftruftionen aus der Tafche gezogen wurden, zeigte fi die ganze Ber: 
fahrenheit. Die Meinungen gingen bunt durcheinander und an eine 
Uebereinftimmung war nicht zu denken. Doch fekte man noch einmal 
eine große Kommiſſion nieder, an welcher indeß einerfeitS Bern und 
Bafelland — die nichts anderes als einen Verfaſſungsrath wollten — 
andrerjeitS die Urfantone, Appenzell beider Rhoden, Teffin, Wallis und 
Neuenburg — die von aller Reform abftrahirten — feinen Theil nah: 
men. Die Mehrheit dieſer Kommifjion Huldigte der Grundanficht, die 
durh Schultheik Schaller von Freiburg als hauptſächlichſten Wort: 
führer entwidelt wurde: „Die Schweiz fei ein allmählig entjtandener 
Bund, in den der Reihe nach die einzelnen Kantone als jelbititändige 
und unabhängige Staaten eingetreten feien, von denen jomit nicht gefor- 
dert werden könne, daß fie den Ausflug diefer Selbititändigfeit, - die 
gleihe Stimmberehtigung in allen gemeinfamen Angelegenheiten, auf: 
geben ; eben fo vergeblih wäre die Erwartung, daß fie e3 freiwillig 
thun, weil dem Volt Alles zuwider fei, was nur von fernher eine Anz 
näherung zur Einheit vermuthen oder beforgen laſſe.“ Dieſe jtaaten- 
bündlerifhe Anfhauung ließ feine wirkliche Reform zu. Bon den 14 
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Mitgliedern der Kommiſſion erklärte ſich nur 5 (Hirzel, Kaſimir Pfyffer, 
Baumgartner, Zſchokke und Kern) für eine veränderte Repräfentation. 
Sobald die Beibehaltung des gleichen Stimmrechts entfchieden war, ka— 
men die Verhandlungen der Kommifjion ins Stoden. Am Ende wur: 
den blos die geäußerten Anfichten in einen Bericht niedergelegt; zu gut— 
achtlichen Abfchlüffen Fonnte die Kommilfion nicht gelangen. Der Tag: 
ſatzung jelbft war es nicht möglih, die Sache weiter zu fürbern. Es 
blieb nichts übrig, alS die Berathungen ad referendum zu nehmen. 
Der Antrag von Graubünden auf bloße Einſetzung eines Bundesraths 
wurde mit großer Mehrheit verworfen (3. Sept. 1834). Die Tag: 
ſatzung machte blos den reglementarifchen Kortichritt, daß endlich Oeffent— 
lichkeit der Situngen beſchloſſen wurde. 

So hatte dieſer neue Anlauf zur Bundesrevifion nur ein Flägliches 
Rejultat. Von liberaler Seite fielen mande Vorwürfe auf Bern, weil 
es die Alternative ftellte: bei der alten Verbindung zu verharren oder 
einen einheitlichen Staatskörper anzuftreben. Mit diefer Deviie: „nichts 
oder alles“ müſſe jede Reform fcheitern. Aber die Hauptſchuld des Miß— 
lingen3 lag auch jetzt wieder an dem troftlofen Juſtemilieu, das feinen 
Schnitt in die Kantonaljouveränität thun wollte. Gegenüber diefem 
Hängen an der alten faulen Baſis hielt Bern wenigſtens eine ibeelle 
Fahne Hoch, um welche fih die entjchiedeneren VBaterlandsfreunde ſam— 
meln Eonnten. Ohne Anerkennung des Grundfabes, daß das Schweizer: 
volf eine nationale Einheit bilde und über den Kantonen ftehe, blich 
auch für die Zukunft wenig zu hoffen. 

Größere Uebereinftimmung als in der Bundesrevifionsfrage herrichte 
in dem Beftreben, die militärtihen Kräfte der Schweiz zu ſtärken. Hier 
wurde auf dem Grunde fortgearbeitet, den ſchon die Neftaurationgzeit 
auf rühmliche Weiſe gelegt hatte. Durch allmählige Beſchlüſſe der Tag— 
ſatzung (im J. 1835) wurde das eidgenöflifche Kontingent. verdoppelt, 
die erjte Landwehr in eine Bundesreferoe umgefchaffen, die zwar nicht dieſelbe 
Drganijation wie das Kontingent erhielt, aber von den Kantonen jtet3 
zur Verftärfung des Bundesheeres bereit gehalten werden jollte, im 
Ganzen eine Armee von gegen 100,000 Mann aufgeitellt, auf gleiche 
Weife die Zahl der Geſchütze erhöht und endlich aud das Militär bejjer 
gejhult und einheitlicher geftaltet durch gleichmäßige Uniformirung, ſchär— 
fere Infpeftion und Erweiterung der zentralen Militärunterrichtsanftalten, 
Damit verband fich eine entjprechende Vermehrung der eidgenöfjischen 
Kriegskaſſe. Diefe Hebung des Wehrftandes auf Grund einer volfs: 
thümlichen Miliz konnte mit der Zeit nicht verfehlen, die nationalen 
Bande weſentlich zu befeftigen und das Selbitbewußtfein zu erhöhen. 

Auf dem Boden der Handelöpolitif wurde wenigſtens jcharfes Aus- 
einandergehen verhütet und das Prinzip der Handelsfreiheit gewahrt. 
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Durch das Vorrücken des deutſchen Zollvereins fah die Schweiz ſich im- 
mer enger mit Zollſchranken eingefhnürt. Der Drud rief mannigfache 
Stimmen hervor, jich einem auswärtigen Zollſyſtem anzufchliefen. An 
Schaffhaufen (mo man bereitS die Poften an Thurn und Taris ver: 
äußert hatte) trat da3 ftarfe Sondergelüfte hervor, ſich der deutfchen 
Mauth einjeitig in die Arme zu werfen. Anderswo dachte man wieder 
an Retorfionsmafregeln, wie in den Zwanziger Nahren. Der Vorort 
jeßte eine Erpertenfommifjion unter Vorſitz von Alt-:Bürgermeifter v. Mu: 
valt nieder, die in ihrem Berichte zu dem Schluß kam, jich von jedem 
eigenen oder fremden Schutzzollſyſtem fern zu halten und der ſchweizeri— 
ſchen Gewerbsthätigfeit alle Freiheit zu bewahren, zu dem Ende auch 
die inneren Verkehrshemmniſſe zu befeitigen. Die Tagfakung felbft wies 
jede Anregung auf Retorfion oder Schußzölle von der Hand und fuchte 
blos auf dem Wege der Unterhandlungen die Verkehrsbeziehungen mit 
den ſüddeutſchen Staaten zu verbeffern, ohne indeß zu einem Handels: 
vertrage zu gelangen. Endlich fiel auch in Schaffhaufen der förmliche 
Antrag auf Anjhlug an den deutſchen Zollverein im Gr. Nath dahin 
(Januar 1836). 


Sleinhölzli⸗ Handel und Amfchlag in der Politik Vern's. 


Der diplomatifhe Krieg wegen des Savoyerzuges gab der äußeren 
Stellung der Schweiz einen empfindliden Stoß. Durch die Furcht vor 
der angebrohten Sperre wurde fie in eine Politik der Nachgiebigfeit ge— 
drängt, die den fremden Zumuthungen feinerlei Schranke fette. Die 
Kantone wurden nicht nur für alle wirklichen Angriffe, die von ihrem 
Boden aus auf benahbarte Staaten unternommen wurden, verantwort: 
lih gemacht, fondern fie follten auch jede indirekte Ruheftörung hindern. 
Die vorörtlicde Antwortnote, die von der Tagſatzung genehmigt wurde, 
nahm diefen Grundſatz ftillfehweigend Hin, indem jie Feinerlei Verwah— 
rung einlegte. Damit war allen möglichen Beſchwerden Thür und Thor 
geöffnet. Die republifanifche Schweiz mit ihren freien Inftitutionen, 
ihrer Prefje, ihren Boltsverfammlungen, Schügenfeten 2c. konnte am 
Ende als eine fortwährende indirekte Ruheſtörung für den Abjolutismus 
angejehen werben. 

Die Maſſe der Flüchtlinge, die an dem Savoyerzuge Theil genom— 
men hatte, mußte allmählig die Schweiz verlaſſen. ine Anzahl blieb 
indeß noch zurüd, die entweder der Wachſamkeit der Behörden entging 
ober in einzelnen Kantonen nahfichtig geduldet wurde. In Bern insbe: 
fondere mochte man den fremden Geboten nicht mit aller Strenge nad): 
fommen. Hier gelangten deutjche Flüchtlinge zu Wemtern. und Einfluß, 
da es der Verwaltung bei der früheren ariſtokratiſchen Ausſchließung 
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und Vernachläßigung des Landvolfes nod in manden Zweigen an ge: 
eigneten Kräften fehlte. Bon den Flüchtlingen felbft gina ein Theil ru: 
biger Wirkſamkeit nah; ein anderer Theil hielt ſich durch geheime Ge: 
jellihaften in engerem Zuſammenhang und feste die revolutionäre Thä- 
tigkeit fort. Das Streben ging zunächſt dahin, thatkräftige republifa- 
nifche Ideen zu verbreiten, zu welchem Zwecke auch auf die deutſchen 
"Arbeiter in der Schweiz gewirkt wurde. Agenten der auswärtigen Re— 
gierungen verboppelten ihre Umtriebe, um zu unflugen Schritten zu ver- 
leiten und Anlaß zu Denunziationen zu erhalten. 

Kaum war der Notenfrieg beendigt, fo bot ein an und für fi 
barmlofes Felt im Kanton Bern einen folchen willkommenen Stoff. Am 
27. Zuli 1834 feierte eine Gefelfchaft von deutfchen Handwerkern beim 
fogenannten Steinhölzli in der Nähe der Stadt Bern ein Verbrüderungs- 
feft, um unter einander Bande der Freundichaft zu knüpfen und Hiuge- 
bung an das allgemeine Vaterland zu weden. Die Berner Behörden 
hatten zu dem Felt die Bewilligung ertheilt. Flüchtlinge waren nur 
wenige anmwejend, obgleid) der Verein des „jungen Deutichlands“ den 
Anftoß gegeben haben mochte, In der VBerfammlung war die ſchwarz— 
rothgoldene Fahne als Zeichen der deutjchen Einheit entfaltet; Freiheits— 
reden wechjelten mit patriotijchen Liedern. Als die Köpfe ſchon etwas 
erhigt waren, trat man die dynaftifche Zerrijjenheit Deutſchlands finn: 
bildlich unter die Füße, indem man die einzelnen Landesfähnden zu Bo: 
ben warf und das deutjche Banner ſchwang. 

Diefer Auftritt wurde jowol durch die ariftofratifhen Organe ala 
die Berichte der fremden Spione in den grelliten Farben gejchildert und 
nicht nur eine fchredlihe revolutionäre Demonftration, fondern auch eine 
feindliche Beleidigung aller deutfchen Fürften daraus gemadt. Sofort 
ſchlug die Diplomatie wieder gewaltigen Lärm, als wenn das Häuflein 
Handwerker alle Throne Europa’ gefährdet hätte. Es galt jetzt aud) 
Bern, das ji gegen den Tagſatzungsbeſchluß vom 22. Juli verwahrt 
hatte, zu beugen. In einer öfterreichiichen Note wurde die Forderung 
an die Negierung gejtellt, „fie jolle gewährleiften, daß die deutichen Un: 
terthanen vor offenen Verführungen zu auflehnenden und beleidigenden 
Handlurgen gegen ihre Fürften bewahrt würden.” Zugleich verhängte 
Defterreich eine Art Anterdict gegen den Kanton Bern, indem es feine 
Handwerksgeſellen abberief und das fernere Wandern dahin verbot. Aehn— 
— liche Mafregeln trafen Baiern und Preußen. Die Berner Regierung 
erwiederte, daß dem Auftritt im Steinhölzli nicht die mindeſte Wichtig: 
keit beizulegen fei, daß es nicht in ihrer Macht jtehe, jede Meinungs: 
äußerung auf ihrem Gebiete zu verhindern; daß fie im Uebrigen feine 
feindfeligen Unternehmungen gegen diejenigen Staaten dulden werde, mit 
welchen fie in freundſchaftlichem Bernehmen ſtehe. Um ſich der Zumu— 
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thungen beffer zu erwehren, wandte ſich die Regierung an den Vorort 
Zürich, damit diefer für Bern eintrete: „die Eidgenofjenfchaft fönne bei 
folden Angriffen nicht gleichgültig bleiben; der ganze Körper der Eid— 
genojjenfchaft werde getroffen, wenn eines feiner Glieder einen Schlag 
erhalte und bis zur Stunde hätten die Schweizer immer ihre kleinen 
Ziwiftigkeiten zu vergejjen gewußt, um ſich gegen das Ausland zu vers 
einigen.” Aber der Vorort hatte fich bereit3 die Hände binden laſſen. 
Die öſterreichiſche Forderung beruhte auf dem ſtillſchweigend hingenom— 
menen Grundſatz der indirekten Muheftörung. Zürich überließ es Bern, 
fih jelber aus der Verwidlung zu ziehen, nachdem dasfelbe gegen den 
Tagſatzungsbeſchluß proteftirt Hatte So war Bern ifolirt. Kurze Zeit 
fuchte e8 noch der Zumuthung die Stirne zu bieten. Uber die Lage 
wurde mißlicher, als der Uebergang der vorörtliden Leitung herankam 
und Bern ſelbſt an die Spike der Eidgenofjenichaft treten ſollte. Die 
bisherige Politit Berns, die von den Gebrüdern Schnell geleitet wurde, 
batte bei ihrer nationalen Entjehiedenheit und fcheinbaren Großherzigkeit 
etwas Uebermüthiges und Herausforderndes gehabt, dem in erniterer 
Krijis Fein Nahdrud gegeben werden fonnte. Gegenüber den Anmaßun— 
gen des Abfolutismus fegte man zu große Zuverjiht auf die Stütze 
Frankreichs. Die doftrinäre franzöſiſche Politik fuchte den legitimiſtiſchen 
Höfen wohl durch Intriguen entgegen zu arbeiten, aber hütete ſich, mit 
ihnen zu brechen. Der franzöfifhe Gefandte, Hr.v. Rumigny, war 
ein trefflicher Vertreter diefer zmweideutigen Rolle. Unter dem Schein 
des Liberalismus wußte er die Lenker Berns zu gewinnen, führte fie 
aber von einer Verlegenheit in die andere und ließ fie dann, wo er 
helfen follte, im Stich. 

So trat in Bern eine Wendung ein. In einer Denkfchrift, die 
nah Wien gerichtet wurde, ftimmte die Regierung ihren bisherigen Ton 
herab und ertheilte beruhigende Zufiherungen. In Wien wollte man 
ſich indeß nicht damit zufrieden geben, fondern verlangte weitere Genug: 
thuung, förmliche Mifbilligung des Steinhölzliauftritt3 und beftimmtere 
Garantien für die Zufunft. Durch fubtile Unterfcheidung wurde zwar 
die Ungnade noch nicht auf Bern ald Vorort erftredt. Nur mit dem 
Kanton follte der unterdeß eingeftellte diplomatifche Verkehr abgebro= 
chen bleiben. Bei dem Jahreswechſel traten die deutfchen Regierungen 
mit dem neuen Vorort in Verbindung, aber fpradhen in ihren Zuſchrif— 
ten die beftimmte Erwartung aus, daß er die feierlichen Zufagen der 
legten Tagfasung beftätigen werde; von der Erklärung hänge die Fort: 
feßung der alten freundfchaftlihen Verhältnifie ab. Damit war Bern 
als Vorort aufgefordert, der früheren Standesverwahrung direkt zu wis 
derfprehen und die unbedingte Ausführung des Tagſatzungsbeſchluſſes 
vom 22. Juli 1834 anzugeloben. Eine Oppojition in der vorörilichen 

14 
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Behörde wollte dieſe Gewährleiftung noch verweigern, aber die Mehrheit, 
mit Tiharner und Karl Schnell an der Spike, fchritt meiter auf ber 
Bahn der Nachgiebigkeit. Indeß wurde die Zufage, daß der Vorort 
feine Verpflichtung im Sinne des Tagſatzungsbeſchluſſes erfüllen werde, 
auch jet noch nicht ausdrüdlich genug gegeben, um den Zorn der abjo- 
lutiſtiſchen Höfe zu beſchwichtigen. Die deutſchen Regierungen ergriffen 
weitere Mafregeln, um fich gegen die „Infektion“ ficher zu ftellen. Der 
Bundestag verbot das Wandern von deutſchen Handwerksgeſellen nad) 
allen Orten, in denen Verbindungen und Verſammlungen geduldet wür— 
den, durch welche die öffentlihe Ruhe im In: oder Auslande bedroht 
dder geftört werden könnte. Die badifche Regierung erftredte das bis— 
her nur auf den Kanton Bern gelegte Interdift über die ganze Schweiz. 
Ale badiſchen Handwerksgeſellen wurden abberufen, das Wandern in 
die ganze Schweiz verboten, keinem aus der Schweiz fonımenden Hand: 
werfögefellen der Aufenthalt in Baden geftattet und damit auch ſchweize— 
riſche Angehörige getroffen. Gegen diefe Sperre ergriffen einzelne Kan 
tone Reprefjalien; fo unterfagte St. Gallen allen badijchen Angehörigen 
den Eintritt in den Kanton. Endlich wurden von den deutihen Nach— 
barjtaaten auch Qorbereitungen zu militärifchen Demonftrationen getrof: 
fen, wozu ’ein angeblich projektirter Einfall der Flüchtlinge den Vorwand 
geben mußte. 

Dadurh wuchs die Aufregung in der Schweiz. Im Kanton Bern 
rangen die Partheien zwifchen weiterer Unterwerfung oder entfchiedenem 
MWiderftand. Die Wortführer der Radikalen, an der Spibe Forftmeijter 
Kafthofer, ftellten im Gr. Rath den Antrag, von der Regierung Be: 
richt über die Lage des Vaterlandes gegenüber den Anmaßungen der frem: 
den Mächte, nebit Vorlage der diplomatifchen Aktenſtücke, zu verlangen, 
damit der Gr. Rath in den Stand gejeßt werde, felbit einen Entſcheid 
zu faſſen. Mit diefem Antrag hoffte man noch eine Einigung zu erzie— 
len, um wieder zu einer fejteren und würdigeren Stellung zu gelangen. 
Aber die Tſcharner-Schnell'ſche Politik Hatte fich bereits zu weit verftridt; 
die falſchen Einflüfterungen der franzöfifchen Diplomatie raubten ihr alle 
Zuverfiht, nur in vollftändiger Umkehr fuchte fie noch einen Halt; fie 
glaubte fich am ehejten zu reinigen, wenn fie die fremde Propaganda 
zum einzigen Sündenbod machte. So braden die Burgdorfer mit 
ihren bisherigen Grundſätzen und warfen den Radikalen, mit denn fie 
lange Hand in Hand gegangen waren und die jie an herausfordernder 
Sprade gegen das monarchiſche Ausland, an TIheilnahme für die Revo. 
lution und allgemeine Völferbefreiung oft überboten hatten, den Hand— 
ſchuh hin. In der Verhandlung des Gr. Raths (2. März 1835) ent: 
widelte Kajthofer den Antrag mit der Ueberzeugung eines Mannes, dem 
es um die Wahrung der Selbſtſtändigkeit des Landes aufrichtig zu thun 
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war. Nachdem Schultheiß v. Tavel, Namens des Regierungsraths, ru- 
higen Bericht erftattet hatte, ohme indeß neues Licht auf die Unterhand- 
lungen zu werfen, erhoben ſich Fellenberg, Stettler, Jaggi, Schneider 
für Erheblichfeit des Anzugs. Daraufbrah Hans Schnell in einen 
bitteren Strom von nvectiven gegen die Antragfteller aus. Er be: 
handelte diefe als Leute, welche als bloße Marionetten von Fremdlingen 
fih zu Werkzeugen fubverfiver Pläne hingäben; machte die heftigften 
Seitenfprünge bald gegen die radikalen Organe, bald gegen die an ber 
neu gejtifteten Berner Hochſchule oder fonjt angejtellten deutſchen Meta: 
phyfifer und Hohlföpfe. In Bezug auf den eigentlihen Gegenitand 
der Verhandlung, die Noten und Forderungen des Auslands, erfärte er, 
daß die ſchweizeriſchen Regierungen nicht viel von Spisfindigfeiten ver: 
jtänden und das Schweizervolf Feine Yujt habe, wegen der Redaktion 
einiger Noten mit dem Auslande Krieg anzufangen. Weitläufig ließ er 
ji über die Bundesrevifion durch einen Berfafjungsrath und die Ein: 
führung einer Einheitsverfafjung aus, wogegen Frankreich jo gut wie 
Deftreih Einſprache erhoben hätten. Hier gab Hans Schnell den Mäch— 
ten die bündigſte Gemwährleiftung, daß von Helvetik weiter gar nicht die 
Rede fein dürfe. Zwar habe er jelbft früher aud in Befanntihaft und 
Verbindung mit den Nationalen geſtanden; nachdem er aber in das Trei— 
ben diefer Leute gejehen, welche der Tagſatzung ſchon lange Pulver 
unterlegt hätten und zu Gunften der Einheitsrepublit den Kantonalein- 
fluß vernichten wollten, habe er fid) von ihnen gewandt und feine Freunde 
ebenfalls dazu beredet. Endlich bemerkte er, die Politik der Schweiz er: 
heifche, einen anderen Gang einzujchlagen, wenn Frankreich die Abficht 
babe, mit den übrigen Staaten im Frieden zu leben. Durch dieje lei— 
denfhaftlichen Ausfälle des ſonſt volksthümlichen Redners, der fo oft zu 
edleren Entſchlüſſen Hingerifien hatte, ließ jich der Gr. Rath betäuben. 
Die Oppofition fand fein Gehör mehr. Mit 153 gegen 36 Stimmen 
wurde der Anzug nicht erheblich erklärt. Die Eidgenoſſenſchaft war einer 
offenen Darlegung und gerehten Würdigung der neu eingefchlagenen 
Berner Politik beraubt und dem Gr. Rath jede Einmifhung in die 
diplomatifchen Streitigkeiten abgejchnitten. Die Tarthei Tjcharner- Schnell 
hatte freie Hand, nad den Vorjhlägen des Hrn. v. Rumigny mit dem 
Fürften Metternich Frieden um jeden Preis zu fchließen.*) 

Die Gelegenheit bot fich fofort, da gerade der Kaifer Franz von 
Deitreich geftorben war (2. März). In der Antwort auf das Notifis 
fationsjchreiben von dem erfolgten Thronwechſel konnte der Vorort die 
nunmehrige Geſinnung Berns fund thun. Außer der allgemeinen Zus 


*) Siehe: H. E ſcher, politifche Annalen der eidg. Vororte Zürich und Bern 
während der Jahre 1834, 35 und 36. Zürich 1838. Band I, pag. 471 u. ff 
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fiherung, daß die Regierungen fämmtlicher eidgenöffiihen Stände es ſich 
zur angelegentlichſten Pfliht machen würden, die freundnahbarlichen Ver: 
bältniffe zwiſchen der öfterreihifhen Monarchie und der Schweiz ftets- 
fort zu pflegen und immer mehr zu befejtigen, wurde aud im Namen 
des Kantons Bern der weitere dringende Wunſch ausgedrüdt, „daß die 
wegen eines bedauerlihen und gemißbilligten Ereignifjes 
zwifchen dem E£, k. Hof und dem Kanton Bern in der jüngften Zeit ein: 
‚getretenen Mißverhältniſſe um jo mehr als befeitigt betrachtet werden möch— 
ten, al3 von Seite der Regierung diefes Kantons die allgemeinen völ- 
ferrechtlihen Grundſätze forgfältig wahrgenommen würden.“ Damit 
war die beſtimmteſte Mißbilligung ausgeſprochen und die verlangte Ge: 
nugthuung gegeben. Der Horizont heiterte fi) wieder auf, zumal da 
aud die Verhandlungen im Gr. Rath in Wien den beften Eindrud ge: 
macht hatten. Doch mußte fih Bern noch weiter beugen, um volle Vers 
zeihung zu erhalten. Zur Bedingung wurde gemadt, in Zufchriften an 
die ſüddeutſchen Höfe auch diefen die nämliche Genugthuung zu leiften. 
Erft als der Vorort fih auch darin gefügt und im Namen Bern die 
Mipbilligung der Steinhölzligefhichte mit gleichen Worten wiederholt hatte, 
wurde der diplomatifhe Bann gegen den Kanton aufgehoben und die 
alten Berhältnifje wieder hergeftellt. 

Inzwiſchen mußte Bern al3 Vorort eine andere Demüthigung mit 
in den Kauf nehmen. Bei dem Thronmechjel hatte der öfterreichiiche Ge: 
fandte, Graf v. Bombelles, fein neues Kreditiv nicht perfönlich überreicht, 
fondern gegen alle diplomatifche Form und Uebung durch die Poft über: 
fandt. Vergebens fuchte ihn der Vorort mit allem Aufwand von Höf- 
lichkeit zu bewegen, das Kreditiv zurüdzunehmen und perfönlich zu über: 
bringen. Der Gefandte drohte: wenn das Kreditiv nicht angenommen 
werde, fo ſei dieß einer Kriegserklärung gleich zu achten und alle diplo- 
matischen Agenten der vereinigten Höfe würden die Schweiz innerhalb 
24 Stunden verlajjen. Der Vorort mußte ji bequemen, das Beglau: 
bigungsichreiben, wie er es erhalten hatte, zu öffnen und zu beantwor— 
ten, ja die unmanierliche Uebergabe fogar jchriftlich zu beicheinigen, fo 
daß auf der perfönlichen Ueberreihung aud für die Zukunft nicht beftan- 
den wurde. Nach vollitändig hergeftelltem Frieden hatte der öfterreichi- 
ſche Gefandte dafür die Herablafjung, den Vorort in Bern mit feiner 
perfönlihen Aufwartung zu beglüden. 

Der Eidgenofjenfhaft gegenüber wurde der volle Rüdzug eine Zeit 
lang in Geheimniß gehült. Man brad das Schweigen erjt, als bie 
öffentliche Meinung drängte. An der Tagfakung wollten deßhalb ein: 
zelne Stände Bern zur Rede ftellen, aber die Bundesbehörde, die ein 
Jahr vorher die vorörtlihe Antwortsnote gebilligt Hatte, konnte jetzt 
nicht firenger gegen Bern fein. Die abfolutiftiiche Diplomatie hatte die 
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Befriedigung, den Kanton, der ihr durch den früheren hohen Ton der 
größte Dorn im Auge gewejen war, jest am tiefften herabgedrüdt zu 
fehen. Die ariftofratifche Partei frohlodte über den Fall und knüpfte 
rcactionäre Hoffnungen daran. Das Zürcher AYuftemilieu, das aus 
Furcht vor der Sperre ſich zuerſt gebemüthigt hatte, wies jegt nicht ohne 
Schadenfreude auf die noch größere Erniedrigung der Burgdorfer Staats— 
männer bin. Die aufrichtige Nationalparthei mußte um fo mehr trauern, 
als fie jich eine Zeit lang an die Fräftige Haltung Bernd angelehnt 
batte und hier den „moralifchen Vorort“ zu fehen glaubte, während jich 
jest in dem mädtigften Kanton ein engherziges und mürbelofes Neu: 
herrenthum entwidelte. Die Schweiz lernte von Neuem ihre innere 
Schwäche fennen. Nicht die fremde Propaganda — fo groß die Verle— 
genheiten waren, die durch die Unruhe der Flüchtlinge verurfacht wurden 
— fondern die loderen eidgenöffiihen Bande, die Zerfplitterung unter 
den Kantonen, der Mangel einer feften und gemeinfamen Politik, die im 
Intereſſe der neutralen Stellung Berwidlungen rechtzeitig vorbeugen, 
aber auch Anmaßungen entfchieden entgegentreten konnte, trieben in bie 
Klemme und führten zu Ausmwegen, die das Ehrgefühl der Nation ver: 
legen mußten. 

In den demüthigenden Vorgängen lag die dringendfte Aufforderung, 
vor Allem die faulen Berhältniffe des alten Bundes zu verbefjern. Aber 
ber eingeriffene Hader unter den Liberalen, der Umfchlag in Bern und 
der Drud der Diplomatie lähmten jegt den Schwung noch mehr mie 
vorher. Der Nationalparthei blieb nichts anderes übrig, als auf dem 
Wege der Belehrung einem entfhiedeneren Fortfchritt im eidgenöfjiihen 
Staatöleben für die Zukunft Bahn zu brechen. Zu diefem Zwecke fuchte 
ſich aus dem Schooße der bisherigen Schutzvereine ein neuer großer 
Nationalverein zu organifiren. In einer Berfammlung zu Schinz: 
nah (5. Mai 1835) Fonftituirte fich derfelbe und machte es zu feiner 
vorzugsweiſen Aufgabe, diejenigen Grundſätze zu entwideln und zu vers 
breiten, welche die Vereinigung der ſchweizeriſchen Wölkerfchaften zu einem 
freien, unabhängigen und geiftig veredelten Nationaldafein verbürgen. 
Leider gelang es dem Verein nicht, ſich gleichmäßig über bie ganze 
Schweiz zu verzweigen. Am Weften fand er in Waadt und Bern, im 
Dften faft nur in St. Gallen eine wirffame Ausbildung. Auch herrfchte 
unter den Mitgliedern Feine hinreichende Hebereinftimmung in den Anz: 
fihten über die Weife einer Bundesrevifion. 

An der Tagſatzung (Sommer 1835) Tonnte fi die Frage ber 
Bundesrevifion nur noch mit Mühe auf den Tractanden erhalten. Doc 
gewann die Idee eines eidgenöfliihen Verfaffungsraths an Boden, indem 
ſich jetzt Zürich, Bern, Luzern, St. Gallen, Thurgau, Bafelland und 
eventuell auch Aargau um denfelben ſchaarten. Zu irgend einer neuen 
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Arbeit konnte man es nicht mehr bringen. Blos ein neues Regle— 
ment kam für die Tagſatzung zu Stande, das dem Schweizervolk wenig: 
ftend das bisher noch bejtrittene Petitionsrecht zu Handen der Bundes: 
behörde gewährte, 


Berlauf der Badener Konferenzartißel. 


Mitten in den diplomatifchen Verwicklungen ging auch der ftete 
Kampf zwiſchen Staat und Kirche vor ſich umd rief eine Reihe von Hän— 
deln hervor, die nicht minder Partheiung und Aufregung verurfachten. 
Mit der Badener Konferenz war ein entjchiedener Schritt gejchehen, um 
den Staat wieder in ein ſelbſtſtändigeres Verhältnig gegenüber der rö— 
mifhen Kirche zu bringen und die Hemmniſſe zu befeitigen, die der Ach: 
tung der bürgerlichen Gefeße, der Toleranz und Fonfefjionellen Eintracht 
entgegengeftellt wurden. Die Berabredungen waren noch feine verbind:- 
lihen Abjhlüffe ; den Kantonen lag e8 ob, den beftimmten Entſchluß 
auszusprechen, fi an die neu formulirten ftaatlichen Rechte halten und 
diefe im Verein mit den Konkordatsftänden handhaben zu wollen. Bon 
vorneherein ließ fi) vorausfehen, dag die römifche Kirchenparthei Alles 
aufwenden werde, um den in den legten Dezennien gewonnenen Boden 
zu behaupten und die Anftrengungen der Kantone zu vereiteln. Wie 
immer wurden auch jebt die hierarchiſchen Anfprüche zur Sache der Re— 
ligion gemadt und die Fatholifhen Bevölferungen mit der Gefahr ihres 
Seelenheils beunruhigt. 

Den Hauptanftoß zu der Badener Konferenz hatte St. Gallen 
mit den durchgreifenden Beihlüffen in Bezug auf die Aufhebung des 
DoppelbisthHums gegeben, wodurd der Kampf zwischen Staat und. Kirche 
eigentlich eröffnet wurde. Dort arbeitete man auch in der einmal 
eingefchlagenen Richtung muthig und Fräftig vorwärts. Der entjchieden 
freifinnige Geift, der gerade in den befonderen Fatholifchen Behörden, ſo— 
wohl im Großrathskollegium und Adminiftrationsrath als im Erziehungs: 
rath mwaltete, ſchien der Anbahnung von ftaatlich-firhlichen Reformen 
trefflih zu Statten zu fommen. Bergebens legte eine päbftliche Note 
wiederholte Verwahrung gegen alle Neuerungen ein, „die das öffentliche 
Kirchenrecht vernichten, nach welchem der römische Pabſt durch göttliche 
Einfeßung die Gewalt habe, die ganze Kirche zu leiten und zu regieren.” 
Das fatholifche Großrathskollegium empfahl nicht nur fämmtlihe An: 
träge der Badener Konferenz zur unbedingten Annahme, fondern die 
Behörden legten auch Hand an die Abftellung einer Reihe von Firdli- 
hen Mißbräuchen. Unbefümmert um den Einſpruch des Nuntius murde 
das Frauenkloſter St. Viborada in St. Georgen aufgehoben, das fi 
ökonomisch nicht mehr halten konnte. Auch den übrigen Frauenklöftern 
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ſuchte man zeitgemäße Befchränfungen aufzulegen. Baumgartner, ber 
MWortführer aller kräftigen Entfchlüffe, wollte noch weiter gehen und diefe 
Frauenklöſter ſämmtlich aufheben, um aus dem Vermögen derfelben Mäd— 
chen⸗Bildungsanſtalten zu ftiften. Bor Allem war man darauf bedacht, 
das katholiſche Erziehungsmwefen reicher auszuftatten und vernünftiger zu 
entwideln. Der Erziehungsrath firebte dahin, mit dem evangelifchen 
Konfeilionsiheil und dem Kanton Thurgau eine gemeinfame Kantons: 
ſchule nebit Lehrerfeminar zu gründen. Dieß mißlang zwar, dagegen 
wurde die höhere Eatholifche Lehranftalt für fich reorganifirt und zu einer 
bisher nicht erlchten Blüthe gebradt. Auch das ganze fatholifche Pri- 
marſchulweſen wurde bedeutend verbefiert. Es war eine furze Zeit that- 
räftigen Schaffens für die Ausbildung des katholiſchen Landestheils. 


Der gemeinfame Gr. Rath ging noch ‘über die Badener Konferenz: 
artikel hinaus. Nach den Anträgen einer Kommiſſion wurden „die Rechte 
des Staates in firhlichen Dingen“ in 33 Säben no confequenter und 
umfafjender aufgejtelt und nicht blos zum Beſchluß erhoben, fondern 
zum förmlichen Geſetz gemadt (14. Nov. 1835). Dieß rief indeß 
eine verhängnißvolle Agitation hervor. Das Geſetz mußte dem Veto 
des Volks unterworfen werden. Die vorfihtigeren Staatsmänner hatten 
deßhalb darauf gedrungen, ſich mit bloßen Bejchlüffen zu begnügen. 
Vom demofratifchen Standpunft aus rechtfertigte fi die Vorlage an 
das Voll. Aber der Hlerifalen Aufwieglung war jest Thür und Thor 
geöffnet. Schon hatten die Fatholifchen Vereine den Boden vielfah un— 
terwühlt. Alle behaupteten Rechte des Staats wurden als religionsge- 
fährlich dargeftelt. Die Reformen im Schulmefen boten Stoff zur Uns 
zufriedenheit, weil fie mit neuen Steuern verbunden waren. Die ehe: 
maligen ftiftifchen Gegenden oder die fog. alte Landſchaft mit ihren 
„Rothſtrümpfen“ war der Hauptherb der Agitation. Vergebens wiefen 
die Liberalen Organe nad, daß das Geſetz mit den Uebungen der alten 
Eidgenofjen, den Einrichtungen anderer katholifher Länder, ſogar mit 
päbftlihen Konkordaten übereinftimme und in ber ganzen Gefchichte feine 
Begründung finde. Der Staat hatte feinen Halt mehr an der Geift- 
lichkeit, die mit wenigen Ausnahmen dur die römifhe Autorität wies 
der erſchüttert war. Mehrere Geiftliche, die bei der früher angeftrebten 
Reform voranjtanden, gehörten jet zu den erflärten Gegnern des Ges 
feßes. Andere, die im Herzen dafür waren, mußten an der Vermwerfung 
Theil nehmen, wenn fie fih nicht Mifhandlungen ausfegen wollten. 
Auch proteftantifche Engherzigfeit arbeitete den ultramontanen Umtrieben 
in die Hände. So war das Endergebniß der Vetobewegung, daß das 
Geſetz mit 18,424 Stimmen (von etwas über 30,000 Stimmberechtig- 
ten) zurüdgemiefen wurde. Verhältnigmäßig nur wenige Katholiken des 
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Kantons zählten zu den Annehmenden. Solden Alarm hatte die rö- 
miſche Kirchenparthei zu verbreiten gewußt. 

Die Behörden ließen fi durch den Schlag nicht fogleih in ihrem 
Neformftreben entmuthigen. Uber bei der fortgefetten Elerifalen Auf: 
wiegelung fehritt die Reaction im Volke weiter. Bei den Maimwahlen 
von 1835 wurden alle Hebel angefeßt, um das ganze Syſtem zu bre— 
hen. Schon hoffte die Oppofition auf einen vollftändigen politifchen 
Umſchwung. Indeß behauptete ſich im allgemeinen Gr. Rath noch eine 
ſchwache Liberale Mehrheit und die Regierung erlitt feine wejentliche Ber: 
änderung. Aber im katholifchen Kollegium wurden die freijinnigen Ele— 
mente großen Theils ausgemerzt. An die Stelle der Reformführer ka— 
men Männer, die für das Veto geeifert Hatten und an der Spiße der 
ultramontanen Vereine ftanden. Damit war den ſtaatlich-kirchlichen Ver: 
befjerungen der Riegel gefchoben und der ganze Tiberal-fatholifche Geift 
gelähmt. N 

Auch in der Bisthumzfrage hatte Rom jet allmählig wieder gewon— 
nenes Spiel. In diefer Bisthumsfrage verfolgte die liberal:fatholifche 
Tarthei zunächft den Plan eines eigenen Kantonalbisthums, aber unter 
der Borausfegung eines ftarfen Staates und im Hinblid auf einen Me- 
tropolitanverband und geiftlihde Synoden. Unterhandlungen, die mit 
dem Nuntius angelnüpft wurden, führten zu nichts, da die Kurie zuerft 
Widerruf aller Beichlüffe in Bezug auf die Aufhebung des Doppelbis- 
thums verlangte, Darauf dachte man an einen Anfhluß an das Bis— 
tum Bafel, ohne daß indeß ein entfcheidender Schritt dazu gethan wer: 
den konnte. Der Babit nahm fich jetzt heraus, in der Perfon des römiſch 
gefinnten Domherrn Bofli, der bis dahin ala Kapitelsvifar das Bis: 
thum Chur verfehen hatte, einen neuen Doppelbiſchof von Chur und St. Gal: 
len zu ernennen. Dagegen wehrte man fih noch in St. Gallen fo gut 
wie in Graubünden. Als der neue Bifchof ſich nichtsdeftoweniger vom 
Nuntius confekriren ließ, erklärte die Bündner Regierung, daß fie den 
Einzug in die bifchöfliche Refidenz nöthigenfall3 mit bemaffneter Hand 
verhindern werde. Aber das ultramontan gewordene Großrathskollegium 
in St. Gallen fam jett der Kurie entgegen und legte ſich ihr allmählig 
ganz zu Füßen. Am 5. Aug. 1835 wurde, unter der heftigſten Erre- 
gung der Partheien, unbedingte Aufhebung aller früheren Beichlüffe in 
Bezug auf die Auflöfung des Doppelbisthpums und die Wahrung der 
ftaatlihen Rechte in Kirchendingen befhlofien. Der allgemeine Gr. Rath 
verweigerte zwar die Sanction des Staates zu diefem ſchmählichen Wi: 
derruf, aber den fatholifchen Behörden gegenüber hatte Rom freies Spiel. 
Mit der Aufrechthaltung des Doppelbistyums war es der Kurie nur 
halber Ernft; auch ein befonderes Kantonalbisthum in St. Gallen konnte 
dem ultramontanen Intereſſe entſprechen, fobald es nur auf römijche 
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Grundlagen geftellt wurde. Der Rabft ließ fi) daher jest beftimmen, 
auf den Wunfch einer Trennung der beiden Diözefen einzugehen und 
einen apoitoliichen VBifar für St. Gallen zu ernennen (Pfarrer und De: 
fan Mirer in Sargans). ber die Röfung gefhah, wie es in der Ans 
zeige ausbrüdlich hieß, „aus eigener Willensbeftimmung und apoftoli= 
her Gewalt.” So blieb der kirchliche Abfolutismus bereits fo weit Mei: 
fter, daß er die Unterhandlungen für ein bejonderes Bisthum leiten 
konnte, wie es den hierarchiſchen Zmweden entiprad. In Graubünden 
wurde nun Boffi als Biſchof von Chur anerfannt. Das DoppelbisthHum 
börte definitiv auf, aber alle Reformprojefte, die fi an die Aufhebung 
müpften, geriethen in St. Gallen mit dem Umfchlag ing Stoden. 

Verfolgen wir jebt den Verlauf der Badener Konferenzartifel mit 
den Händeln, zu denen fie Anlaß gaben, weiter in den übrigen Kanto— 
nen. Der Luzerner Gr. Rath war mit Genehmigung derfelben voran 
cegangen. Das hoheitliche Placet bei kirchlichen Erlaſſen wurbe hier zu 
einem befondern Geſetz erhoben und auf die Widerhandlung gegen das: 
jelbe eine Gefängnißftrafe von ſechs Monaten bis zu ſechs Jahren gefebt. 
Auch Aargau, Thurgau, Bafelland nahmen die Artikel ohne Weiteres 
an; Zürich trat gleichfalls bei. In Solothurn ſprach man dagegen nur 
unter gewifjen Bedingung:n die Geneigtheit zu einem ſchweizeriſchen Metro— 
politanverbande aus, im Uebrigen wollte man die Staatsrechte in fird- 
lihen Dingen wohl fo viel wie möglich praktiſch üben, aber in kluger 
Zurüdhaltung vermeiden, fie offen zu formuliren und bejtimmt feſtzu— 
ftellen.. So fonderte fich diefer Stand von vorneherein ab. In Bern 
wurde die Frage der Genehmigung hinausgefchoben. Unterdeß ermuthigte 
die Wendung in St. Gallen den klerikalen Widerftand an allen Orten 
und machte die Regierungen wieder ſchwankend. Die katholiſchen Ge: 
wifjen wurden weiter geängftigt durch ein Kreisfchreiben des Pabſtes 
(15. Mai 1835), worin die Konferenzartifel feierlich verdammt wurden, 
„im Einzelnen und im ganzen Jufammenhang, als falſch, verwegen, ir: 
tig, die Rechte des Heiligen Stuhles gefährdend, die Herrfchaft der Kirche 
und ihre göttliche Einſetzung von Grund aus vernihtend, das Firchliche 
Amt der weltlichen Herrſchaft unterwerfend, aus verdammten Grundfägen 
abgeleitet, nach Ketzerei riechend, ſchismatiſch.“ Demgemäß wurden die 
Söhne der Kirche aufgefordert, zwar in weltlichen Dingen „ber weltli- 
hen Gewalt ſich zu unterwerfen, aber zu ftreiten für die katholiſche Re— 
ligton, für die Geſetze und Gewalt der Kirche, die ihr Gott gegeben, 
für den Stuhl Petri, für feine Würde und Befugnifje.” Dies goß neues 
Del ins Feuer der pfäffifhen Oppofition. 

Am beftigften entbrannte der Kampf jest im Aargau, wo am mei- 
ften Stoff zu Eonfliften vorhanden war und der Staat energiſch durch— 
zugreifen juchte, Der Kanton hatte feinen befonderen Krebsſchaden an 
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den Klöftern, die mißbräuchlich in den Befit einer Menge von Pfarr: 
pfründen gelangt waren und dadurch einen bedeutenden Einfluß übten. 
Troß dem reihen Vermögen derjelben wurde doch in einer Weife gewirth— 
haftet, daR fie in ihrer Verwaltung jährlich um große Summen zurüd: 
famen. Dabei gehörten ihre Pfarreien zu den fchlechtverforgteften des 
Landes, weil die Klöfter allmählig die Einkünfte der Kirche ala Klofter: 
gut anzufehen gewöhnt waren und fich freventlich daraus bereichert hat- 
ten. Hiezu kam der über alle Begriffe gehende Mangel an Bildung und 
fittlicher Würde bei den meiften Mönchen und Kapuzinern. Sobald die Re: 
gierung mit der Badener Konferenz den eriten Schritt that, um Ord— 
nung zu fohaffen, erging von den Klöftern, namentlih von Muri aus, 
ein wahrer Krieg g’gen die Reformideen. Nachdem der Boden bereits vi lfach 
unterwühlt war, trat auch der Bifhof Salzmann in Solothurn mit einer 
förmlichen Mißbilligung der Konferenzbefchlüffe und Verwahrung ber Kir: 
henredhte auf (10. April 1835). Der Gr. Rath beſchloß Zurüdfendung 
de3 unbefugten Schreibens und Erlaß einer aufflärenden Bekanntmachung, 
die von den Pfarrern öffentlich verlefen werden ſollte. Der größere 
Theil der katholiſchen Geiftlichkeit fügte fich noch der Weifung. Die Re: 
nitenten wurden vor Gericht geftellt und beftraft. Dagegen erhob ſich 
der Bifchof und fprah den ausgefällten Einjtelungen und Amtsent- 
feßungen alle Gültigkeit ab. Der Konflikt wurde jetzt fchärfer; die Ele: 
rifalen Umtriebe wuchſen; an mehreren Orten begannen Widerjetlich- 
feiten. Der Gr. Rath drohte mit Sperrung der Temporalien, jelbit 
mit Austritt aus dem Bajeljhen Bisthumsverbande, wenn der Bifchof 
die Einſprache nicht zurüdnehme. Zugleich befchloß er, daß alle Fatholi- 
chen Priefter dem Staat den Eid der Treue und des Gehorfams lei: 
ften follten (31. Sept. 1835). Diefem folgte ein Dekret, das die 
fänmtlichen Klöfter unter die VBermögensverwaltung des Staates jtellte. 
Darob nur um fo größeres Gefchrei über Religionsgefahr; Drohungen 
und aufrührerifche Vorkehrungen in allen Kloftergegenden. Die Klöfter 
und ihre Helfer hebten gegen das Beeidigungsgefeß, aber meinten haupt— 
fächlich das Verwaltungsdekret, das der faulen Wirthſchaft Einhalt thun 
follte. Pater Theodofiug, Lektor der Kapuziner in Baden, ein ge: 
winnender, entjchloffener und gewandter geiftliher Demagoge, rührte das 
Volk mit feiner ganzen Beredtfamfeit auf. Der Biſchof ermahnte die 
Geiftlichfeit, den vorgefchriebenen Eid nur unter dem Vorbehalt zu ſchwö— 
ren, „infofern er der fatholifchen Religion und den kirchlichen Geſetzen 
nicht zumider fei.” Die Regierung verfagte dem betreffenden Kreisſchrei— 
ben ihre Genehmigung. Die Gährung ftieg jebt immer höher, befonderd in 
den-freien Aemtern. Die Beeidigung follte am 24. November ftattfinden. 
Bei dem drohenden Sturm ſah die Regierung fi genöthigt, Truppen 
aufzubieten und die benachbarten Kantone zum Aufjehen zu mahnen. 
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Zürich machte feinen ganzen erften Auszug marfhfertig und febte auch 
den zmweiten Auszug in Bereitihaft. Der Vorort ftellte ebenfall3 eine 
Truppenmadt auf und fchidte Repräfentanten in den Kanton, um mit 
allem Nahdrud zur Aufrehthaltung der Ruhe zu wirkten. Durd bie 
halbe Schweiz ging Friegerifher Alarm. Selbſt eine außerordentliche 
Tagfabung ward in Ausſicht geftellt. So weit greifend fehien die Gefahr. 
Am 26. Nov. rückten die aargauifhen Truppen in Wohlen, Villmergen, 
Filhbah und Umgegend ein. Die Belegung der unruhigen Bezirke fand 
ohne Miderftand ftatt. Die rafche Kraftentwidlung verhütete jeden Aus: 
bruch. Unterdeß war jedoch der verlangte Eid von den wenigften Geift- 
lichen unbedingt geleiftet. Baumgartner forderte im St. Galler „Er: 
zähler” zu durdhgreifender Energie auf: „So lange die Kantone bie 
meuterifchen Klöfter und den römifhen Nuntius dulden, wird Ruhe und 
wirklicher Friede nimmer beftehen können. Thue man daher feine Pflicht, 
hebe man die Klöfter auf und vermeile man den Nuntius außer Lan: 
des.“ Aber der Yargauer Gr. Rath fühlte den Boden nicht ficher ge: 
nug unter feinen Füßen, um weiter vorzugehen und lenkte gegenüber 
der. Nenitenz fajt der ganzen Geciftlichfeit etwas ein. Der Eid wurde 
in einer Weiſe interpretirt, daß der Biſchof, auch zu etwelcher Nachgie— 
bigfeit geneigt, ihn mit den kirchlichen Rechten in Einklang finden konnte 
und dem Klerus die Leiftung deffelben erlaubte. Die Geiftlihen ſchwu— 
ren mit ausdrüdlicher Berufung auf diefe bifchöfliche Erlaubnif. Die 
Landesbehörde erflärte zwar ſolche Berufung als null und nichtig, indeß 
war der Eid einmal in diefer Weiſe geleiftet. So wurde der Kanton 
für den Augenblid wieder beruhigt. Der liberale Staat hatte in den 
Klöftern feinen Erzfeind kennen gelernt. 

Während diefer Aargauer Wirren traten die Konferenzftände auf 
Einladung Luzerns wieder zufammen, um fi über die Ausführung 
der Badener Verabredungen weiter zu berathen (7. Sept. 1835). Noch 
einmal wurden die beiten Vorſätze gefaßt. Alle Fatholifchen und paritä- 
tiſchen Kantone follten eingeladen werden, das Bistyum Bafel zum Erz: 
bisthum zu erheben und zu dieſem Zwecke auf Grund einer Kirchen: 
pragmatif mit Rom zu unterhandeln. Die Bifchöfe wollte man um 
BVorlegung einer Synodalverfafiung angehen, die noch rüdjtändigen Kan- 
tone zu Erlaß von Placetgefegen auffordern, die gemifchten Ehen ſchützen, 
wegen Beſchränkung der Felt: und Falttage inleitungen treffen, über 
Seminarien und geiftlihe Prüfungen fich verftändigen, die Klöfterbeiträge 
zu frommen Zwecken aufrechthalten, die aufgeftellten Grundſätze über 
Kollaturen, Lehrerwahlen und Beeidigung der Geiftliden durchführen 
und Anderes mehr. Auch die Aufhebung der Nuntiatur kam wieder 
zur Sprade. Die Abgeordneten von Luzern und Yargau drangen leb— 
baft darauf. Eine Kommiffion brachte auch den Antrag, die Gerichts: 
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barfeit der päbftlihen Nuntiatur in geiftlichen Dingen al3 Mißbrauch zu 
erflären und darnach die geeigneten Mafregeln zu ergreifen. In der Kon— 
ferenz erfannte man dies allgemein al3 „richtig und mit den Kirchenge: 
feßen, mit den Staatsrechten und den Beftimmungen anderer fatholifchen 
Länder übereinftimmend“ an. Aber vor der Hand wagte man e3 nicht, darauf 
einzutreten. Bei den Hindernifjen, auf die man bereits geftoßen, war ber 
Eifer der Solidarität überhaupt bereits vielfah geſchwächt. Mit dem 
bloßen Protofolliren konnte nicht viel ausgerichtet werden. Solothurn 
fonderte jih von vorneherein wieder ab, indem der dortige Gr. Rath 
über die Vorfchläge zur Tagesordnung ſchritt, um je nah Bebürfnifjen 
und Umftänden zu handeln. In St. Gallen war der Staat durch den 
Hemmſchuh der katholifhen Behörden zum Stilftand verurtheilt. Zug 
und Graubünden Ichnten den Beitritt ab, während fi Zürich dagegen 
anſchloß. Den Ständen, welche genehmigten, fehlte der feſte Halt, da 
feine wirfliche Uebereinſtimmung herrſchte. Luzern, das noch die Fahne 
hoch trug, erfuhr die Umgnade des Nuntius. In der Stille verließ die: 
fer feine bisherige Reſidenz, fiedelte von Luzern nah Schwyz über, um 
bier fein geiftliches Duartier aufzufhlagen, und brach jebe Verbindung 
mit der Regierung von Luzern ab. Der Gr. Rath von Luzern fchritt 
darauf gegen die Nuntiatur vor, erfärte jede Ausübung von Gerichtö- 
barkeit in geiftlichen Dingen von Seite derfelben als Mißbrauch und be- 
auftragte den Kl. Rath zur Entwerfung eines entſprechenden Gefetes 
(März; 1836). 

Unterdeß entwicelte fich ein neuer ernfter Streit im Kanton Bern, 
mo man noch immer gezögert hatte, eine beftimmte Stellung einzuneh- 
men. Erft im Dezember 1835 fam die Regierung zum Entſchluß, bie 
Konferenzartifel dem Gr. Rath zur Genehmigung zu empfehlen. Sofort 
begann jett im Jura eine Agitation, die durch den Gegenfat des alten 
und neuen Kantonstheils gefchärft wurde. Bon allen Kanzeln herab 
ward gegen die vom Pabſt verdammten Artikel geeifert und das Ge: 
wiffen der Gläubigen beunruhigt. Es handle fi darum, ob der Jura 
fatholiich bleiben oder proteftantifch werden wolle. Der Herd der Be: 
wegung befand fih in Pruntrut, Hauptheger waren der Pfarrer Guttat, 
Präſident des Fatholifchen Vereins, Vikar Spahr und Abbe Belet; ihr 
Organ der „Ami de la Justice.“ Faſt der gefammte Klerus erlieh 
eine Proteftation.. Durch das fanatifche Treiben gelang e3, eine Petition 
mit 8000 Unterfchriften zufammenzubringen. Die bereit3 gefpaltene Re- 
gierung ließ fi dadurch einfhüchtern und brachte jett den Antrag vor 
den Gr. Rath: die Rechte der Staatögewalt gegenüber der Kirche in ihrem 
gegenwärtigen Beftande fräftig zu handhaben, für alles Weitere aber mit 
den fompetenten firhlichen Behörden auf geeignete Weife in Unterhandlung 
zu treten, Aber im Gr. Rath erhob ſich eine kräftige Oppofition gegen dieſen 
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Rüdzug. Nach zweitägigen Debatten wurde der Vorſchlag verworfen 
und die Annahme der Konferenzartifel mit 123 gegen 53 Stimmen be: 
fhloffen. Im Yura ging jet der geiftliche Lärm in verdoppeltem Make 
los. Der „Ami de la Justice‘ brachte die Beichlüffe in ſchwarzem 
Rand und erflärte, dag die Katholifen nie und nimmer ihr Haupt uns 
ter die Gefege des Despotismus beugen würden. Die katholifhen Groß— 
räthe, die für die Annahme der Artikel geftimmt hatten, wurden bildlich 
verbrannt oder an den Galgen gehängt. In Pruntrut fchleppte eine 
Schaar Weiber aus der unterften Klajje einen fogenannten „Religions: 
baum“ in die Stadt und pflanzte ihn unter dem Zufammenftrömen einer 
Volksmenge und dem Geläute aller Gloden auf. Vergebens erließ Die 
Regierung eine beruhigende Proflamation. Faft in allen Gemeinden des 
Bezirkes folgte man dem Beifpiel von Pruntrut und errichtete gleiche 
Zeichen pfäffifchen Widerftandes. In Delsberg geihah es ebenfalld un: 
ter Glodengeläute und Böllerfchieken. Nachts hüteten Weiber den Baum, 
Die Lofung war: ala Katholiken leben oder fterben! In Bern ſchwankte 
man und wußte nicht, was man vorfehren ſollte. Faſt alle Behörden 
im Jura zeigten ſich raftlos oder mit der Agitation halb einverftanden. 
Nur der Statthalter Choffat in Pruntrut drang mit übertriebenem Eiſer 
auf rüdjichtslofes Einfhreiten. Die Schmwäde und Unficherheit ermu— 
thigten das Treiben. Der Zuftand wurde anardifcher, laut erhob ſich 
der Ruf: Trennung des fatholifhen Jura von Bern, nieder mit ben 
Troteftanten! Ein von Pfarrer Choffat unterzeichnetes, — von diefem je: 
doch fpäter als unächt erflärtes — Rundſchreiben forderte förmlih dazu . 
auf, fi) der gottlofen Regierung zu entledigen und einen rein Fatholis 
{hen Kanton, die Aemter Pruntrut, Delsberg, Saignelegier und die 
fatholifchen Gemeinden des Amtes Münfter umfafjend, zu Eonftituiren. 
Kommifjäre, die von der Regierung geſchickt wurden, konnten nichts aus⸗ 
richten. Da entfchloß fich die Regierung zu einem Truppenaufgebot und 
der Gr. Rath ertheilte faft einftimmig feine Ermächtigung dazu (7. März 
1836). Eine anfehnliche Kriegsmacht rüdte in den Jura ein, begleitet 
von drei neuen Kommifjären (v. Tavel, Karl Schnell und Eduard Blöſch) 
mit ausgedehnten Vollmachten. Ohne Widerftand fonnten die Truppen 
Pruntrut befegen. Der Klerus hatte e8 weniger auf bewaffneten und 
planmäßigen Aufitand als fanatifchen Aufruhr abgefehen, um dem Staate 
zu trogen. Bon den Haupthegern konnten jih Pfarrer Cuttat und Bis 
far Spahr durch die Flucht entziehen, Vikar Belet wurde verhaftet. Die 
Regierung erwirfte von dem Bifhof in Solothurn, daß diefe drei Geift- 
lichen nicht nur abgefett, jondern unfähig erklärt wurden, wieder eine 
pfarramtliche Stelle im Jura zu befleiden. Alle Religionsbäume wur— 
den niedergehauen, die Unruhen gedämpft, die Laſt der Crecutionstrups 
pen ben aufrübrerifch gefinnten Gemeinden auferlegt, die Präfelten 
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von Münfter, Delsberg und Saignelegier wegen Mangel an Umficht 
und Feltigfeit abberufen. Die Truppen konnten jtufenweije zurüdgerus 
fen werden. Mit Ausnahme jener drei Geiftlihen wurde vom Gr. 
Rath fpäter Amneftie erlajjen. Aus der Unterfuhung ergab jih, daß 
insbefondere der Abbe Belet mit den fremden Gejandten in ein jehr ver: 
dächtiges Verhältnig zu treten fuchte. Im Uebrigen Tieß jich die An— 
klage auf Hochverrath gegen feinen der drei Geijtlihen begründen. 

So ſchien der Staat der klerikalen Agitation gegenüber volljtändig 
Meifter geblieben zu fein. Aber die Kraft Hielt nicht an und das böfe 
Nachſpiel kam erſt. Mit der pfäffiihen Bewegung hingen von vorne: 
herein Umtriebe der Diplomatie zufanımen. Die benachbarten Fatholi: 
ihen Großmächte nahmen Parthei für die römifche Kurie und fuchten bie 
Schweiz auch auf kirchlichem Boden niederzudrüden. Der öjtreichiiche 
Gefandte, Graf v. Bombelles, verfügte fich eigen? nach Bern, um gegen 
die Annahme der Konferenzartitel zu wirken. Der Widerftand im Jura 
wurde von franzöfifcher Seite ermuthigt. Das Kabinet Louis Philipps 
warf die bisherige fcheinliberale Maske gegenüber der Schweiz völlig ab. 
Hr. v. Rumigny wurde durch den Herzog von Montebello, Sohn 
des Marſchall Lannes, erjcht, der feine Hinneigung zu den Ariftofraten 
und Ultramontanen offen zur Schau trug. Mit der Dämpfung der Un: 
ruhen im Jura war die Sache nicht beendigt. Es begann jekt eine 
förmlide Einmifhung zu Gunften der hierarchiſchen Anſprüche. König 
Louis Philipp erklärte dem jchweizeriichen Gejandten in Paris, der Kon: 
flift im Jura könne nur durch Unterhandlung mit dem päbftlichen Stuhl 
befeitigt werden; er jelbjt wolle feine Verwendung eintreten lajjen und 
habe auch Deftreih dazu angeſprochen. Ein Schritt des Königs beim 
Nuntius in der Schweiz veranlafte indeß diefen blos zu der Erklärung, 
daß der Papft zu jeder Ausgleichung geneigt fei, „die den Nechten und 
Pflichten des Kirchenhaupts nicht zu nahe trete,“ womit einfache Unter: 
werfung unter den römijchen Willen verlangt wurde. Die Berner Res 
gierung hatte feit dem Rüdzug in der Steinhölzligefchihte ihren mora= 
lichen Halt gegenüber der fremden Diplomatie verloren. Die noch 
jtärfere Wendung der franzöſiſchen Politik brachte fie ganz aus der Fa 
fung. Tiharner, der als Schultheiß an der Spitze ftand, ließ jich durch 
die franzöjiihen Einflüfterungen und Drohungen beherrſchen. Auf das 
erfte Verlangen wich die Mehrheit der Regierung zurück und erjuchte 
Luzern als Fatholiihen Vorort, Unterhandlungen mit dem päbjtlichen 
Stuhl anzubahnen. Damit entfernte man fi von der Konferenz, die 
(mit Ausnahme von zwei Punkten) feine jolchen Unterhandlungen wollte. 
Aber der franzöfiihen Diplomatie genügte dieſe halbe Umkehr noch nicht. 
Der Herzog von Montebello verwahrte fih im Namen Frankreichs und 
aller garantirenden Mächte gegen die Angriffe auf die katholiſche Kirche 
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im Jura und forderte gebieterifch die Herſtellung des gemährleifteten Zu⸗ 
ftandes, wie die Rüdnahme des Großrathsbeſchluſſes, der die Konferenz: 
artifel genehmigt hatte. Er drohte jelbit mit Bejegung des Juragebiets 
durch franzöfifche Truppen und verlangte einen Entfcheid innerhalb zwei- 
mal 24 Stunden (30. Juni 1836). Zum Vorwand biefer Einmifhung 
wurde die Garantie der Vereinigungsurfunde von 1815 genommen, bie 
indeß nichts anderes fagte, ald daß die römijchekatholiihe Religion 
gemwährleiftet und in ihrem jekigen Zuftande gehandhabt, ferner daß Bi: 
ſchof und Pfarrer ihre geiftlihe Gerichtsbarkeit nah den allgemein 
angenommenen ftaatsrechtlichen Verhältnifjen zwifchen der weltlichen und 
geiftlichen Macht genießen follten. Damit ftanden die Konferenzartifel 
nicht im Widerfprud. Die Berner Regierung ließ fi indeß in die de— 
müthigendften Unterhandlungen mit dem Gefandten ein und berief durch 
Eilboten den Gr. Rath zufammen, um diejem eine vereinbarte Formel 
zum Widerruf vorzulegen. Der Gr. Rath ließ fi einſchüchtern. Der 
Beitritt zu den Artikeln wurde zwar nicht direct zurüdgenommen, aber 
die Konferenzverbindung unzmweideutig genug verleugnet, indem die Re: 
gierung in Betätigung des Grundfages, „daß der gegenwärtige Zuftand 
der Fatholifchen Religion im Jura ferner treu gewahrt werden folle,* die 
Ermächtigung zu dem einfeitigen Vorgehen erhielt, „jo jchnell als mög: 
lich die Unterhandlungen mit dem römischen Hofe zu eröffnen.” Zum 
Uebermaß der Demüthigung theilte Bern diefen Beſchluß den Gejandten 
aller auswärtigen Staaten mit. Die franzöſiſche Diplomatie triumphirte 
über den abgedrungenen Widerruf und lieferte den Beweis, daß fie ge- 
gen den fortfchreitenden Geijt in der Schweiz nicht weniger feindlich ges 
finnt war, als der Abfolutismus. Der Pabſt konnte ſich bei dem Bür— 
gerfünig bedanken. So demüthigend die Unterwerfung für Bern und 
die ganze liberale Schweiz war, fo traurig war der Sieg für die aus 
der Yulirevolution entfprungene Dynaftie. 

Noch ehe diefe Epiſode in Bern zu Ende war, legte fich der Kan— 
ton Freiburg auf noch auffälligere Weife der römischen Kurie zu Füßen, 
In diefem Kanton war die Regierung nie zum Beitritt zu der Badener 
Konferenz aufgefordert worden und hatte auch feine Gelegenheit ergrifs 
fen, um ſich den Stipulationen anzufchliegen. Nur in einzelnen Akten 
hatte jie den Willen gezeigt, den Staat gegenüber der geiftlichen Bevor: 
mundung wieder freier und jelbftitändiger zu machen, der Toleranz Bahn 
zu brechen und das Schulweſen zu emanzipiven. Auch fträubte fie fich, 
Petitionen Gehör zu geben, die Partheinahme zu Gunſten des pfäffifchen 
Widerftandes im Jura verlangten. Im Uebrigen blieb fie den Konfe— 
renzftänden fern. Nichtsdeftoweniger wiegelte der Biſchof Tobias Jenny 
die katholische Bevölkerung auf und forderte directe Berwerfung der Ba— 
dener und Luzerner Verabredungen. In der That jtand der liberale 
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Staat hier auf ſo ſchwachen Füßen, daß er, ohne ſich lange zu beſinnen, 
die Segel vor dem römiſchen Kirchenthum ſtrich. Auch liberale Häup— 
ter, wie Schultheiß Schaller, ſtrauchelten auf dieſem Boden. Am 31. 
Mai 1836 erließ der Gr. Rath eine Bekanntmachung, worin derſelbe 
auf das Verlangen des Biſchofs und die Beſorgniſſe des Volks geſtützt 
des Förmlichen erklärte, er bleibe der Badener Konferenz fern und weiſe 
ihre Beſchlüſſe von ſich, entſchloſſen, die kirchlichen Verhältniſſe im Kan— 
ton zu belaſſen, wie ſie ſeien. 

So erhielten die Konferenzbeſchlüſſe einen Stoß nach dem andern. 
Der Grundgedanke war als geſcheitert anzuſehen. Die feſtere Vereini— 
gung zwiſchen den katholiſchen und paritätiſchen Kantonen, um ben 
bierarhifchen Anmaßungen einen feitern Damm entgegenzufegen und zu 
einem übereinftimmendben Staatsfirchenrecht zu gelangen, konnte nicht er: 
zielt werden. Don einem jchweizerifchen Metropolitanverband und den 
Grundlagen einer Nationalfirhe war faum die Rede mehr. Die römifche 
Kurie hatte es größeren Theil wieder mit zerjplitterten Kräften zu thun. 
Kluge Bolitifer fanden hinterher, daß die ganze Konferenz ein Mikariff 
gemefen jei. Statt fo viel Geräufch zu machen und die Großen Räthe 
zu bindenden Beſchlüſſen zu veranlafjen, hätte man es bei ftillen Ber: 
abredungen bewenden und darnad die ftaatlichen Rechte bei allen vor: 
fommenden Fällen ausüben jollen. Aber der Kampf mit der Hierarchie 
wäre auch auf diefem Wege nicht ausgeblieben und der fchüchterne Gang 
der Regierungen hätte die Kurie nur noch mehr ermuthigt. In der 
That erhielt das Streben nah ftaatöfirhlider Emanzipation in der 
Schweiz einen harten Stand dur die Einflüffe der auswärtigen Reac- 
tion. Dem Pabſtthum fam nicht blos der geiftige Niederfchlag, der fich 
ringgum äußerte, fondern auch die Diplomatie zu Hülfe Immerhin 
gingen nicht alle Früchte der Konferenz verloren. Die Rechte des Staa— 
tes gelangten wieder zu klarerem Bewußtſein. Troß einzelnen MRüdzü: 
gen wurde auch in mehreren Kantonen eine fräftigere Stellung behauptet. 
Hier und da fielen die Schranken ber bisherigen Intoleranz. Endlich 
verdankte die Kurie ihre Siege nur den vermwerflichften Mitteln, die einen 
um fo dunfleren Schatten auf das römijche Kirchenthum warfen. 


Der Vahl'ſche Handel. 


Mit den innern Wirren wechſelten in diefer Periode fortwährende 
äußere Verwicklungen ober verflochten fi zum Theil mit denjelben. Die 
Schweiz mit ihren freier gewordenen Inftitutionen war und blieb ein 
Dorn im Auge aller fie umgebenden monardifchen Staaten. Faft von 
feiner Regierung wurde ihr eine aufrichtige Freundſchaft zu Theil. Wie 
ſehr namentlih auch Frankreich, dejjen Bürgerfönig immer mehr um die 
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Gunft der Heiligen Allianz bublte, jest jede Gelegenheit ergriff, um 
feinigelig und übermüthig aufzutreten, zeigte ein an und für fich gering- 
fügiger Handel, der auf einer Seite des jchweizerifchen Gebiet? die Grenz- 
verhältnifje für längere Zeit aufs Ernftlichite ftörte. 

Die Gebrüder Wahl, franzöfifhe Israeliten von Mühlhaufen, hat- 
ten in der Gemeinde Reina, Kantons Bafelland, eine Grundbefißung 
-erfauft. Der Regierungsrath ertheilte die Bewilligung unter dem Vor- 
behalt, daß die Gebrüder Wahl mit dem Grundbefiß fein Niederlaſſungs— 
recht erhalten follten. Der Landrath hob diefe Verfügung auf, weil fie 
dem Geſetz mwiderfpreche, wornach die Niederlaffung nicht vom Beſitz von 
Grundeigenthum getrennt werden könne und den Israeliten der Tebtere 
jo gut wie die erftere unterfagt fei (18. April 1835). Die betroffenen 
Israeliten, ftatt fih für den erft bewilligten und dann wieder rüdgän- 
gig gemachten Kauf mit ihren etwaigen Entfhädigungsanfpraden am die 
Gerichte von Bafelland zu wenden, madten ihren Privatftreit bei der 
franzöfifchen Regierung zu einer Staatsangelegenheit. Dieſe zögerte auch 
nicht, für die Sinterefjen ihrer Bürger eigenmädtig in die Schranken zu 
treten. In einer berrifchen Note, die mit Umgehung des Vororts direct 
an die bafellandichaftliche Regierung gerichtet wurde, forderte jie voll- 
ftändige und fchleunige Widerrufung des landräthlichen Beſchluſſes. Zugleich 
gab fie zu Handen der ganzen Schweiz die faft gebieterifche Lehre, end- 
lich einmal das widrige Vorurtheil gegen die Juden aufzugeben und die 
Ausſchließung derfelben überhaupt aufhören zu laſſen. Allerdings lag 
in diefer Ausſchließung eine mittelalterliche Intoleranz, die zu den übri- 
gen freifinnigen Einrichtungen wenig paßte. Aber fie war noch in den 
Geſetzen von Bafelland, wie von fo vielen anderen Kantonen begründet. 
Durd die Anwendung des Verbots wurde das völferrechtlihe Verhält— 
niß zu Frankreich nicht verlegt. Der mit Frankreich beitehende Nieder: 
Yafjungsvertrag gab den franzöfifchen Israeliten feine befieren Rechte 
als den ſchweizeriſchen. Die franzöfifhe Regierung felbjt vermochte es 
nicht nachzuweiſen, daß Bafelland verpflichtet fei, franzöſiſchen Israeliten 
die Niederlafjung zu gewähren oder die Erwerbung von Grundeigenthum 
zu geftatten. Ueber die Frage, ob der Grundbeſitz die Niederlafjung be- 
dinge und eine mit dem anderen verboten fei, konnte nur bajelland- 
Ichaftliches Gefet oder Herkommen maßgebend fein. 

Nichtsdeſtoweniger erließ die franzöfifche Regierung, al3 der Land: 
rath von Bafelland auf feinem Beſchluſſe beharrte, eine Ordonnanz (12. 
Sept. 1835), wornach der franzöfifch-fchweizerifche Niederlafjungsvertrag 
Bafelland gegenüber aufgehoben und aller amtliche Verkehr mit dem 
Kanton abgebrochen werben follte, wenn jener Beſchluß nicht innert zwölf 
Tagen annullirt fei. Der Vorort Bern, dem die Orbonnanz jet noti- 
figiet wurde, ſchien in dieſem Stadium ſich dem gebieteriihen Auftreten 


10 


— 126 — 


Frankreichs noch etwas Fräftiger entgegenftellen zu wollen. Er verlangte 
Mittheilung der Akten, rügte die Umgehung des Vororts, erhob in- 
ſprache gegen die einfeitige Aufhebung der Staatöverträge und hoffte, 
daß die franzöfifche Regierung nicht ohne Weiteres zu Gewaltmaßregeln 
ſchreiten werde. Zugleich gab er durch ein Kreisfchreiben allen Ständen 
Kenntnig von der Sade. Die franzöfifhe Regierung ſetzte indeß, unbe— 
fünmert um die Vorftellungen des Borort3, die Ordonnanz in Vollzug. 
Mit dem 14. Oft. 1835 wurde längs der Grenze von Bafelland eine 
Menfchens und Waarenfperre angeordnet, die jedoch ihren Eindrud ver: 
fehlte und gegen Ende Dezember einftweilen wieder aufhörte. Die fran— 
zöfifche Regierung oder wenigſtens die franzöfifche Geſandtſchaft in Bern 
— während die offiziellen Noten in Widerfpruch mit wiederholten Aeuße— 
rungen de3 Vertreter fortfuhren, Bafeland der Verlegung der Verträge 
zu befhuldigen — mußte allmählig zugeben, daß es nach den beitehen- 
den Tractaten bei den Regierungen der verjchiedenen ſchweizeriſchen 
Kantone ftehe, den franzöfifchen sraeliten den Güteranfauf und die 
Niederlaffung zu geftatten oder zu unterfagen. Dagegen ftellte man nun 
die Behauptung voran, daß der Landrath fich eine Vermeigerung der 
Gerechtigkeit (deni de justice) habe zu Schulden kommen laſſen, in: 
dem er die Pflicht nicht habe anerkennen wollen, den beiden Israeliten 
den allfälligen Schaden zu erfeßen. AnderfeitS zog der Vorort jekt 
die Hand von Bafelland zurück und erflärte, daß die ganze Angelegen— 
heit eine Kantonalfache fei, indem fie die allgemein fchmweizerifchen Inte— 
reſſen nicht berühre, folglich auch Feine eidgenöfjifhe Einwirkung noth— 
wendig made. Der bafellandfchaftlien Behörde wurde nur noch der 
vermittelnde Vorſchlag gemacht, die „Staatsaffaire” durch ein internatio- 
nales Schiedsgericht ſchlichten zu laſſen, deſſen Obmann eventuell der 
Vorort zu bezeichnen hätte. Der Landrath von Bafelland mies indeß 
ein folhes Schiedsgericht zurüd, indem ſich die Sache zu einem einfachen 
bürgerlihen Rechtäftreit eigne, der in die Kompetenz der bafellandfchaft- 
lichen Gerichte falle. Von einer Verweigerung der Gerechtigkeit ſei nicht 
die Rede, da den Gebrüdern Wahl der Weg Nechtens immer ausdrüd- 
ih offen gelafien worden ſei. 

Jetzt griff Frankreich zu neuen gefchärften Reprefjalien. Alle Gü— 
ter bafellandihaftlicher Bürger in Frankreich wurden mit Sequefter be— 
legt, bafellandichaftlihe Bürger aus Frankreich weggemwiefen, die Bauern 
an der Grenze mit Gewalt verhindert, die Produkte ihrer jenfeit3 lie— 
genden Grundftüde einzuerndten. Lebtere durften nicht einmal an fran= 
zöfifhe Bürger verfauft werden; fie mußten auf den Aedern verderben: 
Franzoſen, die fie in Folge von Akkorden einbringen wollten, wurden als 
Velddiebe behandelt. Der Vorort blieb ruhiger Zufchauer zu der bruta= 
len Mißhandlung. Auch die Mehrheit der übrigen Stände verhielt ſich 
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gleichgültig. Der intolerante Kern der Frage trug dazu bei, die Stel- 
lung von Bafelland zu ſchwächen. Nur Genf und Luzern machten eine 
Ausnahme von der furchtfamen Theilnahmlofigfeit und erhoben ihre 
Stimmen gegen das an und für ſich fchreiende Unrecht Frankreichs. In 
Bafelland riefen die Gemaltthätigkeiten eine fteigende Erbitterung hervor. 
Bei den Bauern war ernitlih davon die Rebe, ihre Erndte mit bewaff⸗ 
neter Hand aus dem franzöfiichen Gebiete nach Haufe zu fchaffen. Die 
franzöfifchen Grenzbewohner mußten für die Härte ihrer mächtigen Re— 
gierung gegen das ſchwache Ländchen mitbüßen. 


Endlich brachte der Vorort eine Uebereinkunft zu Stande, die der 
verletzten Ehre und Selbſtſtändigkeit der Schweiz nicht die mindeſte Ge— 
nugthuung bot. Den Gebrüdern Wahl mußte eine Entſchädigung von 
25,000 Franken gezahlt werden. Davon leiſtete Baſelland einſtweilen 
nur 14,000 Franken; den Reſt beſtritt der Vorort, unter Vorbehalt des 
Regreſſes auf den Kanton, wenn die Tagſatzung die Ausgabe nicht ger . 
nehmigen würde. So wurden die drüdenden Grenzmaßregeln, nachdem 
fie mit furzer Unterbrechung gegen 10 Monate beftanden hatten, endlich 
aufgehoben (28. Juli 1836). Die Tagfakung, melde in dem Sommer 
bereit3 durch neue Verwicklungen geängftigt war, fah dem ärgerlichen 
Handel, ala er auf der Spibe ftand, ruhig zu und war froh, von dem 
Präfidium die furze Anzeige zu erhalten, daß er beendigt fei, ohne Neu: 
gierde zu verrathen, wie er erledigt wurde. Jene vorörtliche Ausgabe 
wurde fpäter nicht anerfannt.*) 


Das Fremdenconchufum. 


Um das feindliche Auftreten Frankreichs gegen die Schweiz in die 
jer Zeit recht zu erflären, muß man die volle Wendung ind Auge faſſen, 
die in ber franzöſiſchen Politik allmählig eingetreten war. Das Bür- 
gerfönigthum, das aus der Yulirevolution hervorgegangen war, hatte 
von Jahr zu Jahr feinen Urfprung mehr verläugnet. Statt den Thron 
mit vollsthümlichen Inftitutionen zu umgeben, wie es verheißen hatte, 
fuchte e3 ein enges und gehäffiges Syftem durdzuführen, das ſich auf 
den Eigennuß einzelner Klaffen fügte und die Eonftitutionellen Prinzipien 
verlegte, Die franzöfifhe Nation fah fi in den Hoffnungen, die fie 
auf den glänzenden Umſchwung gefebt hatte, betrogen. Die liberale 
Oppoſition in der Deputirtenfammer wurde mißachtet und zurüdgeftoßen. 
Der Groll der republifanifch gefinnten Bevölkerung machte fich in wie: 
derholten Schilderhebungen Luft. Auf mißglüdte Aufftände folgten ges 


*) Eiche: H. Eſcher, politifche Annalen der eidg. Vororte Bern und Zürich 
Band II, pag. 160 u. ff. 
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heime Verſchwörungen und Attentate.e Die Regierung ging nur um fo 
eifriger darauf aus, die demokratiſchen Tendenzen zu unterdrüden. Durch 
eine Reihe von epreffiomaßregeln wurde dem republifanifchen Geift 
Gewalt angethan und die öffentlihe Meinung niedergefchlagen. Der er: 
bitterte Haß führte zu neuen Komplotten und Mordanjhlägen. Durch 
die Gefahren geängftigt und voll von finjterem Argwohn juchte die Polizei 
überall die Fäden und Ausgangspunkte diefer Anjchläge zu entdeden 
und Alles, was der Monarchie feindlih ſchien, zu verfolgen. So ge: 
riet) das Bürgerkönigthum immer mehr in die alte Richtung der heili- 
gen Allianz, die gegen die Freiheit aller Völker gemeinfame Sache machte. 
Die reactionäre Politif trieb dazu, fih in ſchnödem Auftreten gegen die 
republifanifche Schweiz voranzuftellen und frühere Ermuthigung jebt 
durch die feindlichjte Behandlung in den Augen der legitimen Höfe wie: 
der gut zu maden. 

Die Eidgenofjenfhaft mußte dadurch in eine bedenkliche Lage gera: 
then, da fie nach allen Seiten blosgeftellt war. Es bedurfte der Kraft 
und Umſicht, um auf der einen Seite den völkerrechtlichen Verpflichtun: 
gen rechtzeitig nachzufommen und auf der anderen Seite das eigene gute 
Recht zu behaupten. Aber leider war es nicht gelungen, eine nationale 
Einigung herzuftellen, die den Bund hätte ftärfen und dem Ausland 
Achtung einflößen können. Der Hader, der unter den Liberalen jelbit 
hervorgetreten war, mußte dazu beitragen, das Anfehen zu fchwächen. 
In Bern insbefondere, das die vorörtliche Leitung in Händen hatte, war 
die herrjchende Politif von der früheren Verwegenheit zu immer tieferer 
Selbjterniedrigung herabgejunten. In Paris mwähnte man mit einer 
Eidgenoſſenſchaft, welche jo ſchwach und dienftfertig gegen den Willen 
Frankreichs repräfentirt war, auf alle Fälle kurzen Prozeß machen zu 
können. 

Den verwundbarſten Punkt bildete immer das Flüchtlingsweſen, 
auf das die monarchiſche Polizei ihr ſpähendes Auge warf und gegen 
welches die fremden Kabinette ſich am leichteften verftändigten. Bei dem 
unrubhigen Drang, der bei einem Theil der Flüchtlinge fortherrfchte, 
konnte e3 an Umtrieben nicht fehlen, die zu neuen Beſchwerden Anlaf 
gaben. Von den Behörden wurde nicht überall gleiche Wachfamfeit ge: 
übt, fo daß fich die ergriffenen Maßregeln hier und da als illuforifch 
zeigten. Ausgewieſene Flüchtlinge konnten in die Schweiz zurückkehren 
oder von einem Kanton zum andern Zuflucht finden. Die eifrigiten und 
rührigften ſetzten ihre Thätigkeit fort, um auch von dem Aſyl aus auf 
die Befreiung ihrer gefnechtefen Länder Hinzumirken. Die der Schweiz 
ungünftige auswärtige Prefje, die Angjt und der böfe Wille der Diplo- 

malie malten diejes reyolutionäre Treiben oft ind Ungeheure, 
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Schon im April 1834 fchloffen fi Italiener, Deutfche und Po— 
len in einer Verbrüderungsafte näher aneinander. Unter der Aegide Maz- 
zini's bildete fih das „junge Europa“ als eine Verbindung aller 
Derer, welche „an eine Zukunft der Freiheit, der Gleichheit und der Ver: 
brüderung aller Menſchen glaubend, ihr Denken und Handeln der Ver: 
wirflihung diefer Zukunft widmen wollten.“ Der revolutionären Pro: 
paganda oder hohen Univerfalventa in Paris gegenüber, die dictatorifch 
zu zentralifiren und Frankreich zum herrfchenden Mittelpunkt aller Völker 
zu maden fuchte, vertrat diefes junge Europa den freien Föderalismus, 
indem es jedem Volk feine befondere Beftimmung vindizirte und das 
Volksthum als heilig anerkannte. Unter der Spitze deſſelben, aber in 
geringer Abhängigkeit, organiſirten ſich bald weitere nationale Verbrü— 
derungen. So entſtand ein „junges Italien,“ das ſeine Wirkſamkeit 
in tiefes Geheimniß zu hüllen wußte, obgleich in Italien ſelbſt von Zeit zu 
Zeit Funken dieſer Verbrüderung aufſprühten; ferner ein „junges Polen,“ 
das bei den wenigen Flüchtlingen dieſer Nation, die noch in der Schweiz 
geduldet wurden, nur ſchwachen Beſtand hatte; ein „junges Deutſchland,“ 
das mehr von ſich reden machte, und endlich auch eine „junge Schweiz,“ 
die indeß mehr in der Idee als in der Wirklichkeit exiſtirte, obgleich ſich 
unter dem Namen derſelben ein Organ in Biel gründete. 

Das „junge Deutfhland“ wurde zuerſt von einigen Flücht— 
lingen in Bern gebildet, die bald nach dem Savoyerzuge Statuten zu 
einer feſteren Verbindung entwarfen und einen revolutionären Aufruf 
an die deutſchen Bürger wie an die deutſchen Soldaten erließen. Kaum 
ins Leben getreten, ward indeß dieſe Geſellſchaft durch das Einſchreiten 
der Berner Regierung aufgelöst. Die ausgewieſenen Flüchtlinge gingen 
nah England und Amerika. So verfchwand diefes junge Deutichland 
wieder. Später bildeten fi) allmählig Vereine deutfher Handwerker, 
die, durch das freie öffentliche Leben der Schweiz angeregt, fich politifche 
Belehrung und Verbreitung republifanifcher Grundſätze zum Zweck feß- 
ten. Der wandernde deutfche Handwerker follte, in die Heimath zurück— 
gekehrt, hier für die Befreiung des Vaterlands von dem Drud der Für: 
jten wirken. Mit diefem Grundgedanken und im Anſchluß an die dee 
der Völferverbrüderung, wie fie das junge Europa vertrat, entſtand fo 
da3 neue junge Deutfhland der Handwerker. Nur eine Meinere Zahl 
der deutjchen Flüchtlinge nahm an diefer Verbrüderung wirklich Theil, 
doch waren Flüchtlinge meift die Seele derjelben. Eine regere Thätig- 
feit entwidelte fih mit dem Anfang des Jahres 1836, wo der Eentral- 
ausſchuß fih in Biel unter dem Präfidium von Ernft Schüler be- 
fand. Um diefe Zeit mochte die Verbindung etwa 16 oder 17 Klubbs 
mit 260 Mitgliedern zählen, die durch die ganze Schweiz zerjtreut wa— 
ren, ji häufig auflösten und nur in loderem Zufammenhang ftanden. 
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Wie bei allen geheimen Gefellihaften diefer Art, die einen revolutionä- 
ren Charakter tragen, hingen fi allerhand Auswüchſe an diefelben. Der 
Drang nah unmittelbarer Bethätigung trieb über die Gebote der Klug: 
heit und die dem Aſyl fehuldigen Nüdjichten hinaus, In die Klubbs 
mifchten ſich auch unfaubere Elemente, ine Hauptrolle fpielten Spione 
und Provocateurs, die den übertriebenjten Eifer zeigten. Bon diefen gin- 
gen in der Regel die tolliten Programme und abentheuerlichiten Projekte aus. 

Eine einzelne blutige, nie völlig aufgeflärte That fam mit dem ganzen 
Ylüchtlingswefen in nahe Beziehung. Am Morgen des 5. Nov. 1835 
wurde unweit Züri, im Sihlhölzli, an einfamer, abgelegener Stätte, 
der Student der Rechte, Leſſing von Freienwalde im Königreich Preu— 
Ben, von vielen Stihmwunden ermordet gefunden. Die abgerifjene Uhr 
ließ möglicher Weife auf Raubmord ſchließen. Bald ſetzte fich indeß die 
Dermuthung feft, daß der Mord ein politifcher geweſen ſei. Wie ſich 
aus Briefen an einen fogenannten „Oheim“ in Berlin, die von der preu: 
Bifhen Behörde fekbft zu den Alten der Unterfuchung gegeben wurden, 
unzweifelhaft herausſtellte, diente Leſſing der preußifchen Polizei als 
Spion, füllte feine Berichte mit den gröbften Lügen und romanhaften 
Erfindungen, trieb zu unfinnigen Demonftrationen (mie bei der Stein: 
bölzligefhichte) und war bemüht, Flüchtlinge auf treulofe Weife in die 
Hände ihrer Verfolger zu fpielen. Es lag nahe, daß gegen denfelben 
ein Akt politifcher Vehme geübt wurde, um Schreden unter den Rund: 
ſchaftern zu verbreiten. Doch konnte die anfänglich mit wenig Sorgfalt 
geführte Unterfuhung zu feinem ficheren Refultat gelangen. Mit hoher 
Mahrfcheinlichfeit mußte angenommen werben, daß mehr als ein Thäter 
im Spiel war. Bei den entbedten Statuten de3 erften jungen Deutfch- 
lands fand fich die Beitimmung, daß der Verrath mit dem Tode be— 
ftraft werden und jedes Mitglied gehalten fein follte, ein ftatutenmäßig 
ausgeſprochenes Urtheil zu vollziehen. Solche Tobdesurtheile follten an- 
geblich gegen andere Mitglieder gefällt fein, ohne daß diefen indeß ein 
Leid geſchah. Auch wurde beftritten, daß die Strafbejtimmung in den 
Statuten des fpäteren jungen Deutfchlands in Kraft geblieben fei. In 
wirkliche Anklage fam nur Zacharias Aldinger, Israelite aus Dorzbach 
in Würtemberg, der unter dem Namen eines Baron von Eib in den 
Zürcher Klubbs, augenscheinlich als Agent der öfterreichiichen Polizei, fein 
eifriges Weſen trieb. Doch wurde derjelbe von dem Verdacht der Theil: 
nahme am Mord freigefprochen und nur wegen Fälſchung öffentlicher 
Urkunden und Anmaßung eines fremden Familienftandes zu einjähriger 
Gefängnißftrafe und Verweiſung aus der Eidgenofjenfchaft verurtheilt. *) 


*) Siehe: Altenmäßige Darftellung der über die Ermordung des Stu- 
denten Ludwig Leſſing geführten Unterfuhung von Dr. Joſeph Schauberg. (Zürich 
bei Friedrich Schultheß 1837). 
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Die Unterfuhung wegen dieſes Mordes, wie die lebhaftere Bewe— 
gung, die fi bald hernach unter den deutſchen Handwerkern und Flücht- 
lingen zeigte, führten zu einer Reihe von Verhaftungen und Wegmeifun: 
gen. Die Behörden in Zürich fchritten ein, wo fie Umtriebe entdedten. 
Es ergab fih, daß eine Generalverfammlung des jungen Deutſchlands 
in Grenchen gehalten werben follte. Die Regierung von Solothurn, da= 
von in Kenntniß gefegt, unternahm eine Erpedition dahin. Die Ber: 
fammlung wurde an dem Orte vereitelt und nur vier in Grenchen ſich 
aufhaltende Flüchtlinge, darunter Mazzini, zur Haft gebracht, aber wies 
der entlafjen, da jich nichts Verdächtiges bei ihnen fand. Dagegen fonnte 
fih ein Häuflein Jungdeutſcher aus den verſchiedenen Klubbs in Brügg 
bei Nidau jammeln und hier Berathung pflegen (27. Mai 1836). 

Die Zürder Behörden ginge bei ihren Maßregeln von der Anficht 
aus, die Befeitigung der Umtriebe unter geräufhlofem Zufammenwirfen 
ber Polizeibehörden als Kantonalfache zu behandeln und durch rajches 
jelbftthätiges Eingreifen dem Ausland allen Vorwand zu nehmen. An- 
ders verfuhr man in Bern, wo man in einer Weife handelte, als follte 
geflifjentlih Auffehen erregt und den fremden Mächten Anlaß zur Ein: 
miſchung und Bevormundung gegeben werben. Nicht nur wurde von 
der Polizei die Gefahr auf's Aeußerſte übertrieben und mit grängenlofer 
Haft und Willkühr eingefchritten, fondern der Vorort richtete auch durch 
‚Kreisfchreiben an ſämmtliche Stände die Aufforderung, alle nur irgend 
verbächtigen oder gefährlicen Flüchtlinge fofort anzuhalten und ficher zur 
Derfügung des Vororts zu ftellen, damit diefelben auf eidgenöſſiſchem 
Wege an die Grenze gebracht, aus der Schweiz fortgewieſen und mit 
Bewilligung der franzöſiſchen Regierung — an die ſich der Vorort Bern 
deßhalb wandte — entweder ihren Aufenthalt in Frankreich finden oder 
von dort nach einem anderen Lande geſchafft werden könnten. 

So ſchlug der Vorort förmlichen Lärm und machte die ganze An— 
gelegenheit, ohne Rückſprache mit den anderen Ständen, nicht blos zur 
eidgenöfifchen, fondern räumte ſelbſt einer fremden Macht Antheil an der: 
jelben ein. Der Eifer wuchs noch bei der vermeintlichen Entdedung, 
daß an dem bevorftehenden eibgenöffifchen Freiſchießen in Laufanne, wo 
während des Feſtes auch eine Berfammlung von Abgeordneten des ſchwei⸗— 
zeriihen Natipnalvereins ftattfinden jollte, von diefem ein weitausfehen- 
der Gewaltjtreich beabfichtigt fei, um zunächſt in der Schweiz eine Ein: 
heitsverfaſſung einzuführen und dann die Tadel der Revolution auch 
über die Gränze zu tragen. Die bloße Skizze eines Aufrufs, die bei 
dem nach der Verſammlung in Brügg verhafteten Präſidenten des jun— 
gen Deutſchland, Ernſt Schüler, im Pulte gefunden wurde, ſollte als 
Beweis dienen. Vergebens verwahrte ſich das Centralkomite des Natio— 
nalv ereins gegen jedes ſolches Projekt und ſagte die ausgeſchriebene Ber: 
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fammlung ab; vergebens wurde nachgewiefen, daß der Nationalverein 
in feinem näheren Zufammenhang mit der „jungen Schweiz” und ihren 
Berbindungen ftehe, — die ganze Nationalparthei wurde gleich den frem— 
den Handwerkern und Flüchtlingen denunzirt und in den Verdacht vevo: 
Iutionärer Umtriebe gezogen. *) 

Um dieje Zeit erhitte ein neues Attentat gegen den König Louis 
Philipp (von Mlibaud am 25. Juni 1836) die Einbildung der franzö- 
fifchen Polizei. UWeberall witterte man Komplotte und Verſchwörungen. 
Auch die Schweiz follte mit verantwortlich fein. Die franzöfiihe Di: 
plomatie ftellte fich jebt voran, um den Büttel des monardifchen Euro 
pa's zu fpielen. Die Mitwirkung, um melde der Vorort nachſuchte, 
bot eine willfommene Handhabe, um weitere Forderungen daran zu 
fnüpfen. Eine Note (vom 18. Juli), die der Herzog von Montebello über: 
reichte, verlangte im herriihen Ton, daß die Tagſatzung die geeignetiten 
Mittel treffen folle, um in jedem Kanton die Vollziehung der gegen bie 
Flüchtlinge ergriffenen Mafregeln zu fihern. „Die Bundesbehörde” — 
fügte die Note drohend hinzu — „wird ohne Zweifel begreifen, daß wenn 
die Garantie, welche Europa von ihr erwartet, ſich auf bloße Erflärun: 
gen beſchränken follte, ohne im Nothfall von Zwangsmitteln unterjtüßt 
zu werden, die Mächte in ihrem Intereſſe völlig berechtigt fein würden, 
nur auf ſich felber zu zählen, um fich gegen die Flüchtlinge Recht zu 
verschaffen, welche in der Schweiz gegen ihre Ruhe konfpiriven, und end: 
lid der Toleranz ein Ende zu machen, melde diefe unverbefjerlichen 
Feinde der Ruhe der Regierungen ferner noch genießen jollten.“ 

Diefes Vorgehen Frankreichs, dem fich die Gefandten von Deftreich, 
Preußen, Baden, England und Sardinien anfhlofien, war um jo auf: 
fallender, als fich gerade nad der Seite Frankreichs die wenigften Spu— 
ren von wirklichen Umtrieben zeigten, wohl aber behauptet wurde, daß 
das junge Europa von der Propaganda infpirirt werde, die ihren Sit 
in Paris habe. Was die franzöfifche Regierung ſelbſt mit allen ihren 
Polizeimitteln im eigenen Lande nicht auszulöfchen vermochte, das follte 
die Schweiz thun, der ihre lodere Organifation zum Vorwurf gemacht 
wurde, nachdem die Mächte auf alle Weife einer nationalen Kräftigung 
derjelben entgegengearbeitet hatten. 

*) Die „junge Schweiz“ bildete ſich in einer Heinen Berfammlung zu 
Billeneuve am 26. Juli 1835. Nur zwei Schweizer, Weingart, Lehrer in Biel, 
und 2. Michoud, Geſchäftsagent in Laufanne, find als Deitglieder näher bekannt ge- 
worden. Den jchweizeriichen Nationalverein fuchte man hauptſächlich dephalb mit 
der jungen Schweiz zu identifiziven, weil jene Berfammlung die Statuten des 
Nationalvereins zur Grumdlage genommen haben follte. Aber diefe Statuten, von 
Druey in Schinznach vorgeihhlagen, waren vom Nationalverein nicht angenommen 
und das Wefentlichfte in denjelben, der Zwed der Berbindung, von der jungen 
Schweiz geändert worden. (Siehe Reponse au Gouvernement de Berne faite 
par M. Druey_au sujet du rapport de M. Roschi.) 
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Aus den Unterfuhungen felbft ergab ſich nicht, daR von den gehei- 
men Berbindungen irgend ein ernitliches Unternehmen vorbereitet war. 
Zwar hegte Raufhenplatt, der unternehmendite und entichlofjenite 
unter den deutſchen Flüchtlingen, den Plan zu einem bewaffneten Ein: 
fall in das Großherzogthum Baden in der Gegend des Schwarzwalds, 
nicht in der Hoffnung des Gelingens, fondern um die gegenwärtige Ge: 
neration in Deutſchland nicht einjchlafen zu laſſen und den Kampf gegen 
die Tyrannei unabläffig zu unterhalten. Aber bei der Mehrzahl der 
Genofjen des jungen Deutjchland fand ein folches Unternehmen feinen 
Anklang, da alle Mittel dazu fehlten und feine Ausſicht auf Erfolg war. 
Nur im Allgemeinen trachtete man dahin, die Vereine — wie ein Kreis: 
fchreiben an das junge Deutſchland empfahl — zu jener Reifheit und 
Kraft zu bringen, die zu kühnem Handeln nöthig fei. Zu diefem Zweck, 
und um die Statuten zu vevidiren, war die — von der Golothurner 
Regierung verhinderte — Generalverfammlung nah Grenchen zufam- 
menberufen. In der Zufammenkunft in Brügg bei Nidau wurde blos be: 
Ihlofjen, daß jeder Klubb fih ein oder zwei Gewehre anfchaffen follte, 
um fi in den Waffen etwas zu üben. Mit etwaigen zwanzig ober 
dreißig Gemwehren, durch die ganze Schweiz zerftreut, und einer Central: 
fafje von Fr. 135. 30 — wie die Rechnung auswies — konnte das 
junge Deutfchland das monarchiſche Europa noch nit au& den Angeln 
heben. Im Uebrigen waren die Behörden in der Schweiz felbit fofort 
eingefchritten, als fich eine größere Bewegung zeigte, und hatten damit 
den Willen fund gegeben, wirkliche Angriffe gegen die benachbarten Staas 
ten im erjten Keim zu erftiden. Bei den Begehren handelte es jich 
augenfcheinlih darum, nicht blos den wirklichen Mißbrauch des Afyls 
zu verhindern, ſondern die Schweiz zu nöthigen, ſich den Verfolgten über: 
haupt als Zufluchtsftätte zu verjchliegen und eine drüdende Polizeigewalt 
einzuführen. 

Unterdeß war die Tagjabung bereit feit dem Anfange Juli's ver: 
fammelt. Die Luft in der Bundezjtadt war nicht geeignet, um den 
fräftigeren Abgeordneten Vertrauen einzuflößen. Eben vorher hatte fich 
Bern vor der franzöfifhen Einmiſchung in die firchlichen Angelegenhei: 
ten gebeugt. Der Präfident der Tagſatzung, Schultheiß Tſcharner, er: 
öffnete die Behörde mit einer Nede, die nicht furdhtfamer und demüthiger 
jein konnte. Die Umtriebe der Flüchtlinge wurden in den grelliten Far: 
ben gejchildert und das Ausland zu Forderungen ermuthigt. Täglich 
konnten die Tagſatzungs-Geſandten vernehmen, mit welcher Haft und 
Härte, die auf den fremden Einfluß Hindeuteten, die bernerifche Polizei 
gegen Flüchtlinge, fremde Handwerker und eigene Kantonsbürger wegen 
Verdachts politischer Umtriebe verfuhr. 

Die franzöſiſche Note fiel wie eine Bombe in die Bundesverſamm⸗ 
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lung. Von Zürich war ſchon vorher — nach einem Antrag von Dr. 
Keller im dortigen Gr. Rath — ein Konkordat zur Regulirung der 
Flüchtlingsverhältniſſe in Vorſchlag gebracht, um in Bezug auf die Be— 
dingungen der Aufnahme, Wegweiſung und Einbürgerung der Flücht— 
linge unter den Kantonen größere Webereinftimmung und Fräftigeres Zu- 
ſammenwirken zu veranlafjen. Zugleich waren in Zürich nähere Straf: 
beftimmungen in Bezug auf Verbindungen politifcher Flüchtlinge und 
Handwerksgeſellen, fo wie Unternehmungen, welche die Sicherheit der 
Schweiz gefährden, in Ausficht geftellt. Solches Vorgehen der Kantone 
follte nicht mehr genügen. Das Verlangen der Diplomatie drängte weis 
ter. Ein Kontordat, hieß es, könne den Gefahren wohl für die Zukunft 
vorbeugen, aber nicht jchon auf der Stelle die Bollziehung der nothwen: 
digen Mafregeln fihern. ine Kommiffion, die niebergefeßt wurde, 
trug daher in ihrer Mehrheit (Keller, Amrhyn, Schmidt von Uri, Mon 
nard, Chambrier, K. Burdhardt) auf ein fürmliches Tagſatzungs— 
conclufum an, um nicht blos den Mißbrauch des Aſyls und die Ge: 
fährdung der völferretlichen Verhältnifje zu bedrohen, fondern auch eine 
genügende Vollziehungsmeife anzuordnen. Jedoch follte die Wegweifung 
von Fremden nur gefchehen, wenn die Handlungen gehörig erhoben wor: 
ben jeien. Ferner überwog die Anfiht, daß die Unterfuchung der ein- 
zelnen Fälle den Ständen zuftehen und diefe, im Cinverftändniß mit 
dem Vorort, die Vollziehung veranftalten follten. Wenn ein Kanton 
die Wegweifung eines Fremden, entgegen dem Conclufum, verweigere oder 
verfäume, fo follte der Entjcheid an die Tagfagung fallen. Eine Min— 
derheit der Kommiffion (Baumgartner) wollte dagegen jeden folchen ver: 
bindlihen Tagſatzungsbeſchluß als Eingriff in die Selbitftändigfeit ber 
Kantone und ungebührliches Zugeftändnig an die Forderungen des Aus: 
lands zurüdweifen und die firenge Handhabung der Frembdenpolizei ein- 
zig den Ständen ſelbſt überlaffen. 

Obgleich der Mehrheitsantrag der Kommiffion fihtbar entgegenfam, 
war dem Drängen Frankreichs doch nicht Genüge gethan. In Paris 
verlangte man eine noch ſchärfere Bundespolizei, die ſich über die Un: 
terfuhung und Volziehung der Kantone hinwegſetzen könnte. Kaum 
waren die Anträge der Kommilfion befannt, fo erhielt der Herzog von 
Montebello durch Schreiben des Miniſters Thiers die Weifung, die Vor: 
ſchläge als ungenügend zu erflären, und durch Grobheit und Drohungen 
andere Beſchlüſſe zu erprejien. „Ih erfuhe Sie“ — fo lautete dieſes 
Schreiben — „die Flüchtlingsangelegenheit thätig zu betreiben. Die 
Anträge der Kommiffion genügen nicht. Denn jo lange man die Kan 
tone die Fälle beurtheilen und auf ihrem Gebiete die Vollziehung anord- 
nen läßt, fo werden die Maßregeln nur unvollftändig ausgeführt und 
der üble Wille oder der Widerftand eines einzigen Kantons reicht bin, 
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um Alles unnüß zu machen. Man muß mit der Schweiz eine freimü- 
thige, wenn auch harte Sprade führen. Wenn fie den Räthen und Be- 
gehren Frankreichs fein Gehör gibt, fo kann fie fi ala mit Frankreich 
überworfen betrachten und ihr Widerftand wird fofort eine her— 
metifhe Sperre (blocus hermetique) zur Folge haben.” 

Das war nicht der Rath eines wohlwollenden Nachbarn, ber noch 
immer feine Freundſchaft betheuerte, fondern der Befehl eines Präfelten, 
der mit der Selbitftändigfeit der Schweiz fpielen zu können glaubte. 
Der Herzog von Montebello konnte in feinem Dienfteifer die drohenden 
Worte nicht eiligft genug überbringen. In mitternächtlicher Stunde ver: 
ſchaffte er ſich Audienz bei dem Tagſatzungspräſidenten, „da der ge: 
tingite Verzug fchlimme Folgen haben könne.” Tſcharner, ſchwach und 
willfährig, gewährte die Audienz. Schriftliche Mittheilung dev Note 
fonnte er nicht erlangen. Tags darauf erflärte fich der Herzog bereit, 
der Kommiffion die Depefche vorzulefen und mit ihr über Die erforder: 
lichen Maßnahmen in Berathung zu treten. Die Kommiffion lehnte in- 
deg diefe Zumuthung einftimmig ab. 

Die Tagſatzung berieth jet drei Tage lang in Angft und Nöthen, 
nachdem die Abgeordneten vergebens gefucht hatten, in freien Konferen: 
zen, hinter verfchloffenen Thüren, fich über einen Beſchluß zu einigen. 
Wie weit der Schreden bei Einzelnen ging, davon zeugt ein Bericht des 
zweiten Zürcher Gefandten, Hegetſchwiler, der an feine Regierung ſchrieb: 
„So viel ift gewiß, wenn ein Blokus eintritt, fo werden wir innerhalb 
eines Monats in den Kantonen Bern, Solothurn, St. Gallen Nargau, 
in erfterem aus fonfeffionellen und politifchen, in letterem aus konfeſſio— 
nellen Beweggründen Bürgerkrieg haben und in Folge befjelben Inter: 
vention und als weitere Folge ariftofratifche Geftaltung des Gemeinwe— 
fens in den Kantonen, als der heiligen Allianz befier zufagend.**) Der 
Tagfagungspräfident Tſcharner machte fi mit dem Gefandten von Neuen- 
burg um die Wette zum offenen Wortführer aller Begehren der Diplo: 
matie. Doch gewann am Ende no cin etwas fefterer Sinn die Ober: 
hand, der durch die tiefe Entrüftung gefpornt wurde, welche fich in der 
Schweizernation zu äußern begann. Die Mehrheit fträubte fi wenig— 
ſtens gegen die völlige Ueberlieferung der Fremdenpolizei an den Vorort 
und fuchte den Kantonen die Unterfuhung und Vollziehung in den ein: 
zelnen Fällen zu wahren. Auch die Berner Regierung raffte fich fo weit 
auf, daß fie ihre Gefandtfchaft beauftragte, in diefem Sinne zu inftruis 
ren. So kam, im Wefentlihen nah dem Mehrheitsantrage der Kom- 
miffion, nur mit einiger Schärfung der vorörtlihen Befugnifje, die ver- 


*) Siehe: 9. Eſcher, politiſche Annalen der eidg. Vororte Zirid und Bern, 
Band II, pag. 323, 
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bindlihe Schlußnahme vom 11. Auguft 1836 zu Stande, die zwar dem 
Präfeftenbefehl nicht in Allem nachkam, aber doch den Stempel äußeren 
Drudes trug und an das einft fo verrufene Eonclufum von 1823 erinnerte: 

Inzwiſchen hatte die fteigende Erniedrigung des Vororts, dev über 
‚ triebene Lärm, der gegen eine Handvoll von Flüchtlingen und Handwer— 
fern erhoben wurde, die Verdächtigung der Nationalparthei, vor Allem 
das ſchnöde Auftreten der franzöfifchen Diplomatie, vor dem fich auch jo 
viele liberale Staatsmänner beugten, die öffentlihe Meinung in der 
Schweiz immer ftärker aufgeregt. Der Herzog von Montebello hatte 
zu Baumgartner, der dem Drängen kräftig widerftand, im Ton eines 
Gensdarmen gejagt: „ich werde euch treiben” (je vous pousserai) und 
ferner erklärt: „das Volk ift gegen euch“ (le peuple est contre vous). 
Das Schweizervolf ließ fich jegt wirklich hören, aber e& tönte nicht im 
Sinne des Auslands. Von St. Gallen, wo man fi) um den angefein: 
deten Gefandten des Kantons fchaarte, ging der Impuls zu einer mora- 
lifchen Erhebung aus. In Flamyl tagten 8 bis 10,000 Männer, um 
jih über die Lage des Baterlandes zu berathen (7. Auguſt). Im einer 
Adrefje an die Tagſatzung wurde gegen die Eingriffe der fremden Diplo- 
matie feierlich proteftirt, dem Vorort und der Mehrheit der Tagſatzung 
die „ernfte Entrüftung” über das unfchmeizerifche Handeln ausgefprochen 
und beide aufgefordert, die Unabhängigkeit und Freiheit des Vaterlands 
mwürdiger zu wahren; endlich die Anficht ausgefprohen, daß die Tag: 
ſatzung fich beim jetzigen Beitande des Bundes nicht in die Fremdenpo— 
lizei der Kantone einzumiſchen habe. Zugleich befhloß die Verfammlung, 
ſobald ausgemittelt fei, daß die Mehrheit der jchweizerifchen Bevölkerung 
ih für eine Reviſion der Bundesverfaffung erflärt habe, die nationale 
Rekonftituirung durch einen nad) der Volfszahl gewählten Verfaſſungs— 
vath zu verlangen. Andere Bolksverfammlungen folgten diefem Beifpiel 
und faßten ähnliche Beichlüffe, fo in Wohlenſchwyl (14. Aug.), Wiedi— 
fon, Reiden, Münfingen und Genf (21. Aug.). Auf dem Schüßenfeld 
in Wiedilon bei Zürich fanden fich gegen 20,000 Männer zufammene 
Auf die Frage, ob man den höhnenden Uebermuth eines fremden Bot: 
ſchafters dulden wolle, erfholl ein taufendfaches Nein, auf Die weitere 
Frage, ob man entfchlofjen fei, jeder Anmaßung, jedem Interventions— 
verfuche des Auslands mit Aufopferung an Gut und Blut zu begegnen, 
ein eben fo lautes Ja. Doc wurde der Schwung der BVerfammlung 
durch die Bedenken der Leiter etwas gelähmt und die Feier des Tages 
getrübt, indem einer der populärften Nebner, Henne, fich gehindert jah, 
die Bundesrevifion in Anregung zu bringen, worauf die St. Galler und 
Glarner ihre Fahnen ergriffen und abzogen. In Reiden (Kt. Luzern) 
und Münfingen (Kt. Bern) ſprach man das fürmliche Begehren auf 
Abberufung des franzöfifhen Geſandten aus. 
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So jtark fi indeß die öffentlihe Meinung äußerte, fo konnte fie 
doch die Nachgiebigfeit nicht hindern. Ihre Wirkung war blos, daß der 
um ji) greifenden Furcht in etwas Einhalt geboten wurde und die Di: 
plomatie ji veranlaßt fah, ihre Forderungen nicht auf's Aeußerſte zu 
Ipannen. In der Tagjakung machte fich Eleinlicher Unmuth über ver: 
letztes Anſehen Luft. Tagherren, die früher jelbjt an VBolksverfammlungen 
das Wort geführt Hatten, wollten jett in ſolchen Demonftrationen nur 
den Ausdrud einer unruhigen Menge jehen. Die Adrefje von Fla- 
wyl wurde auf Antrag von Dr. Keller von den Akten wegerfannt, da 
ihre Sprade eine Beihimpfung für die Tagſatzung ſei; über die ande: 
ren Adreſſen erging einfache Tagesordnung. 

Die Tagſatzung hatte noch auf die franzöfiiche Note vom 18. Ault 
zu antworten. Dank dem Sporn der Nation wurde jegt ein höherer 
Ton angefhlagen. Die von Monnard abgefakte Antwort enthiel- 
Iharfe Zurechtweifungen und verwahrte das ſelbſtſtändige Recht der Schweiz: 
Die Eidgenofjenihaft habe die Beſchwerden von Seiten Frankreichs nicht 
erwarten dürfen. Die angeftellten Unterfuhungen hätten bis zur Evi- 
denz bemiefen, daß Feines der Eonjtatirten Komplotte gegen Frankreich 
gerichtet, daß diefe vielmehr dort angezettelt worden jeien. Der Herdi 
der Verfhmörungen liege in Paris, von wo die Befehle für die gehei- 
men Söldlinge der Verſchwörer ausgingen. Während die Kantone und 
der Vorort die von Frankreich mit folder Sorgfalt bezeichneten Projekte 
von fih aus entdedten, eine große Zahl Schuldiger fortwiejen und an- 
dere den Gerichten überlieferten, habe Frankreich, ungeachtet feiner ge 
rühmten kräftigen Organifation, die Häupter noch nicht erreichen, die 
Hauptquelle des in feinem Buſen verborgenen Uebels nicht entbeden 
fönnen. Die Schweiz treffe Maßregeln gegen Fremde, die erwiefener- 
maßer des Aſyls unwürdig feien, aber ihre Polizei könne fi nie zur 
Erforigung der Gedanken erniedrigen, um Abfichten aufzufpüren, und 
ihre Gerichte würden nie bloße Hoffnungen betrafen. Die Eidgenofjen: 
Ihaft habe thatfächlich bewieſen, daß fie ihre Verpflichtungen kenne und 
erfülle, ohne daß man fie daran zu erinnern braude. Sie kenne aber 
ebenfogut ihre Rechte, welche ihre geographijche Lage keineswegs ſchwäche. 
Nie könne fie zugeben, daß Andere als fie felbit fich das Recht heraus- 
nehmen, über Flüchtlinge, welche in der Schweiz Eonfpiriven, zu urthei— 
len und der Duldung, welche fie ausübe, Gränzen zu fegen. Die Tag: 
fatung würde eine ſolche Verlegung der eidgenöfjifhen Souveränität, ge: 
ſtützt auf das Necht eines felbftftändigen und unabhängigen Staates und 
auf den Beiftand des ganzen Volks, auf dad Entjchiedenfte zurüdmeifen. 

MWürdige und kräftige Worte, die indeß mit dem aufgebrängten 
Concluſum nur halb im Einklang ftanden. Bei der Berathung der 
Antwort drang Aargau auch auf Schritte zur Abberufung des franzöfifchen 
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Gefandten. An der gereizten Diskuffion, die darüber waltete, nahmen 
der Tagjakungspräfident Tſcharner und Neuenburgs Bertreter, Hr. v. 
Ehambrier, den Herzog eifrig in Schuß; der erftere meinte, man follte 
diefem für feine guten Abjichten gegen die Schweiz danken; der leßtere 
ſprach feine höchſte Achtung (le plus profond respect) für ihn aus. 
Bon anderer Seite, insbefondere von Baumgartner, wurde dagegen das 
übermüthige und beleidigende Benehmen des Gefandten mit ſcharfen Wor- 
ten gezeichnet. Zu einer Abjtimmung kam die Frage nicht. 
Unterdei trat da8 Tagfagungsconclufum vom 11. Auguft in Kraft. 
Die große Mehrheit der Stände ratifizirte. Nur Aargau, St. Gallen, 
Waadt und Genf verweigerten die Zujtinmung. Auf die Entichlüffe 
der Kantone mußte noch die in Umlauf gejeßte drohende Nachricht aus 
Paris einwirken : entjpreche die Schweiz dem Begehren der Mächte und 
dem eigenen Beſchluß nicht, jo feien die Gefandten bereits beauftragt, 
fih nah Bajel zurüdzuziehen und von dort aus, unterjtüßt durch ein 
Truppenkorps läng3 der Grenze, die Sperre anzuordnen. Zum erjften 
Male feit 1815 murde ein Repräjentantenrath (von 7 Mitgliedern) er: 
nannt, der indeß nie zur amtlichen Wirkſamkeit fam. In der Vollzie: 
bung entwidelte der Borort Bern denfelben ungemefjenen Eifer, mit dem 
er von vorneherein dem Auslande entgegengelommen war. in dienjt- 
fertiger Unterfuhungsbericht,*) der den Ständen mitgetheilt wurde, 
mußte dazu dienen, die Gefahr ins Grelle zu malen, in welder das 
monardifche Europa durch die revolutionären Umtriebe der geheimen Ge- 
ſellſchaften geſchwebt haben ſollte. Auch die ſchweizeriſche Nationalpar: 
thei wurde ald Dienerin der auswärtigen Propaganda hingeftelt. Der 
unbeftimmte Verdacht, die bloße Denunciation eines Gefandten genügten, 
um Flüchtlinge und fremde Handwerker auf die Proscriptionglifte zu 
feßen. Spionenberichte galten als authentijhe Aftenftüde. Da man 
entdeckt hatte, daß alle Mitglieder der Handwerkervereine fogenannte 
Kriegsnamen trugen, fo ſchloß man umgekehrt, daß jeder Handwerker, 
der einen Spitnamen führe, Mitglied des jungen Deutfchlands fei. Nicht 
blos die Theilnahme an den revolutionären Verbindungen, aud bloße 
politiihe Aeußerungen wurden zum Grund der Wegmweifung gemacht. 
Am fhonungslofeften ging die bernerifche Polizei felbft zu Werke, wäh— 
rend man in anderen Kantonen ftrenger prüfte und zum Theil rechtli- 
ches Verfahren eintreten Tief. In Bern artete die Verfolgung in eine 
fürmlide Hebe aus. Die Begünftigung, die man dort früher Flücht- 
lingen zu Theil werden ließ, fchlugen jeßt bei der herrichenden Burg- 
dorfer Parthei in grenzenloſen Fremdenhaß um Man fcheute weder 


.....) Bericht an den Regierumgsrath der Republik Bern, betreffend die poli- 
tijhen Umtriebe ab Seite politijcher Flüchtlinge und anderer Fremden in der 
Schweiz. Bon Regierungsftatthalter Roſchi verfaßt. Bern 1836, 
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Willkühr noch Gemaltthätigkeit, um ſich eines Jeden zu entlebigen, auf 
den irgend ein vager Verdacht fiel. Selbft Zeugniffe der Schulblofig- 
feit ficherten nicht vor Deportation. *) 

Am fchreiendften war das DVerfahren gegen Prof. Dr. Ludwig 
Snell, in den Zwanziger Jahren aus Deutſchland vertrieben, jett 
Bürger von Küßnacht im Kanton Zürich. In feiner neuen Heimath 
hatte fich diefer um die Regeneration und insbefondere um die Entwid- 
lung der Volfsbildung die größten Verdienfte erworben. Er war dem 
Rufe ald Profefjor der Staatswiſſenſchaften an die Hochſchule in Bern 
gefolgt und Hatte hier feinem Amte mit rühmlichem Eifer vorgeftanden. 
Als Publizift kämpfte er vor Allem für eine Bundesreform und trat 
den Anmaßungen des Auslands entgegen. Den geheimen Verbindungen 
blieb er fern; er warnte vor Unternehmungen der Flüchtlinge, durch 
welche die ſchweizeriſche Neutralität gefährdet werden könnte. Uber er 
bewahtte feinen unabhängigen Sinn und wollte dem Burgdorfer Regi— 
ment nicht "als Schleppträger dienen. Dafür traf ihn die Acht. Be: 
reits am 22. Juli — als erfte Antwort auf die dictatorifchen Forderungen 
der franzöfifhen Note — war er in Haft und Unterfuhung gezogen, 
„da feine Schuld wegen Hochverrätherifcher Umtriebe außer Zweifel fei.“ 
Die Anklage, die fi auf die Berichte von Lejjing und anderen Spionen 
fügte, war unbaltbar. Am 3. Auguft mußte er „wegen Dlangel an 
Verdachtsgründen“ wieder entlafjen werden. Vergebens verlangte der 
Gekränkte einen gerichtlichen Spruch über feine Schuld oder Unſchuld. 
Statt defjen drang das diplomatifche Departement auf feine Abberufung 
als Profeſſor an der Hochſchule. Die Regierung nahm zwar diefen An- 
trag nicht an, da Ludwig Snell unterbef feine Stelle freiwillig nieder: 
gelegt hatte, aber jett griff fie zu der brutalen Mafregel der Wegwei— 
jung und feste jo dem Haß die Krone auf (14. Oft. 1836). Alle 
Borftellungen Zürichs gegen die willführlihe Verbannung blieben erfolg: 
108. - Bern berief ſich auf fein Staatsintereffe und das Necht, mit ein: 
gebürgerten Fremden anderer Kantone zehn Jahre nah Belieben ver: 
fahren zu dürfen. 

So gefahrvoll auch die Verſchwörung der geheimen revolutionären 
Berbindungen für die Sicherheit des ganzen monarchiſchen Enropa’3 und 
die Neutraliät und die innere Ruhe der Schweiz felbft dargeftelt wur— 
den, jo fand fich in den erhobenen TIhatfachen der Unterfuhung doch — 
nad den bisherigen Geſetzen — nicht Stoff genug zur gerichtlichen Ver: 
urtheilung der darin verwidelten Berner Kantonsbürger. Der Präſi— 
dent des jungen Deutfchlands, der Lehrer Ernft Schüler, kurz vorher 


*) Siehe: Die Regierung der Republik Bern und die Verfolgten der Könige. 
Beitrag zur Gefchichte Bern's im Jahr 1836 von Ernft Schüler. (Biel 1837.) 
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Bürger von Biel geworben, mußte von den Berner Gerichten von ber 
Anklage auf Hochverrath freigefprohen und nah fünfmonatlider Haft 
entlafjen werben. Einer polizeilihen Unterfuhung gegen Weingart, als 
Mitglied der jungen Schweiz, konnte feine weitere Folge gegeben werben. 


Der Conſeilhandel. 


Unmittelbar an die Verhandlungen über das Fremdenconcluſum 
knüpfte ſich eine eigene Epiſode, die den neuen Beweis lieferte, wie 
ſchnöde um dieſe Zeit die franzöſiſche Politik mit der Schweiz ſpielte 
und auf welche nackte Weiſe das Spionenweſen getrieben wurde. 

Bereits am 19. Juli 1836 hatte der Herzog von Montebello in 
einer Note das Verlangen an den Vorort zu Handen der Kantone ge— 
ſtellt, einen Flüchtling, Namens Conſeil, zu verhaften und fortzuweiſen, 
der ſich in Paris einen Paß als Napoleon Cheli zu verſchaffen gewußt 
habe, bei dem Attentat von Fieschi compromittirt geweſen ſei, die revo— 
lutionärſten Grundſätze bekenne und überall gleich gefährlich ſei. Die 
Note war in dem gewöhnlichen Präfektenton abgefaßt und lautete wie 
ein Befehl, der Untergebenen ertheilt wird. Der Vorort hatte ſich be— 
eilt, das Verlangen den Ständen mitzutheilen. Wie groß war jetzt das 
Erſtaunen, als ſich wenige Tage ſpäter durch die ganze Schweiz die 
Kunde verbreitete, dieſer Conſeil ſei im Kanton Bern verhaftet und es 
ergebe ſich aus ſeinen Ausſagen und Papieren, daß er von Seite der 
franzöſiſchen Behörden ſelbſt in die Schweiz geſandt worden ſei, um die 
Flüchtlinge auszukundſchaften und zu verleiten. 

Wirklich hatte die Regierung von Bern eine nähere Unterſuchung 
über dieſen Fall eingeleitet und die Akten durch den Vorort an die Tag— 
ſatzung übermittelt. Es bot fich jetzt die Gelegenheit, durch die einfache 
Darftelung der Wahrheit für die vielen von Frankreich erlittenen Krän— 
tungen die empfindlichite Vergeltung zu üben. Durd den öffentlichen 
Unmillen gejpornt, faßte die Tagfagung den Entſchluß, eine Kommiſſion 
von drei Mitgliedern (Dr. Keller, Monnard, K. Burdhardt) niederzu— 
fegen, um der Sache auf den Grund zu gehen und die nöthigen An: 
träge zu ftellen. Die Mehrheit diefer Kommifjion erfüllte ihre Aufgabe 
auf diergründlichfte Weife. Der Beriht, den Dr. Keller abfakte, 
war ein Meifterftüd von juriſtiſcher Schärfe, klarer Bemweisführung und 
unerfchrodener Confequenz. 

Darnah ergab fih aus den offenen Geftändniffen von Conjeil, 
daß diefer, feit dem Frühling des Jahres im Dienfte der Pariſer Poli: 
zei, unmittelbar nad dem Mordverfuche Alibaud’8 auf ein Büreau des 
Minifterium des Innern (nit des Aeußeren, woraus die Ber: 
widlung entftand, da es fi um eine Doppelpolizei hinter dem Rüden 
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des Miniſters des Aeußern reſp. des zGeſandten in der Schweiz handelte) 
beſchieden und ihm hier eröffnet wurde: er müſſe nach der Schweiz 
verreiſen; dieſelbe laſſe die politiſchen Flüchtlinge aufgreifen und durch 
Frankreich nah England ſchaffen; man werde an die franzöſiſche Ge— 
ſandtſchaft in Bern fchreiben und ihn als Theilnehmer an den Attenta— 
ten Fieschi's und Alibaud's zur Feftnahme und Wegfhaffung fignalifiven; 
das werde ihm zu den auszumweifenden Deutjchen, Yranzojen ꝛc. Zugang 
verſchaffen; er folle trachten, ihre Freundſchaft und ihr Zutrauen zu ges 
winnen, ſodann ausforichen, ob ein Anfchlag gegen die königliche Familie 
Frankreichs beabfichtigt werde; endlich folle er ſich nöthigenfalls verhaf: 
ten und nah England führen laſſen, dafelbjt feine Mifjion fortjegen und 
über alles in Erfahrung Gebrachte genauen Bericht erjtatten. Darauf 
ward ihm ein Pak auf den Namen Cheli Napoleon ausgejtellt und bie 
Weiſung ertheilt, ſich alsbald nad feiner Ankunft in Bern auf der Po— 
lizei zu ftellen, bier feinen wahren Namen Augufte Eonfeil (von Ancona 
gebürtig, 1832 aus Italien flüchtig) zu eröffnen und um das Afyl 
nachzuſuchen. 

Dieſer vorgeſchriebenen Rolle gemäß begab ſich Conſeil nach Bern 
und ſtellte ſich auf der Polizei. Die gewünſchte Aufenthaltsbewilligung 
wurde ihm jedoch verweigert und Conſeil mußte Bern wieder verlaſſen. 
Hierauf reiste er nach Beſançon und erhielt von dem dortigen Präfekten 
einen neuen Paß, der auf den Namen Bierre Corelli lautete. Mit die: 
fem ging er nad Bern zurüd, nachdem er jetzt die Inftruftion erhalten 
hatte, ſich bei der franzöfifchen Gefandtfchaft für weitere Verhaltungs— 
befehle zu melden, während ihm früher in Paris verboten war, fich zu 
dem Oefandten zu begeben. Der Spion überrafchte den Herzog von 
Montebello in einer Abendgefellihaft. Verlegen mußte der Gefandte 
ihn aus dem Salon in ein Seitenfabinet führen. Die Lage war für 
den Herzog fatal, da er bei Erlaß der Note noch nicht um die Sendung 
von Confeil wußte. Der neue Paß mit dem Signalement konnte Ber: 
dacht erregen. Der Spion wurde deßhalb an den Gefandtichaftsfefretär, 
Hrn. v. Belleval, gewiefen, der Auftrag erhielt, einen anderen Paß aus: 
zuſtellen. Dieſer dritte falſche Paß wurde von dem Geſandtſchaftsſekre— 
tär auf den Namen François Hermann ausgefertigt und antedatirt. 
Der Spion erhielt zehn Napoleonsdor in die Hand und die Weifung, 
Bern zu verlafjen und fi in andere Schmweizerftädte zu verfügen, um 
die Flüchtlinge verfchiedener Nationen auszuforſchen. 

Unterdeß hatte aber Confeil, in feinem Handwerk noch wenig ge— 
hit, gleich beim erften Wiedererſcheinen in Bern durch feine Zudring— 
lichfeit und fein provozirendes Wefen den Verdacht einiger italienifchen 
Flüchtlinge auf fi gezogen. Das Mißtrauen unter den Berfolgten 
jelbft war um diefe Zeit fo groß, daß man ſich gegenfeitig mit allen 
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Mitteln auszuforſchen ſuchte. Durch liſtige und drohende Inquiſition 
gelang es, den Conſeil. ſchnell zu dem Geſtändniſſe zu bringen, daß er 
im Dienfte der franzöfiihen Polizei ftehe, und ihm — unter Bedingung, 
dag man ihm nichts zu Leide thue und das Geheimniß bemahre — ſelbſt 
feine verbächtigen Papiere abzunehmen. Einmal entdedt und voll Angft 
vor Vergeltung befand fi) der Spion wie in der geheimen Gewalt der 
Italiener. Einer derſelben (Migliari) entſchloß fi, den Zweck der 
Sendung Eonfeil’3 vollftändig an den Tag zu bringen und ihn öffent: 
lich zu entlarven. Er ſchaffte Confeil, der ſich widerftandslos von Ort 
zu Ort führen ließ, nad Nidau und überführte ihn hier noch einmal 
in Gegenwart mehrerer Bürger und gab ihn dann fammt feinen Pa— 
pieren — die ein anderer der Italiener (Bertola) in Händen hatte und 
anfangs dem Verſprechen gemäß zurüdzubalten ſuchte — in die Gewalt 
der Polizei. 

An der Prozedur konnte zwar Fein vollitändiger Beweis für die 
einzelnen Thatfachen hergeftellt werden, da es nicht möglich war, den 
Sefandten und feinen Sekretär ins Verhör zu nehmen. Auch den Aus: 
fagen von Confeil und den vier Italienern war an und für fi fein 
hinreichender Glaube beizumefien. Aber alle Geftändnifje ftimmten der: 
geftalt mit den näher angegebenen Umjtänden überein ; e8 fand fich eine 
folde Einheit im Ganzen der Erzählung und der Gefammteindrud der 
Alten ließ fo wenig Zweifel übrig, daß die höchſte Evidenz vorhanden 
war. Der Bericht nahm daher in rechtlicher Beziehung fo gut als er: 
wiefen an, daß von Seite des franzöfifhen Geſandtſchaftsſekretärs ein 
Paß gefertigt war unter wifjentlich falfcher Bezeichnung des Paßträgers, 
unter abjichtlicher Beifegung eines falfchen Datums und unter Anma— 
Bung und Unterfchrift des Titels einer DBeamtung* (derjenigen eines 
Charge d’affaires de France), melde dem Ausfteller zur Zeit der 
wirklichen Ausftellung keineswegs zuftand. Er ftellte es ferner als jo 
gut wie gewiß hin, daß diefe Fertigung mit Autorifatien des Botſchaf— 
ter8 gefchehen jei und daß Diefer, wenn er auch die Eigenfchaft des Con— 
feil als Spion nicht bei dem Erlaß der Note vom 19. Juli fannte, dies 
felbe jedenfalls fpäter erfuhr und dennoch die Note weder zurüdnahm 
noch berichtigte. In der wifjentlichen Austellung eines falſchen Paſſes 
durch einen Beamten, fowie in der Ertheilung des Befehls oder der 
Autorifation dazu von Seite eines Vorgefegten an feinen Untergebenen 
liege nun nad) den Rechtsanſichten aller bekannten Völker, und nament: 
ih auch nach der franzöfifhen Geſetzgebung, ein fträfliches Verbrechen 
oder Vergehen. Der Grundſatz der Erterritorialität ſchütze freilich die 
Geſandtſchaft vor der Yurisdiction des Landes, in welchem fie affrebitirt 
fei. Aber damit fei den Perfonen kein Freibrief für Begehung von 
Verbrechen ertheilt. Pflicht oder Befugniß bleibe es in dieſem Lande, 


— 43 — 


die Regierung, welche fie gefandt habe, von dem Sachverhalt in Kennt: 
niß zu ſetzen und ihr die Akten mitzutheilen oder anzubieten. ‘ 

Mag man von dem Gebraudhe von Spionen denken, wie man will 
— hieß es am Schluffe des Beriht? — fo können wir doch nimmer: 
mehr glauben, daß Handlungen, wie fie hier vorliegen, daß Betrug und 
Fälſchung, welche in aller Welt den Stempel des Verbrechens tragen 
und der öffentlichen Verachtung anheimfallen, auf dem Gebiete der Di: 
plomatie, welche Völfer mit Völkern zu verbinden die hohe Beftimmung 
bat, zum Gemwöhnlichen und Alltäglichen gehören. Wo müßte e3 mit 
der Achtung, mit dem Vertrauen von Staat zu Staat hinfommen, wenn 
der Botfchafter des einen Landes fih ungehindert dazu hergeben Fönnte, 
durch den gröbften Mißbrauch feiner geheiligten Stellung und des mit 
derfelben verbundenen öffentlichen Glaubens, die Behörden und Bewoh— 
ner des Landes, in welchem er affreditirt ift, zu ihrem Nachtheil und 
Gefahr zu täufchen und im Irrthum herumzuführen. Die Ehre der 
Eidgenofjenfchaft erlaube es nicht, dergleichen ftillfehmweigend zu dulden. 
Auch die Ehre Frankreichs und feines Königs fei gefährdet. Der falfche 
Schein einer Stellvertretung müſſe zerftört werden, damit die Ehre bes 
Königs und der Nation auch in den Augen der Welt unbefledt daſtehe. 
Aber hiefür bedürfe fie Kenntniß der Wahrheit. 

Die Mehrheit der Kommiffion trug demgemäß darauf an, den Vor: 
ort zu beauftragen: „den König und die Regierung Frankreichs dur 
das Mittel des fchmweizerifchen Gejhäftsträgers in Paris oder auf andere 
zuverläfjige Weife von dem Sachverhalt unter einjtweiliger Beifügung 
beglaubigter Abſchrift der Akten in Kenntniß zu ſetzen.“ Die Minder: 
beit (Burdhardt von Bajel), obwohl nicht im Stande gegen das That- 
fählihe und die rechtlichen Deduktionen gegründete Einwendungen zu . 
machen, wollte doch die Sache auf fich beruhen laſſen. In der Tags 
fatung überwog die Anficht, daß man dem Schweizervolke die volljtän- 
bigfte Deffentlichfeit fchuldig fei. Es fei gut, daß man die Diplomatie 
einmal auf ihrem unfanberen Wege ertappt habe und ihr Benehmen 
gegen die Schweiz mit Thatfachen fo recht an's Sonnenlicht ziehen könne, 
Auch die Ehre Frankreichs erfordere Haren Auffhluß; die Darftellung 
der Wahrheit fei der beſte Weg, das gute Einverftändniß zwiſchen bei— 
den Völkern zu erhalten, das durd Spione und einen Strudelkopf 
(etourdi) gejtört werden fünnte. Der Tagfakungspräfident Tſcharner 
hatte diesmal gebundene Hände, da er nah ausdrüdlicher Inſtruktion 
jeines Standes für den Mehrheitsantrag ftimmen mußte. Der Gefandte 
von Neuenburg, Hr. v. Chambrier, dagegen ergriff wieder unbedingt 
Parther für die franzöfifche Diplomatie; er ftellte Confeil als das unglüd- 
lihe Schlachtopfer einer ſchändlichen Flüchtlingsintrigue dar, wälzte alle 
Schuld auf die Berner Polizei, befchönigte das Spionenweſen und vers 
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langte, daß die Sache der Regierung von Bern unter Mißbilligung zu: 
rüdgefandt werde. Bei der Abftimmung fchaarten ſich indeß fofort 
10° Stände um den Mehrheitsantrag der Kommilfion, fünf Stände 
behielten ſich das Protokoll offen; ein Beſchluß Lie fich beftimmt erwarten. 

So raffte fi die Tagfagung auf und fpielte einen feden Trumpf 
aus, welcher zeigen follte, daß die Schweiz noch nicht reif fei, ſich Alles 
gefallen zu laſſen. Aber fie bedachte nicht, wie ſchwer e8 war, nad fo 
viel Nachgiebigkeit fih auf der Höhe eines Fräftigen Entfchlufjes zu hal— 
ten. Der Borort zeigte fi) wieder von vorneherein ſchwach. Nachdem 
bereit3 die Ratififation in erforderlider Zahl eingegangen und die Maß: 
nahme in Kraft getreten war, verzögerte er die Vollziehung. Die fran- 
zöfifche Regierung konnte ſich äußern, ehe die Ueberfendung der Alten 
vollendete Thatfahe war. Noch während der Verhandlungen der Tag: 
fagung hatte ſich Hr. v. Belleval, der fälſchliche Charge d'Affaires, ei- 
ligft nad) Paris begeben, um dem Streiche zuvorzukommen. In Paris 
fühlte man fich durch die ganze Prozedur um fo empfindlicher getroffen, 
als die wahre Verantwortlichkeit der ſchnöden Intrigue nicht auf den 
franzöfifchen Gefandten, auch nicht auf den Minifter des Aeußern, fon: 
dern augenfcheinlih auf den König felbft fiel, der Hinter dem Miniſte— 
rium de3 Innern die Fäden der Geheimpolizei leitete.*) Zu dem Aer— 
ger, den bereits die Antwort der Tagſatzung vom 29. Auguft mit ihren 
Iharfen Wahrheiten verurfacht hatte, kam jetzt der Hohn der öffentlichen 
Meinung und reizte den Zorn auf's Aeußerſte. So entlub ſich gegen: 
die Eidgenofjenfchaft ein neues diplomatifches Donnermetter, dem that: 
ſächliche Bedrängniffe folgten. 

Eine franzöfiiche Note (vom 27. Sept.) gab gleichzeitig Rückant— 
wort auf das frühere Schreiben der Tagſatzung und Befcheid auf die 
jett angedrohte Aktenüberfendung. Auf geſchickte Weife wurde die Frem— 
denangelegenheit, bei welcher die übrigen Kabinette mitbetheiligt waren, 
permengt mit der Spionengefhichte, die nur die franzöfiihen Behörden 
betraf. Obgleich die Note in erfterer Beziehung jetzt zugeftehen müßte, 
daß Frankreich bei den Umtrieben der Flüchtlinge nit unmittelbar bes 
rührt fei, erging fie fich doch in den fehneidenditen Vorwürfen, weil die 
Schweiz es gewagt Hatte, fid) über das verlegende Auftreten Frankreichs 
zu wundern. Die von Frankreich mit eben fo viel Uneigennügigfeit und 
Wohlwollen gegebenen Räthe — hieß e8 in der Note — feien gereizt zurüd: 
geftogen, feine Abfichtene ntftellt, feine Worte verdreht worden. Frankreich 
müſſe hierin eine ſchwere Beleidigung fehen. Doch lege es eine fo bei: 
jpiellofe Sprache nicht der Schweiz, fondern der Parthei zur Laft, welche 

*) Hr. Thiers mußte fpäter in der Deputirtentammer erklären, daß er nicht 


Alles gewußt habe und Hr. von Montalivet, der Minifter des Innern, Iehnte alle 
näheren Aufſchlüſſe ab. 
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ih anmaße, diefelbe zu beherrſchen. Eine aus verfchtedenen Elementen 
zufammengefegte Yaction habe ſich fomol in der öffentlichen Meinung als 
im Schooße der Landesbehörden mwiderrechtlich ein der fchmweizerifchen Frei— 
heit drohendes Uebergewicht erworben. Ein unerhörter Vorfall habe die 
bereit jo ernten DBerhältnifje noch mehr verwidelt. Das Komplott, 
defien Rädelsführer oder Werkzeug Confeil geweſen fei, liefere ein neues 
Beilpiel von der unglaubliden Treulofigfeit der Factionen und der eben 
fo ungaublihen Schwäche einiger Landesbehörden. Ein hinterliftiger 
Streich jei beinahe öffentlich gegen den Gefandten von Frankreich verab— 
redet worden und was noch erftaunlicher, e8 hätten fich Behörden ge— 
funden, welche ſchwach oder einfältig genug waren, um fich ala Mitſchul— 
dige eined von den Feinden jeder Regierung angezettelten Manövers ge: 
brauchen zu lafjen. Ein gerichtliches Verfahren werde angeordnet, nicht 
gegen die Spießgefellen eines furchtbaren Vereinz, fondern über die That- 
fahen, deren Urheber fie jeien und die fie zur Anzeige brächten. Der 
Borort übermweife die beifpiellofe Unterfuhung der Tagfatung und diefe 
genehmige Anträge, in welchen die Grundfäte des Völkerrechts auf em— 
pörende Weife mißachtet feien. Wenn ein folches Benehmen nicht unges 
ſäumt verläugnet werde, fo fei Frankreich es fich felber ſchuldig, auf 
eclatante Weife zu erflären, daß es die Beleidigung tief empfinde und 
ſchnelle Genugthuung erwarte, Bis diefe Genugthuung gegeben, fei der 
Geſandte angewiefen, allen Verkehr mit der Schweiz abzubrehen und 
in diefer Stellung zu verharren, bis in ihren Rathsſälen eine weijere 
Politif die Oberhand gewonnen habe. 

Diefe Note war mehr als ein Ultimatum; fie war eine Art Kriegd- 
erflärung gegen den ganzen berrfchenden Zuſtand in der Schweiz. 
Nah Verübung der fchreiendften Kränkungen forderte der Stärfere Ge: 
nugthuung von dem Schwächeren, weil fich diefer erdreiftete, ihm die 
Wahrheit zu jagen. Die Mehrheit der Tagfakung war auf unzweideu- 
tige Weife zu einer Faction geftempelt, die fich eine mwiderrechtliche Ge— 
malt angemaßt habe. Darin lag eine handgreifliche Aufforderung an 
die reactionäre Parthei in der Schweiz, mit Ausſicht auf den Schuß 
Frankreichs, eine Contrerevolution zu bewirken. In Paris ſäumte man 
auch nicht, den Drohungen durch die feindfeligften Maßregeln Nachdruck 
zu geben. Der Erfinder der hermetiſchen oder luftdichten Sperre, der 
Minifter Thiers, hatte zwar vom Ruder abtreten müſſen. Sein Schrei— 
ben an Montebello war in Frankreich felbft dergeftalt verrufen worden, 
daß der Moniteur es für gut fand, die Zeilen für apofryph zu erklären. . 
Aber das neue Minifterium Mole trat in die gleichen Fußftapfen und 
griff. den Blokus wieder thatfählih auf. Ohne weitere Anzeige wurde 
an der ganzen weftlichen Grenze der Schmeiz eine ftrenge Sperre an- 
geordnet und aller Verkehr unterbrochen. Die franzöftfche Geſandtſchaft 
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wies alle Schriften der Kantonsregierungen oder ihrer Kanzleien zurüd. 
Die Auszahlungen der Penfionen an die ehemals in franzöfiichen Dien- 
ften geftandenen Militärs hörte auf. Montebello felbft dagegen blieb 
mit feiner beleidigenden. Gegenwart in der Bundesitadt. 

Der Borort erfhrad und dachte nicht mehr daran, den Auftrag der Tag: 
fatung auszuführen. Die Bundesbehörde, die unterdeß auseinander gegan— 
gen war, mußte außerordentlicher Weife wieder zufammen berufen werden. 
Ale Großen Räthe hatten ihr Wort zu ſprechen und nftruftionen zu bera- 
then. So drohend das Meſſer an die Kehle gefeßt wurde, war die Lage doch 
nicht jo kritiſch, daß die Schweiz nicht ihr Recht ftandhaft hätte behaup- 
ten können. In der Hauptfache war den Begehren der Diplomatie ent— 
fprochen worden. Das remdenconclufum fand überall Nachachtung ˖ 
Auch die Kantone, die ihre Zuftimmung verweigert hatten, unterzogen 
fih Angefihts der neuen Gefahr. Die übrigen Kabinette hatten feinen 
Grund, in der Spionengefhichte mit Frankreich gemeine Sahe zu ma— 
hen. In der Schweizernation war der Geift noch nicht erlofchen, den 
die Volfsverfammlungen angeregt hatten. Es fehlte nicht an Fräftigen 
und muthigen Stimmen, die dazu aufforderten, Tieber Alles zu wagen, 
als fo viele Schmad zu dulden. Das dur die Sperre am härtejten 
getroffene Genf ließ fih am wenigſten irre machen. In Frankreich ſelbſt 
war die Stimmung gegen die Regierung in allen Klafjen gereizt. Die 
Öffentlichen Blätter aller Farben, mit Ausnahme der minifteriellen Prefie, 
mißbilligten laut das Verfahren gegen die Kleine Schweiz, ben ältejten 
und treueften Verbündeten Frankreichs. Ein Krieg gegen die Schweiz 
wäre nicht blos unpopulär, fondern antinational gemwefen. Durch die 
Sperre hatte das Nachbarland fo qut zu leiden, als die Schweiz. Auf 
einigen Punkten fahen ſich die franzöfifchen Behörden genöthigt, wegen 
Unzufriedenheit der Grenzbevölferung die Grenziperre aufzuheben. Aber 
die Eidgenoſſenſchaft hatte fich bereit3 Schritt für Schritt an Nachgie- 
bigfeit gewöhnt und wiederholt gedemüthigt. Unter den Kantonen fehlte 
das fefte Band, das Vertrauen einflößen konnte. Die Gebrechen der 
Bundesorganifation mußten wie immer lähmen. Die alten Sarnerftände 
waren no voll Groll und widerftrebten jeder Fräftigen Mafregel zur 
Wahrung der nationalen Ehre. Unverbefjerlihe Ariftofraten fpielten 
mit der franzöfifhen Diplomatie unter einer Dede und fegten ihre ganze 
Hoffnung auf fremde Intervention. Dazu Tam die YJurcht, die fich bei 
der Sperre fo leicht der induftriellen Klaſſen bemächtigte. Die Klugen 
fanden jett, daß die Tagſatzung zu weit gegangen fei und ſchoben alle 
Schuld auf Dr. Keller, der wohl juriftiihen Scharflinn, aber feinen 
ftaatSmännifchen Takt gezeigt habe. Insbeſondere wurde getabelt, daß 
der Beriht der Kommiffton fofort durch den Drud ins Publikum 
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gebracht*?) und in franzöſiſcher Sprache in einer Auflage von 10,000 
Eremplaren auch in Paris verbreitet worden fei. 

Bor Allem aber lag ein Hemmſchuh in der herrjchenden Politik 
des größten Kantons, der in den Beziehungen zum Ausland das Schwer: 
gewicht der Schweiz zu bilden pflegt und der gerade die vorörtliche Lei— 
tung in Hünden hatte. In Bern zeigte ſich — bei Berathung der In— 
ftruftion im dortigen Gr. Rath (17. DE.) — das Burgdorfer Syſtem 
in feiner ganzen Unterwürfigfeit. Der Muth, das qute Recht gegen ei— 
nen mächtigen Nachbar zu behaupten, wurde als eine Thorheit gefchil- 
dert, die ſchweizeriſche Miliz als unfähig bingeftellt, einem ftehenden 
Heer entgegenzutreten, der Begriff von Nationalehre überhaupt nahezu 
als Wahn behandelt. Die Politik des Pudels, welcher vor dem Stode 
Turzelbäume macht, erſchien als die einzig richtige. Vergebens kämpfte 
eine patriotifhe Minderheit (Stettler, Fellenberg, Neuhaus, Schneider, 
Jaggi) gegen die erniebrigenden Grundſätze. Mit 131 gegen 80 Stim- 
men erhielt die Gefandtfhaft eine Inftruftion im fogenannten Tonziliato- 
rifchen Sinne, entgegen dem Antrag, feine Genugthuung zu geben, fon: 
dern gegen die Sperre Repreſſalien zu ergreifen und das Weitere ent: 
ſchloſſen abzuwarten. 

Als die außerordentliche Tagſatzung zuſammentrat (17. Okt.), war 
der Kleinmuth bereits in den Großen Räthen entſchieden. An Vollzie— 
hung des früheren Beſchluſſes war nicht mehr zu denken. Es handelte 
ſich nur noch um eine mehr oder weniger eclatante Genugthuung. Die 
Tagſatzung wagte es nicht, die Sache in öffentlicher Sitzung zu behan— 
deln. Zwar wollte eine Anzahl von Ständen auch jetzt noch bei dem 
gefaßten Entſcheid verharren und unter keinen Umſtänden die Schweiz 
im Unrecht bekennen. Muthig erklärte namentlich Genf: kein Kanton 
ſei jo ſehr intereſſirt, daß das gute Einvernehmen mit Frankreich herz 
geftellt werde, wie Genf; allein die Ehre geftatte die Zurüdnahme des 
Beſchluſſes nicht. Andere Stände, die der früheren Mehrheit angehör: 
ten, bliefen dagegen zum Rückzug. Den  plaufibelften Grund wußte 
Solothurn anzugeben: die Befchwerde Frankreichs fei die Gefchichte vom 
Wolf und vom Lamm; die Vollziehung des Befchluffes fei jetzt aber un: 
möglich; wenn Einer geben wolle, fo müfje der Andere geneigt fein, zu 
empfangen; an der Spite von Bajonnetten werde man die Akten nicht 
hinüber tragen wollen. Die Sarner und Halbfarner waren einfach der 
Meinung, daß die Tagfakung ihren Fehler geftehen und dem Beſchluß 
Feine Folge geben fole. Der Hoffnung, die fi} noch auf eine englifche 
Dermittlung richtete, trat der Bundespräfident mit der Behauptung ent- 

*) Siehe: Die entlarpte Diplomatie oder Bericht und Antrag der von 


der Zagfatsung niebergefetten Kommilfton, betreffend die Angelegenheit Gonfeil. 
(Züri bei Orell, Füßli und Comp.) 
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gegen, auch Lord Palmerfton finde, daß die Schweiz beleidigt habe und 
Genugthuung fhuldig fei.*) Mit Mehrheit wurbe endlich entfchieden, 
den Beihlu vom 9. Auguft nicht zu vollziehen. Dagegen ftimmten: 
Zürid, St. Gallen, Yargau, Genf, Waadt, Thurgau, Appenzell A. Rh., 
Bafelland, Glarus, Luzern. 


Als e8 fih hierauf darum handelte, eine Antwort auf die franzö- 
ſiſche Note zu ertheilen, bot die Tagfatung, mehr wie je, das Bild der 
Zerriffenheit und Unfchlüffigkeit dar. Drei Tage lang zankte man ji 
in der Behörde um die Redaktion herum. Uri und Unterwalden droh— 
ten einmal die Tagfatung zu verlafien, „bis eine neue franzöfifche Note 
fomme.“ Der Bunbespräfident Tſcharner bot Alles auf, um einen Ent: 
wurf durchzuſetzen, worin das Sündenbefenntniß ftarf genug ausgedrüdt 
war, um Frankreich unbedingt zu befriedigen. Das Projekt einer Kom: 
miffionsmehrheit, von dem der Berichterftatter Monnard felbft fagte, 
daß es ſchwach (päle) genug fei, wurde noch weiter abgefhwädt. Doch 
machte ji das Ehrgefühl mwenigftens jo weit geltend, daß der von Tſchar— 
ner beharrli aufgedrungene, von den alten Sarnern unterftügte und 
als Diktat des franzöfifchen Minifteriums zu betrachtende Entwurf aus- 
- gejchloffen blieb. - 

In der endlich redigirten Antwort wurde der ganze Streit einem 
Irrthum oder Mißverſtändniß zugeichrieben. Die Schweiz fehe dieſes 
Mipverftändnig mit um fo größerem Bedauern, als fie nie die Abficht 
gehabt Habe, den freundlichen Beziehungen zu Franfreich irgend zu nahe 
zu treten. Bei dem Beihluß der Aktenſendung habe die Tagfatung fei- 
nen Rückgedanken gehabt und weder die Regierung Frankreichs noch ih: 
ren Gefandten beleidigen wollen. Um das gute Einvernehmen mit 
Frankreich nicht zu ftören, erfläre die Tagſatzung jest, dem Beſchluß feine 
Folge zu geben. Dann folgte eine matte Verwahrung, daß die ſchwei— 
zerifhen Kantone feinem auswärtigen, Staat das Recht zugeftehen fünn- 
ten, den Gang ihrer Regierungen zu controliven ober ſich direkt oder 
indireft in die Berathungen der eidgenöfliichen Behörden zu mifchen. 
Endlich wurde die Hoffnung auf Wiederherftelung der alten Freund: 
Ihaftsverhältniffe ausgeſprochen. 

Man mochte fi darüber ftreiten, ob in diefer Antwort die eclatante 
Genugthuung liege, wie Frankreich fie mit fo brutalem Hohn verlangte, 
Jedenfalls enthielt fie einen Widerruf oder eine Abbitte, die nach dem 
kecken Anlauf zu einer gerechten Vergeltung doppelt demüthigen mußte. 
Der franzöſiſche Hof ſäumte nicht, ſich befriedigt zu erklären und bie 


*) Mie es ſcheint, that die engliſche Diplomatie der ſranzöſiſchen dieſen Freund- 
ſchaftsdienſt auf eine Zuficherung von Paris, daß man nicht beabfichtige, die libe— 
ralen Berfaffungen in der Schweiz zu ftürzen. 
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Grenzſperre aufzuheben. Der Herzog von Montebello behauptete feinen 
Boften. Aber der fheinbare Sieg war für die Politik des franzöfifchen 
BürgerfönigtHums entehrender, als die diplomatifhe Niederlage der 
Schweiz. Mußte auch die Heberfendung der Akten unterbleiben, fo hatte 
der hermetifhe Blokus doch die Thatfachen nicht auslöfchen Finnen. Vor 
der öffentlihen Meinung Europa3 war das Spiel, da3 von dem fran- 
zöfifchen Kabinet getrieben wurde, ftarf genug gebrandmarkt. Im Her: 
zen der Schweiz blieb ein tiefer Stachel gegen die fehreiende Behand» 
lung, für melde no Genugthuung geleiftet werden mußte. 


Amgefalfung in Olarıs. 


Erfreulicher als diefe äußeren Vermidlungen, in denen die natio- 
nale Schwäche jo grell zu Tage trat, waren einzelne Fortfchritte in den 
tantonalen VBerfaflungszuftänden, wodurch die Regeneration weiteren Bo: 
den gewann. Bereit hatte in Schaffhaufen die Rechtägleichheit einen 
weiteren Schritt gemacht, indem in neuer VBerfafjungsrevifion die Ber: 
tretung de3 Landes im Verhältniß zur Stadt vermehrt wurde und leßtere 
nur noch einen geringen Vorzug behielt. Auch in Appenzell A. Rh. 
war es gelungen, das Bolf, das an der Landsgemeinde zu Hundtwyl 
im J. 1833 alle Reformen fo unwirſch von fich gewiefen hatte, an einer 
Landsgemeinde im Jahre darauf für zeitgemäße Nenderungen der alten 
patriarhalifchen Verfaffung zu gewinnen. Nur die Gemaltentrennung 
wurde noch verworfen und die oberfte Yuftiz in den Händen des regie= 
renden Rathes gelafjen. Dagegen wurde vollite Freiheit für künftige 
Nevifion gewahrt und die Verfaſſung gültig erflärt: „fo lange es ber 
Landsgemeinde gefällt.” Abänderungen vorzufhlagen, dazu follte bie 
Obrigkeit und jeder Landmann zu allen Zeiten das Recht haben. Jetzt 
trat aud) in einem anderen Landögemeindefanton ein bemerfensmwerther 
Umſchwung ein. 

Der Heine demofratifhe Stand Glarus bot noch bisher, in Folge 
der ehemaligen langen Religionsfehden zwifchen den Neformirten und 
Katholiken, das eigenthümliche Bild eines verworrenen konfeſſionellen 
Drganismus. Das ganze politiiche und bürgerliche Leben war den Fon- 
feffionellen Rückſichten untergeordnet. Die beiden KReligionspartheien 
bildeten zwar einen gemeinfamen, ungetrennten Kanton, aber die Ber: 
waltung beider Konfeffionen war geſchieden, jo daß diefelbe in mehreren 
Beziehungen zwei abgefonderte Kantonstheile begründete. Neben der ge: 
meinfamen Landsgemeinde und den anderen oberen Landesbehörden, Die 
nur wenig bebeuteten, hatte jede Glaubensparthei ihre eigene Landöge- 
meinde — die reformirte ward in Schwanden, die fatholifche bei Näfels 
gehalten — ihren eigenen Rath, ihr eigenes Strafgericht, ihre eigenen 
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Civilgerichte. Nur in Streitfachen zwiſchen Genoffen verfchiedener Kon- 
feffionen wurden die fogenannten vermifchten Gerichte gebildet. Auch 
das Kriegswefen war getrennt. Außer dem SKantonszeughaus hatte jede 
Konfeffion wieder ihr eigenes Zeughaus, ihren eigenen Landeshauptmann, 
Zeugherrn ꝛc. Ebenſo ging es mit dem Finanzweſen, indem jeder Re— 
ligionstheil feine eigene Kaffe, Einkünfte, Ausgaben und Sedelmeifter 
hatte, Diefer bizarre Zuftand, der allen gemeinfamen Fortſchritt lähmen 
mußte, beruhte noch auf einem Landesvertrag, der 1683 zwiſchen den 
Konfeffionen unter Garantie der andern eidgenöffifhen Stände abge: 
ſchloſſen wurde. Die helvetifche Revolution machte zwar dem Chaos für 
furze Zeit ein Ende. Aber ſchon mit der Mediation Fehrten die alten 
Verhältniſſe größerentheils zurüd und die Neftauration ftellte fie noch 
weiter her. Der Tagfakung wurde von Glarus, wie von Schwyz und 
Uri, nur ein mageres Skelett von ſechs Artikeln eingegeben, die als Ber: 
faffung3urfunde gelten follten. Mit der Zeit war der Organismus um 
fo vernunftwidriger geworden, als er eine unverhältnigmäßige Bevorzu— 
gung der Katholiten mit fich brachte. Die Zahl der Reformirten nahm 
in Folge der induftriellen Thätigkeit immer mehr zu, während die Ka— 
tholifen in ihrer Entwidlung ftille ftanden oder zurüdgingen. Die Ka- 
tholifen bildeten gegenwärtig wenig mehr als den adjten Theil der Be: 
völferung. Aber in allen gemeinfamen Behörden und Beamtungen wa— 
ren fie ungleich ftärfer vertreten. An die Tagſatzung ſchickte der achte 
Theil der Bevölkerung abwechjelnd den erften Gefanbdten. 

Diefe eben fo ſchwerfällige als unbillige Ordnung konnte fi den 
Anforderungen der Zeit gegenüber nicht länger halten. Doch koſtete e3 
einen mühſamen Kampf, bis e8 gelang, den alten Schutt wegzuräumen. 
An der Spitze der Neformparthei ftand Dietrid Schindler, (erft 
Zeugherr, dann Landammann) ein helljehender, kenntnißreicher Staats: 
mann. Unverbrofjen arbeitete diefer dahin, das Volk aus dem Schlendrian 
und den verknöcherten Formen zu einem lebendigeren und thatkräftigeren 
Bewußtfein der Freiheit und des Rechts zu erheben und die Bande des 
Herrenthums abzuftreifen. Bon Seite der Reformparthei berief man 
fih auf das natürliche, unveräußerliche Recht der Mehrheit des gefamm: 
ten Volks, die Berfafiung nach den jeweiligen Bebürfniffen neu zu ge: 
ftalten. Die Katholifen wollten nur auf dem Wege des Einverftänd: 
niſſes und auf Grund der alten Verträge etwas ändern, 

Eine glänzende Landsgemeinde am 29. Mai 1836 brachte endlich 
die Reform zur Entfheidung. Mit überwiegendem Mehr erkannte Die 
jelbe — nachdem der präfidirende Landammann Müller als Katholik 
vom Stuhl abgetreten war, weil er gemäß den Beichlüffen einer Tatho- 
lichen Landsgemeinde an der Berathung feinen Theil nehmen wollte — 
daß in Glarus wie in anderen Kantonen die Vorrechte aufhören und 
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aus zwei Korporationen ein Rand, eine Landgemeinde, ein Rath, -ein 
Gericht werben follten. Demgemäß wurde befhloffen, die Revifion vorzu— 
nehmen und Rechtsgleichheit al8 erften Grundſatz aufzuftellen. Eine 
Proteftation der Katholifen blieb unbeachtet. Zugleich wurde in Wahr 
rung der ſtaatsbürgerlichen Rechte den katholiſchen Prieftern, fo gut wie 
den proteftantifchen, der Landeseid auferlegt, unter Androhung von Strafe 
gegen Weigernde. So gefellte fih zu der Verfaſſungsfrage eine kirch— 
liche, da die Kurie hier wie anderswo den Prieftereid nur unter Bor: 
behalt der kirchlichen Sabungen zulafien wollte. 

Um der Proteftation gegen die Revifion Nahdrud zu geben, wand: 
ten fich die Katholifen an die Tagſatzung. Aber diefe mußte Glarus, 
der Eidgenofjenfchaft gegenüber, al3 einen ungetheilten Kanton anfehen 
und fonnte das Konftituirungsrecht der Mehrheit nicht beitreiten. Durch 
ihren feierlichen Ausfprud vom 27. Dezember 1830 Hatte die Bundes: 
behörde jedem Kanton die freie Verfafjungsrevifion zugefiert. Den 
Katholiken ftand es um fo weniger zu, fih auf die alten Verträge zu 
berufen, als in ‚den 1814 der Tagfabung eingegebenen Verfaſſungsar— 
tifeln das Recht ausdrüdlich vorbehalten war: „diejenigen Abänderungen 
in den innern Landeseinrichtungen zu treffen, die Landammann und Rath 
und fämmtliche Landleute der Ehre und dem Bortheil des Standes zu: 
träglich erachten würden.” So konnte Glarus ungehindert in feiner 
Reform vorwärts fohreiten. Außer den Urkantonen, Zug, Wallis und 
Baſelſtadt wollte nur no Bern — das fih um diefe Zeit im Zeichen 
des Krebſes befand — in die Klage der Katholiken eintreten. 

Unterdeß hatte eine Reviſionskommiſſion fih friſch an die Arbeit 
gemadt. Das Werk derfelben wurde von einer Landsgemeinde mit Ju— 
bel angenommen (2. Dft. 1836). Die neue DVerfafjung behielt die de— 
mofratiihen Grundlagen bei, aber fette diefe mit den Prinzipien einer 
gefunderen ftaatlichen Ordnung in Einflang. Der abgefonderte Orga— 
nismus der Konfeflionen fiel weg. Bei Befetung der Raths- und Ge— 
rihtäftellen wurde nur die Beachtung eines billigen Paritätsverhältnijjes 
vorgefchrieben. Die thatfächliche Lebenslänglichkeit der Aemter hörte auf. 
Die öffentlichen Rechte erhielten die nöthigen Garantien. Die bisher 
übliche Verfteigerung und allgemeine Verlofung von Landesbedienftungen 
wurden abgeichafft, Juftiz und Verwaltung getrennt, das ganze Schul: 
weſen unter Aufjicht des Staats geftellt. Glarus Teuchtete dadurch den 
Heinen demofratifhen Kantonen voran. Ein Mangel blieb noch in der 
zu großen Zahl der Behörden. 

Die volle Durchführung der Verfaffung hatte mit Schwierigfeiten 
zu fämpfen und ging nur langfam vor fih. Die katholifhe Minderheit 
feste hartnädigen Widerftand entgegen, ber fich in den beiden ganz fa- 
tholiſchen Gemeinden Näfels und Oberurnen concentrirte und auch dann 
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noch fortbauerte, als an der Tagſatzung ſchon eine Mehrheit von Stän- 
den die Verfafjung unter eidgenöffiihe Garantie genommen hatte. Der 
Klerus ſchürte den Widerftand und ließ die Religionsgefahr jpielen, ob— 
gleich die Verfaſſung die eigene Beforgung der Eonfefjionellen Angele- 
genheiten, nur unter Aufſicht des Staats, gewährte. Vergebens fuchte 
eine Landgemeinde durch die Erklärung zu beruhigen: „daß fie weit ent: 
fernt jei, weder jet noch in Zufunft dem Firchlichen Rechten der katholi— 
ſchen Mitlandleute zu nahe zu treten.” Nachdem alle gütlichen Mittel 
erfhöpft waren, griff die Regierung endlich zu den Waffen, bot das 
doppelte Kontingent auf, rief die Kantone Zürih und St. Gallen um 
bundesgemäßen Zuzug an und bejegte Näfels (22. Auguft 1837). Jetzt 
fügten fi die Gemeinden und ftellten die verlangten Untermwerfungs- 
akten aus, ine Kriminalunterfuhung folgte dem aufrührerifhen Trei— 
ben. Die hartnädigen Führer der Katholifen, Landesfähndrid Burger 
und Gardehauptmann Müller, wurden flüchtig. Beide ftarben bald hernach. 

Als die neue Ordnung bereit3 an allen Orten eingefeßt war, 309 
ſich noch das Zerwürfniß über den Prieſtereid fort. Die Kurie beharrte 
auf einem Vorbehalt, den die Regierung nicht annehmen wollte. Von 
Neuem wurden die renitenten Geiſtlichen mit Einſtellung und die Nicht: 
fantonsbürger mit Landesverweifung bedroht. Der Bifchof weigerte fich 
auch ferner den Eid zuzulafien. Der Streit ſchärfte fih dadurch, daß 
den Katholiken die Theilnahme an der gemeinfamen Näfelfer Feier ver: 
boten wurde. Da hob der dreifache Landrath den proviforifchen Bis— 
thumsverband mit Chur auf und zog die vier miderfeglichen Prieſter, 
Pfarrer Tſchudi von Glarus an der Spike, wegen ftantögefährlicher 
Umtriebe vor die Kriminalgerichte April 1838). Sämmtlih wurden 
fie ihrer Stellen entfegt und die zwei Nichtfantonsbürger auch aus dem 
Lande verwiefen. So machte fich die ftaatliche Autorität geltend, wenn 
auch an und für fi mit dem Prieftereid wenig gewonnen war. 

Eine Amneftie, von der nur die verurtheilten Geiftlichen ausgenomz 
men wurden, und Erlaß der Erecutionstoften ſchloſſen endlich den Ber: 
fafjungsfampf ab. Nach längeren Wehen hatte der Kanton den konfeſ⸗ 
fionellen Dualismus glüdlich abgeftreift und eine einheitliche Ordnung 
errungen, die den Fortſchritt erleichterte. 


Weitere Verfaffungsrevifionen — Aufhebung des Kloſters Pfafers — 
Anruhen im Kanton Bern. 

Während in Glarus ein Umſchwung eintrat, lief in einzelnen der 
bereit3 regenerirten Kantone die verfafjungsmäßige Frift ab, nach welcher 
die Frage einer neuen Revifion entſchieden werden mußte. 

Dahin gehörte Thurgau, das 1830 den erften Sporn zu ben 
Dewegungen gegeben hatte: Der Schöpfer der neuen Verfaffung, Pfarrer 
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Bornhaufer, war hier der Meinung, dag noch fein Bedürfniß vorhanden 
fei. Die Gebrechen im Gerichtömefen, über welche befonder3 geflagt 
wurde, könnten auf dem Wege der Gefeßgebung gehoben werden. Eine 
jüngere Schule von Auriften, Dr. Kern an der Spibe, wollte dagegen 
durch neue Verfaffungsbeftimmungen helfen. Das Volk entſchied für 
die letztere Anſicht. Pfarrer Bornhaufer fah fih in feinem bisherigen 
Einfluß überflügelt und trat aus dem Gr. Rath. Ein Verfaſſungsrath 
machte ſich an die Arbeit der Revifion. Großes konnte nicht gewonnen 
werden. Die Aufftellung einer Yuftiztommiffion zur Ueberwahung des 
Gerichtswefens, fo wie zur Bearbeitung von Gefegentwürfen im Gebiete 
der Eivil- und Strafrechtspflege zc. war die hauptſächlichſte Frucht. Der 
bisherige, dem konfeſſionellen Mißtrauen entfprungene Organismus ge: 
fonderter Religionsbehörben blieb unverändert. Mit dem von demofra= 
tifcher Seite angeftrebten Veto konnte ſich die liberale Doctrin noch nicht 
befreunden. Die neue Derfaffung wurde vom Bolt mit 11,437 gegen 
2900 Stimmen angenommen. 

Bedeutfamer war’ die Revifion, die in Zürich durch den Gr. Rath 
vorgenommen wurde. Hier hatte die bisherige Reform das Prinzip der 
Rechtögleichheit noch nicht confequent durchgeführt. Die Stadt war noch 
immer bevorzugt, indem ihr ein Drittel der Vertreter zufiel. Die Ber: 
fajjung von 1831 follte nur einen Uebergang bilden. Jetzt galt es, 
die legte Scheidewand zwiſchen Stadt und Land zu befeitigen und ben 
Grundfag einer gleihmäßigen Volksvertretung vollftändig durchzuführen. 
Die Geburt ging ohne große Mühen vor fih; auch die Stadt fah wer 
nig Gewinn mehr in dem übriggebliebenen Vorrecht; von ariftofratifcher 
Seite fing man an, fi) mit dem Proletariat zu verbünden. Die Wahl: 
beſchränkungen verfhwanden, dem Gr. Rath wurde nur noch die Wahl 
von 12 indirecten Mitgliedern (jtatt bisheriger 33) zugefchieden, das 
Alter der Wahlfähigkeit von 30 Jahren auf dasjenige der bürgerlichen 
Handlungsfähigfeit herabgeſetzt, Integralerneuerung der Behörden einge: 
* führt und die Mitgliederzahl des Regierungsraths von 19 auf 13 redu- 
zirt. Weiteren demokratiſchen Konfequenzen, namentlih dem in einer 
Anzahl von Petitionen verlangten Veto, widerſetzten fi) die liberalen 
Führer, die ftreng am Repräfentativfyftem fefthalten wollten. Bis 
Februar 1838 fam die Revifion zu Ende, wo die Nbänderungen mit 
15,307 gegen 3379 Stimmen angenommen wurden. 

Auh im Kanton St. Gallen mußte die Frage entfhieden werden, 
ob eine DBerfaflungsrevifion vorzunehmen fei. Die ultrasdemokratifche 
Parthei, die im Schlepptau des römischen Klerus ftand, drängte zur Re— 
vifion, um die einheitliche Kraft des Staates noch mehr zu Gunften der 
ultramontanen Interefjen zu lähmen, als bereit3 durch den unfeligen 
Artitel 22 über die tonfeffionelle Trennung der Fall war. Die Freifinnigen 
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ſtemmten ſich deßhalb dagegen und ihren Bemühungen gelang es, den 
Boden zu behaupten. Das Volk verwarf die Reviſion mit 19,902 
gegen 9677 Stimmen (2. April 1837). Bei der unmittelbar folgen— 
den Erneuerungswahl des Gr. Raths erhielten die Freiſinnigen eine 
eben fo glänzende Mehrheit und zwar diesmal auch wieder im katholi— 
den Gr. Rath. 

Bald hernach konnte man in St. Gallen zur Aufhebung des Klo: 
fters Bfäfers fchreiten. Schon feit längerer Zeit war in diejem 
Klofter die Disciplin immer loderer geworden. In den Mönchen Tämpfte 
die Gewalt der eingedrungenen Ideen der Neuzeit mit dem Roſte des 
Klofterlebens. Alle Verſuche, die Zucht wieder herzuftellen, blieben er: 
folglos. Unter den Kapitularen felbft bildete fich eine Parthei, welche 
die Auflöfung anftrebte. Zunächſt kam das SKlofter. auf eigenes Ver— 
langen unter weltlihe Verwaltung. Damit waren indeß die inneren 
Zwijtigfeiten nicht gehoben. Endlich beſchloß das vom Abte verfammelte 
Kapitel, den Pabſt um Säkularifation und im Falle der Gewährung 
ben Fatholifchen Mominiftrationsrath um Penfionirung der Kapitularen 
und um Sorge für gewiſſenhafte Verwendung des Klojtervermögend zu 
frommen Zweden zu erfuhen (9. Januar 1838). Das Gefuh an den 
Pabſt wies der Nuntius barſch zurüd, Jetzt hielten es die weltlichen 
Behörden an der Zeit, von ſich aus einzugreifen. Baumgartner fpornte: 
„ein guter Fond und wadere Männer müfjen aus der Erftarrungsperiode 
bei jo allgemeiner Aufſchwungszeit für ihr Vaterland lebendig gemacht 
werden.” Ohne die vom Kapitel gejtellte Bedingung der Säfularifation 
durh Rom abzumarten, aber dem Wunfche der auflöfungsluftigen Mönche 
entjprechend, ging man an die Aufhebung. Der Streit war nur noch, 
ob die Angelegenheit al3 eine rein Eonfejfionelle — das Kloftergut als 
fatholifheg Gut — oder als Staatsſache angejehen werden folle. 
Das katholiſche Großrathsfollegium entfchied im exfteren Sinn. Der 
allgemeine Gr. Rath verwarf dagegen diefen Standpunft nach einem 
Antrag von Pfarrer Steiger und ſprach den Grundfaß aus: daß je: 
dem Staate nah allgemein gültigen und anerfannten Grundfäßen des 
pofitiven öffentlichen Rechts das unveräußerliche Recht zuftche, unter ge 
gebenen Verhältnifjen Klöfter zu fäkularifiren und das Vermögen auf: 
gelöster Klöfter als Staatsgut zu frommen und milden Zweden zu 
verwenden. Hierauf beſchloß der Gr. Rath ſelbſt die Aufhebung des 
Klofters Pfäfers, regelte die Penfionen und beftimmte den Ueberſchuß 
vorzugsweiſe zu Schulzweden. Die Regierung fäumte nicht, den Be: 
ſchluß auszuführen. Im Klofter ſelbſt wurde die Aufhebung mit Luft: 
barfeiten gefeiert. Der Nuntius reichte eine Proteftation ein, die indeß 
von der Regierung nicht beachtet wurde. Großen Lärm konnte die ul: 
jramontane Parthei nicht erheben, da die Kurie unfähig gewejen war, 


— 35 — 


der inneren Anarchie zu ſteuern und das Kapitel fich felber aufge 
geben hatte. 

Während diefer Zeit bildete fih im Kanton Bern unter der Herr- 
ſchaft der Tſcharner-Schnell'ſchen Parthei ein immer engeres Regierungs- 
ſyſtem aus. Durch die Regeneration war das alte Patriziat mit feinen 
Vorrechten gefallen, aber allmählig kam ein Neuherrentbum empor, das 
fih auf den Eigennug von Dorfmagnaten ſtützte und einen fiharfen Une 
terſchied zwiſchen Befigenden und Nichtbefigenden zog. Diefes Burgdor- 
fer Syſtem war eben jo willführlih und gemaltthätig im Innern als 
unterwürfig nad Außen. Wo es den Konvenienzen diente, fette man 
fi über die Garantien der Verfaffung hinweg, griff in die Unabhän- 
gigfeit der Gerichte und verläugnete die liberalen Grundſätze. Unge— 
heut wurde von den Gebrüdern Schnell die Marime ausgefprochen: 
„Shut den Gleihgefinnten, Truß und Unterdrüdung den Gegnern.“ 
Die neugeftiftete Hochfchule fuchte man von vorneherein zur Dienerin 
der herrſchenden Politik zu machen; eine freie und unabhängige Willen: 
haft wollte man nicht anerkennen; Lehrer, welche ſelbſtſtändig wirkten 
und Prinzipien vertraten, die dem rohen „Zaunftedenregiment” wider: 
jprachen, wurden verfolgt. Den Profefjor Ludwig Snell hatte dephalb 
die Acht getroffen; fein Bruder, Prof. Wilhelm Snell, der geift: 
volle Begründer einer neuen Nechtsfchule, blieb unter dem fortwährenden 
Bann der Burgdorfer Prefie. Das frühere mweltbürgerlide Auftreten 
ihlug in das Außerfte Spießbürgertfum um. An die Bermwirklihung 
fruchtbarer Reformen konnte unter diefen Umftänden wenig gedacht wer: 
den. Doc fehlte e3 nicht an einer Fräftiger gefinnten Oppofition, die 
dem Syftem der Erniedrigung entgegentrat. Durch die fcharfen Gegen: 
fübe mußte nothwendig ein Riß unter den Anhängern der neuen Ord— 
nung entitehen. Die „Nationalen“ rangen mit den „Burgdorfern,“ die 
ihren Fuß noch zum Theil in den Schußvereinen hatten. Dadurch wur: 
den die Hoffnungen der ariftofratifchen Parthei wieber rege, die durch 
die Brefche ihren Weg zur Reaction bahnen zu können glaubte, zumal 
wo das Drängen der Diplomatie zu Hülfe Fam. Die Altgejinnten 
fuchten fi durch die Bildung von Sicherheitsvereinen neu zu organifi= 
ren und einen Mittelpunkt ihrer Thätigkeit zu fchaffen. Mit diefen 
Bereinen hielt man ſich noch auf dem Boden der Verfaſſung, da feine 
ungeſetzlichen Schritte vorgeworfen werben konnten. Die Burgdorfer 
fahen indeß in jeder Agitation von diefer Seite eine Staatögefahr und 
wollten da3 Treiben von oben herab niederfchlagen. Ein Vorfchlag der 
Regierung, alle Vereine unter eine gewiſſe polizeiliche Aufficht zu jtellen, 
namentlid) von allen Mitgliedern einen Eid der Verfaflungstreue zu 
fordern, genügte nicht. Karl Schnell fegte im Großen Rath — mit 
67 gegen 44 Stimmen — ein förmliches Ausnahmögefeg durch, das 
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die Sicherheitövereine auflöste und fernere Verfammlungen bei Strafen 
unterfagte (8. März 1837). Vergebens kämpfte eine radifale Minder- 
heit, Neuhaus an der Spibe, gegen diefe Preisgebung des Vereinsrechts. 
Karl Schnell rechtfertigte die Auflöfung mit den Worten: „man muß 
feine Gewalt zu gebrauden mwijjen, man muß nicht meinen, man müſſe 
immer die Gerihtsfagung unter dem Arme haben. Die Regierung hat 
das Recht der Meinung und hat die Polizeigewalt und fie fol ſich nicht 
fcheuen, fie zu gebrauchen.“ 

Die ariftofratifche Parthei wurde durch diefen Schlag, den die 
öffentlihe Meinung verurtheilen mußte, nur zu keckeren Umtrieben ge: 
fpornt. An die Stelle des Sicherheitsvereing trat ein Vaterlandöverein, 
der fi zur Aufgabe ftellte, jedem Verſuche zur Unterbrüdung der ver: 
fafjungsmäßigen Freiheit und Nechtsgleihheit mit allen Kräften entge— 
genzuarbeiten. Im Oberland, wo die Patrizier auf das Proletariat 
rechneten, wurde ernftlich agitirt und eine aufftändijche Bewegung vor⸗ 
bereitet. Eine Bolfsverfammlung in Thun fchlug fehl; eine andere in 
Brienzwyler (30. April) nahm einen drohenden Charakter an. Laut 
wurde erflärt, daß es Zeit fei, jih zu fammeln, um gegenüber der im 
Gr. Rath herrjchenden Faction Ordnung und Frieden im Lande herzu: 
ftellen. Die Behörde verhaftete einen der Führer, den geweſenen Amts- 
fchreiber Schärer. Als Gleiches mit einem anderen, dem Wirth Hugg- 
Yer, gefchehen follte, rotteten fi) Haufen zum Widerftand zufammen. Die 
Sade wurde jet gefährlich genug angefehen, um Truppen aufzubieten 
und Regierungsfommifjäre hinzuſchicken. Mit leichter Mühe fprengte 
dad Militär unter Oberftl. Knechtenhofer die Aufftändifchen auseinander 
und bejegte Brienz (8. Mai). Wirth Huggler ftellte fih ſelbſt zum 
Verhaft. In wenigen Tagen konnten die Truppen mwieber entlafjen wer: 
den, So endigte der ſchwache Reactionsverſuch. Obgleich nur unter: 
geordnete Werkzeuge zum Vorſchein famen, konnte Fein Zmeifel darüber 
fein, wo die Fäden zufammenliefen. Um dem Batriziat die Mittel zu 
beſchneiden und den Geldnerv zu lähmen, folgte ein Geſetz über Be- 
Ihränfung der Yamilienkiften in der Stadt Bern, deren Fonds zu polis 
tiſchen Wühlereien mißbraudt wurden. 

Die Burgdorfer Herrſchaft jtand jekt auf ihrem Höhepunkt. Sie 
hatte die beftehende Ordnung vor ariftofratifhem Umfturz gerettet. Die 
Nationalen, die das verfaffungsmäßige Recht in Schub genommen hat: 
ten, wurden der halben Mitichuld angeflagt. Karl Schnell dominirte 
im Regierungsrath; Hans Schnell befleidete die gemwichtige Stellung ei— 
ne Landammanns (Präfident des Gr. Rats). In einer Eröffnungs» 
rede (19. Febr. 1838) juchte Teßterer mit feiner ganzen Beredtſamkeit 
dem engen Syftem einen glänzenden Mantel umzumerfen und der radi— 
falen Richtung ein gebieterifches Halt zuzurufen. Die Nede machte gro: 
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Ben Eindruck bei Freund und Feind, bei den Einen fand fie Beifall 
und Zuftimmung, bei den Anderen erzeugte fie Erbitterung und Kampfes: 
eifer, den hingeworfenen Handſchuh aufzunehmen. *) 


Hörner- und Klauen⸗Streit in Schwyz. 


Nah Auflöfung de Sarnerbunds war e8 den eidgenöffifhen Bes 
mühungen gelungen, im Stanton Schwyz die getrennten Landestheile mie: 
der unter einen Hut zu bringen. Unter der neuen gemeinfamen Der: 
fafjung hoffte man auf eine liberalere Ordnung im ganzen Kanton. Aber 
ſchneller als fich irgend vermuthen Tieß, Fam der alte Sarnergeift wie- 
der empor. Das innere Land, das von tiefem Groll erfüllt blieb, bil: 
bete immer den feftern Kern, zumal die DBezirfseintheilung demfelben 
günftig war. Die liberale Parthei der äußeren Bezirke fiel auseinander, 
ftatt ihre Kräfte zufammenzuhalten. Der bisherige Vorkämpfer der Frei— 
heit und Gleichheit, Schmidt von Lachen, verläugnete feine Grundfäge. 
Immer geldbedürftig und deßhalb Fäuflich, ſpielte derjelbe mit feinen 
Ränken den reactionären Oegnern in die Hände und ging allmählig 
ganz ins Lager der alten Sarner über. Korruption und Einfhüchterung 
wirkten weiter, um dem inneren Lande wieder das Webergewicht zu ver— 
ſchaffen. Bereits im Frühling 1834 wurde Nazar NReding, der als ge: 
mäßigter Staatsmann die Leidenschaften zu zügeln fuchte, aber von der 
Neaction als Feind der Kirche verdächtigt wurde, nach gewaltſam gejtör- 
ter Landgemeinde (mo der freilinnige Statthalter Diethelm an den 
Haaren von der Bühne heruntergerifjen und unter einen Haufen Holz 
geworfen wurde, ohne daß man die Thäter je zu gebührender Strafe 
320g) von der Stelle eines Landammanns bejeitigt und Abyberg, 
der Held von Küßnacht, in den Seſſel gehoben. Die freiere Entwick— 
lung hörte damit auf. Der Kanton miderfegte fich jeder Bundesreform. 
In den äußeren Bezirken erhoben ſich vielfache Klagen über Berfafjungs- 
verlegungen und NRechtsverfümmerungen, über Willführ der Beamten und 
Partheilichfeit der Juſtiz. Auf die fogenannten neuen Landleute fiel wie 
der der alte Drud. Das herrſchende Magnatenthum knüpfte ein immer 
feſteres Bündnig mit den Nömlingen. Das Klofter Einfiedeln konnte 
frei jchalten und walten, obgleich die Verfaſſung die Klöfter in jeder 
Beziehung unter Aufjicht des Staates ftellte. Als der Nuntius von Luzern 
fortging, wurde er in Schwyz mit aller Feierlichkeit empfangen. Die 
Regierung ftellte fi an die Spite der ultramontanen Intereſſen, indem 
fie den katholiſchen Vorort fpielte und gegen Kgntone zu interveniren 
fuchte, die mit der Kurie in Konflift Famen, Bald konnte auch der Je⸗ 


*) Siehe die ganze, in ihrer Weile ausgezeichnete Rede in: I. Schnell, meine 
Erlebnifje unter dem Berner Freifhaarenregiment, Burgdorf 1850. 
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fuitenorden den günftigen Boden benugen, um einen neuen Poftert 
in der Schweiz vorzufchieben. Obgleich noch immer ein Beſchluß der 
Kantonslandsgemeinde von 1758 in Kraft beftand, wornach die Einfüh- 
rung der Jeſuiten unterfagt und fogar jeder dahin zielende Borfchlag 
verpönt war, fam (15. Mai 1336) der Antrag vor die Bezirkögemeinde 
von Schwyz: der Bezirfsrath möge die ehrwürdigen Väter Jeſu einladen, 
ein Kollegium ihres Ordens am Hauptorte zu gründen, fobald die nö- 
thigen Summen fowohl für Errichtung der Gebäude als zum Unterhalte 
des nothmwendigen Perfonal3 zufammengebradt feien. Es erfolgte feine 
Einfprade und die Annahme gefhah fomit einftimmig. Auch die Kan— 
tonsbehörden Liegen ruhig gewähren. Ein Profpeft, unterzeichnet von 
den weltlichen und geiftlichen Taufpathen de3 Kindes, an der Spitze 
Abyberg, Tote mit ſchönen Worten zur Betheiligung: auf guter Erzie— 
hung der Jugend beruhe das Heil der Völker; eine ſolche beftehe aber 
nicht blos in Weckung der Erfenntniffräfte, fondern in Stärkung der 
Willenskraft zum Kampf wider das Böfe und im Beleben des religid- 
fen, riftlihen Sinnes. Um diefes Ziel zu erreichen — bedürfe es der 
Sefuiten. Durch Subfeription wurde der Fonds — auf 150,000 Fran: 
fen berechnet — gefammelt, aus der Staatäfafje kam ein Gefchent von 
12,000 Franken, der Bezirksrath ficherte unbedingte Lehrfreiheit zu und 
am 11. Oftober 1836 zogen die frommen Väter unter Feierlichkeiten in 
die eroberte Provinz ein. 

Während der Kanton fo unter einen finfteren Geift gebrüdt wurde 
und für die Zukunft der Same einer heillofen Zwietracht ausgeftreut 
wurde, entipann fi im Schoofe des alten Landes ſelbſt ein eigenthüm— 
licher Streit, der anfangs rein lofaler Natur war und blos materielle 
Intereſſen berührte, aber allmählig die Partheien überhaupt ergriff und 
fich zu einem neuen politifhen Riß erweiterte. 

Im alten Rande Schwyz beftanden von Alter her zwei getrennte 
Allmend:Korporationen, die Oberallmend und die Unterallmend. Bei 
der Benutzung der Oberallmend war fchon lange Klage über Un: 
gleichheit. Von Jahr zu Jahr wurde diefe lauter und verwandelte fich 
endlich in einen heftigen Rechtshandel. Bei gleichem Treibrechte für alle 
Genoffen, hatte dennoch nur der Reichere bisher den Gewinn, da er al: 
lein im Fall war, Hornvieh auf die Weide zu führen, während der we— 
‚niger Bemittelte nur Feines SKlauenvieh, Ziegen und Schafe, birten 
fonnte, der größte Theil der armen oder ferner gelegenen Landleute aber 
ganz leer ausging. ine große Zahl der Korporationsgenofjen ver- 
langte daher beharrlich, daß fünftighin die Benugung der Oberallmend, 
je nah Pferd, Hornvieh, Klauenvieh, abfteigend nach einer beftimmten 
„Anzahl Klauen angefeßt und bezahlt, der jährliche Gefammtertrag aber 
unter alle Genofjen gleichmäßig vertheilt werben follte, wie bei der Un— 
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terallmend bereit3 üblih war. Diefe, die Aermeren und ihre Gönner, 
wurden darum Klauenmänner oder Klauen, jene, die Reicheren und 
ihre Klienten, welche bei der alten Form der Benutung bleiben wollten, 
Hornmänner oder Hörner, die Unentſchiedenen und Vermittler fpott= 
weile Shwänzler genannt. Alle Leidenjchaften des Privatintereſſes, 
mit ihrer gewohnten Gehäffigkeit, wurden für und gegen aufgeregt, in 
geipannter Erwartung des lange verzögerten richterlichen Entfcheids. Die 
Hörner beftritten die richterliche Kompetenz in Saden der Korporations— 
gemeinde. Das Kantonsgericht entjchied endlich in diefem Sinne. Bei 
den Verhandlungen übten einige hundert Muotathaler, mit Stöden und 
Fußeiſen ausgerüftet, durch ihr Toben und Drohen argen Terrorismus. 
Die hierauf an den Gr. Rath gebrachte Klage über Rechtsverkümmerung 
wurde abgemiefen. Darüber allgemeine Entrüjtung der Klauen; dann 
Vertröftung, durch die Wahlen der nächſten Kantons: und Bezirksge— 
meinden Männer ihrer Anficht in Regierung und Gericht zu bringen; 
deßhalb Verbindung mit der Dppofition im äußeren Lande und Aufres 
gung in allen Bezirken. Der Name Hörner und Klauen jteigerte fich 
nun zur Bezeichnung der politifchen Partheien: diefe die Leute des Fort: 
jhritts, jene des Stilftands oder der Reaction. *) 

So nahete der Tag der Landsgemeinde im Mai 1838 heran. Die 
Klauen hatten ihre Augen auf Nazar Reding als Landammann gerich— 
tet; die Hörner fchaarten fich wieder um Abyberg, den Croberer von 
Küßnacht. Alle Hebel wurden angewandt, um den bevorftehenden Wahl: 
fampf durch Handmehr fiegreich zu entjcheiden. Wie es im Lande Schwyz 
von jeher üblich geweſen, fo wurde. auch jetzt von dem eben fo fehlechten 
als wirkſamen Mittel der Geldvertheilung Gebrauch gemacht. **) Yür 
die Hörner agitirte das Klofter Einjiedeln, faft der ganze Klerus. Die 
Klauen wurden als Feinde der römifch-fatholifhen Kirche verfchrieen. 
Sol Schwyz vom Glauben abfallen und fich durch eine zweite helvetifche 
Regierung unterjochen lajfen? So ftellten Magnaten und Prieſter bie 
Trage an das Volk. 

Die Landsgemeinde wurde bei Rothenthurm abgehalten. Es war 
ein herrlider Frühlingsmorgen, al3 das Volk unter fonntäglihem lo: 
dengeläute von allen Seiten nach dem Plage zog. Zuerſt rüdten die 
Schaaren der Klauen an; munter und zuverfichtlih, mit Gefang, die 
Feldmufit von Brunnen an der Spibe, Alle in Aaden oder Röden; 


*) Siehe über den ganzen Streit die eidgenöffifchen Berichte im Tagſatzungs— 
abſchied von 1838. 

**) Um äcgeren Beftechungen zu begegnen, wurde unter der Reſtauration das 
förmliche Geſetz erlaffen, daß bei Wahlen von den Wahlkanditaten auf den Land« 
ammann fünf Baten — und bezahlt werden dürften, Dies galt gegemwär- 
tig nod). 
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meift mit leichten Gerten in der Hand, nah Landesfitte. Dann ka— 
men die Hörner, fanatifh aufgeregt, in drohender Haltung, einem Land: 
fturm gleich, mit dem häufigen Feldgefchrei: „Haar aus!“; die Meiften 
ohne Jacken oder Röcke; ſchaarenweiſe mit frifch gehauenen und geſchäl— 
ten Knütteln oder halben Keulen verfehen. Schon in Schwyz wurde 
gegen Landammann Reding's Haus gefchrieen: „Heute Abend bringen wir 
Reding’s Rippen heim.“ Auf dem Landsgemeindeplate dehnte ſich die 
ganze Mafje von nahe an 10,000 ftimmfähigen Kantonsbürgern, rechts 
und linfs, wie nach der Schnur in Hörner und Klauen getheilt, von 
der Ebene aufwärts an der gegenüber der Bühne anfteigenden Anhöhe 
aus; außerhalb der Marken von einem Kranze zahlreicher Fremden aus 
den Nachbarkantonen umſchloſſen. Schon bei einer Vorfrage follten fich 
die Vartheien meſſen. Es Handelte fih um Beltätigung der vom Kan 
tongrathe zuvor — im Sinne der Hornparthei — bezeichneten Stimme 
zähler. Die Führer der Klauen verlangten freie Wahl derjelben durch 
die Gemeinde. Bei der Abftimmung fchien fi eine Mehrheit von 500 
Händen auf Seite der Klauen zu erheben. Schon jauchzten diefe: „Wir 
find Sieger!” Auch von der Bühne herab ward ihnen von ihren Füh— 
rern zugerufen, daß fie das Mehr für fich hätten. Der vorfigende Land: 
ammann Holdener, der mit dem Kantonsfchreiber und Kantonswaibel 
zu entfcheiden hatte, erklärte dagegen, das Mehr ſei eher auf Seite der 
Hornmänner, da indef Zweifel herrfche, könne noch einmal abgeftimmt 
werden. Darauf Unmille bei den Klauen; unweit der Bühne beginnt 
ein Wortwechjel und fogleih Schlägerei. Jetzt erhoben ſich — mie bie 
Klauen behaupteten, auf ein gegebenes Zeichen von der Bühne — bie 
Knebelftöde der Hörner durch die ganze Fronte und fielen in ftürmifchem 
Angriffe auf die Klauen nieder. Die Wählerftätte verwandelte ſich im 
eine Wahlftatt. Die Mafje der Klauen, außer Stande, mit ihren leich— 
ten Gerten zu miderftehen, ftob auseinander, verfolgt von den Hörnern 
unter dem wilden Ruf: hauet auf die Röcke los! oder dem Wahnge: 
Ichrei: e8 geht um unfre Heilige Religion! Während der furdtbaren 
Schlägerei ftanden die Führer der Hornparthei ruhig auf der Bühne und 
nur Landammann Holdener, von einem der Häupter der äußeren Bezirke 
aufgefordert, gebot den Landesfrieden, indem er das Landesfchwert dreis 
mal hoch emporhob. Während die Landleute, die an der Schlägerei kei— 
nen Antheil nahmen, ftehen blieben, wurden von den Klauen von der 
Seite her Steine auf die Bühne gefchleudert, von denen einer den Hut 
des Landammanns traf. Als die Klauen da3 Feld geräumt hatten, 
ftiegen die obrigfeitlichen Herren von der Bühne herab und begaben fich, 
von Knüttelmännern begleitet, nah Rothenthurm zurüd, Da die Wuth 
der Knüttelmänner weder Alter noch Gebrechen fchonte, fo wurden von 
den Klauen Viele [wer perwundet oder thicrijh mißhandelt; von den 
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Hörnern dagegen trug faft Niemand Schaden davon. Bon Kampf und 
Wein erhigte Knüttelmänner ſetzten ihre Gemaltthätigfeiten auch noch auf ih— 
ren Heimmegen fort. Als gegen Abend die Klofterfnecdhte von Einfiedeln 
heimfehrten und die dortigen Klauen bejhimpften, rotteten ſich diefe zu— 
jammen, jagten jie in den Klofterhof, drangen in diefen ein und zer: 
fchmetterten mit Steinwürfen die Klofterfenfter. So endigte der ſchauer— 
lihe Tag zur Schande Aller, die durch rohe Gewalt das heiligfte Recht 
eines Freiſtaats mit Füßen traten. *) 

er bei der Schlägerei den erſten verhängnißvollen Streich geführt, 
fonnte fpäter nicht ermittelt werden; nach dem Bericht der in den Kan— 
ton geſchickten eidgenöffiihen Bevollmächtigten ergab fich indek aus dem 
Zeugniß Unpartheiifcher, daß die Hörner die Schlägerei begannen. 
Ein Schreiben der Landammänner der äußeren Bezirfe an den Vorort 
ging weiter und behauptete geradezu, daß die Schlägerei im Auftrag der 
Regierung und der Führer der Hornparthei ftattgefunden habe. eben: 
falls ließ die ganze Haltung der Hornmänner auf einen planmäßig be= 
abfichtigten Terrorismus fließen. Die Parthei, die allem Anfchein 
nah die Mehrheit hatte, war gewaltfam aus dem Felde geichlagen, der 
ganze Kanton in einen anardifchen Zuftand verfegt, die Regierung nur 
nod das Werkzeug einer fanatifhen Menge. Im alten Lande Schwyz 
hörte alle Sicherheit für die Liberalen auf. Mehrere der angefehenften 
Männer, wie Nazar Neding, mußten aus dem Kanton flüchten. Der 
ganze alte Zwieſpalt zwiſchen den Landestheilen brach wieder aus. Die 
Hornparthei wollte den Schreden benußen und eine neue Landsgemeinde 
abhalten. In den Außeren Bezirken begehrte man eidgenöffiihen Schub 
und neue Trennung oder geheime Volksabſtimmung über die Frage, ob 
die Berfaflung beizubehalten ſei oder nicht ; dann Befeitigung der Lands— 
gemeinde und gleichmäßigere Eintheilung der Bezirke. Der Vorort Lu: 
zern fah den Kanton als in Auflöfung begriffen an und befchloß fofort 
von ſich aus eidgenöffifche Dazwiſchenkunft. Demgemäß fandte er den 
Landammann Näff von St. Gallen und den Kriminalgerichtspräfiden- 
ten Adolf Hertenftein von Luzern als Kommifjäre nad) Schwyz, 
um den Sandfrieden zu gebieten und zur Wieberherftellung einer ver: 
faſſungsmäßigen Ordnung mitzuwirfen. Die Regierung von Schwyz 
proteftirte gegen diefes Auftreten des Vororts und rief nad) einer außer: 
ordentlihen Tagfakung. Die beiden Kommiſſäre fuchten, fo gut fie 
konnten, ihre Miffion zu erfüllen. Aber nach Unterfuchung der Vorfälle 
und Prüfung der Sachlage gingen fie in ihren Schlüjfen auseinander. 


*) Siehe: Geſchichte des Freiftaates® Schwyz von D. Steinauer. Band II 
pag. 215. — Populäre Darftellung des Hörner- und Klauenftreits in Difteli’s 
Kalender, Jahrgang 1839. 
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Näff wollte die Schwyzer Behörden bis nah erfolgter Neuwahl aner: 
fennen und zu Vornahme der leiteren eine neue Landsgemeinde unter 
Aufſicht eidgenöffifcher Repräfentanten abhalten. Hertenftein dagegen be- 
antragte, ſowohl der vorörtlihen Anſchauuug als den Wünſchen der äu- 
ßeren Bezirke entfprechend, geheime Volksabſtimmung über eine Rekon— 
ftituirung des Kantons und im Fall folche befchlofien würde, Einberu- 
fung eines Verfaſſungsraths, gewählt durch möglichft gleiche Wahlfreife. 
Unbefümmert um die ganze eidgenöffiihe Dazwiſchenkunft und entgegen 
dem ausdrüdlichen Verbot der Kommifjäre fchritt indeß die Regierung 
von Schwyz zur eigenen Abhaltung einer neuen Landögemeinde und be: 
waffnete ihre Partheigänger zum Schuß derfelben. Diefe Landsgemeinde 
fand wirklich ftatt (17. Juni). Befuht von wenig mehr al3 einem 
Drittheil der Landleute, ausſchließlich Hornmänner, größtentheild in 
Waffen, konnte fie unmöglich den Landeswillen ausdrüden. Andrerjeits 
hatten die Liberalen in den äußeren Bezirken gleichfall3 gerüftet und 
ihre Landögemeinde in Einfiedeln gehalten. Bei dem drohenden Zuſam— 
menftoß mahnte der Vorort die Stände Zürih und St. Gallen zur Be: 
reithaltung von Truppen. Die Kommifjäre bemühten fih, die beiden 
Partheien zu entwaffnen. In den äußeren Bezirken zeigte man fich dazu 
bereit. Von Schwyz fam dagegen die Antwort, die Mannſchaft fei einſt— 
weilen entlafjen, aber mit den Waffen, um auf jeden Ruf wieder da 
zu fein. Kehren die aufrührerifchen Bezirke nicht zu ihrer Pflicht zurüd, 
fo werde die Regierung fie dazu zwingen. Sende der Vorort Truppen, 
fo werde fie das gefammte Volk zum Widerftande aufbieten, wobei fie 
auf die Hülfe ihrer Mitftände zähle. Die Kommiſſäre ſetzten noch ein- 
mal einen Termin zur Ablieferung der Waffen ind Zeughaus, erklärten 
die Verhandlungen der Landsgemeinde als nichtig und proteftirten gegen 
jede gewaltfame Unternehmung von Schwyz zur Unterwerfung der äuße— 
ren Bezirke. Dem: fortdauernden Troß gegenüber verlangten die Kom: 
mifjäre endlih vom Vorort entweder Entlafjung oder die erforderlichen 
Mittel, um ihren Befehlen und Proteftationen Nachdruck zu verleihen 
und erflärten, daß Ruhe und Sicherheit bis zur Tagſatzung ohne bes ° 
waffnete Dazwiſchenkunft nicht mehr erhalten werden fünne. Der Bor: 
ort erließ hierauf ein ftärferes Aufgebot an Züri, St. Gallen, Glarus 
und Luzern. in Kontingent von 4000 Mann jollte bereit jtehen, in den 
Kanton einzurüden, wenn nicht innert der feitgefesten Frift die Waffen 
in die Zeughäufer abgeliefert würden. Die Kantone Bern, Zug, Aargau und 
Thurgau hatten eine faft eben fo ftarke Referve in Bereitichaft zu hal: 
ten. Die aufgebotene Macht wurde unter Kommando von Oberft Zimt: 
merli gejtellt. 

Sp weit zeigte der Vorort feiten und energifchen Willen, der Ach: 
tung gebieten follte. Aber der Widerſpruch unter den Kommifjären, die 
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Furcht vor zu weit gehenden Verwidlungen in anderen Kantonen, die 
Sonderdiplomatie von Zürich, das eigene Abgeordnete — Bürgermeifter 
Heß und AR. Fierz — nah Schwyz fhidte, um fich erft über den 
Stand der Dinge und die Nothwendigkeit einer militärifchen Beſetzung 
zu erflindigen, endlich auch der Mangel an innerer Energie und fräftiger 
Uebereinftimmung unter den Liberalen in den äußeren Bezirken, lähmten 
die durchgreifenden Mafregeln. Durch einen Gompromiß gelang es, 
die allgemeine Entwaffnung durchzuführen und von der Regierung im 
Schwyz die Zuficherung zu erhalten, daß fie fich jeder Gewalt gegen die 
äußeren Bezirke enthalten und den Entjcheid der Tagſatzung abwarten 
wolle. Für den Augenblid wurde der Friede bergeftellt; die an den 
äußeren Grenzen von Schwyz aufgeftellten eidgenöffifhen Truppen konn— 
ten heimgefhidt werden; die Kommifjäre mußten ihre Mifjion als er- 
füllt anfehen und erhielten ihre Entlaſſung. Aber im Uebrigen blieb 
der Zuftand fchmebend und unter der zweideutigen Vereinbarung konnte 
das bisher herrichende Syftem wieder feiten Boden gewinnen. Als e3 
fih dann in der ordentlichen Tagſatzung um die weitere Regelung der 
Derhältniffe handelte, wurde der von Luzern vertretene Gedanke einer 
Rekonftituirung des Kantons gänzlich verworfen und nur die Abhaltung 
einer neuen Landsgemeinde unter Aufficht von fünf eidgenöffiihen Re— 
präfentanten — Heß von Züri, Nagel von Appenzell A. Rh., Schmidt 
von Uri, Näff von St. Gallen und Kern von Thurgau — ſowie das 
Derlangen einer allgemeinen Amneſtie befchlofien. Dur den Gang 
ber eidgenöffiihen Dazmwifchenfunft war unterdeß das Vertrauen der Horn— 
männer geftiegen, die Hoffnung der Klauen herabgeftimmt. 

Am 22. Juli zogen die beidfeitigen Schaaren von Neuem auf den 
Landsgemeindeplag bei Rothenthurm, deſſen Kreis durch einen feiten 
Doppelhag in zwei Hälften gefchieden war. Wie am 6. Mai ftellten 
fih die Partheien recht? und links von der Bühne auf. Die. Wahl ber 
Stimmenzähler follte wieder entjcheiden. Diesmal jchien dad Mehr ſo— 
gleich zu Gunften der Hornmänner auszufallen, allein die eidgenöffifchen 
- Repräfentanten wollten ſich die möglichite Gewißheit verfchaffen. Ein 
zweites und drittes Mehr wurden aufgenommen, ohne daß fich die 
Stimmen veränderten. Bei den Hörnern nahm der Jubel zu und fie 
riefen: „Wir haben's.“ Die eidgenöffiihen Bevollmädtigten fanden je: 
bob, daß ein ruhiges Ausſcheiden der Stimmenden das Zweckmäßigſte 
ſei und ordneten deßhalb im Einverftändnig mit den Behörden eine Zäh— 
lung derfelben an, welche zwei und eine halbe Stunde dauerte. Das 
Ergebnig war, daß auf der rechten Seite 4478 Landleute für den Kan: 
didaten der Hornparthei, auf der linken Seite 4000 für denjenigen Der 
Klauen geftimmt Hatten. Als die Klauen ihre Sache verloren fahen, 
begab fi die Mehrzahl auf den Heimmeg. Mbyberg, der Gönner der 
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Jeſuiten, Durch feine Leibesgeſtalt imponirend, konnte jetzt ohne Wider: 
ſpruch als Landammann in den Seſſel gehoben werden. Dank der eid— 
genöſſiſchen Unpartheilichkeit oder dem ſtrengen Bundesrecht erreichte der 
Prügelterrorismus ſein endliches Ziel. Die liberale Parthei der äußeren 
Bezirke hatte zu viel von der Dazwiſchenkunft, zu wenig von det eige— 
nen Kraft erwartet. In der geographifhen Trennung lag immer ein 
Grund der Schwäche für diefelbe. Das reactionäre Syftem war mehr 
wie je befeftigt. Der Gr. Rath wollte die Amneftie nur unter einem 
Vorbehalt erlaſſen. Die Tagfakung mußte durch förmlichen Beſchluß 
jede Verfolgung unterfagen. Der Vorort fand am Ende nur Tadel für 
feine rafhen Mafregeln. An der Tagſatzung mochte faum eine Stimme 
direkte Billigung ausfprehen. Der Mangel jeder wirffamen Garantie 
für die verfajlungsmäßigen Rechte der Bürger von Seite der Eidge— 
nofjenfhaft trat aud) hier wieder hervor. 


Der Souis-Mapoleon- Handel. 


Noh war der Hörner- und Klauenftreit in Schwyz nicht beendigt, 
als fich der Knoten einer neuen äußeren Verwicklung ſchürzte. Das Be: 
drängniß fam wieder von Frankreich, defjen Herrfcher ſich gewöhnt hatte, 
den Commandoftab gegen den ſchwächern Nachbarſtaat zu ſchwingen, und 
die Schweiz durch die gehäfjigfte Politik fich nicht gründlid genug ent: 
fremden konnte. 

Louis Napoleon Bonaparte, Sohn des ehemaligen Königs von 
Holland und Neffe des großen Kaifers, duch die Verbannungsafte ge— 
gen feine Familie vom franzöfifchen Boden ausgefchloffen, Hatte fich mit 
feiner Mutter Hortenfia, Herzogin von Leu, zu Arenenberg im Kanton 
Thurgau angefiedelt und war hier (1832) Bürger der Gemeinde Salen- 
ftein geworden. Mit Eifer widınete ſich der junge Prinz dem Kriegs: 
weſen, machte einen Kurs in der Militärfchule zu Thun mit, wurde Ar: 
tilleriehauptmann und fchrieb „politifche und militäriſche Betrachtungen 
über die Schweiz” fo wie — mit Hülfe feines Lehrer® Dufour — ein 
Handbuch über die Artillerie. Im Stillen trug ſich derfelbe mit Ent: 
würfen künftiger Herrſchermacht, indem er ſich als Erben der Faiferlichen 
Trabition betrachtete und auf den Händen des franzöfifchen Volks zum 
Thron emporgetragen zu werden hoffte. Je mehr die Yulidynaftie in 
Frankreich fi) verhaßt machte und ruhmlos um die Gunft der legitimen 
Höfe buhlte, defto mehr wurde das bonapartiftifche Gelüfte wieder ge: 
wet. Um die Zeit, als die Hermetifche Sperre auch die franzöfifche 
Bevölkerung in Aufregung verfette, zettelte der Prinz eine Militärver- 
ſchwörung in Straßburg an und fuchte ſich durch einen Aufftand dieſes 
wichtigen Waffenplates zu bemächtigen (20. Dit. 1836). Der Streid 
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mißlang und der Prinz gerieth in Gefangenfhaft. Statt ihn mit feinem 
Theilnefmern den Gerichten zu überliefern, entzog ihn die Regierung 
Louis Philipp's der Juſtiz und fchaffte ihn nah Amerika. Seine Ge: 
nofjen wurden darauf im Prozefje freigefproden. Der Prinz jelbit 
fehrte jchon im nächften Jahr nach Arenenberg an das Sterbebett feiner 
Mutter zurüd und blieb dort auch nach dem Tode derfelben. 

Die Gegenwart des Prätendenten in der Schweiz verfette jebt 
das Julikönigthum in Uengiten. Bereits im Anfang des Jahres 1838 
geichahen vertrauliche Schritte beim Vorort, um die Ausweiſung zu ver: 
anlafjen, die indeß von Seite Thurgau’ auf das Entſchiedenſte zurück— 
gewiefen wurden. Ein Bezirk in Ihurgau wählte den Prinzen jelbft 
zum Mitglied des Gr. Naths, eine Würde, die derjelbe jedoch ablehnte, 
Dagegen ließ er fih zum Präfidenten der Ihurgauer Schübengejellihaft 
ernennen. Unterdeß lenkte ein geräufchooller Prozeß, der in Paris vor 
dem Pairshof gegen einen der Genofjen des Prinzen beim Straßburger 
Attentat (Lieutenant Laity) wegen PVeröffentlihung einer prahleriſchen 
Schrift über jenes fehlgefchlagene, aber angeblich weit verzmweigte Unter: 
nehmen erhoben wurde und zur Verurtheilung des Verfaſſers zu fünf: 
jähriger Gefängnißftrafe führte, die Aufmerffamkeit von Neuem auf die 
bonapartiftifchen Entwürfe. Auf den Prozeß geftüßt, richtete die Regie— 
rung Louis Vhilipp’s jetzt eine förmliche Note an den Vorort Luzern 
(an deflen Spite um diefe Zeit Schultheig Kopp ftand, von dem zu— 
erft geübten Beruf eines Kürfchners, dann eines Anwalts, zu der höch— 
ften Würde in der Eidgenofjenfchaft emporgeftiegen), worin die Auswei— 
fung verlangt wurde. 

Nah den Ereigniffen von Straßburg und der Großmuth, die dem 
Louis Bonaparte zu Theil geworden fei, habe der König der Franzofen 
von einem befreundeten Lande, wie die Schweiz, nicht erwartet, daß biefe 
den Louis Bonaparte auf ihr Gebiet zurückkehren und feine unfinnigen 
und verbredherifchen Anfprüche, erneuern laſſe. Arenenberg bilde notorifch 
den Mittelpunkt von Umtrieben, von denen die franzöfifche Regierung 
das Recht und die Pflicht habe, zu verlangen, daß die Schweiz fie nicht 
in ihrem Schooße dulde. Vergeben? werde Louis Bonaparte die be: 
ftreiten. Die Flugſchriften, die er mit großen Koften veröffentlichen 
lafle, wie die vom Pairshof fürzlich verurtheilte, wobei feine Mitwir- 
fung nachgewieſen fei, zeigen hinreichend, daß feine Rüdkehr aus Ame— 
rifa nicht blo3 zum Zwecke gehabt habe, einer fterbenden Mutter die 
legte Pflicht zu ermweifen, fondern auch feine Entwürfe und Anfprüche 
wieder aufzunehmen. Die Schweiz werde nicht erlauben, daß Louis 
Bonaparte fich gleichzeitig als ihren Bürger und als Prätendenten auf 
ben franzöfifchen Thron gerire, daß er fich jedesmal für einen Franzoſen 
auögebe, wenn er die Hoffnung hege, fein Vaterland zu Gunften feiner 
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Entwürfe aufzumiegeln, und für einen Bürger von Thurgau, wenn bie 
Regierung feines Vaterlands die Wiederholung folcher verbrecherifcher 
Unternehmungen zu verhindern ſuche. Mit dem vollften Vertrauen ftelle 
daher die Regierung das bejtimmte Verlangen, dak Louis Bonaparte 
angehalten werde, das Gebiet der fchmweizerifchen Eidgenoſſenſchaft zu 
verlajien. 

So lautete die Note, die wieder einem gebieterifchen Befehle gleich 
fam. Bon Neuem wurde die ganze Bitterfeit rege, die fo viele frühere 
Kränfungen und Mikhandlungen zurüdgelaffen hatten. Mit Entrüftung 
mußte man fragen, ob die Schweiz eine franzöfifhe Provinz fei, Die je: 
der Forderung entſprechen müffe. Das Straßburger Attentat wurde in 
Frankreich ſelbſt offiziell bloß zu einem abentheuerlihen Streich (&chauf- 
fourée) geftempeli; in der öffentlichen Meinung war mehr Spott als 
Theilnahme auf dafielbe gefallen. Louis Philipp hatte den Prinzen in 
feiner Gewalt und konnte ihn fefthalten, wenn er fo große Gefahr von 
ihm befürchtete. Nachdem er ihn ohne beftimmte Vepflichtung freigelai= 
fen, war e3 widerfinnig, ihn in anderen Ländern zu verfolgen. Mochte 
der Prinz fih aud als Franzoſen anfehen und feine zufünftige Miffton 
in feiner alten Heimath fuchen, fo war fein Bürgerrecht in Thurgau da— 
mit noch nicht verwirkt; jedenfalls hatte die Schweiz feinen Grund, ihm 
das Afyl zu verfagen. Seit feiner Rüdfehr aus Amerifa lagen feine 
thatſächlichen Handlungen vor, durch die er fi in der Schweiz vergan- 
gen hatte. Jene Schrift von Laity, die das Attentat rechtfertigte und 
die Prätendentihaft aufrechthielt, war in Paris ſelbſt gedrudt und dort 
zur Derantwortung gezogen. Bloße Abfichten und Hoffnungen, hatte die 
Tagſatzung in einer früheren Antwortsnote aufs Beftimmtefte erklärt, 
werde die Schmeiz nie und nimmer beftrafen. Mehr als einmal boten 
ſchweizeriſche Kantone den Mitgliedern gefallener Dynaftien eine Zuflucht3- 
ftätte, ohne daß diefe ihre Anfprühe aufgaben. Auch Louis Philipp 
hatte einft als Schulmeifter in Graubünden Schu und Gajtfreund- 
‚Schaft genofjen. 

Dieß war die vorherrſchende Meinung in der Schweiz, jo wenig 
man mit den imperialiftiihen Ideen fympathifirte. Auch Diejenigen, 
welche ſonſt in Allen willfährig fein wollten, mochten der Ausweiſung 
faum offen das Wort reden. Als die Note vor die Tagfakung gebracht 
wurde (6. Auguft), erflärte der Vertreter von Thurgau (Dr. Kern), 
daß der Prinz Bürger Thurgau’s fei, wie ein anderer; ein franzöfiiches 
Bürgerrecht habe er nit. Don Ausweiſung könne feine Rede fein, 
wenn fich die Schweiz nicht zur franzöfifchen Provinz erniedrigen wolle. 
Bon den andern Ständen traten die Gefandten von Waadt (Monnard) 
und Genf (Rigaud) am energifchiten gegen dad Verlangen auf; ber 
erftere erklärte, daß feine Anftruftion * erlaube, es ſelbſt auf den 


* 
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Krieg ankommen zu laffen (d’aller jusqu’& la guerre). Die Mehr: 
heit der Tagſatzung befchloß, vor einer pofitiven Weigerung, erft bei der 
Regierung von Thurgau anzufragen, ob der Prinz wirklicher Bürger 
des Kantons und die vorgeworfenen Umtriebe in Arenenberg conftatirt 
feien. Eine Kommiffion von fieben Mitgliedern follte, je nad) der Er- 
klärung, das Weitere begutachten. 

Die Regierung Louis Philipp's gerieth in äußerften Zorn über bie 
gefallenen Noten und nahm den Beſchluß bereit als Abihlag an. In 
“ einer neuen Note wurde der Prinz noch einmal als fortwährender Ber: 
ſchwörer Bingeftellt, der jich bald an die Spite von Frankreich ſchwingen 
wolle, bald hinter fein ſchweizeriſches Bürgerrecht verftede, Frankreich jei es 
deßhalb fich Selber ſchuldig, nicht Yänger zu dulden, daß die Schweiz durch 
ihre Nachficht die Umtriebe von Arenenberg gutheiße. „Erklären Gie 
dem Vorort“ — fo Schloß der Auftrag an den Herzog von Montebello 
— „daß, im Falle die Schweiz gegen alle Erwartung für Denjenigen, 
der ihre Ruhe ernftlich gefährdet, PVarthei ergreift und die Ausmweifung 
von Louis Bonaparte verweigert, Sie den Befehl haben, fofort Ihre 
Päſſe zu verlangen. Verſichern Sig noch einmal, daß Frankreich, ſtark 
dur die Gerechtigkeit feines Verlangens, alle Mittel, über welche es 
verfügi, anwenden wird, um von der Schweiz eine Genugthuung zu erhal: 
ten, die es fich durch feine Rüdjicht wird nehmen laſſen.“ 

Diefe Fathegorifche Erklärung wurde von den Gefandten von Preu- 
ken, Deftreih und Baden unterftüßt. In der Schweiz mußte ſich Die 
Entrüftung dur den verädhtlihen Ion fteigern, der in der Note gegen 
diejenigen DBertreter der Kantone angeftimmt wurde, die am kräftigfien 
für die Selbftftändigfeit der Schweiz in die Schranken getreten waren. 
Der Gr. Rath von Thurgau gab die erfte Antwort, indem er die Aus: 
weiſung des Prinzen einhellig auf das Beftimmtefte verweigerte. Louis 
Napoleon habe das Bürgerreht von Thurgau erhalten und angenommen. 
Im Falle von Umtrieben defjelben ftehe es den Behörden von Thurgau 
allein zu, fie auf geſetzlichem und onjtitutionellem Wege zu verfolgen 
und zu beftrafen. Der Prinz felbft hatte vorher in einem Schreiben er: 
klärt, daß er feit dem Verbannungsdekret gegen feine Familie geſetzlich 
feine Heimath mehr -gehabt habe, bis er ins Bürgerrecht von Thurgau 
aufgenommen worden fei. Lebteres fei daher das einzige, das er beſitze; 
in Frankreich habe man ihn bürgerlich todt erflärt; nur wenn es gelte, 
ihn zu verfolgen, erkenne die franzöfifche Regierung ihn als Franzofen 
anz in Straßburg Habe jie dagegen durch den Staatsanwalt erklären 
lafien, daß fie ihn al® Fremden betrachte. Die Beihuldigung, daß 
Arenenberg der Herd von Umtrieben fei, wies der Prinz zurüd: fein 
fefter Wille fei, fich in Thurgau ruhig zu verhalten und Alles zu ver: 
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meiden, was den freundlichen Beziehungen Frankreichs mit der Schweiz 
nachtheilig ſein könne. 

An der Tagſatzung ſtritt jetzt die Furcht vor dem drohenden Bruche 
mit den Forderungen der Selbſtſtändigkeit. Wer zur Nachgiebigkeit ge— 
neigt war, legte das ganze Gewicht auf die formelle Gültigkeit des Bür— 
gerrechts und ließ die Nüdjicht des Afyls außer Acht. Die Verfaflung 
von Thurgau ſchrieb vor, daß der Ausländer, um Kantonsbürger wer: 
den zu können, auf fein fremdes Bürgerrecht verzichtet haben müſſe. 
Darauf berief fi die franzöfifche Note, um da3 Bürgerrecht des Prin- 
zen in Frage zu ftellen. Die Siebener Kommiſſion fpaltete fich in ihren 
Anträgen. Die Mehrheit — Heß von Zürih, Burdhardt von Baſel— 
Stadt, Schindler von Glarus, Kohler von Bern — verlangte vorerft 
von dem Prinzen die fürmliche Erklärung, daß er auf feine Eigenfchaft 
als Franzofe verzichte. Gin Mitglied — Schultheiß und Tagſatzungs— 
präjident Kopp von Luzern — wollte das Bürgerrecht ſchon als nichtig 
erflären, im Uebrigen dad Verlangen auf Ausweifung vor die Thur- 
gauer Gerichte gebracht haben und nöthigenfals den Schub der garan- 
tirenden Mächte für die ſchweizeriſche Selbitftändigfeit und Unabhängig: 
feit in Anfpruh nehmer. ine Minderheit von zwei Mitgliedern 
— Monnard und Rigaud — fah dagegen dad Bürgerrecht unbedingt 
al gültig an, beantragte Abweiſung jeder erceptionellen Mafregel und 
forderte zu den nöthigen Vorkehrungen auf, um die Schweiz in Verthei- 
digungszuftand zu fegen. Die Tagſatzung hielt den Fall für zu Fritifch, 
um ohne Weiteres zu entſcheiden. Sie glaubte fich erft durch Inſtruk— 
tionen neuen Rath holen zu müffen. Mit Mehrheit wurde Vertagung 
der Bundesverfammlung bis zum: erjten Oktober befchlofjen (3. Sept.). 

Aus den Kantonen tönte es diekmal Fräftiger zurüd, troß der Mühe, 
die fich der Herzog von Montebello in einer Rundreife gab, dur Zu— 
flüfterungen und Drohungen einzufchüchtern.*) Der Antrag der Mehr: 
heit der Kommiffion, no mehr derjenige von Kopp, erfhienen nur ala 
Brüde zur Ausweiſung. Die Stimme der Nation äußerte fih über- 
miegend im Sinne von Monnard und Rigaud. E38 Handle fich jetzt 
nicht um eine Perfönlichkeit, jondern um ein großes Prinzip, von defien 
Aufrehthaltung die ganze Selbititändigkeit der Schweiz abhänge. Es 
genüge, daß der Gr. Rath von Thurgau den Prinzen feierlih und ein= 
fimmig als Bürger anerfannt habe und allen Schub für benfelben 
verlange, den der Schmweizerbürger anzufprechen berechtigt fei. Ein Ver: 


*) Gegen den Staatsrath Schaller in Freiburg äußerte der Herzog von Mon- 
tebello: Vous voulez la guerre, eh bien vous l’aurez; nous commencerons 
par cette Genève dont le verbe est si haut et ensuite en quinze jours 
vous &tes &crasös. (Siehe: H. Leemann, Dentihrift über die Ereigniffe im 
Jahr 1838. Biel 1840). 
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zicht könne Demjenigen nicht auferlegt werben, der für immer aus fei- 
nem Vaterland verbannt jei und dort feine politifchen Rechte mehr be- 
fite. Nah den beflimmten Geſetzen Frankreichs verliere Dort Jeder 
feine Eigenſchaft als Bürger, der in einem andern Lande naturalifirt 
fei. Auch als Fremder habe der Prinz die Zufluht in der Schweiz 
nicht verwirkt, da fein Mißbrauch des Aſyls nachgewieſen werben fünne, 
Die Regierung Louis Philipp’3 verlange die abfolute Ausweifung, er 
möge Bürger fein oder nicht. Auf der abfehüffigen Bahn fortmährender 
Willfährigkeiten müſſe einmal Halt geboten werden, wenn ſich de Schweiz 
nit um alle ihre Selbftftändigfeit bringen wolle. Die Eidgenoſſenſchaft 
fei nicht jo ſchwach, daß ihr Widerftand nicht Achtung gebieten könne. 
Müffe fie auch am Ende ber Uebermacht weihen, fo fei doch die Ehre 
nicht verloren, 

Diefer Geift ſprach fi nirgends Yebhafter aus, als in den beiben 
Kantonen franzöfifcher Zunge, Genf und Waadt, wo fich die Bevölke— 
rung laut um die Vertreter an der Tagſatzung ſchaarte. Bon Genf er: 
ging eine fernige Adreffe, Dufour an der Spite, an den Gr. Rath von 
Thurgau, um diefem für feine muthige Haltung zu danken. Gleichzei⸗— 
tig fing man an, ſich in Kriegsbereitfchaft zu ſetzen. Dieß wirkte ſpor— 
nend auf die deutfhen Kantone. An Zürich fprachen zahlreiche Adreſſen 
von Offizieren ihre Bereitwilligfeit aus, mit ihrem Blut für das gute 
Necht der Schweiz einzuftehen. Von Oben herab möge feine Schwäche 
und Unentjhlofjenheit gezeigt werden. In Langenthal verfammelten ſich, 
auf einen Aufruf des Nationalvereins, an 6000 Bürger, drangen auf 
SInjtruftionen im Sinne von Rigaud- und Monnard, und bejclofien 
Drganifation von Freikorps. Ueberall machte man ſich mit dem Ge: 
danken eines Krieges vertraute. Wer dagegen diefem unter allen Um: 
ftänden ausweichen wollte, fand den plaufiblen Vorwand: einem Kron- 
prätenbenten zulieb werde fich die Schweiz doch nicht in Die äußerfte Ge— 
fahr ſtürzen wollen; der Prinz fei nicht mehr mwerth, als fo viele andere 
unruhige Flüchtlinge, mit denen man kurzen Prozeß gemacht habe; mer 
ih nicht einzig als Schweizer befennen möge, verdiene auch feinen Schuß. 

Don den Kantonen ging Aargau mit der erften energijchen Inſtruk— 
tion im Sinne von Rigaud und Monrard voran. Am geipannteften 
mußte man auf den Entfcheid von Bern als dem mächtigſten Kanton 
fein. Hier trieb die herrfchende Politit der Gebrüder Schnell wieder 
zur äÄußerften Demuth. Aber das fchon fo tief verlegte nationale Ge: 
fühl empörte fich endlich gegen die Doctrin der Unterwürfigfeit. Die 
Oppoſition machte fich bereit3 im Negierungsrath geltend, der mit Mehr: 
heit auf Ablehnung des franzöfifhen Begehrens antrug. ALS dann im 
Gr. Rath die Hauptſchlacht geſchlagen wurde (24. Sept.), unterlag die 
Burgdorfer Parthei mit 104 gegen 106 Stimmen. Vergebens beſchwo— 
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ten die Brüder Schnell die Behörde mit ihrem mächtigen Wort, dem angeb- 
lich fo billigen und völferrechtlich begründeten Berlangen des benachbarten 
Königs zu entiprehen und den Frieden um jeden Preis zu bewahren. Der 
Entſcheid wurde zu einem bedeutungsvollen Wendepunkt in den Gefchiden 
des Kantons. Mit der einzelnen Niederlage war der Einfluß der Brü- 
der Schnell noch nicht vernichtet, nur erſchüttert. Sie jelbjt brachen ihn 
durch ihren fofortigen Rüdtritt aus allen öffentlichen Stellen, fei es aus 
unüberlegtem Trotz, jet e8 in der Meinung, daß fie als unentbehrlich 
wieder zmrüdgerufen werden müßten. Als ihre Austrittserflärungen 
verlefen wurden und die Anficht ſich geltend machen wollte, fie zur Rück— 
nahme zu erjuchen, rief RR. Neuhaus: „Die Herren Gebrüder Schnell 
haben keine Borrechte.” Mit 118 gegen 11 Stimmen wurde die Entlajjung 
angenommen. Das von der Burgdorfer Parthei bisher geübte Gewicht 
ging durch den plöglihen Fall verloren. Mit Neuhaus fam jet 
ein Charakter zur Geltung, der von der nationalen Würde höhere Be- 
griffe hatte. 

Durd den Entfcheid in Bern neigte fih die Waage zu Gunften des 
Miderftands gegen ungebührlihe Zumuthung. Schon injtruirten 9% 
Kantone im Sinne des Antrags von Nigaud und Monnard: Yargau, 
Bern, Luzern, Thurgau, Solothurn, St. Gallen, Genf, Waadt, Wallis, 
Bafelland und Appenzell A. Rh. Noch ſchwankte Züri mit Glarus 
und Schaffhaufen. In Zürich trug der Negierungsrath darauf an, daß 
von dem Prinzen eine bejtimmte Erklärung gefordert werde, ob er auf 
das franzöfifche Bürgerrecht verzichte. Jedenfalls mar bereits Die Ge— 
wißheit vorhanden, daß ſich an der Tagſatzung feine Mehrheit finden werde, 
die fich dem franzöfifchen Willen wirklich füge. Dadurch wuchs die Span- 
nung. Der Ton von Frankreich wurde immer drohender. Die Parifer 
Regierungsorgane Fündigten mit lauten Worten einen Feldzug gegen 
die Schweiz an. Tag für Tag hörte man von Rüftungen und Trup— 
penzufammenziehungen. Nur im Geheimen arbeiteten Vermittler, um 
da3 Aeußerſte abzuwenden. Da wandelten einige Zeilen plößlich den 
Stand der Frage um. In einem Schreiben an die Thurgauer Regie— 
rung kündigte der Prinz ſelbſt den Entſchluß an, die Schweiz in feine 
Verlegenheit zu ftürzen und fich freimillig zu entfernen. „Die Schweiz“ 
fagte er „hat feit einem Monate durch ihre Fräftigen Proteftationen und 
durch die Befchlüfje der bis dahin verfammelten Großen Räthe gezeigt, 
daß fie bereit wäre, ihre Würde und ihr Recht aufrecht zu halten. Sie 
wußte ihre Pflicht als unabhängige Nation zu erfüllen. ch werde meine 
Pflicht zu thun willen und der Stimme der Ehre treu bleiben. Man 
kann mich verfolgen, aber nicht erniedrigen. Da die franzöfifche Regierung 
erklärte, daß die Weigerung der Tagſatzung, ihrer Forderung nachzukommen, 
das Zeichen zu einem Brande fein würde, der Unheil über die Schweiz brin- 
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gen Fönnte, fo bleibt mir nichts übrig, als mich aus einem Lande zu ent: 
fernen, wo meine Gegenwart die Unterlage zu höchſt ungerechten Forde— 
rungen ift, wie fie der Vorwand wäre, große® Unglüd anzurichten.“ 
Damit ging der Prinz jeder etwaigen Erklärung aus dem Wege, ob er 
Franzoſe oder Schweizer fein wolle. 

Das Schreiben war bereit? am 22. Sept. in die Hände der Thur— 
gauer Regierung gelangt; durch ingemweihte mochte der beabjichtigte 
Entſchluß nit ohne Einfluß auf die Wendung in der Berner Behörde 
geblieben fein. In Zürich verfammelte fih der Gr. Rath noch in höch— 
fter Spannung, um bie kritiſche Frage bei dicht gebrängter Tribüne zu 
verhandeln (27. Sept.). Auf die Mittheilung des Entjchlufjes fiel ein 
Alp von der Bruft. Ohne weitere Diskufjion wurde die Inſtruktion 
beſchloſſen: Zürich erachte die Angelegenheit dur die Entfernung von 
Louis Napoleon aus der Eidgenofjenfchaft als befeitigt. 

So war plöglid die Ausficht auf friedliche Löfung gegeben. Uber 
für kurze Zeit nahmen die Dinge eine noch friegerifchere Geftalt an. In 
Frankreich waren alle Anftalten getroffen, um den äußerten Drud auf 
die Schweiz zu üben. Gegen die Grenze fammelte fih ein Heer von 
27,000 Dann. In Paris mufterte der König felbit die Truppen, die 
fih in Mari feßen follten. Der zum Oberbefehlshaber ernannte Ge: 
neral Aymard erließ von Lyon aus einen prahlerifhen, das Schmei- 
zergefühl aufs Tiefſte verleßenden Tagesbefehl (vom 25. Sept.), ber 
den Zug gegen die Eidgenofjenfhaft mit den Worten anfündigte: „Bald 
werden unfere turbulenten Nachbarn einjehen, daß es befjer geweſen 
wäre, Tranfreich zu entiprechen, als mit Deflamationen und Beleidigun: 
gen zu antworten.“ Died machte dad Blut in den jchweizerifchen Adern 
fohen. Der Entſchluß des Prinzen mußte bereitS zur Kenntniß der 
franzöfifchen Regierung gelangt fein. Dennoch wurden die friegerifchen 
Mapregeln nicht eingeftellt, die Truppen der Grenze immter näher ge: 
ſchoben, die Landſchaft Ger bereit3 mit einigen Bataillonen beſetzt. Ge— 
nügte auch die freiwillige Entfernung nicht und follte von der Schweiz 
eine förmliche Ausweifung für alle Zeiten erzwungen werden? Darüber 
mußte man noch im Zweifel fein. 

Bei den erften unmittelbaren Kriegsdrohungen loderte in Genf 
und Waadt das nationale Ehrgefühl in*hohen Flammen auf. Ohne 
Maßnahmen des Vorort? abzumarten, eilten die Kantone fih in Ber: 
theidigungszuftand zu fegen. Die Regierungen erließen Proflamationen, 
ftellten die Kontingente auf3 Pifet und riefen Truppen in wirfliden Dienft. 
An der Genfer Bevölkerung regte ſich die eifrigfte Hingebung; Alles, 
Sung und Alt, arbeitete an den Schanzen, um — unter Anordnung 
von Dufour und Maſſé — die Stadt zu befeitigen; die gefammte Miliz 
ftand zur Gegenwehr bereit; aus der jungen Mannſchaft, die noch nicht Dienft= 
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pflichtig war, bildete fich ein Freiforps, das fih „bie Kinder Genfs“ 
(enfants de Geneve) nannte; in Zeit von zehn Tagen wurden an 
hundert Feuerfhlünde auf die Wälle geftellt; die ganze Stadt nahm 
das friegerifche Anfehen eines Platzes an, der ſich auf die Belagerung 
gefaßt madt. Gleiche Entjchlofjenheit und Bereitwilligfeit zeigte fich in " 
Waadt. Die Negierung feste hier alle Milizen, Eliten und Referve, 
an 16,000 Mann, unter Kommando von Oberft Guiguer auf den Kriegs 
fuß. Ein Korps von 2U00 Mann wurde fofort an die Grenze geſcho— 
ben, das übrige Aufgebot follte nahrüden. Andere Kantone folgten dem 
Impuls. In Bern, Freiburg, Nargau, ſelbſt in dem fernen St. Gallen, 
fing man an, von fi aus zu waffnen. Eine Anzahl Berner Offiziere, 
die früher den Eid verweigert hatten, ftellten ſich jest dem eidgenöſſiſchen 
Militärtommando zur Verfügung. Nur der Vorort jhaute pafjin zu, 
ohne etwas anzuordnen. 

Unterdeß trat die Tagjakung am 1. Oft. wieder zufammen. In 
der urſprünglichen Streitfrage waltete fein großer Meinungsunterfchied 
mehr. Man war darüber einig, daß die freimillige Entfernung des 
Prinzen genügen müfje. In der Antwort an die franzöfiiche Regierung 
erklärte die Tagſatzung, daß die Stimmen der Großen Räthe, fi wohl 
über die Stellung von Louis Napoleon Bonaparte und die Frage feiner 
Nationalität getheilt hätten, aber nicht über den. Grundjak, daß das Be— 
gehren um Ausweiſung eines Schweizerbürgers, al3 der Unabhängigteit 
eines fouveränen Staats zumiderlaufend, unzuläſſig ſei. Der Entſchluß 
der freiwilligen Entfernung made jeßt eine weitere Berathung der Tags 
fagung überflüffig. Doch fünne die Schweiz nicht umhin das peinliche 
Erftaunen auszudrüden, das ihr die feindlihen Maßregeln vor der end» 
lihen Schlußnahme der Tagſatzung verurfaht hätten. Endlich wurde 
die Hoffnung ausgeſprochen, daß die früheren Beziehungen guter Nach— 
barſchaft und gegenfeitiger Zuneigung wieder hergeftelt und nicht von 
Neuem geftört werden möchten. 

Gegenüber dem herausfordernden Schimpf des Lyoner Tagbefehls 
und der entfchlofjenen Stimmung in den Kantonen war die Antwort 
matt. Uber die Mehrheit der Tagſatzung vermied ängſtlich jeden ſchär— 
feren Ton anzufchlagen, um einem fchnellen Frieden nichts in den Meg zu 
legen. Mit allem Eifer wurde Sorge getragen, daß die Päſſe für den 
Prinzen (nad England) in Drdnung famen und die Entfernung fich 
verwirklichen konnte. Erjt hinterher ſetzte man fich in kriegeriſche Poſi— 
tur und ergriff Maßregeln zur Landesvertheidigung. Die Behörde be= 
ſchloß Aufftellung von zwei Korps, um die Grenze von Genf bis Bafel 
zu deden, das eine unter Oberft Zimmerli mit dem Hauptquartier 
in Solothurn, das andere unter Dberft Guiguer mit dem Hauptquar: 
tier in Laufanne, zufammen in der Stärke von ca. 10,000 Mann, einft- 
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weilen ohne gemeinfames Kommando, unter der bloßen Oberleitung des 
eidgenöfjiichen Kriegsrathd. Andere Truppen wurden aufs Piket ge: 
ftellt, beide Bundesfontingente aller Waffen in Bereitſchaft geſetzt. Wil- 
lig marſchirten die Bataillone von Bern, Zürich, Solothurn zc. an die 
Grenze. Noch jpornte der Patriotismus auch zur Bildung von reis 
forps. Der fchweizerifhe Schützenverein hatte bereit angefangen, jich 
militärifch zu organifiren. 

So dauerte das kriegeriſche Geräufch noch einige Tage fort. Die 
franzöfifche Regierung ſchien mit den Gegenbefehlen zu zögern, obgleich 
fein Zweifel mehr fein konnte, daß die Sache ausgeglichen fei. End: 
lich fam eine Note (vom 12. Okt.), worin die Regierung fi vollitän- 
dig befriedigt erflärte. Nie, behauptete fie jegt, habe jie von der Schweiz 
verlangt, einen ihrer Bürger auszuweifen. So ſehr wie irgend eine an: 
dere Nation achte Frankreid die Unabhängigkeit und Würde feiner Nach— 
barn; aber zugleich wache es über die Aufrcchthaltung der eigenen Ehre 
und Ruhe. Die Eidgenofjenichaft werde ihre großmüthige Gaſtfreund— 
fhaft nicht mehr von Demjenigen mißbrauchen lajjen, dejjen jeltfame 
Anfprüche auf Frankreich hinreichend beweiſen, daß die Schweiz ihn nie 
unter ihren Söhnen zählen werde. Mit wahrer Befriedigung nehme 
die Regierung den Wunſch der Tagfabung entgegen, dag ſich Berwid: 
lungen diefer Art nicht erneuern mögen. Was die Demonftrationen be: 
treffe, welche die Tagſatzung feindlich nenne und die ihr cin jo peinliches 
Eritaunen verurfachten, jo habe die Regierung nicht einen Augenblid 
aufgehört zu hoffen, daß die von der Klugheit eingegebenen Mahregeln 
einen anderen Charakter annehmen würden. Die Umſtände feien jebt 
nicht mehr diefelben, da Louis Bonaparte die Schweiz verlajie. Das 
auf der Weftgrenze gebildete Obſervationskorps werde aufgelöst. Wie 
zu allen Zeiten feiner Gejchichte fei Frankreich immer bereit, der Schweiz 
zu bezeugen, daß es ihr treuefter Berbündeter und aufrichtigfter Freund, 
wie der beftändigfte Bertheidiger ihrer Unabhängigkeit ſei. Ihrerſeits 
werde die Schweiz ohne Zweifel darüber wachen, daß Fein Grund zum 
Mißverſtändniß oder zur Unzufriedenheit künftig die gute Eintracht und 
die Beziehungen einer jo alten Freundſchaft ftöre. 

So war die Schweiz einer ernften Prüfung enthoben und der Friede 
aufrecht gehalten. Die Geſchichte hat die fritifche Frage nicht zu beant- 
worten, was ohne die glüdlich dazmifchengetretene Selbitentfernung Louis 
Napoleon's gejchehen wäre. Erft jpäter erhielt man flare Auskunft dar: 
über, wie es feiner Zeit bei Ertheilung des Bürgerrechts an den Prin: 
zen eigentlich zugegangen war. Der Gr. Rath von Thurgau jchentte, 
im Einklang mit der Gemeinde Salenftein, das reine Bürgerrecht. Auf 
den Wunfch des Prinzen wurde diefes in der vom Kl, Rath auögefer- 
tigten Urkunde zu einem bloßen „Ehvenbürgerrecht” gemadt. Louis Na— 
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poleon bemerkte dann in feinem Denkfchreiben: „Seien Site verfichert, 
daß ich in allen Umjtänden meines Lebens als Franzoſe und Bona— 
parte ftolz fein werde, Bürger eines freien Staats zu fein.” Go hatte 
derfelbe immer die Hinterthüre offen behalten, um fich in feiner Präten- 
dentenrolle nichts zu vergeben. In den Verhandlungen der Tagſatzung 
theilte die Geſandtſchaft von Thurgau nur den Beſchluß mit, wie er im 
Protokoll des Gr. Raths lautete, BO dagegen die E£leine Um: 
wandlung. 

Für den tief beleidigenden RD, hatte die Eidgenoſſenſchaft 
wenigſtens die Genugthuung, daß der prahlerijche Befehlshaber aus „Ge: 
fundHeitsrüdfichten“ feine Entlafjung vom Kommando nehmen mußte. 
General Aymard — fagte ein franzöjisches Journal — ift der Einzige, 
der in dem Kriege auf dem Schlachtfelde geblieben ift. Auch der Her: 
zog von Montebello, der Träger jo vieler kränkenden Noten, wurde bald 
nah Neapel „an einen höheren Gefandtfchaftspoften“ befördert. Der 
nationale Auffhwung in den zunächſt bedrohten Kantonen konnte nicht 
ohne Eindrud bleiben. Zwiſchen der deutjchen und franzöfifchen Schweiz 
war ein innigeres Band geknüpft. Die Tagfakung ſprach den beiden 
Kantonen Genf und Waadt einjtimmig den Dank für den rafchen Eifer 
aus, womit fich diefelben zur Gegenwehr gerüftet Hatten. Auch die 
Stände, die vorher alle Kriegsrüftungen für unnütz erflärt hatten, muß- 
ten fih vor der Macht der öffentlichen Meinung beugen. In patrioti- 
chen Kreifen wurde die Opfermwilligkeit hoch gefeiert. Von Zürich brachte 
eine Deputation den Miteidgenofjen am Leman zwei Medaillen und Eh: 
renfahnen (erftere für Rigaud und Monnard, lebtere für die Genfer 
und Waadtländer Milizen) die mit raufchenden Dankbezeugungen entgegen= 
genommen wurden. Die Bolitif Louis Philipp’s erreichte, was fie wollte, 
die Entfernung des Prinzen; aber da fie das Verlangen auf die Spike 
des Schwertes ftellte, gab fie dem Prätendenten eine Wichtigkeit, die er 
vorher nicht Hatte. Auch in einem anderen Lande konnten die Anjprüche 
fortgefeßt werden und vor einem neuen Attentat war die franzöfifche 
Polizei nicht ſicherer. Troß den überfchwenglichen Betheuerungen, womit 
fih Frankreich plößlich wieder als der „treuefte Verbündete und aufrich- 
tigfte Freund“ der Schweiz gerirte, blieb der letzteren doch ein immer 
tieferer Stachel eingedrüdt. In dem Nachbarreiche jelbit fiel beigender 
Spott auf das Bürgerfönigthum, das feine dynaſtiſche Angft auf fo klein— 
u Weile zur Schau getragen hatte. *) 


*) Siehe: J. Lecomte, Louis Napoleon Bonaparte, la Suisse et le Roj 
Louis Philippe, Paris 1856. 


—— 
Spaltung in. Wallis. 


In Bezug auf das innere Leben der Kantone lenkte gegenwärtig 
Wallis die hauptfächlichfte Aufmerkjamkeit auf fih. Die Verfuche zu 
einer Umgeftaltung der Verfaſſung waren hier in den erften Jahren 
nad 1830 gefcheitert. Die Nechtsungleichheit, die in der faljchen Ver— 
tretung der 13 Zehnen oder Bezirke des Kantons bejtand und dem obern 
Wallis eine Vorherrſchaft ficherte, dauerte fort. ine Zeit lang ruhten 
die Reformbeftrebungen, da fie feine Ausfiht auf Erfolg hatten. Der 
liberale Geift in Unterwallis machte fi) nur jo weit geltend, daß der 
Kanton vom Eintritt in den Sarnerbund zurüdgehalten wurde. Erſt 
im Jahr 1833 traten die Reformbeftrebungen mit erneuertem Nach— 
druck hervor. Die Unterwallifer waren jett einig und entſchloſſen, fich 
die ſtaatsbürgerliche Ebenbürtigkeit zu erringen und den doppelten Drud 
— politifhen und geiftlihen — der auf dem Lande laftete, zu brechen. 
An der Spite der Bewegung ftanden die beiden Brüder Joſeph Hya— 
cinth und Mori Barmann, jener der ftaatsmännijche Kopf, dieſer 
mehr Partheiführer. 

Der erſte entſchiedenere Schritt war, daß die Zehnen von Untermallis 
ihre Bertreter mit Spezialvollmadten für eine Aenderung der Repräfen- 
tation verfahen. Die Frage konnte nit mehr ganz umgangen werden; 
die Regierung fuchte zu vermitteln; aber ein Vorſchlag, der den Wün- 
[hen von Unterwallis nur etwas entgegenfam, wurde von den fieben 
oberen Zehnen einftimmig verworfen. Der Bifchof legte fein Gemicht 
gegen jede Neuerung in die Waage. Wo die Prieftermadht ſich bedroht 
fah, Fam die Religion in Gefahr. Die Neformparthei hielt jest nur 
un jo feiter an dem Begehren einer Vertretung nah dem Verhältniß 
der wirklihen Volkszahl. Als ſchon eine Mehrheit im Landrath diefem 
Begehren grundfäglich entſprechen wollte, klammerten ſich die alten Lern: 
fer noch an eine Beftimmung der bisherigen Verfafjung, wornach für 
Verfaffungsänderungen ein Mehr von Zweidrittheilen der Stimmenden 
erfordert wurde (Dezember 1838). Die Unterwallifer mußten weiteren 
Ernſt zeigen. In Martina) bildete fich ein Centralausſchuß um der 
Bewegung Nachdruck zu verleihen. Zugleich ſchickten ſich die Ver— 
treter von Unterwallis an, den Landrath in Sitten zu verlaſſen. Da 
gaben die Herrſcher ſo weit nach, daß eine Reviſion der Verfaſſung be— 
ſchloſſen wurde, aber mit der Klauſel: „unbeſchadet der Rechte beider 
Partheien.“ Damit war in Wirklichkeit nur Spiel getrieben. Als zur 
Vorberathung eine Kommiſſion von je einem Deputirten aus jedem 
Zehnen zuſammentrat, rückten die Oberwalliſer mit 18 Bedingungen 
heraus, ohne deren Annahnie fie der Reviſion fern bleiben wollten. 
Diefe Bedingungen waren eine neue Föderaliſirung des Kantons, welche 


— 276 — 


die alte Herrichaft von Oberwallis nur in etwas veränderter Form ge: 
fichert hätte. Da die Deputirten von Unterwallis nicht darauf eingingen, 
zogen fich die Obermwallifer von den Berathungen zurück. Nur der Ab— 
geordnete von Sitten blieb und gab den Ausjchlag zu Gunften der 
Reform. Unbefümmert um die Proteftation der Ausgeſchiedenen ſetzte 
die Mehrheit der Kommiſſion ihre Arbeiten fort und entwarf ein neues 
Verfaffungsprojeft. Unterdeß wuchs die ganze Bewegung in Untermwallis, 
Um endlich zum Ziele zu gelangen, ward der Weg wirklicher Selbſt— 
hülfe betreten. Die fünf unteren Zehnen (Conthey, Martigny, Entre: 
mont, St. Maurice und Monthey) bejchkofjen ohne Weiteres die Reprä— 
fentation nad) der Bolkszahl vorzunehmen und fandten in diefer Weife 
ihre Vertreter an den Landtag (Januar 1839). Die Regierung ſprach 
hierauf Vertagung ded.Landtags aus und kündigte ihren Entſchluß an, 
von der Eidgenofjenjchaft Intervention zu begehren. Die Abgeordneten 
von Unterwallis kehrten fih nicht an die Vertagung, blieben jiten und 
erflärten jih nun al3 VBerfaffungsrath. Mit ihnen hielten die Ab- 
geordneten der Zehnen Sitten und Herens und zum Theil von Siders, 
fo daß zwei Drittheile des Landes vertreten waren. 

Sofort begann der Verfaſſungsrath feine Arbeiten und richtete wie: 
derholt Einladungen an Oberwallis, jich mit der conftituirenden Behörde 
zu vereinen; allein die Stimme drang nicht zum Volk, die Magiſtrate 
unterdrüdten alle Proffamationen. Schon am 30. Januar war bie 
Verfaſſung beendigt. Sie beruhte auf der Vertretung nad der Volks— 
zahl und ſchaffte das alte Inſtruktionsweſen ab. Dagegen räumte jie 
dem Klerus noch übergroße Gewalt ein. Nicht nur wurde der Bifchof 
noch von Verfafjungswegen als Mitglied des Großen Raths erflärt und 
der Geiftlichkeit in den anderen Landestheilen verftattet ebenfalls einen Ver: 
treter aus ihrer Mitte zu wählen; die Verfaſſung garantirte auch die 
katholiſche Religion mit Ausſchluß jedes anderen Kultus, ja felbft die 
bisherige Immunität der Welt: und Ordensgeiſtlichkeit follte fortbeftehen. 
Dennod fand fie jo wenig bei der Kurie wie bei den weltlichen Lenkern 
von Oberwallis Gnade. Die Abjtimmung über Annahme oder Ver: 
werfung konnte nur in den Zehnen ftattfinden, die im Berfafjungsrath 
vertreten waren. Oberwallis proteftirte gegen Alles ; die beutfchen 
Eremplare der Verfafjung, die an die dortigen Magiftrate gefandt wur: 
den, kamen ohne Publikation zurück. Indeß ſchaarten fi) 9108 gegen 
1156 Stimmen um da3 vorgelegte Werk. Died war als die Mehrheit 
der gefammten Aftivbürger des Kantons anzufehen. Cine Sammlung 
von angebliden 11000 Unterfchriften, womit der obere Landestheil da- 
gegen auftrat, fonnte nad dem Verhältnig der Bevölkerung nur auf 
Täuſchung beruhen. In den Zehnen, welche angenommen hatten, wurde 
auch fofort zur Wahl der neuen Behörde gejchritten (Februar 1839). 
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Inzwiſchen hatte ſich der alte Staatsrath um eidgenöſſiſche Dazwi— 
ſchenkunft bemüht. Der Vorort Zürich wies jedes Einſchreiten zu Gun— 
ſten der alten Ordnung zurück, entſchloß ſich dagegen, auf wiederholtes 
Drängen, Kommiſſäre zu ſchicken, die auf friedliche Ausgleihung, mit 
Zugrundelegung der Rechtögleichheit, hinwirken und vor allen Dingen 
eine Trennung verhüten follten. Die beiden Kommifjäre, Baumgart- 
ner von St. Gallen und Schaller von Freiburg, thaten ihr Mög— 
liches um Obermwallis zur Nachgiebigfeit zu ftimmen. Alle Bemühungen 
fcheiterten an der Halöftarrigkeit der alten Magnaten und den Umtrieben 
der Geiftlichfeit in Oberwallis. Vergebens erließen fie eine Proflama= 
tion an das ganze Volk, worin fie zur Verföhnung ermahnten und auf's 
Frnftlichfte vor jeder Trennung warnten. Auch ein förmlicher Vorfhlag * 
zur Aufftellung eines neuen Verfaſſungsraths, immerhin nah dem 
Grundſatz gleihmähiger Vertretung, wurde von Oberwallis verworfen, 
wogegen Unterwallis fi zur Nevifion der eben angenommenen Ber: 
fafjung bereit erklärte. 

Drurch die Vermittlung, die den Zuftand in der Schwebe hielt, ver: 
lor die Haltung der Unterwallifer viel von ihrer Beftimmtheit und Gi: 
cherheit. Sie ernannten zwar einen neuen Staatsrath, hatten aber nicht 
den Muth, den Neft des alten Heimzufchiden, der in Sitten felber zu 
refidiren fortfuhr. So beitanden jebt factifch zwei Regierungen; die eine 
war vom oberen Theil des Kantons anerkannt, die andere herrichte über 
den unteren Theil nebſt Sitten. Nur mit Mühe konnte ein bewaffneter 
Zufammenftoß vermieden werden. Die Kommifjäre famen endlih zur 
Finfiht, daß nur die Rekonſtituirung durch eidgenöſſiſches Machtgebot 
auf dem Fuße der Nechtögleichheit helfen Fönne. Baumgartner eilte 
felbit nah Zürich um dieſen Antrag zu begründen. Aber der Borort 
jträubte fich gegen jede durchgreifende Mafregel und wollte weiter ver- 
mitteln. Baumgartner, der Feine Ausfiht auf Erfolg jah, dankte hier: 
auf als Kommiffär ab und wurde durch Staatsrath Emanuel Laharpe 
von Waadt erfeßt. Non neuem gefchahen alle möglichen Verfuche zur 
Ausgleihung. Die Kommifläre drüdten jest mehr auf Unterwallis und 
ftellten diefen Zumuthungen zu Gunften der alten Vorherrfchaft, die mit 
Unmillen zurüdgemwiejen wurden. Die Aufregung ftieg; eine bewaffnete 
Truppe ſchickte fih zum Marſch nah Sitten an, um den alten Staats: 
rath zu verjagen. Am Ende blieb den Kommifjären nichts übrig ala 
auf den Vorſchlag einer Nekonftituirung durch eidgenöffiiches Machtge— 
bot zurüdzufommen, der nun auch vom Vorort gutgeheißen und den 
Ständen zur Annahme empfohlen wurde. Der Entfcheid der Tagſatz- 
ung ging dahin, die Gefandten beider Landestheile auszufhließen, jeden 
Gedanken einer Trennung zurüdzumeifen und Rekonftituirung des Kan: 
ons vorzunehmen. Demgemäß follte ein im Verhältniß der Bevölke— 
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tung gewählter Verfaffungsrath eine neue DVerfaffung entwerfen und 
diefe als angenommen betradhtet und unter eidgenöffifhe Garantie ge: 
ftelft werden, fobald in einer reglementarifchen Abjtimmung die abjolute 
Mehrheit der ftimmenden Bürger fih zu ihren Gunften ausgefprochen 
hätte (Juli 1839). Unterwallis unterzog ſich pünktlich diefem Befchlufie 
der Bundesbehörde. Die Reformzehnen ſchickten ihre 43 Deputirten (die 
Mehrheit der Gefammtzahl, die 77 betragen haben würde), zu dem Ver: 
fafiungsrath nah Sitten, der unter Sanction der eidgenöffiihen Reprä— 
jentanten feine Arbeit begann. In Oberwallis fand dagegen nirgends 
eine Wahl itatt. Eine zu Siders abgehaltene VBerfammlung von Prie: 
‚ stern und Gemeindedeputirten proteftirte gegen die Rekonſtituirung und 
verlangte Abſtimmung über die Verfafjung von 1815. Abgeordnete, 
die in Bauernkleidung nah Zürich gingen und hier von der Tagfab ung 
Nüdnahme ihrer Beichlüffe verlangten, konnten indeß nicht? ausrichten, 
In Sitten war der Verfaffungsrath in wenigen Tagen mit feinem Werfe 
fertig. Aus Rüdjiht für OberwalliS nahm er mehrere erhebliche und 
nachtheilige Abänderungen vor (wie Befeitigung der Garantie der Prefe 
freiheit.) Bei der Abſtimmung unter eidgenöffifcher Anordnung wurde 
diefe neue Verfaſſung mit 7605 gegen 601 Stimmen angenommen (25 
Auguft.) Bald darauf Fonftituirte fich der neu gewählte Große Rath 
und ernannte Staatörath und Tagfabungsgefandte. 

Inzwiſchen hatte die Regierung der Obermwallifer, die fi jetzt in 
Siders angejiedelt hatte, eine eigene Abftimmung (18 Auguft) vorge: 
nommen, um auszumitteln, wer die Fünfzehner Verfaſſung aufrecht 
halten wolle. Die Abſtimmung gefhah mit offenem Mehr; felbft unter 
Sammlung der Stimmen von Haus zu Haus, Als materieller Köder 
mußte (wie die auch in Unterwallis geſchah) die gleichzeitige Herabſetz⸗ 
una de3 Salzpreifes dienen. Nach Angabe der Regierung in Siders 
follten jich fo nicht weniger al8 10,700 Stimmen um die alte Ordnung 
geihaart haben; aber der Betrug lag auf der Hand, da in mehreren 
Gemeinden die Anzahl diefer angeblichen Getreuen die ganze männliche 
Einwohnerfhaft überſtieg. Das Volt von DberwalliS war von der 
Geiſtlichkeit und feinen Magiftraten theil3 verführt, theils eingeſchüchtert; 
gleihrwohl Sprachen die eidgenöffifchen Nepräfentanten die Ueberzeugung 
aus, daß bei freier und geheimer Abftimmung zwei Drittel der Bürger 
in Oberwallis die neue VBerfaffung angenommen haben würden. Unterdeß 
protejtirte auch der Biſchof gegen die neue Verfafjung, während der alte 
Staatsrath durch fürmliches Kreisfchreiben an die eidgenöffifchen Stände 
Trennung von Ober: und Unterwallis verlangte. 

Der Tagſatzung lag es jebt ob, die neue DVerfafjung, die gemäß 
ihren Befchlüfien rechtmäßig zu Stande gelommen war, anzuerkennen und 
die nöthige Vollziehung durch zwingende Intervention gegen Oberwallis 
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anzuordnen. Zu dieſem Zwecke wurde auch ein Ausſchuß von 7 Mit: 
gliedern (Heh, Neuhaus, Kopp, Baumgartner, von Maillardoz, Cramer 
und Munzinger) ernannt, um Anträge zu hinterbringen. Aber inzwifchen 
war der vorörtliche Kanton Zürich durch innere Zerwürfnifie in immer 
ſchwerere Nöthen gerathen, die auch die Regierung von Oberwallis in 
ihren Widerftande gegen alle eidgenöffishen Mahnungen ermuthigt hat— 
ten. Am 6. Sept. 1839 brach eine Reaction ein, die für Die ganze 
Schweiz zu einem verhängnikvollen Wendepunkt wurde und aud die 
Tagfatung den Wirren von Wallis gegenüber in eine andere Richtung 
trieb. Che wir diefer folgen, ift e8 nothwendig den Gang der Ereig- 
nifje in Zürch näher in’3 Auge zu fallen. 


Die Bürcher Septemberrenchion. 


An dem Wendepunkt, wo ber erfte ſchwere Rüdfchlag gegen die Re— 
generation eintreten ſollte, ift es nöthig, auf die Entwidlung feit der 
Auflöfung des Sarnerbundes kurz zurüdzubliden. Die Periode der 
verflofjenen fünf Jahre mußte vielfach dazu dienen, die neuen Ord— 
nungen zu lodern, Auflöfungen im Schooß der liberalen Parthei hervor: 
zurufen und den reactionären Beftrebungen Nahrung zu geben. Die 
Zeit, die für die Umgeftaltung des Bundes am günftigften ſchien, ging 
vorüber, ohne daß ein durchgreifender Schritt geſchah. Von Jahr zu 
Jahr wurden die Bemühungen in diefer nationalen Richtung erfolglofer. 
Fort und fort wurde zwar das Bebürfniß einer Bundesreform gefühlt; 
die Revifion hielt fich auf den Tractanden der Tagfakung; von Zeit zu 
Zeit erhob fi auch ein lauter Ruf aus den patriotifchen Vereinen und 
Verſammlungen; aber der rechte Schwung lie fich nirgends wieder ge: 
mwinnen ; eine Reihe von Wirren und Händeln lenkte die Thätigfeit ab; 
auf den Sefjeln wollte man immer weniger von der fantonalen Herr— 
lichkeit abgeben und wo am Ende der Volfsgeift noch vorwärts zu ſpor— 
nen fuchte, wurde er von oben herab zurüdgedrängt. So blieb der Wi- 
derfpruch zwifchen den regenerirten Einrichtungen in den Kantonen und 
den alten faulen Buftänden in der Eidgenofienfhaft. Dem liberalen 
Prinzip fehlte es an einer ficheren Stüße, die es nur in der Verjüngung 
des Bundes finden Fonnte. 

Nicht zu verfennen war hierbei, daß ein äußerer Drud auf der 
Schweiz laftete, der die Weiterentwidlung hemmte und allen Rüdfchritts- 
tendenzen Nahrung gab. Ringsherum war die Reaction wieder voll: 
ſtändig Meifter und drüdte die Negungen der Völker nieder. Nur die 
Schweiz mit ihren freier gewordenen Anftitutionen bildete einen fcharfen 
Gegenſatz. Auf fie mußte deßhalb der ganze monarchiſche Groll fallen, 
dem es durch den Andrang der Flüchtlinge nach dem einzigen Aſyl auf 
dem Kontinent nicht an Vorwänden zu gebieteriſchen Forderungen ſehlte. 
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Eine Zeit lang hatte die Eidgenoſſenſchaft noch eine gewiſſe Stütze an dem 
Eonjtitutionellen Frankreich, daS mit dem Abfolutismus nicht gemeinfame 
Sache machen fonnte. Aber als fich das Julikönigthum den legitimen 
Höfen immer mehr näherte und den Haß gegen die Republik noch zu 
überbieten fuchte, war die Schweiz nach allen Seiten hin blosgeftellt und 
mußte für ihre nationale Schwäche um fo empfindlicher büßen. Das 
Vertrauen und Anfehen der liberalen Behörden wurden geſchwächt durch 
die wiederholten Demüthigungen, die geduldig hingenommen werden muß— 
ten. Gin Staatsmann nad) dem andern ftolperte an diefem Stein des 
Anftoßes und verlor feine Popularität. Die erbitterten Gegner der 
neuen Ordnungen frohlodten dagegen über jeden fchimpflichen Rückzug 
und jchöpften aus dem Drängen der fremden Kabinette Muth für ihre 
reactionären Umtriebe. 

Auch die Firchlich-politiihen Kämpfe, die mit einem entfchlofjenen 
Anlauf zur Wahrung der ftaatlichen Nechte begannen, aber zu feinem 
gemeinfamen Ziel fommen fonnten und an mehr als einem Orte mit 
Treisgebungen endigten, unterwühlten den liberalen Boden. Während 
die römischen Fäden fich im einer Hand fonzentrirten und die ultramon= 
tane PBarthei ihre Reihen immer enger ſchloß, zerfplitterten ſich die libe— 
ralen Kräfte und ermatteten allmählig wieder in dem Ringen gegen die 
Hierarchie. Die Unruhen im Aargau wie im Berner Jura zeigten, wie 
empfänglid) die Maſſe des Fatholiichen Volks noch für die Merifalen 
Schredbilder waren und mit weldem Erfolg die Waffe der Religions: 
gefahr gebraucht werden konnte. 

Unter den Anhängern der neuen Ordnung felbft gingen im Laufe 
der Jahre allerhand Zerfegungen vor fih. Die Ermartungen, die bei 
dem Umſchwung oft zu hoch geipannt wurden, fonnten nicht alle in Er— 
füllung gehen. Die durchgreifenden Reformen verlegten Intereſſen und 
legten neue Laften auf. An die Stelle der früheren Begeifterung trat 
eigennüßige Berechnung. So wandten ji) Piele mißmuthig ab oder 
wurden gleihgültig. Die Einen wollten den Fortſchritt confequent ver- 
folgen, wo noch jo Vieles zu verbeilern war, den Anderen gingen die 
Neuerungen ſchon zu weit. Das doctrinäre Juſtemilieu, das voll ängſt— 
licher Bedenken war und gerne zu faulen Kompromifien Hand bot, fon: 
derte jich immer fhärfer von der radikalen Richtung ab, die rückſichtslos 
durchzugreifen fuchte. Manche Führer, die in den erften Jahren der 
Regeneration den lebhafteften Impuls gegeben hatten, entfrembdeten fich 
dem Bolf, indem fie jet gegen die demokratiſchen Regungen anfämpften. 
Die nationalen Vereine, die eine Zeit lang ein feſteres Band fnüpften, 
zerfielen durd den Streit der Meinungen oder die Ungunft, die von den 
liberalen Lenkern auf fie geworfen wurde. 

Anderſeits ging auch eine merfbare Umwandlung in der ariftofra- 


— A — 


tifchen Parthei vor fih. Man gab die Hoffnung auf unmittelbare Mie- 
derherftellung der alten Vorrechte allmählig auf und fam zur Cinficht, 
daß man fich durch freimillige Ausfchliefung von Staatsämtern unter 
der neuen Ordnung um allen Einfluß gebracht hatte. Man fuchte die 
ehemalige Herrichaft in anderer Weiſe wieder zu gewinnen und machte 
von ber früher fo verfchrienen Preß- und Vereinzfreiheit den ausgedehn- 
teften Gebraud, um den populären Boden für die befonderen Interefien 
zu bearbeiten. Aus bisherigen Ariftofraten murden fogenannte Konz 
jervative, die fih ſcheinbar in die liberalen Verfaffungen fügten, aber 
in Wirffichfeit die Grundſätze derfelben zu untergraben fuchten. Je mehr 
die Gewalt durch das allgemeine Stimmrecht und direfte Wahlen in die 
Hände des gefammten Volkes gelangte, deſto mehr hoffte man aus der 
noch bei der Maſſe herrfhenden Unmifjenheit Nuten ziehen und dunkle 
Vorurtheile ausbeuten zu fünnen. Man hing fich deshalb vorzugsweile 
an die unteren Klafien, die in ihrer materiellen Eriftenz abhängig waren 
und jich leichter bethören ließen. 

Diefer Bund der Yungariftofratie mit einem verführten und miß- 
brauchten Proletariat follte grade da zuerft hervortreten, wo die Rege— 
neration ihren geiftigen Brennpunkt gefunden hatte. Nirgends entwidelte 
fich feit dem Umſchwung von 1830 eine fo reiche und ſchöpferiſche Thä— 
tigfeit al8 im Kanton Züri. Faſt nah allen Richtungen hin wurde 
bier in der Reform des Staatsweſens Außerordentliches geleiftet. Mit 
der legten Revifion war die Scheidewand zwifchen Stadt und Rand voll: 
ftändig gefallen und die Nechtsgleichheit durchgeführt, ine der Haupt: 
aufgaben bejtand von vorneherein in einer durchgreifenden Volfsbildung. 
Dad Schulmefen kam zu einer vorher nicht gefannten Höhe. Nicht nur 
wurden die oberen Xehranftalten mit einer Hochſchule ala Schlußftein er: 
weitert; vor Allem richtete fich die Sorge auch auf Entwidlung des ei- 
gentlichen Volksſchulweſens. Mit Gründung eines Seminars, Anftellung 
von vielen neuen Lehrern, Erhöhung der Befoldungen, Entwerfung zweck— 
mäkiger Lehrmittel, Weufnung der Schulfonds in den Dorfgemeinden ꝛc. 
geihahen mächtige Schritte vorwärts. Während der Staat früher für 
das Primarſchulweſen faft nichts beitrug, erfchienen jet jährlich bei 
132,000 Franken zu diefem Zwecke auf dem Büdget. Zürich ward mit 
feinem Schulgeſetz das anerfannte Vorbild für andere Kantone. Auch 
die ganze Juftizpflege erhielt eine neue Organifation im Sinne größerer 
Unabhängigkeit der Richter, ftrengerer Prozeßformen und humanerer Be: 
handlung im Strafverfahren. Galgen, Pranger, Brandmarkung und 
Auspeitihung, die Stügpunfte und Ehrenzeichen der alten Gemaltherr- 
Ihaft, verihwanden und aud im Zuchthaus fing man an, den Verbrecher 
noch als Menſchen zu achten. Auch das Militärweſen hob fi durch 
Abihaffung des Wachtkamaſchendienſtes, Handhabung einer ftrengeren 
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Disciplin, befere Inftruftion und Ausftattung der Truppen. Zur Für: 
derung des Verkehrs wurde der Kanton nad) allen Seiten hin mit neuen 
Straßen durdfchnitten. Durch ein Forſtgeſetz kamen die Waldungen un: 
ter befjere Aufficht und VBermaltung. Das Gemerbsmefen konnte fich 
mit Befeitigung einer Menge von Mikbräuden und Befchränfungen 
freier entwideln. Der ganze Staatshaushalt wurde dem alten Geheim- 
niß entzogen und den Augen der Bürger offen gelegt. Das Finanzfy- 
ftem ftrebte nad) einer gerechteren Vertheilung der Laften. Die erhöhte 
Betriebſamkeit rief größeren Wohlftand hervor. Eine Reihe gefegneter 
Jahre erleichterte den Losfauf der Zehnten und Gryndzinfen, fo daf; 
diefe Laften im Kanton faft ganz abgetragen wurden. Die Anduftrie 
ftieg zu einer Stärke und Ausdehnung, wie zu Feiner früheren Periode. 
Bor allen Gemeinden aber war e3 die Stadt Zürich, die fi unter der 
neuen Ordnung zu einer Bedeutung erhob, welche felbft die höchften Er— 
wartungen übertraf. Als die Mauern, Schanzen und Wälle, für Die 
fi die Städtifchen mit aller Macht wehrten, umgeftürzt waren, erhoben 
fih ganze Straßen neuer. herrlider Gebäude; ein reger Kunftfinn ent: 
wickelte jich in diefem Zentralpunft des aufblühenden Staates. Auch in 
die fernjten Winkel des Kantons verbreitete ſich unter den angefeheneren 
Familien der Trieb nah Ausbildung geiftiger Anlagen, dad Streben 
nah Kenntniſſen. Faſt in allen größeren Ortſchaften bildeten ſich Sän— 
gervereine, die fich .in größeren Bezirksvereinen zu jährliden Sänger: 
fejten verfammelten. In vielen Dörfern entftanden Lefegefellichaften ; 
gemeinnüßige DBereine gründeten Kleinkinderſchulen und Erſparnißkaſſen, 
Armen: und Waifeninftitute ꝛc. 

Selbft ein Gegner der radikalen Richtung mußte über diefe ſchöpfe— 
riſche Periode geftehen: „E3 wird eine Zeit fommen, wo man die fei- 
ftungen des Kantons Zürich während des lebten Jahrzehnts zu den 
märchenhaften rechnen wird; ich behaupte noch mehr, eine Zeit, auf welche 
die edelften Geifter, die thätigften Köpfe, die freieiten Herzen mit Sehn— 
ſucht zurüdbliden und fih an ihr erwärmen werden.” *) 

Uber gerade diefe jchöpferifche Kraft und rajtlofe Thätigfeit konnten 
nicht walten, ohne tief einzufchneiden und auch mannigfahe Wunden zu 
Schlagen. Bei der Durdführung jo umfafjender Reformen ließ es ſich 
faum vermeiden, daß mitunter hart und rüdjichtslo8 verfahren wurde. 
Wo jo viel alter Schutt wegzuräumen war, mußten beftehende Interejien 
und Gewohnheiten verlet werden. Die Städter konnten die gute Zeit 
nicht vergejjen, wo die einträglichiten Aemter und fettejten Pfründen des 
Staates ihnen allein zufielen. Das ältere Geſchlecht folgte ungern dem 


*) Siehe: Betradhtungen über die Revolution im K. Züri in Briefen eines 
Zürders an einen Basler, (Abdrud aus der Basler Zeitung. Bafel 183%. 


— 2183 — + 


rafhen Vorwärtsdrängen der jüngeren Oeneration. Die freiheit, die 
noch nicht immer vecht verftanden wurde, führte zur Ungebundenheit, die 
Anſtoß erregte. Herrichluftige Demokraten, denen noch die tiefere Bil- 
dung abging, fühlten fi durch die überwiegende Intelligenz gedrüdt. 
Wer früher nichts vom Vermögen zu den Staatöfteuern beitrug, fand 
jet die direfte Abgabe läſtig. Eigennützige Fabrikanten fträubten ſich 
gegen die neue Schulordnung, durch welche der unmäßige Gebrauch der 
Jugend in Fabriken befchränft wurde. Gewerbsleute, die von den alten 
Privilegien VBortheil zogen, klagten über die freiere Concurrenz. In 
den Gemeinden war es Vielen nicht recht, daß man mit den Forſten 
nicht mehr nach Belieben fchalten und walten durfte. Dazu famen meit- 
läufige tiefeingreifende Prozeſſe um Korporationsgüter, die Groll hinter: 
ließen. So häufte fi im Stillen mannigfache Unzufriedenheit auf, die 
von den Gegnern der neuen Ordnung nad) Kräften gefhürt wurde. 

Der ſchärfſte Widerſpruch entwicelte ſich indeß auf geiftigem Ge— 
biete. Die Schule nahm einen hohen Aufſchwung. Durch das neue 
Syſtem des Volksunterrichts galt es, die heranwachſende Generation 
nicht blos mit praktiſchen Kenntniſſen zu verſehen, ſondern ſie auch zum 
Selbſtdenken und Selbſturtheilen zu leiten, ſie innerlich frei zu machen. 
Hier war reges Leben, geiſtiger Fortſchritt. Anders verhielt es ſich mit 
der Kirche, die mit der Schule in inniger Wechſelbeziehung ſtehen 
ſollte. Dieſe befand ſich in faſt verknöchertem Zuſtand und beharrte 
auf ihren alten Satzungen. Ueber eine gewiſſe Grenze hinaus ſollte der 
menſchliche Geiſt aufhören zu denken und ſich der Autorität des Buch— 
ſtabens unterwerfen. Wohl offenbarte ſich auch in der Kirchenſynode 
eine kleine Parthei, die zu Erneuerungen Hand bieten wollte, aber ſie 
konnte gegen die ſtagnirende Maſſe und den blinden Eifer nicht aufkom— 
men. Vergebens war die Forderung, daß der kirchliche Jugendunterricht 
ſich der veralteten, herzloſen, mechaniſchen Form entwinde und mehr in 
Uebereinſtimmung mit dem geſteigerten Schulunterricht gebracht werde. 
Das Kirchenweſen, deſſen Unzulänglichkeit ſich ſcon vor 1830 in der 
Verödung vieler Kirchen zeigte, blieb während dieſer Periode allgemei— 
ner Entwicklung auf feiner engen Grundlage ſtehen. So kam die Geiſt— 
lichkeit in einen fcharfen Gegenfaß zu der Schule und dem ganzen gei: 
fligen Ringen der Zeit. Ihre Stellung wurde um fo feindlicher, als fie ihren 
bisherigen Einfluß in den Gemeinden ſchwinden ſah. Früher mar «8 
der Pfarrer, bei dem auch in weltlichen Dingen Bürger und Beamte 
fih Rath zu holen pflegten. Jetzt hörte diefe Einwirkung auf Behörden 
und Partheien mehr und mehr auf. Früher ftand die Schule faft un: 
ter der ausſchließlichen Vormundſchaft des Pfarrers. Der Schulmeifter 
war, jo zu jagen, der Diener des Pfarrers. Jetzt erhielt der ganze 
Unterricht eine felbitftändigere Organifation, Der Lehrerftand Tonnte 
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fi freier und unabhängiger bewegen. Der Drang nad) Emanzipation 
von der Kirche nahın in dem Grabe zu, als diefe den Schulreformen 
wibderftrebte und den alten Drud auf die geiftige Entwidlung aufrecht: 
zubalten ſuchte. Die Geiftlichfeit ging um fo eher Hand in Hand mit 
der ariftofratifchen Oppofition in der Stadt, als die meiſten Randpfarrer 
Stadtbürger waren und mit diefen die politifche Abneigung gegen die 
neue Ordnung der Dinge theilten. 

Schon frühe äußerte fi eine Agitation gegen die Schulreform. 
Im J. 1836 brad im Wehnthal ein fürmlicher Aufftand wegen Ein: 
führung eines neuen Leſebuchs aus. in Pfarrer predigte bereits über 
das Thema: „Was hat der Chrift zu thun, wenn die Religion in Ge— 
fahr ift.* In Stadel erflärten die Bauern auf's Beitimnitefte, fie neh- 
men die neuen Schulgefege nicht an, und fchlofien die Schule. Es muß— 
ten Truppen aufgeboten werden, um fie wieder zur Ordnung zu führen. 
Die Regierung war damals einig und kräftig und verhinderte fo, daß 
die Bewegung ſich weiter verbreitete. Allmählig wurde da8 Seminar 
in Küßnacht die Zielfcheibe aller geiftlihen und ariftofratifchen Angriffe. 
An der Spitze dieſer jungen Anftalt zur Bildung von Lehrern jtand der 
Direktor Scherr, eine feltene pädagogiiche Kraft, von raftlofer Thätig- 
keit, voll von energifchem Eifer für die Bildung des Volks. Wie We: 
nige wußte er feine Zöglinge an fich zu fefjeln und die Lehrer mit Sins 
gebung für ihren Beruf zu erfüllen. Als organifatorifher Kopf und 
Mitglied des Erziehungsraths übte er einen überwiegenden Einfluß auf 
die Umgeftaltung des ganzen Volksſchulweſens. Der Kirche gegenüber ver: 
trat er die freiere Stellung der Schule mit allen Nachdruck. Was er 
in kurzer Zeit leiftete, wenn auch mit einzelnen Schroffheiten oder Ueber: 
bebungen, war auferordentlih. Auf feine Wirkſamkeit fiel deßhalb der 
ganze Hai der Oppofition. Die unaufhörliden Angriffe, die ſich gegen 
feine Perſon richteten, galten der ganzen Schulreform. Er murde als 
Schulpabit und Schultyrann hHingeftellt, deſſen Thron geftürzt werden 
mie. Dem aus der Anftalt hervorgegangenen Lehrerftand warf man 
Dünkel und Anmafung vor. Spaltungen im Erziehungsrath und Mei: 
nung3verjchiedenheit unter den Beförderern des Schulweſens ſelbſt gaben 
den Angriffen Nahrung. Melchior Hirzel, fonft der wärmſte und ver: 
dientefte Schulfreund und Präfident des Erziehungsraths, lieh fich durch 
die Ankflagen irre machen und fuchte bei Ermeiterung des Seminars bie 
Stellung des Direktors zu ſchwächen, während Scherr auf der pädagogi- 
ihen Einheit der Anjtalt beitand. Die Zwiftigfeiten darüber wur— 
den perfönlih und Teidenfchaftlih und da fie durh den Gr. Rath 
entjchieden werben mußten, erbitterten fie wicht nur die beiden libera- 
len Bartheien, die fih eine Zeit lang al3 Hirzelianer und Scherrianer 
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gegenüberftanden, jondern ihr beibfeitiges Anfehen litt auch beim 
Volk.*) 

Bei der Verfaſſungsreviſion im J. 1837 trat zuerſt die Umwand— 
lung in der ariſtokratiſchen Parthei hervor. In oligarchiſcher Hoffnung 
kämpften die Führer derſelben jetzt für Beſeitigung aller Wahlbeſchrän— 
kungen und die ausgedehnteſte Freiheit, gegen die ſie früher nicht eifrig 
genug im die Schranken treten konnten. Das herrſchende liberale Syſtem 
ftügte fi) vorzugsmeije auf den Mitteljtand und nahm noch zu wenig 
Rückſicht auf die unteren Klaſſen. Allmählig fuchte die Oppofition auf 
die große Maſſe einzumirken und ſich diefer zu bemächtigen. Die neuen 
Wahlen führten zwar noch eine überwiegend freilinnige Mechrheit in die 
Behörden. Scheinbar war die liberale Drdnung für lange Zeit befeitigt. 
Aber innerlich war feit der großen Wiedikoner Verfammlung, wo dem 
Ausdrud der Volksgefinnung von Dben herab Zwang angelegt wurde, 
das Band zwilchen den liberalen Tonangebern und dem Bolfe loder ge: 
worden. Bei den Wahlen zeigte ji eine demofratifhe Strömung, die 
ben radifalen Juriſten und der hervorragenden Intelligenz abgeneigt 
war. Grade die geiftige Spige der Reformparthei, Dr. Keller, fand 
fi mit anderen Führern in den direkten Volkswahlen übergangen. Sein 
Rüdtritt aus dem Obergericht, weil er die Wahl eines gründlich gebil- 
beten Juriften, aber leidenfchaftlihen Gegners der vegenerivenden Rich— 
tung (Dr. Bluntſchli), in diefe Behörde nicht durchſetzen konnte, verjegte 
den eigenen Schöpfungen einen empfindlichen Stoß. Als Vertreter des 
ftreugen Repräjentativjyftems und einer fcharfen Rechtsdoctrin hegte er 
gegen das Weberfluthen der Demokratie eine Scheu, die ihn dem Volke 
um fo leichter entfremdete, ald ihm Wärme des Gemüths und innige 
republifanijche Gefinnung abgefprocdhen wurden. Fortwährende Pfeile, 
die Gegner nicht blos auf den öffentlichen Charakter, fondern auch auf 
da3 private Leben abſchoſſen, dienten dazu, ihn in der Meinung berab- 
zuſetzen. 

Der Boden der liberalen Ordnung war ſchon vielfach unterwühlt, 
als ſich die Lenker noch völlig ſicher wähnten. Ein folgenreicher Ent— 
ſcheid führte zur unerwarteten Kriſis. Die Freunde einer fortſchreitenden 
Entwicklung fühlten, wie nothwendig es ſei, auch auf kirchlichem Gebiete 
einen friſcheren Geiſt zu wecken. Bei der ſich immer weiter ausbilden: 
den Kluft zwiſchen der Kirche und Schule war vorauszufehen, daß ent: 
weder die Schule einer Reaction ausgeſetzt werde oder ein lebendiger 
Impuls die Kirche nöthigen müjje, aus ihrem ftarren Weſen herauszu— 
treten. Am nächſten lag e8, der theologifhen Wifjenihaft an der Hoch— 


*) Siehe: 3. Th. Scherr, meine Beobachtungen, Beftrebungen und Schid- 
jale in Zürich. St. Gallen 1840. 
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ſchule einen Sporn zu geben. Deßhalb fiel ſchon 1836, bei der Be- 
feßung eines Lehrſtuhls für die Kirchengefhichte und Dogmatik, der 
Blid auf einen jungen Gelehrten in Tübingen, Dr. Strauß, der dur) 
feine Schriften mächtig anregte. Der Gedanke fand indeh noch zu we— 
nig Anklang. Als im J. 1839 derſelbe Lehrftuhl wieder erledigt war, 
wurde der Vorfchlag ernftliher gemacht. Hirzel, der ſich früher noch 
nicht damit befreunden fonnte, war jeßt durch perfönliche Bekanntſchaft 
mit dem Gelehrten für die Berufung ganz gewonnen. 

Mit kühnem Muthe hatte Dr. David Strauß das Leben Jeſu 
einer durchdringenden hiſtoriſchen und philofophifhen Kritik unterworfen. 
An der Hand derjelben war er zu der Leberzeugung gelangt, daß ſich 
um die Erjheinung von Chrijtus ein ungeſchichtlicher Kreis fagenhafter 
Verherrlihung gebildet habe, Nach diefer Fritiichen Auffaſſung traten 
Mythen an die Stelle der Wunder. Die Gottheit hörte auf, fih in 
einer einzelnen Perſon verkörpert darzuftelen. Die äußere und dogma- 
tifhe Hülle des Chriſtenthums zerfiel, nur der hohe, fittlihe und reli— 
giöfe Kern blieb. Der Glaube follte mit der fortfchreitenden Vernunft 
in Einklang gebradt, durch die jichtende Kritik geläutert werben. Die 
ganze Forfhung trug den Stempel tiefen wiſſenſchaftlichen Ernſtes. Auch 
bei dem beftigiten Widerfprud, auf den fie jtieß, forderte fie die Theo— 
logie zum Denken auf und konnte dazu dienen, Licht zu verbreiten. An 
die ungelehrte Welt war fie zunächſt nicht gerichtet. 

Der Vorſchlag zur Berufung diefes Gelehrten rief im Erziehungs: 
rath einen lebhaften Kampf hervor. Sieben Mitglieder erklärten ſich 
für denfelben (Drelli, Keller, Ulrih, Zurrer, Zehnder, Scherr, Rüegg), 
fieben dagegen (Meyer, Sulzer, Weiß, Bleuler, Hüni, Eplinger, Eicher). 
Den erfteren lag e8 zunächſt daran, für die Hochſchule einen gründlichen 
Forfcher zu gewinnen und der freien Wifjenfchaft eine Stätte darzubieten. 
An diefem Sinne gab Caspar Drelli das gediegenfte Botum ab. 
Hirzel ging weiter und Fnüpfte, faft ſchwärmeriſch, die Hoffnung auf 
eine unmittelbare Kirchenreform an die Berufung. Als Präſident des 
Erziehungsraths gab. er durch GStichentfcheid den Ausjchlag für die 
Berufung. 

Der Entihlug war eine geiftige That, die mit dem ganzen 
Streben nah Bildung und Aufklärung im innigften Zufanmenhang 
ftand. Aber er ging über die Faſſungskraft der Zeit hinaus und be— 
rechnete den Brandftoff nicht, der fich entzünden ließ. Die Kirche nahm 
die Berufung als Kriegserflärung auf. Die ariftofratiihe Oppofition 
griff gierig nach der Fadel. Der proteftantiide Boden war für die Ne: 
ligionsgefahr noch fo empfänglich als der fatholifhe. Wie ein Lauffeuer 
verbreitete fich der Beſchluß durch die geiftlichen Reihen. Die Kapitel 
perfammelten ſich eiligft. Der Kirchenrath drang, faſt drohend, in den 


— 187 — 


Regierungsrath, die Wahl nicht zu beſtätigen. Die theologiſche Fakultät 
hatte ſich bereiss mit Ausnahme einer Stimme (Prof. Hitzig) gegen 
den Vorſchlag erklärt, geſtützt auf die negative Richtung des Berufenen, 
die ſich für das Fach der Dogmatik am wenigſten eigne und bei der be— 
ſchränkten Einrichtung der Hochſchule keinen Platz finde. Der Antiſtes 
Füßli brachte jetzt (34. Januar 1839) die Motion vor den Gr. Rath, 
durch ein Geſetz dem Kirchenrath Einfluß auf die Wahl der theologiſchen 
Profeſſoren zu geben. Es galt ein kirchliches Veto einzulegen. In zehn- 
ſtündiger Diskuſſion platzten die Geiſter im Gr. Rath aufeinander. Es 
wurde mit allem Aufwand von Beredtſamkeit für und wider die Gel— 
tung der Vernunft in Glaubensſachen geſtritten. Die gewandteſten Ver— 
fechter der Motion, Prof. Shweizer ud Dr. Bluntſchli, fonnten 
das Bedürfniß religiöfer Erneuerung nicht ganz in Abrede ftellen; aber 
die alte Autorität follte aufrecht bleiben, der Fortſchritt in die Hand der 
ftabilen Kirche gelegt werden. Die Gegner befämpften den Antrag als 
einen indirekten Eingriff in die Kompetenz des Negierungsrath3 und 
ftügten ſich vor Allem auf die freie Prüfung als die Grundidee des Prote— 
ftantismus. Der Gr. Rath wies die Erheblichfeit mit 93 gegen 49 
Stimmen zurüd.*) Die Berufung wurde darauf vom Regierungsrath 
betätigt mit dem Bemerken an den Kirchenrath: er habe die Wahl ge: 
nehmigt, weil Strauß als Menfh und Gelehrter in durhaus gutem 
Rufe ftehe, weil auch im Gebiete der Theologie nur möglihft gründ- 
lie und allfeitige Forſchung zur Wahrheit führen Fönne und weil der 
Regierungsrath überzeugt fei, daß durch jene Berufung für Religion 
und Kirche feine Gefahr entjtehe. 

So war die Wahl gefetlich gefichert. Aber die Frage wurde weis 
ter unter das Volk geworfen. Es organifirte fich eine förmliche Glau— 
bensbewegung. Alle frommen oder firhlich befangenen Gemüther wur: 
den" mit Schredbildern erfüllt. Die Berufung des forfchenden Theolo— 
gen erjchien als ein Frevel, der an Allem, was dem Chrijten heilig fei, 
verübt werde. Das Volk, hie es, folle von feinem innerften Glauben 
abgerifjen und in einen Abgrund von Gittenlofigkfeit geworfen werben, 
Bon faft allen Kanzeln mahnten die Pfarrer zum Felthalten am Erlöfer, 
zum Widerftand gegen den hereinbrechenden Unglauben. Ein Weheruf 
ertönte nach dem anderen. Die Kirchenzeitungen fließen in die Lärm: 
trompeten; Hirtenbriefe vom Antiftes, Predigten, Glaubensergüffe aller 
Art wurden zu Taujenden von Eremplaren in die Häuſer verbreitet. 
Die Anhänger der ftrengen Landeskirche gingen jebt im Eifer mit den 


*) Siehe die denfwürdige Diskuffion am ausführlichften in: H. Gelzer, die 
Straußifhen Zerwürfnifie in Zürih. Hamburg und Gotha 1843. 
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Seftirern Hand in Hand. Der natürlihe Boden der Reformation 
wurde gänzlich verlaffen, die freie Prüfung verurtheilt, die Vernunft in 
einer Weife niedergetreten, daß der Proteftantismus fi auf den römi— 
fhen Standpunkt zu ftellen jchien.*) Aus der Tiefe der unteren Klaf- 
fen ftieg ein dunkler Geift empor, der durch allerhand Gerüchte und Aus- 
ftreuungen genährt wurde. Ueber Strauß verbreitete man, er fei in 
Deutichland gebrandmarkt worden und trage Galgen und Rad auf dem 
Budel. Auch die liberalere Meinung wurde erjchüttert dur Stimmen 
(wie von Trorler, Nägeli zc.), die ſonſt den freien Ideen Bahn brachen 
und für Bolfsveredelung wirkten, aber jet gegen bie eingreifende Kri— 
tie auf kirchlichem Gebiete auftraten. Nur einzelne wenige Geiftliche im 
Kanton wagten es, dem Geſchrei der Religionsgefahr ſchüchtern entge— 
genzuarbeiten. 

Vergebens juchte die freifinnige Preſſe das Volk zu belehren. Ber: 
gebens bildete fich ein Volksverein, um geläuterte Anfichten im Stiche, 
Schule und Staat zu verbreiten, erliegen bisher populäre Männer die 
eindringlichften Mahnungen. Bergebens wurde die Geißel de Spottes 
und Wites über die unduldjame Verfegerung geſchwungen. Vergebens 
vertheidigte jih Dr. Strauß felbft in einem öffentlichen Sendjchreiben, 
trat Profefior Paulus in Heidelberg für die theologifche Lehrfreiheit im 
die Schranken. Erfolglos bemühte ſich endlich auch die Regierung, durch 
eine Proflamation die geängjtigten Gemüther zu beichwichtigen. Der 
Strom der Aufregung ließ fi nicht mehr dämmen. Ein Aufruf von 
- Hirzel, worin das Bedürfnig einer Kirchenreform and Herz gelegt wurde, 
wohlgemeint, aber unglüdlih in der Form, goß nur Del ins Feuer oder 
ernbtete Hohn. Bei der Berlefung der regierungsräthliden Proklama— 
tion verließen die Zuhörer an vielen Orten die Kirche. Der edle Cas— 
par Drelli mochte in einer Anrede an die Studirenden tief betrübt ausru— 
fen: „Alles ijt möglich geworden: denn Wer vermag es, der fcheußlich- 
ften aller Erinnyen, der Wuth des Fanatismus, Jaum und Gebif 
anzulegen? Nicht einmal Der, welder jie unbefonnen und ruchlos aus 
den Tiefen de3 Tartarus empor beſchworen, und auf unjere früher fo 
glüdliche Heimath losgelaſſen hat.“*) 


*) Daher das fingirte, hocherfveute „Kreisichreiben Sr. Heiligkeit Gregor XVI. 
an die Bürger des Kantons Züri. Rom 183.” (von Chr. W. Glüd), worüber fid) 
der Nuntius beim Vorort bejchwerte. 

**) Gin geiftreicher Engländer, Dr. Beddoes, der fich um dieſe Zeit in Zürid) 
aufbielt, zeichnete den geiftigen Rückſchlag in einem originellen Gedicht mit folgen- 
den Berfen: 

Blindes Simfonvolf! den Stempel 
Drüdt das Schickſal auf dein Leben; 
MWarft gerufen in den Tempel 

Boll des Safts von geift’gen Reben, 
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- Der Mittelpuntt der Bewegung war am linken Geeufer in den 
großen Gemeinden Richterſchwyl und Wädenſchwyl. Als Haupt der Agi— 
tation tauchte Hürlimann-Landis auf, Fabrikant in Richterſchwyl; 
von rechtlicher Geſinnung; früher der Volksſchule zugethan, jetzt religiös 
geängſtigt und von Städtern beeinflußt, mehr geſchoben als ſelbſtſtändig 
leitend. Schon am 12. Februar beſchloß eine größere Verſammlung in 
Wädenſchwyl, die Berufung des Theologen durch Bildung von Kirch, 
Bezirf3- und Zentralvereinen und dad Mittel des Petitionsrecht3 zu hin- 
dern. Bald zog fich ein großes Neb zufammen, das die beftehende Ge— 
walt umftridte. Die Kirchgemeinden folgten an den meiften Orten willig 
der Aufforderung zu Verfammlungen. Schnell konftituirten fich die Ge: 
meindecomites, Bezirfscomites und ein Zentralcomite.*) Letzteres ver— 
fammelte fih in Zürich und erließ eine Adreſſe an den Regierungsrath, 
worin es gebieterifch erflärte: „Strauß darf und fol nicht kommen,“ 
und die Regierung für die Folgen, die aus einem längeren Widerftand 
hervorgehen würden, verantwortlich madhte. Die Bewegung nahm da— 
mit einen revolutionären Charakter an. Schon predigte man hie und 
da offen zum Aufruhr gegen die Behörde. Immer fichtbarer trat auch 
die politifche Aufreizung hervor. Die Regierung wurde aller möglichen 
Bedrüdungen beſchuldigt und die Maſſe mit materiellen Verjprechungen 
gelodt. Es genügte nicht, da Strauß fern gehalten werde, der Ruf. 
ertönte auch: Hochſchule fort! Scherr fort! Steuern fort! Auf dem 
Lande ſchwand das Anfehen der Regierung. Gegen Andersdenfende wurde 
brutaler Zwang geübt, die Freiheit der Nede an den Verfammlungen 
unterdrüdt. Wer nicht miteiferte, erhielt den Namen „Struß“ und war 
den Verfolgungen ausgeſetzt. 

Das Zentralcomite verfaßte neben jener Adreſſe an den Regierungs= 
vath auch eine Petition, die den Kirchgemeinden zur Annahme und Bes 
förderung an den Gr. Rath zugefandt werden follte. Dieſe Petition 
ging in ihren Begehren bereits einen bedeutenden Schritt weiter. Nicht 
nur forderte fie wieder dictatoriich im Namen des fouveränen Zürcher 
Volks die Rüdnahme der Berufung von Strauß, jondern fie verlangte 
auch eine gemifchte öffentliche Kircheniynode, Prüfung und Beftätigung 

MWie der riefig’ Judenheld, 

Deine Stärke follft dur zeigen. 

Zieh! die Säulen torfeln, weichen, 
Des Geſetzes Tafel ſchwankt, 
Kradyt das Dad), der Boden wanft; 
Wiſſenſchaft und Freiheit fällt. 
Hier liegt Zürich! liest die Welt. 

*) Das Zentralcomite beftand aus 22 Mitgliedern, je zwei aus jedem Bezirke 
darunter 6 Pfarrer. Den engeren Ausſchuß bilveten Hürlimann-Landis, Dr. Rahn« 
Eicher und Bleuler-Zeller, mit Fürſprech Spöndli als Altuar, 
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theologifcher Profefforen durch den Kirchenrath, Wahl eines Drittel des 
Erziehungsrath3 durch die Synode, Einfluß des Kirchenraths und Ber- 
mehrung der Religionzftunden am Lehrerfeminar und in der Volksſchule, 
Totalrevifion des Seminargejeges in religiöfer Richtung und Ausſchlie— 
Kung des Direftord3 aus dem Erziehungsrath. Damit mar da3 Ziel 
der Bewegung klarer ausgefprohen: Zertrümmerung der Schulveform, 
Herrihaft des Klerus über die ganze Bildung des Volks. Wieder läu- 
teten die Gloden in die Kirchgemeinden und ftürmifch eilte das aufge: 
regte und geängftigte Volk zur Abſtimmung über die Petition. So tief 
eingreifend jene Punfte waren, fo wurde doch der ganze Entwurf meift 
ohne Diskuſſion, ohne Erörterung, ja ſelbſt ohne Erklärung der einzel: 
nen Begehren in Baufh und Bogen angenommen. Die Führer hatten 
die größte Eile anbefohlen und eine Gemeinde ging in ihrem Eifer fo 
weit, dem Entwurf beizuftimmen, ehe fie denjelben noch erhalten hatte. 
In 156 Kirchgemeinden — fo meldete der Bericht des Zentralcomite's 
— ſprachen jih 39,225 Bürger für die Petition aus. 

Unterdeß jah die Regierung den Boden unter ihren Füßen wanfen. 
Ale Autorität ſchien auf das fogenannte Glaubensfomite überzugehen, 
der ganze Staatsorganismus fi zu verwirren. Die Kirchgemeinden 
folgten den Aufträgen eines Vereines wie amtlichen Befehlen. Die Sprache 
an die Behörden lautete dictatorifh. Die Regierung fing an, in ji 
felber zu zerfallen. Mitglieder derfelben fnüpften Fäden mit den Häup— 
tern der Bewegung an. Die freifinnige Parthei fuchte kräftiger aufzu= 
treten, als das Treiben revolutionärer wurde und der Sturm fich gegen 
alle geiftigen Reformen richtete. Aber fie fand feinen Halt und feiten 
Mittelpunkt mehr. Der Regierung entſank alles Vertrauen. Schon 
hatte der Erziehungsrath die Einberufung von Strauß verfchieben müſſen. 
Als die gebieterifche Forderung fam: „Strauß foll und muß fort,“ wurde 
zwar die Adreſſe des Glaubenscomite’3 als eine grobe und anftandsmid- 
vige zurüdgemwiefen, aber in das Verlangen eingetreten, Am 5. März 
erließ der Regierungsrath eine Proffamation, worin er anzeigte, daß er 
beim Erziehungsrath darauf dringe, den Dr. Strauß in Ruheſtand zu 
verjegen, und auch bereit3 eine Kommiſſion ernannt habe, um die Peti— 
tionen zu prüfen, wobei man die Anficht des Kirchenraths vernehmen 
werde. Bitter Magten die Muthigeren unter den Freifinnigen, daß die 
Regierung fich ſelbſt aufgegeben habe. Noch widerjeßte fich zwar die bisherige 
Mehrheit des Erziehungsraths, indem fein Geſetz die Befugnik zu diefer 
Duieszirung gebe und mit Nachgiebigkeit die gebieterifchen Forderungen 
nur gejteigert würden. Es handle fi) nur noch darum, ob die beſte— 
bende Staatsordnung aufrecht erhalten oder eine andere aus den Hän— 
den des Glaubenskomite's angenommen werden ſolle. Zur Beruhigung 
ſchlug der Erziehungsrath blos die Errichtung einer zweiten Profeſſur 
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vor, die durch einen anerkannt orthodoren Theologen befett werden follte. 
Aber die Regierung brachte ihren Antrag vor den Gr. Rat, War 
früher die Kompetenz der gefeßgebenden Behörde bei der Berufung be— 
ftritten, fo follte diefelbe jettt über die Verfegung in Ruheſtand aburtheilen. 

Unterdeß wuchs im Lande die anarchiſche Aufregung. Aus dem 
Slaubensfturm entwidelte fi immer mehr ein Sturm gegen die ganze 
Bildung des Volle. Berfolgung der Lehrer und Einbrüche in’? Schul- 
weſen waren an der Tagesordnung. Vor Allem richtete jih die Wuth 
gegen da3 Seminar in Küßnacht und deſſen Direktor. Bei den Faſt— 
nachtsſpielen wurden aus Stroh und Lumpen gebildete Figuren: Strauß, 
Hirzel und Scherr vorftellend, verbrannt und in den See geworfen. 
Für einen „Struß“ galt Jeder, der freien een in Kirche und 
Schule zugethan war, ob er auch ein noch fo redlicher, chriftlich gefinnter 
Mann fein mochte. 

Im Gr. Rath, außerordentlicher Weife zufammenberufen, erneuerte 
fich die Redefhlaht. Aber die Waage fan jet nach der anderen Seite. 
Bollsmänner, wie Gujer, der Redner von Ufter, traten für den alten 
Glauben in die Schranken. Andere, wie Heß, wollten dem Drud der 
aufgeregten Meinung nachgeben. Mit Siegesgewißheit fämpfte die frü- 
here Minderheit für die „Ichöne, reine, erhebende Bewegung,“ die das 
ganze Volk ergriffen habe. Drohend fonnte man auf die 40,000 Stim-— 
men hinweiſen, die ihren bejtimmten Willen ausgefproden hätten. Mit 
139 gegen 38 Stimmen befhloß der Gr. Rath, daß Strauß (mit einer 
jährlichen Penfion von 1000 Franken) in Ruheſtand verjeßt werden 
follte. Während der Situng hatte fih auch das Glaubenscomite in 
Zürich verfammelt, um je nach dem Ausgang der Verhandlungen feine 
Mafregeln zu treffen (18. März). 

Bon Neuem fam die Sache vor den Erziehungsrath, der zu voll: 
ziehen hatte. Noch wollten drei Mitglieder (Keller, Furrer, Scherr) 
bei dem früheren Beichluffe beharren. Die übrigen fügten fich mit der 
Erklärung, daß fie nur dem Drang der Umftände und dem ausdrüdli: 
hen Befehl des Gr. Raths folgten. Die Worte, die Hirzel und Orelli 
ſprachen, durchfchnitten die Seele. Orelli's ganzes Weſen war in fieber- 
hafter Aufregung. Seine Zunge wollte den Dienft verfagen; endlich 
brach der Strom der Rede los in Jammer um die verlorene Glaubens 
und Lehrfreiheit; übergehend in die bitterften Vorwürfe rief er: „So 
habt ihr abermals einen Keber gejchlachtet, nehmt euer Opfer hin, bra— 
tet ihn, zehret ihn auf!“ Als die Anderfeitigen zur Ordnung riefen, 
ſprach Hirzel: „OD mwehret uns, ihr glüdlichen Sieger, doch nicht, den 
Gefühlen unferer Herzen Luft zu — ihr habet ja den Jubel, ſo 
erlaubt uns doch die Klage.“ 

Als ARE Frage abgethan war, erhob fi eine zweite jtürmifche 
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Debatte im Gr. Rath. Bei Anfang der Bewegung wurde überall der 
Ruf für Aufhebung der Hocfchule vernommen. Aber die fjtäbtifchen 
Lenker, die fich der Vortheile der Anftalt nicht berauben mochten, dedten 
ihre Flügel über dieſelbe. Die Mehrzahl der afademifchen Lehrer zeigte 
fi auch Eonfervativ gefinnt. So kam die Aufhebung der Hochſchule 
nicht unter die Begehren der Petition. Aber jett ftellte man von radi— 
faler Seite jelbit, im erjten Unmuth die Sache auf die Spitze treibend, 
die eigene Schöpfung in Frage. Bon dem Gedanken ausgehend, daß 
die Hochſchule nicht die erfreulichen Refultate gehabt habe, die man ſich 
bei der Gründung verfproden, daß ihre Grundlage, die Lehrfreiheit, 
zerftört fei und endlich zur Befeitigung der Wahl von Strauß die Aufs 
hebung der Anftalt das einzige verfafjungsmäßige Mittel fei, wurde 
(von RAR. Bürgi) der Antrag auf eine folde Aufhebung geftellt 
und, entgegen der Oppofition der unbedingten Freunde der Wiſſenſchaft, 
dur Verbindung von Elementen, die ſich erft Tags vorher auf'3 Här— 
tejte ‚befämpft hatten, mit 122 gegen 57 Stimmen erheblich erflärt und 
an eine Kommiffion zur Begutachtung gewieſen.“ Enblih wurde auch 
der erfte Schlag gegen die Volksſchule gethan durch Annahme einer Mo— 
tion von Ferdinand Meier: ob nicht durch eine veränderte firchliche Ver: 
faffung und durch Modifitationen in den Geſetzen über da3 Unterricht- 
wejen die Interefien der Landesreligion befjer gewahrt werden könnten. 

Mit den Beichlüffen war der ganze Boden der Reform erjchüttert, 
der Muth der thätigften Volksfreunde gebrochen. Dr. Keller, in diefen Ta— 
gen feft zu feiner Meberzeugung ftehend, äußerte in fcharfer Vorausſicht: 
„Wir können nur noch für die Bewahrung der Ehre kämpfen, das poll= 
tiſche Syſtem von 1831 aber ift für jett unrettbar verloren; die Rege— 
tion wird felbit auf blutigem Wege vorwärts ſchreiten, vielleicht aber 
auf dieſem Wege endigen.“ 

Nachdem das erſte Opfer gebracht war, trat eine kurze Pauſe ein. 
Der eigentliche Stein des Anſtoßes für die geängſtigten Gemüther war 
beſeitigt. Der Kanton war ſichergeſtellt gegen die Lehre eines Mannes, 
vor dem der ganze alte Glauben in Schrecken gerieth; die freie Wiſſen— 
ſchaft lag am Boden; die Kirche konnte triumphiren; der wilde Strom 
ſchien ji allmählig zu legen. Die Republikaner (wie man die Frei— 
ſinnigen um dieſe Zeit nach ihrem Hauptorgan nannte) athmeten wieder 
freier, in der Hoffnung, daß wenigſtens die liberale Ordnung gerettet 
fei. Der Gr. Rath fuchte durch einzelne Zugeftändnifje an die Kirche 
weiter zu beruhigen. Die verlangte gemifchte Synode wurde zwar ver— 
worfen, dagegen der Religionsunterricht an den Schulen und im Semi: 
nar vermehrt und größerer Einfluß auf die Wahl der Lehrbücher ein— 
geräumt. Im Uebrigen wurden in der Diskufjion die Verdienite der 
Volksſchule Mar und umfafjend dargeftellt, jo daß jelbit die Gegner jie 
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nicht beftreiten konnten. Das Seminar und deffen Direktor erhielten bie 
volftändigfte Anerkennung und Genugthuung. In Bezug auf die Hoch— 
ihule trat ruhigere Ueberlegung ein. Der von radifaler Seite felbit 
beabſichtigte Schlag wurde abgewandt und die Fortdauer der Anftalt 
gefihert. Die Regierung blieb bei ber theilweifen Erneuerung in ihrer 
bisherigen Zufammenfeßung. 

Aber die Bewegung fchlummerte nur feheinbar. Der Riß zwifchen 
den Behörden und der Mafje der Bevölkerung war zu meit gebiehen, 
als daß die lauernde ariftofratifhe Oppofition fie nicht hätte außbeuten 
follen. Die Religion mußte zu weiteren Angriffen dienen. Der Glaube, 
bieß es, fei fo lange nicht gerettet, al3 die gottlofen Männer am Ruder 
fäßen, die Strauß berufen Fonnten. Der Sturz des ganzen liberalen 
Negiments war das Ziel, auf das jebt unmittelbar losgeſteuert wurde. 
Den reactionären Zweden diente es nicht, die integrale Erneuerung der ober: 
ften Behörde, wo der Volkswille fih verfaflungsgemäß geltend machen 
fonnte, ruhig abzuwarien. Das große Glaubenscomite hatte zwar nach der 
Entfernung von Strauß feinen Rüdtritt erklärt, aber in den Händen 
des Bezirkscomite's zu Horgen blieb eine vorörtliche Leitung, die ihre 
Fäden nur noch feiter fpann. Das Haupt derfelben, Hürlimann-Landis, 
dur den erſten Erfolg noch überfpannter geworden, ließ fi von Schritt 
zu Schritt weiter drängen. 

Am 8. Auguft erließ das Zentralcomite einen neuen Aufruf „an 
die Bürger der vereinigten petitionirenden Kirchgemeinden.” Die Zuge: 
ftändnijje des Gr. Raths wurden als unzulänglich erklärt, die Religions: 
gefahr mit hellen Farben wieder aufgetragen, die Bürger aufgefordert, 
ihre Wünſche auf’3 Neue den Comites mitzutheilen, und der ganze Or: 
ganismus der Agitation wieder in Thätigfeit geſetzt. Durch eine Volks— 
verfammlung follte fich der Wille weiter manifeftiren. Damit war der 
Krieg wieder erklärt. Die Freifinnigen ſahen fich plötzlich aus ihrer 
Sicherheit aufgefhredt. Sie hatten dem fcheinbaren Frieden getraut und 
die Zeit vorübergehen laſſen, ohne etwas für die Sammlung ihrer Kräfte 
zu thun, während die Stäbtifhen in der Stille den Boden mit allen 
Mitteln unterwühlten. Die Regierung ftand ihrem drohenden Doppel: 
gänger gegenüber zerrifien da. Eine Mehrheit drang zwar noch auf 
fräftige Wahrung des Anjehens, aber eine Minderheit lähmte die Ent- 
Ihlüffe und hielt den Fuß aufgehoben, um in's Lager der Widerfacher 
überzugehen. Der Verfuh wurde gemacht, das Netz zu zerreißen, das 
die Gewalt immer enger umftridte. “In einer Proflamation vom 23. 
Auguft erklärte die Regierung die Aufträge des Zentralcomite’S zur Ab: 
haltung von Kirchgemeinden als Mißbrauch des Staatdorganismus und 
Aufwieglung gegen die verfafjungsmäßigen Behörden und gab den Statt: 
baltern die Weifung, allen Unterbeamten zu verbieten, in folge dieſer 
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Aufträge Gemeindeverſammlungen abzuhalten. Sofort erließ das Zen— 
tralcomite einen Kommentar an die Gemeinden, worin es ſich auf das 
verfaſſungsmäßige Recht berief, ihnen nach Belieben zu „rathen“ und mit 
dem Rufe ſchloß: Seid mannhaft und ſtark, der Herr wird eure gute 
Sache zum Siege führen! Die Staatsanwaltſchaft ſchritt mit Beſchlag— 
nahme diefer Zufchrift ein und erhob Klage gegen den engeren Ausſchuß 
„wegen verfuchter Aufreizung zum Aufruhr“, Aber bei der fteigenden 
Fluth wagte e8 die Regierung nicht, ihren Schritt mit Feftigfeit weiter 
zu verfolgen. Rathlos Hin und herſchwankend gab fie in. einer neuen 
Proflamation eine befhwichtigende Erläuterung, die ala Rüdzug erfcheinen 
mußte. Dem Gr. Rath jollte noch einmal Alles unterbreitet werden. 

Um fo höher wuchs die Zuverficht des Zentralcomites. Es galt 
jet einen entjcheidenden Trumpf auszufpielen. Nachdem die neue Agi— 
tation den Glaubenseifer wieder zu hohen Flammen angefacht hatte, 
wurde eine Volfsverfammlung nah Kloten berufen. Von allen Seiten, 
unter Abfingung geiftlicher Lieder, zogen Schaaren an diefe Berfanm: 
lung (2. Sept.). Troß dem Regen, der in Strömen fiel, fammelte 
fih eine Volksmenge von 10—12,000 Köpfen. „Im Namen des Herrn, 
der das Weltall regiert,“ eröffnete Hürlimann-Landis die Verhandlungen 
mit einem Schwall von hochkirchlichen Worten, vol Verdammung gegen 
die jogenannten Ungläubigen. Es wurde eine Adrefje an die Regierung 
befchloffen, mit „ehrerbietigen Bitten,“ deren Kern die Forderung war, 
daß die Behörde ihren Erlaß vom 23. Auguſt als grundlos erkläre 
und jomit förmlich widerrufe; daß die vom Staatsanwalt eingeleitete 
Unterfuhung gegen den Ausfhuß des Zentralcomite’3 als unjtatthaft er— 
Härt und endlih die Staatsanwaltihaft felbft wegen Verlegung der 
Verfaſſung zur Rechenfchaft gezogen werde, ine Deputation von 22 
Mitgliedern jollte die Adreſſe überbringen. 

Unterdeß ftieg die Verwirrung im Schooß der Regierung. Trup— 
pen, die am Tag vor der Volfsverfammlung in die Stadt berufen wa: 
ren, wurden wieder entlafjien, weil in der Kaſerne ftörriiche Auftritte 
ftattgefunden hatten. Auf die Adrefje von Kloten wußte die Behörde 
weder ja noch nein zu fagen. Sie fuchte blos Hinzuziehen und auszu— 
weichen, ohne ihre Würde zu behaupten. Das Zentralcomite befann fich 
nicht lange; noch am gleichen Abend machte es dem Volke fund, daß die 
Antwort nicht genüge und daher fämmtliche Bezirks: und Gemeindecomi: 
tes „zur ernften und forgfältigiten Wirkſamkeit“ aufgefordert jeien. 

Der Plan der Glaubenslenfer war jegt anfangs, für die Sitzung 
des Gr. Raths, der auf den 9. September zufanimenberufen mar, eine 
überwältigende Demonftration zu veranftalten und unter dem Drud der 
aufgebotenen Maſſe die Abdanfung der Regierung und Auflöfung des 
Gr, Raths zu erzwingen. Man vechnete dabeisauf das Einverftändniß 
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einzelner Mitglieder der Regierung. Aber der verhängnifvolle Würfel 
follte fallen, ehe die Situng fam. Die Führer geriethen in Beforgniß, 
es möchten die entfchlofjeneren Freifinnigen, um dem Schlag zu begeg- 
nen, fih an dem Sibungstage um die verfafjungsmäßige Behörde ſchaa— 
ven und die drohende Gewalt vereiteln; auch von eidgenöffifher Seite 
die beftehende Ordnung eine Stütze finden. In der That verzweifelten 
die Freifinnigen daran, daß die Regierung felber zu ihrem Schuß handeln 
werde. Sie beriethen daher über die Mittel eines freiwilligen Widerftands. 
Eine größere Verfammlung follte Beſchlüſſe fallen. Noch mar indeR 
nichts organifirt. Das Begehren einer eidgenöſſiſchen Dazwiſchenkunft 
hatte fi im Kreife der Regierungsmitglieder felbft zwar geäußert, aber 
ftieß auf ſolchen Widerſpruch, daß der Gedanke nicht verfolgt wurde. 
Eduard Sulzer erflärte im Namen der Schwankenden: Sobald ihr In— 
tervention durchzuſetzen ſucht, werden wir uns entfchieden zur anderen 
Parthei fchlagen. Erniter mußte fich dagegen die Frage den Gefandten 
an der Tagfabung aufdrängen. Mitten in diefer Bewegung, die den 
gejeglichen Boden unterwühlte, war Zürich eidgenöffifcher Vorort. Bei 
dem Herannahen der Außerften Krifis faß aud die Tagſatzung verfam: 
melt. . Nicht blos dem Kanton, der ganzen Bundesleitung drohte Anar— 
hie. Zürich felbit ftand im Konkordat der fieben regenerirten Stände, 
die fih zum gegenfeitigen Schuß der Berfaflung und verfaffungsmäßigen 
Behörden verpflichtet hatten. Von diefer Seite lag das Anerbieten gu: 
ter Dienjte am nächſten. Daher Beiprechungen unter den Vertretern, ver: 
traulihe Anfragen an die Regierung von Zürich und endlid, am 5. 
Sept., eine gemeinfame Zufchrift, worin die Gefandten der Konfordats- 
ftände dringend um beförderlichen Aufſchluß über den Stand der bedroh— 
lichen Bewegungen im Kanton und insbefondere über zulänglihe Kraft 
und Wirkfamkeit der Negierungsbehörden baten. Damit fam die Frage 
der Intervention beftimmter heran. Aber die Regierung wagte es nicht, 
ihr unmittelbar ins Geficht zu hauen. Die Antwort wurde auf den 
nächſten Tag verfchoben und die Behörde ging ohne allen Entſchluß aus: 
einander. *) 

Dbgleih auf diefe Weife die Frage noch ſchwebte, ergriffen die Füh— 
rer der Bewegung die angebliche Intervention doch, um den Schlag ge: 
gen die ganze bejtehende Drbnung zu beſchleunigen. Schon am 5. Sept. 
Vormittags zehn Uhr, ehe noch die Zufchrift der Gefandten der Konkor— 
datöftände vor die Regierung Fam, erließ der jungariftofratifche Städter 
Dr. Rahn-Eſcher, Mitglied des engeren Ausſchuſſes des Zentral: 
comite's, Die Aufforderung an alle Präfidenten der Bezirkscomite's: „Die 
Feinde drohen, das Vaterland mit fremden Truppen zu überziehen: 


Siehe: H. Weiß, Beitrag zur Gefchichte der Revolution vom 6. Sept. 1839, 
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Neuhaus bietet Bern auf und Bafellandichaft rüftet fih. Ich erfuche 
Euch in Bereitfchaft zu halten, damit, wenn die Glocken gehen, Alles 
zum Sturm bereit fei. Ein guter Theil fommt nah Züri und ein 
anderer Theil bleibt zu Haufe zur Bewachung des eigenen Herdes.“ 
Der unmittelbare Aufbruch des Landfturms war damit noch nicht anbe— 
fohlen. Erſt jollten irgendwo die Gloden gehen. Diefe verhängnikvolle 
Lofung fam aus dem Pfarrhaufe in Pfäffiton. Hier, im fogenannten Kellen: 
lande, einer der ärmften und früher verwahrlosteften Gegenden des Kantons, 
mit einem reizbaren Proletariat, wo 1832 der Wahn gegen die Web: 
maſchinen um fich griff, der zur Brandftiftung in Ufter führte, lieh ſich 
die Bevölkerung am leichteften zum Aufruhr treiben. Hier fand ſich 
auch der Mann, der zum Aeußerſten entjchloffen war. Pfarrer Bernhard 
Hirzel in Pfäffifon gehörte nicht zu Denjenigen, die vor der Lehre 
von Strauß erfhraden. Wiſſenſchaftlich hoch gebildet, Meifter in den 
orientalifhen Sprachen, voll Geift und feuriger Einbildung, Huldigte er 
jelbit freieren theologischen Anfichten. Aber vertrauter Freund von Dr. 
Bluntſchli, der politifchen Seele der Bewegung, hegte er, wie diefer, einen 
tiefen Groll gegen die herrfchende Staatsrihtung und trachtete nad} dem 
Ruhm, die „radifale Tyrannei” zu ftürzgen. So weihte er fi zum 
Streiter des Herrn. Mehrere Stunden lang überlegte er, allein vor 
Gott, die Lage der Dinge, fand, daß wer den erften Streich thut, Mei: 
jter bleibt, befahl Leib und Seele dem Herrn — und ließ Sturm läu— 
ten.*) Sofort ertönten aud die Gloden der benachbarten Dörfer auf 
den Wink der Geiftlihen. Zugleich gingen reitende Boten an den See 
und nah Zürih, um die Brüder von dem Aufbrud in Kenntniß zu 
jegen. Die Sturmgloden ſchlugen durch die nächtliche Luft; fürchterliche 
Nachrichten über die drohenden Gräuel unter dem Drud fremder Trup: 
pen und den mörderifchen Armen der Radikalen — von denen verbreitet 
wurde, daß ſie bereits einen Scharfrichter von Colmar hätten kommen 
lafjen, um die fürzlich angeſchaffte Guillotine ficherer führen zu fönnen 
— durdliefen die herzuftrömenden Haufen. In Bauma rief der junge 
Prediger das Volk in der Mitternachtsſtunde unter Fackelſchein in Die 
Kirche und weihte und fegnete es betend zum Zuge gegen die Feinde 
der Religion. 

Wie eine Lawine wälzte fi der Zug aus dem Berglande hinab 
in die Thalebene, auf die Straße nad der Stadt Zürid. Wer nicht 
mißhandelt werden wollte, mußte fliehen oder mitziehen. Diele, denen 
es im Kerzen leid war, wurden vom Strom fortgerifien; Manche trieb 
auch die Neugierde; die Mehrzahl glaubte nach den Predigten der Geift: 


#7 *) Siehe: Pfarrer Dr. B. Hirzel, mein Antheil an den Ereigniffen des 
6, Sept. 1839, 
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lichen, für den Heiland einzuftehen. In Dübendorf war der Sturm: 
haufe etwa A—5000 Mann ſtark. Hier fam plötlich Gegenordre. Die 
Lenker in Zürich waren auf das unmittelbare Sturmläuten nicht gefaßt 
oder unficher geworden. Ein neues Schreiben von Rahn-Eſcher meldete: 
„Sn der Stadt ift Alles ruhig, aber bereit gegen die Radikalen, die, 
wie es ſich herausftellt, einen Handitreih im Sinn hatten, der aber 
durh Euch glücklich abgewendet fcheint. Ach bitte Euch daher, entweder 
ruhig zu bleiben und nad Haufe zu gehen, oder, wenn Ihr nad der 
Stadt fommt, nicht? Anderes als zu fagen, Ihr fommt, um zu willen, 
ob Spöndli (der Aktuar des Zentralcomite's) und ich wohl feien.“ Da: 
durch Fam einen Augenblid Stodung in den Zug. Die Mafje ließ ſich 
indeß nicht mehr zurüdhalten. Pfarrer Hirzel beſchloß, vorwärts zu 
gehen. Gegen Tagesanbruch kam der Zug auf die Höhe von Oberftraß, 
in der Nähe der Stadt, wo Halt gemacht wurde. Jetzt mußten aud 
die Führer in Zürich Alles aufbieten, um die Empörung zum Ziele zu 
führen. Von dem Präfidenten des Zentralcomite’3, Hürlimannstandis, 
erging ein neuer Aufruf zum Sturmläuten. In diefem Aufruf hieß es 
bereits, daß eine proviforifche Regierung gebildet werden müſſe, da bie 
alte das Zutrauen nicht mehr befige. Rahn-Eſcher und Spöndli eridie: 
nen perfönlich im Lager des Pfäffikoner Landfturms. 

Unterdeß wuchs die Hülflofigfeit der Regierung von Stunde zu 
Stunde. In der Krifis fehlte e8 an jedem leitenden Kopf. Verrath 
oder Kleinmuth unterwühlten den ganzen Boden. Bisher hatte der Amts: 
Bürgermeifter Heß noch zu den entjchiedeneren Maßregeln geftimmt. 
Uber jet ſchlug dieſer um und vereitelte jeden fräftigen Widerftand. 
Vergeben? drang man in ihn um Vollmadten zur Bewaffnung von 
republifanifchen Freiwilligen. Wergebens boten ſich die Studenten der 
Hochſchule zum Schug der Regierung an. Ohne Waffen, ohne Organi: 
fation, von der Behörde zurücdgemiefen, konnten die Freifinnigen nichts 
unternehmen. Dagegen bildete fih aus den Städtern eine ftarfe Bür— 
gerwache zur angeblihen Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums. 
Obgleich es nicht zweifelhaft fein Fonnte, daß diefe im erften günftigen, 
Moment mit dem Landfturm gemeinfame Sache machen werde, erhielt 
fie doch die verlangten Gewehre auägeliefert. Cinzelne Mitglieder der 
Regierung, wie Weiß von Fehraltorf, Präfident des Kriegsraths, fuchten 
zwar eine energifchere Thätigkeit zu entwideln, aber fahen fich überall 
gelähmt. Die einzigen Streitkräfte, die zur Bewachung des Zeughaufes 
in Bereitſchaft gefetst wurden, beftanden in den Zöglingen der Militär: 
ſchule. Die Regierung felbft konnte ſich zu feinem anderen Beſchluß 
ermannen, al3 zwei Deputirte, Hegetſchwyler und Melchior Sulzer, an 
den Landfturm abzuſchicken und dort nah dem Zweck und Vorhaben der 
Leute zu fragen. Dieje Deputirten erhielten von Pfarrer Hirzel den 
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Beſcheid, man verlange in möglichft kurzer Zeit: Erfüllung der Adreſſe 
von Kloten, beftimmte Erklärung, daß der Regierungsrath weder jekt 
noch in Zufunft bei inneren Angelegenheiten fremde Hülfe in Anfprud 
nehmen wolle; endlich Losfagung vom Siebenerfonkordat. Die Regie: 
rung befchloß nach peinlicher Berathung, auf diefe Forderungen dem 
Volk die jchriftliche Erklärung zuzuſchicken, daß fie die Einberufung frem: 
der Truppen nie beabfichtigt habe und auch nicht gedenke, es zu thun. 
Aber ehe diefe Antwort abgehen konnte, entfpann ſich ein blutiger Akt. 
Der in Oberftrak verfammelte Landfturm mochte nad) zweiftündi: 
ger Raſt nicht länger warten. Durch aufregende Reden angefeuert und 
von Wein erhitt, drängte der Kern vorwärts. Der Pfarrer-General 
entſchloß fi, ihn vor erhaltenem Beſcheid in die Stadt zu führen, dar- 
auf zählend, dak die Bürger fich mit den Landleuten verbinden und die 
bloße Erfcheinung genügen werde, um Pie Regierung zur gänzlichen Ab: 
danfung zu zwingen. Eines leichten Sieges gewiß rüdte die Mannſchaft 
jo in die Stadt; ein Theil mit Schiekgewehren, Piken, Senfen zc. be: 
waffnet; die meiften mit Knitteln verfehen. Der ganze Landfturm hatte 
dad Ausjehen ärmlicher Proletarier. Auf den Wege fang man das Lied: 
Dieß ift der Tag, den Gott gemacht, 

Sein werd’ in aller Welt gedacht. 

Ihn preife, was dur Jeſum Chrift 

Am Himmel und auf Erden ilt. 
Die Bürgerwadhen hielten fich neutral und ließen den Landfturm an den 
Eingängen frei pafliren. Die Truppen der Militärfhule, im Ganzen 
wenig mehr ala 200 Mann, darunter 30 Mann Kavallerie, waren un: 
terdek zum Schuß des Zeughaufes und des Regierungsſitzes im nahen 
Poitgebäude, unter Kommando von Oberft Hirzel, am Münſterplatz 
concentrirt. Bei der Rathlofigfeit der Regierung fehlte e8 an Haren 
Befehlen und einem bejtimmten Plan zur PVertheidigung., Das Militär 
hatte, fo zu fugen, von fich felber feine Pflicht zu erfüllen. Auch Die 
Inftruftionen, die der Oberfommandant gab, lauteten ſchwankend. Doch 
follte das Militär einfchreiten, wenn fich bewaffnete Haufen dem Mün— 
fterplat näherten und nicht zurüd wollten. Auf dem Rathhausplak an: 
aelangt, ftutte der Pfarrer-General. Das weitere Vorrüden über Die 
Limmatbrüden mußte zum Gonflikt führen. Nach furzem Befinnen ging 
der Entſchluß vorwärts. Der Landfturm theilte fich jett in zwei Züge. 
Der eine Haufen, unter dem Pfarrer-General felbft, marſchirte über die 
untere Limmatbrüde, der andere unter Rahn-Eſcher über die obere Brüde. 
Beide Abtheilungen rüdten fo auf das eine Ziel, Zeughaus und Poft: 
gebäude (Regierungsſitz), los. Als ſich der erfte Zug, bei dem die mei: 
ften Bewaffneten waren, mit vorgehaltenen Gewehren bis dahin gemähert 
hatte, wo die Storchengaffe in den Münfterplag mündet, vitt Major Uebel, 
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der Führer der Kavallerie, mit feinen Dragonern vor und rief gegen 
die Landftürmer: „Zurüd, der Plab fol frei bleiben!” Der Pfarrer: 
General erwiederte „Friede” und Major Uebel wiederholte: „Ya wohl 
Friede, aber der Plab muß frei bleiben, ihr dürft nicht vorrüden.“ 
Der Pfarrer-General rief abermals „Friede“, aber aus dem Haufen fei: 
ner Leute hallte e8 „vorwärt3“ und die Stürmer Yegten die Gemehre 
in der Nähe von zehn Schritten auf die Dragoner an. Der herange: 
fommene Oberfommandant und die Dragoner riefen ftärfer „zurüd;“ 
da fiel von Seite der Stürmer ein Schuß, der jedoch zu hoch ging. Da: 
rauf fommandirte der Pfarrer-Öeneral: „Nun denn, im Namen Gottes 
ſchießt.“ Jetzt griffen die Reiter zu ihren Piftolen, aber Major Uebel, 
ganzer Soldat, rief Faltblütig: „Laffet ihnen den erften Schuß, es ift 
beſſer!“ Auf des Pfarrer Kommando folgte ein lebhaftes Rottenfeuer 
aus dem Haufen der Stürmer, die meiſten Schüfje gingen jedoch zu hoch. 
Unterdeß kam auch die andere Kolonne unter Rahn:&fcher über die obere 
Brüde gegen den Münfterhof anmarfhirt. Nach kurzem Gepläntel, wo: 
bei einige Randleute niedergeftredt wurden, zogen fich die Dragoner auf 
die Infanterie zurüd, die fich unter Oberft Sulzberger fampffertig 
hielt. Die Mafle der Stürmer drang jebt gegen die Zugänge de Zeug: 
haufes, zum Theil bis auf den Neumarkt. Als fie auf mwiederholtes 
Zurufen nicht wich, gab die Anfanterie Feuer und auch die Kavallerie 
brach wieder hervor. Am Schreden fehrte fich fchnell der ganze Haufen 
und eilte in wilder Flucht zurüd, über die beiden Brüden oder wo er 
fich retten konnte, Bengel und andere Kampfwerkzeuge von fich werfend, 
vol Verwunderung, daß auf ihn gefchoffen worden, da er auf feinen 
erniten Widerftand gerechnet hatte. Auf dem Kampfplatz lagen von den 
Landleuten 13 Todte oder tödtlih Verwundete. Das Militär hatte 
nur wenige leicht Verwundete. Das ganze Gefecht dauerte kaum zehn 
Minuten. *) 

So waren die Truppen fiegreih und der Landfturm zerftoben. Noch 
Ihien die Ordnung aufrecht zu Stehen. Aber die Regierung hatte fi 
bereit3 felbft aufgegeben oder war verrathen. Mit dem Einzug ber 
Pfäfftloner in die Stadt war aud in Neumünfter geftürmt worden, um 
dad Volk vom See zu Hülfe zu rufen. Auf die Nachricht beſchloß die 
Regierung fchnell, au die Klage gegen das Glaubenscomite fallen zu 
lafien. Als es hierauf hieß, der Randfturm ziehe über die Brücke, rief 
ein Mitglied (Eduard Sulzer), dem e8 am wenigſten Ernſt war, noch 


*) Siehe über die militärischen Vorgänge die Erflärung von Bruno Uebel 
in der Augsb, Allg. Zeitung vom 20. Sept. 1839. Pfarrer Hirzel ftellt in feiner 
Erzählung in Abrede, daß er zum Feuern aufgefordert; er will nur gerufen habeu 
„vorwärts.“ Aus feinem ganzen Bericht geht indeß hervor, daß er im Getümmel 
verwirrt wurde und ſein Gedächtniß fpäter getrübt war. 


we 

mit friegerifhem Eifer: „Nett die Kanonen heraus!“ Aber fogleich unter: 
brach das Gemwehrfeuer vom Münfterplat jede fernere Berathung. Die 
Mitglieder des Raths wurden vor Schreden und Entſetzen unmwillführ- 
lih von ihren Stühlen gehoben. Es folgte eine Scene der Verwir— 
rung. Noch mitten im Kampfe eilte Hegetſchweiler hinaus, mit dem 
Ichriftlichen Befehl von Bürgermeifter Hek an die Truppen, das Teuer 
einzuftellen.. Er übergab diefen Befehl einem Kavallerieoffizier, aber 
zurüdfehrend ftürzte er tödtlich verwundet nieder; ein Schrotſchuß hatte 
ihn am Kopfe getroffen, von welcher Seite, fonnte nie mit Gewißheit 
ermittelt werden ; drei Tage nachher verfchied er. Eigenes Schickſal 
eined um die Regeneration einft verdienten Mannes, der es Allen recht 
machen wollte, zwifchen zwei Lagern bin und her trug und, in beibe 
Feuer gerathend, ala Opfer feines friedlichen Eifers fallen mußte! Nach— 
dem die Landftürmer die Flucht ergriffen hatten, änderte ſich die Scene 
Ihnel. Die Bürgerwache, unter Anführung des Stadtpräfidenten Zieg: 
ler, war vorgerüdt und drohte, Parthei gegen die Truppen zu nehmen. 
Bald Fam der weitere fürmliche Befehl von Bürgermeifter Heß, die 
Truppen in die Kaferne zurüdzuziehen, die ganze Militärfchule zu ent: 
laſſen und das Zeughaus der Bürgerwache zu übergeben. Unterdeß wa— 
ren die Sturmgloden am ganzen See gezogen. inzelne neue Haufen 
zogen bereit in die Stadt. Das Bürgermilitär ſchlug ſich jet voll- 
ftändig auf die Seite des Aufſtands und befette alle Poſten. Die ari- 
jtofratifchen Städter fonnten den Sieg wohlfeil auflefen, nachdem die 
armen Proletarier geblutet hatten. Die preißgegebenen Truppen wurden 
in aller Eile abgedanft und Fonnten nur mit Mühe den Verfolgungen 
entgehen. Sobald der Sieg entſchieden war, mehrten fich auch, wie Dies 
zu gefchehen pflegt, die Sieger mit jeder Viertelftunde und Tauſende 
vom See und anderen Bezirken zogen bis zum fpäten Abend in Die 
Stadt, wo fie bemwirthet und einquartirt wurden. Geiftliche eilten aus 
der Stadt entgegen, um die Schritte der neuen Haufen zu fördern; 
Seiftliche Teiteten Züge von den Gemeinden aus. Zum graufenhaften 
Schaufpiel wurden in der Predigerfirhe die Todten mit ihren Maffenden 
Wunden und blutbebedten Kleidern ausgeſtellt. Durch fanatifche Reden 
ſchien es darauf berechnet, die Wuth des Volks auf's Aeußerſte zu ent: 
flammen. Doc gelang es den ftädtifchen Behörden, wilde Ercefje zu 
verhindern und die öffentliche Sicherheit aufrecht zu halten. Die beſon— 
ders verfegerten „Straußen“ juchten fich durch PVerborgenheit vor Miß— 
bandlungen ficherzuftellen.. Mehrere von den liberalen Führern, wie Dr. 
Keller, Staatsanwalt Ulrih, Furrer ꝛc., flüchteten nad Baden. 

Die ganze Gewalt ging auf das Stadthaus über. Hier entpuppte 
ih die in Bereitſchaft gehaltene proviforifche Regierung, indem die alte 
Regierung als aufgelöst erklärt wurde. An der Spige erſchien Bür— 
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germeifter Heß. Mit ihm traten die beiden Sulzer zu den Gegnern 
der gejtürzten Ordnung über. Von der anderen Seite ergriffen Hürli- 
mannztandis, von Muralt und Eſcher-Schultheß das vorläufige Ruder. 
Um die Behörde vollzählig zu machen, wurde noch der greife, halb er: 
blindete Staatsrat Meier von Knonau berufen. In ihrer Broflamation 
erflärte die proviforiiche Regierung, daß fie es für ihre ernfte Pflicht 
erachte, die einftweilige Leitung der öffentlichen Angelegenheiten als „er: 
gänzter eidgenöffiicher Staatsrath* zu übernehmen. Ein großer Rath 
werde für die Mittel forgen, die öffentliche Ruhe und Ordnung wieder 
herzuftellen, die Gefeggebung fortan nah den Bebürfniffen des Volks 
zu ordnen. Zugleich erließ das Zentralcomite einen Zuruf an das Bolt, 
worin es erflärte: „Gott habe der gerechten Sache den Sieg verſchafft.“ 

So .endigte der „Züriputfch” oder „Ihmußige Freitag,“ wie er fpä- 
ter fpottweife genannt wurde. Am anderen Tage war große Volksver— 
fammlung oder Landsgemeinde auf den beiden Hauptpläßen der Stadt. 
Hürlimann-Landis ftand hier als gefeierter Glaubensdictator da. In 
feiner Anrede an das Volk erklärte er ſich als das infpirirte Werkzeug 
Gottes. Den Aufftand jah er als geheiligt an. Die Religion war ge= 
rettet, der Unglaube niedergefchmettert. Der Pfäffifoner Landſturm hatte 
mit feiner Hingebung einer neuen Aera chriftliher Frömmigkeit Bahn 
gebrochen. Doch erfchien das Werk erft angefangen, noch nicht vollen- 
det. Die Vorfchläge, die das Zentralcomite zu diefem Zwecke machte, 
fanden feinen Widerjpruch bei dem verfammelten Volk. Die Auflöfung 
der alten Regierung und Anerkennung der proviforiihen genügten nicht. 
Aud der alte Gr. Rath mußte befeitigt werden. Damit gejhah ein 
weiterer Schritt in die Revolution. Nur zum Schein der Legalität 
follte der alte Gr. Rath feine Abdanfung felbit bejchliefen. Um das 
Proletariat aus dem Hinterlande zu befriedigen, wurde endlich die Bes 
gnadigung der Brandftifter von Uſter verſprochen. 

Am 9. Sept. hatte fich der alte Gr. Rath zu verfammeln, aber 
nicht unter feinem ordentlichen Präfidenten (Fürſprech Furrer), der flüch- 
tig war und gegen die Jufammenberufung Einſprache erhob, auch nicht 
in feinem gewöhnlichen Situngslofal, fondern in der Großmünfterfirche, 
gedrängt und bedroht von Volkshaufen. Der Präfident der proviſori— 
Ihen Regierung leitete die Verhandlungen. Die Menge auf der Tribüne 
mifchte ſich mit heftigem Gefchrei ein. Die Behörde fügte fi unter 
dem Zwang der Umftände und erklärte ihre Auflöfung. Nur wenige 
Mitglieder hatten den Muth, fich gegen den Verfafjungsbrud zu erheben. 

Unterdeß lag eine ſchwere Anquifition auf dem Kanton. Kein Wort 
der Ruhe und Bernunft fand bei der fanatifch aufgeregten Bevölkerung 
Gehör. Die geftürzte Parthet wagte eine Zeit lang faum zu atmen. Mit 
dem Namen „Strauß“ wurden auch die am redlichſten gefinnten Männer 
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gebrandmarkt und dem Hohn der Menge preiögegeben. Wer dagegen 
feinen Glauben am eifrigften zur Schau trug, gehörte zu den Auser— 
wählten. In diefem Sinne fanden auch die neuen Wahlen in den Gr. 
Rath ſtatt. Nicht die Tüchtigkeit und Gefchäftsfenntnig, fondern die 
firchliche Gefinnung oder „bejondere Geiftesrihtung” gaben den Maß: 
ftab. Die größten Berdienfte um die Entwidlung des Kantons blieben 
unbeachtet. Die ganze freifinnige Parthei wurde fo gut wie ausgemerzt. 
Die neuen Gefeßgeber vom Lande ftanden auf einer tiefen Stufe der 
Bildung und verichafften der Behörde bald den Auf eines „hörnernen 
Raths.“ Die ftädtiihe Ariſtokratie lieferte die Kapazitäten und ficherte 
ſich dadurch wieder einen überwiegenden Einfluß. 

Am 19. Sept. verfammelte fich der neue Gr. Rath. Bürgermeifter 
Heß legte in feiner Eröffnungsrede ein veuiges Bekenntniß ab: auch er 
habe zu den Verblendeten gehört, die den Toltswillen night recht erfannt 
hätten; offen vor aller Welt geftehe er jeinen Irrthum ein und bereue 
tief, daß er zu den legten Mißgriffen mit beigetragen. In die verfaf- 
ſungsmäßige Ordnung gefehahen nun weitere Einbrüche. Nicht blos der 
Regierungsrath, auch das Obergericht, das Kriminalgericht, der Erzie: 
hungsrath, der Kirchenrath, die Staatsanwaltihaft und das Kantonal: 
verhöramt wurden neu bejtellt, Alles im Sinn der neuen ausſchließlichen 
Richtung. Die frühere Betheuerung, daß die ſchöne Bewegung feine 
politifchen Zwecke, noch weniger reactionäre Tendenzen verfolge, wurde 
mehr und mehr Fügen geftraft. Die Bewegungsparthei auf dem Lande 
wünfchte auch die Erneuerung der Bezirks, Zunft: und Gemeindeftellen. 
Aber dieß lag nicht im Sinne der ftädtifchen Lenker, die vor der ein— 
brechenden ultrademofratifchen Fluth zurüdichraden und einfahen, daß fie 
mit den ungebildeten Elementen in den Gemeinden nicht regieren konn— 
ten. Hier wurde daher die Revolution gedämmt. Alle neugemwählten 
Behörden jollten auch rücfichtlich ihrer Amtsdauer in die Fußſtapfen 
ihrer Vorgänger treten. Die verfprochene Begnadigung der Brandftifter 
von Ufter fiel mit einer allgemeinen Amneftie zujammen. Seltſame 
Amneftie, die eine glüdliche Empörung ſich ſelbſt ertheilte oder für Die- 
jenigen erließ, die auf dem Boden von Verfaſſung und Geſetz getan: 
den hatten! 

An die Spike des neugewählten Regierungsraths famen Heß und 
v. Muralt; der erftere wurde noch einmal vorgefchoben, weil man feines Nas 
mens beburfte, um im Kanton, noch mehr in der Eidgenofjenfhaft, das 
Neue mit dem Alten zu vermitteln; der letztere, gemäßigt arijtofratifcher 
Staatsmann, hatte einft die Bildung von Volksvereinen für ungeſetzlich 
und unvereinbar mit jeinem politifchen Gemifjen erklärt und war aus 
der Regierung geſchieden, jet hob ihn ein gewaltfamer Umſchwung wie- 
der empor, bei dem das Vereinsrecht auf die äußerſte Spite getrieben 
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war. Ihren wirklichen politiichen Kopf erhielt die neue Regierung in Dr. 
Bluntſchli. WS gründlich gebildeter Juriſt der hiſtoriſchen Schule 
ftand diejer den Rechtsideen von Keller, jeinem Lehrer, nahe. Aber Un: 
zufriedenheit mit der radialen Staatsrichtung und perjönliche Gereizt— 
heit trieben ihn in leidenjchaftliche Oppofition. Der roll wuchs, als 
feine Wahl in's Obergericht, troß dem dringenden Wunſche von Keller, 
nicht durchdrang. Er wurde das Haupt der confervativen oder jung: 
ariftofratifchen Parthei, die fih der Demofratie zu bemächtigen fuchte, 
um diefe zu mißbraucen. in einer Streitichrift legte er eine der haupt— 
ählihiten Lanzen gegen da8 Seminar ein. Als das Biel der Beme- 
gung erreicht und das liberale Regiment gejtürzt war, fuchte er den 
rohen und zeritörenden Elementen, die er mit heraufbeſchworen, die 
Spite abzubrechen und die Reaction einigermaßen zu mäßigen. Bon 
der alten Regierung fanden noch die beiden Sulzer natürlich Gnade, 
Der greife Staatsrat Meier von Knonau lehnte jeßt ab. Hürlimann— 
Landis hielt jih vom unmittelbaren Ruder fern. Mit feiner populären 
Macht, als Retter des alten Glaubens, ftand er ſchũbend und drängend 
hinter der neuen Regierung. 

Noch blieb übrig, die neue Ordnung auch bei der Eidgenoſſenſchaft 
zur Anerkennung zu bringen. Die Tagſatzung befand ſich während die: 
jer Zeit in der Häglichiten Lage. Unter ihren unmittelbaren Augen 
wurde die vordrtliche Behörde gejprengt. Sie jaß da ohne Kopf und 
wußte nicht, was jie thun follte. Als am Vormittage des 6. Septem: 
ber mit allen Gloden der Stadt Sturm geleutet wurde, berief Schult- 
heiß Neuhaus, der Vertreter Berns, die Gejandten zu einer Konfes 
venz zufammen. Hier rieth ein Theil, ſich von Zürich zu entfernen und 
an einem anderen Orte Situng zu halten. Die Mehrheit wollte blei= 
ben und, je nach den verfchiedenen Richtungen, ruhig und Hoffnungsvoll 
den Gang der Dinge abwarten (wie die alten Sarner, die eine neue 
Sonne aufgehen fahen) oder thätlich eingreifen und die Reaction dämpfen 
(mie die Spiben der liberalen Parthei). Nach Bildung der provijori: 
hen Regierung betrachtete fih Bürgermeifter Heß noch als Tagjakungss 
präfident, In einer neuen Konferenz erflärte indeß die Mehrzahl der 
Geſandtſchaften, daß fie auf feine Einladung nicht in der Tagfagung er: 
[cheinen würden. Damit war der Ummälzung einjtweilen die Anerken— 
nung verfagt. Andrerfeit3 wurde ein Antrag von Freiburg verworfen, 
die vorörtlihen Funktionen an Bern zu übertragen und die Sitzung der 
Tagfabung dorthin zu verlegen. Die Konferenz beſchloß, für einmal 
und auf unbeftimmte Zeit die Situng der Tagjabung zu juspendiren. 
Dadurch war die Autorität des Bundes ftillegeftelt, man mußte nicht, 
auf wie lange und ob die Bundesbehörde in legaler Form fich wieder 
werde vereinigen können; der Bund war ohne Haupt, ohne Zentrum, 
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ohne Leitung; nicht? hatte Geltung als die Konvenienz der Kantone, das 
Intereſſe der Partheien. Nach diefem Heldenjtüd ftoben die Gefandten, 
auseinander, holten mündlich oder jchriftlich die Verhaltsmaßregeln ihrer 
Stände ein und gingen müßig, bis ihnen der Lauf der Ereigniffe mie: 
der zu Ehren half.*) In den Kantonen war man durch den plößlichen 
Wandel in Zürich auf gleiche Weife überrafht. An eine Intervention 
fonnte von Feiner Seite mehr gedacht werden. Zum Ueberfluß verwahrte 
fi die proviforifche Regierung gegen jedes bewaffnete Einfchreiten, da 
ſolches die traurigften Folgen herbeiführen würde. Bei der ganzen Frage 
der Bundeseinmiihung, jo entfernt ſie in Wirklichkeit blieb, ſahen ſich die 
Miteidgenofjen fortwährend zu „Fremden“ geitempelt, gegen welche das 
Zürdhervolt in Alarm gejagt wurde. Während des proviforifchen Zu— 
ftands wurde noch einmal der Verſuch gemadt, die Tagſatzung unter, 
der Leitung von Bern in die Möglichkeit einer Berathung zu ſetzen, aber 
die Gefandtichaften konnten zu feinem Beſchluß fommen. Bertreter der 
abfoluten Demofratie, wie Staatsrat Druey, mollten den Volkswillen 
unbedingt ehren, in welcher Weiſe er fih auch manifeftire.. Nur die 
Sefandten von Bern, Luzern, Solothurn, St. Gallen, Thurgau, ar: 
gau und Bafelland gaben eine beſtimmte Erklärung zu Handen der Mit- 
ftände ab, worin jie ſich aller Verantwortlichkeit für die Unterbrechung 
in der Bundesleitung entſchlugen und gegen jede Ausübung vorörtlicher 
Funktionen durch die verfafjungswidrig eingefeßte proviforifche Regierung 
proteftirten (12. Sept.). Endlich al3 die neue Ordnung definitiv con- 
ftituirt war, fand auch die vollendete Thatjache ihre Anerkennung. Die 
Tagſatzung, nachdem fie neunzehn Tage lang gefeiert hattte, nahm un— 
ter dem Präfidium von Bürgermeifter Heß — dem früher Verblendeten 
und jetzt Bekehrten — ihre Situngen wieder auf (23. Sept.). 

So ſchloß fih im Kanton Zürich eine reiche und fchöpferifche Pe— 
riode, deren außerordentliche Leiftungen die einzelnen Fehler und Schwä— 
chen weit überjtrahlten. Selten konnten geftürzte Staatsmänner mitten 
in der augenblidliden Verdammung mit größerer Beruhigung auf ihre 
Wirkſamkeit zurüdbliden. Ihr Hauptvergehen war, daß fie dem Be- 
mwußtfein des Volf3 voraugeilten und der allgemeinen Bildung und Auf- 
Härung ein höheres Ziel ftellten, als die Zeit noch vertragen fonnte. 
In der Zuverficht getäufcht, plößlih um alles Vertrauen gebradt und 
innerlich zerrifjen, verlor die liberale Regierung nur zu fchnell ihren 
moralifchen Halt und fiel ohne jene Würde, die das hohe Prinzip hätte 
erwarten lafjen. Der religiöfe Schreden und alle Mittel politijcher De— 
magogie, die fich unter einem Heiligen Schleier verbargen, fonnten Die 
Maſſe bethören und gegen die Schöpfer fo vieler wohlthätiger Reformen 


*) Baumgartner: Band II, pag. 358, 
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in biinde Wuth jagen. Aber die Rückkehr zur Befinnung war uns 
vermeidlich. 

Unterdeß mußte fi die Reaction vor Allem gegen die neue Volf3- 
ſchule richten. Hier Tagen die Keime einer veineren und ebleren Kultur, 
die mit den ariftofratifhen und pfäffifchen Tendenzen im Widerjprud) 
ftanden. Die Aufgabe war, das Schulmwefen wieder der Kirche zu un: 
terwerfen und den Geift des Denkens und Prüfens, den man in ber 
heranwachſenden Generation zu weden gefucht hatte, niederzubrüden. Der 
neu gewählte Erziehungsrath ftand ganz im Dienfte der „befonderen 
Seiftesrichtung, * nach der jetzt Alles bemefien wurde. Die erften An: 
griffe richteten fich gegen das verfchrieene Seminar. Der Direktor 
Scherr, der größte Stein des. Anftoßes, wurde ohne Weiteres von ſei⸗ 
ner Stelle vertrieben, „weil feine Wirffamkeit ſich in entſchiedenem Wi: 
derfpruch mit der öffentlichen Meinung und mit den Anfichten der gro— 
Ben Mehrheit des Zürchervolks befinde.” Erft nad) langen Verhand: 
lungen, mit Verlegung der Juſtiz, fiel ihm eine willführliche Entſchädi— 
gung zu. Das Seminar felbft wurde reorganifirt und verfümmert. 
Die Schulen auf dem Lande geriethen in Verfall. Am die Stelle der 
bildenden Methode follte wieder mechanifches Abrichten und Ficchliche 
Dreffur treten, Für den Lehrerftand kam eine wahre Leidenszeit. Die 
tüchtigften Lehrer mußten ihren Beruf verlaffen oder fih auf alle Weife 
niedergedrüdt fehen. Heuchelnde Demuth fand den Vorzug vor offener 
Wahrheit und felbititändigem Auftreten. „ Intoleranz und Verketzerung 
blieben an der Tagesordnung. Von den Kanzeln herab wurde mehr 
wie je ftarres Fefthalten am Buchſtaben gepredigt. Die wenigen Geiſt— 
lichen, die dem finfteren Treiben entgegemarbeiteten und einen helleren 
Religionsunterriht in Schuß nahmen, waren der Verfolgung ausgejebt. 
Das Glaubenscomite dauerte fort und gab den ganzen Grundton des’ 
Staat? an. Die Hochſchule mußte gegen Eingriffe in die afabemifche 
Lehrfreiheit proteftiren. Einige der ausgezeichnetiten Profeſſoren wand: 
ten fi) von der Stätte ab, wo die freie Wiljenfchaft in den Bann ge— 
than war. Der Glanz des jchmweizerifchen Athens drohte in den Ruf 
der Barbarei umzufhlagen. In eidgenöfjischer Beziehung kündigte ſich 
die neue Aera durch den fofortigen Rücktritt aus dem Siebnerkonkordat 
an. Die Regeneration wurde verläugnet und die Stütze nicht mehr bei 
den liberalen Ständen geſucht. Die fchöne Bewegung rief anderen 
Reactionen. Die befondere Geiltesrihtung und der Ultramontanismus 
waren verwandte Seelen, Die Elerifale Parthei Fonnte überall ihr 
Haupt höher erheben. | 


4 


20 


Dritter Abfchnitt. 
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Don der Zürcher Hepfemberreaction Bis zur Berufung 
der Defuifen in Luzern (1539 —18PP). 


Rekonſlituirung von Vallis. 


Der Kanton Zürich war im Anfang der Dreißiger Jahre der gei— 
ſtige Brennpunkt, von wo die Ideen der Regeneration am hellſten aus— 
ſtrahl ten. Um fo tiefer mußte jetzt ber ſchwere Rückſchlag durch die 
ganze Schweiz empfunden werden. Zwar war die Fahne der alten 
Vorrechte noch nicht aufgepflanzt und die liberale Verfaſſung in ihren 
Fundamenten nicht angetaſtet. Der Umſturz betraf zunächſt nur das 
Syſtem und die Perſonen der Regierung. Das ganze Ziel der Reaction 
durfte nicht unverhüllt hervortreten. Die Rechtsgleichheit blieb der Form 
nach einſtweilen aufrecht. Die ſtädtiſche Ariſtokratie hatte ſich ſcheinbar 
vor der Demokratie gebeugt und dieſe, verführt, zu ihrer Genoſſin ge— 
macht. Aber das Gebäude der Regeneration drohte allmählig zuſam— 
menzufallen, wern das Bewußtſein des Volfs gefälfht und die wirkli— 
hen Grundfäge der Freiheit untergraben wurden. Der ganze Glaube 
an die Münbdigkeit der Bürger und die Fähigkeit zur Selbftregierung 
mußte erfchüttert werden, wenn grade da, wo die Bildung am weiteften 
vörgefhritten fchien und die Staatsmänner am emfigften an der Ver: 
wirflihung einer Kulturrepublif gearbeitet hatten, aus der Mafje noch 
ein fo dunkler Geift auftauchen und die freifinnige Parthei, unter der 
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Verketzerung der Menge, vollſtändig auseinander gefprengt werben konnte. 
Hatte die Geiftlichkeit in einem proteitantifchen Kanton einen folchen ver: 
bängnigvollen Einfluß ausgeübt, fo lag die Gefahr einer politiſch-kirch— 
lichen Reaction in ben Eatholifhen Kantonen noch viel näher, wo der 
Klerus alle möglichen Mittel hatte, um auf das Gewiſſen der Bevölke— 
rung zu drüden. Es war daher vorauszufehen, daß der freien Entwid: 
lung in der ganzen Schweiz eine harte Prüfung bevorftand, zumal da 
das liberale Prinzip keinen Halt an den Bundeseinrichtungen hatte, Die 
Gegner der Errungenschaften, die fich feit der Auflöfung des Sarner— 
bunds auf der Defenfive hielten, mußten durch den Erfolg in Zürich 
wieder überall zum Angriff ermuthigt werden. Der große Hebel der 
Bollsverführung, der dort zum Siege geleitet hatte, ließ fich auch weiter 
anwenden. Bon dem fejteren politifhen Sinn und dem engeren Zu: 
fammenhalten der anderen regenerirten Kantone hing e8 ab, wie weit 
die Schweiz zurücdgeworfen und wo der Reaction Halt geboten wer: 
den ſollte. 

Das in Zürich zur Herrfchaft gelangte Septemberfyftem war von 
vorneherein bemüht, fich in der Eidgenofjenfhaft auszubreiten und einen 
ficheren Boden zu gewinnen. Es genügte nicht, durch den Austritt aus 
dem Siebenerkonkordat fi von der liberalen Gemeinſchaft loszufagen. 
Es galt, eine Mehrheit von Kantonen zu vereinen, die fich der Weiter: 
entwiclung widerſetzte und der fogenannten fonfervativen Richtung folgte." 
Der Boden der alten Tagſatzung war günftig genug, um Schwenfungen 
zum Vortheil diefer Richtung hervorzurufen. Durch die vorörtliche Stel: 
lung hatte die Septemberregierung von vorneherein die bejte Gelegen: 
heit, ſich entfchiedener geltend zu machen. 

Die Veränderung wirkte zuerft auf die noch immer ſchwebende Wal: 
lifer Frage zurüd, Nah langen fruchtlofen Bermittlungsverfuchen, 
die an der Hartnädigfeit des bevorrechteten Oberwallis ſcheiterten, hatte 
die Tagſatzung endlich den Entſchluß gefaßt, den entzweiten Kanton auf 
Grundlage der Nechtögleichheit zu refonftituiren. In Folge davon war 
eine neue Verfaſſung unter Sanction der eidgenöffiihen Nepräfentanten 
zu Stande gelommen, worin Unterwallis fich zu verfchiedenen Zugeftänd- 
nijjen berbeigelajjen hatte. Aber durch die Schöne Bewegung in Zürich 
und die vorörtliche Ohnmacht ermuthigt, ſetzte Dberwallis den Wider: 
ftand fort und erklärte, fich lieber trennen, als in die neue Verfaſſung 
fügen zu wollen. Neben der neu fonjtituirten Regierung in Sitten 
blieb das alte Regiment in Siders beftehen. Der Tagfatung lag e8 
jest ob, das feierlich Befchlofiene, nöthigenfalls durch zwingende Inter— 
vention, auch zur Ausführung zu bringen. Noch am 5. September 1839 
beſchloß die niedergefegte Kommifjion — Heß, Neuhaus, Baumgartner, 
Maillardoz, Munzinger und Kramer — die Erklärung zu beantragen: 
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„es ſei die Verfaſſung vom 3. Auguſt angenommen und habe als die 
Verfaſſung des Kantons Wallis anf die bundesgemäßen Berechtigungen 
ſofort Anſpruch zu machen.“ Da änderte Tags darauf der September: 
putſch plößlich die ganze Lage der Dinge. Als de Tagſatzung nad) 
zweimwöchentlicher Bundesanarchie wieder beſchlußfähig wurde und die 
Wallifer Frage behandelte, fand fich feine Mehrheit zufammen, um die 
jelbft gebotene Refonftituirung feftzuhalten. Das Zürcher September: 
Syſtem neigte fich jett zu der alten Ordnung in Wallis und opferte 
hier die Nechtsgleichheit, die e3 im eigenen Kanton noch beftehen laſſen 
mußte. Bier andere Kantone — Zug, Freiburg, Schaffhaufen, Glarus 
— ließen fi von diefer Richtung in's Schlepptau nehmen und fielen 
von der früheren Mehrheit ab. Statt Anerkennung der Refonftituirung 
ward ein neuer Vermittlungsverfuch beſchloſſen (24. Sept.). Umfonft 
ſuchte Bern’s erfter Gefandter, RR. Neuhaus, das Ehrgefühl der Tag: 
ſatzung zu weden; umfonft verwahrten fi) die Stände, die Unterwallis 
nicht preisgeben wollten, gegen den Entſcheid zu Protofol. Drei neue 
Repräfentanten — Frey von Bafel, Maillardoz von Freiburg und v. 
Meyenburg von Schaffhaufen — wurden als Vermittler nah Wallis 
gefhikt. Won den beiden entlajjenen Repräfentanten ſchrieb Gefar de 
la Harpe einen Brief voll fchneidender Vorwürfe an die Tagſatzung. 
„Durch ihre neueften Verfügungen” — erklärte er — „hat die Tagfakung 
mit einer zahlreichen, reblichen und waderen Bevölkerung ein unwürdi— 
ges Spiel getrieben; fie hat ihre geſetzliche Autorität abdizirt ; fie zwingt 
die Kantone anderswo als in der Tagfatung ihre Stüße zu fuchen; fie 
bat jelbft den Abgrund gegraben, in welden die Eidgenoſſenſchaft ſtür— 
zen wird. Wie könnte es auch anders fein? Die Tagfabung hat fo 
eben ein feierlich gegebenes Wort gebrochen, ein ihren Befehlen treues 
Volk zum Vortheil Anderer geopfert, welche fie befhimpft und ihre Be: 
IHlüffe. mit Füßen getreten haben. Was die Tagſatzung gethan, führt 
zur Trennung, obwohl neunzehn Kantone fie nicht gewollt. Mit Waf- 
fengewalt fann die Tagfatung gegen fie nicht auftreten, fie wird feine 
Soldaten finden, weldhe das Grundelement der politifchen Eriftenz, Die 
Rechtsglechheit, gewaltſam niedertreten helfen; geſchähe es aber auch, fo 
wird eine Mehrzahl Anderer aus dem Lager der Freiheit ſich erheben 
und ein allgemeiner Bürgerkrieg ausbrechen !“ 

Die Vermittlung konnte nur dazu dienen, Oberwallis auf's Aeußerſte 
zu ermutbhigen. In Unterwallis ftießen die Repräjentanten deshalb 
von vorneherein auf unbedingtes Mißtrauen. Der Unmwille der, Bevöl: 
ferung machte ſich in verjchiedenen Demonftrationen Luft: Die Regie: 
rung in Sitten wies allen amtlichen Verkehr mit den Repräfentanten 
zurüd, Diefe mußten ihre partheiiſche Wirkſamkeit auf Oberwalliö be- 
ſchränken. Hier ftellten fie Unterfuch über die eigenmächtige, entgegen 
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den eidgenöfiichen Anordnungen, vorgenommene Abftimmung vom 18. 
Auguft an, worin nicht weniger ala 10,770 Bürger ſich für die alte Ver: 
fafjung von 1815 erklärt haben follten. Mit Ausnahme Eleiner Unre— 
gelmäßigkeiten, wodurh 250 Stimmen in Abjtimmung famen, fanden 
die Repräfentanten das Refultat ganz in Ordnung. Das unglaubliche 
Verhältniß, wornad die Zahl der Stimmenden den dritten Theil der gan- 
zen Bevölkerung ausgemacht hätten, erklärten fie dahin, dag man auf 200 
Seelen füglih 61 Stimmfähige (vom 18. Altersjahr an) rechnen dürfe 
und im Uebrigen die männliche Bevölkerung im Oberwallis übermiege.*) 
Demgemäf follte die wahre Mehrheit des Landes fi auf Seite der An- 
hänger der alten Ordnung befinden. Bon diefem Standpunft aus fonnte 
die Vermittlung felbit nicht vom lede kommen. Wiederholt bemühten 
jih die Repräfentanten, mit der Regierung von Sitten anzufnüpfen und 
auf diefe zu drüden. Aber die nah den Beichlüffen der Tagfakung 
rechtmäßig Eonftituirte Behörde wollte nicht zu Gunften der Reaction 
mit fich fpielen laflen und verweigerte beharrlich jede Anerkennung der 
Repräfentanten, indem fie einfach darauf drang, daß die Eidgenoſſenſchaft 
ihr Wort halten follte. 

Endlih dachten die Repräfentanten duch Drohen zu erreichen, was 
den Bitten unzugänglih war, und verlangten unter dem Vorwand, daß 
der Landfriede jeden Augenblid in Gefahr fei, wo feine wirflihe Kan: 
tonsregierung beftehe, vom Vorort Truppen zur Verfügung. Nach eini- 
gem Sträuben mahnte der Vorort die benachbarten Kantone Waadt, 
Bern, Freiburg und Genf zu eidgenöſſiſchem Auffehen, wagte es indeß 
nicht, die Bollmadht zum Truppenaufgebot anders als für den Fall wirk— 
lich ausgebrochener Feindfeligkeiten urd unter der Klauſel zu geben, daß 
die Truppen erft auf beftimmte Weifung von Zürich in Wallis einrücen 
folten. Von den gemahnten Kantonen machten Bern, Freiburg und 
insbejondere Waadt Vorftellungen gegen das Auffehen und fträubten fich, 
bereit3 Mannjchaft auf's Piquet zu ftellen. Der“ zum eidgenöffifchen 
Truppenfommandanten berufene Oberft Bontemps mochte in Ber, cine 
halbe Stunde von der Wallifer Grenze, fein Hauptquartier auffchlagen, 
aber ohne Generalftab und Soldaten. Bei perfönlihem Grfcheinen in 
Sitten erfuhren die Nepräfentanten nur den Hohn der unmwilligen Be: 
völferung. Die Regierung proteftirte beim Vorort gegen die militäri- 
hen Mafregeln, da der Landfriede nirgends geftört fei, und ließ ſich 
durch Feine Drohungen einſchüchtern. In fteigender Verlegenheit, der 
ganzen Miffion nicht mehr recht trauend, fchidte der Vorort noch einen 
außerordentlihen Abgeordneten in der. Perſon des eidgenöffifchen Staats: 
Ichreibers, Hrn. v. Gonzenbach, um die Friegerifchen Gelüfte der Reprä- 


*) Bericht der Repräjentanten an den Vorort vom 1, Dez. 1839, 
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jentanten eiwa3 zu dämpfen und den wahren Sachverhalt zu unterfuchen. 
Der neue Diplomat Fonnte ſich bald überzeugen, daß e8 den Vermittlern 
gelungen war, die Dinge nur weiter zu verwirren, ohne felbjt befjeren 
Rath zu willen. Unvermögend, etwas auszurichten und durch die Leber: 
wachung verftimmt, nahmen die Repräfentanten nad) dreimonatlicher Sen: 
dung Urlaub und kehrten heim. Auf ihren Bericht machte der Vorort 
noch den nußlofen Verſuch, eine Ausgleihung in der Weife vorzufchla: 
gen, daß die beiden ftreitenden Partheien von fih aus Vermittler aus 
anderen Kantonen wählen follten. Die Regierung in Sitten beftand 
auf eidgenöffische Anerkennung, in Oberwallis blieb man bei dem Ber: 
langen nad Trennung. 

So waren die nur feindlicher gewordenen Landestheile ſich wieder 
felbft überlafjen. Am Ende mußte die Entſcheidung in der Gewalt lie: 
gen. Das herausfordernde Oberwallis drängte dazu. Die Regierung 
in Siders fuchte ihren Boden möglihft zu ermeitern und ſchwankende 
Gemeinden im mittleren Wallis der alten Botmäßigkeit zu unterwerfen. 
Sn der Gemeinde Evolenaz, hinten im Thal Herens, das fi früher 
zur neuen Ordnung geneigt hatte, dann größtentheil® umgeftimmt war, 
begann fie damit, eine obrigfeitlihe Salzhütte herzuftellen. Die Behörde 
von Sitten traf Mafregeln, um ihr bisheriges Anfehen zu behaupten. 
Hingeſchickte Landjäger mußten gegen die Auflehnung einfchreiten. Es 
fam zum Handgemenge, wobei von den angreifenden Partheigängern von 
Dberwallis einige getöbtet oder verwundet wurden. Darüber ergrimmt, 
drangen Schaaren von Altgefinnten aus den benachbarten Ortſchaften 
in Evolenaz ein, verjagten die Beamten, mißhandelten die Anhänger der 
neuen Ordnung und zwangen die Gemeinde zur Unterwerfung unter 
Siders. Die Regierung in Sitten war jett entfchlofien, einem weiteren 
Ueberfall mit aller Kraft zuvorzutommen. Bon der Tagfagung preis: 
gegeben, blieb ihr nichts übrig, als ſich felbft zum Recht zu verhelfen. 
Der ſchleunig zufammenberufene Gr. Rath ftellte eine außerordentliche 
Militärfommiffion mit unbedingten Vollmachten auf und rief alle wehr: 
fähige Mannſchaft vom achtzehnten bis zum fünfzigften Jahr zu ben 
Waffen. Gleiches Aufgebot geſchah auch von Obermallis. freudig 
ftrömte die Mannfhaft von Unterwallis, 7—8000 Mann, mehr al3 aus 
dem Arjenal des Landes bewaffnet werden fonnten, in Sitten zufammen. 
Ale Anftalten wurden getroffen, um raſch und durchgreifend zu handeln. 
Staatsratd Mori Barmann erhicht das Oberfommando. Beim An: 
blid der ernſten Rüftung erfhrad der Bifchof, der bisher treibend hin- 
ter Oberwallis gejtanden hatte und jest plößlich eine verföhnliche Rolle 
fpielte. Auf feine Vermittlung famen Ausfhüfje der beiden Partheien 
in St. Leonhard zufammen. Mber die Kluft war zu weit, friedliche Ueber: 
einfunft nicht möglid. Von Seite der Oberwallifer fuchte man augen: 


— 31 — 


fcheinlich nur Zeit zu gewinnen. Man wollte den Status quo in der 
Gemeinde Evolenaz nyr unter der Bedingung heritellen, daß die Staats— 
kaſſe und das Arſenal getheilt würden. In Gitten konnte man nicht 
daran denken, mitten in der Kriegdgefahr den Gegnern Geld und Ge: 
wehre auszuliefern. So mußte der Entjcheid den Waffen anheimgeftellt 
werden. Nach entworfenem Operationsplan feßten fich Die Truppen von 
Unterwallis in Bewegung (1. April 1840). 

In der felbft hervorgerufenen Krifis zeigte fih Oberwallis ſchwach, 
nachdem es vorher mit feiner Stärke und Einigkeit geprahlt hatte. Es 
fehlte an aller entfchlofjenen Haltung und gehörigen Leitung. Gegen 
50U0 Mann leifteten wohl dem Aufgebot Folge, aber ohne Hingebung 
und Vertrauen. Das Volk fühlte, daß es fih nicht um feine Sache, 
fondern um die Sache feiner Herren handle. Die Truppen murrten, 
weil weder für Proviant no für Waffen und Munition Vorforge ge: 
troffen war. Die höheren Offiziere liefen fich faft nirgends bliden. 
Die ſtarke Pofition bi Champlan, dicht oberhalb Sitten, die fi 
mit leichter Mühe vertheidigen ließ, wurde nah ſchwachem Widerſtand 
‚aufgegeben. Auch die Hauptmacht bei Bramovis wich auf den erjten 
Angriff. Auf beiden Seiten der Rhone konnten die Kolonnen der Un— 
terwallifer unter Barmann und Joris nach kurzen Gefechten (in denen 
im Ganzen 5 Todte und 17 Verwundete fielen) gegen Siders vorrüden. 
Hier trat unterdeß vollftändige Auflöfung ein. Die erften fchlimmen 
Nachrichten, ſowie ein — an beide Landestheile ergangener, aber in 
Sitten entſchieden zurüdgemwiefener — vorörtlicher Befehl, die Waffen 
niederzulegen, brachten da3 Regiment in Sibers aus aller Zafjung. Die 
unficheren. und widerftreitenden Mafregeln fteigerten das Mißtrauen zu 
höchſter Erbitterung. Bolt und Truppen fchrien laut über Verrath. 
Wilde Haufen drangen in das Haus des Landeshauptmanns von Courten, 
das zugleih Sit der Reoierung war. Hier fand man nur den über 
70 Jahre alten Bruder des Landeshauptmanns, Peter von Courten. 
Der arme Greiß wurde aus feinem Zimmer gefchleppt, auf die Stufen 
der fteinernen Treppe gemworfen und durch einen Bajonettſtich getödtet. 
Nah der Gräuelthat zerftreuten fi die Meuterer. An weitere Verthei- 
digung konnte nicht mehr gedacht werden. Alle Mitglieder der Regie— 
rung waren vor der Wuth der Menge geflohen. Ohne Widerftand zo— 
gen die Unterwallifer am anderen Tage in Siderd ein, wo die meiße 
Fahne wehte. Auch die oberen Zehnen unterwarfen fih, nachdem ein 
Corps der Unterwallifer bis QTurtmann vorgerüdt war. In wenigen 
Tagen war der eldzug beendet (4. April). 

Unterdeß hatte der Vorort auf Anrufen von Oberwallis eidgenöffifche 
Intervention. befchloffen und wieder einen der früheren Repräfentanten, 
v. Meyenburg-Stodar, mit der Vollmacht zum bewaffneten Einfchreiten 
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geſchick, um den Bürgerkrieg zu verhindern. Abrr bei ber rafchen 
Entwidlung der Ereigniffe mußte der Nepräfentant rathlos in Lau: 
ſanne figen bleiben. Nicht wagend, den vorörtlichen Entwaffnungs- 
befehl perfönlih nah Wallis zu tragen, fandte er ftatt feiner den — 
bei den Unterwallifern beliebten — Profefjor Monnard von Waadt ala 
Unterfommifjär, um, fo gut es ging, einzuwirken. Der wieder zum 
Befehlshaber ernannte Oberft Bontemps fand Feine Armee. Waadt, 
vol Sympathie für die Sache von Unterwallis und das Recht der Ein: 
miſchung bejtreitend, da die Regierung von Gitten gegen jede Anter: 
vention proteftirte, weigerte ſich das verlangte Kontingent zur Verfügung 
zu ftellen. Auch Bern zögerte; nur Freiburg und Genf waren bereit, 
dem Aufgebot Folge zu leiſten. Ein Tagbefehl des eidgenöffifchen Kom— 
mandanten an die erft zu verfammelnden Truppen verhallte in die Luft. 
Der Vorort erfuhr mit feiner grellen Partheinahme nichts als Mißachtung. 
Den vollendeten Thatfahen gegenüber mußten am Ende die getroffenen 
militäriihen Maßregeln zurüdgenommen und auch die ſchon außerordent: 
lich einberufene Tagjatung wieder abbeftellt werden. 


Der ganze Kanton Wallis refonftituirte fi jetzt auf Grundlage 
der Rehtögleihheit. Die oberen Zehnen erfannten die neue Verfaſſung 
an und wählten ihre Abgeordneten in den Gr. Rath. Die Regierung 
blieb in ihrer bisherigen Liberalen Zufammenfeßung. Unterwallis ver: 
folgte den ganzen Sieg mit Schonung und Mäßigung. Bollftändige 
Amneftie wurde erlafjen und Fein Akt der Vergeltung verübt. An die 
Stelle der höchſten Aufregung trat eine Zeit der Ruhe. Die Verwal— 
tung fonnte an die Ausführung mohlthätiger Reformen gehen. So fchie: 
nen fich Die getrennten Landestheile unter dem gemeinfamen Banner einer 
freieren Entwidlung für den Augenblid wieder zu verföhnen. *) 


Radikaler Amſchwung in Teſſin. 


Das Septemberſyſtem in Zürich erlitt bei ſeinem erſten vorörtlichen 
Auftreten eine empfindliche Schlappe. Die Rechtsgleichheit, die in Wallis 
geopfert werden ſollte, gelangte hier zum Siege. Auch in einem anderen 
Kanton, in Teffin, hatten die Dinge bereit3 eine Wendung genommen, 
die der neuen Fonfervativen Richtung nicht entiprad). 

Teſſin war der erfte Kanton, mo, noch vor der Kulirevolution, das 
Gebäude der Neftauration zufammenbrad und die Fahne der Volksſou— 
veränität aufgepflanzt wurde. Mit der totalen Verfafjungsveränderung 
von 1330 war indeß auf die Dauer nur wenig gewonnen. Das Syitem 


*) Siehe: Rilliet de Constant, une anne de P’Histoire du Valais (mit 
den offiziellen Akten), Geneve 1841, 
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der Korruption und politiihen Immoralität, woran der.Kanton aus ben 
Zeiten "der landvögtlichen Herrſchaft litt, war nur fcheinbar gebrochen. 
Das Uebel ſaß zu tief, um irgend gründlich geheilt zu werden. Die 
Verwaltung geriet von Neuem in unreine Hände. Das ganze Regie: 
rungsmwefen, an deſſen Spite Conrad Molo ftand, wurde wieder wie 
ein Krämergefchäft betrieben, wobei der Beamte mehr dem eigenen Bor: 
theil nachging, als die öffentlichen Anterefjen beforgte. In den Finanzen 
blieb Verjchleuderung an der Tagesordnung und die Schuldenlaft fonnte 
weiter wachſen. Der Umſchwung, der in anderen Kantonen eintrat, 
gab den Reformen in Teffin nur geringen Sporn. In der Wanderung 
der Regierung — durch die drei Hauptorte Bellinzona, Locarno und 
Lugano — wie in der Eiferfucht zwifchen den Randestheilen diefjeit3 und 
jenfeitS de8 Genere und den faft unüberfteiglichen Hindernifien, die der 
Verlegung des politifchen Wohnfites von einem Orte zum anderen ent: 
gegenftanden, lag ein fortwährendes Element der Schwäche, Unordnung 
und Zwietracht. Leidenichaftliche Streit: und Prozekfucht der Gemeinden 
und Familien untereinander, genährt durch eine übergroße Zahl von 
Advofaten, untergruben den Wohlftand. An der Rohheit und Unmifjen- 
heit der Mafje des Volks fcheiterten fait alle nachhaltigen Fortichritte. 
Nach der verbeſſerten Verfaſſung jollte zwar angelegentlidh für den öffent: 
lichen Unterricht geforgt werden. Es erfchien auch ein weitläufiges Schul: 
gefeß, aber faſt Alles blieb auf dem Papier. Meder für Schul: 
fonds, noch für beffere Befoldung der Lehrer, noch für ein Seminar 
wurde gejorgt. Der armfelige Unterricht hing ganz von der ultramon- 
tangefinnten Geiftlichfeit ab. In Grmanglung von Schulhäufern bes 
fanden fich jelbft die Schulftuben meift in den Häufern der Pfarrer oder 
Kaplane. Die vielen Klöfter — 12 Mannstlöfter und 9 Weiberklöfter 
— Einfiedeleien und fogenannten Bruberfchaften, nebjt der Menge von 
Feiertagen, verbreiteten Müßigang und Aberglauben und beförderten die 
Armuth. Der Klerus, für den Gr. Rath wählbar, drang ſchaarenweiſe 
in diefe Behörde und übte auf die Politik einen unmittelbaren Einfluß 
aus. Ein Pfarrer (Calgari) vertrat den Stand eine Zeit lang auch 
auf der Tagfakung. Bon eidgenöffiihem Sinn zeigte ſich nur geringe 
Spur. Der Kanton pochte bei jeder Gelegenheit auf feine Hoheit. Die 
Bundesreform wurde gänzlich zurüdgemwiefen. Die Vertreter an der 
Tagſatzung erhielten fo enge Injtruftionen, daß der Gefandtfchaft einmal 
wegen allzubejchränfter Kreditive der Zutritt in die Bundesverfammlung 
verfagt werden mußte. 

Bon einer Berwaltungsperiode zur anderen ftieg die politifche Im— 
moralität. Mit den Erneuerungswahlen von 1839 wurde die liberale 
Parthei im Gr. Nath fait gänzlich aus dem Felde geſchlagen. Prieſter 
und Finanzpächter boten fich die Hand, um bie öffentlichen Angelegen: 
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heiten zu forrumpiren und den Staat in ihrem Intereſſe zu beherrfchen. 
Da raffte fich eine entfchloffene Oppofition auf, die in den Bezirken jen— 
feitö des Genere ihren Kern hatte und mit der Bildung von Schüben: 
gefelfchaften feiten Halt gewann. Durch die drohende Agitation beun— 
rubigt, fann die Regierung auf außerordentlihe Mapregeln. Der in 
Zürich eingetretene Septemberumfhwung, von der Reaction mit Jubel 
begrüßt, ermuthigte zu gemwaltfamen Streichen. In einer auferordentli: 
hen Situng des Gr. Raths wurden die Schützengeſellſchaften als „be: 
waffnete Vereine” aufgehoben, die Prejie beichränft, die beiden Brüder 
Ciani, politifche Flüchtlinge aus der Lombardei (feit 1821), die durch 
Reichthum und patriotifhe Gefinnung im Kanton Anhang und Bedeu: 
tung gewonnen hatten, ihres Bürgerrechts beraubt und des Landes ver: 
wieſen, der eine derfelben felbft aus dem Gr. Rath geſtoßen. Endlich 
erhielt die Regierung auch die Vollmacht zu Truppenaufgeboten. 
Der Streih, der die liberale Parthei niederfchlagen follte, prallte 
indeß zurüd. Bei Vornahme einer Verhaftung in Lugano organifirte 
fich ſchnell bewaffneter Widerftand, der zu förmlicher Infurrection wurde. 
Der Lofung von Lugano folgten die benachbarten Kreife. Unter Füh— 
rung von Luvini-Perſeghini, Advokaten in Lugano, energijchem 
Charakter und feurigem Redner, zog am 6. Dez. 1839 ein Echütencorps 
von 600 Mann nad) Bellinzona, bemädhtigte jich hier des Zeughaufes 
und rüdte am folgenden Tage nad) Locarno, dem damaligen Sit der 
Regierung. Hier machte die Behörde feinen ernten Verſuch, fich zu be: 
baupten, fondern ftob in voller Ohnmacht auseinander. Ohne Kampf 
und Blutvergießen wurde der Aufftand Meifter. ine Rolfsverfamm: 
lung (Sonntag, den 8. Dezember) griff, nach dem Beifpiel von Zürich), 
in den Eonftitutionellen Gang ein, ſetzte eine proviforifche Regierung nie— 
der und befretirte Erneuerung aller oberen Behörden. So vollzog fi 
ein vadifaler Umfhmwung. Auf das Drängen der erbitterten Menge be- 
ſchloß der neue Gr. Rath, eine Anzahl der gemefenen Staats: und Groß: 
räthe in Anklagezuftand zu verfegen und ihr Vermögen mit Beichlag zu 
belegen. Die Brüder Ciani wurden wieder in ihre Rechte eingefekt. 
Oberſt Luvini, der gefeierte Führer des bewaffneten Volks, ſchlug jede 
Wahl in die Regierung aus, aber blieb die politifhe Seele der neuen 
Drdnung. Unter der Thätigfeit des reblichen und einfichtsvollen Frans: 
cini erhielt die Verwaltung einen reineren und geregelteren Charakter, 
fo ſchwer es war, den Schaden der alten Korruption ganz zu befeitigen 
und die Bildung des Volks den Elerifalen Einflüffen zu entziehen. Bei 
der rafchen Entwidlung der Ereigniſſe mußte der Vorort jeden Gedan— 
fen einer Einmiſchung aufgeben. Die Tagjatung erkannte bier fo gut 
wie in Zürich die vollendeten Thatſachen an. 
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Anrufen in Solothurn. 


Die Eonfervative Richtung gab in Zürich das Beifpiel zu gemalt: 
famer Staatsänderung mitten in einem Organismus, wo der Wille des 
Volks fih auf verfaſſungsmäßige Weife geltend machen fonute. In 
Tefjin folgte ein ähnlicher „Putſch,“ nur in entgegengefeßtem Sinne. 
Auch in Wallis wurden die Dinge durch die neue Vermittlung zum Ent— 
fheid mit den Waffen getrieben. Die ganze Entwidlung in der Eid: 
- genofjenfhaft nahm mit dem reactionären Impuls einen ftürmifcheren 
Charakter an. Auch wo die Gewalt noch nicht offen geübt wurde, trau— 
ten fih doc die Partheien das Schlimmfte zu. Formelle Schranfen 
fielen bald auf‘der einen, bald auf der anderen Seite. Liberale Regie: 
rungen wollten fi den Boden nicht wühlerifch unter den Füßen weg— 
nehmen lafjen und fuchten dem gefürchteten Angriff zuvorzulommen, um 
nicht dem Schickſal der Zürcher Regenten zu verfallen. 


Sn Solothurn gab die Frage einer neuen Verfaffungsrevifion An: 
laß zur Ngitation. Die Verfaffung, die hier im Jahr 1830 durch eine 
Art von Kompromiß zu Stande fam, ruhte noch auf ziemlich engen 
Grundlagen. Die Hauptftabt behielt cin anſehnliches Vorrecht in der 
Repräfentation. Der Gr. Rath ging nur zum geringeren Theil aus 
direkten Volkswahlen hervor. Die Beamten konnten ein ftarfes büreau- 
fratijches Gewicht ausüben. Die Gemeinden fanden fih no in ihrer 
Freiheit beſchränkt. Bei den Wahlen fchlich fich der Unfug häufiger Be: 
ftehung ein. Nichtsdeftoweniger war mit der regenerirten Ordnung, 
dem alten Familien und Spießbürgerregiment gegenüber, neues Leben 
gewonnen. Das liberale Syftem jchritt unter der Leitung von Joſeph 
Munzinger umfihtig und behutfam vorwärts, wußte aber nach Um: 
ftänden auch durdhgugreifen. Eine gelungene Zehntablöfung brachte dem 
Lande materielle Erleichterung. Das Unterrichtäwejen wurde durch eine 
vollftändige Reorganifation verbefiert. Mit allem Eifer bemühten fich 
die Staatsmänner für Annahme der Bundesreform, wie fie aus den 
Deratdungen der Tagſatzung hervorging. Der Kirche gegenüber fuchte 
man in vorkommenden Fällen das ftaatlihe Anfehen zu wahren und 
die Grundſätze der Toleranz durchzuführen. Dagegen vermied man bei 
der Frage der Badener Artikel prinzipiell eine fchärfere Stellung einzu: 
nehmen und fonderte ſich von den Konferenzitänden ab. Dies hinderte 
nicht, daß die Flerifale Parthei auch hier die Religion in Gefahr erflärte. 
Die Volfshildung war der Geiftlichfeit in den Fatholifchen Kantonen ein 
noch größerer Dorn im Auge, als in den proteftantiihen. Katholifche 
Vereine bildeten den hauptfächlichiten Hebel, um den Liberalen Boden 
zu untergraben. 


Im Jahr 1840 Tief die in der Begfafjung feſtgeſetzte zehnjährige 
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Frift ab, wo es fih um eine Revifion handeln mußte. Die herrfchende 
Parthei hätte vorgezogen, die Dinge im bisherigen Gelcife zu laſſen 
und das Grundgefeß gegenüber den reactionären Gelüften nicht in Frage 
zu, jtellen. Aber die Verfaſſung enthielt die Beftimmung, daß, wenn 
im zehnten Jahr Fein Antrag zur Revifion gejtellt würde, dies nachher 
zu jeder Zeit geichehen dürfe, bis eine beantragte Abänderung angenom: 
men oder verworfen fei. Erjt dann follte neuerdings zehn Jahre lang 
zugemwartet werden. Staatöflug fuchte man eine ſolche Unficherheit der 
Zuftände zu vermeiden und von vorneherein die Initiative zur Revifion 
zu ergreifen, um das Heft in Händen zu behalten. Die Vornahme der 
Revifion wurde deßhalb vom Gr. Rath faft einhellig beſchloſſen (15. 
Dftober 1840). Dabei hielt man den Standpunkt feft, nicht zu weit 
über die beftehende Repräfentativordnung hinauszugehen. Die Borfchläge 
einer Revifionsfommiffion blieben indeß auch hinter gerechtfertigten Demo 
fratifhen Anforderungen zurüd. Um fo eher konnte man von pfäffifch- 
ariftofratiicher Seit agitiren, wo man jebt die früher verrufene Volks— 
jouveränität auf die Spite zu treiben fuchte, in der Hoffnung, die noch 
unmiljende und abhängige Maſſe zu reactionären Zwecken mißbrauchen 
zu können. Die Zürcher Bewegung mit ihrer Verbindung der verjchies 
denartigſten Elemente unter fanatifcher Aufregung mußte als Vorbild 
dienen. Dad Organ der Oppofition war die „Schilöwahe am Jura,“ 
von dem jungen Theodor Scherrer in ultramontanem nterefje redigirt. 
Die Demokratie im Schlepptau des Klerus vertrat unter Anderen der 
mit feinen Thaten luſtig bramarbafirende Hammer von Egerkingen, 
penfionirter Hauptmann aus franzöfiichem Dienfte. Rathsherr Leonz 
Gugger, der aus dem Schooß der Regierung die Bewegung zu len— 
fen fuchte, erſchien als das politiihe Haupt. Den Revifionsvorfchlägen 
wurde eine Petition entgegengeftellt, worin die Begehren „den volliten 
demofratifchen Schein an der Stirne trugen: direfte Wahl des geſamm— 
ten Gr. Raths; Ausschluß der befoldeten Beamten aus der gefeßgeben- 
den Behörde; Necht des Volksveto's gegen Geſetze und Verträge; Wahl: 
vorfchlag der Kreije für Beſtellung der Bezirfsbeamten; freie Wahl aller 
Semeindebeamten durch die Gemeinden. Dahinter ftanden die Elerifalen 
Verlangen: Sicherheit für das Eigenthum der geiftlichen Korporationen ; 
Beſchränkung des ftaatlichen AuffichtsrechtS gegenüber der Kirche; unge: 
hemmter Verkehr mit den kirchlichen Oberbehörden; gehöriger Einfluß 
der Kirche auf die Schule. Dies ging auf die fogenannte kirchliche Frei: 
heit hinaus, die nach Unterwerfung des Staat und Vernichtung der 
geiftigen Freiheit trachtete. Um der Petition Eingang zu verichaffen und 
die Maſſe des Volks aufzuregen, organifirte fi ein Net von Vereinen 
und Komites. In allen Gegenden des Kantons wurden Verſammlun— 
gen veranftaltet. Hier und do gelang es den Fiberalen Yührern, bie 
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Agitatoren auf ihrem eigenen Boden zu fchlagen und die Stimmung 
gegen das verführeriiche Treiben zu fehren. So zeichnete Reinert in 
einer VBerfammlung zu Selzah mit Glüd die ariftofratifhe Demagogie, 
indem er an das Hiftörchen von der Frau erinnerte, die vor der Kirch— 
thür zwei Kerzlein anzündete und auf die Frage, warum das gejchehe, 
antwortete: eines jei für den lieben Gott, das andere für den Teufel; 
was der Eine nicht befcheere, könne man vom Anderen erhalten. Wie 
diefe Frau mache es die Ariftofratie, weil fie dem Götzen von 1814, 
dem fie bisher dad Kerzlein geſteckt, nicht mehr vertraue, wolle fie es 
jest mit dem Volk probiren, um durch dasfelbe zu ihrem Zweck zu ge: 
langen. In einer größeren Berfammlung zu Egerfingen wurde dagegen 
die Stimme von Trog unterdrüdt und fein Widerſpruch geduldet. 

Bei Berathung des DVerfafjungsentwurfs fam der Gr. Rath den 
Begehren der Petition nur wenig entgegen. Die PVerfaffung wurde in 
einigen weſentlichen Punkten verbefjert; das noch beftehende Vorrecht der 
Stadt hörte auf; die direften Wahlen für den Gr. Nath wurden (auf 
ungefähr die Hälfte) vermehrt, der Negierungsrath (von 17 auf 9 Mit: 
glieder) reduzirt. Aber weitere demokratiſche Konjequenzen wies man 
ab, aus Scheu, in einen pfäffiſch-ochlokratiſchen Strom zu gerathen, 
Um das Ruder dauernd zu fihern, verlängerte man fogar die Amt3- 
dauer der gefeßgebenden und vollziehenden Behörde von ſechs aufzehn 
Sahre (mit Erneuerung zur Hälfte nach fünf Jahren). Auch die zus 
fünftige Revifion ſollte nur unter Beichränfungen zugelafien werben. 
Endlich beftimmte ein Beſchluß des Gr. Raths, geftüst auf den bishert- 
gen Revifionsartikel, daß die alte Verfafjung auf weitere zehn Jahre in 
Kraft bleiben folle, wenn der Verfaſſungsentwurf durch die Volksab— 
ftinmung verworfen würde. Die Vollsabftimmung felbft wurde auf 
den 10. Januar 1841 feſtgeſetzt. 

Die Agitation nahm jet einen ernften Charakter an. Um zum 
Ziele zu gelangen, genügte e8 der Oppofition nicht, den Verfaffungsent: 
wurf zu verwerfen; es galt auch, die Fortfeßung der Revifion, entgegen 
dem großräthlichen Beſchluß, zu erzwingen. Die Bewegungsparthei pro: 
tejtirte gegen die Auslegung des bisherigen Revifionsartifels, ſprach dem 
Gr. Rath das Recht ab, dem fouveränen Volk die Hände zu binden 
und verlangte Nieberfeßung eines Verfaſſungsraths, der eine neue Ver: 
faffung auf demofratifhen Grundlagen, namentlich Tauter unmittelbaren 
Wahlen, entwerfen follte. In diefem Sinn erließ eine Verfammlung 
von Ausfhüfien in Mümliswyl drohenden Aufruf und Erklärung (2. 
Januar). Am ftärkjten wurde das Feuer in den abgelegenen Amteien 
Thierftein und Dornach gefhürt, wo die Benediktinerabtei Mariaftein 
mit ihrem ganzen Einfluß arbeitete. Hier, im jogenannten Schwarz: 
bubenland, defjen leicht erregbare Bevölkerung im Jahr 1830 thätig zum 
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Sturz der alten ariftofratifchen Ordnung Half, auch jet fcheinbar wie— 
der dem demofratifchen Banner folgte, aber in Wirftichfeit durch den 
Ruf der Religionsgefahr aufgewühlt wurde, mochte man hoffen, das 
Pfäffikon von Solothurn zu finden. In einer VBerfammlung zu Maria: 
ftein, von Ngitatoren des Klofterd (den beiden Mönchen Pius Munzin: 
ger und Anfelm Dietler) veranftaltet, wurden die gleihen Proteftationen 
erhoben und Forderungen geftellt, wie in Mümliswyl, die Regierung 
zudem für die Nichtgewähr der letzteren förmlich verantwortlich erflärt 
und ein Zentral: oder Glaubenskomite niedergefett. Gerüchte von einem 
großen Zug nah Solothurn und NRüftungen zu einer Schilderhebung 
durchliefen jetzt das Land und riefen den äußerſten Allarm hervor. In 
Olten veranlaften Zeichen des Aufruhrs die Gerichtäbehörde zum Ein: 
fhreiten und zur Vornahme von Verhaftungen. Die Regierung ſelbſt 
glaubte, das nämliche Spiel vor fi zu fehen, das von der September: 
parthei in Zürich getrieben wurde und mollte fih nicht überrumpeln 
lafien. Auf den Antrag einer Specialtommiffion, an deren Spite Jo— 
ſeph Munzinger mit durdhgreifendem Willen ftand, faßte fie rajch ener- 
gifche Entſchlüſſe, um jeden Verrath in ihrer Mitte zu unterdrüden und 
einem gewaltfamen Streich zuporzulommen. Sofort rief fie eine hin- 
reihende Anzahl Milizen aller Waffen zu den Fahnen, ftellte Bürger: 
garden auf, mahnte die Stände Bern, Aargau und Bafelland zu eidge- 
nöffifchem Auffehen, erklärte jich permanent und verlegte ihre Situngen 
in die Kaferne (6. Januar). Die aufgebotene Mannichaft folgte bereit: 
willig dem Rufe; aus dem unteren Leberberg, Kriegftetten und Buchegg- 
berg rüdte folche Menge Bewaffneter in der Hauptſtadt ein, daß Viele 
wieder entlafjen werden mußten; ein fräftiger Kern fihaarte fich um das 
„Kafernenregiment,“ wie e8 von den Gegnern genannt wurde, Zur weis 
teren Sicherheit erfolgten eine Reihe von Verhaftungen unter den Theil: 
nehmern der beiden Verfammlungen von Mümliswyl und Meariaftein, 
darunter die beiden Häupter oder Wortführer, Rathsherr Gugger und 
Theodor Scherrer. Auf die gefchehene Mahnung waffnete Bern in 
aller Eile und ſchob drei Bataillone an die Grenze vor, auch Bafelland 
und Nargau hielten Truppen bereit; letzteres, gleihfall® von Aufruhr 
bedroht, fandte zugleich einen Abgeordneten (NR. Waller) nah Solo= 
thurn, um dem Nachbarkanton Fräftig an die Hand zu gehen. 

Diefes energifche Vorgehen zerrik die Fäden der Ngitation und hielt 
jedes Wutjchgelüfte zurüd. Die Volksabſtimmung ging, zwar unter nicht 
zu verfennendem Drud der Berhaftungen und militärifhen Maßregeln, 
ruhig vor fih (10. Jan.). Mit 6289 gegen 4277 Stimmen wurde der 
vorgelegte Entwurf angenommen. Die Regierung blieb mit den Trup— 
pen in der Kaferne, bis alle Gefahr vorüber war. Die neuen Wahlen 
befeftigten das liberale Syjtem. Das raſche Durchgreifen der Regierung, 
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wenn auch nicht ohne den Schein einer voreiligen Furcht, bewahrte den 
Kanton vor ariftofratifch-Flerifaler Reaction, die unzweifelhaft Hinter dem 
demokratiſchen Gebahren ftedte. Die wieder in Freiheit gefegten Anftifter 
der Bewegung hatten längeren Hochverrathsprozeß zu beftehen, der indeß 
nur wenig fichere Aufjchlüffe darüber zu Tage förderte, wie weit ein 
gewaltfamerr Plan wirklich gediehen war. Bei der Aburtheilung 
trug der öffentliche Anfläger noch mit maßlofer Strenge gegen 60 An— 
gefhuldigte theils auf Todesſtrafe, theils auf mehrjährige Ketten oder 
Gefängnißftrafe an. Das Kriminalgericht hob jedoh die Kriminalver— 
folgung auf und wies die Sache einfah an den Polizeirichter. 


- Alöfteraufhebung im Hargan. 


Noch folgewichtiger für den Gang der Ereigniffe wurde die Ent: 
widlung im Kanton Aargau. Hier hatte die liberale Regierung durch 
die Beichränfung der Klöfter, die Ansprüche des Staats auf Kollatur: 
rechte, den Prieftereid und das ganze Bemühen, die Badener Konferenz: 
artikel durchzuführen, tief ins Herifale Fleifch geichnitten. Seit den un— 
terdrüdten, Unruhen von 1835 glimmte das Feuer in den Freiämtern 
fort. Dur die Reihe der Gläubigen ging die Klage über Unterdrüdung 
der katholiſchen Kirche. Bon den Klöftern aus wurde beftändig konfeſ— 
fioneller Hader gefhürt. Der Widerſpruch zmwiichen den verfchiedenarti- 
gen Landestheilen erfchwerte die Durchführung von Reformen. Während 
das liberale Syſtem den hierarchiſchen Anmaßungen entgegentrat, blieben 
Verwaltung und Gefetgebung in anderen Beziehungen mangelhaft und 
boten Stoff zur Unzufriedenheit. Bei dem loderen Zufammenhang kam 
nicht blos die Ordnung, fondern auch die Eriftenz des Kantons leicht 
in Gefahr. Nach dem Umschlag in Zürich fpielten die reactionären Ge: 
lüfte früh nad dem Aargau hinüber. Dem Septemberjyftem mußte viel 
daran liegen, den benahbarten Kanton in den fonfervativen Kreis zu 
ziehen. Die in der proteftantijchen Bevölkerung herrfchend gewordene 
„befondere Geiftesrihtung“ war dem Ultramontanismus nahe genug ver: 
wandt, um auch die römischen Hoffnungen zu ermuthigen. 

Im Yargau, wie in Solothurn, Tief die zehmjährige Frift ab, mo 
eine Nevifion der Verfaſſung wieder in Frage kommen mußte. Der Gr. 
Rath Fonnte die Reviſion von ſich aus vornehmen oder die Frage den 
Kreifen zum Entſcheid vorlegen oder es konnte auch die Mehrheit der in 
den Kreifen verfammelten Bürger das Verlangen einer Revijion ftellen. 
Noch ehe die Negierung einen Schritt that, vegte e8 fich in den Fatholi- 
fen Bezirken. Sofort trat die Forderung von Garantien für die Kirche 
in den Bordergund. In einer Verfammlung zu Bünzen fuchten ji 
die Häupter der Elerifalen PBarthei, nach dem Vorgang der Zürcher Glau 
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bensmänner, zu organifiren und fetten ein Komite nieder. Die Regie: 
rung hob Unterfuhung an und gab dem Komite die Weijung, jich auf: 
zulöfen. Das Komite berief fih auf die Verfafjung und wirkte im 
Stillen fort. Unterdeß wurde aud in den proteftantischen Bezirken der 
Ruf nad einem Verfafjungsrath laut. Um die Bewegung zu bemeiftern, 
befchloß der Gr. Rath von fih aus die Nornahme der Reviſion. Cine 
Reviſionskommiſſion wurde niedergefeßt und das Volk zur Eingabe feiner 
Wünſche aufgefordert. Eine Volksverſammlung zu Mellingen, aus 
den Bezirken Baden, Muri und Bremgarten, gab nun der Fatholifchen 
Bewegung weiteren Sporn (2. Februar 1840). Die Forderungen gin- 
gen auf Beibehaltung der Parität, Eonfefjionelle Trennung nad dem 
unfeligen Vorbild von St. Gallen, Widerruf der Badener Artikel, Rück— 
tritt vom Siebenerkonkordat, freie Verwaltung der Klöfter und Aner: 
fennung ihres Guts als ausſchließliches Eigenthum des fatholifchen Lan— 
destheils, Einführung des Veto's u. ſ. w. Die pfäffifchreactionäre 
Tendenz bededte ji nur dürftig mit dem Mantel der Demokratie. Anz. 
dere Berfammlungen folgten, um die katholiſche Bevölkerung in diefer 
Richtung aufzurühren. Das treibende Element lag hauptſächlich in den 
großen Klöftern. Auch 105 katholiſche Geiftliche traten in einer Petition 
für firhlihe Garantien in die Schraufen. Der Bifhof von Solothurn 
unterjtüßte diefe Begehren. Das Eonfejjionelle Mißtrauen regte jebt die 
Reformirten in entgegengefeßtem Sinne auf. Bis dahin hatten dieſe 
die in der Mediationsverfafjung nicht gefannte, von der Neftauration 
erit eingeführte und 1831 unter dem Einfluß der Freiämtler beibehaltene 
Parität — mwornad die beiden Konfejlionen eine gleiche Anzahl von 
Repräfentanten im Gr. Rath hatten, obgleich die reformirte Bevölkerung 
übermog — gutmwillig gelten laffen. SJebt drang man auf Vertretung 
nach, der Volkszahl. Zugleich verwahrte man ſich entſchieden gegen jede 
fonfefjionelle Trennung, die zur Auflöfung des Kantons führen würde. 
Berfchiedene Verſammlungen erließen dahin Beichlüffe oder Petitionen, 
Auch die liberalen Katholiken fuchten ſich durch Schußvereine in ihren 
Gemeinden gegen das fanatifche Treiben näher zu verbinden. 

Der Gr. Rath ſchwankte bei Berathung des Verfafjungsentmurfs. 
Konfeffionelle Trennung verwarf er, dagegen behielt er die Parität bei. 
Zugleich fchien er geneigt, nah Umftänden zur Aufhebung der Badener 
Uebereinfunft Hand zu bieten. Die ganze Stellung, die er einnahnı, 
"war eine Halbheit, welche feine Seite befriedigte. Den ultramontanen 
Begehren ward nicht hinreichend entſprochen, um die Agitation irgend zu 
beſchwichtigen. Die Reformirten beharrten auf unbedingter Nechtsgleich: 
heit durch Repräfentation nad) der Kopfzahl. So murde von beiden 
Partheien auf Verwerfung hingearbeitet und der Entwurf in der Volks— 
abjtimmung mit der überwiegenden Mehrheit von 23,087 gegen 3,976 
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Stimmen zurüdgemwiefen (5. Oktober 1840). Der Gr. Rath mußte 
jih von Neuem an die Arbeit machen, um dem Verlangen nad einem 
Verfafjungsrath zu begegnen. Von Flerifaler Seite wurde jebt immer 
eifriger gefhürt. Der Bifhof drang wiederholt auf firchliche Garantien 
im Sinne des vom Pabit im Jahr 1835 an den gefammten Klerus der 
Schweiz erlaffenen, alle liberalen Beftrebungen der Zeit verdammenden 
Nundfchreibens. In Baden wurde große katholiſche Volfsverfammlung 
gehalten (29. Nov.). Die hier befhlofjene Adreſſe forderte immer ſchär— 
fere kirchliche Trennung, unbeſchränkte Gewähr der Klöfter, Parität in 
Vertheilung der Behördenfite, namentlich für den Fatholifchen Landes— 
theil den permanenten Sit des Dbergeriht3 und, jährlich abwechſelnd, 
jenen des Gr. Raths. Die Adrefje, die in Wirflichkeit den ganzen Be— 
ftand des Kantons in Frage ftellte und auf ein Aargau-Innerrhoden 
hinfteuerte*), ſchloß mit den drohenden Worten: „Im Angeſichte des 
Himmels verwahren wir und vor allen Folgen, die, würden die Volks— 
ftimmen unbeadhtet gelaifen, entftehen müßten.“ Die fanatifhe Gluth 
ftieg befonderd um das Klofter Muri herum. Auch von Luzern herüber 
wirkte die ultramontane Agitation. 

Bei der neuen Berathung nahm der Gr. Rath eine bejtimmtere 
und grundfäßlichere Stellung an und ſchenkte dem Verlangen der Refor: 
mirten nad) unbedingter Nechtgleichheit Gehör. Die Rarität in der 
Vertretung wurde befeitigt und das Verhältniß der ftimmfähigen Bürger 
zum Maßſtab für die Repräfentation gemadt. Bei der Wahl der ge: 
ſetzgebenden Behörde fiel die Nüdficht auf die Konfeffion weg. Nur im 
Regierungsrath und Obergeriht follten die beiden Glaubenspartheien 
noch durch je vier Mitglieder vertreten, die Wahl des neunten Mitglieds 
dagegen freigeftellt fein. Die Rechte des Staats gegenüber der Kirche 
blieben gewahrt, die fonfefjionelle Trennung wurde, als die Integrität 
des Kantons zerftörend, auf's Entjchiedenfte zurüdgemiefen. 

Die ultramontangefinnten Häupter trieben jegt mit allen Mitteln 
zur Verwerfung des neuen Verfafjungsentwurfs an. Das Feldgefchrei 
war: „Man hat unfere Wünfche nicht erhört, wir haben feine Garan— 
tien, fo wollen wir aud) von dieſem afatholifchen Machwerk nichts willen.” 
Die reformirte Bevölkerung fchaarte ſich dagegen faft einhellig um den 
Entwurf. Ihr Schloß ſich eine anfehnliche Minderheit in einigen fatho- 
lifchen Gegenden an, mie namentlich im Fridthal, wo noch der Geift 
der Joſephiniſchen Gefeßgebung wirkte und das fanatifche Treiben weni: 


*) Hurter im feiner „Befeindung der katholifchen Kirche in der Schweiz“ läug— 
net, daß in der ganzen Bewegung von politifcher Trennung irgendwie die Rede 
geweſen ſei. Siegwart-Müller dagegen in feiner Schrift: „Der Kampf zwi— 
chen Recht und Gewalt in der Eidgenofjenichaft” (pag. 39%) muß zugeben, daß dig 
Adrefje gar zu deutlich die politifche Trennung des Kantons durchblicken ließ, 
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ger Anklang fand. So wurde die neue Verfaſſung in der Volksabſtim— 
mung mit 16,050 gegen 11,484 Stimmen angenommen (5. Januar 
1841). Damit war indek die Hlerifale Wühlerei nicht zu Ende Da 
in allen ſechs Fatholifchen Bezirken die Mehrheit gegen die Verfaſſung 
geſtimmt hatte, hieß es jet, für die Fatholifchen Landestheile habe die 
Berfafjung feine Gültigkeit, die Mehrheit ſei nur eine protejtantifche, 
welche die Fatholifche nicht zu binden vermöge. Die Gemeinden am 
rechten und linken Reußufer wurden täglich mehr aufgewiegelt, ftachelnde 
Flugblätter von Hand zu Hand herumgeboten. Proteftirend erklärten 
Berfammlungen, daß fie nur der Gewalt weichend fich der neuen Ber: 
fajjung unterwürfen und alle Rechte, insbefondere die kirchlichen, ver: 
wahrten. Zum Theil drohte man mit wirklicher Wahlvermweigerung. 
Auch das Vorhaben wurde laut, eine proviforifche katholiſche Regierung 
niederzufeßen, wobei man einen eigenen Kanton Baden im Auge hatte. 
Hier und da erhoben fich bereits Freiheitsbäume (9. Januar). 

Den wachſenden Umtrieben und drohenden Zeichen des Aufruhrs 
gegenüber entfchloß fich die Negierung, die Fäden, von denen fie um— 
ftridt zu werden beforgte, vechtzeitig zu zerreißen und das leitende Bün- 
zener Komite unwirkjam zu maden. Gerade in diefen Tagen war 
die Regierung von Solothurn in die Kaferne gezogen und hatte durch 
ihre energijchen Mafregeln jedes PButjchgelüfte im Keim erftidt. In 
Folge der benachbarten Mahnung zum eidgenöfjichen Aufjehen ftand Aar— 
gau bereit3 gerüftet da. Ber Zujammenhang zwifchen den pfäffiichen 
Umtrieben in den beiden Kantonen fohien unverkennbar. Der von Solo: 
thurn heimgefchrte Abgeordnete AR. Waller drang nahdrüdlich dar: 
auf, lieber das Unglüd im Voraus zu verhüten, al3 zu erleben, mas 
in Zürich gefchehen. Demgemäß wurde beichlofien, die Häuptlinge der 
drohenden Bewegung zu verhaften. In der Nacht vom 9. auf den 10. 
Januar wurden in Bremgarten drei von den Mitgliedern des Bünzener 
Komite’3 in PVerwahrfam gebradt. Andere Berhaftungen jollten in 
Muri vorgenommen werden. Hier wagte es die Drtsbehörde nicht, ge: 
genüber der herrfchenden Aufregung einzugreifen. NR. Waller mußte 
als Kommifjär gefchidt werden, um den Vollzug der Verhaftäbefehle zu 
fihern (10. Januar). Kaum waren indeh zwei Verhaftete feſtgeſetzt, 
jo rottete jih an der Pforte des Klojters eine aufrührerifhe Menge zu: 
fammen. Der Abt mahnte auf das Drängen des Kommifjärs fcheinbar 
zur Ruhe; aber der drohende Haufen wuchs und wälzte fi vor das 
Gerichtshaus, unter fürchterlichem Geheul die Freilaffung der Gefange- 
nen verlangend. Auf die beharrliche Weigerung des Kommiſſärs wurde 
das Toben immer ärger. Die Gefangenen mußten endlih, unter Zu: 
fiherung, fi wieder zu ftellen, in Freiheit gefeßt werden. Aber ſchon 
war die Thür des Gerihtshaufes von einem rafenden Haufen gefprengt 
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und diefer fluthete herein. Ein Schuß, angebli von einem Landjäger, 
wahrſcheinlich aus der Mitte des Volks feldft, fteigerte die Wuth. Der 
Regierungskommiſſär trat den Andrängenden mit Säbel und Piſtole ent: 
gegen. Die Mafje preßte ihn mit den Landjägern zurüd ins Gericht3- 
zimmer. Hier wurden die Landjäger unter Mikhandlungen entwaffnet, 
gewaltfam herausgeriſſen und in Gefangenfchaft gejchleppt. Der Regie: 
rungskommiſſär jelbjt erlitt jchwere Mißhandlung und ſchwebte in Ge: 
fahr feines Lebens. Nur den Bemühungen einiger menfchlicher gefinnten 
Männer gelang e3, ihn der Mordluft zu entziehen und in jicheren Ber: 
wahrfam zu bringen. Die Menge tobte unterdeß fort. Noch wurden 
drei andere Beamte überfallen, Halbtodt zu Boden gefchlagen oder unter 
Hohn und Stößen fortgefchleppt. Vom Klofter aus regalirte man das 
Volk mit Trank und Speijen. Klofterfnechte jpielten bei den Auftritten 
eine Hauptrolle, 

Mitterweile war der Aufruhr auch in Bremgarten ausgebrochen. 
Aufgemwiegeltes Landvolf aus der Umgegend drang am Morgen des 10. 
Januar, mit allerlei Wehren bewaffnet, in das Städtchen und rottete 
fih im Verein mit fanatijirten Bürgern vor dem Rathhaus zufanımen, 
um die Gefangenen berauszufordern. Der greife Bezirksamtmann Wey 
mahnte aus dem offenen Fenfter zur Ruhe und zum Auseinandergehen. 
Da fiel ein Schuß, der ihm die rechte Seite unter dem Arme ftreifte, 
Die Meuterer ftürmten unaufhaltfam ins Rathhaus hinauf, umringten 
den Beamten und fchlugen ihn wüthend nieder. Unter Stodjtreichen 
und Yußtritten blieb er befinnungslos liegen, bis ärztliche Hülfe kam. 
Die Gefangenen wurden befreit und im Triumphe in ihre Häufer zu: 
rüdgeführt. Gegen die liberalen Bürger im Städtchen wurde weiter getobt. 

Der volle Aufruhr war da. Für die Leiter der Bewegung handelte 
e3 jich jett darum, ihn zum organifirten Aufftand zu machen. In Brem— 
garten wurde Kriegsrath gehalten und fürmliches Aufgebot des Land: 
fturms beſchloſſen. Nach allen Seiten gingen Eilboten an die Gemein: 
den. Am 11. Januar früh Morgens ftürmten im Freienamt die Gloden 
von allen Kirhen. In Muri ließ der Klofterfchaffner mit dem Klofter: 
geſchütz Allarm ſchießen. Bon dem Kloſterthurm heulten die Glocken des 
heil. Leontius in Berg und Thal hinaus. Die Mönche jelbit gingen, 
nachdem der Zunder an die Pulvermine gelegt war, flüglih aus dem 
Wege und flüchteten in's AZuger-Gebiet. Der Aufftand verbreitete ſich 
vafh dem ganzen Reußthal entlang bis an den Rohrdorfer Berg. Unter 
Führung von Sylvan Müller (Tags vorher einer der Beſchirmer ‚von 
Waller) rüdte der Landiturm an die Grenze des Freienamts, in der Rich: 
tung von VBillmergen. Das Ziel konnte fein anderes als die Hauptftabt 
Aarau und der Sturz der Regierung fein. *) 


*) Die jpätere Ausrede war: „Dan habe fic mit der Regierung verftändigen 
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Mittlerweile war auch die Regierung nicht müßig geblieben. Auf 
die erite Kunde von dem Aufruhr erklärte fi der KL. Rath permanent, 
bot die nöthige Truppenzahl auf, ernannte Oberft Frei=-Herofee zum 
Dberfommandanten, mahnte die Nahbarjtände zum eidgenöffifchen Auf: 
ſehen und traf ale Maßregeln, um den Aufſtand rafch zu unterdrüden. 
Schon am 10. Abends rüdte Mannjhaft aus dem (reformirten) Ober: 
Aargau, vom. beiten Geift befeelt, Zug um Zug in Narau ein und wurde 
nad Lenzburg vorgefchoben. Am anderen Tage marſchirte das Korps 
nah Villmergen — dem Schauplat wiederholter Glaubensfämpfe — 
. welches die Injurgenten, etwa 1800 Mann ftark, beſetzt hielten. Hier 
wurden die Negierungstruppen mit Sturmgeläute und Kleingemwehrfeuer 
empfangen. Der Artillerie gelang es, den Widerftand raſch zu brechen. 
Mit Berluft von 7 Todten und 13 Verwundeten löste jih der Land: 
fturm auf, von feinen Führern frühzeitig verlaffen. Eine Anzahl Lu: 
zerner Freiſchärler, die unter Leu von Eberfol zu Hülfe ziehen wollte, 
mußte wieder umkehren. Die Regierungstruppen beſetzten Muri und 
erlösten den noch in VBerwahrfam gehaltenen Regierungstommiflär. Zu 
fpät braden Anfurgenten aus den Bezirken Baden und Zurzach auf, in 
ihren Reihen der Kapuziner-Öuardian Theodofius, fchon bei den Une 
ruhen von 1835 einer der Hauptagitatoren. Nah dem Gefechte von 
Villmergen ſtob Alles auseinander. Die meiften Häupter des Aufſtands 
fonnten ſich flüchten oder aus dem Gefängniß entfommen. 

Unterde hatte die Regierung, um für alle Fälle dem ganzen Ernſt 
der Lage gewachſen zu fein, auch Truppen aus den gemahnten Kantonen 
in Anfpruch genommen. Bern und Bafelland, fpäter auch Zürich, wa— 
ren um Zuzug angegangen. In Folge davon bejegten mehrere Berner 
Bataillone und ein bafelandihaftliches Bataillon einen Theil der infur: 
girten Bezirfe. Außer der beförderlichen Truppenfendung traf die Re: 
gierung von Bern, unter Sporn des fräftigen Schultheiken Neuhaus, 
noch andere umfaljende Sicherheitsmaßregeln, um — mie ihr eigenes 
Schreiben fih ausdrüdte — dem Treiben der pfäffiſch-ariſtokratiſchen 
Parthei ein Ende zu machen. Bern, um diefe Zeit Vorort, handelte 
hierbei einfach als Kanton, ohne die Angelegenheit zur eidgenöſſiſchen zu 
machen. Die Regierung von Zürich drüdte darüber ihre Bedauern aus. 
Die vorörtlicde Behörde enthielt ſich indeß jeder Einmiſchung. 

Der Kanton war damals zunächſt von einer ſchweren Krifis geretz 
tet. Der liberale Staat hatte den tiefen Dorn empfunden, den er in 
feinem Innern barg. Der Aufftand hatte fi auf unverfennbare Weiſe 
um die Klöfter gefammelt und war von diefen aus gefchürt worden. 
Die mittelalterlihen Inftitute ftanden mit der fortichreitenden Entwick— 


wollen.” Baumgartner, deifen Sinnesänderung bei Erzählung der Solothur- 
ner und Aargauer Erreigniffe hervortritt, nimmt diefe Ausrede als baare Minze an. 
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lung in grellem Widerfprud. Sie waren mehr oder weniger in Fäul— 
niß und GSittenlofigfeit verfunfen und pflanzten, durch Müfigang und 
Aberglauben, geiftige und materielle VBerfumpfung um fi herum. Sie 
traten der reineren Volfserziehung und aller Aufklärung feindlih ent: 
gegen, nährten die Kluft zwifchen den Konfefionen und bildeten eine 
fortwährende Stütze für die hierarhiihe Propaganda. Der liberale 
Staat hatte verfucht fie zu beſchränken und für öffentliche Zwecke nutz— 
barer zu maden. Die Staatöverwaltung follte fie an Mißbrauch oder 
Verſchleuderung ihres Vermögens hindern. Mit der Einftellung der 
Novizenaufnahme wurde ihr Fortbeftand allmählig in Frage geftellt. 
Died reizte den ganzen Widerftand der faulen Korporationen. Sie 
begannen einen Kampf auf Tod und Leben, um fich der auferlegten 
Feſſeln wieder zu entledigen und die ftaatlihe Ordnung ihrem Willen 
zu unterwerfen. Unter dem Borwand der religiöfen Bedrüdung ftachel: 
ten fie die Fatholifche Bevölkerung auf's Aeußerſte an und drohten ſelbſt 
den ganzen Kanton zu zerreißen. Zuletzt fpielten fie mit eifernen Wür: 
feln und verloren diefes aufrührerifche Spiel. Das Meſſer, das fie dem 
liberalen Staat an die Kehle gefeßt Hatten, wurde jeßt gegen fie ge: 
wandt. Sollte der Kanton dauernden Frieden finden und feine Einheit 
behaupten, jo mußte der Dorn ausgefchnitten werben. 

Dies war der durchgreifende Gedanke, der ſich unmittelbar nach der 
Niederwerfung des Aufftands geltend machte. Das Eifen glühte und 
follte gejchmiedet werden. Der Bundesvertrag trat zwar hemmend in 
den Weg, indem er in Artifel XII die Beftimmung enthielt: „daß der 
Yortbeftand der Klöfter und Kapitel und die Sicherheit ihres Eigenthums, 
fo weit es von den Kantonsregierungen abhänge, gemwährleiftet feien.“ 
Aber das formelle Bedenken ſchwand vor dem Gebot der Selbiter: 
haltung. Die Garantie folder Korporationen konnte nicht den Sinn 
haben, daß die ganze Eriftenz und Wohlfahrt des Staat3 darunter lei— 
den durfte. Diefe Ueberzeugung führte zu dem unvermeilten Antrag im 
verfammelten Großen Rath: die Klöfter im Kanton Aargau aufzuheben. 
Seminardireftor Auguftin Keller, ein Mann von durchgreifenden 
Seen, lieh demfelben die fräftigften Worte. Das Gefühl der Noth- 
wendigfeit war allgemein unter den Reformirten; ihnen fchlofjen ſich die 
freier gefinnten Katholifen an, zu denen der Antragfteller ſelbſt gehörte. 
Mit 115 gegen 19 Stimmen wurde die Aufhebung im Grundſatz be: 
ſchloſſen (13. Januar). 

In dem näheren Dekret wurde ſämmtliches Vermögen der Klöfter 
als Staatögut erflärt und zu Kirchen, Schul: und Armenzweden be: 
ſtimmt. Die Konventualen hatten ihre Räumlichkeiten fofort zu ver: 
lafien. Auf Lebenszeit oder bis zu andermweitiger Berforgung blieb ihnen 
eine jährliche Penfion. Bon dem Kloftervermögen follten fofort 500,000 
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Franken zum Voraus erhoben und zur Hälfte den Schulgütern der ka— 
tholiſchen Gemdinden, zur Hälfte den Armengütern derjelben zugetheilt 
werden. Weitere 500,000 Fr. follten den Fatholifchen Gemeinden zu: 
fallen, jobald dur Erledigung der Penſionen ein ſolches Kapital ver: 
wendbar Sei. Außerdem wurde ein jährlicher Beitrag von Fr. 2400 
für eine Bezirksfchule in Muri beftimmt. Die bisher den Klöftern zu: 
geitandenen Kollaturrechte fielen an den Staat. Bei Widerjetlichkeit 
oder Entfremdung von Kloftergut jollten die Ordensglieder ihren Pen: 
fionsanfpruch verlieren und zur Strafe gezogen- werden. 

Der aufgehobenen Klöfter waren es acht: die beiden Benediktiner— 
abteien Muri und Wettingen, die vier Frauenklöfter zu Hermetſchwyl, 
Fahr, Gnadenthal und Baden, endlich die zwei Kapuzinerfonvente in 
Baden und Bremgarten. Das Gejammtvermögen wurde auf 6,500,000 
Franken berechnet. Das Dekret wurde fofort in Vollzug geſetzt, nicht 
ohne Härte in der rauhen Jahreszeit. Die Konventualen mußten inner: 
halb zweimal vierundzwanzig Stunden Abſchied von ihren Klöjtern neh: 
men. In Muri proteftirte der Abt ae und erklärte nur der Ge— 
malt zu weichen. 

Die infurgirten Bezirke blieben längere Zeit unter der ſchweren Laſt 
der militärifchen Decupation, die über 10,000 Dann anwuchs, nachdem 
außer den Yargauern, Bernern und Bajellandjchäftlern auch Zürcher 
Truppen eingerüdt waren. Erjt im Anfang März murbden die legten 
Truppen entlaſſen. Die hochgereizte fonfeffionelle Stimmung führte zu 
rohen Unfugen und Akten der Indisciplin, die von den Anhängern 
der Klöfter ins Grelle gemalt wurden. Ueber die aufrührerifchen Vor: 
gänge fprad der Gr. Rath; nur beſchränkte Amneftie aus. Cine volu: 
minöſe Kriminalprozedur fchleppte jich mehrere Jahre hindurch. Gegen 
die flüchtigen Mitglieder des Bünzner Komite's, Bezirfsrichter Suter, 
Dr. Ruepp und Fürfpred U. Weiſſenbach, fielen Todesurtheile in Con— 
tumaz. Der gleichfalls flüchtige PBater-Guardian Theodofius wurde zu 
vierjähriger Zuchthausſtrafe verurtheilt. 

Die neuen Wahlen, die gemäß der Verfafjungsänderung vorgenom: 
men wurden, bejtärften die radikale Richtung des Kantons. Mit der 
Aufgebung der Klöfter war ein großer Würfel gefallen. Es bedurfte 
aller Umficht und Entjchiedenheit, um ihn der Eidgenoflenheit gegenüber 
zu behaupten. 


Berfaffungsrevifion in Luzern. 

So weit hatte die Reaction noch keinen neuen entfchiedenen Erfolg 
erringen fönnen. In Aargau wie in Solothurn war den Elerifalen 
Anläufen Halt geboten. An Teffin und Wallis gewann die Regene— 
ration neue Stüßen. Ueberall war nur der Partheienfampf wieder auf's 
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Aeußerfte gefhärft. Ein verhängnifvoller Umfchlag trat dagegen jetzt 
in einem anderen vorörtlihen Kanton ein. | 
In dem ausſchließlich katholiſchen Kanton Luzern hatte die Wort: 
Ihrittöparthei, die eine gemäßigte Repräfentativordnung vertrat und 
das Volk durch Bildung zu größerer Mündigfeit heranzuziehen fuchte, 
ihon bei dem Umſchwung von 1830 mit einer ertremen Demofratie zu 
fämpfen, die, ohne felbitftändiges Bemußtfein, fih von der römifchen 
Kirhe gängeln lief. An dem Hauptwortführer diefer Demokratie, dem 
Landmann Leu von Eberfol, der nichts ohne priefterlihen Rath that, 
hatte der Klerus eine beharrlihe und volfsthümliche Kraft, die fich als 
ergebenes Werkzeug gebrauchen ließ. Obgleich bei Begründung der neuen 
Drdnung jene Richtung glücklich zurüdgebrängt war, fo arbeitete fie doch 
unabläſſig dahin, den Boden des liberalen Repräfentativfyftems zu une, 
tergraben. Je ängftlicher ſich das lebtere vor den weiter gehenden Kon: 
fequenzen fcheute und den ochlofratifchen Beftrebungen Schranken zu 
feßen juchte, -defto fchärfer wurde der Riß zwifchen dem fogenannten 
„Kapazitätenregiment“ und den Anhängern eines blinden Volksregiments. 
Der Widerfprud unter den liberalen Staatsmännern felbft bei der ver— 
hängnifvollen Abftimmung über die Bundesreform förderte die Parthei: 
zerfegung. Die herrfchende Ordnung hatte faft ununterbrochen mit den 
verfhiedenartigften Gegnern zu kämpfen. Wie in allen regenerirten 
Kantonen mußten auch hier die eingeführten Reformen und Berände- 
rungen mannigfache Einzelinterefien verlegen und eine wachfende Anzahl 
von Unzufriedenen machen. Auch an einzelnen Mißgriffen fehlte es 
nicht, die fih von der Oppofition ausbeuten liefen. Am empfindlichſten 
wurde das römische Kirchenmwefen getroffen. Das liberale Syftem fühlte 
das dringende Bedürfniß, den Staat von dem Ueberwuchern der Hierar: 
hie zu befreien und das Volf geiftig aufzuflären. An die theologifche 
Lehranftalt wurden heller denkende Profefjoren berufen, der Unterricht 
an den oberen Bürgerfhulen dur das eingeführte Fachſyſtem den geift- 
lichen Lehrern größerentheil® entzogen, das ganze Erziehungsweſen zweck⸗ 
“ mäßiger geftaltet. Von den liberalen Staatsmännern Luzerns ging ein 
Hauptfporn zu der Badener Konferenz aus, die mit ‚vereinten Kräften 
das ftaatliche Anfehen gegenüber der Kirche zu wahren fuchte. Als der 
Nuntius von Luzern entwih und nah Schwyz überfiedelte, wagte es 
der Gr. Rath, jede Ausübung von Gerichtsbarkeit in geiftlichen Dingen 
von Seite der Nuntiatur als Mißbrauch zu erflären. Noch im Jahr 
1838 wurden zwei Franziefanerflöfter (in der Au zu Luzern und Wer: 
thenftein) aufgehoben, weil fie in ihrem heruntergefommenen Beftande dem 
urfprünglichen Zweck nicht mehr entipradhen. 
Es durfte dephalb nicht verwundern, wenn die Zürcher Glaubens: 
bewegung in diefem Kanton den ftärfften Nahhal fand. Hatte eine 
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reformirte Bevölkerung ſich gegen die aufklärende Tendenz bis zum 
äußerſten Fanatismus aufreizen laſſen, wie viel leichter mußte dies auf 
einem ganz katholiſchen, ſchon vielfach zerriſſenen Boden ſein, wo die 
feſtgegliederte Prieſterſchaft Familien und Gemeinden noch ſo ſtark be— 
herrſchte. Der gehobene Wohlſtand des Kantons, die kluge Verwaltung 
der Finanzen, die prompte und im Ganzen unpartheiiſche Juſtiz, die 
Verbeſſerung der Geſetzgebung — Alles dieſes hatte nichts zu bedeuten 
gegenüber der drohenden Religionsgefahr. Wie in Züri wurden die 
Lehrer und Staat3männer, die gegen die hierarchiſchen Auswüchſe ans 
kämpften und einem reineren und geläuterten Katholizismus Bahn zu bre— 
hen juchten, der Gottlofigfeit bezüchtigt, alle befjeren Schulen als Pflanz: 
ftätten der Impietät denunzirt und die ganze Wiſſenſchaft und Kultur 
in den Bann gethan. Die verfeßernde Bezeichnung „Straußianer” fiel 
auch auf die freifinnige Parthei Luzern. Auf den Kanzeln, wie in 
Beihtftühlen, wurde das Gewiſſen geängftigt. Gebete und Prozeffionen 
hielten in beftändiger Spannung und Gereiztheit. Katholifche Vereine 
und Brüderfchaften mwühlten in allen Gemeinden. Ufltrademofratijche 
Organe ftimmten mit den, Kirchenblättern in das gleiche Geſchrei. Die 
Ariftofratie Hing fih an den Schweif diefer „Leuenparthei”. 

Aus dem herrſchenden Lager fam eine Kapazität von Gewicht der 
Agitation zu Hülfe. Die Periode der Septemberreaction war eine Zeit 
der Prüfung für die politifchen Charaktere der regenerirten Schweiz. 
Mehr als eine Ueberzeugung fing an zu wanken und befehrte ſich, fei es 
dur almählige Sinnesänderung, fei e8 durch plötzliche Abtrünnigfeit. 
In Luzern war es der Staatöfchreiber Siegmart:Müller, der von 
einer Fahne zur anderen überging. Bisher hatte diefer die radikalſte 
Färbung zur Schau getragen und nicht felten durch feinen übergroßen 
Eifer die liberale Sache blosgeftellt. Sein Geſetz, feine Verordnung, 
feine Einrichtung war ihm entfchieden genug. In der von ihm redigir: 
ten Bundeszeitung goß er feinen Tadel über die langfamen Fortjchritte 
des freifinnigen Syftems, über die Schwäche der Regierung und über 
die Lauigkeit der Liberalen aus. Insbeſondere gefhah ihm nie genug ' 
zur Wahrung der Rechte des Staats in Kirchenſachen. Zur Empfehlung 
der Badener Konferenzartitel fchrieb er eine Beleuchtung, welche zu Nom 
auf das Verzeichniß der verbotenen Bücher gefegt wurde. Heftiger, wie 
irgend ein Anderer, griff er die römische Priefterparthei an, deren Grund: 
fäße, wie er erflärte, Finfternig und Verderben über die Welt brächten. 
Noch nad der Berufung von Dr. Strauß erhob er fich gegen das Ze: 
tergejchrei der Religionsgefahr und rief den Zürcher Staatsmännern zu, 
feit und confequent zu bleiben. Aber kaum fchritt die Glaubensbewe— 
gung fiegreich einher, jo änderte er die Sprache und ſchwang fi in 
raſchem Wechſel auf das pfäffifche Brett hinüber. Den früheren Ge— 
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finnungsgenofjen warf er jett Höhnung alles religiöfen Glaubens, Weg— 
werfung aller fittlihen Bande und Verachtung des Volks vor und er: 
Eärte, daß es Gebot der Ehre und Vaterlandsliebe fei, fi von ihnen 
zu jcheiden. *) 

Bald nach den Zürcher Septemberereignifien fchleuderte Leu von 
Eberjol im Gr. Rath eine Anklage gegen das ganze beitehende Syitem, 
als den Fatholifchen Glauben untergrabend, und verlangte in einem 
Ihriftlichen Antrag: Rüdtritt vom Giebenerkontordat, Aufhebung der 
Badener Konferenzartifel, insbefondere des Plazet’3, Ueberlafjung der 
Lehrerwahlen an die Gemeinden, Aufficht der Firchlihen Behörden über 
das Lehrerfeminar und das Landſchulweſen, und-endlich, „daß die höhere 
Lehranftalt der Stiftung der Roreltern gemäß der Gefellihaft Jeſu 
übergeben werde.” Bei Begründung der Anträge wurde e8 unter an: 
derem zur ſchweren Sünde gemacht, daß die Regierung in Willifau eine 
proteftantifche Erziehungsanftalt geduldet habe, daß bei der Reorganifation 
des Landſchulweſens Scherr zu Rathe gezogen, Zöglinge feine? Seminars 
als Lehrer angeftellt worden feien u. f. wm. Der Gr. Rath wies mit 
68 gegen 22 Stimmen die erhobenen Anfhuldiqungen vol Entrüftung 
zurüd und beſchloß Tagesordnung über die Anträge, mit der Erklärung: 
„daR der Gr. Rath die Autorität der Fatholifchen Kirche in Glaubens: 
ſachen anerfenne und die Kirche zu ſchützen und zu fehirmen jederzeit be- 


*) Conftantin Siegwart flammt aus einer Familie, die fehon im fieb- 
zehnten Jahrhundert aus dem Schwarzwald in die Schweiz einmwanderte, aber ohne 
Heimathsrecht blieb. Sein Bater befaß eine Glashütte zu Lodrino im Kanton Teſſin. 
Nachdem er beide Eltern früh verloren hatte, kam er bei einem Pfarrer auf See— 
lisberg im Kanton Uri in die Pflege. Nach Bollendung feiner Studien erwarb er 
fih das Landrecht in Uri und übte hier den wenig einträglichen Beruf als Advofat 
aus. Nach den Gejetzen des Yändchens wurde jedem neuen Bürger der Zutritt zu 
Rathsſtellen verweigert, während Siegwart's Ehrgeiz nad) Höherem ftrebte. Uri - 
wurde ihm daher zu eng, zumal da er fich unter den finfteren Zuftänden nicht frei 
bewegen konnte. Bezeichnend für feinen Charakter ift, was er im Jahr 1826 an 
einen Freund fchrieb: „Wirklich fieht mein Vaterland elend aus. Graufam fühle 
ic) den Drud religiöfer Gebundenfeit, des ſchmutzigſten Aberglaubens. Ich muß 
mid, um nicht ganz jcheel angejehen zu werden, durch und duch zum Heudler 
ſchmieden — muß Prozeffionen mitmachen, beichten, Meffe hören und alle die Affen- 
ſchande; muß mit den Piaffen gar freundlich umgehen, um nicht ihrer Rache hin: 
gegeben zu werden“. Mit Hülfe von angefehenen Luzerner Liberalen gelang es 
Siegwart, fid) in Luzern einzubürgern und hier als Staatsichreiber und Mitglied 
des Gr. Raths zu Amt und Würden zu gelangen. Seinen Uebertritt ins entgegen- 
geſetzte Lager rechtfertigte er in eıner Schrift: „Garantien für das Ehriftenthum“ 
mit dem Entjeten, das ihm die Lehre von Strauß eingeflößt habe. Auch in jenem 
neueren Geſchichtswerk fucht er dem Wechſel einen rein religiöfen Mantel umzuhän— 
gen. Dies fteht indeß ſowohl mit der früher offen zur Schau getragenen freieren 
Richtung in kirchlichen Dingen, wie mit der Haltung‘, die er noch im Anfang der 
Zürcher Glaubensbewegung beobachtete, im Widerjprud). 
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reit fei, daß er aber auch an den althergebrachten Rechten der Staats— 
gewalt in allen Beziehungen fefthalten werde.“ (22. Nov. 1839.) 

Bon dem Führer der Leuenparthei war damit die theofratifche Lo— 
fung offen ausgefproden. Vor wenigen Jahren hatte der Jeſuitenorden 
in dem benachbarten Schwyz Poſten gefaßt. Von hier fpielte feither die 
Propaganda raftlos nach Ruzern hinüber. Cs galt, auch den Katholischen 
Vorort zur Provinz zu machen. Zwar fträubte fih auch ein Theil der 
firhlich gefinnten Parthei noch gegen die wirkliche Berufung der Gefell- 
haft. Aber die Fahne war aufgepflanzt und das Ziel jollte beharrlich 
verfolgt werden. Leu ſelbſt hielt jich als göttliches Werkzeug auserwählt, 
die Väter Jeſu nach Luzern zu führen. Freunden, die ihm noch Vorficht 
empfahlen, erklärte er: „Jetzt müfje der Antrag geftellt werden und wenn 
es ihm auch das Leben koften ſolle.“ 

Auch in Luzern mußte die Frage der Verfaſſungsreviſion 
an die Tagedordnung fommen. Die zehnjährige Frift, die vorgejehen 
war, lief indeß erft am 31. Sanuar 1841 ab. Die Leuenparthei wollte 
nicht fo lange zumwarten, um das verhafte Syitem zu befeitigen. ine 
Volfspetition lief vom Stapel, worin man verlangte, daß die Trage, ob 
eine Revifion der Verfaſſung ftattzufinden habe, dem Volke zur Entſchei— 
dung vorgelegt und bejahenden Falls ein Berfafjungsrath einberufen 
werde. Hinfichtlich der zukünftigen Berfaffung wurde in der Bittfchrift 
begehrt: Gänzliche Abſchaffung aller Vorrechte, ausfchlieglich direkte Wah- 
len nad der Kopfzahl; fürzere Amtsdauer ; das Volf3veto ; ungehinderte 
Verbindung mit den firhlicden Oberen und Erziehung der Jugend im 
Geiſte der römischen Kirche. Bei dem letzteren Punkt war aud ber 
Einführung der Jefuiten von Neuem erwähnt, wenn aud nur mit dem 
Zuſatz: „wo möglih“. Die Petition bededte ſich mit 11,793 Unterfchrif: 
ten. Dagegen drang eine Gegenpetition mit 3,228 Unterfchriften auf 
Einhalten der verfafjungsmäßigen Friſt. Der Gr. Rath entſchied fich 
für leßteres. Die feftgefesten zehn Jahre follten abgemwartet werben. 
Die Peuenparthei benutzte dieſe Zeit, um das Volt weiter zu bearbeiten. 
Ein Zentralcomite, mit Leu von Eberfol an der Spibe, leitete die Um: 
triebe. In einer Berfammlung zu Ru ßwyl einigte man fich zu einer 
drohenden Erklärung über die bei der Revifion zu begehrenden Garantien. 
Hier fand man die Jefuitenberufung noch nicht reif genug, um fie be: 
ftimmt hervorzuheben. Dagegen ging eine Bittfhrift von Seite des 
Klerus an den Gr. Rath fo weit, daß nicht nur die Unterordnung des 
Erziehungsweſens, ſowohl der Zentralanftalt in Luzern als der Land: 
ſchulen, unter die Aufficht der Geiftlichfeit, ſondern deutlich) genug aud) 
die Herftellung der entfhwundenen Immunitäten verlangt wurde. 

Im liberalen Lager ſchwankte man noch eine Zeit lang, melden 
Weg man einfhlagen follte. Einige der Führer, wie Kafimir Pfyffer, 
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wollten den Strom der Bewegung noch dämmen, und an einer Partial- 
Revifion fefthalten. Andere, wie namentlih Schultheig Kopp, wollten 
entgegenfommen und Totalrevijion gewähren. Diefe Anſicht übermog. 
Der Gr. Rath beſchloß vor Ablauf der Frift, daß die Frage der Revi: 
fion am 31. Ian. 1841 dem Volk zur Entfheidung vorgelegt und im 
Falle der Bejahung ein Verfaffungrath durch lauter unmittelbare Wahlen 
ernannt werde. Damit fonnte fi die augenblidlihe Stimmung des 
Volks vollftändig geltend machen. Siegwart:Müller, der bereit Die 
Feder für den über den ganzen Kanton verzweigten Rußwyler Verein 
führte, fchrieb in feinem Organ den Beſchluß des Gr. Raths der bloßen 
Furt vor der drohenden Haltung des Volks zu. Die Behörde wollte fidh den 
Hohn wie die ganze feindliche Oppoſition von einem ihrer Beamten nicht ge: 
fallen lajjen. Siegwart wurde als Staatsfchreiber erft von der Regie: 
rung fuspendirt, dann vom Gr. Rath ganz abgefekt. Bisher von der 
Leuenparthei noch mit Miftrauen angefehen, mußte er fich jebt unter 
dem Schein eines politifhen Märtyrer in größere Gunft zu verſetzen. 
Durch feine ungewöhnlicde Gefchäftsfenntnig, eine zähe unermüdliche 
Thätigkeit und eine gefchmeidige und dod auf ein beftimmtes Ziel hin- 
arbeitende Klugheit machte er fich bald unentbehrlich.*) Bei der Wahl 
eines neuen Staatöfchreibers wurde der bisherige zweite Staatsjchreiber 
Bernhard Meyer übergangen. Die Kränfung gab auch diefem den 
Vorwand, in's jenfeitige Lager überzutreten. So fiel der pfäffiſch— 
demofratifchen Seite eine andere Antelligenz zu. 

Ehe die Frage der Reviſion zur Volksabſtimmung gelangte, traten 
die Sreignifie in Solothurn und Aargau ein. Die Häupter der Luzerner 
Dppofition fuchten nad Kräften das Feuer in diefen Kantonen mit anzu: 
ſchüren. Bei der Solothurner Unterfuhung aufgefangene Briefe mar: 
fen ein helles Licht auf das Spiel, das in diefen Tagen mit der Volks: 
fouveränität getrieben wurde. Die Aufhebung der Klöfter im Aargau 
ſchlug wie eine Bombe in's flerifale Lager. Das Gefchrei über Reli: 
gionsgefahr und Schändung alles Heiligen ftieg jet auf's Höchſte. Die 
liberale Parthei in Luzern wurde für die durchgreifende That Aargau's 
mit verantwortlich gemadt. So fam der Tag der Abftimmung. Nur 
die Anhänger des reinen Repräfentativfyftens ftemmten fih gegen eine 
Totalrevifion, von der fie nicht Gutes erwarteten. Die überwiegende 
Mehrheit von 17,551 gegen 5902 Stimmen erflärte fich für die Revifion 
dur einen Berfaflungsrath. 

Bei der Wahl des Verfaſſungsraths zeigte jich der vollftändige Um— 


*) Mertwürdig ift, daß diefem Manne, der einen fo verhängnißvollen Einfluß 
gewann, die Gabe freier Rede gänzlich abging. Siegwart jagt von fidh jelber: 
„Dir war c8 nie möglich, eine auch nur fünf Meinten dauernde geordnete Rebe 
aus dem Stegereife zu halten.“ 
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ſchwung. Die Behörde gehörte faft ganz der Leuenparthei an. Die bis- 
herige extreme Oppofition im Gr. Rath — von den Gegnern oft fpott: 
weife der „Sumpf“ genannt — dominirte. Don der alten liberalen Mehr— 
heit fanden nur vier Mitglieder Gnade beim Volk. Die pfäffiſch-demo— 
Pratifche Richtung konnte ſich ungehindert geltend machen. Die Arbeit 
des Verfaſſungsraths ging rafch von Statten. Am 22. März verjam: 
melte er fi; am 18. April war das ganze Verfaſſungswerk zu Ende 
berathen.*) Scheinbar machte die Selbitregierung einen bedeutenden 
Schritt vorwärts. Das Volt follte fi unmittelbarer bethätigen. Der 
Kanton wurde ausdrüdlih als demokratifcher Freiſtaat erflärt. Das 
noch beftehende Vorredht der Stadt in der Repräfentation verſchwand. 
Die bisherige Selbftergänzung des Gr. Rath3 für eine gewiffe Anzahl 
von Mitgliedern fiel gleichfalls weg. Die ganze gefeßgebende Behörde 
follte aus direften Wahlen hervorgehen. An die Stelle der Partial: 
erneuerung kam Sntegralerneuerung. Gegen alle Gefete und Verträge 
fonnte das Volksveto eingelegt werden. Alljährlich durfte das ſouveräne 
Volk eine Nevifion der Verfafjung verlangen. Aber mit allen diefen 
demofratifhen Fortſchritten wurde das Volf dem Prieftertfum überliefert. 
Der Staat mußte fich tief vor der Kirche beugen. Faft jede Schranke 
der Hierarchie wurde aufgehoben. Die Badener Konferenzartifel fielen 
in Abſchied. Statt des obrigfeitlichen Plazets bei Firchlichen Erlafien 
fam ein einfaches Viſum. Der Fortbeitand und die Selbſtverwaltung 
der Klöfter wurden möglichit gefihert. Das ganze Verhältniß zwifchen 
weltlicher und geiftlicher Gewalt follte durch Konkordat geordnet werden. 
Das Unterrichtöwefen fiel in die Hände des Klerus. Nicht nur für die 
Leitung der Erziehung, fondern auch für die Vorberathung alles deſſen, 
was auf die Verhältnijje zwifchen Staat und Kirche Bezug haben fonnte, 
wurde eine Behörde von neun Mitgliedern aufgeftellt, von denen die 
Seiftlichkeit vier aus ihrer Mitte frei zu wählen hatte. Auch in bie 
Preßfreiheit fonnte die Kirche eingreifen, indem diefe „inner den Schran- 
fen der Wahrheit, Sittlichfeit und Religion“ ausgeübt werden follte. 
Endlich wurde, zur Beherrſchung des Gewiſſens, den Mitgliedern des 
Gr. Raths die Schwörung eines fürmliden Kircheneids — „die Rechte 
der Fatholifchen Kirche zu ehren und zu ſchützen“ — auferlegt, wie fonft 
nur die Kirchenvorfteher ihren Gemeinden abzulegen gehalten find. Nur 
eine Heine Minderheit von I Mitgliedern, Dr. Kafimir Pfyffer an 


*) Bezeichnend für die Verhandlungen des Berfafjungsraths war es, daß Leu 
von Eberjol einmal, als eines von den wenigen freifinnigen Mitgliedern den An- 
mafßungen der Kirche entgegentrat, einen Katechismus hervorzog, aus demfelben 
einen ganzen Abjchnitt über die Göttlichfeit und Infallibilität der römiſch-katholiſchen 
Kirche vorlas und dann den Katechismus dem Gegner überreichte, der durch diefe De- 
monftration in den Augen der glaubenstreuen Berfammlung natürlich gänzlich geichla= 
gen war, 
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der Spite, gab eine Verwahrung zu Protokoll und forderte in einem 
Aufruf zur Verwerfung auf. Auh Dr. Trorler, feit 1834 Brofefior 
in Bern, der vom Standpunft der unbedingten Wolfsfouveränität aus 
anfangs zur Revijion aufgemuntert hatte, mahnte jest im einer Schrift 
von der Annahme der Verfaffung ab. „Der Entwurf fei ein mit Kir: 
chenſatzungen verfchlungener Staatsfnäuel, eine Pyramide, deren Fuß: 
geſtell Demokratie fcheine, deren Spitze aber in geiftliche und weltliche 
Ariftofratie auslaufe.” *) 

Am 1. Mai 1841 fand die Volksabſtimmung ftatt. Die Wahl: 
Urnen zur Annahme oder Berwerfung waren, die eine von rother, die 
andere von ſchwarzer farbe, woher ſich die Partheinamen „Rothe“ und 
„Schwarze“ bildeten. Bon 23,613 Aktivbürgern ftimmten 16,723 für 
Annahme. Freigebige DVertheilung von 300,000 Franken an die Ge: 
meinden zur Aeuffnung ihrer Armenfonds, wie Herabfehung des Salz: 
preifes, womit ſich die alte Ordnung noch in den legten Wochen empfahl, 
fonnten diefe nicht retten. 

Im Kanton Luzern war damit eine verhängnigvolle Reaction ent= 
Ihieben, die den Umſchlag in Zürich noch überbot, obgleich fie fich auf 
friedlihem Wege vollzog. Bei der Wahl der neuen Behörden wurden 
die liberalen Elemente faft gänzlich auögemerzt. Am Gr. Rath ſchmolz 
die freifinnige Parthei auf fünf Mitglieder herab. Die herrfchende 
Mehrheit oder eigentliche Leuenparthei zählte (nah Siegwart’3 Geftänd: 
niß) nur drei mit einiger wiffenfhaftlicher Bildung begabte Männer in 
ihrer Mitte. Die fogenannte „Glaubenstreue” war das hervorragendfte 
Merkmal. In die Regierung wurde feiner der bisherigen Mitglieder 
wieder gewählt. Auch die gemäßigtiten waren als gottlos verfchrieen 
worden. Das alte arijtofratiihe Haupt, Vincenz Nüttimann, früher 
Landammann und Schultheif, der die Berfaffungsänderung nad Kräften 
gefördert Hatte, hoffte an die Spite geftellt zu werden. Die Ehre fiel 
indeß feinem Sohn Rudolf Rüttimann, gemwefener- Hauptmann in nieder: 
landifchen Dienften, zu. Leu von Eberfol hielt ſich — wie Hürlimann- 
Landis — vom unmittelbaren Ruder fern; auch die Wahl zum Präji- 
denten des Gr. Raths Iehnte er ab; nur im Erziehungsrath nahm er 
eine Stelle an. Siegwart-Müller fand jest feinen Weg in die Regie: 
rung. Don vorneherein zeigte diefe ihre Unterwürfigkeit unter die Theo: 
fratie duch einen Alt, der bis dahin in der Schweiz noch nicht erlebt 
war. Mit einem Schreiben legte fie die Verfaflung dem Pabſte zu 
Füßen und bat ehrerbietig um den apoftolifhen Segen. In dem Ant: 
wortsfchreiben jprad der Pabſt feine Freude über dies Zeichen von auf: 
——— Gehorſam des oberſten Raths und Volks von Luzern gegen 


9 Sıehe: D Dr. Kaſimir Pfyffer, Gefchichte des Kantons Luzern. Zürid) 1852, 
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die geiftlicde Gewalt und die Rechte der Fatholifchen Kirche aus. Aber 
der unerfättlichen Hierarchie war noch nicht genug gethan. Noch — er: 
Härte der Pabſt — fünne er nicht Alles loben, was in den neuen Orb: 
nungen fejtgefegt fei, da er Einiges angetroffen, was mit jener vollen 
und durchaus freien Gewalt, welche die Kirche zur Verwaltung ihrer 
geiftlichen Angelegenheiten von ihrem göttlichen Stifter empfing, feines: 
wegs ſich vereinigen lajje. Aber er lebe in der Hoffnung, es werben 
ihm in fpäteren Tagen noch reichlichere Beweife von der frommen Ge: 
finnung des Ruzernifchen Volks gegen die Heilige Mutterfirche und gegen 
den oberjten Stuhl Petri zu Theil werden. 


Zuflände in Bern. 


Mit dem Umfchlag in Luzern gewann die Reaction in der Schweiz 
neuen Boden. Der Ultramontanismus beherrichte jet den katholischen 
Vorort, während die fonfervative Richtung in einem der proteftantifchen 
Vororte Meifter war. Die Aufhebung der Klöfter im Aargau bildete 
bald einen gemeinfamen Angriffspunft, um gegen diefen Kanton Sturm 
zu laufen und da3 vegenerirte Lager, wo möglich, weiter zu durchbrechen. 
Für den Gang der Entwidlung hing jett Alles von der Haltung des 
dritten vorörtlihen Kantons ab, der mit feinem materiellen Gewicht den 
Hauptausihlag geben mußte. Es ift defhalb Hier am Drt, auf die Ju: 
ſtände und Vorgänge im Kanton Bern zu bliden. 

63 war von großer Bedeutung, daß nicht lange vor Ausbruch der 
Zürcher jchönen Bewegung in Bern ein Wechfel in der Leitung der 
öffentlichen Angelegenheiten erfolgt war. Mit dem Rücktritt der Brüder 
Schnell, die nah der im Louis-Napoleonhandel erlittenen Schlappe 
unwillig dad Ruder verließen, trat Bern aus der erniedrigenden Stel- 
lung heraus, in welche eine Feinmüthige und unterwürfige Politik e3 für 
eine Zeit lang geworfen hatte. Im Innern gingen zwar feine wejent- 
lichen Veränderungen vor. In der Verwaltung blieb der Mangel an 
intelligenten und fchöpferifhen Kräften auch ferner fühlbar. Reformen 
wurden nur langfam und wenig prinzipiell durchgeführt. Auch unter 
dem liberalen Princip herrfchte, als Ueberlieferung aus der ariftofratifchen 
Zeit, viele Neigung zu Bevormundung und willfürlihem Verfahren. 
Die Regierung Hatte mit dem Abberufungsreht gegen die Beamten, 
einem Achtungsgefeß und anderen fchneidenden Waffen die Mittel großer 
Autorität in Händen. Die Trennung der Gemwalten wurde häufig illu- 
ſoriſch oder thatfächlih aufgehoben. Nah dem Fall der Schnell’ichen 
Richtung wurde indeß das politifhe Bewußtſein Bern's wieder geftärft. 
Das engherzige Spießbürgerthum machte im Ganzen einer weitherzigeren 
Auffafjung der Dinge Platz. Die Haltung, befonders in eidgenöffiihen 
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und nationalen Fragen, wurde männlicher und flößte der Liberalen 
Parthei in der übrigen Schweiz wieder Vertrauen ein. Ueberwiegenden 
Einfluß auf die Gefchäfte gewann der entjchiedene Gegner der Schnell’: 
hen Richtung, Carl Neuhaus, von Biel gebürtig, früher Theilhaber 
einer dortigen Baummollenfabrif, feit 1834 Mitglied des Regierung: 
raths und Chef des Erziehungsmeiens, ein Mann dur felbftthätiges 
Denten gebildet, beredt in beiden Sprachen, von abgejchlofjenem, etwas 
berrifhem Wefen, aber reiner Gefinnung und hoher ftaatsmännifcher 
Würde, der in einer Fritifchen Zeit durch die Kraft des Charakters der 
Schweiz den Stempel feiner Berfönlichkeit aufzubrüden mußte. 

Die wieder gejtärkte nationale Parthei hatte mit den heftigiten An: 
griffen der Burgdorfer zu kämpfen, die in ihrem Organ, dem „Volks— 
freund”, ein fortwährendes Feuer von Invectiven gegen ihre Widerjacher 
unterhielten. Aber jo ſcharf die Gegenfäbe waren, die fih auch hier 
im Schooß der Regeneration auögebildet hatten, fo madten fie doc 
gegen das ariftofratifhe Lager gemeinfam Front. Auch die Brüder 
Schnell kehrten noch mit aller Schärfe ihre Spike gegen die Vertreter 
der alten Familienherrſchaft. Das Patriziat ſelbſt konnte die verlorenen 
Vorrechte nicht vergefjen und behielt feinen ganzen Groll gegen die libe— 
tale Ordnung. Die vorherrfhende Meinung im Volk Tieß jich deßhalb 
zu Feiner milderen Anficht in Bezug auf die früheren Reactionsverfuche 
beftimmen. Nach einem wirren Knäuel von Unterfuhungen und faft 
fiebenjähriger Prozedur, wobei die adminiftrative und gefeßgebende Be— 
hörde wiederholt in die Yuftiz eingriff oder einzugreifen fuchte, kam end- 
lih der über die Erlacherhofverſchwörung erhobene Hochverrath3- 
prozeß zu Ende. Entgegen einem Entfcheid des Obergerichts war durch 
großräthliche Verfügung eine Konnerität der verfchiedenen Klagen ange: 
nommen und die gefammte Prozedur an eine und diefelbe gerichtliche 
Inftanz gewiefen. Nur mit Mühe entging da3 Dbergericht felbft einer 
Abberufung, meil es jelbftftändig urtheilen wollte. In dem endlichen 
Erfenntniß wurden die Mitglieder der Siebenerfommiffion von ‚der 
Hochverrathsklage freigefproden, aber wegen heimlicher Auffanımlung 
von Waffen und Munition jo wie wegen Verſuchs der MWiderfeglichkeit 
gegen die Behörden Theil zu zweis, theils zu einjähriger Gefängnißftrafe 
verurtheilt. Bon den übrigen Angeklagten wurde eine größere Anzahl zu 
peinlihen Strafen verurtheilt, die flüchtigen Häupter in Kontumaz. Es 
erhob ſich jeßt die Yrage der Begnadigung, die dazu dienen konnte, den 
Schatten, welcher auf das ganze Rechtöverfahren fiel, in etwas auszu— 
löfhen. Das Obergeriht empfahl die Nichtvollziehung des Urtheils; 
die Mehrheit der Regierung, darunter Neuhaus, entſchied fich gleichfalls 
für Erlafjung der nicht vollzogenen Strafen; aud andere Wortführer 
der radikalen Parthei, wie Kafthofer, drangen lebhaft auf Amneftie, aber 
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der Gr. Rath folgte der vorherrfchenden Stimmung auf dem Lande, die 
in den Berurtheilten nur verjtodte Feinde der bejtehenden Ordnung fah, 
und wied den Antrag einer unbedingten Begnadigung mit 125 gegen 
73 Stimmen zurüd (Januar 1840). Nur denjenigen jollte Strafnad: 
laß zu Theil werben, die bittend darum einfommen würden. Hiergegen 
fträubten fi die Mitglieder der Siebenercommifjion. So mußte der 
ehemalige Schultheiß und Tagfagungspräfident Fiſcher mit vier Ge- 
nofjen auf das Schloß Thorberg wandern. Eine Petition angefehener 
Eidgenofjen, die von der Tagſatzung den Berner Behörden zu geneigter 
Berüdfihtigung empfohlen wurde, konnte ihr Schickſal nicht ändern. 
Der ganze Berlauf des Prozeſſes mußte das NRechtögefühl vielfach ver- 
legen; die verweigerte Amneſtie war weder großmüthig noch ftaatsflug ; 
anbererfeitS kam den verurtheilten Patriziern die Rolle unſchuldiger Mär- 
tyrer nicht zu, welche fie zu jpielen juchten. 

Einen verwundbaren Punkt für den Kanton Bern bildete immer 
das Verhältniß zu den Xeberbergifchen Aemtern. Diefer neue Kantons— 
theil konnte jich feit der Vereinigung von 1815 nie mit dem alten Kan: 
ton inniger verſchmelzen. Sprade, Confeſſion, die ganze gefchichtliche 
Tradition, wie die Schwierigkeit des Verkehrs nährten einen ſcharfen 
Gegenſatz. Dazu kam, daß die Vereinigung nicht ohne befondere Ga— 
rantieen für den Jura gejchah, wodurd dieſer eine gemilje exrceptionelle 
Stellung erhielt. Die Vereinigungsurkunde ſchrieb zwar vor, daß die 
franzöfiihe Zivil: und Strafgefeßgebung aufgehoben werden jollte. . Die 
alte Regierung machte fih aud an die Arbeit, um eine neue Geſetzge— 
bung einzuführen. Aber dad Ganze war nur Flickwerk und wenig ge: 
eignet auf beiden Seiten zu befriedigen. Bei der Bewegung von 1831 
gingen die Jurafjier mit der übrigen Bevölkerung des Kantons Hand 
in Hand, um Reformen zu erlangen. Die von den Prieftern gefchürten 
Unruhen von 1835 bradten dagegen einen neuen Riß. Im Bezirk 
Pruntrut inäbefondere blieb tiefe Erbitterung. Allmählig erhoben fich 
neue Klagen und Bejchwerden, die darauf hinausgingen, daß der Jura 
nicht germanifirt werden wolle. Deßhalb wurde Wiederherftellung der 
franzöfifchen Gefetgebung und zum Behuf der Vorarbeiten für förderliche 
Revifion eine befondere juraſſiſche Kommiſſion verlahgt. Die juraffifche 
Vertretung im Gr. Rath fchaarte fih um dies Verlangen. Der Gr. Rath 
ſuchte die Staatseinheit zu wahren, wies dad Begehren als verfafjungs: 
widrig zurüd, und beſchloß eine Nevifion der Geſetzgebung für den ges 
fammten Kanton. Die mit den Vorarbeiten Hierzu beauftragte gemifchte 
Kommiffion zog ſich indef von den Jurafjiern blos den Spotinamen 
einer « Commission monstre » zu. Die Unzufriedenheit in den Leber: 
bergifchen Aemtern wuchs und gab zu gefteigerter Agitation Anlaß. Die 
Regierung ſchickte jet Kommiljäre zur Unterfuhung der Sachlage. 
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Diefe glaubten fih zu überzeugen, daß alle Fäden der Agitation in der 
Hand von Xaver Stodmar zufammenflöffen und die Umtriebe einen 
ftaatsgefährlihen Charakter annähmen. Xaver Stodmar gehörte 1831 
zu den entfchiedenen Führern der Bewegung — die alte ariftofratifche 
Regierung jeßte einen Preis von 4000 Franken auf feinen Kopf — nad 
dem Umſchwung gelangte er in die Regierung und that fich hier durch 
abminijtrative Fähigkeit hervor. Bon ganzer Seele Jurafjier fuchte er 
feinem Landestheil eine befondere Geltung zu verſchaffen und neigte fich 
deßhalb zu jeparatiftiichen Tendenzen, fei e8 daß er eine wirkliche Tren- 
nung des Kantons erjtrebte, fei e8 daß er zur Vermehrung feines Ein: 
fluffes nur damit drohen wollte. Um die Fäden rafch zu zerreißen, 
wurde von der Regierung, auf Antrieb von Neuhaus, ein regellofes 
Berfahren eingeſchlagen. Stodmar erhielt die Aufforderung, feine Ent: 
lafjung einzureichen, und als er fich dejjen weigerte, amtliche Unterfu: 
Hung verlangend, wurde er ohne die Möglichkeit einer näheren Verthei- 
digung vom Gr. Rath einfach abberufen (24. Juni 1839.) 

Damit ſchien die Ngitation im Jura für den Augenblick niederge- 
Ihlagen. Bald darauf trat die Zürcher Reaktion ein. In den ver: 
bängnißvollen Septembertagen juchte Neuhaus, ala Tagjatungsgefandter 
in Zürich, die liberale Regierung wo wmöglih gegen den Sturm zu 
hüten und mar bereit, dem Siebener Konkordat gemäß die Hülfe Berns 
anzubieten. Nach dem Sturz der Regierung drang er vergebens auf 
Verlegung der Tagfatung nah Bern, um der Bundesanarchie zu wehren. 
Die Berner Bolitit konnte die Aufrichtung de Septemberfyftems nicht 
verhindern, aber fie ſelbſt blieb feft in bisherigem Geleife. Alle Oppo— 
fition der Burgdorfer vermochte es nicht, das Bewußtſein zu vermwirren, 
daß nunmehr auf Bern der Beruf fiel, als Hort der Errungenfhaften 
der Regeneration dazuftehen. 

Im Jura erhob ſich bald neue Agitation. Durch die Abberufung 
gereizt, ſchien Stodmar weiter {in die feparatiftifche Tendenz zu gehen 
und die Bevölkerung auf's Aeußerſte aufzuregen. Die Forderungen, wie 
fie jeßt formulirt wurden, gingen auf eine. vollftändige Sonderftellung 
nicht blos in der Gefeßgebung, fondern auch in der Verwaltung und 
insbefondere im Erziehungsmwefen. Dazu kamen theokratiſche Gelüfte, 
im Zufammenhang mit den ultramontanen Umtrieben in anderen Kan— 
tonen. Im Bezirk Pruntrut wurde allinählig das Anfehen der Behör: 
den ganz gelähmt. Die Regierung fchictte wieder einen Kommiſſär und trat 
dem Treiben in Pruntrut mit Auflöfung der ftädtifchen Polizei, Abbe: 
rufung einiger Beamten und anderen durchgreifenden Maßregeln ent- 
gegen. Gegen Stodmar felbft wurde eine Unterfuhung auf Hochverrath 
beſchloſſen; dem Haftbefehl entzog Ffich 'derfelbe dur die Flut. Im 
Vebrigen feßte die Regierung eine eigene Kommilfion aus dem Jura 
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nieder, um die Wünfche und Bedürfniffe der Bevölkerung näher zu uns 
terfuchen. In Folge dejjen wurden neue Einleitungen zur Reviſion ber 
anftöhigen Gefeßgebung getroffen und der Landestheil einigermaßen be- 
ſchwichtigt. Die Gefahr eines Aufftands war befeitigt und die einheit- 
liche Kraft des Kantons mwiederhergeftellt, wenn aud nicht ohne Maß: 
regeln, die einem Staatftreih nahe famen. In der Unterfuchung 
gegen Stodmar fanden fich Feine hinreichenden Beweiſe für die peinliche 
Anklage. Es erfolgte bloß eine polizeiliche Verurtheilung zu 100 Fran: 
fen Buße und 100 Tagen Gefangenſchaft. 

Mit dem Beginn des Jahres 1841 ging die vorörtliche Leitung 
von Zürich auf Bern über. Neuhaus wurde Schultheiß und Bundes: 
präfident. Mit ihm Fam das eidgendjfische Ruder zu gemwichtiger Zeit in 
entfchlofjene Hände. Bei den Unruhen von Solothurn traf Bern rafche 
Vorkehren, um den liberalen Stand für alle Fälle zu hüten. In Aar— 
gau Fonnten die Berner Bataillone auf den eriten Ruf einmarjdiren. 
Um nicht durch eidgenöffiihe Diplomatie gelähmt zu werden, handelte 
Bern ald Kanton, nicht als Vorort. *) Die rafche Aufhebung der Klö- 
fter lag nicht unmittelbar im Willen der Berner Politik. Die Truppen 
waren zunächſt nur zur Aufrehthaltung der Ruhe und Ordnung, nicht 
zur Unterftüsung einer folchen einfchneidenden Maßregel geichidt. Neu: 
haus felbjt beforgte, daß Aargau zu jchnell und zu weit vorgegangen 
fei. Aber nachdem der Würfel einmal gefallen war, jtand er in dem 
eidgenöfliichen Ungemitter dem bedrohten Kanton mit der ganzen Kraft 
feines Charakter zur Seite. 


Gang der Harganer Klöfterfrage, 


Wir haben jest den Gang der Aargauer Klöfterfrage zu verfolgen, 
die längere Zeit die ganze Schweiz in höchſter Spannung und Aufregung 
erhielt. Durch den energifchen Akt der Klöfteraufhebung hatte Aargau tief 
in den ultramontanen Lebensnerv gefhnitten. Die durchgreifende That mußte 
dazu dienen, die Geiſter zu ſcheiden und fcharfe prinzipielle Stellungen 
bervorzurufen. Es mar vorauszufehen, daß die römiſche Parthei laut 


*) Schultheiß Neuhaus ertheilte von fich aus den berniſchen Bataillonen 
den Marjchbefehl. Erft am andern Tage genehmigte der Regierungsrath den ra— 
fchen Befehl. Auf das Verlangen, daß die in den Kanton Nargan einrüdenden 
Truppen unter eidgenöffiiches Kommando geftellt und von eidgenöffiichen Repräſen— 
tanten begleitet würden, erflärte Neuhaus: La diete a la main malheureuse, je 
ne veux pas de di&te extraordinaire. Si nous soutenons Argovie comme 
canton, nous apaiserons vite les troubles qui y ont &clate. La diete ordi- 
naire n'aura qu’ä juger d’un fait accompli, et elle nöus votera des remer- 
ciments pour le prompt retablissement de l’ordre et de la tranquillite. 
Diefe Anſicht drang dann auch im Regierungsrath durch. (Siehe: Schultheiß 
Neubaus. Abdrud aus der eidgenöffiichen Monatsichrift. Zürich 1846.) 
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auffchreien und, geſtützt auf die fonfervative Richtung, alle Hebel anſetzen 
‚werde, um die vollendete Thatfache wieder umzuftoßen. Der Bundes- 
vertrag bot formell eine willlommene Handhabe zur Anrufung der eid— 
genöffiichen Antervention. Die Tagſatzung war der geeignetfte Boden, 
um alle trüben Elemente zu fammeln. Bon vorneherein handelte es ſich 
nicht blo8 darum die Flöfterlichen Anftitute wiederherzuftellen, jondern 
vor allem auch den Kanton Aargau der Reaction zu unterwerfen. Der 
Umſchlag in Luzern mußte die Anftrengungen fteigern. In der liberalen 
Parthei felbit wagte e8 nur ein fräftiger Kern fich entſchieden um Aar— 
gau zu jchaaren. Alle ängjtlicheren Politiker erfchraden anfangs über die 
Kühnheit und gaben dem Gefchrei mit ihren Bedenken Nahrung. So eröffnete 
fih der Kampf mit günftigen Ausſichten für den flerifalen Sturmlauf. 

Der Nuntius fühlte ſich zuerft berufen in einer Note Verwahrung 
einzulegen und den Vorort aufzufordern, Nargau zur Zurüdnahme der 
Mafregel anzuhalten. Eine andere Note folgte vom Kaiſer von Deft- 
reih, der als Nachkomme des Haufes Habsburg, welches die Abtei 
Muri gegründet und andere Klöfter im Aargau außgefteuert habe, 
gegen jeden Eingriff in die ftiftungsgemäße Beitimmung proteftirte, 
Von den ſchweizeriſchen Ständen thaten die Urkantone den erften Schritt. 
Nachdem fie fih in einer Konferenz in Brunnen geeinigt hatten, forder: 
ten fie Wieberherftellung fämmtliher Klöfter und zu dieſem Zwed die 
Einberufung einer außerordentlichen Tagſatzung. Bug, Freiburg und 
Neuenburg unterftüßten diefes Begehren und nad einigem Zögern mußte 
der Vorort in die Einberufung willigen. 

Die Klöfterfrage überhaupt war der Tagfatung nicht fremd. Die 
Beichränkungen, die nicht blos von Aargau, fondern von mehreren an: 
deren Kantonen den Korporationen durch ftaatlihe Verwaltung, Höhere 
Beiteuerung und Unterfagung der Novizenaufnahme auferlegt waren, 
noch mehr die wirkliche Aufhebung des Frauenklofters Paradies in Thur- 
gau *) (wegen Aufhebung von Pfäffers: und zwei Franziskanerklöſtern 
in Luzern wurde an der Tagfakung nie reclamirt) gaben zu wieder: 
holten Beſchwerden und Anträgen auf Verbot der ergriffenen Mafregeln 
Anlaß. Die Tagfakung fahte indeß nie einen Beſchluß im Sinne un: 
bedingter Forterhaltung der Inſtitute. Mit der Aufhebung fammtlicher 
Klöfter im Aargau kam die Sache nun in einer brennenderen Geftalt vor 
die Behörde, um mehr als ein Stadium zu durchlaufen. In der Preſſe 
wie in den Rathsſälen fprad fi die Meinung in allen möglichen Ton: 
arten aus, Don Aargau erſchien eine Denkſchrift zur Rechtfertigung 


*) Pfarrer Bornhaufer hatte im Thurgauer Gr. Rath im Jahr 1835 den 
Antrag auf Aufhebung aller Klöfter des Kantons geftellt. Der Antrag wurde er— 
heblich erflärt, führte indeß nur zur Aufhebung des bereits feit längerer Zeit her- 
abgefunfenen Frauenklofters Paradies und zur Beſchränkung der übrigen Klöfter. 
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ber Beichlüffe. Eine klerikale Gegenjchrift nahm die Klöfter in Schub. 
War jene für eine Staatsfhrift in etwas ftarken Farben aufgetragen, 
jo läugnete diefe mit dreifter Stirne wa3 noch jo Mar am Tage lag. *) 

Die unbedingten Vertheidiger der Klöfter legten der Klojtergarantie 
im Bunbdesvertrag die abfolutefte Gültigkeit bei. Die Kantone feien 
nicht befugt Klöfter auf ihrem Gebiete irgend einjeitig aufzuheben. Der 
Bund habe die Verpflichtung übernommen den Fortbeitand der Klöfter 
gegen jeden willtürlichen Akt zu fihern. Nur durch natürliches Aus— 
fterben oder fanonifhe Berfügung follten die Inſtitute verfchwinden 
fönnen. Auch wenn von den Klöftern aus gefehlt werde, jo feien nie 
die Korporationen als folde, fondern nur die einzelnen fcehuldigen 
Individuen zur Strafe zu ziehen. Yargau ſelbſt habe 1815 dem be— 
treffenden Artikel des Bundesvertrags den Sinn beigelegt, daß die Klö- 
fter nicht ohne Bewilligung der geiftlihen Oberen aufgehoben oder in 
ihrem Beſtand verändert werden dürfen. Die Klöfter feien mit den reli— 
giöjen Bebürfniffen des katholiſchen Volkes auf's innigfte verwadjen. 
Im Aargau könne man ihre Schuld nicht erweifen. Der Gr. Rath 
babe ihre Aufhebung ohne vorhergegangene Unterfuchung befchlofjen; die 
Mehrzahl der Fatholifchen Mitglieder fei bei den Beichlüffen nicht anwe— 
jend geweſen. Die Betheiligung, die Klofterbedienfteten zur Laft gelegt 
werde, jei ohne Wifjen und Willen der Dberen gefchehen; der Abt von 
Muri trage nicht die mindefte Schuld. Das Sturmläuten von dem 
Klojtertfurm am Morgen des Aufftands werde von vielen Zeugen durch 
eine Erklärung in Abrede geftellt. Am Aargau fei man ſchon Tängft 
mit dem Gedanken umgegangen, den Klöftern den Lebensfaden abzufchnei- 
den. Weber die Oppofition derjelben gegen die ftaatlichen Verfügungen 
bürfe man ſich defhalb nicht wundern, Die Korporationen hätten nur 
auf erlaubte Weife ihre Rechte zu verteidigen gefuht. Der Aufftand 
jei bloß die zufällige Folge der Verhaftung einiger Volksführer gewefen 
und dann zum Vorwand für die längft projeftirte Aufhebung der Klöfter 
genommen worben. 


Die Gegner der Klöfter und insbefondere Aargau jelbjt erflärten 
dagegen, daß die Gemwährleiftung im Bundesvertrag feine unbedingte, 
über alle Wechjelfälle erhabene fei. Es gebe Fälle wo diefe Garantie 
anderen höheren und durch den Bundesvertrag weit- beftimmter auöge- 
ſprochenen Rüdfihten und Forderungen weichen müjje, Fälle, in welchen 
es den Kantondregierungen unmöglich werde, ſolchen Inſtituten ferner 


*) Die Denkſchrift von Aargau war von Seminardireltor Keller, die Gegen- 
fhrift der Klöfter von dem Kryptokatholiken und Ipäteren Kondertiten Antiftes 
Hurter in Schaffhaujen verfaßt. 
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den Schub der Landeshoheit angebeihen zu laſſen. Dahin gehören: Un: 
vereinbarfeit der Klöfter mit dem Staatszwecke felbft, feiner einheitlichen 
und freien Entwidlung, Staatsgefährlichkeit und Staatsfeindlichfeit, 
mittelbare oder unmittelbare Betheiligung an Verbrechen und Bergehen 
gegen die Drdnung und GSittlichfeit u. f. w. Auch in anderen Kantonen 
feien bereits Klöfter ohne gleich dringende Nothwendigkeit aufgehoben und 
troß allen geiftlichen Neclamationen aufgehoben geblieben. Die katholiſche 
Religion leide nicht unter der Säcularifation wie das Beispiel in vielen 
fatholifchen Ländern bemiefen habe. Im Aargau hätten die Klöfter feit 
langen Jahren einen ſchädlichen Einfluß auf das ökonomiſche und fitt- 
liche Leben ihrer nähern und fernern Umgebung geübt. Wiederholt habe 
fh der Aufruhr um ihre Pforten gefammelt. Alle Maßregeln zur 
Reform hätten nur die feindliche Gefinnung gefteigert. Das friedliche 
Zufammenleben der Confefjionen werde durch fie unmöglih gemacht. 
Aus den aktenmäßig erhobenen Thatfachen gehe die mehr oder weniger 
direfte Theilnahme der Klöfter Muri, Hermetſchwyl und Gnadenthal, 
ſowie der beiden Kapuzinerflöfter zu Baden und Bremgarten bei dem 
legten Aufruhr hervor. Wenn die kloſterfreundlichen Ohren in Muri 
das Sturmläuten von der Klofterfirche nicht hätten hören wollen, fo fei 
ed von anderen Zeugen dagegen wirklich gehört worden. Dem Kloſter 
Wettingen falle notorifh eine gänzlich zerrüttete Disciplin und tiefer 
Sittenverfal zur Laft. Die ummiderruflihe Aufhebung der Männer: 
öfter mache auch den Fortbeftand der Frauenklöfter Fahr und Maria 
Krönung des fanonifhen Verbandes wegen unmöglich, obgleich diefelben 
am Aufftand unbetheiligt gemefen feien. Die große Mehrheit des Aar— 
gauer Volks habe die Aufhebung gebieterifch verlangt. Weder die Welt- 
geiftlichfeit des Kantons noch der Landesbifhof habe Beſchwerde gegen 
die Aufhebung geführt. 

Bei der erften Inftruftionsberathung der Großen Räthe neigte ſich 
die Waage bedenklich zum Nachtheil von Aargau. Daß Zürich, troß feiner 
faſt ausfhließlich veformirten Bevölkerung, die Spige gegen die radikale 
Maßregel des benachbarten Standes fehren werde, war voraußzufehen. 
- Der berrfchende Septembergeift ftand dem Ultramontanismus zu nabe. 
Konfervative und Klerikale verbanden fich enger. Aber auch in anderen 
Kantonen, wie in Wallis, wo fich erft vor Kurzem eine liberale Drb: 
nung begründet hatte, führte das Gefchrei über Unterbrüdung der fatho: 
lifchen Kirche zu einer ganz ungünftigen Inftruftion. Bon befonders 
ominöfer Bedeutung wurde die Stellung, in melde ih St. Gallen 
dur) den Einfluß feines hervorragendften Staatsmannes drängen ließ. 
Die Periode der Zürcher Sebtemberreaction war, wie ſchon oben bemerkt, 
eine Zeit der Prüfung für die politifhen Charaktere. In Zürich befehrte 
fih Heß, in Luzern trat Siegwart-Müller in’ entgegengefeßte Lager 
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über, in St. Gallen kam jetzt ein Mann zum Wanken, der bisher der 
Regeneration die entſchiedenſten Dienſte leiſtete, bei der Badener Konfe— 
renz der eigentliche leitende Kopf war und die Rechte und Hoheit des 
Staats gegenüber den hierarchiſchen Umtrieben und Anmaßungen oft mit 
der ſchneidendſten Schärfe verfoſcht. 

In St. Gallen hatte ſich bei den Maiwahlen von 1839 im allge: 
meinen Gr. Nath eine liberale Mehrheit behaupten können, nur das 
katholiihe Großrathskollegium wurde wieder in überwiegend römiſchem 
Sinn beitelt. Der reactionäre Wind blies bald darauf auch nah St. 
Gallen hinüber und trieb die Flerifale Parthei zu ftärferen Anftrengun: 
gen an. Es gelang, erneute Unterhandlungen für die Errichtung eines 
eigenen St. Gallifchen Bisthums zu erwirten. Dagegen fjcheiterte das 
Bemühen, frühere Bejchlüffe in Bezug auf die Aufhebung des Klofters 
Pfäfers, wornach das Kloftergut zum Staatögut erklärt wurde, wieder 
umzuftoßen, troß gewaltiger Agitation, die es zu einer Bittfchrift mit 
14,583 Unterjchriften brachte. Ebenfo führten Umtriebe für noch ſchär— 
fere fonfejjionelle Trennung, als bereits unfeliger Weife beftand, zu feinem 
Erfolg. In der liberalen Parthei bildeten fich indeß allmählig Zerflüftungen. 
Eine jüngere radikale Schule (deren Führer Hungerbühler, Curti und 
Weder waren) fämpfte gegen das faft dictatoriſche Mebergewicht von 
Baumgartner. Doch handelte es ſich zunächſt mehr um perfönliche 
oder adminiftrative Fragen. Baumgartner felbft fing an, feinen Unmuth 
zu äußern, aber ohne feine Stellung prinzipiell zu ändern. Zur Zeit 
der Septemberereignifie trat er noch als Tagjatungsgejandter in Zürich 
mit gewohnter Feitigfeit auf. In jenen Tagen warnte er in jeiner 
„Bisthünmelei” mit aller Kraft vor den unheilvollen Folgen eines eigenen 
St. Galler Bisthums, das den Kanton der römischen Priefterherrichaft 
überliefern und Eonfefjionell zerreißen werde. Noch in dem eriten Sta— 
dium der Nargauer Verfafjungsrevifion, wo der dortige Gr. Rath, ſchwankte 
und Miene machte, jich von der Badener Uebereinkunft abzulöjen, rief er 
den Staatdmännern Aargau's zu, ob fie glaubten, dak es Kredit gebe, 
wenn man in jolchen Fragen tergiverfire. Aber im eigenen Kanton mit 
der radikalen Richtung in einem Streite über den fog. faufmännifchen 
Fonds weiter zerfallend, der bisherigen liberalen Herrichaft nicht mehr trauend 
und der pfäffiichen Strömung folgend, machte er jebt in der Klöfterfrage 
Angeſichts der Eidgenoſſenſchaft die erfte fichtbare Wendung. Der Mann, 
der einft (nach den Unruhen von 1835) Aargau laut dazu aufforderte, 
die meuterifcheır Klöfter aufzuheben, der auf die Ausweilung des Nun: 
tius drang, hielt jebt dem Aargauer Beſchluß die formelle Spite der 
Bundesgarantie entgegen und trat für die verletten katholiſchen Intereſſen 
in die Schranken. Auf feinen Antrieb gab St. Gallen die Inftruftion, 
dag Aargau grundfäglih zur Wiederherftellung der Klöfter verpflichtet 
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fei und nur ausnahmsweiſe die Aufhebung foldher Klöfter zugegeben 
werden folle, welche fich durch erweisbare Verbrechen gegen die öffentliche 
Ordnung vergangen hätten. Durch das perfönliche Gewicht Baumgart: 
ners in der eidgenöffischen Behörde erhielt die Anftruftion doppelte Bes 
deutung. 

Ehe fich die außerordentliche Tagfatung zur Berathung der Frage ver- 
fammelte, fuchte Deftreih von Neuem zu Gunften der Klöfter einzumirken. 
An einer Verbalnote wurde damit gedroht, daß die garantirenden Mächte 
den Bundesvertrag als erlofchen anfehen könnten, wenn er in der Ga— 
rantie der Klöfter verlett werde; die Lage der Schweiz würde dann eine 
bedenkliche fein, da Fein anderer Vertrag derfelben unter den europäifchen 
Staaten eine rechtlich anerkannte Stellung gebe. Neuhaus als Präfident 
des Vorort3 hörte die Mittheilung an, aber hielt fich nicht verpflichtet, 
fie zur Kenntniß der eidgenöffiichen Behörden zu bringen. Deftreich 
fuchte auch Preußen und Rußland zu gleichen Schritten zu veranlaffen, 
aber da Frankreich zwar den Beihluß von Nargau mißbilligte, aber zu 
feinen gemeinfamen Schritten Hand bieten wollte, fo unterblieb weitere 
fremde Einmifchung. 

In der Tagſatzung ſelbſt hatte Aargau — vertreten durh AR. Wie: 
land und Seminardireftor Keller — einen jchwierigen Stand. Amar 
konnte die Anfiht, daß es den Kantonen unter feinen Umftänden ge: 
ftattet fein follte, von ji aus die Klöfter aufzuheben, nicht unbedingt 
durchdringen. Auch bittere Gegner Aargau's, die den Bundesartifel 
ftrenge auslegen wollten, mußten zugeben, daß Fälle eintreten könnten, 
wo die Garantie verwirkt würde. Aber von diefer Seite forderte man 
den äußerften juriftifchen Beweis für die Schuld der Klöfter und ſprach 
thatfächlich Aargau das Recht zur Aufhebung ab. So kam unter Zü— 
richs Fahne ein Mehrheitsbefhluß zu Stande, der dahin ging: „Der 
Beſchluß Aargau’, durch welchen ſämmtliche auf deffen Gebiet befind- 
lichen Klöfter aufgehoben worden, ift al8 unvereinbar mit dem Artikel 
XII’ des Bundesvertrags erflärt.” Demgemäß wurde die dringende Ein= 
ladung an Aargau erlaffen, neue Verfügungen zu treffen, Die den An— 
forderungen der oberften Bundesbehörde genügen Fönnten, und unterdeß 
alle Liquidationsmahregeln einzuftelen. Zu dieſem Beſchluß ftimmten 
die 12° Stände: Zürich, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg, 
Glarus, Schaffhaufen, St. Gallen, Graubünden, Wallis, Neuenburg, 
Bafelftadt und Appenzell J. Rh. (2. April 1841). 

Der Gr. Rath von Aargau hatte jest einen neuen Entſchluß zu 
fafien. Die Mehrheit blieb feft bei der Alternative „Aargau oder die 
Klöfter” und wies noch jede Aenderung zurüd. Nur die Liquidations- 
maßregeln wurden einftweilen eingeftellt. Die Frage kam im Juli 1841 
wieder vor die Tagjakung. Inzwiſchen hatte fich der Umjchlag in Lu— 
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zern vollendet. Dieſer Stand erſchien jetzt an der Spitze der katholiſchen 
Parthei, nachdem er in einer Konferenz in Beggenried mit den drei an— 
deren Waldſtätten eine gleichförmige Inſtruktion berathen hatte. Die 
Mehrheit der Bundeshehörde ſprach ſich nunmehr ſchärfer aus. Zwar 
war man nicht einig über die Weiſe einer zwingenden Intervention. Die 
ernſte und entſchloſſene Haltung des 'gewichtvolliten Kantons zur Seite 
von Yargau mußte über die Mittel etwaiger Gewaltanwendung unfchlüf- 
fig machen. Nicht alle Gegner ſchlugen den hohen Ton an wie der 
Ruzerner Gefandte, Bernhard Meyer, der einen peremtorifchen Termin 
geftellt wiſſen wollte und erflärte, Luzern fchrede vor den Folgen einer 
Vollziehung nicht zurüd, fo herbe fie auch fein möchten; jener fo ab: 
fheulihe Grundſatz der vollendeten Thatſache müfje vom jchmeizerifchen 
Boden verfchwinden, einzig und allein Gerechtigkeit geibt werden. So weit 
möglich wurde indeß Aargau bedrängt... Auf Zürich! Antrag beichlof 
eine Mehrheit von 13’ Ständen, Nargau aufzufordern, dem früheren 
Tagſatzungsbeſchluß nachzukommen und noch im Laufe des Monats über 
dad Ergebniß der neuen Berathungen zu berichten, wibrigenfalls fich die 
Tagſatzung vollen Entfcheid vorbehalte (9. Juli). 

Yargau ſah fich jet genöthigt, einen Fleinen Schritt zurüdzuthun, 
um nicht vereinzelt zu werden. Auch die entjchiedeneren Freunde hielten 
e3 für rathfam, ein Opfer zu dringen. Der Gr. Rath entſchloß ſich 
daher zur Wiederherftellung der drei Frauenklöfter Yahr, Maria Krö- 
nung und Gnadenthal, die beim Aufruhr wenig oder nicht betheiligt 
waren. Zugleich wurden zur Beruhigung neue Bejtimmungen über Die 
Verwendung des Klofterguts getroffen. Insbeſondere follten in den 
Gebäulichkeiten von Muri, Wettingen und Hermetſchwyl kantonale Kran: 
fen, Armen: und Erziehungs: oder fonftige gemeinnübige Anftalten er: 
vichtef werden. Bor der Tagfabung erklärte Aargau, daß died das 
„Aeußerſte“ fei, was der Kanton ohne Gefährdung feiner höheren In— 
terefjen und des Landfriedens thun könne; gegen alle weiter gehende Zu: 
muthung verwahre es fih auf's Feierlichſte. Aber das dargebötene 
Dpfer genügte nit. Die bisherigen Gegner fanden, daß der Wider: 
ſpruch mit dem Bundesvertrag nicht gehoben, das Unrecht nicht gefühnt 
fei. Die wiederhergeftellten Klöfter feien gerade die ärmften, das Gut 
der reichen Stifte bleibe in den Händen des Staats. Alle gemeinnübige 
Verwendung fehütte in den Augen der ultramontanen Wortführer nicht 
vor dem Vorwurf der Spoliation Fatholifchen Kirchenguts. Die über: 
wiegende Mehrheit einer von der Tagſatzung niedergeſetzten Siebener— 
Kommilfion erklärte fich für nicht befriedigt. Baumgartner als Bericht: 
erftatter mollte Nargau zur ftrengen Bundespflicht zurückweiſen; die Tag- 
fagung habe feine Conzeffionen anzunehmen, fondern müffe das beftimmte 
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Maß vorjchreiben, was Aargau zu leiften habe, um ſich mit dem Bun- 
desvertrag in Einflang zu feben. 

Aber was diefes Maß felbft betraf, fo zerbrödelte fich die Mehrheit 
der Kommiffion. Zwei Mitglieder — Schmid von Uri und Rüttimann 
von Luzern — wollten Herftellung aller Klöfter; zwei andere — Baum: 
gartner von St. Gallen und Maillardoz von Freiburg — verlangten die 
weitere Herftellung von Muri und dem Kapuzinerklofter in Baden; zwei 
Mitglieder endlihd — v. Muralt von Zürich und Druey von Waadt — 
drangen auf die Herftellung aller Frauenklöfter (auch von Hermetſchwyl, 
obgleich diefes beim Aufruhr ftark betheiligt war) nebit dem Kapuziner- 
Hofter in Baben, ferner auf ipeziellere Verwendung des verfügbaren Klo: 
ftergut3 zu Gunften der Katholifen, endlich auf Garantien für die religid- 
fen Intereſſen beider Konfeffionen. Schultheiß Neuhaus ftand in der 
Kommiffton allein mit feinem Votum: daß fich die Tagſatzung befriedigt 
erkläre und die Sache aus Abſchied und Tractanden falle. Die Tag: 
ſatzung — erflärte er in feinem Minderheitsgutachten — könne fi nicht 
auf prinzipienlofes Markten einlaffen, fie fei auch fein Gerichtshef, der 
einen Spruch‘zu fällen habe; fie handle als politifche Verfammlung und 
die Rüdfiht auf das Staatswohl (raison d'état) müſſe jie 
leiten. Diefe Rüdjiht auf das Staatswohl lege die gebieterifche Pflicht 
auf, die Sache rafch zu beendigen, um nicht die ganze Schweiz politi- 
ſchen Erfchütterungen auszufegen, die ihre Ehre und vielleicht ihre Eriftenz 
gefährden könnten. i 

Während die Kommilfion ihre Gutachten brachte und die Entſchei— 
dung der Tagfakung noch ausftand, wurde die ganze Schweiz in höch— 
fter Spannung und Gährung gehalten. Die ringenden Partheien boten 
alle Kräfte auf, um auf die öffentliche Meinung einzumirfen. Noch tru: 
gen fich die Klerifalen mit der Hoffnung auf einen Umfturz der Dinge 
in Aargau, wenn die Tagfabung dem Kanton das Meſſer weiter an die 
Kehle ſetze. Che wir den Entſcheid der Tagfatung mittheilen, ift es 
nöthig, auf die Zmifchenfälle in den Kantonen zu bliden, 


Reactionsverfuch in Teſſin. 


Nicht ohne Zufammenhang mit dem leidenfchaftlihen Kampf, den 
die Klöfterfrage durch die ganze Schweiz veranlafte, ftand ein Reactions- 
verfuh in Teffin, gerade um die Zeit der Verfammlung der ordentlichen 
Tagſatzung, als die Teffiner Gefandten im Begriff waren, in die Bun: 
besftadt zu verreifen. R 

Seit dem rabifalen Umſchwung von 1839 blieb in Teffin tiefer 
Grol im Lager der befiegten Parthei. Nicht nur mar das Intereſſe, 
das an dem bisherigen Korruptionsfyftem hing, ſchwer verlegt, fondern 
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vor Allem Flagte die Priefterfchaft, die ſich um ihren eingreifenden poli= 
tifchen Einfluß gebracht fa. Der Staat fing an, der Kirche gegenüber, 
eine unabhängigere Stellung einzunehmen und hierarchiſche Mißbräuche 
abzufchaffen. In der Klöfterfrage gehörte Teffin, obgleich ganz katholifch, 
zu den wenigen Ständen, die von vorneherein feinerlei Zumuthungen 
an Aargau ftellen wollten. Es fehlte deßhalb nicht an einer fortwäh— 
renden klerikalen Agitation, die das Volk in der Stille aufzureizen fuchte. 
Die Häupter der gefallenen Parthei, die in dem gegen fie erhobenen 
Hochverrathsprozeß durch obergerichtliches Urtheil (nachdem die erfte In— 
ftanz die Anklage nicht begründet gefunden hatte) zu ein bis dreijähri— 
gen Ketten oder Gefängnißſtrafen verurtheilt waren, befanden fich flüch: 
tig auf italienifchem Boden. Bitten an die eidgenöffifchen Stände um 
Verwendung für ihre ftraffreie Rückkehr hatten nichts gefruchtet. In dem 
fritiichen Moment, wo die Klöfterfrage einer neuen Entſcheidung ent: 
gegenging, zettelten fie jett eine Verſchwörung an. Unter ihrer 
Fahne hofften fie einen Aufitand hervorzurufen und die radifale Orb: 
nung wieber zu ftürzen. In verichiedenen Haufen, zum Theil mit an: 
geworbenen Fremdlingen, drangen fie von der italienifhen Grenze auf 
das Teffiner Gebiet hinüber und fammelten hier ihre Anhänger. in 
gleichzeitiger Angriff aus den verfchiedenen gegen Locarno auslaufenden 
Thälern follte den Regierungsfit bedrohen. Kine Schaar hatte die Be: 
fimmung, die Teffiner Gefandten an die Tagjatung, darunter das 
Haupt der Radifalen, Luvini, auf ihrer Reife über den Gotthardt auf: 
zufangen oder niederzumaden. Die Regierung, von Mailand her von 
dem Anſchlag in Kenntniß geſetzt, fonnte rechtzeitig Truppen aufbieten, 
Auf ihren Ruf ftrömten auch eine Menge freiwilliger Schügen zufammen. 
Die Infurgenten wurden in einigen Gefechten bei Ponte Brolla, Bonte 
Tenero ꝛc. gejchlagen, eine Anzahl getödtet oder verwundet, viele gefan- 
gen, darunter zwei Pfarrherren (1. und 2. Juli 1841). Das Unter: 
nehmen war dem Plan nad gut angelegt, fand aber nicht den gehofften 
Anklang. Der hauptfählicfte Führer, der 34jährige Advokat Neffi, 
wurde von feinen eigenen Leuten ausgeliefert, vor ein außerordentliches 
Standgericht geftellt und zum Tode verurtheilt. Das aufgeregte ſüdliche 
Blut, zur Rache geneigt, forderte ein abjchredendes Erempel. Vergeben 
warf fich die Gattin von Neffi mit ihrem Kinde auf offenem Plate zu 
den Füßen Luvini's. Mit Thränen hob diefer die Unglückliche auf, aber 
fo groß war die Erbitterung über das Komplott, daß Luvini jelbft, um 
fih dem Argwohn des Volks nicht auszufeßen, es nicht wagte, das Opfer 
zu entziehen. So wurde das Todesurtheil auf einer Wiefe nahe bei 
Locarno vollſtreckt, die erfte blutige Execution in den politiichen Kämpfen 
der Schweiz feit der Regeneration und zum Glück auch die lebte. Der 
Gr. Rath feste noch ein Spezialgericht nieder zur Beurtheilung der übri: 
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gen Aufrührer und verhängte gegen die Angeflagten und Berurtheilten, 
falls fie ihre Contributionen und Koften nicht innert zehn Tagen bezah: 
(en würden, militärische Vollziehung. Valmaggia, von wo die Haupt: 
folonne der Infurgenten fam, wurde mit einer Contribution von 50,000 
Liren gebüßt. Die radifale Regierung faß nach dem unterdrüdten Auf: 
ftand fefter wie vorher. Teffin’s Stimme in der Klöfterfrage war nicht 
erſchüttert. Aber die Yuftiz, fo wenig wie die Menfchlichkeit, konnte bei 
folden Ausnahmsgerichten, die der Verfaſſung und allen republifaniichen 
Grundſätzen zumiderliefen, etwas gewinnen. 


Vendung in Zürich. 


Die Klöſterfrage blieb auch auf die Entwicklung in Zürich nicht ohne 
Einfluß. Obgleich hier der Geiſt der Bevölkerung durch die September— 
ereigniſſe einen Augenblick wie umgewandelt ſchien und die freiſinnige 
Parthei vollſtändig darniederlag, jo zeigten ſich doch frühe Symptome 
einer inneren Haltlofigfeit der Septemberzuftände. Der Sturz der libe: 
ralen Regierung war nur durch eine Coalition der verfchiedenartigiten 
Elemente möglich geworden. Dieſe Elemente hingen durch fein feftes 
Prinzip zufammen und verfolgten fein klares gemeinfames Ziel. Ein 
großer Theil des Polls war nur durch vorübergehende religiöfe Beängiti- 
gung in eime leidenfchaftlihe Oppofition gedrängt worden. ine poli- 
tifche Reaction, die jich gegen das ganze bejtehende Regiment kehrte und 
alle Träger der populären Errungenfchaften auf die Seite job, lag 
nicht im eigentlichen Willen. Der ruhigere Sinn fträubte ſich gegen 
die Verfeßerung fo vieler Männer, deren ausgezeichnete Verdienfte um 
das öffentliche Wohl nicht beftritten werden fonnten. Bald brach fich deß— 
halb das Bewußtſein Bahn, daß mit den kirchlichen Gefühlen gefpielt 
worden war, um pfäffifche und ariftofratifche Zwecke zu erreichen. Die 
Srinnerung an den Frevel des 6. Sept. — das „Ichwärzefte Blatt in 
der Gefchichte Zürichs,* wie der greife Meyer von Knonau ihn nannte 
— laftete wie ein Alp auf der neuen Ordnung. Der Septemberregierung 
fehlte e8 zwar nicht an Männern von Einficht und Befonnenheit — wie 
Dr. Bluntſchli, Mouffon, v. Muralt — die dem rohen Fanatismus zu 
wehren und das Staatsfhiff in ein gemäßigteres Geleiſe zu führen fuch- 
ten, Der blinde Haß gegen alle Kulturbeftrebungen konnte fi auf die 
Dauer aud mit der Bildung und Intelligenz der Stäbter nicht vereinen. 
Aber der finftere Geift war einmal heraufbeſchworen und beherrfchte 
eine Zeit lang alle Verhältnifje. Um den Boden zu behaupten, mußte 
die konſervative Parthei dahin traten, ihre Gegner unter dauerndem 
Bann zu halten. Immer von Neuen wurde die Beihuldigung gegen 
die Freifinnigen gefchleubert, daß fie alle fittlihen und religiöfen Grund: 
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fäge untergrüben. Mit den in der Berfafjung enthaltenen Rechten und 
Garantien der Freiheit konnte die Septemberherrfchaft auf die Länge 
nicht beſtehen. Dan mußte an diejen Rechten und Garantien rütteln 
und dem reactionären Syftem eine andere Unterlage zu geben ſuchen. 
Aber dem Volke war die Verfaſſung ſchon zu fehr an's Herz gewachſen, 
als daß diefe in ihren Fundamenten geändert werden Fonnte. 

So erhielt die öffentlihe Meinung, trotz allen Verfolgungen, bald 
wieder hinreihenden Spielraum, um fich gegen den finfteren Drud zu 
‚erheben und das mit fo verwerflichen Mitteln emporgefommene Regi: 
ment zu befämpfen. Die liberale Parthei, die in der erften Zeit nad) 
den Septemberereigniffen völlig aufgelöst und entmuthigt ſchien, erholte 
fi rafcher, als irgend zu vermuthen war. Unter der Fahne des „Re: 
publifaners“, dejien Redaktion Dr. Ludw. Snell, einer der Haupt: 
träger der verfegerten Kulturdemofratie, übernahm, fonnten fich die zer: 
Iprengten Kräfte wieder fammeln und einigen. Andere Organe, mie 
der „Randbote* in Winterthur, traten als rüftige Kämpfer mit in die Reihe. 
Es galt, alle Mittel der freien Prefie zu benugen, um das Volt über 
den gefpielten Betrug aufzuflären und die Schöpfungen, die dem Tage 
von Uſter entiprangen, zu erhalten. Cine Stütze fanden die Liberalen 
an den Bezirks: und Giemeindebehörden, die nicht mit den übrigen Be- 
hörden verändert waren und noch in Mehrheit dem Geift der Regene— 
ration anhingen. : Dem’ Landvolf wurde nahe gelegt, wie das Septem— 
berfyftem, wornach bei Wahl der Vertreter nicht auf die politifche Bil: 
dung und Fähigkeit, ſondern einzig auf die „befondere Geiftesrichtung” 
oder kirchliche Gefinnung gefehen wurde, nothwendig dahin führen müffe, 
das ganze Ruder wieder in die Hände der Stadt zu fpielen, während 
die Landfchaft zur Null herabgebrüdt werde. 

Die Fräftigfte und entjchiedenfte Oppofition mußte fih auf dem am 
meiften bedrohten Boden entwideln. Das Septemberſyſtem richtete feine 
Ihärfite Spite gegen die Volksſchule, die auf ale Weiſe niederge: 
drüdt und ihrer Wirkſamkeit auf die geiftige Mündigfeit des Volks be- 
raubt werden follte. Um diefe Errungenschaft, die allen denfenden Land: 
leuten lieb geworden war, fchaarte fich der hart bedrängte Rehrerftand. 
Ein Lehrerverein, mit tüchtigen Kräften in feiner Mitte, ftellte fich zur 
Hauptaufgabe, die von der Kirche herbeigeführte Reaction durch die freie 
Schule zu überwinden. Die zahlreiche Landbotengefellichaft erließ (ſchon 
im Dezember 1839) eine Adreſſe für Aufrehthaltung des blühenden 
Zuftands des Volksſchulweſens an die Regierung. Energiſch erhob fich 
die Schulfynode, in Winterthur verfammelt (31. Auguft 1840), gegen 
die zerftörende Richtung im Schulmefen. Zur Feier des Uftertages ver: 
fammelten fi zu Baffersdorf gegen 3000 Männer aus allen Thei- 
len des Kantons und drüdten in einer Zufchrift an den Gr. Rath ihren 


Abſcheu vor der ganzen aus Trug hervorgegangenen Septemberrichtung 
aus (22. Nov. 1840). 

Eine der verwundbarften Seiten des Septemberſyſtems lag in jei- 
ner nahen Berbindung mit dem Ultramontanismus, melde das prote= 
ftantifche Bemwußtfein tief verlegen mußte. Die ganze römiſche Parthei 
fand an den Eonjervativen Beftrebungen eine Stütze. Auch über die 
aufrührerifchen Klöfter im Aargau breitete fi der Schild aus. Unter 
der Fahne Zürich kam an der Tagfabung die Mehrheit zu Stande, die 
Yargau bedrohte. Der Unmwille über diefe Haltung griff in weiten Krei— 
fen um fi und wuchs, als felbit die Conzeffionen, zu denen ſich War: 
gau mit Herftelung von drei Frauenklöſtern bereit erflärte, nicht genüg- 
ten. ine große, von 15 bis 206,000 Männern befuchte Volfsverfamm: 
lung zu Shmwamendingen, in der Nähe von Zürich, geleitet von 
Alt RR. Zehnder, Fürfpreh Peſtalozzi und Dr. Weidinann, verurtheilte 
die unnatürliche Politik und verlangte, daß man ſich mit dem Anerbieten 
von Yargau begnüge und jede Dazwiſchenkunft in die inneren Angele- 
genheiten de3 Kantons zurüdmeife, leßteren vielmehr in feinem Rechte 
unterftüge. In einer Zufchrift an den Gr. Rath von Aargau wurde 
diefem die Theilnahme des Zürchervolks ausgedrüdt. Die Leiter der 
Berfammlung erhielten zugleich den Auftrag, die ganze Sache auch ala 
Angelegenheit des Zürchervolks ferner im Auge zu behalten und die er- 
forderliden Schritte zur befriedigenden Löſung derfelben vorzunehmen 
(22. Auguft 1841). 

Mit diefer Bollsnerfammlung trat in der Entwidlung Zürichs wie- 
der eine erjte bedeutungsvolle Wendung ein. Das Septemberſyſtem 
ward in feinem eidgenöſſiſchen Auftreten gelähmt. In der Klöfterfrage 
fonnte die feindliche Haltung gegen Nargau nicht weiter fortgeführt werden. 


| Berfaffungsrevifion in Genf. 

Die Klöfterfrage gab in Genf den nächſten Anftoß zu einer tieferen 
Erfgütterung. Um die Zuftände diefes Kantons zu verfiehen, tft es 
nöthig etwas weiter zurüdzubliden. 

Genf gehörte zu den wenigen Ständen, die nach 1830, tro& den 
nahen Einwirkungen der Yulirevolution, von keiner ernftlihen Bewegung 
ergriffen wurden. Der Grund lag in den bejonderen Verhältniſſen. 
Die Reftauration von 1815 bradte für die Stadt am Reman feinen 
Rückſchlag, an den fi die gleichen bitteren Gefühle wie anderswo knü— 
pfen Eonnten. Genf erhielt feine Selbititändigfeit wieder und murde 
vollftändig mit der Schweiz verbunden. Bei diefer Bereinigung gewann 
der neue Kanton zwar nicht den Umfang, den er hätte erlangen können. 
Mit gehöriger Uebereinftimmung und energiſchem Willen in der ſchwei— 
zeriſchen Politif wäre es leicht möglich geworden, Genf dur Anſchluß 
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der ſavoyiſchen Provinzen Chablais und Faucigny und der franzöſiſchen 
Landſchaft Ger zu einem größeren Kanton zu geſtalten, der die ſüdweſt— 
lihe Gränze der Schweiz natürlicher und vertheidigungsfähiger gemacht 
hätte. Die Berhältnifje waren günftig genug, um mit allem Nachdrud 
. darnad zu ftreben. Aber der Hader unter den eidgenöfjiihen Ständen, 
confefjionelles Mißtrauen und die Eleinmüthige Haltung der Staatsmänner 
verhinderten die Ausführung jedes. fühneren Gedankens. Nur einige 
ſavoyiſche Gemeinden wurden mit Genf verbunden und im Uebrigen 
die benachbarten Provinzen Savoyens in die jchweizerifhe Neutralität 
gezogen. Der Kleine Kanton Fam als vielfach erponirter Poften am 
äußerjten Ende der Schweiz zu ftehen. Immerhin blieb der große 
Gewinn für Genf, dag es von der franzöfifchen Herrichaft erlöst, wie- 
der frei und jchweizeriih war. Die Reftauration mußte daher zunächſt 
Zufriedenheit zurüdlafien. 

Die Organifation der. hergeftellten Republik geſchah freilih nad 
dem gleichen engen Schnitt wie in anderen Kantonen. Die Volksſou— 
veränität, Die ehemals im Conseil General ihren Ausdrud Hatte, 
fand Feine Geltung. Dem Kanton wurde von der Parthei, die fich bei 
der Veränderung an’3 Ruder zu ſchwingen wußte, ohne nähere Einwir: 
fung des Volks, eine Verfaſſung octroyirt. Nach diefer Verfaſſung lag 
die Machtvollkommenheit jcheinbar in einem Nepräfentantenrath von 250 
Mitgliedern, deſſen Wahlart — mit acht jährlihen Partialerneuerungen, 
Cenſus, Wahlkollegium und thatfählihd nur menigen directen Wahlen 
— auf Selbjtergänzung Hinauslief. Die wirkliche Gewalt befand fich 
indeß in einem Staatsrath concentrirt, deſſen 23 Mitglieder lebensläng- 
ih waren, der Sik und Stimme im Repräfentantenrath hatte, dem 
allein die Jnitiative zuftand und von welchem auch die richterliche Ge— 
walt vielfah abhing. Ein befonderes Gebrechen beftand ferner darin, 
daß die Stadt feinen eigenen Munizipalratd hatte; auch die Stadtbe— 
hörde war ein Ausfluß aus dem Staatsrath. Die ganze Organifation 
war fo bejchaffen, daß das einmal herrſchende Perſonal ſich mit leichter 
Mühe im Sefjel erhalten konnte. Genf Hatte zwar feine beworrechtete 
Ariftofratie mit eigenthümlichen Sonderinterefien, wohl aber eine Art 
von Familien- oder Koterieregiment, da3 fait ausſchließlich in ter rei: 
heren und vornehmeren Klafje wurzelte. 

So eng indeß die Verfaſſung zugeichnitten war, jo hatte das vegie- 
rende Syſtem doch nicht den ftabilen Charakter wie die Verwaltungen 
anderer Kantone unter der Reftauration. Während fonft fait überall 
ein fauler Schlendrian herrſchte, neigten fi) die Staatsmänner Genfs 
zu einem liberaleren Yortfchritte Hin. Der Kanton war feinem drüden- 
den Bevormundungsfyften unterworfen, erfreute fich größerer Preß- und 
Religionsfreiheit und hatte in Handel und Gewerben mit wenig Be: 


— 351 — 


ſchränkungen zu kämpfen. Sowohl für Hebung des Unterrichtämefens 
wie für Erleichterung des Verkehrs wurde Namhaftes geleiftet. Bei der 
vormwiegenden Intelligenz konnte fich ein reicheres geiftiges Leben entfalten 
und Genf zu einem Sit von Kunft und Wiffenfhaft werden. So häufte 
fich während der Reftaurationzzeit fein Zündftoff an, der bei dem erften 
Anlaß zu erplodiren drohte. Die Furcht, daß die wiedererrungene 
Selbititändigfeit von Neuem in Gefahr kommen könnte, bewahrte vor 
leidenfchaftlihen Kämpfen. Die franzöfiihe Julirevolution gab daher 
trotz lebendiger Einwirkung keinen Anjtoß zu unmittelbarem Umſchwung. 

Erft allmählig traten die Wirkungen der neuen Ideen und Bedürf- 
niffe hervor. War Genf während der Reftauration den meiften Kan- 
tonen voraus geeilt, fo blieb es jebt in der Entwidlung zurüd. Die 
anderswo wieder zum Prinzip erhobene Nolfsjouveranität fand bier noch 
feinen Ausdrud. In der Verfajjung wurden zwar einige Mobififatio: 
nen angebradt, der Cenſus auf ein geringes Maß herabgeſetzt, Die 
Amtsdauer des Staatsraths auf 3 Jahre beſchränkt und die 30 jährli- 
hen Erneuerungsmwahlen in den Nepräfentantenrath direct gemacht, auch 
den. parlamentarifhen Verhandlungen größere Deffentlichkeit gegeben, aber 
bei diefen unvollftändigen Reformen blieb man jtehen und gegen weitere 
Anforderungen fträubte fih die herrſchende Parthei. Mit feiner Bil- 
dung und Intelligenz prunfend, jelbitzufrieden auf alte’ Verdienfte fich 
berufend, ſchwankte das Koterieregiment zwiſchen halb liberalen Nei— 
gungen und ariltofratifchen Tendenzen bin und ber. War das enge 
Repräfentativwefen an und für fich nie in Gunft, fo wurden jetzt auch 
die Vertreter desselben allmählig unvolksthümlich. Zwiſchen der Re: 
gierung und den Bürgern bildete jich eine zunehmende Kluft. Nach der 
Erfhütterung zur Zeit de8 Savoyerzugs, wo die Bande einen Augen- 
blie zu reißen drohten und die Behörde ihrem Sturze nahe war, fchien 
jih die Autorität zwar wieder zu ftärken. Aber in demfelben Grabe 
wurde auch der Widerftand gegen durchgreifende Neuerungen beharrlicher. 
Reformen, wie die Reduktion oder Aufhebung der Söldlingstruppe, die 
Heritellung einer Munizipalordnung für die Stadt ꝛc., wurden in's 
Unbeftimmte verjchoben. Zugleich trat der Gegenſatz zwiſchen dem neuen 
und alten Kantonstheil, dem die fonfejjionellen Verhältniſſe Nahrung 
gaben, jchärfer hervor. Einerſeits genofjen die Katholiken in den 1815 
zu Genf gelommenen favoyifhen Gemeinden durch den Turiner Vertrag 
gewille Garantien und Vorrechte für ihren Kultus. Andererfeit3 lag 
die Staatögewalt fait ausfchlieglid in den Händen der Reformirten, 
wodurch fich die Fatholifche Bevölkerung in allen öffentlichen Aemtern 
zurüdgefest jah. Der alte kalviniſtiſche Geift beherrfchte noch alle Ver: 
hältniffe und bewahrte Genf den Charakter des proteftantiichen Roms. 
In den eidgenöſſiſchen Fragen trat Genf zwar mit Einfiht und Würde 
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auf, aber in der Regel vertrat es nur ein halbliberales Juſtemilieu, das 
unvereinbare Gegenfäte zu verfühnen fuchte und der Regeneration feine 
feſtere Stüte gewährte. Der nationale Aufſchwung zur Zeit des Louis 
Napoleonhandels, mo die Räthe, von der öffentlichen Meinung gedrängt, 
der von Syndie Rigaud männlich vorangetragenen Fahne folgen muß— 
ten, gab dem ganzen Geift der Bevölkerung einen lebhaften Sporn. 

Nah dem Zürcher Septemberputich fonderten jich auch hier die La: 
ger feindlicher ab. Die herrſchende Parthei frohlodte über den Sturz 
der liberalen Regierung in dem vorörtlien Kanton und neigte fih zu 
den reactionären Beftrebungen in der übrigen Schweiz. Um fo tiefer 
wurde auf der anderen Seite die Abneigung gegen das unvolksthümlich 
gewordene Regiment. Die Kluft wuchs, ald der Repräjentantenrath, 
auf das dringende Verlangen nach einer eigenen Municipalbehörde für 
die Stadt, die Revijion der beftehenden Drdnung noch einmal für vier 
Jahre hinausſchob (10. Febr. 1841). 

Es bildete fich jekt ein großer Reformverein — der Berein vom 
3. März (Association du 3 Mars) — der alle Fraktionen der freige: 
finnten Parthei in fich vereinigte und zum Mittelpuntt der Agitation 
wurde. An der Spite ftand Oberſt Rilliet Conftant, einer der 
hervorragendften Militärs der Schweiz, früher in franzöfifhen Dienfte, 
mehr durch perfönliche Unzufriedenheit als fefte politifche Ueberzeugungen 
zur Oppofition gedrängt. Neben ihm übte James Fazy einen beſon— 
deren Einfluß aus, aber über die Zwede de3 Vereins hinausgehend. 
Einer, vornehmen Genfer Familie entfproffen, in der Heimath .beengt, 
ging Letterer während der Reſtaurationszeit nah Paris, that fih als 
Journaliſt hervor und nahm thätigen Antheil an der ulirevolution. 
Nah fruchtloſer republikaniſcher Dppofition gegen die enge Politik Louis 
Philipp’3 in feine Vaterftadt zurüdgefehrt, focht er hier in der Preſſe 
für die Erweiterung der Volksrechte. Mit ſcharfem Blick und reicher 
Bildung ausgerüftet, kühn und fruchtbar in Ideen und Projekten, nicht 
verlegen in den Mitteln, zur Leidenſchaft geneigt, wußte er tiefer in's 
Bolf zu greifen und eine neue Fahne aufzupflanzen. Er ſprach die de- 
mofratifche Loſung für die Zukunft aus, indem er die Herftellung des mit 
der ganzen Geſchichte Genfs innigft verflochtenen Conseil General — 
der Generalverjammlung aller Bürger — verlangte. 

Die Bewegung ward von nun an immer lebendiger. Zahlreiche 
Flugſchriften bearbeiteten den öffentlichen Geift. Auch materielle Fragen 
famen in’® Spiel. Der vornehmen Bourgeoifie wurde beſonders vorge— 
worfen, daß fie ihre reihen Kapitalien nicht zur Unterftüßung der heimi- 
ſchen Induſtrie, fondern zu Spefulationen in der fremde verwende. Für 
die Entwidlung der Arbeit verlangte man deßhalb nah Banken und 
Kreditanftalten. Die Regierung fonnte, der Bewegung gegenüber, zu 
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feinen feften Entſchlüſſen kommen, fondern fuchte zu laviren und die 
Schwierigkeiten zu umgehen. Die Klöfterfrage trat hinzu und fteigerte 
die Aufregung. Auch die Haltung der Genfer Bolitif, die zwar ihre 
Spite nicht direkt gegen die ganze Klöſteraufhebung richtete, aber dem 
bedrängten Aargau auch nicht Fräftiger zur Seite ftehen wollte, verleßte 
da3 proteftantifhe Bemwußtfein. ine Bolfsverfammlung von 3—4000 
Bürgern, die auf dem Schütenftand (A la Coulouvrenidre) abgehalten 
wurde, verurtheilte diefe Politit und verlangte von den Räthen eine ent: 
ſchiedenere Inſtruktion in Bezug auf die Klöfter (18. Oft.). 

Die Lage wurde damit auf's Aeußerſte gefpannt, der Ruf nah Re: 
form dur einen Verfaſſungsrath von Tag zu Tag dringender, während 
die Behörden zögerten. Der Berein vom 3. März erlich eine Adreſſe, 
worin er die Nothwendigfeit umfajjender und durchgreifender Umgeftal- 
tung darjtellte und die Begehren des Volks formulirte. Die Regierung 
mußte endlich den Nepräfentantenratd zufammenberufen. Noch immer 
wollte fich die herrſchende Parthei nur zu partiellen Aenderungen ver: 
ftehen, die nicht mehr genügen konnten. Aus Furcht vor gewaltfamen 
Auftritten wurden, am Abend vor Berfammlnng des Repräfentan: 
tenraths, Truppen aufgeboten, Proflamation und Tagesbefehl er: 
laſſen. Diefe voreiligen Mafregeln dienten nur dazu, die Bürger 
mehr zu erbittern. Die Stimmung fing an, vevolutionär zu mer: 
den. Am Verein vom 3. März fpalteten fi noch die Meinungen; die 
Mehrheit warnte vor jedem ungeitümen Vorgehen, die Minderheit 
ſuchte die Bevölkerung fortzureißen. Die aufgebotenen Milizen folg: 
ten dem Ruf nur mit der größten Unluft. Langſam fammelten fich 
einige Kompagnien um das Nathhaus, wo die Regierung permanent 
faß.‘ Bon der unruhigen Menge umwogt und gedrängt, gingen auch 
diefe allmählig truppmeife, bis auf wenige Mannfchaft, auseinander. 
Munition hatten jie feine erhalten und auf Befehl eines Höheren Offi- 
ziers waren die Bajonnette abgenommen. Freiwillige, die ſich der Regie: 
rung zur Verfügung jtellten, wurden als fogenannte Embrigades nur 
mit Hohn empfangen. Der Staatsratd befand fi) während der Nacht 
im Rathhaufe wie belagert. Am folgenden Tage (22. Nov.) wurde die 
Menge um das Gebäude dichter. Die Mehrheit des Nepräfentanten: 
rath3 fchien anfangs Zeit gewinnen und einen beftimmten Beſchluß hin, 
halten zu wollen, während die Oppofition auf Niederfegung eines Ver: 
raflungsrath3 drang. Das Volk nahm von Stunde zu Stunde cine 
drohendere Haltung an. Da bequemte ſich die Behörde endlich, in die 
fonjtituirende VBerfammlung zu willigen. Schon war in der Maſſe der 
Gedanke verbreitet, fi) in die St. Peterskirche zu verfügen und hier 
wie zu Zeiten der alten Republik, fich als fouveräner Generalrath zu er: 
Hären. Auf den Entjcheid des Repräfentantenraths legte fich die Aufregung. 
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Der Verfaffungsrath, follte aus dem. allgemeinen Stimmrecht her- 
vorgehen. Für die Wahl fammelte die geihlagene Parthei ihre Kräfte 
wieder. Der Einfluß des Reichthums und das Uebergewicht der Intelli— 
genz jtanden ihr zur Seite. Die verjchiedenen Fractionen des März: 
vereind waren über das Ziel nicht einig und zerfielen nah dem Gieg. 
Die alte Bürgerfchaft ließ ji mit dem Schre Ebild einer rohen Volks— 
herrſchaft erfüllen. So fielen die Wahlen in den Verfafjungsrath mehr 
oder weniger zu Gunften der fonjervativen Richtung aus. Die radikale 
Oppojition fand nur im Quartier St. Gervais, wo die arbeitende Klafle 
ihr Gewicht ausübte, einen fejteren Halt. James Fazy war der Chef 
diefer Oppojition. In den Verhandlungen des Verfafjungsraths Tiefen 
fich die Wortführer der bisherigen Ordnung fortwährend mit der außer: 
ften Bitterkeit über die jogenannte Emeute vom 22. November aus. 
Schroffer wie je trat der ariftofratiiche Sinn in der höheren Bourgeoifie 
hervor. Nur mit dem äußerſten Widerjtreben machte man dem Drange 
der Zeit Zugeſtändniſſe. Hartnäckig hing man an der alten proteftan= 
tiſchen Vorherrſchaft. Die Demokratie mußte. Schritt für Schritt um 
ihre Forderungen ringen. Einer der ſchärfſten Kämpfe drehte fih um 
die Mitgliederzahl des Gr. Raths. Die alte Schule wollte eine mög- 
lichjt zahlreiche Vertretung, wie bisher (256 Mitglieder), die neue Schule 
drang auf einen Eleineren Rath (60 Mitglieder). Die Stimmung wurde 
aud außerhalb der Behörde wieder jo gereizt, daß unruhige Auftritte 
zu bejorgen waren. Die Autorität war indeß wieder ftarf genug ge— 
worden, um Truppen qaufzubieten und die Ordnung zu handhaben. In 
der jtreitigen Frage erfolgte ein Mittelentſcheid, wornach auf 333 Seelen 
ein Repräjentant kommen follte, was die Mitgliederzahl auf 176 ftellte. 
Nah mühjamer Arbeit Fam endlid — unter dem vermittelnden Einfluß 
der Brüder Rigaud — ein Verfaſſungswerk zu Stande, das ähnliche 
Grundlagen enthielt, wie die Repräfentativordnungen der meiflen vegene- 
rirten Kantone und vom Volk mit 4844 gegen 530 Stimmen angenome 
nen wurde (7. Juni 1841). 

Bei den Wahlen der neuen Behörden äußerte ji der Rückſchlag 
weiter. Der Gr. Rath wurde in überwiegender Mehrheit aus Konfer: 
vativen beſtellt. In die neue Regierung (die jebt aus 13" befoldeten 
Mitgliedern beftand) kam kaum ein einziger aufrichtiger Vertreter der 
Seen, die zu dem Umſchwung vom 22. November führten. Unter neuen 
Formen erhielt die Barthei der früheren Ordnung, nur durch die Er— 
eignijje tiefer erdittert, daS Ruder wieder in die Hände. Das alte Genf 
war innerlich gebrochen, aber ein neues Genf noch nicht zur Geltung 
gelangt. Doch mußte in der Klöfterfrage entjchieden zu Gunften ar: 
gau's injtruirt werben. *) 


*) Siehe: Gaullieur, histoire de Genère. Gendve 1856. 
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Aargauer Klöfterfrage ans Abſchied und Tractanden. 


Wir haben jett den Gang der Nargauer Klöfterfrage weiter zu ver: 
folgen. Mit den Zugeftändniffen, melde Aargau durch das Anerbieten 
auf Wiederherftellung: von drei Frauenklöftern machte, trat eine mwejent- 
liche Aenderung in der öffentlihen Meinung ein, die durch die imponi: 
rende Volfsverfammlung zu Schwamendingen den Hauptausdrud fand. 
Je mehr die römische Parthei die Hebel der äuferften Ngitation anſetzte, 
defto weiter verbreitete fich die Ueberzeugung, daß es fich nicht blos um 
die Klöfter Handle, fondern vor Allen darum zu thun fei, Aargau der 
Reaction zu unterwerfen und Eonfefjlonell zu zerreißen. Die Liberalen, 
die unmittelbar nah der Klöſteraufhebung fih von Bedenken erfüllen 
ließen, ſchaarten fich jest überall fefter um das in Aargau bedrohte re: 
generirte Prinzip. Auch ein Theil der konfervativ Gefinnten fträubte fi} 
dagegen, zu Gunſten der faulen Korporationen mit den Römlingen ge: 
meinjame Sache zu maden. 

Am 4. Sept. 1841 kam die Frage in der Tagfakung wieder zur 
Behandlung. Die niedergefebte Siebenerfommifjion mies — wie mir 
oben gefehen haben — die Anerbietungen Aargau's als ungenügend zu: 
rüd, aber zerjplitterte fich in der frage, was weiter zu verlangen fei. 
Dadurch wurde der Angriff von vorneherein geſchwächt. Um fo gewicht: 
voller war das Botum von Neuhaus, der fein Minderheitägutachten 
mit einfchneidender Beredtſamkeit verfocht und hinweiſend auf die finſte— 
ren Umtriebe, die nicht blos die Klöfter gälten, warnend erklärte: „die 
Tagſatzung möge es wiſſen und ſich gefagt fein lafjen, daß, falls je eine 
PBarthei in der Schweiz die Fahne für die Klöfter erheben follte, eine 
andere Parthei diefen Kampf aufnehmen würde.” In der That lag für 
die Klöfterfreunde die größte Schwierigkeit in dem anzumendenden Zwang, 
da e3 täglich Flarer wurde, daß man fi von biefer Seite weder auf 
die Mehrheit des Schweizervolls noch auf die gewichtigften Kantone 
jtügen konnte. Mochte es auch als Prahlerei erfheinen, wenn’ öffentliche 
Organe auf die „40,000 Bajonnette“ von Bern hinwieſen, fo durfte doch 
die Tagſatzung bei ihrer ſchwachen Autorität die materiellen Mittel einer 
Erecution nicht außer Acht Taffen. 

In der Verlegenheit fand die’ Bundesbehörde es für Müger, einft- 
weilen einen Beſchluß auszufegen und ſich wieder Nath bei den Kanto— 
nen zu holen. In den Inſtruktionsbehörden konnte fich jetzt Die verän- 
derte Stimmung geltend machen. Der Zürder Gr. Rath verlangte — 
auf Antrieb von Muralt — nur noch die weitere Herftellung des Frauen⸗ 
kloſters Hermetſchwyl. In Schafffaufen erfämpfte bie Landparthei, ges 
genüber der fonfervativgefinnten: ſtädtiſchen Parthei, eine Inftruftton zur 
Gunften von Aargau. Ein weſentlicher Umſchlag äußerte ſich aud in 
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Waadt. Hier hatte der erfte Vertreter an der Tagſatzung, Druey, bis— 
ber eine ſchwankende Stellung eingenommen. Die Klöfteraufhebung er: 
füllte denfelben mit Bejorgnifien vor fremder Intervention. Die Bun— 
deögarantie erichien ihm nicht unbedingt, dagegen ſprach er einer Trans— 
action das Wort, die ftärfere Jumuthungen an Yargau ftellte. Nament- 
ih drang er auch auf Firhlihe Garantien, die den Kanton in zwei 
fonfeffionelle Hälften getrennt hätten. Dieje Haltung rief in Waadt 
vielfache Unzufriedenheit hervor, die fi in Adreſſen und allerhand De— 
monftrationen Luft machte. Der Gr. Rath gab der aufgeregten Stimmung 
nah und injtruirte für Entfernung der Klöfterfrage aus Abſchied und 
Tractanden. 

In den neuen Verhandlungen der Tagſatzung war die frühere klö— 
ſterfreundliche Mehrheit aufgelöst. Die Stimmenden fchieden fich grund— 
jäglich fhärfer auseinander. 10% Stände verlangten die Wiederher- 
jtellung aller Klöfter, 8% Stände wollten bereit die Frage fallen lajjen. 
Ein wirklicher Beſchluß konnte nicht gefaßt werden; die Bundesbehörde war 
unvermögend, zu einer Röfung zu kommen; aber die bisher gegen Aargau 
gefehrte Spite war gebrochen. Die Tagjatung ging unverrichteter Dinge 
auseinander, nachdem fie jih auf unbeftimmte Zeit vertagt hatte (3. 
Nov. 1841). 

Während die Frage ſchwebend blieb, ruhte die uliramontane Par: 
thei nicht. Troß der Fäulniß und den aufrühreriihen Umtrieben der 
Klöfter, trogdem daß zwei Fatholifhe Kantone (Teſſin und Solothurn) 
ih mit den Beihlüffen Aargau's zufrieden ftellten, wurde die Aufhebung 
Doch Itet3 zur Sache des ganzen Katholizismus gemadt, Mit fteigen- 
dem Eifer fpielte Luzern die Rolle des Fatholifchen Bororts. An einem 
Kreisichreiben der Regierung wurde nicht nur die Religion, fondern, Anz 
gejicht8 der Spoliation des Kirchenguts, auch alles Eigenthum in Gefahr 
erflärt, Der Pabſt verdammte in einem Breve von Neuem nicht nur 
die Aufhebung der Nargauer Klöfter, fondern jede Säcularifation, die 
ohne Vollmacht des heiligen Stuhls gefchehen jei. Alle Biichöfe und 
Kloftervorftände in der Schweiz wandten jih mit Zufchriften an die 
Tagſatzung. Im Aargau ſelbſt agitirte man fortwährend bei der katholi— 
ſchen Bevölkerung und rief Petitionen für die Herſtellung der Klöſter 
wie für konfeſſionelle Trennung hervor. 

An der ordentlichen Tagſatzung im Juli 1842 machte indeß die 
Frage einen weiteren Schritt zu Gunſten Aargau's. Nachdem die libe— 
rale Parthei im Kanton Zürich ſich weiter Bahn gebrochen hatte, ſtimmte 
nun auch dieſer Kanton für Entfernung der Sache aus Abſchied und 
Tractanden. Vergebens trat das politiſche Haupt der Septemberparthei, 
Dr. Bluntſchli, in einer oratoriſchen Anſtrengung noch einmal für 
ſtrenge Feſthaltung der formellen Bundesgarantie in die Schranken und 
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fuchte zu bemeifen, daß eine „gefunde Politik“ die Aufhebung der Aar— 
gauer Klöfter verdamme und ihre Wiederheritellung fordere. Ein Trä- 
ger der Regeneration, Jonas Furrer, erihien mit der neuen In— 
ftruftion an der Tagfabung. Um Aargau ſchaarten fih nun 11% Stände, 
während nur no 9% Stände die Wiederheritelung aller Klöfter ver: 
langten. ine Löſung war auch jeßt noch nicht möglich. 

Mit dem Anfang des Jahres 1843 kam die Bundesleitung von 
Bern nad) Luzern. Sofort fuchte das priefterfreundliche Regiment fein vor: 
örtliches Gewicht in die Waage zu werfen, indem es die Aufforderung an 
Yargau erlieh, alle Verkäufe von Kloftergut zurückzunehmen, widrigenfalls 
mit weiteren bundesgemäßen Schritten gedroht wurde. Der Nargauer 
Gr. Rath wies indeß die vorörtlihe Einmiſchung als unbefugt auf das 
Entfchiedenfte zurüd und bei den übrigen Ständen fand Luzern feinen 
hinveichenden Anklang, um irgend interveniren zu können. 

Auf der ordentlihen Tagfatung von 1843 fand fi anfangs wie: 
der feine Mehrheit für eine entjcheidende Schlußnahme. Noch fehlte die 
zwölfte ‚Stimme, um die Frage aus Abſchied und Tractanden fallen zu 
lajjen. Aber in St. Gallen war eine günftigere Wendung eingetreten 
und der überwiegende Einfluß von Baumgartner in diefer Frage gebro- 
hen. Nach heißem Kampfe hatte der Gr. Rath mit 73 gegen 72 Stim- 
men eine Inſtruktion bejchlofien, die zwar an der früheren Nechtsanficht 
feftgielt, aber im Yuterefje einer Erledigung der Sache die Vollmacht 
gab: „zu denjenigen BVergleihsanträgen zu ftimmen, für welche ſich die 
mehriten Boten anderer ebenfall3 concedirenden Stände vereinigen laſſen, 
immerhin mit Ausfhluß des Aargauer Antrags auf bloße Wiederher- 
ftellung von Fahr, Maria Krönung und Gnadenthal.“ Baumgartner 
lehnte jebt die Wahl als erſter Gefandter ab.*) Die Anftruftion wurde 
von AR. Fels, einer vermittelnden Natur, vertreten; ihm zur Geile 
ftand der Staatöfchreiber und gemwefene Pfarrer Steiger, einer der 
hervorragenditen Köpfe St. Gallens und entjchiedener Gegner der Klö— 
fter. Aargau hatte es jebt in der Hand, mit einem weiteren fleinen 
Dpfer den Handel zum Abſchluß zu bringen. Auf dringendes Anrathen 
von mehreren befreundeten Standesboten (namentli von Munzinger), 
fowie feines eigenen ſtaatsklugen Gefandten, AR. Wieland, befchloß der 
Aargauer Gr. Rath, auch noch das Frauenkloſter Hermetſchwyl herzuftellen. 
Damit wurde die Stimme St. Gallen’3 gewonnen und die Frage fiel 
endlich mit einer Mehrheit von 12° Ständen aus Abfchied und Trac- 
tanden (31. Auguft 1843). Bon Flofterfreundlicher Seite wurde AR. 
Fels befchuldigt, feine Inſtruktion überfchritten zu haben; der Gr. Rath 
von St. Gallen genehmigte indeß fein Votum mit 78 gegen 53 Stimmen. 


*) Baumgartner felbft nennt dieſe eine „zufällige“, was indeß 
ganz unglaubwürdig ift. 
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So blieben die Hauptklöſter Aargau's, die den eigentlichen Heerd 
des Aufruhrs bildeten oder in Sittenloſigkeit verfallen waren, aufgehoben. 
Aber die vom Klerus beherrſchten Kantone rüſteten ſich von vorneherein 
zu fortgeſetztem Kampf. Im einer Verwahrung erklärten die Geſandt— 
[haften von Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg und 
Wallis bereit an der Tagſatzung: „daß fie an dem durch zwölf Stände 
verübten Bundesbruche feinen Theil hätten, noch irgendwie nehmen fünn- 
ten; daß fie denjenigen Ständen, welche ihn verübt, die Verantwortliche 
für alle daraus entftehenden Folgen überbänden und insbefondere den 
Stand Aargau für Alles verantwortlihd machten, was er in Folge des 
. Mehrheitsbefchluffes, in Widerfprud mit Bund und Recht in Betreff der 
Klöfter auf feinem Gebiete vornehmen werde.” Die eifrigften diefer 
Sefandten — Siegwart: Müller voran — hatten in einer Borberathung 
felbft darauf gedrungen, die Tagfabung mit der Verwahrumg förmlich 
zu verlaffen. Nur der ernfte Rath einiger fonfervativgefinnten Staats: 
männer hielt von diefem Schritt zurüd. Jener Verwahrung gegenüber 
erflärten die Stände der Mehrheit: „Seit drei Jahren fei die Tagſatzung 
in einer Menge von Verhandlungen als die zur Entjcheidung der Streit: 
frage einzig befugte Behörde anerkannt; nach allgemeinen Rechtsgrund: 
- fäben fünne nun für denfelben Gegenftand eine und diefelbe Behörde 
nicht zugleich befugt und unbefugt fein; dem Entfcheid der bundesgemäßen 
Mehrheit müfje daher jett unzweifelhaft die rechtliche Gültigkeit zur Seite 
ftehen, wie immer der Einzelne über den Inhalt des Entſcheides urthei- 
ten möge.” 


Entſlehung des Honderbunds. 


Mit dem Mehrheitsbefhluß der Tagſatzung, der die Klöfterfrage 
aus Abſchied und Tractanden fallen ließ, follte der Handel noch nicht 
abgethan fein. Die römische Parthei feste den Kampf auf anderem 
Boden fort. Der Gedanke der Sarnerei lebte wieder auf, nur in er: 
weiterem Umfang und mit fchärferem konfeſſionellem Gepräge. Unmit: 
tefbar nach Entjcheid der Tagſatzung fuchten die jogenannten „bundes- 
getreuen” Stände auf Grund ihrer Verwahrung fich fefter zu verbinden. 
Die Klöfter waren der Vorwand, die Unterwerfung der Schweiz unter 
eine finftere Reaction das wirkliche Ziel. 

Schon am 2. Sept. 1843 erließ Luzern die Einladung zu einer 
Konferenz an die fieben proteftirenden Kantone, ſowie an Appenzell 
J.-Rh, Neuenburg und Bafelftadt, um fi über „weitere Schritte zur 
Wahrung der verlegten und bedrohten Rechte der Katholilen in der 
Schmeiz” zu berathen. Die drei lettgenannten Kantone nebjt Wallis 
beſchickten die Konferenz nicht, von den übrigen Ständen erfhienen Ab: 
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geordnete. Die erfte Situng wurde am 13. Sept. (nad einer größe- 
ren Partheiverfammlung im Bade zu Rothen) im Regierungsrathäfaale 
zu Luzern unter Vorfig des Schultheißen R. Rüttimann gehalten. Die 
Abgeordneten ſprachen ſich zunädhft über Inhalt und Umfang ihrer In— 
ftructionen aus. Nicht alle vertretenen Stände waren gleich eifrig. Der 
Schwyzer Gefandte Abyberg erklärte von vorneherein, daß er Vollmacht 
babe zu allen entjchiedenen Maßregeln zu ftimmen, fofern fie mit Ein— 
muth zu Stande gebracht werden könnten; zu halben Mafregeln Fönne 
Schwyz niht Hand bieten. Zug und Nidwalden traten dagegen behut- 
famer auf. Bei der weiteren Frage in wie fern das Volk geneigt fei, 
allfällige Schritte der Kantonsregierungen mit aller Entfchiedenheit und 
Aufopferung zu unterjtügen, waren Schwyz und Uri voll Zuverficht, Zug 
und Nidwalden voll Zweifel. Lebteres erflärte: „in Nidwalden habe ſich 
allgemein die Anjicht gebildet, der Klofterhandel fei ein verlorener Han: 
del, der durch einen Tagſatzungsbeſchluß entfchieden ſei; zwar fühle 
man dejien Unrecht; allein weitere Schritte würden beim Volfe, das 
die Klofterangelegenheit als eine ifolirt jtehende betrachte und, durch 
fhwere Erfahrungen belehrt, den Frieden Liebe, wenigen Anklang finden.“ 
Zug war der Meinung, daß bei der erponirten Lage ded Kantons und 
ber faft ſicheren Ausficht auf größeres Unglück das Zugervolk ſchwerlich 
geneigt fein werde, einen Zuftand friedlichen Glüdes den ungemiffen 
Folgen weiterer Schritte zum Opfer zu bringen. _ 

In Bezug auf den Hauptgegenitand, welche Mafregeln zu ergreifen 
feien, ſprach ih Siegwart-Müller dahin aus: Die Bedrüdungen, 
melde die Katholiken in fo mannigfaltigen Alten der neueren Zeitge- 
Ihichte erlitten, hätten die fatholifchen Stände längſt berechtigt zum 
Aeußerſten zu fchreiten, allein es fei Pflicht, felbit dem offenbarften 
Bundesbruch gegenüber fo lang als möglich auf dem Wege des Friedens 
zu bleiben und erjt wenn die friedlichen Mittel erichöpft feien, weiter zu 
gehen. Sein Borfchlag gehe deßhalb dahin, zunächſt ein Manifeft an 
die gefammte Eidgenofjenfchaft zu erlafien, worin, nad Darftellung der 
Bedrüdungen, die Rechte der Katholiken zurüdgefordert würden, unter 
der Drohung, „daß im Falle fortdauernder Verweigerung den bunbes- 
getreuen Ständen nichts übrig bleibe als die Gemeinſchaft mit den 
übrigen aufzugeben,“ ferner auf die Zufammenberufung einer außeror= 
dentlihen Tagſatzung zu dringen. Dabei folle man aber nicht ftehen 
bleiben, jondern eine bejtändige Konferenz erwirken, der die Leitung der 
Angelegenheit wie die Anordnung militärischer Vertheidigungsmaßregeln 
übertragen würde. „Wenn die Fatholifchen Stände,” — fo ſchloß Sieg: 
wart:Müler — „feft auftreten, jo werde es niemand wagen fie anzur 
greifen; ein einzelner Stand werde gegen fie nicht zu Felde ziehen, ein 
Tagſatzungsbeſchluß werde niemals zu Stande fommen. Auch werben 
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fi bei ernfthaften Ausfichten auf eine Kolliſion Mittler genug finden. 
Bafeljtadt und Neuenburg jeheinen fich diefe Nolle vorbehalten zu haben. 
Auch St. Gallen werde ſich in der Lage befinden. Wagen dagegen bie 
fonfervativen Stände ihrer Proteftation Feine weitere Folge zu geben, 
fo werden nicht nur die Fonfervativen und Fatholifhen Elemente in den 
großen Kantonen erdrüdt werden, jondern der Radifalismus werde neu 
gejtärft auch in Die von ihm bisher wenig berührten Kantone mit feinen 
antifozialen und antifirchlichen Tendenzen dringen.” 

Die beiden anderen Abgeordneten Luzern, Rüttimann und Bern: 
hard Meyer, pflichteten diefer Anficht bei, mit Ausnahme der Drohung 
einer Trennung, welche fie in das Manifeft nicht aufnehmen wollten. 
Uri, Schwyz und Obwalden erklärten jich gegen alle halben Maßregeln: 
Entfchiedenheit werde gegenüber dem Radikalismus den Sieg auch ohne 
Waffengewalt jihern, wie die Erfahrung lehre, Unentjchloffenheit und 
Halbheit dagegen zum Untergang führen. Bor Allem thue aber Ein: 
ftimmigfeit noth. Bor der anfcheinenden Uebermacht folle man fich nicht 
fürdten ; die alten Eidgenofjen feien oft im Falle geweſen mit einem 
weit überlegeneren Feinde zu kämpfen und dann fei ihr Wahlfpruch ge: 
wefen, ihre Gegner nicht zu zählen, aber auch nicht zu verachten. Frei: 
burg bedauerte, daß der Kanton ſich abgejondert und in ſchwieriger Lage 
befinde, glaubte aber daß etwas und zwar mit Entfchiedenheit gefchehe: 
Dagegen mahnte Nidwalden eindringlich von allen Mafregeln ab, eben: 
fo Zug. „Man folle fi nicht dem Wahn hingeben“ — erflärte lebte: 
reg — „durch Einnehmung einer Separatitelung die übrigen Stände 
zu fchreden. Nicht die Radikalen allein, fondern das allgemeine Gefühl 
des Bedürfnifjes der Ruhe und des Friedens, welche wefentlich zur Bil- 
dung des Zwölf-Stände-Beſchluſſes mitgewirkt, würde ſich mit Entſchie— 
denheit gegen die aus einer Separatitellung hervorgehende Störung die: 
fer Ruhe gewiß fiegreich erheben. Die Gefahr der Bedrohung der 
Selbftftändigfeit der Kantone fei noch nit nahe, fie werde genährt 
dur das vorgeichlagene Auftreten. Auch dürfte die Ausfcheidung in 
ein Fatholifches und reformirtes Lager dem Intereſſe der fonfervativen 
Stände nicht zuträglih fein und die VBermittler-Stellung der Stände 
Bafelftadt und Neuenburg müſſe fehr bezweifelt werden, vielmehr dürften 
beim beiten Willen diefe Stände zum Bermitteln nicht einmal Zeit finden. ,, 

An der zweiten Konferenzfigung (14. Sept.), nachdem Siegwart— 
Müller feine Vorſchläge fchriftlich abgefaßt, wiefen die eifrigen Stände - 
no einmal auf die abjolute Nothwendigkeit eines kräftigen und gemein: 
famen Bejchluffes hin, während Zug uud Nidwalden wieder abriethen. 
Endlich) drang die entfchiedenere Anjicht Durch und es kamen folgende 
Beichlüffe zu Stande: 1)-Auf Grundlage der an der Tagſatzung erlafs 
- jenen Proteftation folle eine gemeinſchaftliche Erklärung an alle Eidgenofjen 
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erlajfen werden, worin das an dem Bunde verübte Unrecht dargeftellt, 
die garantirten Rechte der Tatholifchen Religion zurücgefordert, die Wie: 
derherjtellung aller Klöjter im Aargau, die Wiedereinfebung der Klöfter 
Thurgau’8 in ihre felbititändige Verwaltung und in das Recht der 
Novizenaufnahme und endlich die Wahrung der Rechte der Fatholifchen 
Konfeflion in allen paritätiihen Kantonen verlangt werden jollen. In 
der Erklärung fei anzudeuten, daß falls diefen gerechten Forderungen 
nicht entfprochen werde, die befagten Stände diefe Verweigerung als eine 
Beharrung im Bundesbruche betrachten und demnach ihrerſeits fich ge- 
nöthigt jehen müßten, um dem Bundesvertrage die unbedingte Hand: 
habung zu fihern, die Bundesgemeinfhaft mit denjenigen 
Ständen abzubreden, melde den Bundesbrud) nicht gut machen 
oder jo lange bei ihrem Unrechte verharren würden. 2) Eine Konferenz 
folle obige Erklärung verfallen, zu geeigneter Zeit die Einberufung einer 
außerordentlichen Tagſatzung veranlajjen und überhaupt Alles anordnen 
und leiten, was die Angelegenheit zu einem dem echte der Katholiken 
und den Forderungen des Bundes angemefjenen Ziele führen könne, 
3) Die Regierungen der Konferenzitände jeien mit den erforderlichen 
Mitteln und Vollmadten zu gemeinfchaftlichen militärifchen Mafnahmen 
für Wahrung und Bertheidigung ihres Gebiets, ihrer Unabhängigkeit und 
ihrer Rechte zu verfehen. *) 

So war der Grund zu einem Sonderbund gelegt. In den be: 
treffenden Kantonen wurde im Sinne der Konferenzbejchlüffe weiter ge: 
arbeitet. Dabei vermied man indeß, den Schleier ganz zu lüften und 
das Protokoll zur Kenntniß zu bringen. Vor der offenen Drohung mit 
einer Trennung fchrat man noch zurüd, Bon Bafelftabt, wo man 
vertrauliche Mittheilung von den gepflogenen Verhandlungen erhielt, gin- 
gen Abgeordnete (Bürgermeifter Frey und Rathsherr Heusler) in bie 
fünf inneren Kantone, um vor dem verhängnigvollen Schritt zu warnen. 
An Luzern befchloß der Gr. Rath, auf eine Botfchaft der Regierung, 
eine gemeinfchaftlihe Erklärung an alle eidgenöflifchen Stände ſowie an 
alle Eidgenofjen zu erlajlen, worin man für den Fall, daß die Mehr: 
heit der Stände im „Bundesbruch“ beharre, „fich die ferneren gutfin— 
denden bundesgemäken Schritte vorbehalten wollte.” Der Gr. Rath 
wählte auch jofort eine Abordnung (Sicgwart: Müller, Leu von Eberfol 
und Bernhard Meyer), die mit Delegirten der anderen fogenannten bun- 
deötreuen Stände zufammentreten und die geeigneten Mafregeln vorbe: 
rathen follte, „um die Angelegenheit zu einem dem Rechte und den For: 


*) Siehe das Konferenzprotofoll, zuerft herausgegeben von Prof. Herzog in 
Bern, jedoch mit dem Irrthum, als ob die Konferenz im Bade Rothen bei Luzern 
gehalten worden jei. 
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derungen de3 Bundes angemefjenen Ziele zu führen.“ Endlich wurde 
der Negierungsrath fürmlih ermächtigt „die Vertheidigungsfräfte bes 
Kantons zu organifiren, um allfälligen Angriffsverfuchen begegnen zu 
können.“ Bergeben® warnte bie freifinnige Oppofition in der Behörbe 
— Altſchultheiß Kopp und Dr. Kafimir Pfuffer an der Spitze — vor 
folden Befchlüffen, in welden der erfte Schritt zu einer für das Pater: 
land unheilvollen Bahn liege, auf der unabfehbare Zerwürfniffe und 
vielleicht jelbjt blutiger Bürgerkrieg in der Eidgenofjenfchaft herbeigeführt 
würden. 

In der übrigen Schweiz riefen diefe herausfordernden Entichlüffe, 
vor Allem die friegerifche Rüftung des vorörtlichen Kantons, fofort Allarm 
hervor. „Dan betrachtete den Beihluß des Luzerner Gr. Raths fait 
überall als die Lofung zum Bürgerkrieg. Denn die unbefangenften Ur: 
teile glaubten ihn durch den Beſchluß der Tagſatzung in Bezug auf die 
Klöfter nicht gerechtfertigt.” *) Bon der Berner Regierung erging ein 
warnendes® Schreiben, worin die unummundene Erklärung abgegeben 
wurde, daß der Stand Bern, foviel an ihm, nicht zugeben werde, daß 
die Schweiz einigen Lebelgefinnten zum Spielball diene, fondern daß er 
jeder Gefährdung der bundesgemäßen Eriftenz der Eidgenofjenfhaft und 
jedem Trennungsverſuche mit allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln 
entgegentreten werde. Zürich erwartete von Luzern als Vorort die Zu: 
fammenberufung einer außerordentlihen Tagjagung, falls es den inneren 
Frieden gefährdet halte; fonft würde ſich Zürich für berufen und ver: 
pflichtet halten, eine Konferenz ſämmtlicher Stände in feine Stadt ein- 
zuladen. Luzern jchlug in feinen Erwiederungen einen hohen Ton an. 
Eine aufßerordentlihe Tagſatzung werde es nah Umftänden_ zufammen: 
berufen, im Uebrigen während feiner eidgenöffiihen Gefhäftsführung 
feinem anderen Stande als fich ſelbſt Beruf und Verpflichtung zugeitehen, 
die Boten ſämmtlicher Stände in Bundesangelegenheiten um fih zu 
verfammeln. 

In den anderen Konferenzfantonen fam es noch zu feinen öffent: 
lichen Beſchlüſſen. An einzelnen Orten widerftrebte man noch der zu 
ſcharfen Separatitellung. Die Konferenz trat indeß von Neuem zuſam— 
men (24. Januar 1844). Die Berathungen blieben diesmal geheim. 
An das Tageslicht Fam nur ein Manifeft an fämmtliche eidgenöfjiichen 
Stände — von Luzern, Schwyz, Uri, Unterwalden, Zug und Freiburg 
unterzeichnet — worin auf Wiederherftellung aller von Yargau aufge 


*) So jagt Tillier (Band II. pag. 168), der den Sonderbund fpäter viel- 
fach beſchönigt und die Verantwortlichkeit des Krieges auf die Mehrheit der Tag: 
jagung zu wälzen ſucht. 
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hobenen Klöfter beharrt und der fefte Entfhluß erflärt wurde: „feine 
vom Bunde, von der Treue am gegebenen Worte, von der Liebe zum 
gemeinfamen Baterlande, von der Verehrung für die Grundfäße der 
Väter, von der Pfliht der Erhaltung der Eidgenofjenfhaft gebotenen 
und angerathenen Mittel und Schritte unverfucht zu lafien, um die in 
Frage liegende Konfefjiong: und Burfdesangelegenheit einer bundesge: 
mäßen Erledigung zuzuführen.” 

In der darauf folgenden ordentlihen Tagſatzung beharrten jedoch 
12 2/, Stände dabei, die Aargauer Klöfterangelegenheit als erledigt zu 
erklären, worauf die fonderbündelnden Kantone wieder eine Proteftation 
zu Protokoll gaben. 


Die Iefuitenberufung in Luzern. 


Inzwiſchen war die Reaction im Innern des Kantons Luzern weis 
ter vorgefhritten und noch anderer Stoff aufgehäuft, der die Schweiz 
entzünden mußte. Wir haben gefehen wie die revidirte Luzerner Ver: 
faffung von 1841 dem Pabſt zu Fühen gelegt wurde und diefer wohl 
die Zufriedenheit ausſprach, aber noch weitere Belege der frommen und 
ergebenen Gefinnung wünſchte. Das neue Regiment, vom Klerus be- 
herrfcht, von übereifrigen Abtrünnigen geleitet, verfehlte nicht den 
Wünſchen Roms nah Kräften entgegenzufommen. | 

Noch mehr wie das Septemberfyftem in Zürich Mrte ſich das 
Syftem in Luzern gegen den ganzen gebildeten Geift der Regeneration 
und juchte nach allen Richtungen aufzuräumen. Bon vorneherein war 
der Austritt aus dem Siebenerkonkordat erklärt, die Badener Ueberein— 
funft außer Wirkſamkeit gefett, da3 Gefeb über Ausübung des landes— 
herrlichen Plazet aufgehoben, eben fo das Defret, wornadh jede Aus— 
übung geiftlicher Gerichtsbarkeit von Sette der Nuntiatur als Mißbrauch 
erflärt worden war. Der Nuntius felbft fehrte, auf die an ihn gejtellte 
Bitte, unter großen Ehrenbezeugungen in feine alte Refidenz zurüd. 
Siegwart:Müller begrüßte ihn an der Spite der Deputation, die ihn 
von Brunnen abholte. Den Klöftern wurde die Aufnahme von Novi: 
zen und die Verwaltung des Vermögens zurüdgegeben. Für die vor 
einigen Jahren gefchehene Aufhebung der Franzistanerflöfter zu Luzern und 
Werthenftein erbettelte man fich die firchliche Genehmigung. Die Behörden 
ſuchten allen Wünfchen der Kirchenoberen nicht blos zu entſprechen, fondern 
eilten denjelben häufig voran. Eine Regierungsverordnung verbot das Fuhr- 
werfen auf den Straßen an Sonn und Feiertagen. Sowohl da3 Bürger: 
liche als das Strafgeſetzbuch erlitten VBerftümmelungen. Das feit 1836 
eingeführte Yallbeil bei Vollziehung der Todesftrafe wurde abgefchafft 
und wieder Durch dad Schwert erjeßt, nur weil jenes an die Zeiten der 
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Revolution. erinnerte. Bon einer Reviſion der Bundesverfaffung ab- 
ftrahirten die neuen Behörden gänzlih und Luzern ftimmte von nun an, 
fo oft der Gegenstand auf der Tagfatung zur Sprache fam, gegen jede 
Revijion, die nicht von allen Ständen beliebt werde. Mit der freien 
Meinungsäußerung konnte die finjtere Richtung unmöglich beitehen. Die 
Preſſe wurde deßhalb durch ein Geſetz befchränkt, das mit feinen vagen 
und elajtiichen Beitimmungen der Willführ freien Spielraum ließ und 
die öffentliche Kritik, namentlih in kirchlichen Dingen, faft unmöglich 
machte. Doch erſchien auch diejes Geſetz noch zu gelinde und man fchritt 
zu einer Verfhärfung deſſelben. Nicht nur wurden die Strafen erhöht, 
fondern auch neue Vergehen aufgeftelt. Die Wirthe murden für Ber: 
gehen der Verleumdung oder fogenannten Höhnung der gefeßlichen Ord— 
nung, der Sittlichfeitt und Religion, melde in ihren Häufern verübt 
würden, in dem Make verantwortlich gemacht, daß fie gleich dem Thä- 
ter beitraft werden follten. Niedergelaffene wurden mit Fortweilung 
bedroht und gegen Reiſende, die fih allzufrei äußerten, bejondere Nor: 
Ihriften-aufgeftelt. Die liberale Barthei fühlte, daß ihr mit dieſen 
Beſchränkungen jedes Mittel genommen wurde, auf die öffentliche Mei— 
nung zu wirfen. Sie raffte deßhalb ihre Kräfte zufammen und erhob 
eine Veto-Bewegung. Nach den Beftimmungen der Verfaflung war es 
indeß ſchwer, dag ein Veto durchdringen konnte. Wer fih von der 
——— ward zu den Annehmenden gezählt. Ward an 
einem Orte Me Vetogemeinde abgehalten, weil nicht der ſechſte Theil 
der ftimmfähigen Bürger fie beitimmt verlangte, jo zählte die ganze 
Gemeinde ald annehmend. Das Preßgeſetz blieb daher aufrecht; doch 
ergaben ſich 9052 Berwerfende, mehr al3 ein Drittheil aller ſtimmfähi— 
gen Bürger. Während der Dauer diefes Preßgeſetzes wurde nah und 
nah allen namhaften liberalen Blättern der Schweiz der Eintritt in den 
Kanton Yuzern verboten. 

Bor Allem aber äußerte jich die Reaction auf dem Gebiete des 
Erziehungsmejens, das der Kirche volljtändig überliefert werden follte. 
Von vorneherein wurde das Schullehrerjeminar von Yuzern nad dem 
Klofter St. Urban verlegt, unter geiftlihe Aufſicht geftellt und der bis 
herige verdiente Director Rietſchi befeitigt. Vergebens petitionirte der 
ganze Lehrerjtand für jeine Belaffung im Amt. Er mußte einem Dorf: 
faplan Platz machen, der, erichroden über die auf ihm gefallene Wahl, 
jelbit bekannte, daß er vom Lehrfache wenig veritehe, Nach einem neuen 
Geſetz fam das Volksſchulweſen unter eigene Behörden, deren Präfident 
der jeweilige Ortspfarrer fein mußte; die aufgeitellten Anfpectoren wur: 
den jämmtlich aus der Pfarrgeiftlichkeit erwählt; endlich ein Volksſchul— 
fommifär aus der Mitte des Erziehungsraihs, in welchen man ebenfalls 
geiftlihe Mitglieder ernannte. Am Gymnafium trat an die Stelle des 
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Fächerſyſtems wieder das Klaffenfyftem und in Folge deſſen wurden für 
erledigte Stellen nur Geiftlihe ala wählbar erklärt. Aus der Fremde 
wurden Urfulinerinnen herbeigerufen und ihnen das ehemalige Urfuliner- 
Hofter in der Stadt als höhere Schulanftalt für Töchter übergeben und 
jo das Klofter wieder förmlich hergeftellt. Armen:, Waiſen-, Kranken, 
Irren-, Zucht: und Befjerungsanftalten ſollten in Zukunft geiftlichen Kor: 
porationen ohne Weiteres übergeben werden dürfen. Der Turn: und Zo— 
fingerverein der ftudivenden Jugend erhielten Befehl ſich aufzulöfen. 
Den Schülern am Lyceum wurde verboten, die heilige Schrift in die 
Kirche zu nehmen, dagegen geboten, es fofort zu denunziren, wenn fie 
von ihren Koftleuten, bei deren fie wohnten, etwas hörten mas gegen 
Sittlihfeit und Religion oder gegen den Geift der Verfaflung gehe. 
Das Bild des um das Erzichungswefen hochverdienten, bereits verftor: 
benen Eduard Pfnffer mußte aus allen Schulftuben entfernt werden. 
Für den ganzen Lehreritand war es eine Zeit der härteften Bedrängniſſe; 
viele Mitglieder defjelben verließen ihren Beruf, noch mehr wurden 
willkührlich entlafien, weil fie nicht Firhlih genug gefinnt waren. 

Mit al’ Diefem war noch nicht genug gethan, um das Volt unter 
die römische Zucht zu bringen und den Geiſt der Aufklärung auszutrei- 
ben. Das Werk follte durh die Einführung der Jeſuiten gefrönt 
werden. Bon einer Station zur andern, von Wallid nad Freiburg, 
vgn Freiburg nad Schwyz, war der Jefuitenorden bereits in der Schweiz 
vorgedrungen. Wo er eine Zeit lang wirkte, ſproß eine finftere Saat 
empor. Das große Ziel war jebt, den katholiſchen Vorort zu gewinnen 
und im Herzen der Eidgenoſſenſchaft feiten Fuß zu fallen. Dahin ar: 
beitete die ultvamontane Propaganda unter Antrieb der Nuntiatur, Als 
vaftlofes Werkzeug diente der blind ergebene Leu von Eberfol, der, wie 
wir gefehen, bereit3 früher auf Berufung der Jefuiten antrug und in 
feinem Eifer fi von Gott dazu auserwählt glaubte, diefe heilige Auf: 
gabe zu löfen. Zum Vorwand wurde genommen, daß die höhere Lehr: 
anftalt troß der Reorganifation, die fie bereit3 zu Gunften des geift- 
lihen Einflufjes erlitten, noch immer nicht die nöthige Garantie für die 
religiöfe Erziehung der Jugend gewähre Neun Grofräthe aus dem 
Entlebuch ftellten nun (9. Dez. 1841) den förmlihen Antrag auf 
Uebergabe der Anftalt an die Geſellſchaft Jeſu und nöthigten die Be- 
börden zu einer Vorberathung. Noch fträubten fich diefe gegen den ver: 
hängnißvollen Schritt, fo weit fie fich auch ſchon der Priefterfchaft unter: 
worfen hatten. Im Erziehungsrath ſprach fich erft eine Hälfte zu Gun: 
ften des Vorſchlags aus. An der Spige ftanden die beiden geiftlichen 
Treiber Domperr Kaufmann und Defan Eftermann. Die andere Hälfte 
verwarf die Berufung, da fie weder nöthig noch zweckmäßig noch gerecht 
ſei. Siegwart-Müller, der den Ausſchlag geben konnte, behielt ſich noch 
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die Hinterthüre offen und arbeitete einftweilen durch den Mittelantrag 
eines geiftlichen Convict® den Jeſuiten indireft in die Hände, Der 
Regierungsrath widerſetzte ſich noch entjchieden, indem er die Berufung 
des unnationalen Ordens al3 unvereinbar mit der Verfaſſung und als 
trauriges Befenntniß geiftiger Armuth und fittlicher Verfunfenheit er: 
Härte. Treu der Verfaffung und feinem Eide könne er zu einem fols 
hen Gewaltakte weder gegenwärtig no in ber ferneren Zukunft Hand 
bieten. Im Gr. Rathe konnte die Jefuitenparthei den gemwichtvollen 
Einwendungen der Oppofition wenig erwiedern. Selbft Bernhard Meyer 
rief noch feinen fonftigen Gefinnungsgenofien zu: „Ihr werfet eine 
Flamme unter das Volk, die nie erlöfchen und die Schaubühne politifcher 
Treiberei und MWühlerei immer ernähren, die unfer Volk in bejtändiger 
Gährung erhalten wird.” Aber den Konfervativen war e8 nur halber 
Ernft, der Berufung einen wirklichen Riegel zu ſchieben. Durch ſchlaue 
Wendung von Siegwart: Müller, der behauptete, den Jejuitenorden der 
Gegenwart nit jattfam zu kennen, um ſchon ein Urtheil zu fällen, ließ 
fich die Mehrheit des Gr. Raths beftimmen, den Antrag nicht definitiv 
abzulehnen, fondern an die Regierung zurüdzumeifen, um Erkundigungen 
einzuziehen und die Bedingungen zu vernehmen unter welchen die Je— 
fuiten die Lehranftalt übernehmen würden. Damit war der Weg ges 
ebnet (Sept. 1842). 

Bereit hatten feit längerer Zeit Jefuitenmiffionen das Bolt 
im Kanton auf alle Weife bearbeitet. Anfangs legte die Regierung 
idiefen Miffionen noch Hinderniffe in den Weg, aber bald mußte fie die: 
felben gewähren lajjen. Bon Freiburg famen die drei Väter Burgftah- 
ler, Schlofjer umd Damberger. Nachdem die eriten Predigten in Hoc: 
dorf gehalten worden (1. Okt. 1841), machten fie die Runde durch den 
ganzen Kanton, unter fortwährendem Zulauf der Menge, die durch die 
Neuheit des Schaufpiel gereizt wurde. Bielen Gemeinden und Pfarr: 
herren wurden die Miffionen recht eigentlih aufgebrängt. Die Väter 
legten es darauf an, das Anfehen ihrer Geſellſchaft recht hoch über das- 
jenige der Ortögeiftlichen zu fegen. In ihren draftifchen Vorträgen wuß— 
ten fie bald die Ohren der Zuhörer zu kitzeln, bald die Einbildung zu 
erihreden und in fanatifhe Angſt zw verfegen. Alle Gegner des Or: 
dens wurden zu Feinden der Fatholifchen Kirche geftempelt und in bie 
Hölle verurtheilt. Mit diefen Miſſionen wurde der eigentlihe Grund 
zu.der efuitenberufung gelegt: 

Nah Weifung des Gr. Raths zogen die Behörden nun ihre Er- 
fundigungen über das Leben und Wirken der Gefellichaft ein. Die Je— 
juitenfreunde mußten e8 mit Hülfe Siegwart-Müller's einzurichten, daß 
nur von einfeitigen Aufſchlüſſen Notiz genommen und blo8 Regierungen 
und Biſchöfe angefragt wurden, von denen man zum Voraus wiſſen 
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mußte, daß fie ſich amtlich mehr oder weniger empfehlend ausſprechen 
werden. Der Sefnitenprovinzial ſelbſt erklärte in feiner Antwort auf 
die an ihn geftellten Fragen unummunden, daß der Orden in SHinficht 
auf Lehr: und Erziehungsfyften keine Befehle und Weifungen von Seite 
der Staatsbehörden als maßgebend anerkennen werde. Auch die Wallifer 
Regierung gab deutlich genug zu verjtehen, daß ſich die Jeſuiten in ih: 
ren dortigen Anftalten feine Abänderung ihres Unterrichtswefen von 
Seite der ftaatlihen Gewalt würden gefallen lafjen. Einer nad) Frei: 
burg gefendeten Abordnung wurde der freie Eintritt in die Schulen ver: 
weigert. Dies Hinderte indeß nicht, daß fich jett im Erziehungsrath eine 
Mehrheit für den Antrag ergab, zwar noch nicht die ganze höhere Lehr— 
anftalt, wohl aber die theologifche Abtheilung in Verbindung mit dem 
Priefter-Seminarium der Gefelfhaft Jeſu zu übergeben. Für das 
Gymnaſium verlangte man vor der Hand. nur einen Convikt von Welt: 
geiftlichen. Vergebens erflärte der Präfident Eutych Kopp, daß er 
eine ganze oder theilweife Uebergabe „für den Anfang eines nicht zu 
berechnenden Unglücks für den Kanton Luzern betrachte.” Noch immer 
fträubte fih auch ein großer Theil des Klerus gegen die Ausficht, in dem 
Drden einen Zuchtmeiiter zu erhalten. Aber wer vorher in die Berur: 
theilung der aufflärenden Richtung eingeftimmt und dem Gefchrei über 
Religionsgefahr mehr oder weniger Nahrung gegeben hatte, war jeßt zu 
ſchwach, um dem hervorgerufenen Fanatismus zu wehren und das theo- 
kratiſche Gelüfte wirkfam zu befämpfen. 167 Geiftliche wollten fich wohl 
mit der Ditte an den Gr. Rath wenden, die bisherige Pflanzitätte der 
höheren wiſſenſchaftlichen und theologischen Bildung unverfehrt zu erhal: 
ten. Aber auf die Drohung des Dekans Eftermann, an der Spibe der 
übrigen Geiſtlichen eine Gegenſchrift eingeben zu wollen, und die Wei: 
fung des Bifhofs, daß die Geiftlichen jede Eingabe unterlafjen follten, 
fügte man fih und ſchwieg. Nur wenige Geiftlihe, wie der Stadt: 
pfarrer Siegrift, behielten den Muth der Ueberzeugung. Noch immer 
warnte die Mehrheit der Regierung vor jeder Berufung. Nach der Ela- 
ren Beitimmung der Verfaſſung fei dem Erziehungsrath unter Aufficht 
de3 Regierungsrath3 die Leitung des Erziehungsweſens übertragen. Da- 
mit ftehe die Erklärung des Iefuitenprovinzial3, daß die Geſellſchaft 
fih allein die Leitung der Anftalt vorbehalte, in vollftändigem Wider: 
fprud. Im Gr. Rath wußten indeß die Sefuitenfreunde, unter Ein- 
gebung von Siegwart:-Müller, den Ausweg zu finden, daß in einen 
Bertrag mit dem Orden die Bedingung aufgenommen werden follte, daß 
die Gefelihaft ihre Schule der verfaſſungsmäßigen Wirkſamkeit und 
Auffiht der Behörden unterftelle. Damit beruhigten fih die Gegner, 
die nur noch zum Schein opponirten, und das letzte Hindernif fiel. Die 

Regierung wurde jegt mit fürmlichen. Unterhandlungen beauftragt. Die 
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Jeſuiten willigten in jene Bedingung ein, aber ließen fih in dem Ver— 
trage gleichzeitig die Befugniß einräumen: „im Kanton Luzern nad den 
von der Kirche qutgeheißenen Regeln ihres Ordens zu leben und zu wir— 
fen.” Da diefe Regeln ganz unbedingten Gehorfam unter die Befehle 
des Ordensoberen vorfchreiben, fo war die vorbehaltene Aufjicht der Er: 
ziehungsbehörden ein bloßer Trug. Sobald der Vertrag zwiſchen dem 
Erziehungsrath und dem Provinzial Rothenflue vereinbart war, beeilte 
fi der Bifchof von Solothurn, der einerſeits voll Lobes für die bis- 
herige höhere Lehranftalt war und andrerjeit3 den Jeſuiten allen Bor: 
ſchub leiftete, die Uebereinkunft zu genehmigen. So allfeitig fir und 
fertig wurde der Vertrag endlich dem Gr. Rath zur Ratifikation vor: 
gelegt. Setzt hatte fich auch die Negierung befehrt. Alles, was jie frü— 
her gegen die Berufung einzuwenden wußte, die vielfachen Gefahren, 
vor denen fie gewarnt hatte, maren vergejien und mit ungenirter Kürze 
erflärte fie dem Gr. Rath, daß fie nicht anftehe, die Genehmigung zu 
empfehlen. Der Gr. Rath erflärte zwar, daß durch die der Gefellfchaft 
zugejtandene freie Wirffamfeit nach den Negeln des Ordens der ver: 
fafjungsgemäßen. Auffiht der Erziehungsbehörden fein Eintrag gethan 
werden folle. Uber diefe einjeitige Verwahrung gegen einen im Vertrag 
ausdrüdlich zugelafjenen Vorbehalt war nur eine weitere Täuſchung, wos 
mit man das Gewiſſen zu befchwichtigen fuchte oder Sand in die Augen 
ſtreute. Nach einer legten heißen Diskuffion wurde endlich der verhäng— 
nißovolle Beichluß der Berufung mit 70 gegen 24 Stimmen gefaßt. 
Vergebens erflärte Altſchultheiß Kopp die Berufung als einen „Berrath 
am Vaterland“, Der Gr. Rath fprah ihm dafür auf Leu’s Antrag fein 
förmliches Mikfallen aus. Fünf Mitglieder legten eine Proteftation ein, 
welche aber als unitatthaft von der Hand gemwiefen wurde (24, Dit. 1844).*) 


Segenrevolution in Wallis. 


Noch war in Luzern der verhängnigvolle Beihluß zur Berufung 
der Jeſuiten nicht gefaßt, ald in einem anderen Kanton, wo die Jeſuiten 
bereit3 ſeit Dezennien ihren Sit aufgefhlagen hatten, Creignijje ein= 
‘traten, die den tiefiten Eindrud in der ganzen Schweiz hervorriefen. 

Wir haben gefehen, wie ganz Wallis im Jahr 1840 auf Grund: 
lage der Rechtögleichheit refonftituirt wurde, Den langen Wirren folgte 
eine furze Zeit des Friedens und äußerer PVerfühnung. Die Liberale 
Regierung erwarb fich ſowohl durch ihre Mäfigung als ihren befonnenen 
Fortfchritt die Anerkennung aller bejjer gefinnten Bürger. Aber unter . 








*) Siehe: 3. Imhof, Profefjor der. katholiichen Theologie, die Jeſuiten im 
Luzern, wie fie -fanten, wirkten und gingen. St. Gallen 1848, 
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der fcheinbaren Ruhe dauerten die Gegenfähe fort, die ihren Grund 
nicht blos in den politifhen Prinzipien, fondern zum großen Theil auch 
in der Berfchiedenartigfeit der Landestheile hatten, indem Sprade, Cha: 
rakter, geſchichtliche Ueberlieferungen und fo viele hergebrachte Gewohn—⸗ 
beiten die oberen und unteren Thäler von einander trennten, bier bie 
franzöfifche Bevölkerung den neuen been eben fo zugänglid war, als 
dort die deutfche zäh am Alten hing. So lange fich die Reformen mehr 
auf materiellem Boden bewegten und nicht in die Vorrechte der Geift: 
lichfeit griffen, war wenig Oppofition zu fpüren. Uber faum wurde 
der Verſuch gemacht, das Schulmefen aus dem kläglichen Zuftand, in 
welchem es fich unter der ausfchlieklichen Leitung des Klerus befand, zu 
reißen und dem Staat einen gebührenden Einfluß zu fihern, begann 
die pfäffifche Agitation fich zu regen. Ein neues Geſetz über den Pri: 
marunterricht, obgleich e8 der Einwirkung der Geiftlihen noch immer 
fehr viel einräumte und namentlih im Erziehungsrath von 5 Mitglie: 
gern 2 Geiftlihe fein follten, wurde dennoch als antifatholifh und Die 
Rechte der Kirche gefährdend verfchrieen. Bei dem Referendum gelang 
e8 den Umtrieben, das Geſetz zu verwerfen. Gleiches gefhah mit einem 
anderen Geſetz, welches die Militärlaften billiger zu vertheilen fuchte und 
die Befreiung de3 Klerus von der Militärfteuer aufhob. Durch die Ver: 
werfung diefer Geſetze erhielt die liberale Ordnung einen empfindlichen 
Stoß. Die Behörden fingen an, gelähmt zu werden. In Obermwallis 
bildete Be allmählig eine geheime Macht, die gegen den ganzen beftehen- 
den Zuſtand Eonfpirirte. Bald kam die Klöfterfrage und rief weiteren 
Zwiefpalt hervor. In Obermwallis erhob ſich eben fo heftiges Gefchrei 
gegen Aargau, als fih in Untermwallis lebhafte Sympathie für dasfelbe 
zeigte. Der Gr. Rath, von der Priefterparthei gedrängt, inftruirte auf 
Wiederherftellung aller Klöfter und verlegte danıit das liberale Gefühl, 
das fich in verfchiedenen Demonftrationen Luft machte. 

Um diefe freiere Richtung zu ftrafen, griff der Landesbiſchof zu 
einem Akt der Frafieften Intoleranz. Seit längerer Zeit beſtand in 
Unterwallis eine politifche Gefellfchaft, die junge Schweiz genannt, 
die vorgerüdte Ideen befannte und gegen die hierarchiſchen Anſprüche 
kämpfte. Bei der Regeneration von 1840 entwidelte fie größere Thä— 
tigkeit, feit Begründung der neuen Ordnung war fie halb eingeſchlum— 
mert, Plötzlich erhielten alle Pfarrer die biſchöfliche Weifung, die Mit: 
glieder diefer Gefellfhaft als Ungläubige von allen Wohlthaten und 
Tröftungen der Religion auszufhließfen. Durch die Ercommunifation 
aufs Tiefſte empört, traten die Jungſchweizer von nun an dem prieiters 
lihen Anfehen nur um fo fchärfer entgegen. Ohne firhliche Ceremonien 
wurden QTaufen vorgenommen, Chen geſchloſſen, Begräbniſſe gefeiert. 
Die Kurie Ienfte fheinbar ein und ermächtigte die Pfarrer, die Mitglie- 
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der wieder zu den Sacramenten zujulafjen, wenn fie fich jeder Verfügung 
des heiligen Stuhls unterziehen wollten, aber die Jungſchweizer wieſen 
biefe Bedingung mit Beratung zurüd, Ultramontane Umtriebe, die an 
den Xbteien von St. Morik und St. Birnhard eine Stübe hatten, uns 
tergruben allmählig den liberalen Boden auch in einzelnen Thälern von 
Unterwallis, Gemäß einem bifhöflihen Erlaß wurde das jungfchmweize: 
rifhe Organ (Echo des Alpes) von den SKanzeln herab verboten. 
Beichtväter vermweigerten den Lefern dejjelben die Abfolution. In der 
Erbitterung über die Wühlereien ließen ſich die Jungſchweizer zu häufi— 
gen Ercefjen verleiten. Die liberale Parthei fpaltete jich in eine ge- 
mäßigte und eine radikale Richtung, die ſich untereinander befehdeten. 
Der jungen Schweiz gegenüber bildete ſich, mit gleicher militärijcher 
Organifation, eine alte Schweiz, die ganz Oberwalliß umjftridte und 
fih auch in Unterwallis verzweigte. In Mitte der jchroffen Parthei- 
lager verloren die Behörden viel von ihrem Anfehen. Gegenfeitig ge: 
fhahen häufige Gewaltihätigfeiten. Durch die fortwährenden klerikalen 
Schmähungen gereizt, zerjtörten die Jungfchweizer in einem rohen Akt 
die Druderei des ultramontanen Organs, der Simplonzeitung in St. 
Mori (April 1843). 

„ Unter diefen Zerwürfnifien famen die verfaffungsmäßigen Erneue— 
rungswahlen für die oberfte Behörde. Der leidenſchaftliche Wahlkampf 
rief in Unterwallis eine theilweife Aenderung hervor. Die beiden Zeh: 
nen Entremont und St. Morit wählten eifrige Anhänger der Priefter: 
parthei. Oberwallis ftimmte ganz in fonfervativem Sinne. Bei der 
Wahl der Regierung fand zwar die Mehrheit der bisherigen Mitglieder 
(3 von 5) wieder Gnade. Aber unfähig, den retrograden Tendenzen des 
Gr. Raths gegenüber ein liberale Syftem durchzuführen, lehnten Die 
Gemwählten ab. So fam das Ruder in ſchwankende oder reactionäre 
Hände. Bei dem Drängen ber Partheien ftand die oberfte Vollzie- 
Hungsbehörde ohne Energie und Feftigkeit da. Der Priefteranhang wußte 
aus der Schwäche den größten Vortheil zu ziehen. Beftändig ftellte er 
der Regierung dad Schredbild der jungen Schweiz vor und verleitete 
diefelbe zu Maßregeln, die in Unterwallis nur erbitterten und die Unord⸗ 
nungen vermehrten. Eine Amneftie für alle politifchen Vergehen follte 
zwar die Gemüther etwas befchwichtigen. Der Eintritt einer neuen 
Kraft, in die Regierung (Torrent) ſchien auch der liberalen Seite wieder 
einigen Einfluß zu verfchaffen. Aber in Oberwallis fing man an, auf 
eine Gontrerevolution zu finnen, um fi für die Niederlage von 1840 
zu rächen. Unter dem Vorwand anarhifcher Auftritte. in Unterwallis 
bereitete fich bereit3 eine Landfturmbewegung vor. Um dem drohenden 
Ueberfall zunorzulommen, fammelte fih in ben unteren Zehnen raſch 
eine Colonne bewaffneter Freiwilliger unter dem entſchloſſenen Joris und 
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marſchirte auf Sitten, Nur auf das dringende Abmahnen von Morik 
Barmann, dem politifchen Chef der Liberalen, der ſich mit feinem gan— 
zen Anjehen dem Weitermarſch wiberfegte, und auf Maßnahmen der 
gefeßgebenden Behörde vertröftete, woburd die Krebsübel des Staat? — 
die Ammunitäten bes Klerus und der yerwahrloste Volfsunterriht — 
befeitigt werden follten, ſchloß die Colonne eine Art Kapitulation mit 
dem Staatsrath und ließ jich zur Rüdfehr bewegen (30. Auguft 1843)., 
Der Zuſammenſtoß war damit für den Augenblid abgemendet. Die 
alte Schweiz ſchrak vor der raſchen Entſchloſſenheit der Jungſchweizer 
zurüd und ftellte ihre Bewegung ein. Aber im Lager der Liberalen 
brach ftärferer Zwiefpalt aus, da ſich der Vorwurf erhob, daß das Heft 
ohne wirkliche Garantien aus den Händen gegeben fei. Der Gr. Rath 
that nichtS zur Befeitigung der Uebel, in welchen der eigentlide Grund 
der Mißverhältnifie lag. In Bezug auf Die fchreienden Immunitäten 
des Klerus wurde den Wünfchen nur durch eine furdtfame Eröffnung 
an den apoftolifchen Nuntius Rechnung getragen. Diefer lehnte in ge 
wundenen: diplomatifchem Stil jede nähere Cintreten ab und damit 
hatte es fein Dewenden. Statt Verbefjerung bes öffentlichen Unter: 
richts fanctionirte der Gr. Rath die Allmacht der Sefuiten in den Kolle— 
gien und diejenige des Biſchofs in den Primarfchulen in folhem Maße, 
daß die Staatsgewalt nicht einmal das Recht hatte, Kenntnif von ben 
Gründen der Ausmweifung eine Zöglings ober der Entlafiung eines 
Lehrers zu verlangen. Zudem arbeitete man von Seite der reactionären 
Mehrheit auf Beichränfung der Preſſe und Vernichtung der Vereinsfrei— 
beit, fjelbft auf cin Mafjenaufgebot, um die liberale Oppofition nieber: 
zufchlagen. Im diefem Sinne wurde ein Begehren von 29 Mitgliedern 
des Gr. Raths geftellt und an die Regierung gemiefen. 

Unter ſolchen Umftänden ward eine Pazififation zur Unmöglichkeit, 
die Verwirrung nur gefteigert. Während die junge Schweiz fich zu 
ftürmifchen Demonftrationen hinreißen ließ und die Ordnung oft tumuls 
tuariſch ftörte, griff man von Seite der alten Schweiz zum Dolche und 
machte fich wiederholt meuchlerifher Anfälle ſchuldig. Die Priefter traten 
im Namen der gefährdeten Religion verwegener und unbändiger wie je 
auf. In Oberwallis wurden die friegerifhen Rüſtungen zu einem ge: 
waltfamen Schlag immer offener betrieben. Der ultramontane Borort 
Luzern drängte den Staatsrath zu auferordentlichen Mafregeln und ein 
vorörilicher Agent (Bernhard Meyer) ſchürte in geheimer Miſſion. Die 
jogenannten Verteidiger de8 Glaubens fchloffen ihre Reihen in bem 
Grade feiter, als die Freunde bes Fortfchritts die ihrigen öffneten und 
fih in gegenfeitigen Vorwürfen befehdeten. Angefihts der wachſenden 
Gefahr ſetzte eine liberale Berfammlung zu Martina ein Komite nie— 
der, um das Vertrauen unter allen patriotifh gefinnten Bürgern wieder 
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herzuſtellen, die Ausführung der demokratiſchen Grundſätze zu ermögli- 
chen und nöthigenfalls mit bewaffneter Hand jeden Angriff auf die Un— 
abhängigkeit und die Rechte des Volks zurückzuweiſen. Aber das Miß— 
trauen zwiſchen den gemäßigten Liberalen und den entſchiedenen Jung— 
ſchweizern lähmte die Anftrengungen. Das Komite zerjtüdelte fich und alle 
ernitlichen Vorbereitungen zur Vertheidigung unterblieben (April 1844). 

Unterde bradte die alte Schweiz ihren Plan und ihre Angriffs: 
mittel zur Reife. in tüchtiger Offizier, Wilhem von Kalbermat: 
ten, jrüher Kapitän in franzöfifchen Dienften, bei der Bewegung von 
1840 in den Reihen der liberalen Unterwallifer, dann zu der alten 
Echweiz übergetreten, erhielt von den Häuptern der Reaction den Auf: 
trag, in Oberwallis die bewaffnete Macht zu organifiren. Wo die Be- 
völferung noch widerftrebte, wurde fie mit allen Mitteln zum Freimilli- 
gendienft gezwungen. Die Regierung, halb ſchwankend, halb in die 
Verſchwörung eingeweiht, fam mit zweideutigem Spiel zu Hülfe. Der 
Gr. Rath follte fi außerordentlicher Weije verfammeln, um die ver: 
langten Mittel zur Unterdbrüdung der Oppofition zu berathen. Die 
Regierung ergriff jetzt plötzlich Maßregeln, als ob der ganze Kanton in 
Brand gerathen fei. Unter dem Vorwand neuer Unordnungen in den 
unteren Zehnen — mo ein meuchlerifches Attentat von Seite der Prie— 
fterparthei die Jungſchweizer zu argen Aften der Vergeltung trieb — 
bot fie Truppen auf, um St. Morik zu befeßen, rief eidgenöffifche 
Intervention an (4. Mai) und drang wiederholt in den Vorort, 
die Hülfe zu befchleunigen (6. Mai). Zugleich verbot fie im Kanton 
jede Bewegung bemwaffneter Mannfhaft ohne den Befehl des Staats: 
rath8 und machte es allen Gemeinden zur Pflicht, duch ihr Kontingent 
oder ihre Landwehr jede ſolche unrehtmäßig bewaffnete Truppe zu be= 
fämpfen und anzuhalten. Der ultramontane Vorort beeilte fih, dem 
Hülfsbegehren zu entfprechen, ernannte zwei NRepräfentanten, bot Trup- 
pen von Puzern, Uri, Zug, Unterwalden, Bern, Freiburg und Waadt 
auf und übertrug den Oberbefehl an den Oberſt Salis- Soglio. 

Da die Kunde einer ſolchen bewaffneten Intervention, in einem 
Augenblick, wo noch keine ernſten Unruhen ausgebrochen waren — über 
die einzelnen Auftritte in den unteren Zehnen waltete gerichtliche Unter— 
ſuchung — nothwendig den höchſten Lärm bei der liberalen Bevölkerung 
hervorrufen mußte, ſchrak die Regierung vor ihrer eigenen Maßregel 
zurück und verläugnete die Anrufung der Inter vention, indem ſie in 
Sitten unter Trommelſchlag fälſchlich bekannt machte, daß ſie weder eid— 
genöſſiſche Truppen noch Repräſentanten verlangt habe. Unter dieſen 
Umſtänden erließ das Komite von Martinach einen Aufruf an das Volk, 
warnte vor „Meineid und Verrath“ und mahnte, auf der Hut zu ſein. 
Der dadurch betroffene Staatsrath gerieth in die äußerſte Leidenſchaft. 
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Als. fih der Gr. Rath verfammelte (14. Mai), fchilderte er ben Zur 
ftand des Landes in den fchwärzeften Farben und erklärte, feine Wirk: 
famkeit fo lange einzuftellen, bi3 der Gr. Rath über die Beſchuldigun— 
gen des Martinahere Komite's entfchieden habe. Das halb Hinter dem 
Rüden, bald im Einverftändnig mit der Regierung gefponnene Complott 
konnte jih nun frei entwideln.. Im Sturmfchritt genehmigte die Mehr: 
heit des Gr. Raths alle getroffenen Mafregeln, ſprach der Regierung 
den Danf aus und erflärte das Komite von Martina — weil aufrührerifc 
und verfajlungswidrig — al3 aufgelöst. Nach aufgehobener Sitzung 
wurde dann — unter den Aufpizien eines vorörtlihen Agenten (Bern; 
hard Meyer), der im Geheimen dad Beglaubigungsjchreiben als eidge- 
nöſſiſcher Kommiſſär bei fi trug — contrerevolutionärer Klub abge: 
balten. Bon biefem Klub aus erlic Adrian von Courten, Sohn des 
Grofrathspräfidenten und Präfident des Zehnen von Siders, fofort ein 
Kreisfchreiben an die Gemeinden dieſes Zehnen, worin laut angeblichem 
Beihluß der „höheren Behörde” allen Korps der organijirten Freiwilli— 
gen die Ordre ertheilt wurde, fi nah Siders zu begeben, um von da 
unter dem Commando von Kalbermatten weiter zu marfhiren (17. Mai).*) 
Bon Seite der liberalen Oppofition im Gr. Rath darüber befragt, ob 
die Regierung eine folde Ordre erlaffen habe, erflärte ſowol der Staats: 
rathspräſident wie der Militärdireftor, daß dieß nicht gefchehen fei und 
die Erecutivbehörbe einzig die in dem Hauptort verfammelten Milizen 
unter die Waffen gerufen babe. 

Angefiht3 des eigenmäcdhtigen Aufgebot8 und bei dem drohenden 
Ueberfall, rief nun der Präfident de Martinacher Komite's (Morik 
Barmann), geftügt auf den früheren Erlaß der Regierung, wornach es 
allen Gemeinden zur Pflicht gemacht wurde, unrechtmäßig aufgebotene 
Truppen zu befämpfen und anzubalten, bie Freiwilligen der weſtlichen 
Zehnen unter die Waffen, um den Hauptort des Kantons gegen ben 
anrüdenden Randiturm von Oberwallis zu fügen (in der Nacht vom 
17. auf 18. Mai). Hinterher fanktionirte die reactionäre Mehrheit des 
Gr. Raths in geheimen Situngen und mit Umgehung aller parlamen- 
tarifhen Formen — nachdem die liberale Oppofition ſich entfernt Hatte 
— mad von dem contrerevolutionären Klub audgegangen war. Es 
wurde befchlofjen, die fogenannten aufrührerifchen Gemeinden zu befeten, 
der Regierung eine auferordentlihe Kommilfion von drei Mitgliedern 
(W. v. Kalbermatten, Adrian v. Courten und Großrath Luder) bei— 
zugeben, und W. v. Kalbermatten zum Oberbefehlshaber der Land» 
wehr und der organifirten Freiwilligen ernannt. Ein von 39 Mitglies 


*) Ein gleicdyer Aufruf, von den Deputirten des Zchnen Leuk unterzeichnet, 
war ſchon am 16. Mai abgegangen. 
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dern unterzeichnetes Manifeſt erklärte zugleich, daß den anarchiſchen Zu— 
ſtänden durch ein „eiſernes Regiment“ ein Ende gemacht werden müſſe. 
Zur Leitung der kriegeriſchen Bewegungen erhielt v. Kalbermatten faſt 
dictatoriſche Gewalt. Es ſollte ihm freiſtehen, alle Theile des Kantons 
zu beſetzen, die er zu unterwerfen für gut finde. 

Unterdeß hatten ſich auf den Ruf von Moritz Barmann raſch Frei: 
willige geſammelt. 500 Mann mit einer Kanone ftanden bereits ganz 
in der Nähe von Sitten, 200 befanden ſich in der Stadt, aber ohne 
Waffen. Die von oben herabrüdende Glaubensarmee war noch etwas 
urüd. Das Korps der Unterwallifer fonnte in den Hauptort einrüden 
und ſich des Arſenals und der Regierung bemächtigen. Um Zeit zu ge: 
winnen, wußte man e8 indeß von reactionärer Seite einzurichten, daß Regie— 
rungscommifläre gefchit wurden, um den Marfch beider Kolonnen auf: 
zuhalten, alle Freiwilligen in Sold zu nehmen und jceinbar zmwifchen 
den Partheien zu vermitteln. Der Kommandant der Untermallifer, voll 
loyalen Vertrauens, in feinen Entfhlüffen nicht durchgreifend genug, 
fieß fich verloden. Während er unterhandelte und ftehen blieb, rüdte 
Kalbermatten mit feiner Avantgarde ungehindert in Sitten ein. Eine 
Abtheilung der in der Stadt befindlichen Milizen wollte ſich dem Ein: 
marſch entgegenftellen und entjchloffen Widerftand Ileiften, aber der Mi: 
Yizinfpeftor eilte herbei und rief dem Hauptmann zu: „Im Namen 
Gottes laſſen Sie nicht feuern, ziehen Sie fich zurück.“ So fiel der 
Hauptort in die Hände der reactionären Armee. Die liberalen reis 
willigen, ftatt fühn vorwärts zu gehen, waren verrathen. Dem Kom: 
mandanten Barmann blieb nichts übrig al3 fich mit feinen Streitkräften 
zurüdzuziehen und in Verbindung mit weiteren Verſtärkungen von Un: 
terwallis eine feite Stellung einzunehmen. *) 

Die ganze Macht von Kalbermatten, über 6000 Mann, deren Or: 
ganifation feinen Zweifel ließ, daß fie lange mit militäriiher Umficht 
vorbereitet war, rüdte in drei Kolonnen den Unterwallifern nad. Bei 
Ardon fuchten diefe, faum 1500 Mann ftark, in der Eile zufammenge- 
rafft und nur mangelhaft bewaffnet, Widerftand zu leilten. Nach eini- 
gen Gefechten mußten fie indeß die Pofition aufgeben, da fie Gefahr 
liefen umgangen zu werben, Noch hoffte man fich weiter unten in 
Mallis behaupten zu können. Von der benachbarten Waadt wurde Zus 
zug von Freifhaaren erwartet. Die Abbrennung der Brüde von Rid— 
des hielt die Armee von Kalbermatten in ihrem Marfche auf. Uber die 
Zerrifienheit in Unterwallis jelbft gab den entfcheidenden Ausſchlag. Die 
alte Schweiz hatte ihre Anhänger in einzelnen weltlichen Thälern be: 
waffnet. Ein Corps von 400 Mann unter dem Commandanten Jo ft 


®) Siehe: Maurice Barmann, 1a Contrerevolution en Valais (von Dr. 2. 
Snell überjegt und mit Zugaben begleitet. Zürich und Winterthur 1844). 
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bielt das Defils am Trient, zwifhen Martina und St. Morik, bes 
fett. Aufwärts ziehende Schaaren von Jungfchweizern waren hier durch 
Schüffe aus dem Hinterhalt gewarnt worden, aber feine Anftalten wa— 
ren getroffen, um fich des wichtigen Pafjes zu verfihern. Jetzt war ber 
Rüden bedroht und das Defilé mußte genommen werden. Zu diefem 
Zwecke theilte Mori Barmann feine Streitfräfte in zwei Kleinere Co— 
lonnen. Die eine diefer Colonnen, von Joris geführt, drang, der 
Simplonftraße folgend, nur zu raſch, gegen die über den Trient führende 
Brüde vor und fuchte die Altſchweizer aus der bier eingenommenen 
Stellung zu vertreiben. Aber das mörderifche Teuer der gegnerischen 
Schützen hinter den Mauern und der gebedten Brüde, ſowie von un: 
zugänglichen Felſen herab vereitelte alle Anftrengungen. Vergebens bot 
Joris wiederholt dem Tode Trotz, um mit dem Bajonnet anzugreifen 
und dur den Strom das linfe Ufer zu gewinnen. Es war ihm nicht 
möglich die zum Theil ungeübten und an die Disciplin eines Gefechtes 
nicht gewöhnten Freiwilligen zufammenzuhalten. Nur eine Schaar durch— 
watete den Xrient mitteljt Fuhrten, aber wurde jenſeits des Stromes 
durch das feindliche Feuer außeinandergefprengt, Entmuthigt und in 
Unordnung wich das übrige Corps nah Martina zurüd. Die ganze 
Artillerie von vier Gefchügen fiel in die Hände der Sieger. Der Kampf 
war im DVerhältniß der ftreitenden Mannſchaft äußert blutig geweſen. 
Mährend des Kampfes gingen in dem Dorfe Vernayaz mehrere Häufer 
in Flammen auf, angeblih von den Jungſchweizern angezündet, um ben 
Feind aus feiner vortheilhaften Stellung zu loden. Die Muth der 
Altſchweizer richtete fich gegen bie Verwundeten unb Gefangenen, von 
denen mehrere erfchofien oder mafjacrirt wurden, andere nur mit Mühe 
dem Tode entriffen werden fonnten.*) Mittlerweile hatte die Colonne 
unter Mori Barmann felbft, die auf dem rechten Rhoneufer marſchirt 
war, den Fluß in einiger Entfernung unterhalb der Brüde überfchritten, 
aber fam zu fpät, um bie Altfchmeizer in der Flanke oder im Rüden 
anzugreifen. Die Niederlage des einen Corps brachte auch die andere 
Truppe in vollitändige Auflöfung. Der größere Theil flüchtete auf 
Savoyer oder Waadtländer Boden. Cine Waabtländer Freifhaar von 
3 bis 400 Mann, die zu Hülfe ziehen wollte, mußte unverrichteter 
Dinge über die Gränze zurüdfehren (21 Mai). Kämpfe im Thale von 


*) Nach Rilliet (Le Valais de 1840 & 1844. Lausanne 1845) dauerte das 
früh mit Tagesanbruch begonnene Gefecht eine Stunde. Zuſammen ftanden fich 
etwa 700 Mann gegenüber. Bon jungjchweizeriiher Seite wurden 24 getübtet 
oder mafjacrirt (unter den Gefallenen befand ſich Oberſtl. de Nuce). Die Alt. 
fchweizer zählten wohl 8 Todte. Gegen 70 mochten im Ganzen verwundet fein- 
Salis-Soglio in feinen „Blättern aus der Brieftaiche eines eidgenöfftichen 
Dffizier” berechnet den Berluft der Jungichweizer an Todten nad) Angabe ber 
Sieger offenbar zu hoch auf 56, dagegen die gemeinjame Zahl ber Bermundeten zu 
niedrig auf 22. 
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Entremont zwifchen den beiden Partheien waren gleichfalls zu Ungunften 
ber Jungſchweizer ausgefallen. Aller weitere Widerftand von Seite von 
Unterwallig mußte aufhören. Die ganze Heeresmacht von Kalbermatten, 
in guter Zucht und Ordnung gehalten, konnte ungehindert vorrüden 
und den ganzen unteren Theil des Kantons bis an den Genfer See 
bejegen. 

So war die Ruhe wiederhergeftellt, aber ausschließlich zu Gunſten 
ber Reaction und auf Koften aller freifinnigen Grundfäte. Die Jung- 
ſchweizer allein wurden zu Aufrührern gejtempelt. Der Verfhmwörung 
ber Altfchweizer, die fih Hinter dem Rüden der Behörden zu dem Ueber: 
fall vollftändig organifiren und im entfcheidenden Augenblid die Zügel 
ergreifen konnten, ward der Mantel der Legalität umgehängt. Die kle— 
rikale Parthei in der ganzen Schweiz und mit ihr die Konfervativen 
frohlodten über den glänzenden Sieg der fogenannten Ordnung. Der 
Biſchof von Sitten ließ in allen Kirchen ein Tebeum fingen. Den Se: 
fuitenmiffionen war es hauptfädhlich zu verdanfen, daß auch ein Theil 
der Unterwallifer Bevölkerung bis auf's Aeußerfte fanatifmt war und 
fi in Wuth gegen die liberale Parthei kehrte. Der Prior von St. 
Morik konnte auf öffentlicher Kanzel begeiftert außrufen: „Der ruhm- 
volle Sieg am Trient ift eine That der Gefellichaft des Glaubens.” 
Die Regierung, die vorher Halb ſchwach und willenfos, Halb verräthe: - 
riſch geweſen war — der liberale Torrent war ausgefchieden — nahm 
jet wieder den Ton der vollften Autorität an. Der „General“ von 
Kalbermatten erhielt als gefeierter Sieger einen Ehrendegen zum Ge: 
ſchenk und wurde in den Staatsrath befördert. Der Gr. Rath feßte 
fih über Verfaffung und Gefeß hinweg und errichtete ein Ausnahms— 
tribunal zur Beurtheilung der Preß- und politifhen Vergehen. Alle 
Führer und thätigen Theilnehmer am bewaffneten Widerftand wurden 
ala „Rebellen” zur Verantwortung gezogen, den „aufrühreriichen” Ge— 
meinden eine Kontribution auferlegt, mobile Colonnen zur Aufrechthaltung 
ber ftrengften Ordnung eingerichtet, die Liberalen entwaffnet, ihre Organe 
unterdrüdt, die junge Schweiz aufgelöst, während die alte Schweiz fort: 
beitehen und Kanonen aus dem Arjenal nach Oberwallis führen konnte, 
Beamte arf das Willführlichfte abgeſetzt, Verfolgungen aller Art ange: 
hoben und oon dem Bifchof felbft das Firchliche Gebet für die Seelen 
ber getödteten Jungſchweizer unterfagt. 

Während aller diefer Ereignifje war die zuerft eingeleitete eidgenöf- 
ſiſche Intervention jeden geblieben. Die vorörtlihen Maßregeln hatten 
in der ganzen liberalen Schweiz einen Schrei des Unwillens hervorge- 
rufen, da e8 zu Mar am Tage lag, daß die Intervention nur zur Un: 
terdrüdung ber einen Parthei dienen follte. Die Regierung von Bern 
ſprach dem Vorort die bundbesgemäße Befugniß zu einer folchen bewaff: 
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neten Dazmifchenfunft geradezu ab, weil es nirgends bargethan fei, daß 
fi die Regierung von Wallis wirflih außer Stande befinde, die Ruhe 
und Ordnung durch die gefeßlichen Mittel aufrecht zu halten, die bedrohte 
Regierung felbft fih an feinen der benachbarten Kantone um Hülfe ge: 
wandt habe und der Vorort ohne Vollmacht der Tagfagung nicht befugt 
fei, von fih aus ſolche Mafregeln zu ergreifen (eine Anficht, der aud) 
Zürich im Wefentlichen beitrat). _ Bern weigerte fi deßhalb nicht nur 
die von ihm verlangte Artilleriefompagnie aufzubieten, ſondern mollte 
einftweilen auch den Durchmarſch anderer Truppen über fein Gebiet nicht 
zugeben. Waadt begnügte fi aus ähnlichen Gründen die Truppen- 
ftellung zu verweigern. Auf den Wunfc der Wallifer Regierung wandelte 
der Vorort felbft das Aufgebot in eine Piketſtellung um. Von den beiden 
ernannten Repräfentanten — Schmid von Uri und Burdhardt von Bafel 
— lehnte der letztere ab, ebenfo Landammann Blöfh von Bern, der an 
die Stelle treten follte. Der Vorort fandte hierauf wieder den Luzerner 
Staatöfhreiber Bernhard Meyer, zunächſt als „Berichterftatter” ober 
geheimen Agenten, der mit an den Fäden der Verſchwörung fpinnen 
mußte und fein Beglaubigungsjchreiben erft aus der Taſche zog, als der 
Schlag gefallen war. Mittlerweile änderte fi aber der Sinn der Be- 
börden in Wallis. Die Regierung hatte die eidgenöffifche Intervention 
angerufen, als fie ih die Kraft nicht zutraute mit eigenen Mitteln die 
liberale DOppofition niederzufchlagen. Sobald die Reaction Meifter war, 
wollte man freie Hand haben und lehnte deßhalb jede weitere Dazmi- 
ſchenkunft ab. Die Repräfentanten fonnten wenig oder gar nidt in 
Wirkfamkeit treten. ALS die Heeresmacht von Kalbermatten nah dem 
unteren Wallis rücdte, zahlreiche Flüchtlinge auf Waadtländer Boden 
famen und hier die Aufregung flieg, ſchickte Waadt Truppen an bie 
Gränze und ftellte fie auf Begehren von Salis:Soglio unter eidgenöf: 
fifches Commando, aber unter dem Vorbehalt, nad Umständen jelbit 
darüber verfügen zu können. Alte Einwirkungen auf die fiegreiche Par: 
thei in Wallis mußten ſich darauf befchränfen, einige Mäßigung zu em: 
pfeblen. 

Für die Tagfakung bildete Die Angelegenheit den Stoff zu wieder: 
holten Zänfereien. Zuerft in einer auferordentlichen, dann in der unmit— 
telbar folgenden orbentlichen Situng plabten die Meinungen der Stände 
heftig aufeinander, ohne daß ein beftimmter Beſchluß gefaßt werben 
konnte, Das Benehmen des Vorort? wurde nicht gebilligt, aber aud 
nicht getadelt. In Bezug auf die Frage, ob Bern und Waadt das 
bundesgemäße Recht hatten, die Truppenftellungen zu verweigern, wurde 
nicht Ja aber auch nicht Nein gejagt. Ueber die zweideutige oder pro= 
vozirende Rolle des eidgenöſſiſchen Kommiſſariats konnten fich die meiften 
Geſandtſchaften aus Mangel an Inftruftion nicht ausſprechen. Anträge 
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auf Empfehlung von Amneftie, Abfendung eidg. Nepräfentanten zur 
Unterfudung der Zuftände in Wallis 2c. fanden Feine hinreichende Unter: 
ftügung. Die Mehrheit der Tagfakung erfannte blos, daß es überflüffig 
geworden fei, fih noch in die inneren Angelegenheiten im Wallis zu 
mifhen. Die fructlofen Erörterungen ftellten am Ende nur die Ber: 
fahrenheit des Bundes in ein grelles Licht. 


Tiefen und dauernden Eindrud machte dagegen das „Blutbad am 
Trient“ auf die freifinnige Bevölferung der ganzen Eidgenoffenfchaft. 
Im Berner Gr. Rath verlangte der greife Fellenberg in einer von 
jugendlihem Feuer durchglühten Rede (es war die lette Staatsrede des 
großen Pädagogen) fofortiges Einfchreiten in Wallis „zur Befreiung der 
dortigen Menfchheit von der Schmach der efuiten“. Als an dem eid— 
genöffiihen Freiſchießen zu Bafel im Juli 1844 — wo die 400jährige 
Feier der Schladt von St. Jakob begangen wurde — Schützen von 
Oberwallis mit einer Fahne erfchienen, die an das vergofjene Blut er: 
innerte, erhob fich ein gewaltiger Sturm. Die Fahne mußte von ber 
Fahnenburg entfernt werden und die Schützen fahen ſich genöthigt heim- 
zufehren. 

Unterbeß jchritt die Reaction in Wallis felbft weiter fort. Da 
Oberwallis die bisherige Verfaſſung als eine aufgebrängte anfah, mußte 
fie geändert werden. Zwar fonnte man hierbei die Nechtögleichheit in 
Bezug auf die Vertretung nicht mehr aufheben. Dagegen ging die Re: 
pifion weiter in die theofratifche Richtung. Der Klerus erhielt einen 
Repräfentanten mehr im Gr. Rath. Der Stellung des Biſchofs fiel 
wieder größeres Gewicht zu. Alle Rechte der Geiftlichleit, damit auch 
bie heillofen Immunitäten, wurden garantirt *), den Proteftanten aller 
Gottesdienst, felbft der jtille Hausgottesdienft, verboten. Der Bijchof 
und der Chorrherr de Rivaz fpraden im Gr. Rath den Sa aus: 
„Das Gegenreht der Toleranz ift gegen die Grundgefege der katho— 
lifchen Kirche; diefe verbietet die Toleranz, weil fie die allein wahre iſt; 
die proteftantifche Kirche kann fie nicht verbieten, weil jie nicht jagen 
fann, daf fie die allein wahre iſt.“ Für Preß- und politifche Vergehen 
wurde ein bejonderes Gentralgeriht aufgeftellt. Der Unterricht Fam 
noch ausfchließlicher in die Hände des Klerus. Die Staatögewalt gab 
jede Aufjiht preis. Alle Saat, die unter der liberalen Ordnung für all- 
mählige Bildung des Volkes ausgeitreut war, wurde von den Priejtern 


*) Bon diefen Immunitäten heißt e8 in der bereits angeführten Schrift von 
Barmann: „Der Klerus in Wauis hatte einen privilegirten Gerichtsſtand nicht 
blos für alle Eiviliachen, fondern auch für die Verbrechen, die er beging. Priefter 
verübten die Verbrechen des Kindsmords, Strafenraubs und Betrugs: der Biichof 
ließ fte einſtecken und dann entwiichen. Man hat fein Beifpiel einer einzigen 
Ahndung.“ 
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zertreten. Die Jeſuiten Tonnten über Alles gebieten. Ein finfterer 
Schatten legte fih über das ganze Land. Der Kanton ward ein Glied 
ber ultramontanen Kette und ſchloß fi den Ständen an, bie bereits 
den Grund zu einem Sonderbund gelegt hatten. Bon der unterbrüdten 
Parthei mußten Hunderte flüchtig bleiben. Das niedergefegte Spezial: 
gericht fällte die härteften Kontumazurtheile. Gegen Morik Barmann 
wurde zwanzigjährige, gegen Joris fünfzehnjährige Gefängnifftrafe ver: 
bängt u. f. w. Dazu waren fämmtliche Kriegskoften zu bezahlen. Auf 
Joſeph Hyacintd Barmann fiel eine befondere Entſchädigung von 35,000 
Franken. Morand, Redaktor des Alpenecho, wurde wegen Prefvergehen 
außer anderen Strafen aud mit „Infamie“ belegt. 


Der erfte Freiſchaarenzug 


Die Gegenrevolution in Wallis mußte dazu dienen, die Gemüther 
in der Schweiz weiter zu entzünden und die Partheien in immer ge: 
waltfamere Richtung zu treiben. Bald folgte ein anderes Drama in 
Luzern, das in mehr als einem Akte fpielen follte. 

Am 24. Dft. 1844 war der verhängnißvolle Beſchluß zur Berufung 
der Jefuiten gefaßt worden. Diefer Beſchluß unterlag no dem Veto 
des Volls, da ed der Oppofition bei Entwerfung der Verfaſſung gelun: 
gen war, eine Beitimmung durchzubringen, wornach gegen Einführung 
„neuer Korporationen“ das Bolt Einjprache erheben durfte. So ſchwer 
aud ein Beto nah den hemmenden Beftimmungen der Verfaſſung durch— 
zuführen war, ergriff die liberale Parthei doch das Mittel, um die un, 
heilvollen Folgen der Berufung abzuwenden. Sie ſtützte ſich dabei be: 
fonder8 auf die Verlegung der Verfaffung, da die Leitung der dem Or: 
den übergebenen Anftalt der verfaffungsmäßigen Aufficht der Erziehungs: 
behörden entzogen war. Der trügerifche Vorbehalt konnte das im Ber: 
trag ausdrücklich zugeftandene Recht, wornach die Geſellſchaft frei nad 
ihren Regeln leben und wirken durfte, nicht auslöfhen. Dazu kamen 
andere Verlegungen und Nechtswidrigfeiten, wie die Weberlafjung ber 
Pfarrei in der Kleinftadt Luzern an den Orden, die Ausrüftung mit 
Fonds, die jtiftungsgemäk zu anderen Zwecken dienten, die ganze Aus: 
nahmaftellung, die den Jeſuiten angemwiefen wurde. 

Sobald die Betoverfammlungen begannen, febte die Jeſuitenparthei 
alle Hebel in Bewequng, um die Bürger einzufchüchtern oder irre zu 
führen. Der Ngitator Leu, der nicht ruhte, bis feine Aufgabe vollendet 
war, erließ einen Aufruf, der in 20,000 Eremplaren dur den ganzen 
Kanton verbreitet wurde. Eine Anzahl von den erſten Magiftraten un: 
terzeichnete ein „Wort zur Belehrung,“ worin fie — gejtüßt auf die 
Schlußworte der päpftlichen Wiederherftellungsbulle — die „Ungnade 
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des allmächtigen Gottes” auf alle diejenigen herabriefen, die dem vor: 
ber Kirche fanctionirten Orden entgegentreten würben. Bon vielen Kans 
zeln herab wurde gegen die Widerfadher der frommen Gefellichaft als 
„Zodjündige und der Hölle Würdige“ geeifert. Als es Dagegen der 
Stadtpfarrer Siegrijt wagte, feine freie Weberzeugung auszuſprechen, 
wurde er wegen Mißbrauch der Kanzel verflagt und zur Refignation ges 
nöthigt. Zwar mahnte der Bifchof die Geiftlichkeit, an den Umtrieben 
feinen Theil zu nehmen, fondern die Gemüther zur Sanftmuth und Ruhe 
zu flimmen. Allein man gab dem Volke vor, ed fei mit diefer Weifung 
nur verboten, etwas gegen die Jejuitenberufung zu fagen und fuhr mit 
gleihem Eifer fort, für diefelbe zu predigen. Die konſervativen Gegner 
der Jeſuiten hielten fih aus Partheipolitit von der Vetobe wegung fern. 
Bon Häuptern der Zürcher Septemberparthei fam der Rath, die Sefuiten- 
frage al3 eine untergeordnete zu betrachten und wegen dieſer ja feine 
Spaltung in die fonfervative Parthei zu bringen. Nichtsdeſtoweniger 
wuchs die Zahl der Verwerfenden bis auf nahe an 8000. Die Ge- 
meinde der Hauptftadt insbefondere verwarf mit überwiegender Mehrheit.*) 

Noch vor Ablauf der Betofrift, ala feine Hoffnung mehr vorhanden 
war, daß die Einſprache durchdringen könne, traten liberale Führer aus 
allen Theilen des Kantons im Gafthof zum Adler in Luzern zufammen, 
um zu berathen, was weiter zu thun fei. Die Meinungen fpalteten fich 
bier. Die Mehrheit wollte auf ftreng legalem Boden bleiben, eine Min: 
berheit ſprach fih für das Recht einer Schilderhebung aus, da die Ver: 
faffung — nad der eigenen früheren Erklärung der Regierung — mit 
Füßen getreten fei. Die entſchiedenere Parthei, die fich nicht zur Ruhe 
begeben wollte, beauftragte ein fchon früher niedergefeßtes Komite, den 
Gang der Dinge zu beobachten und nöthigenfall3 zu handeln. Es wur: 


*) Baumgartner jagt als Anwalt der Jeſuiten, daß der Orden fich keines- 
wegs dem Kanton Luzern aufgedrängt habe; von Regierung und Volk fei feine 
Rückkehr in den Kanton verlangt und betrieben worden; bie Jeſuiten felbft hätten 
den größten Widerwillen gezeigt, nach Luzern zu fommen. Der ganze Gang der 
Berufung ftraft dieie Behauptung Lügen. Es bedurfte der äußerſten Mittel der 
Zeiuitenpropaganda, um die Mbneigung und den Widerftand im Kanton zu über— 
winden. Bon allen Seiten fträubte man ſich anfangs dagegen. Trotz aller Prie— 
fterfreumdlichfeit warnte die Regierung vor der Berufung. Die große Mehrheit der 
Geiftlichkeit war nicht einverftanden. Andy viele Koniervative opponirten. Selbft 
Siegwart: Müller wagte es anfangs nicht, die Berufung offen zu unterftigen. Erft 
tie Miffionen und Hebpredigten der Jeſuiten felbft, fowie das unabläflige Treiben 
ihrer ergebenften Werkzeuge konnten das Volk hinreichend fanatifiven. Auch ſo iſt 
e8 zweifelhaft, ob bei einer obligatorischen Abſtimmung fich die Mehrheit wirklich 
für die Berufung ausgeiprochen hätte. Jedenfalls drängte fich der Orden aud) auf 
die Gefahr der blutigften Zerwürfniffe in's Herz der Schweiz. Alle Borftellungen 
in Nom gegen das Hingehen nad Luzern, auch von Toniervativer Seite, wurden 
ſchnöde zurüdgewiejen. 
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den Verbindungen mit Patrioten in den benachbarten Kantonen ange: 
fnüpft, um ſich der Mithülfe bei einem Unternehmen zu fihern. Eine 
ftarke und thätige Sympathie fing um diefe Zeit an, fich mehr und mehr 
über die Schranten der Kantone hinweqzufegen, um gemeinfam zufam: 
menzujtehen, wo die gleichen Intereſſen der Freiheit, des confeffionellen 
Friedens und der nationalen Zufammengehörigkeit bedroht waren. Die 
Jeſuitenfrage wurde als eine Lebensfrage nicht blos für den Kanton 
Luzern, fondern für die Zukunft der ganzen Eidgenofjenfchaft angejehen. 

Die fteigende Erbitterung ließ die Regierung eine nahe Erhebung 
ahnen; jie bereitete ſich vor, diefelbe zu vereiteln. Herausforderende Maß— 
regeln beſchleunigten den Ausbruch. In dem liberalen Städichen Willifau, 
nicht weit von der Berner Grenze, befand fich ſeit 1831 grobes Geſchütz 
ſammt Munition, das bei einem Aufſtand Dienſte leiſten konnte. Plötz— 
lich wurde die Gemeinde von einer bewaffneten Bande aus der Nach— 
barſchaft, auf geheimes Geheiß der Regierung, überfallen, in der Abſicht, 
die Kanonen fortzuführen. Die Bürger rafften ſich zuſammen und wehr— 
ten den Ueberfall ab. Die ganze Umgegend kam in Allarm. Mehrere 
liberale Gemeinden errichteten Bürgergarden. Die Aufregung theilte ſich 
den benachbarten Kantonen mit. In Bern bot die Regierung Truppen 
auf und ließ dieſe an die Grenze von Luzern rücken. Das Widerftands: 
fomite war bis dahin noch unfchlüffig gewefen, jest Hielt e8 den Mo: 
ment geeignet, um einen Schlag auszuführen. Die Lofung zur bewaff: 
neten Erhebung wurde gegeben, aber in übereilter Weife die Zeit der 
Ausführung des Unternehmens ſchon auf den folgenden Tag — Sonn: 
tag, den 8. Dezember 1844 — feftgefegt. Aufforderungen ergingen an 
die Landſchaft und in die benadhbarten Kantone. Im der Stadt follte 
der Aufftand beginnen, Zeughaus und Kaferne genommen werden, be: 
waffnete Züge vom Lande die Erhebung unterftüßen und fo die Regie: 
rung zur Abdankung genöthigt werden. Schon hatte indeß die Behörde, 
in Erwartung eines Ausbruchs, die Beſatzung der Stabt verftärft und 
ihre Sigungen permanent erklärt. Zahlreiche Batrouillen durchſtreiften 
Nachts die Stadt. Als die bewaffneten Verſchwornen, früh Morgen? um 
fünf Uhr, auf den Mühleplas, den beftinnmten Berfammlungsort, rüdten 
und eine Schaar derfelben unter Oberftl. Guggenbühler ſich gegen daß 
Zeughaus wenden wollte, ftieß dieſe auf eine Regierungstruppe; auf bei— 
den Seiten wurde gefeuert; die Patrouille wich mit Verluft von einzel: 
nen Todten und Verwundeten zurüd, aber auch die Verſchwornen liefen 
erihroden auseinander. Ein Signal oder Allarmzeichen war nicht vers 
abredet und von den vielen Bewaffneten in den Häufern wagte fi 
Keiner mehr hervor. Kine Abtheilung im Gafthof zum Engel, Hart: 
am Baslerthor, die bei Wegnahme des Zeughaufes und der Kaferne 
mitwirken, das Thor behaupten und den Zuzügen das Einrüden in bie 
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Stadt ſichern ſollte, wurde von Regierungstruppen überrumpelt und ge— 
fangen genommen. Bewaffnete aus den benachbarten Gemeinden, die 
bis vor die Stadt rückten, zerſtreuten ſich, als die Nachricht von dem 
Fehlſchlagen der Unternehmung kam. Von der Regierung wurden ſofort 
zahlreiche Verhaftungen vorgenommen. 

Unterdeß hatte man in den entfernteren Gegenden des Kantons 
die Loſung zur Erhebung zu ſpät erhalten oder war ohne Kenntniß derſelben 
geblieben. Dennoch nahm der Aufſtand noch einen ernſthafteren Charakter 
an. Züge aus dem Hitzkircher und Hochdorfer Amte trafen früh Mor— 
gens auf dem Emmenfelde zuſammen, wo bereits Mannſchaft der Um— 
gegend die über die Emme führende Brücke beſetzt hielt. Auf die Kunde, 
daß in Luzern die Sache verrathen und mißlungen ſei, wagte man es 
nicht, weiter vorzurücken, aber ging nicht auseinander, ſondern zog ſich 
nach Rothenburg zurück, um weiteren Zuzug abzuwarten. Neue Schaa— 
ren famen aus dem Wiggerthal und anderen Gegenden, mit diefen 150 
Freiwillige aus dem Kanton Aargau, an der Spite der fräftig gejinnte 
Regierungsratd Waller, der fein Amt niedergelegt hatte, um dem Ruf 
der bedrängten Luzerner Patrioten folgen zu künnen. Die Brüde über 
die Emme wurde wieder bejeßt und eine Regierungstruppe, die ſich den 
Weg öffnen wollte, um nad der Stadt zu ziehen, mit VBerluft von 4 
Todten und 20 Berwundeten in die Flucht gefhlagen. Raſches und 
muthiges Vorgehen konnte jet zum Erfolg führen. Auf die Nachricht 
von den Vorgängen wurde die Regierung von Schreden erfüllt; eiligft 
fandte fie um Hülfe nah Zug und in die Urkantone, wo die Regierun— 
gen ſchon um Bereitihaft gemahnt waren. Die Garnifon in der 
Stadt erſchien zu ſchwach, um erniten Widerftand zu leiften,; auf Die 
Bürger Eonnte ji die Behörde nicht verlaffen. Die Infurgenten ſtan— 
den nur noch eine halbe Stunde von der unbefejtigten Stabt entfernt 
und befanden fi im Beſitz des zu ihr führenden Hauptpafies. Aber 
auch in den Reihen der letzteren trat Nathlofigfeit ein, obgleich neuer 
Zuzug aus dem Surenthal fam und die ganze Streitmacht ſich jetzt auf 
1000 —1200 Mann belaufen mochte. In einer Verfammlung der 
Führer wollten nur die entjchlofjeneren, wie Waller, vorwärts gehen; 
die Mehrheit der Luzerner ſelbſt ſchrak vor dem Angriff auf die Stadt 
zurüd, weil hier der Aufitand niedergejhlagen war, auch an anderen 
Drten fih die Mannfhaft aufgelöst hatte und im Rücken eine feindliche 
Truppenmadt unter Oberft Göldlin drohte. So trat man den Nüdzug 
an. Einen Augenblid waltete noch der Gedanke, fih nah Surfee zu 
werfen, Hier eine proviforifhe Regierung niederzujegen und weiteren Zu— 
zug aus anderen Kantonen abzuwarten. Aber au diejer Plan warb 
aufgegeben. Die Luzerner Schaaren zerftreuten fih, die Aargauer gin- 
gen über Münfter in ihren Kanton zurüd. Cine Abtheilung Solothur: 
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ner Schüben mit zwei Kanonen, unter Führung des Obergerichtspkäft- 
denten Schmidt und des Polizeidireftord Gugger, fam nur bis Büron 
und mußte wieder umkehren. Auch den nahrüdenden Bajellandichäftlern 
war die Aufforderung zu fpät zugelommen. Aus dem Kanton Bern 
hatten ſich erjt einzelne Freifhärler auf den Weg gemadt. Go war das 
Unternehmen Fläglich gejcheitert. Der Aufftand Hatte im ganzen Kan: 
ton, mit Ausnahme des Entlebuch’s, Unterftügung gefunden. Aber durch 
die übereilte Ausführung konnte die Bewegung nicht ineinander greifen. 
Zu frühe trat Muth: und Rathlofigkeit ein, insbefondere bei ben Ber: 
ſchwornen in der Stadt. 

Durch die Ereigniffe waren die benachbarten Kantone in den größ- 
ten Alların gerathen. Wie Bern hatte au Aargau ſchon bei den erjten 
Unruhen in Willifau Truppen aufgerufen. Die Berner Obſervations— 
linie dehnte fih von Langenthal bis zum Brünig an der Unterwalbener 
Grenze aus. Der Befehlshaber, Oberft Zimmerli, war, wie e& fcheint, 
mit der geheimen Inftruftion verfehen, auf das Begehren einer provi- 
forifchen Regierung fofort in den Kanton Luzern einzurüden. Anderer: 
feit3 ftanden die Urkantone nebjt Zug bereit, Luzern bewaffnete Hülfe 
zu leiten. Bei der Nachricht von dem Ausbruch des Aufitandes und 
auf die Mahnung von Luzern ergriff auch Zürich die umfafjenditen 
Sicherheitmaßregeln, rief gegen 3000 Mann zu den Waffen, verbot 
den Zuzug von Freifhaaren außer dem Kanton, lud die Regierungen 
der öftlihen Nahbarftände zu einer Konferenz nah Züri und war im 
Begriff, au auf Zufammenberufung der Tagſatzung zu dringen. Der 
raſche Ausgang des Unternehmens machte die Maßregeln überflüfjig und 
verhinderte weitgreifende eidgenöffiiche Verwidlung. 

Die Regierung von Luzern konnte ſich von ihrem Schreden erholen 
und ala gebieterifher Sieger auftreten. So ſchwach und rathlos fie 
einen Augenblid geweſen war, jo übermüthig und verfolgungsfüchtig be- 
nahm fie fi nad überftandener Gefahr. Sofort bot fie die ganze 
Militärmaht auf, um ihre volle Autorität zu zeigen. Regierungsrat 
Wendelin Koft wurde als Kommifjär auf das Land geſchickt, um Unter: 
ſuchungen anzuftellen, Berhaftungen vorzunehmen, ftrenge Ordnung zu 
handhaben und den Gemeinden nah Umftänden militärifhe Dccupation 
aufzulegen. Härte und Willführ bezeichneten den Weg des Kommiſſärs. 
Ale Kerker wurden gefüllt, ſelbſt Schulftuben zu Gefängniffen umge: 
wandelt. Täglich mehrte fich dic Zahl der Flüchtlinge, die über die 
Örenze gingen. Das Vermögen der Berfolgten wurde fofort mit Be: 
ſchlag belegt und eine Rieſenprozedur unter Aufftellung eine außeror: 
dentlichen Verhöramts eingeleitet. Der ganze Kanton fand ji wie in 
Kriegszuftand verfegt. Die liberalen Organe wurden ohne Weiteres 
unterdrüdt, Vereine von fehweizerifhen wie fremden Handwerksgeſellen 
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verboten, alle Oppofition gewaltfam niedergeſchlagen. Bon Erteilung 
einer Amneftie wollte der Gr. Rath nichts wiſſen. As Dr. Kafimir 
Pfyffer in der Behörde zu Gunften der zu übenden Nachſicht erklärte, 
daß er die Urheber des Aufftands zwar nach den pofitiven Geſetzen für 
ftrafbar, aber im Uebrigen nicht für Böfewichte halte, erhob fih ein 
Sturm gegen ihn. Der Antrag fiel, ihn aus dem Gr. Rathe auszu— 
ftoßen, was indeß unterblicb. Dagegen bedrohte ein Geſetz für bie 
Zufunft alle Anführer von Freiſchaaren mit dem Tode und 'verpflichtete 
Jedermann, auf fremde Theilnehmer loszuziehen und diefe „ala Gebiets: 
verleger, Räuber und Mörder zu vertilgen.“ Wer einmal wegen ir: 
gend welcher Theilnahme an einem Aufruhr beitraft worden, fam unter be: 
fondere polizeiliche Auffiht. Ferner erließ der Gr. Nath zu Gunften des 
Staats und zum Nachtheil andermweitiger Kreditoren ein rüdwirfendes De- 
kret, wornad) in Beziehung auf das Vermögen der Theilnehmer am Aufitand 
der Staat für die Koften der Truppenaufgebote ein Vorrecht genießen 
follte. Zur eier der glüdlichen Errettung des Kantons murde ein 
jährliches Feſt an dem, der unbefledten Empfängnig der Jungfrau Maria 
gemweihten Tage (8. Dez.) beſchloſſen. Denn „alles Volt fchrieb die 
Errettung der YFürbitte der feligiten Jungfrau zu,“ erzählt Siegwart: 
Müller. 

Mit den Nahbarkantonen, von wo der Aufſtand Unterftügung ge: 
funden hatte, trat Luzern in das gejpanntefte Berhältnig. Dem Ber: 
langen auf Genugthuung für den Landfriedensbruh und Beftrafung der 
Freifchärler wurde (mit Ausnahme von Bafelitadt) von feiner Seite 
entiprochen, weil nad) den meiſten Gefeßgebungen die Gerichte nur zur 
Beurtheilung der innerhalb ihrer Gebiete begangenen Vergehen befugt 
waren und man eigene Angehörige für politifhe Vergehen nicht auslie: 
ferte. Luzern wandte ſich deßhalb an die Eidgenofienfhaft um Erlaß 
von ftrengen Geſetzen gegen die Freifhaaren. Auf die Berner und 
— Regierung wurde der beſondere Vorwurf gewälzt, daß ſie in 

die Verſchwörung eingeweiht geweſen ſeien und durch ihre frühzeitige 
Aufſtellung von Truppen an den a Grenzen die Schilderhebungen hätten 
ermuthigen wollen. 


Vierter Ahſchnitt. 


Don der Zürcher Sepfemberreaction Bis zur Ginführung 
des neuen Bundes (IEIP—ISHEN. 


Die Antijeluitenbewegung. 


Die ultramontanen Erfolge in einem Kanton nah dem anderen, 
die immer erneuten Umtriebe, um den Tagſatzungsbeſchluß in Bezug auf 
die Aargauer Klöfteraufhebung wieder umzuftogen, die Entftehung des 
neuen Sarnerbundes, die blutige Gegenrevolution in Wallis, der Schlag, 
der jetzt auf die freifinnige Parthei in Luzern fiel, die finitere Macht, 
welche fih über die ganze Eidgenofjenfchaft auszubreiten drohte — dieſes 
Alles mußte dazu dienen, die Spannung und Gährung immer höher 
zu fteigern. 

Die Spitze der Firchlich-politifchen Reaction lag in der Berufung 
der Jeſuiten in einem der vorörtlichen Kantone, nachdem der Orden be: 
reit3 in drei anderen Kantonen Wurzel gefaßt hatte. Gegen diefe Be- 
rufung richtete ſich allmählig die Oppofition der ganzen freidenfenden 
Schweiz. Sollte der regenerirte Geift in den Fatholifchen Kantonen dur 
den Jeſuitismus völlig vernichtet werden? Sollte eine römifche Propa— 
ganda fortwährend den fonfejfionellen Frieden untergraben und die Be: 
völferungen in fanatifche Aufregung gegen jeden geiſtigen Fortſchritt ver: 
jegen? Sollte fi die Schweiz in eine fatholifche und proteftantifche 
Hälfte fpalten, alle Eintracht im Bunde ſchwinden und jede Verbejjerung 
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der eidgenöſſiſchen Zuftände zur Umöglichfeit werden ? Dies waren bie 
Fragen, welche die Freifinnigen an allen Orten ftellten und die zu gro= 
ken gemeinfamen Anftrengungen aufforderten. 

Noch ehe der verhängnißvolle Beſchluß in Luzern zur vollendeten 
Thatfache geworden war, entfprang der Gedanke, die efuitenfrage vor 
die Eidgenoffenschaft zu bringen. Der Kanton Nargau, der fih in ſei— 
ner Einheit und inneren Ruhe am tiefften bebroht fühlte, brachte ſchon 
im Sommer 1844 den Antrag an die Tagfakung, den Orden von Bun: 
deswegen aufzuheben und auszumeifen. Seminardireftor Auguftin 
Keller,. der bei der Aufhebung der Klöfter die Fahne vorangetragen 
hatte, gab auch bier den hauptfählichften Sporn und vertrat ala Ge: 
fandter an der in Luzern verfammelten Tagſatzung die Anftruftion fei: 
nes Standes. In umfafjendem Bortrage zeichnete er die Gemeingefähr: 
lichfeit des Drdens von feiner Entitehung bis auf die heutigen Tage. . 
Die Geſellſchaft Jeſu ſei mit unbedingtem Gehorfam einem fremden 
Ordensgeneral unterworfen und dürfe Fein anderes Vaterland fennen, 
als Rom. Durd die Grundfäße ihrer öffentlichen Moral gefährde fie 
jede ftaatliche und gefelfchaftliche Ordnung. Auch die verwerflichften Mittel, 
Alles, was nur zum Ziele ihrer unerfättlichen Herrfchfucht führe, fei der 
Geſellſchaft erlaubt. Ueber vierzig Male fei der Orden aus den ver: 
ſchiedenſten Ländern ausgemwiefen und vom Pabſt felbft einmal — nad 
dem Wortlaut der Bulle „als ausgeartet, unverbefferlih und mit 
bem Frieden, der Wohlfahrt und dem Segen der Kirche und Religion 
unverträglich“ — aufgehoben worden. Nirgends fei er gefährlicher, als in ei: 
nem paritätifchen oder fonfefjionell gemifchten Staate, da er die Befehrung 
ber Keger und die Ausrottung des Proteftantismus als das eigentliche 
Ziel mit allen Mitteln verfolge. Ueberall habe er die blutigen Spuren 
des Religionshaſſes zurüdgelaffen. In der Schweiz felbft fei feine Wirt: 
famfeit immer eine unheilvolle gewefen. Mehr als einmal habe er zu 
blutiger Entzweiung, Religionskriegen und Mordbgräueln geführt. Die 
Erziehung der Jeſuiten tödte jeden republifanifchen und vaterländifchen 
Sinn. Seit der Wiederherftellung des Ordens Habe fich derfelbe nicht 
im mindeften geändert, fondern fei in Form, Geift und Tendenz immer 
der gleiche geblieben. Die Behauptung einer Umgeftaltung fünne nicht 
ſchlagender widerlegt werden ala durch die Worte des Ordensgenerals, 
der die Aufhebung überlebte: „Sie follen fein, wie jie find oder gar 
nicht fein“ (sint ut sunt, aut non sint). Die Befugnig zur Auf: 
hebung und Ausweifung des Ordens in der Schweiz liege im Weſen 
de8 Bundes. Das Gefammtvaterland werde in feiner inneren Ruhe 
und Sicherheit gefährdet. Mach dem Bundesvertrage habe die Tag: 
fagung alle erforderlihen Maßregeln zur Wahrung diefer inneren Ruhe 
und Sicherheit zu treffen. Wenn die Eidgenofjenfchaft wiederholt Vor—⸗ 
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fehrungen in Bezug auf die Preffe und die Frembenpolizei getroffen habe, 
fo fei jie Hiezu noch weit mehr in Bezug auf einen fremden Orden be> 
fugt. Den Rechten der konfeffionellen Religion laufe die Aufhebung 
nicht zumider. Die katholifche Kirche habe fo viele Jahrhunderte Bin: 
durch ruhmvoll ohrte den Orden beftanden. Andere Länder können auch 
jest ohne Jeſuiten ganz gut Fatholifch fein. Von fo vielen erleuchteten 
Kirchenoberen fei der Drden als grundverdorben verurtheilt worden. 
Auch die päbſtliche Wiederherftellungsbulle habe ihn nirgends zur Be: 
dingung des Katholizismus gemacht. *) 

Auf der Tagfagung ſtieß diefer Antrag von Aargau Anfangs noch faft von 
allen Seiten auf Widerſpruch oder Bedenken. Die ultramontanen Wort; 
führer priefen die geſchichtlichen Verdienfte des Ordens, um die Einheit 
des Glaubens, die gelehrte Bildung und die Kenntniß ferner Länder 
und Völker ; fe läugneten die verwerflihe Moral und alle fchlechten 
Tendenzen, die man der Geſellſchaft unterfchiebe; ibentifizirten den Or: 
den mit der fatholifchen Kirche; erklärten die frühere Aufhebung aus 
dem Haß und den Antriguen der zahlreichen Feinde; beriefen ſich auf 
die päbſtliche Autorität, die das Unrecht geſühnt und den Orden in ſeine 
Wirkſamkeit wieder eingeſetzt habe; ſtützten die Berufungen auf die Wünſche 
und Anhänglichkeit der katholiſchen Bevöllerungen; behaupteten, daß die 
bisherige Thätigkeit der Jeſuiten in einzelnen Kantonen der Schweiz den 
Frieden in der Eidgenoſſenſchaft noch in feiner Weiſe geſtört habe, mie, 
fen endlich jede Bundesmaßregel gegen den Drden als eine Antaftung 
der konfeſſionellen Rechte und als einen Eingriff in die Kantonalfouveräni- 
tät zurüd. Siegwart-Müäller als Vertreter Luzern's übernahm die 
Bertheidigung mit dem äußerften Eifer und drohte, daß die fatholifchen 
Kantone den etwa Hingeworfenen Handſchuh unbebenflih aufnehmen 
würden. Von fonfervativer Seite mochte man zwar dem Orden nicht 
dad Wort reben; man mußte zugeben, daß er der Eintracht im Vaters 
land nicht förderlich fei, aber man beftritt die Kompetenz des Bundes, 
den Kantonen in Sachen von Kirche und Schule irgend etwas vorzus 
ſchreiben; man wollte den Orden nur mit den Waffen bed Geiftes be, 
fümpfen, hielt die Sefuitenberufung in Luzern für eine folge ber ber: 
ausfordernden Aargauer Politif in Bezug auf die Klöfter und ſah in 
der Bewegung gegen ben Orden blos die Abficht einer Bundesummäl- 
zung. Die meiften liberalen Stände trugen noch Bedenken oder mod: 
ten ſich noch nicht beftimmt ausfprechen, weil Feine hinreichend erheblichen 
Thatſachen vorlägen, um ein Einfchreiten des Bundes zu rechtfertigen. 
Auch Bern war ohne Inftruftion und wollte erft näher prüfen. Doch 


*) Ueber Aufhebung und Ausweitung des Jeſuitenordens in der Schweiz. 
Bortrag von Auguftin Keller an der Taglagung zu Luzern. Aarau 1844. 
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ſprach der Geſandte Neuhaus bereits feine eigene Ueberzeugung ent— 
ſchieden aus, daß die Tagſatzung auf Grund der Gemeingefährlichkeit 
des Ordens kompetent ſei, Beſchlüſſe zu faſſen. So erhielt der Antrag 
von Aargau einſtweilen nur die Stimme von Baſelland. Mit ſiebzehn 
Standesſtimmen wurde beſchloſſen, nicht einzutreten (20. Auguſt 1844). 

Als indeß die Jeſuitenberufung in dem vorörtlichen Kanton wirk— 
lich erfolgte, die liberale Parthei von Luzern mit völliger Vernichtung 
bedroht- war, Hunderte von Flüchtlingen ihre Leiden und ihren glühenden 
Haß in die Gauen der Eidgenofjen trugen und der ganze Riß fich er: 
weiterte, mußte auch die Jeſuitenfrage wachlen. "Die Bewegung war 
feine blos Eonfeffionelle, die fich der Proteftanten bemächtigte. Die Un: 
terwerfung Luzern's unter die unheilvolle Propaganda erihien vor Allem 
auch ala eine Kriegserflärung gegen den reineren und gebildeteren Ka— 
tholizismus, der von der Theofratie erdrüdt werden follte. Alle libera- 
len Katholiten hatten am gheften von der finfteren Macht zu leiden. 
Die Maffe des Schmweizervolfs wurde immer tiefer duch die Sympatbien 
für die von Luzern und Wallis vertriebenen unglüdlihen Brüder auf: 
geregt. Dazu kam der allgemeine Abſcheu vor der Moral der Jeſuiten, 
der mehr oder weniger zum Bewußtſein gelangte Gedanke, daß die Wirk: 
famkeit des Ordens mit allen politifchen und geiftigen Errungenſchaften 
der Schweiz in dem feindlichften MWiderfpruche ftehe, endlich der Drang 
nach einer innigeren Gemeinſchaft unter den Eidgenofjen, dem fich bie 
römische Politik am hartnädigften widerſetzte. 

Noch herrſchte bei der freigefinnten Parthei großes Vertrauen zu 
der Politif der Berner Regierung, die unter Neuhaus in der Klöſter— 
frage der Reaction Halt geboten hatte. Unmittelbar nad der verun- 
glücten Schilderhebung in Luzern traten — auf den Ruf eines Komite's 
unter Leitung des Regierungsitatthalters Kohler — in Fraubrunnen, 
Mitte Weges zwifchen Bern und Solothurn, gegen 3000 Männer zu: 
ſammen und bejchlofjen in einer Adreſſe die Berner Regierung zu bitten, 
fi) an die Spite der Vertheidiger des durch den einbrechenden Jeſuitis— 
mus gefährdeten freifinnigen Princips zu ftellen und zu dieſem Zwecke 
ih mit den liberalen Regierungen der übrigen Kantone zum vereinten 
Handeln zu verftändigen, ferner eine Vollsadrefie für Ausmeifung aller 
Yefuiten aus der Schweiz an alle Kantonsregierungen in 400,000 
Sremplaren zur Unterzeichnung zu verbreiten, endlich ein Gentralcomite 
niederzufegen und Kantonalvereine zu errichten (15. Dez. 1844). Aehn: 
liches wurde in Zofingen, dann auch in Ans befchloffen, wo Bürger von 
Bern, Freiburg, Neuenburg, Waadt und Solothurn zufammentrafen. 

Einen wejentlichen Einfluß hatte die Iefuitenfrage, wie früher Die 
Klöfterfrage, auf den Gang der Dinge in Züri. Die noch immer 
herrjhende, wenn auch bereits geſchwächte Septemberrihtung kam auch 
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bier wieder mit dem proteitantifchen Bewußtfein in Widerfprud, da fie 
ihre nahen Beziehungen zu den römiſch-hierarchiſchen Beitrebungen nicht 
verläugnen konnte. Aeußerlich trat fie zwar der Berufung der Jefuiten 
entgegen; einzelne fonfervative Staatsmänner warnten auch aufrichtig 
vor den unbeilvollen Folgen; aber die Führer der Parthei Leifteten po. 
litiſch dem Regiment in Luzern allen Vorſchub und wandten ihren Ein- 
fluß auf, damit die Vetobewegung nicht durchdringe. Bon liberaler 
Seite hatte man jchon früher zur Unterftügung des Aargauer Antrags 
auf Ausweifung des Ordens eine von Dr. Ludw. Snel — dem raſt— 
lofen Kämpen gegen den Ultramontanismus — verfakte Adreſſe an den 
Großen Rath zahlreich unterfchrieben, die indeß bei der Behörde noch 
ohne Wirkung blieb. Nah dem unglüdlihen Schlag in Luzern ergriff 
die Zürcher Regierung nur einfeitige Maßregeln, um für alle Fälle cine 
Achtung gebietende Stellung einzunehmen und Ruhe und Ürdnung zu 
handhaben. Gegen die Aufnahme der Jeſuiten in Luzern mollte fie 
feine Schritte thun. Der Bundesbehörde beitritt jic das Necht, unter 
den vorhandenen Umjtänden in die innere Kantonalangelegenheit einzu: 
greifen. Man begnügte fih mit einfachen Wünfchen, daß die Fatholifchen 
Stände von fih aus freiwillig dem Umfichgreifen des Jeſuitenordens 
Schranfen feßen möchten, ohne den Wünſchen irgend welchen Nahdrud 
zu geben. Die ſonſt der Septemberrihtung noch zugeneigte Mehrheit 
des Gr. Raths fing jest an zu wanfen. Die Wahl des liberat geſinn— 
ten Dr. Zehnder zum DBürgermeifter an die Stelle des zurückgetrete— 
nen Bürgermeifter v. Muralt (im fiebenten Sfrutinium unterlag der 
Fonfervative Kandidat, Staatsrat; Bluntfchli, mit 99 gegen 97 Stim— 
men) gab einen erften Fingerzeig. In der Jeſuitenfrage jelbft wurde 
darauf — entgegen den Vorihlägen der Regierung — beichlojien, an 
Luzern das freundeidgenöfiiihe Gefuh um Rücknahme der Jeſuitenbe— 
rufung zu ftellen und dieſes Geſuch durch eine eigene Abordnung der 
Regierung zu unterftügen. Im Fall einer unbefriedigenden Antwort 
follte auf Einberufung einer, auferordentlihen Tagfatung gedrungen 
werden, So milde diefer Schritt war, fo blieb er doch ohne allın Er: 
folg. Luzern wollte unter feinen Umftänden von der Jeſuitenberufung 
laiien, fuhr mit den härteften Mafregeln zur Unterdrüdung der libera- 
(fen Oppofition fort und rüftete fi, um jeden Zwang mit Waffengemwalt 
zurüczumeifen. Bereits war von den Ständen des Sonderbunds ein 
förmlicher Kriegsrath zufammengetreten, worin man übereinfam, daß die 
verbündeten Kantone über die eidgenöfjiihe Skala hinaus Mannjchaft 
unter die Waffen ftellen, die Yandwehr und den Yanditurm ordnen und 
im Falle eines Truppenaufgebot? die Truppen unter luzernijchen Ober: 
befehl ftellen follten. 

Unterdeß fteigerte fich die Antijeſuitenb mierne, Liatod m R 
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Bern, wo um biefe Zeit eine junge rabifale Schule mit neuen Kräften 
und Ideen auf ben Kampfplak trat und in ihrem eben gegründeten 
Organ — der Bernerzeitung — mit allem Nachdruck darauf drang, 
daß die Yefuitenfrage zur eidgenöffifchen Frage gemacht werde. Mitten 
in den Wintertagen, unter Froft und Schneegeftöber, traten immer von 
Neuem Zaufende zufammen — wie namentlih zu Sumiswald (12. 
Kanuar 1845) — um ihre Stimme für die Ausweifung des verderblichen 
Drdens zu erheben. Allmählig reifte der Gedanke, durch die unerhörte 
Gewaltherrſchaft in Luzern gefpornt, dem Jeſuitenbund einen „bemwaff: 
neten Volksbund“ entgegenzuftellen und die Entfcheidung durch eine neue 
allgemeine Erhebung herbeizuführen, falls die liberalen Regierungen oder 
die Tagfagung ſich unfähig zeigen follten, die Jeſuitiſirung des vorört- 
lichen Kantons abzuwenden, In einer Volfsverfammlung zu Herzogen- 
buchfee (19. Jan.) wurde bereit8 erklärt, daß man die Sefuitenfrage 
durch die That entjchieden willen wolle, wenn die Tagfatung zu feiner- 
förberlihen Schlugnahme fommen könne. Bleibe die Berner Regierung 
hinter dem beftimmten Volkswillen zurüd, fo follte eine Kantonalvolfs: 
verfammlung nah Bern berufen werden, um fofort die weiteren nöthi— 
gen Schlußgnahmen zu berathen. In anderen Verfammlungen, wie in 
Wimmis und Zmeifimmen, fprah man fih auf ähnliche Weife aus. 
Die Berner Regierung felbit jandte zwei Abgeordnete, von Tavel und 
R.R. Weber, in verſchiedene Kantone, um mo möglich ein vereinte® 
Handeln an der Tagfakung zu erzielen. Die Bemühungen fcheiterten 
bei den Regierungen in Zürich, Laufanne und Genf; in anderen Kan- 
tonen ſchwankte man; nur wenige Regierungen waren noch zu fräftigem 
Auftreten entfchlofien. 

Im Kanton Zürich erhielt indeß die Bewegung dur die Bevölke— 
rung einen weiteren Sporn. Da das freundeidgenöffiihe Geſuch in 
Luzern feinen Erfolg Hatte, ſah fi die Regierung — mit dem Wechſel 
des Jahres zur vorörtlicden Behörde geworden — nad den Beichlüfjen 
des Gr. Raths genöthigt, eine außerordentliche Tagjakung zufammenzu: 
berufen, um über SHerftellung und Wahrung des Landfriedend zu be: 
rathen. In ihren Anträgen wollte fie vor Allem auf Mafregeln gegen 
die Freifhaaren dringen. In Bezug auf die Yefuitenfrage jollte zwar 
das Recht des Bundes nicht ausgeſchloſſen fein, unter Umftänden gegen 
folde Orden einzufchreiten. Aber bis jet, erklärte man, fei fein Grund 
zu zwingenden Befchlüffen vorhanden. Die Tagfatung möge nur die 
freundeidgenöfjiihe und dringende Einladung an den Stand Luzern rich: 
ten, mit Rüdfiht auf feine hohe eidgenöffiiche Stellung auf die Beru: 
fung zu verzichten. Diefer Halbheit gegenüber fand eine neue .. 
Bolfsdemonftration ftatt. Gegen 20,000 Bürger verfammelten fich auf 
den Auf ber liberalen Führer bei Unterftraß, ganz in der Nähe 
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von Zürih, und befchloffen in ruhiger und würdiger Haltung, nad 
angehörten Reden von Dr. Furrer, Oberft Weiß und Alt-R.R. Fierz— 
in einer Petition an die Staatöbehörbe auf eine Inftruftion zyr Aus- 
weiſung aller Jeſuiten und Vollſtreckung derfelben im Falle der Wider: 
feglichkeit zu dringen. Diefe Petition wurde dur 34,000 Unterfchriften 
bekräftigt; am Schluß fprad fie die ernite Erwartung aus, daß die 
Behörde die Stimme des Volks nicht unbeachtet werde verklingen laſſen. 
Eine konfervative Gegenpetition mit 18,251 Unterfchriften konnte den 
mädtigen Eindrud der Verfammlung nicht ſchwächen. Im Gr. Rath 
blieb die Regierung, nach zweitägigen lebhaften Debatten, mit 95 gegen 
103 Stimmen in der Minderheit. Entgegen ihren Vorſchlägen wurde 
ein Einfchreiten de3 Bundes gegen die Jeſuiten in allen betreffenden 
Kantonen zur Inftruftion erhoben (7. Febr. 1845). Damit madte die 
Frage einen bedeutenden Schritt. Die beiden vorörtlihen Kantone 
Zürih und Bern konnten jet vereint gehen. 


Ammwälzung in Waadt. 


Noch einfchneidender als in Zürich wirkte die Jejuitenfrage in Waadt’ 
wo fie den Anftoß zu einer förmlichen Umwälzung gab. 

Waadt gehörte zu den Kantonen, die nach der Julirevolution einen 
vollen Umſchwung erlebten. Die Verfafjung wurde damals bereit3 auf 
die Grundlage des allgemeinen und unmittelbaren Stimmrechts geftellt. 
Nur die verwidelten parlamentarifhen Formen und der Mangel einer 
angemefjenen Entfhädigung für die Mitglieder des Gr. Naths dienten 
zu einiger Verfümmerung der Repräjentation. Die frühere Phalanı 
einer gefchloffenen Beamtenherrfhaft war gebrochen. Dagegen behielt 
eine alte Schule von gebildeten und einfihtsvollen, aber in ihren An- 
fihten confervativ gewordenen Staatsmännern Hinreichendes Gewicht, 
um die demofratifhe Richtung zu lähmen und dem neuen. Syftem den 
Charakter eines ſchwankenden Juſtemilieu's aufzudrüden. In eidgenöf- 
ſiſcher Beziehung hielt man zäh an der Kantonalſouveranität feſt und 
wollte wenig oder nichts von der Machtvollkommenheit abtreten, Bei 
der Frage der Bundesreform fam von hier eine Sündfluth von Abän- 
berungsanträgen zur Wahrung der kantonalen Hoheit. Die Regeneration 
hatte deßhalb nicht immer eine fo entſchiedene Stütze an Waadt, wie 
fi Hätte erwarten lafjen. Nur nach außen Hin, wie beim Louis-Napo— 
leon-⸗Handel, regte fi) das nationale Gefühl auf das Yebendigjte. An 
ber geiftigen Entwidlung des Volks nagte der mehr und mehr um ji 
greifende Methodismus. Schon die frühere Regierung hatte mit diefem 
von England her eingefihleppten Sektirer- oder Momieräweien zu käm— 
pfen. Die angewandten Mittel der Staatögewalt, wodurch die Gewiſ— 
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fensfreiheit verlegt wurde, gaben der franfhaften Richtung nur größere 
Nahrung. Pest machte fich der frömmelnde Geift auch innerhalb der 
Landestirche geltend. Bielen Pfarrern genügte der regelmäßige Gottes- 
dienst nicht; gleich den Dijjidenten veranjtalteten jie befondere oratvires 
oder Religionsübungen, um eine übertriebene Heiligfeit zu pflanzen. Die 
franfhafte Richtung fand ihre Stütze an den reicheren und vornehmeren 
Klafien zum Aergerniß vieler Bürger. Unter den Einflüſſen derjelben 
bildete fih in dem herrichenden Kreifen eine PVolitil, die mit dem Zür. 
her Septemberſyſtem Aehnlichkeit hatte. In der Klöfterfrage wurde 
auch hier das liberalsproteitantiiche Gefühl verlett. Erſt durch ſtarke 
Demonftrationen ließ fich der Gr. Rath zu einer Inſtruktion beitimmen, 
die fi mit den Zugeftändniffen von Aargau zufrieden ftellte, 

Auch in der Jefuitenfrage nahm man wieder den Standpunft eines 
engen formellen Rechts ein, wornah es dem Bund nicht zuftehen follte, 
zwingend gegen den Orden einzufchreiten. Die confervativen Doctrinärs 
wollten bier, wie anderswo, die Jünger Loyola’8 nur mit den Waffen 
des Geiftes befämpfen, aber in Wirklichteit kehrten ſie auch ihre neiitige 
Spite nicht gegen die Yefuitenparthei, jondern gegen den verhaßteren 
Radikalismus. Vergebens drang ein Abgeordneter Bern's bei den lei: 
tenden Staatsmännern auf ein Einverftändnig zum entjchiedeneren Auf: 
treten an der Tagfakung. In der Bevölkerung machte fich dagegen ein 
anderer Geift geltend. Die blutige Gegenrevolution in Wallis hatte 
bereitö-die lebhafteſten Sympathieen für die dort unterdrückte freifinnige 
Tarthei hervorgerufen. Die Yeluitifirung eines vorörtlichen Kantons 
und die Vernichtung, die jet auch die liberale Oppofition in Luzern 
traf, regten die Stimmung immer tiefer auf. In dem eigenen verhak- 
ten Methodismus erblidte man ein protejtantiiches Abbild des Jeſuitis— 
mus. So wurden zur Kundgebung des Volkswillens VBerfammlungen 
auf Verfammlungen gehalten und eine Ricjenpetition auf Ausmweifung 
des Jefuitenordens in Umlauf gejetst, die ſich mit 32,000 Unterfchriften 
bededte. Die Mehrheit des Staatsraths wollte indek in ihrem Inſtruk— 
tionsvorſchlag nicht weiter gehen, als daß Luzern nöthigenfalls freundlich 
eingeladen werde, dem Frieden der Eidgenofjenjchaft die Einberufung der 
Kefuiten zum Opfer zu bringen. Neue Bolfsverfammlungen, die zahl: 
reichite zu Villeneuve, von 3 bis 4000 Bürgern befucht (2. Februar) 
drängten weiter auf eine entjchiedene Haltung. Aber auch der Gr. Rath 
fonnte es, nach zweitägiger heißer Diskufiion, nur zur Annahme eines 
Mittelantrags bringen, wonach die Einladung an Luzern dringend er: 
laſſen und, wenn derfelben bis zur nächiten ordentlichen Tagſatzung (im 
Juli) nicht entfprochen werde, meitere geeignete Mafregeln vorbehalten 
bleiben ſollten (13. Febr). Diefer Beſchluß, der zu Feiner rajchen Lö— 
fung führte, genügte nicht. Während der Gr. Rath im Schloffe tagte, 
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war ein aus den Volksverſammlungen hervorgegangener Centralausſchuß 
im Gafino vereiniat. Bereits hatte diefer alle Anftalten zu einer großen 
Volkserhebung getroffen. Durch ein loderndes Feuer auf der Höhe des 
„Signals“ wurde am Abend das Zeichen gegeben. Die Regierung hatte 
bisher gezögert Truppen einzuberufen, In der äußerſten Noth ftellte fie 
jet den ganzen Bundesauszug auf's Piket, vief ſechs Bataillone unter 
dem Sommando von Oberſt Bontemps unmittelbar unter die Waffen 
und erließ eine warnende Proflamation. Aber die Mafregeln kamen 
zu fpät; die Lofung zur Erhebung wirkte elektriſcher als das Aufgebot. 
Von allen Seiten zogen Volkshaufen nad der Hauptftadt; von den Mi: 
lizen mifchten fich viele in ihre Neihen. Mit Mühe brachte die Negie- 
vung zwei unvollitändige und dazu unfichere Bataillone zufammen. Am 
Morgen des 14. Februar wuchs die Aufregung in Lauſanne von Stunde 
zu Stunde; auf den öffentlichen Plätzen wurden Freiheitsbäume aufge: 
pflanzt; überall wehten Fahnen mit patriotifchen Jufchriften. Um Mit: 
tag feste fi der revolutionäre Zug, bewaffnet, unter Trommelſchlag 
und flingendem Spiel, von den Abvofaten Eytel und Delarageaz 
geführt, mit jedem Schritt anfchwellend, vom Cafino aus durch die 
Stadt nah dem Rathhaus in Bewegung. Die aufgejtellten Truppen 
itimmten in den Ruf: Vive la libert6 ein oder traten jchaarenmeife 
aus dem Gliede Heraus und fchloffen ſich den Reihen an. Unterdeß 
war die Regierung in banger Erwartung permanent verfammelt. In 
fich getheilt, ohne Mittel ernftlichen Widerftand zu leiften, beichloß fie 
ihre Gewalt niederzulegen. Die beiden Staatsräthe Druey und Blan— 
henay erklärten fich jett offen für die Bewegung und gingen den an: 
vüdenden Haufen mit der Nachricht von der Abdanfung entgegen. Im 
Triumphe ftrömte das Volk nah dem Montbenon, um Generalverfamm: 
lung abzuhalten. In Ermanglung einer Rednerbühne ward eine Leiter 
an einen Baum gefett. Bon ihr herab ſprachen Druey, Delarageaz, 
Eytel. Auf die Vorfhläge von Druey faßte die Verfammlung die ein- 
greifendften Beſchlüſſe, die als „jouveräne Akte“ bezeichnet wurden: In— 
ftruftion auf Ausweiſung der Jeſuiten; Selbftauflöfung des Gr. Raths ; 
Vornahme neuer Wahlen, auch wenn der Gr. Rath in die Auflöfung 
nicht einwillige; Bekleidung des neuen Gr. Raths mit den Funktionen 
eines Verfaſſungsraths; endlich Niederfeßung einer proviforifchen Regie: 
rung von neun Mitgliedern, mit der außerordentlihen Vollmacht Alles 
zu entfcheiden, was unvorhergefehene Umftände erforderten. So mar 
in winigen Stunden ohne Blutvergieken die ganze bisherige Ordnung 
umgewälzt. Unterdeß ftürmte immer mehr Landvolf in die Hauptitadt. 
Die Maffe wurde in den Kirchen untergebradt und auf Koften des 
Staats verpflegt. Hundertundein Kanonenſchüſſe verfündigten den er: 
rungenen Erfolg (14. Februar). Am anderen Tage erklärte eine neue 
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Volföverfammlung den Gr. Rath ohne Weiteres für aufgelöst. Als bie 
Behörde ſich noch in ſchwacher Zahl verfammelte, erhielt fie unter dem 
Gewühl bewaffneter Bürger durch die proviforifche Regierung die einfache 
Anzeige ihrer Abſetzung und ging dann auseinander. Nach den weiteren 
Beihlüffen der VBolfsverfammlung wurden auch alle übrigen Behörden 
und öffentlihen Beamtungen ohne Ausnahme als proviforifh erklärt. 
Wer nit innerhalb fünf Tagen die Anerkennung der Volksbeſchlüſſe 
ausſpreche, folle als auf feine Sielle verzichtend betrachtet werben. Wer 
da8 Vertrauen der proviforifchen Regierung nicht genieße, könne von 
diefer feiner Funktionen entlafien werben. 

Die ganze Ummwälzung, die ſich zur Meberraihung der Schweiz fo 
plöglih und fo radifal vollzog, hatte ihren Grund nit in ſcharf aus: 
geiprochenen politifhen Gegenfäßen. Die Partheien als foldhe ftanden 
ih auf dem demokratifchen Boden nicht fo ferne, um fich auf's Aeußerfte 
zu befämpfen. Cine einzelne brennende Frage drängte zur entfchiedenen 
fung und gemwaltfame Entſchlüſſe waren an der Tagesordnung. In 
den Kantonen mußte ausgefochten werden, was in der Tagſatzung durch— 
dringen follte. Der Sinn des Waadtländer Volks richtete feinen Un: 
willen ebenſowohl gegen die proteſtantiſche Ummatur und den frömmeln: 
den Hochmuth, die im Kanton Staat und Kirche zu beherrſchen drohten, 
wie gegen den römiſchen Jeſuitismus, der auf das meitere Vaterland. 
drüdte. Die Bewegung ftieg zum Theil aus der Tiefe der unteren 
Klafien hervor. Auf den Arbeiterftand wirkten foziale Theorien, die aus 
Frankreich herüberfamen und durch Vereine gepflegt wurden. Der Be— 
fig wurde erfchredt durch die Infchriften auf einzelnen Fahnen: nieder mit 
den Ariftofraten! nieder mit den Reichen! Auch bei Berathung der neuen 
Berfaffung famen Fragen zur Erörterung, die tiefer in die gefellihaft: 
lichen Verhältnifje griffen. Die zweite Generalverfammlung hatte unter 
dem Drud der Proletarier verlangt, daß das Stimmrecht noch allge: 
meiner gemacht und auch die Ausfchliefung der Allmofengenöffigen, Be— 
vogteten, Falliten und Kriminalifirten aufgehoben werde. Die coniti: 
tuirende Behörde ging nicht fo weit. Nur durch bloße Unterftühung 
ſollte das Stimmrecht nicht verloren gehen. Dagegen drang Drucy auf 
eine Beftimmung in der Verfaſſung, die dahin lautete: „Die Arbeit ift 
geheiligt. Jeder Waadtländer und Eidgenofje ift nach feinen Kräften 
und Anlagen zur Arbeit verbunden. Die Arbeit ſoll auf eine Allen 
zugängliche Weife organifirt werden, erträglich fein und angemefjen ent: 
ſchädigt werden.” Die praftifde Ausführung einer folhen Organifation 
der Arbeit war indeß dem Nebner jelbft noch nicht Mar. Bon confer: 
vativer Seite witterte man nur fommuniftifche Tendenzen dahinter. Nur 
eilf Stimmen fammelten fih um ben Antrag. 

Am Uebrigen machte fich bei der ganzen Verfaſſung die demofratijche 
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Richtung weiter geltend. Das Alter für die Stimmfähigkeit wurde herabge- 
fett, die Amtsdauer der Behörden verfürzt, die Entfhädigung der Groß: 
rathsmitglieder erhöht, um die Annahme der Stelle auch den weniger 
Bemittelten zugänglich zu maden, dem Volk das Recht der Abſtimmung 
über jeden Vorſchlag gegeben, der durch den Gr. Rath von ſich aus 
oder auf Verlangen von 8000 Aftivbürgern dem Volksentſcheid unter: 
legt werbe; endlich wurde auch beftimmt, daß der Unterricht in den 
öffentlichen Schulen mit den Grundſätzen des Chriſtenthums und der 
Demokratie in Hebereinftimmung gehen folle. Dagegen behielt der Staats* 
vath eine ſtarke erecutive Gewalt dur; das unbedingte Recht der Er: 
nennung und Abberufung aller feiner Unterbeamten. Durch Einfüh: 
rung der Geſchwornengerichte für die Kriminalgerichtspflege gab Waadt 
das erjte Beifpiel für die Schweiz. 

Als der Tag der Abitimmung über den Entwurf nahte, ſtieg bie 
Gährung wieder hoch. Die Oppofttion kämpfte mit dem Schredbild des 
Communismus. Geiftliche weigerten fich, eine Proflamation der provi: 
ſoriſchen Regierung von der Kanzel zu verlefen. In allen Theilen des 
Kantons fanden wieder Vollsverfammlungen ftatt. Die Verfaſſung 
wurde indeß am 10. Auguft 1845 mit 17,672 gegen 10,035 Stimmen 
angenommen und mit ähnlihem Stimmenverhältnig die Beibehaltung 
bes aus der Ummälzung hervorgegangenen Eonftituirenden Gr. Raths als 
gejeßgebende Behörde für die nächiten vier Jahre außgefprocden. Der 
Chef der proviforifchen Regierung, Heinrih Druey, der feine Popus 
larität in der Klöfterfrage verloren hatte, auch in der Jeſuitenangelegen— 
heit jich anfangs gegen die Competenz erklärte, aber dann fich der Frage 
zu bemäcdtigen wußte, um einen beherrfchenden Einfluß auszuüben, wurde 
nun die Seele der neuen Ordnung; ein Mann, gründlich gebildet im 
deutſcher wie franzöſiſcher Wiffenfchaft, aber wandelbar in feinen Anſich— 
ten, einft Gegner aller Volksſouveränität, dann diefe oft auf die äußerfte 
Spike treibend, den Impulfen der Zeit folgend, immer einer größeren 
Nationaleinheit zugethan, von überfprubelnder Beredtfamkeit, ein Ausdrud 

des lebhaften und beweglichen Waadtländer Geiftes. Die neue Ordnung 
felbft Hatte von vorneherein mit einer leidenfchaftlihen Oppofition aus 
der Mitte der fogenannten gebildeten Klafien zu fämpfen, die ihre Stütze 
an der Akademie, wie an der Geiftlichfeit hatte. Die radifale Regie: 
rung fuchte fih durch weitgehende Purififation im Beamten:, wie im 
Lehrftande dagegen zu wehren. Die höheren Lehranftalten wurden fämmt: 
lich reorganifirt, Männer von wiſſenſchaftlichem Ruf, aber erclufiver 
Richtung, befeitigt und neue Kräfte, weniger gelehrt, aber demokratiſcher 
gefinnt, an die Stelle gefekt. | 

Unmittelbar an die Ummälzung knüpfte fih aud ein dauerndes 
irchliches Zerwürfniß. Der Haß der aufgeregten Menge gegen das 
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pietiftifche Wefen in und außerhalb der Landesfirche machte ſich in den erftert 
Monaten nad der Ummälzung dur häufige tumultuarifche Auftritte 
Luft. Die befonderen religiöfen Verfammlungen oder fog. oratoires, 
die vielfach unter Leitung von Geiftlichen der offiziellen Kirche ftanden 
wurden an verjchiedenen Orten gewaltfam geftört oder unter Hohn aus— 
einander getrieben. Die proviforifhe Regierung hatte nicht Anfehen ge: 
nug, um den Exceſſen zu jteuern. Andrerſeits beobachtete der größere 
Theil der Pfarrer eine feindfelige Haltung gegen die neu fich bildende 
Ordnung. Das ganze PVerhältnik von Staat und Kirche überhaupt 
war ein gefpanntes oder wenig natürliches. Nirgends war das Kirchen® 
weſen der Stantögewalt noch fo unbedingt unterworfen. Ein Kirchen‘ 
gefeß von 1839 hatte zwar den Bekenntnißzwang abgefchafft, aber die 
Kirchenverfalfung im Uebrigen wenig freier gemadt. In der neuen 
Verfafjung fand die religiöfe Freiheit feinen hinreichenden Ausdrud; 
aus Scheu vor pietiftifchen Verfammlungen wagte man es nicht, das 
volle Vereinsrecht zu garantiven. Um fo größer wurde der Widerfpruch 
von Seite der Momiers und aller Geiftlichen, Die in diefe Richtung gingen. 

Eine Mahnung der Regierung an die Pfarrer in der Yandesfirche, 
die außerfirchlichen Erbauungsftunden, die dem feparatiftiichen Geift 
Nahrung gäben, im Intereſſe der Ruhe einftweilen einzujtellen und das 
Volk nicht zu Manifeftationen zu reizen, wurde von vorneherein als 
Eingriff in die Gewiſſensfreiheit zurückgewieſen. Gefhärften Erinne— 
rungen und endlichen Verboten, in den landesfirchlichen Oratoires zu 
fungiren, antwortete ein von 221 Geiftliden unterzeichnetes Memcrial, 
mworin diefe Privatandadhten als eine Wohlthat für die Kirche gefchildert 
und gegen alle Mafregeln zur Verhinderung derfelben Verwahrung ein- 
gelegt wurde. Als dieſe Vorftellung wirkungslos blieb und die Negie- 
rung bei der Volksabſtimmung über die Verfaſſung den Pfarrern eine 
Proflamation zur Berlefung von der Kanzel zuftellte, wuchs dev Konflikt. 
Obgleich die Proflamation ernit und würdig gehalten war und nichts 
enthielt, was dem religiöfen Gewiſſen zu nahe treten konnte, weigerten 
jih dennoch über vierzig Getftliche, die Bekanntmachung zu verlefen, meil 
fie politifcher Natur fei und die Erbauung ftöre, daS Geſetz aber nur 
vorjchreibe, dag Akte von der Kanzel verlefen werden follten, welche ſich 
auf die Neligion oder auf eine religiöfe Feier bezögen. Dagegen berief 
ji die Regierung auf die unbeftrittene Uebung, melde im Verhältnik 
von Staat und Kirche felbit wurzle, und leitete eine Strafunterfuchung wegen 
erklärten Ungehorfams ein. Die zur Beurtheilung zunächſt berufenen 
geiftlichen Klafien oder Kapitel jprachen die Angeklagten volljtändig frei. 
Anders entfchied der Staatsrath felbit, der die Sache in zweiter Inſtanz 
vor fein eiqenes Forum 309. Die meiften Angeklagten wurden zur Sus’ 
penfion auf einen Monat (darunter der frühere Tagfatungsgefandte 
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Prof. Monnard, jet Pfarrer in Montreur), einzelne auf drei Monate 
oder ein Jahr verurtheilt. Bon geiltlicher Seite wurde darauf beftritten, 
daß die Regierung die Machtvollkommenheit habe, die von den Kapiteln 
erfolgte Freifpredung in Strafe zu verwandeln. An einer Generalver- 
fammlung machte die große Mehrheit der Geiftlichkeit die Sache der ver- 
urtheilten Pfarrer zu der ihrigen. 184 Pfarrer reichten demnach ihre 
Demifjion ein, mit der Erflärung, daß jie ſich Feiner Willführ unter: 
werfen und ihre Funktionen nicht cher wieder antreten würden, als bis 
jie durch genügende Garantien ficher gejtellt fein. In einem Manifeſt 
an die Landeskirche wurde verfichert, daß der Schritt nothgedrungen ge: 
than fei, um die Kirche der Reformation, gegenüber der Regierungsfirche, 
zu retten, Nur ein Fleiner Theil der Ausgetretenen nahm auf Bitten 
der Gemeinden ihre Demiffion zurüd (November 1845). 


Der Streid, an dem politifche Abneigung eben fo großen Antheil 
hatte, als Firchliches Unabhängigkeitsgefühl, und der gegen die ganze radi— 
tale Ordnung zielte, hatte nicht die gehoffte Wirfung. Weder der Staat 
noch die Gemeinden Tiefen fich erfchreden, jo groß für die erfte Zeit die 
Schwierigkeiten waren, um für den regelmäßigen Gottesdilnft in der 
Landeskirche zu forgen. Die Regierung erhielt vom Gr. Rath unbe: 
dingte Vollmacht, die mit den Umſtänden nicht verträglichen Kirchen: 
und Schulverordnungen zu fuspendiren und auch Hinfichtlich der-Oratoircs 
nah Ermefjen zu verfügen. Demnah wurden alle außerordentlichen 
religiöfen Verfammlungen in Lauſanne auf unbeftimmte Zeit mit An, 
Drohung gemwaltfamer Auflöfung und gerichtlichen Einfchreiteng verboten, 
ähnliche Mafregeln fiir andere Orte vorbehalten und zum Theil in Aus: 
führung gebradt. An Wiederbeſetzung der Pfarreien wurde der Zutritt 
von fremden Geiftlichen erleichtert und allmählig eine Lüde nach der 
anderen ausgefüllt. Dagegen erfchienen die ausgetretenen Pfarrer im 
den Kreifen ihrer Glaubensgenoſſen als hart geprüfte Märtyrer und er: 
hielten reichliche Unteritüßung. *) 

Bei dem ganzen Conflikt mußte der Zuftand des Waadtländer Kir: 
chenweſens als ein unnatürlicher erfcheinen. Die Gewaltmaßregeln gegen 
die Betvereine mwiderfprachen eben jo fehr der religiöfen Freiheit, als das 
eingefchlichene Momiersweſen den gefunden Geift in den Gemeinden un— 
tergraben mußte. Bon Seite der ausgetretenen Geiftlichen wurde etwas 
jpäter — nad) der längft gehegten dee von Prof. Vinet, dem Haupt: 
vertreter diefer Richtung — eine vom Staat getrennte „freie National: 
kirche“ gegründet, die indeß geiftig nichts weniger als frei war. 


*) Siehe: Dr. Alerander Schweizer, das kirchliche Zerwürfniß im Kanton 
Waadt. Zürich 1846. 


i — 398 — 
Ohnmacht der Tagſatzung. 


Die Umwälzung in Waadt gab der Antijeſuitenbewegung einen 
neuen bedeutenden Sporn. Die große Mehrheit der Schweizernation 
fühlte einen ſchweren Alp auf der Bruſt, den ſie von ſich zu wälzen 
ſuchte. Die Adreſſen für Ausweiſung des Ordens bedeckten ſich allmäh— 
lig mit mehr als 100,000 Unterſchriften. Es konnte kein Zweifel darüber 
ſein, daß hinter den Manifeſtationen, namentlich in der mittleren und 
weſtlichen Schweiz, ein gewaltiger Ernſt lag. Noch hoffte man von der 
Tagſatzung, daß dieſe ſich zu kräftigen Entſchlüſſen ermannen werde. 
Aber im Hintergrund ſtand der Gedanke der Selbſthülfe — die Ver— 
wirklichung bes „bewaffneten Volksbunds“ — wenn die eidgenöſſiſche Be— 
hörde ſich als ohnmächtig erweiſen ſollte. Der öffentlichen Meinung 
zum Trotz that man in Luzern nichts, um die Gemüther irgendwie zu 
beruhigen, vielmehr fuhr man mit Maßregeln des Schreckens und der 
Rache fort, um die liberale Parthei vollſtändig zu vernichten. Täglich 
mehrten ſich die Einkerkerungen und nahm die Zahl der Flüchtlinge zu. 
Die Jeſuitenberufung wurde zur Eriftenzfrage gemacht, wenn auch das 
ganze Vaterland darüber in Brand gerathen follte.e Bon beftändiger 
Angft vor neuen Freifhaaren erfüllt, rief die Regierung Alles unter 
Waffen, ließ unaufhörlih Truppen marfchiren und verwandelte das ganze 
Land in ein Feldlager. Wiederholt verfammelte fich der Kriegsrath der 
Sonderftände, um gemeinfame Bertheidigungdmaßregeln zu berathen. 
Dem Volk in den Urlantonen wurde vorgefpiegelt, daß es fih um bie 
ganze Freiheit und Unabhängigkeit der inneren Schweiz handle. Zwi— 
fen Luzern und den benachbarten Kantonen Bern und Nargau, wo fi 
bie Luzerner Flüchtlinge anhäuften, herrichte gegenfeitig ein beſtändiger 
Alarm. Züri als Vorort Hielt die Lage bereits jo bedenflih, daß es 
Truppen zum Schuß der Tagfakung aufbot und Milizen von St. Gal— 
Ien, Schaffhaufen und Thurgau aufs Pifet ftellen ließ. Zugleih ging 
eine vorörtlihe Deputation nah Yargau und Bern, um bier zur Auf: 
vechthaltung des Landfriedens zu mahnen. Die Regierungen verficherten, 
daß fie gegen Störungen der Ruhe und Ordnung nad Kräften einfchrei- 
ten würden, aber es müfje auch dafür geforgt werben, daß von Quzern 
aus die benachbarten Bevölkerungen nicht durch die verlegendften Map: 
regeln immer mehr gereizt und erbittert würden. Bern insbefondere er- 
Härte, daß es eine Verlegung des Aargauer Gebiet? von Luzern aus 
als Kriegserflärung betrachten werde. Der Vorort beruhigte fich mit 
den Erklärungen, entließ die Truppen wieder und mahnte Luzern, alles 
Aufregende zu unterlajien. Unterdeß rührte ſich auch die fremde Diplo- 
matie und machte Miene, gegen etwaige Wirren zu interveniren, In 
Paris arbeitete man auf gemeinfame Konferenzen hin. Deſtreich fing 
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an, Truppen im Vorarlberg'ſchen anzuhäufen. Die ultramontane Par: 
thei fühlte fich durch diefe drohende Haltung ermuthigt und in Rom 
dachte man nicht daran, die neu errungene Jefuitenprovinz irgend auf: 
zugeben. 

Am 24. Februar 1845 trat die vom DBorort zufammenberufene 
außerordentlihe Tagfakung zu Zürich zufammen. Seit dem erften An- 
trage Aargau's auf Ausweiſung der Jeſuiten, wo nur die Stimme von 
Bajelland fih zu Aargau gefellte, hatte die Frage einen bedeutend en 
Schritt vorwärts gemadt. Ein Kanton nah dem anderen war durch 
die Volfsmeinung zu einer fchärferen Inſtruktion gedrängt. Nur die 
jieben fatholifchen Kantone, die fich enger verbunden hatten, nebft Appen— 
zel A. Rh. und Neuenburg ftimmten noch dafür, in die Frage gar nicht 
einzutreten. Die Mehrheit einer niedergefegten Siebenerfommiffion brachte 
bereit8 einen Antrag, welcher der Tagjagung das Recht zugeftand, in 
ber Sejuitenfrage Maßregeln zu treffen, die fie für die gefährdete innere 
Sicherheit der Eidgenofjenfhaft nöthig finde. Demgemäß follte gegen 
die Sefuitenberufung in Luzern beftimmt eingefchritten, an Schwyz, Frei: 
burg und Wallis die dringende Einladung erlafien werden, den Jeſuiten— 
orden aus ihrem Gebiet zu entfernen. Aber die Tagfakung felbft konnte 
noch zu Feiner wirklichen Enticheidung kommen. Erft 10% Stände — 
Zürich, Bern, Glarus, Solothurn, Schaffhaufen, Graubünden, Aargau, 
Thurgau, Teffin, Waadt, Appenzell A. Rh. und Bafeland — ftimmten 
dafür, die Jefuitenangelegenbeit al8 Bundesfahe zu erflären und zu: 
nächſt die Aufnahme des Ordens in Luzern zu unterfagen. Cine wei: 
tere Stimme (St. Gallen) wollte fih dazu verfiehen, an Luzern die 
freundeidgenöffifche dringende Einladung zu richten, auf die Berufung 
der Jeſuiten zu verzichten und allgemeine Amneftie zu ertheilen. Ein 
folder Beſchluß follte dem Gr. Rath von Luzern dur drei eidgenöſſiſche 
Repräfentanten perfönlich eröffnet werden. Nur eine einzige Stinme 
fehlte noch, um diefem Antrage eine Mehrheit zu verſchaffen, ber geeig- 
net ſchien, einige Beruhigung über die Schweiz zu verbreiten und einen 
gewaltfamen Ausbruch zu verhindern. Umfonft legten Thurgau und 
Yargau der Gefandtfhaft von Genf den warmen Wunfch an’s Herz, 
zu einer Mehrheit die Hand zu bieten, nachdem fo viele andere Geſandt— 
ſchaften von ihren Inftruftionen in entgegenlommendem Sinn Gebraud 
gemacht hätten; umſonſt wiefen fie auf die ſchweren Folgen hin, die dar: 
aus entjtehen fünnten, wenn gar fein Beſchluß gefaßt würde. Der Gen* 
fer Gefandte, Syndic Demole, erwieberte, jedes Interventionsrecht be: 
ftreitend : Die Abfendung eidgenöffifher Repräfentanten nach Luzern, ver: 
bunden damit, daß die Tagfagung die Antwort abwarte, ſei nicht wohl: 
wollend genug und würde abftoßen, daher könne Genf nicht beiftimmen. 
Eben fo wenig wollte Bafelftadt die zwölfte Stimme ausfüllen. Auch 
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die eindringlichfte Empfehlung, den Stand Luzern mwenigitens zu Erthei— 
lung einer Amneftie zu vermögen, fand fein Gehör. Endlich konnte 
felbft das von der Siebenerfommiljion vorgefchlagene äußerſte und lebte 
Mittel, e3 möchte bei der Erfolglofigfeit aller Abſtimmungen neuer 
Rath bei den Initruftionsbehörden der Kantone eingeholt werden, nicht 
durchdringen. In der ganzen Diskuffion zeigten fich die ultramontanen 
Wortführer troßig und unverföhnlid. Siegwart-Müller läugnete, daß die 
herrſchende Gährung in innerem Zufammenhang mit der Jefuitenberufung 
Luzern's ftehe. Der Nadifalismus mit feinen Umfturzplänen trage allein die 
Schuld der anardifchen Zuftände. Abyberg erklärte bereits offen, daß der 
Stand Schwyz fich einem mit zwölf Stimmen gefaßten Beſchluß der Tag: 
ſatzung nicht fügen werde. Noch prahlerifcher drohte Adrian von Courten im 
Namen der Wallifer mit dem äußerten Widerftand. Ihnen gegenüber prote- 
ftirte der Solothurner Gefandte Munzinger als Vertreter eines fait aus- 
ſchließlichen Fatholifchen Volks entfchieden dagegen, ala ob der Fatholijche 
Glaube irgend an dem Sefuitenorden hänge. 

Die wirflihe Ducle des Uebels, woran die Eidgenofienichaft litt, 
wurde auf diefe Weife nicht verftopft. Dagegen fehrte die Bundesbe— 
hörde ihre Spiße einfeitig gegen die Freifchaaren. Hier wurde auch von 
Außen zu einem Beſchluß gedrängt. ‚Nachdem bereits eine englische Note 
in leiferem Ton vorangegangen, fam eine franzöfiihe Zufchrift von dem 
Minifter Guizot, die fih auf die verleßendfte Weife über die „anarchi: 
fhen Bewegungen” in der Schweiz auslieg und gebieterisch aufforderte, 
daß die Tagfakung, ehe jie auseinander gehe, ihre Prlicht erfülle und 
Mapregeln ergreife, welche die Wiederkehr ähnlicher Ericheinungen, mie 
der Freifhaarenzug, ein fir alle Male verhindere. „Machen Sie drin: 
gend auf die unermeßliche Verantwortlichkeit aufmerkſam — fo jchlof die 
Zuſchrift an den Botſchafter — welche diejenigen Kantonsregierungen auf fich 
laden würden, welche in Mißachtung des Völkerrechts und der Beſtim— 
mungen des Bundesvertrags eine Verlegung des öffentlichen Friedens 
entweder dulden würden oder nicht zu verhindern würten.“ Das nativ: 
nale Gefühl in der Schweiz mußte ſich durch diefe Sprache tief verletzt 
fühlen. Die vorörtliche Behörde verwahrte fih in einer Depefhe nad 
Paris gegen die Ausdrüde der Note, welche eher für eine Einmiſchung 
als für einen guten Rath paßten. Die bisherigen "Unruhen in der 
Schweiz hätten den internationalen Beziehungen auch nicht den gering: 
jten Abbruch gethan. Die Eidgenoſſenſchaft werde jorgfältig Alles ver- 
meiden, was dieje Beziehungen fompromittiren könnte, aber fie erachte 
auch, daß ihr Recht, als unabhängiger Staat ihre inneren Angelegen- 
heiten felbft zu ordnen, nicht dem Fleinften Zweifel unterftellt werden 
möchte. An der Tagſatzung gab der Gefandte Bern’s, Schultheif Neu: 
haus, der Entrüftung weiteren Ausdrud und unterwarf die Zuſchrift 
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der fchärfften Kritik. Möge der Minifter Guizot auch für die helveti— 
[hen Demofratien feine Sympathien haben, fo ftehe es ihm doch nicht 
zu, fo lange die Schweiz nicht aus der Karte Europa's getilgt fei, diefe 
wie ein franzöftfches Departement zu behandeln. Auch in anderen Län: 
dern habe es ſchon Ruheftörungen gegeben, ohne daß deßwegen die ver: 
einte Diplomatie fi in Bewegung gefegt habe. Die Schweiz ſei ftarf 
genug, die Ordnung in ihrem Innern mit eigener Kraft zu erhalten. 
In dem Freifhaarenzug habe feine Verlegung völferrechtlicher Pflichten 
gelegen, da er eine rein innere Angelegenheit betroffen habe. Bei vielen 
ftärferen Gemwaltauftritten im Sinne der Reaction, wie bei den Zürcher 
Septemberputfh, der Wallifer Gegenrevolution zc., fei es den auswär— 
tigen Regierungen nicht eingefallen, ihre Stimme zu erheben. Schließe 
lich erflärte Neuhaus, unter dem äußern Zwang von feiner Inſtruk— 
tion gegen die Freifchaaren feinen Gebrauch machen zu fünnen: da e3 
der Mehrheit der Tagſatzung nicht beliebt habe, der Urfache des Uebels 
abzuhelfen, fei es nicht nöthig, gegen die Wirkungen einzufchreiten; bie 
Jeſuiten feien auch eine Freifhaar und diefe Freifhaar vor Allem follte 
man entfernen. 

Eine Mehrheit von 13 Stimmen einigte ſich indeß in Betreff ber 
Freiſchaaren zu dem Beſchluß, die Bildung und das Auftreten bemaffne: 
ter Freicorps ohne Zuftimmung oder Mitwirkung der Kantonsregieruns 
gen von Bundeswegen zu verbieten und die eidgenöffifhen Stände zur 
Grgreifung der geeigneten Mafregeln -gegen diefelben einzuladen (20. 
März 1845). Die Aargauer Geſandtſchaft erklärte darauf ihr Bedauern 
zu Protokoll, daß weder die Hauptfrage der Zeit, noch die Lage des 
Vaterlands, noch die Stimme der Nation ihre Würdigung gefunden 
babe und wies von ihrem Kanton alle Verantwortlichfeit ab, welche die 
Bolitit der Bundesverfammlung gegenüber der Nation auf fih genont- 
men babe. Auch der konfervativ gefinnte Tagfatungspräfident Moufjon 
fagte beim Abſchied: „Luzern bleibt frei in feinen Entſchließungen. Ich 
kann aber nicht umhin, diefem hohen Stande wiederholt die theuerjten 
Intereſſen der Eidgenofienfchaft dringend an das Herz zu legen, Ent: 
ſchieden zu verfechten, was man als fein Recht erfannt Hat, verdient 
Achtung; aber es liegt für ein Volk, wie für den Einzelnen eine höhere 
Ehre darin, ſich felbit zu überwinden, wenn die allgemeine Wohlfahrt 
eine folhe Selbftüberwindung erheiſcht.“ Die Worte verhallten bei Lu: 
zern, das in der herausfordernden Stellung blieb und die äußerſte Kris 
fis nicht fcheute, um die unheilvolle Berufung aufrecht zu Halten. . 

Während in der ganzen Eidgenofjenfchaft der bedenflichfte Zuftand 
gefährlicher Aufregung und Gährung fich fund gab, glaubte die Tag- 
faßung felbft, ihrer geftellten Aufgabe ein Genüge geleiftet und den 
Landfrieden gefichert zu haben. Unter den bedrohlichſten Ausfichten für 
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die nächfte Zukunft ging fie in ber Oſterwoche auseinander. Vorher 
war noch eine öfterreicht de Zuſchtift zur Unterftügung der franzöfifchen 
gefommen, mit der neuen Drohung: Regierungen, welche nicht die Macht 
hätten, ihre Untergebenen hinreichend zu beherrichen, daß ſie nicht mit 
bemaffneter Hand Raub und Mord in das Gebiet eines ruhigen Nach⸗ 
bars fragen, würden den Namen von Regierungen nicht verdienen; ja 
wenn jie folch ein Unmefen nicht blog dulden, fondern demfelben fogar 
Vorſchub Leiften würden, fo verdienten fie in den Bann der öffentlichen Mei— 
de8 ganzen civilijirten Europas gethan zu werden. Von der wirklichen 
Urfache der Aufregung in der Schweiz, der beängſtigenden Jeſuitenpro⸗ 
paganda, war in der öfterreichifchen Zuſchrift ſo wenig wie in der fran⸗ 
zöjiichen Notiz genommen. Bald folgte auch eine ruſſiſche Note nad, 
die der Tagſatzung vorwarf, daf fie gegen den Freiſchaaren⸗ Unfug nur 
ohnmächtige Formeln ausgeſprochen habe. Preußen, das um dieſe Zeit in 
feinem Innern auch mit ultarmontanen Umtrieben zu kämpfen hatte, hielt 
fih für den Augenblid von den diplomatifchen Schritten fern. In Ber- 
lin tabelte man bie Luzerner Politik, indem die Jefuitenberufung, auch 
wenn fie im Rechte Luzern's ljege, doch Angeſichts der proteſtantiſchen 
Kantone als eine Herausforderung erſcheine. Die ganze fremde Ein— 
miſchung konnte nur bazu dienen, bie Gemüther in der freifinnigen 
Schweiz zu erbittern, nicht zu pazifiziren. 


Zweiter Freiſchaarenzug 


Die Tagſatzung ging außeinanber, ohne da Abhülfe zu treffen, wo . 
bie Mehrheit ber Schmeizernation das dringenbfte Bedürfnig fühlte. 
Gegen die Freifhaaren war ein Verbot erlafen, das einftweilen blos 
auf Papier ftand. Mitten in einer Kriſis verlor der Bund innerlich 
alle Kraft, weil er dem Vewußtſein des Volis nicht entſprach. Von 
Luzern geſchah nichts, um dem Frieben das. geringfte Opfer zu bringen, 
Der Gr. Rath legte eine Petition auf Rücknahme des Jeſuitendekrets 
und Ertheilung allgemeiner Amneſtie unberathen bei Seite. Auf dem 
Kanton laſtete ein Schredensregiment. Um ben Verfolgungen zu ent: 
gehen, verliefen Bürger in Majje ihre Heimath. Gegen 2000 Ffücht⸗ 
linge, faſt der zwölfte Theil, aller fimmfähigen Bürger, darunter Die 
außgezeichnetften Diänner des Landes, ſtanden auf benachbartein Boden 
und flehten um Hülfe. Selbſt viele bewaffnete. Milizen gingen über 
die Grenze Die Sympalhien für, "die Ungtüdligen, die Erbitterung 
über das rachſüchtige und herausfprberndg Kriefterregiment. mußten zum 
Aeuperften treiben. 

Tie Möglichkeit eines neuen Unternehmens, gegen Luzern war Ar 
zeitig in's ‚Auge gefaßt. Das in Folge der ‚Volteverfammlungen gebil⸗ 
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dete Gentralcomite des ſchweizeriſchen Antijefuitenvereins hatte bereits 
auf den 16. Februar eine Verfammlung von Abgeordweten der verſchie⸗ 
denen Rantonalvereine nah Zofingen zufammenberufen. Hier waren 
die Grundlagen zu einem Freifchaarenzug feitgeftellt und ein militäriſches 
Comite niedergefegt. Mit allem Eifer hatte dieſes Comite die Organi: 
fation der freiwilligen Streitkräfte an die Hand genommen. So lange 
noch eine Hoffnung vorhanden war, daß die Tagſatzung handeln: werde, 
ſchritt man nicht zur Ausführung. Aber als die Bundesbehörde ſich 
nicht einmal zu einer Amnejtieempfehlung einigen konnte und der Gr. 
Rath von Luzern unumwunden zu erkennen gab, daß feine Abhülfe 
des fchredtichen Zuftands erhältlich fei, Sprach fich der entſchiedenſte Wille 
aus, den unglüdlichen Flüchtlingen die Rückkehr in die Heimath mit be: 
waffneter Hand zu bahnen. Unmittelbar nach Auflöfung der Tagſatzung 
(21. März) trat ein engerer Kriegsrath zufammen, um die nähere Eins 
feitung und Durchführung des Operationsplans fefizufeßen. Einen Aus 
genblick fchien inde Alles in Schwanfen zu gerathen. Die Anſtalten zu 
einem neuen Freiſchaarenzug waren zu offenkundig, als daß fie: nicht 
Aların verbreiten mußten. Luzern verlangte vom Vorort, daß Aargau, 
als der Hauptfammelpuntt, ungefäumt aufgefordert werde, die Freiſchaa⸗ 
ren aufzulöfen und die Flüchtlinge von der Luzerner Grenze zu entfernen. 
Nöthigenfalls drohte es mit Selbitsülfe. Der Vorort that: dringende 
Schritte bei Aargau, um dem Landfriedensbruhe vorzubeugen, 

Aargauer Regierung ſchrat vor dev Verantwortlichkeit zurüd,. den Zig 
ruhig. gewähren zu laſſen. Sie aab allen Beamten dem Auftrag, af 
das Ernftlichfte von der Iheilnahm: abzumahnen und forderte das Mi: 
litärfomite auf, die Sache fallen zu laflen und ſich aufzulöfen. Die 
Vorbereitungen waren aber ſchon zu weit vorgerüdt, die Gährung: zu 
groß; dad Comite fuchte zu temporijiren und wollte Verfchtebung bes 
Unternehmens. Allein die eben in Aarau anmwelenden Abgeoroneten'ber 
Antijefuitenvereine mehrerer Kantone protejtirten gegen das Fallenlaſſen 
und wollten auch von einer Verfchiebung nichts wiſſen. Das! Gomite, 
dem Willen der Regierung ſich unterziehend, löste ſich auf’ und'gab ein® 
ſchriftliche Erklärung, daß es fein Mandat an den Ausfhuß der: Luzer⸗ 
ner, Flüchtlinge niedergelegt habe, Diefer Luzerner Ausſchuß — an ber 
Spike Dr. Robert Steiger, früher fräftiges und einſichtsvolles 
Mitglied der liberalen Regierung in Luzern, längere Zeit Redaktor des 
„Eidgenofien”, nad den, Dezemberereigniffen eine Zeit lang verhaftet, 
dann freigelafien, aber flüchtig geworden, um ſich nicht neuen Verfolgun— 
gen auszuſetzen — nahm: die Zügel des: Unternehmens: im die Hand. 
In der. höchſten Noth rief die Regierung, von: Aargaus nioch den! Gr. 
Nath außerordentlicher Weiſe zuſammen. Dieſer beſchloß auf Wieder⸗ 
einberufung der Tagſatzung zu dringen und ertheilte der Regierung Voll⸗ 
macht, Störungen der Ordnung mit allen Mitteln zu begegnen. 


— 404 — 


Aber die Bewegung ließ fich nicht mehr unterdrüden, die Theilnahme 
hatte zu ſtarke Wurzel gefaßt, eine gewaltfame Unterdbrüdung hätte im 
Aargau einen Volfsaufftand hervorgerufen. Der Luzerner Ausfhuß er- 
ließ das Aufgebot an die Freifchaaren, fih Sonntag, den 30. März in 
Huttwyl und Zofingen zu verfammeln. Tags darauf in aller 
Frühe folte in den Kanton Ruzern eingerüdt werden. Die Luzerner 
Slüchtlinge, 1260 bis 1500 Mann ftart, darunter eine ganze Scharf: 
ſchützenkompagnie, die auf Nargauer Boden übertrat, waren beftimmt, 
die Avantgarde der Hauptcolonne zu bilden, Im oberen Aargau war 
der größte Theil der Bevölkerung von der Bewegung ergriffen; wer 
nicht mitziehen fonnte, gab Beiträge an die Koften; viele Gemeinden 
beichloffen, den Theilnehmern QTaggelder zu entrichten. Gegen 1200 
Bemwaffnete fammelten fih zu dem Zuge. Bier Geſchütze wurden aus 
der unbewachten Felte Aarburg genommen. Bon Bafelland rüdten ge: 
gen 400 Mann aus mit zwei liftig aus dem Zeughaus in Lieftal ent: 
führten Haubiten. Aus Solothurn kam ein Zuzug von 300 Mann; 
Fängendorfer Schügen führten ihre Kanone mit fih. Die Freifhaaren 
aus dem Kanton Bern beliefen fih auf etwa 600 Mann. Aus dem 
Schloſſe Nidau wurden mit Gewalt zwei Kanonen genommen, dazu fam 
ein Geſchütz von Dberbipp. Die Berner Regierung fuchte erft im letz— 
ten Augenblid entgegenzutreten. Cine Proflamation mahnte von dem 
Unternehmen ab, zwei Kommifjäre wurden nach dem Oberaargau abge: 
ſchickt, endlich Truppen aufgeboten. Die Theilnahme wurde durch die 
Mafregeln gelähmt, nicht gehindert. Der Volksſtimmung gegenüber 
fonnten und wollten die Regierungen in diefen Kantonen nicht ernftlich 
einjchreiten. Aus der öftlihen Schweiz, mo die Stimmung weniger 
revolutionär war, famen nur einzelne Zuzüger. 

Andrerfeits hatte fich Luzern zur Abwehr auf's Aeußerſte gerüftet. 
Seit den Dezemberereignifjen war der Kanton in beftändiger militärifcher 
Bewegung. Das ganze Land mußte fich bewaffnen. Wiederholt war 
der Landſturm gemuftert. In der Stadt Luzern hatte man eine befon- 
dere Sicherheitswache, die fogenannte Nobelgarde, organifirt. Gleiche 
Rüftungen waren in den Urkantonen vorgenommen. Hier galt es dem 
Schuß der Religion und der PVertheidigung der Kantonalfouveranität. 
Zum Oberbefehl über die gefammte Krieggmadt der fünf katholiſchen 
Stände war der in neapolitanifhem Dienft ftehende General Ludwig 
von Sonnenberg, früher Luzerner Milizinfpeftor und eidgenöffifcher 
Dberft, berufen. Der König von Neapel hatte nicht gegögert dem Ge: 
neral den verlangten Urlaub zu bemwilligen. Unter feiner Leitung waren 
umfafjende militärifche Anordnungen getroffen. Die Hauptftadt war in 
Vertheidigungszuftand gefett, die Zugänge verrammelt und mit Geſchütz 
verjehen. Bei der Emmenbrüde hatte man Verſchanzungen aufgeworfen 
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und vor derſelben Flatterminen angelegt. Auch das Städtchen Surfee 
war duch Berfhanzungen und Verpallifadirungen vor einem Handftreich 
gelihert. Im Kanton konnte die Luzerner Regierung auf eine fanatifirte 
Maſſe zählen. Der ganze Kern der liberalen Bevölkerung war über 
die Gränze gegangen. Was zurückblieb, gehörte der Jefuitenparthei an 
oder war dur die Schredensmaßregeln niedergedrüdt und eingefchüchtert. 

Am Sonntag, den 30. März, fammelten fi die Freifchaaren an den 
feſtgeſetzten Plägen zu Zofingen und Huttwyl. Die ganze Streitmacht 
derfelben mochte fih auf 4000 Mann mit 10 Geihüben belaufen. In 
Folge der Hemmniſſe blieb fie weit hinter der Zahl zurüd, auf die man 
gerechnet hatte. *) Zum Oberanführer war (nachdem Unterhandlungen 
mit Oberſt Rilliet Conftant fich zerſchlagen hatten) der eidg. Stabs— 
hauptmann Ulrih Ochſenbein, Fürfpreh in Nidau, ernannt, der 
fih durch feine Thätigkeit in der Antijefuitenbewegung hervorgethan und 
nad forgfältiger Rekognoszirung des Terrains im Kanton Luzern einen 
ſcharfſinnigen Operationsplan entworfen hatte, von deijen Ausführung 
man fi einen raſchen Erfolg verfprah. Nur zögernd hatte Ochfenbein 
das ſchwierige Commando angenomnen. Unter der Mannfchaft befan- 
den fi Viele von höherem und begütertem Stande, aber das ganze 
Korps war nur mangelhaft ceingeübt und bdisciplinirt. In aller Eile 
mußten die letzten Rollen ausgetheilt werden. Es war ſchwer die nöthige 
Ordnung und Uebereinftimmung in die Reihen hineinzubringen. Selbſt 
der Oberanführer blieb den meiften Abtheilungen unbefannt. Gegenüber 
ftand eine Streitmacht von wenigitens 5000 Mann requlärer Truppen, wozu 
einige taufend Mann Landfturm kamen. Mit dem Zuzug der Ländler konnte 
Luzern am folgenden Tage über nahe an 10,000 Mann verfügen. Es 
war ein gewagtes Unternehmen, unter diefen Verhältniifen in den Kan— 
ton einzubrehen. Zunächſt hatte General Sonnenberg die raſch aufge: 
botenen Luzerner Truppen, den Angriff von Surfee her erwartend, in 
zwei Korps getheilt, von denen das eine unter Oberft Göldlin auf der 
Linie von Surfee bis Münfter ftand, das andere unter Oberſtl. Meyer 
in weiten Kantonnirungen hinter der Emme und Reuß lag. In Luzern 
felbft waren nur ganz wenige Truppen concentrirt. Der Feldzugsplan 
des Freifhaarenführers ging dahin, auf dem kürzeſten Wege durch Die 
militärifch nicht befeßten Gebietötheile des Kantons zu dringen und mit 
Umgehung des gefährlichen Enapafjes bei der Emmenbrüde am Haupt: 
ziele des Feldzugs, der Stadt Luzern, einzutreffen. Das ganze Gelingen 
diefes Plans hing von der Schnelligkeit des Marfches und dem unauf? 
baltfamen ae. ab. or Anbruch der Nacht mußte das Heer bei 


*) Ochſenbein kabn gibt die Streitm acht nur auf 3499 Mann an, bon gegne— 
rifcher Seite ſchätzte man fie faft auf das Doppelte. 
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Luzern eintreffen, um die Stadt noch den gleichen Tag zur Uebergabe 
ju zwingen. 

Am 30. März nah Mitternacht, fetten ſich die beiden Freiſchaaren— 
folonnen in Bewegung. Der Abmarſch von Zofingen verzögerte fih um 
zwei Stunden. Auch in Ettiswyl, wo die Kolonnen zufammentrafen, 
ging koſtbare Zeit verloren. Erſt zwifchen 10 und 11 Ubr, ohne daß 
allen Truppen der nöthige Mundvorrath ausgetheilt war, konnte bie 
vereinigte Macht abmaridiren. Das ftark gerüftete Surfce blieb links 
liegen. Der Zug ging zunädit auf Rußwyl, wo eine Befagung von 
150 Mann zurüdgelaffen wurde, Noch fand man feinen Widerftand: 
die Dörfer waren von den Männern fajt ganz verlaflen; nur in ber 
Kerne zeigten fih Landiturmhaufen. Wenige kamen, um ſich dem Zuge 
anzuſchließen. Mitte Wegs zwilchen Rußwyl und Hellbühl ftieß ber 
Vortrab der Freiſchaaren auf einige feindliche Kompagnien, die nad) 
furgem Gefecht mit Berluft von einigen Tobten und Verwundeten in bie 
Flucht geihlagen wurden. In Helbühl wurde eine ſchwache Reſerve 
von 200 Mann und 2 Kanonen aufgeitellt, um einen allfälligen Rück— 
zug zu decken. Außerhalb Hellbühl theilte jih das Heer in zwei Kolon— 
nen. Die Hauptcolonne unter Dberft Rothplek, gegen 2500 Mann 
ſtark, mit ſämmtlicher Artillerie, ſchwenkte rechts ab und marfdirte auf 
ſchlechten Nebenwegen der Emmenvertiefung zu, um auf der TIhorenberg: 
brüde, gegenüber Littau, über den Fluß zu feßen. Der linke Flügel 
unter Major -Billo, 1000-1200 Mann ftarf, wurde beordert gegen 
die Emmenbrüde abzurüden, um einen Scheinangriff genen das oberhalb 
der Emmenbrüde liegende Bad im Rothen zu bewerkitelligen und einen 
Hebergang über die Emme zu verfuchen. Der wichtige Pak über die 
Thorenbergbrüde war von den Luzernern nur ſchwach beiett, da Gene 
ral Sonnenberg bier feinen Angriff erwartet hatte. Aber bei Ankunft 
der Freiſchaaren war die ganze Brüde bereits abgededt und cben war 
man damit befchäftigt diefelbe in die Tiefe zu ftürzen. Damit wäre ber 
Uebergang fait zur Unmöglichteit geworden, da die Emme hoch und rei 
end lief. Unter dem lebhafteften feindlichen Feuer, da3 von der Höhe 
von. Fittau herab auf die Freiſchaaren eröffnet wurde, mußten diefe wie: 
berholi gegen die Brüde anſtürmen. Endlich gelang es den Scharf: 
ſchützen an den Balken und Geländern hinüber zu Plettern. Schnell 
wurde die Brüde wieder hergeftellt, im Sturmfgritt die fteile Anhöhe 
von Zittau erflommen, der Kirchhof angegriffen und die NRegierungs: 
truppen. aus der günjtigen Pojition getrieben. Ein Corps Unterwaldner, 
- daB, zu Hülfe kam, Fonnte nicht Stand halten und mußte fich gleichfalls 
“ in Verwirrung zurüdziehen. Mit dem Uebergang über die Thoren: 
berghrüde war die feindliche Linie an der Emme durdbroden. und 
ein bebeutender Erfolg errungen. Der Tberanführer, des fich mit Dr. 
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Steiger bei der Hauptcolonne befaud, hieli ‚ben ganzen Sieg bereit ge⸗ 
ſicherl. Unter feiner perfönliden Leitung rüdte jehi das Gros der Colonne 
auf der Entlebucher Straße über die Hod;bene ‚von Littau gegen Luzern 
vor. Abtheilungen wurden beordert das Nenggloch Durchpaß ins Thal 
von Kriens) zu befegen, den unteren Sonnenberg zu fäubern und ent: 
ſchieden af den Gütſch, den Schlüffel der Stadt, vorzudringen. 

Das Herannahen det Freiihaaren nah dem glüdlihen Uebergang 
bei Fittau verbreitete Angſt und Schreden in Luzern. General Sonnen: 
berg hatte ſich in dem Angriffsplan des Gegners getäujcht und mar 
genöthigt In aller Eile ganz veränderte Dispofitionen zu treffen. An 
der Stadt ftanden faum 1000 Mann zur Verfügung, der Zuzug von 
Schwyz, Uri und Zug verzögerte fih, auf die Vürgerfchaft von Bien 
konnte man fich nicht verlafien. Nach der Flucht der Unterwaldner Fam 
der Chef des Generalſtabs, Oberitl. D. Elgger, in die Stadt gejprengt 
und gab die Sache für verloren. Die Mehrheit der Negierung war 
rathlos und ſprach Bereits von Abdankung. Der SKriegsrath fing an 
fi aufzulöfen. General Sonnenberg vieth nöthigenfalls die Stadt zu 
verlaſſen, 7 nah Meggen an die Sränz: des Kantons Schwyz zu 
ziehen und bier den ieitereh Zuzug der Yändler abzuwarten. Unter 
diefen Umſtänden konnte ein kräftiger Angriff, felbft eine entſchiedene 
Demonftration die Stadt leicht zur Üebergabe zwingen. *) 

Aber auch die Lüge der Freilhaaten war Fa dem ertungenen 
Vortheil eine äußerst ſchwierige Mährend die Hauptcolonne fiezrei 
vordrang, hatte der linke Flügel unter Major Billo einen erfolglofen 


*) Man legte Oberft Elgger die Worte in den Mundt tout est perdu. Elgger 
ſelbſt erflärt dies in feiner Erzählung als Berleumdung. Siegwart-Müller ſchildert 
indeß fein Erfcheinen im der Rathefizung folgendermaßen: „Wie außer fi, bie 
Haare emporragend, die Augen verdrehend, mit Ungeftüm kam Oberſt Elgger zur 
Thüre herein, fchlug mit der Rechten auf die Stirn, zuerft ſprachlos. Dann ſprach 
er feinen Unmuth über da® Unterwaldner Bätaillor aus, weiches nicht Habe Etand 
halten wollen. Sein ganzes Benehmen machte den Eindrud, al® habe er feine 
militärische Zuverficht verloren.” Auch von General Sonnenberg ſagt Siegmwart, 
daß er todtenblaß mit den Worten in den Rathsſaal gelommen fei: „Der Feind 
it auf dem Gütſch, er wird die Stadt beichiehen, ich fan die Stadt mit wenigen 
Truppen faum eine Biertelftunde halten.“ Einer von den Negierungsräthen ver 
ließ die Sigung und verbreitete in der Stadt, „es ſei jetzt fertig, die Regierung 
gehe anseinander.” Siegwart ſelbſt ging in die Kanzlei mud ftedte ichon das 
Staatsfiegel in die Taſche. Auf, feinen und Bernhard Meyer's Eporn wurde indeß 
am Ende ein Beichluß gefaßt, wornach General Sonnenberg beauftragt wurde, die 
Stadt Luzern zu behaupten oder wenn dies nicht möglich Sei, feine Truppen zum 
Schut der Kantonsbehörden zu verwenden und ſich auf einem Punkt des Kantonal» 
gebiets zu halten. Erſt als die Kunde fam, daß der Gütſch nicht von den Frei- 
ſchaaren beſetzt fei, fondern nod von Unterwaldner Truppen behauptet, werde, faßte 
man wieder einigen Muth, (Siehe: Siegwart-Müller, Rathsh. Leu von Eber. 
fol. Altorf (pag. 835). 
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Angriff gegen die Emmenbrüde gemadt. Der Pak wurde bier von 
einer ftärferen Macht vertheidigt. Die Freifchaaren, ohne Artillerie, 
geriethen dem überlegenen feindlichen Feuer gegenüber in Verwirrung. 
Ein Berfuh, oberhalb der Brüde den Uebergang über die Emme zu 
bemwerfftelligen und die feindlihe Stellung zu umgehen, wurde durch das 
mörberifche Feuer der im Rothenwalde aufgeftellten Luzerner Jäger und 
Scharffhügen vereitelt. Nur wenigen Muthigen gelang es den Strom 
zu überfpreiten. Nach angebrochener Dämmerung wuchs die Unordnung, 
aller militärifhe Gehorfam hörte auf. Statt den Erfolg der Haupt: 
colonne abzuwarten und den Platz des Scheinangriffs zu behaupten, ſah 
fih der Kommandant genöthigt mit feinem Haufen nah Hellbühl zurüd- 
zugehen. Unterdeß verfäumte es die jenfeit$ der Emme vorrüdende 
Haupteolonne, eine Abtheilung in den Rüden der feindlichen Truppen 
bei der Emmenbrüde zu ſchicken und diefe zu vertreiben. So wurde die 
Verbindung der beiden Flügel nicht Hergeftellt. Aber auch die Haupt: 
colonne konnte ihren Sieg nicht verfolgen. Als die Spike derjelben vor 
die Stadt gelangte, war es Sonnenuntergang geworden. Vor Einbruch 
der gänzlihen Nacht blieb nur wenig Zeit, um die Entfcheidung herbei: 
zuführen. Nach den Beſchwerden des Marjches und ohne gehörige Ver: 
pflegung waren die Freiſchaaren auf's Aeußerfte ermüdet. Leber die 
Lage in der Stadt fehlte es an aller zuverläßigen Kunde. Die Libera— 
len gaben fein Zeichen von fih. Dem nah dem Gütſch beorderten 
Korps unter Oberft Rothple gelang es aus Unkenntniß der Dertlich- 
feit nicht, diefen Luzern beherrfchenden Punft zu befegen. Die Umftände 
drängten, eine entfcheidende Kraftanftrengung zu machen, dem Gegner 
feine Zeit zur Sammlung feiner Macht zu laffen und durch rajches 
Handeln wo möglich das Ziel des Unternehmens zu erreichen. Das 
glüdlihe Durchbrechen der Luzerner Vertheidigungslinie war im 
Falle des Stilleftehens das Loch der Mäufefalle. Aber der Oberanfüh: 
rer wagte e3 nicht mit feinen erfchöpften und hungrigen Truppen einen 
nächtlichen Angriff zu unternehmen, von welchem er blos Verwirrung 
befürchtete. Die Freifhaarenmaffe erwartete mit Ungebuld den Befehl 
zum Bormarfche. Die Artillerie ftand bereit das Feuer zu eröffnen. 
Dr. Steiger ala Präfident des Kriegsraths forderte den Oberanführer 
dringend auf, ungefäumt die Beſchießung der Hauptftadt zu beginnen. 
Allein derjelbe widerſetzte fih, die Rüdfiht der Menfchenfreundlichkeit 
vorſchützend, um die Stadt nicht der Gefahr der Verbrennung auszu— 
fegen, obwohl die möglihe Beſchießung in feinem eigenen Plan vorge: 
fehen war. Er verlor die Foftbare Zeit in Unfchlüffigfeit, wollte den 
Morgen abwarten und gab den endlichen Befehl, Lagerplätze zu beziehen 
und Proviant herbeizuſchaffen. 

So kamen die Operationen zu einem verhängnißvollen Stillſtand. 


Basar 
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Die Maffe der Freifchraren Hatte jih in der, einen Hohlweg bildenden 
Entlebuder Straße aufgeftelt und in eine gefchlofjene Kolonne zuſam— 
mengedrängt, ängſtlich auf das Zeichen zum Vormarſch harrend. Als 
jest der Oberanführer, einen Ausfall fürdtend , der vorgefchobenen Ar: 
tillerie Befehl gab, umzufehren und fi auf die rüdwärts liegende Ans 
höhe zu ziehen, erregte das Wenden Beforgnijje bei der Maſſe und 
verurfahte Unordnung und Mißtrauen. Plötzlich verbreiteten einige 
Shüffe, die bei der Vorhut mit feindlichen Streifwachen gewechſelt wur: 
den, in der eingetretenen Dunkelheit einen panifchen Schreden. Im 
Wahn, es gefchehe ein Ueberfall und conzentrirter Angriff von Seite 
der Luzerner, fing Alles an zu feuern. Niemand wußte warum und 
wo es galt; die Einen feuerten gegen die Anhöhen hinauf; Die auf den 
Anhöhen befindlichen Freifhaaren hingegen glaubten, der Feind fei auf 
der Landftraße und feuerten ihrerfeits hinab. Dadurch gerieth Alles in 
namenlofe Verwirrung, deren nächte Folge einige Todte und Verwun— 
dete und der ordnungslofefte Rüdzug war. Erft auf dem Plateau von 
Littau gelang es einigen Offizieren, die unförmliche Maſſe zum Stehen 
zu bringen. Uber Schon fing ein Theil der Mannſchaft an fich zu zer— 
ftreuen. Die wichtigſten Boften, wie am Renggloch, wurden willtürlich 
verlaffen. Kein ficheres Kommando konnte fih mehr geltend machen. 
Noch war der Oberanführer Willens, ſich in gededter Stellung Hinter 
der Renggbrüde zu halten, am Morgen fih mit dem am Lädeli (dicht 
vor der Stadt am Vereinigungspunkt der Basler und Entlibuher Straße) 
zurückgelaſſenen Bortrab und der auf dem Sonnenberg befindlichen Ab- 
theilung unter Rothpleß zu vereinigen und nach Umftänden wieder vorzu: 
gehen. Aber bei der wachjenden Unordnung und Muthlofigfeit beſchloß 
er vollitändigen Rüdzug über Malters und die Brüde im Schaden. 
Er ſelbſt verließ die Golonne, um den linken Flügel unter Billo auf: 
zuſuchen, von dem er ohne alle Kenntniß geblieben war. 

In Malters lagen gegen 350 Mann Regierungstruppen nebft 
einer Menge Landijtürmer. Ringsum heulten die Sturmgloden durch 
die finftere Nacht und riefen die Landbewohner zur DVertilgung der Frei: 
Ihaaren zu den Waffen. Der Rüdzug gefhah ohne alle militärischen 
Sicherheitsmaßregeln, ohne Ordnung und Gehorfam. In Mealters 
herrfchte die tieffte Ruhe; Soldaten und Landftürmer waren in den 
Wirthshäuſern und erfrifchten ih. Es war 1 Uhr, als ein flüchtiger 
Neitertrupp durch das Dorf jagte. Bald darauf folgte eine mit 6 Pfer- 
den beipannte Kanone unter lautem Hurrah-Ruf; fie fam glücklich durch 
und fiel erjt fpäter in die Hände des Feindes. Aber jett geriethen die 
Regierungstruppen in Alarm und bereiteten fi zum Kampfe vor. Die 
anrüdenden Freilchaarenhaufen wurden im Dorfe von allen Seiten aus 
den Käufern, Hinter Holzhaufen, Bäumen und Zäunen, mit mörberifchen 
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Schäffer empfangen, Das Wirtshaus zum Klöſterli diente AM Meine 
Citabeſle; bie Lichter waren ausgelöſcht, nur eine geſchickt — 
Laterne warf ihren Schein auf die Straße. Die im Dunkeln ftehenden 
Söldaten fonnten ein mwohlgezieltes Feuer unterhalten, mährend bie Frei— 
fhärler auf's Gerathewohl ſchoſſen. Durch einen umgeworfenen Heu— 
magen war die Strafe an ihrer engften Stelle wie durch eine Barrikade 
verfperrt. Alle Verfuche fi einen Durchgang zu berichaffen blieben 
erfolglos. Einige Iosgebrannte congreviihe Raketen machten viel Lärın 
aber feinen Schaden; der Wirrwarr war grenzenlos und mehrte ſich in 
dem Mafe als der Zubrang zunahm. Die ganze Colonne war zuleht 
in einen Knäuel zuſammengeſtoßen; Mannſchaft, Pferde, Kanonen, Rul: 
verwagen und Bazage, Alles durcheinander. Das Geſchrei der Befeh: 
lenden, die Klagrtöne der Verwundeten und Sterbenden, der Wiederhäll 
des Geſchützes und Gewehrfeuerd erfüllten die Luft und fteigerten die 
Verwirrung. Schon hatte aller Widerftand von Seite der Freifchadtet 
aufgehört, als der Feind noch immer in den wirren Knäutel hineinſchoß. 
Gegen Sönnendufgang war die Niederlage vollendet. Die Freiſchaaren 
hatten einen Verluſt von 25 Todten und 30 Verwündeten erlittert. 370 
Gefangene mit 8 Geſchützen fielen unmittelbar in die Hände des Feindes. 
Gegen 100 meitere Gefangene wurden noch im Faufe des Tages nad 
Malters gebracht. Bon den Luzerner Regierungstküppen waren nut 5 
Mann getödtet oder verwundet. 
Unterdeß Hatte der Oberanführer der Fteiſchaaren vergebend den 
linfen Flügel unter Major Billo aufgefudt. Nah dem erfolglofen 
Scheinangriff auf die Emmenbrücke hatte fich Diefe Colonne auf Hellbühl 
zurädgezogen. Außer Stande ihre Verbindiing mit dem Hauptcorpd 
herjuftellen, ohne fichere Kenntnig von dem Schidfal defielben, ſortwãh—⸗ 
rend in Beſorgniß eines Angriffs von dem Ländſturm, gerieth ſie Nachts 
in immer größere Verwirrung. Keinen Oberbefehl achtend frafen Die 
untergeordneten Führer einenmächtig Anoronumgen zum Nüdzug. Mor: 
gens um 3 Uhr mußte diefer mit SOO—1000 Mann und 2 Kanonen 
angetreten werden. In gefchlofiener Ordnung bewegte fi die Colonne 
in der Richtung gegen Ettiswyl. Bei Buttisholz ſuchte Oberft Göldlin 
mit einem Bataillon und vier Kanonen den Weg zu verfperren. Nah 
furzem Gefecht wurden die Regierungstruppen zurückgeſchlagen. Ohne 
meitere Beläftigung fetten dic Freiſchaaren ihren Mari fort und lang: 
ten am 1. April auf Margauerboden an, mo fie den anderen Tag, als das 
Miklingen des ganzen Unternehmens fund würde, auseinander ging. 
Groß war der erfte Sammer, indem man die Gefangenen größtentheild 
gefödtet glaubte und überhaupt die Zurücgefommenen die abeiiffeuer: 
* und grauſenhafteſten Schilderungen machten. Mit Mulhe konnten 
dir an Ber Grenze ftehenden Aargauer Truppen zurüdgehalten werben, 
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im Maſſe nad dem Kanton Luzern zu ziehen, um ihre Brüder zu ber 
freien ober zu rächen. 

An der Stadt Luzern hatte man eine Zeit lang von dein Rüdzug 
ber Freifchaaren, deren Verwirrung, Anflöfung und Niederlage nicht bie 
geringfte Ahnung. In der Naht mar noch Alles in Erwartung eines 
Angriffs auf den fommenden Morgen. Ein Bataillon war in Eilmärs 
hen von der Gislikerbrücke zurück in die Stadt gerufen. Auf diefer 
Seite hatte man einen Angriff vom zürcherifchen Freiſchaaren erwattet. 
Aber das linternehmen fand im Kanton Zürich feine große Unterſtützung. 
Ein paar hundert Mann, die fih im Knonauer Amt fammelten, wurden 
bier zurüdgehalten und gingen auseinander. Von Zug und Uri famen 
meitere Hülfstruppen an. General Sonnenberg verwendete die wenigen 
Stunden in der Nacht, um alle Anordnungen zur Ergreifung der Offen: 
five zu treffen. Der Gütſch, der bereits am Abend von Unterwaldner 
Schüten bejegt war, wurde vollftändig gefihert. Am Morgen fonnte 
der General über eine Trupvenmadt von 4000 Mann mit 10 Gefchügen 
verfügen. Aber Schon war fein ernfter Feind mehr zu befämpfen. Am 
Lädeli, Dicht vor der Stadt, ſtand mur noch der zurüdgelaflene Feine 
Vortrab der Freiihaaren, fowie auf dem unteren Sonnenberg die Ab: 
teilung unter Rothplch, die Abends vergebens verfucht hatte, auf ben 
Gütſch zu. dringen. Abgeſchnitten und ohne alle Hoffnung auf Unter: 
ftügung konnten diefe ſchwachen Coryvs fih unmöglich gegen die Ueber: 
macht behaupten. Doch leifteten die wenigen Kompagnien unter Roth: 
plet im Gütfhwald und auf dem Sonnenberg tapferen Widerftand, bis 
fie theild gefangen genommen, theils zeriprengt wurben. Diele, die 
dur die Emme zu entrinnen fuchten, fanden in dem angejchmwollenen 
Strom ihren Tod. Nur einer Schaar, die feit zufammenhielt, gelang 
e3 jich durchzuſchlagen und nah den größten Mühſeligkeiten den Berner 
Boden zu gewinnen. Am 1. April um 10 Uhr Morgen? mar die to: 
tale Niederlage vollendet. Auf die zerftreuten Freifchärler wurde eine 
Hebjagd über alle Wege und dur alle Wälder unternommen. Der 
Landiturm, im offenen Kampf wenig gefährlih, war fürdterlih gegen 
die Flüchtigen. Fanatiſche Wuth und Gier nach Beute trieben zu Bar: 
bareien. Eine Menge Freiſchärler wurde maffacrirt oder grauſam miß— 
handelt. Die meilten Gefangenen wurden ausgeplündert. Ohne einen 
Tagbefehl von General Sonnenberg, der ſich nit an das gefekliche 
Gebot der „izreilhaarenvertilgung” hielt, jondern Schonung empfahl, 
wären ohne Zweifel noch mehr Gräuel verübt worden. Im Ganzen 
wurden 104 Freifchärler getödtet, davon etwa 60 im Kampfe. Die Zahl 
der Gefangenen (mit 68 Verwundeten) belief fih auf ungefähr 1800, 
darunter viele Führer und hochgeftellte Männer, wie Dr. Steiger, Oberft 
Rothpletz, Polizeidireftor Gugger u, a. m., aud ein Pfarrer aus dem 
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Berner Oberland (Weiermann), der in dem Streit gegen die Sefuiten 
die Waffen mit ergriffen hatte, Der Oberanführer Ochjenbein konnte 
ſich glüdlich über die Grenze retten. Die Maffe der Gefangenen wurde 
zu Luzern in der Jeſuiten- und Franziskanerkirche, fo wie im größeren 
Gymnafiumsfaal zufammengepferct. 

So miflang der zweite Freifhaarenzug. Strategifh war der Ope: 
vationsplan jcharffinnig genug ausgefonnen, aber auf die praftifchen 
Eventualitäten mar. zu wenig Rüdficht genommen. Der gezwungene 
Nüdtritt des eriten Militärkomite's kurz vor der Ausführung lähmte die 
legte Organifation. Die Theilnahme blieb weit Hinter den Erwartungen 
zurüd. Cine Diverfion, die von Zürih aus an der Gislifonbrüde in 
Ausfiht geftellt war, unterblicehb ganz. Der Zug wurde von Vielen 
mehr als militärifhe Demonftration, wie al3 ernfter Feldzug angefehen. 
Man täufchte fih in der Stimmung des Luzernervolfs, nachdem der 
ganze Kern der liberalen Bürger über die Gränze gegangen war. Dem 
Freifchaarenheer fehlte es an Unterordnung, gehöriger Verpflegung und 
allem einheitlichen Zufammenhang. Der Marſch fonnte nicht jo regel: 
recht vor fich gehen, als auf dem Papier vorgefehen war. Alles hing 
von einigen wenigen Stunden ab. Die anbrechende Nacht entjchied das 
ganze Schidjal. Zu fpät vor der Stadt angelangt, verlor der Ober: 
anführer alles Vertrauen und fchraf vor dem äußerſten Kriegsmittel zu: 
rüd. Sobald es einmal an den Rüdzug ging, trat unter den erſchöpf— 
ten Truppen vollftändige Demoralifation ein, wie die bei Freifchaaren 
jo leicht der Fall ift. Ein großer Fehler war endlich, daß der Schein: 
angriff an der Emmenbrüde nicht mit mehr Nahdrud und unter Mit: 
wirfung des Geſchützes unternommen wurde. Diefes Corps wäre im 
Stande gewefen, den übereilten Rüdzug auf das Plateau von Littau 
wieder gut zu machen. Die Unthätigkeit in Helbühl ſchnitt dem wan— 
kenden Schiffe den legten Nothanker ab. *) 


Fall des Sepfemberfyfiems in Bürich. 


Der Freifchaarenzug, der die finftere Gewalt im Herzen der Schweiz 
brechen follte, war kläglich gefcheitert. Die ganze reactionäre Rarthei im 
Inland wie im Ausland frohlodte über die Niederlage. Hohn und 
Spott fielen auf die Unternehmer der gewagten Expedition. Gewaltig 


*) Siehe: die Berichte von Ochfenbeinund Sonnenberg. — Geſchichte des 
Jeſuitenkampfs in der Schweiz. Bon einem Zürcher. Zürich 1815 — 3. 
M Rudolf und Leuthy, der Freifchaarenzug von 1845. Zürih 1846. — 
Franz von Elgger, des Kantons Luzern umd feiner Bundesgenofjen Kampf 
gegen den Radikalismus. Scaffhaufen 1850. 
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war der Jubel und Siegesraufh in Luzern ſelbſt. Der Gr. Rath ord— 
nete ein allgemeine® Danffeft an und beſchloß, mit den Urkantonen die 
jährliche Feier der glüdlichen Erlöfung zu begehen. Der Vorwurf der 
fträflihen Anarchie wurde nicht blos auf die regellofen Freifchaaren, fon: 
dern auch auf die Regierungen der Kantone geworfen, aus deren Schooß 
fie hervorgegangen waren. Je höher einzelne von den leitenden rabilfa- 
len Staatsmännern die Hoffnungen geipannt hatten, um fo niederge- 
ſchlagener waren fie durch den unglüdliden Ausgang. In der That 
fhien im erften Moment ein zermalmender Schlag auf das ganze frei: 
finnige Prinzip zu fallen. Uber das revolutionäre Unternehmen entjprang 
aus einem thatfräftigen Gedanken, der im innerften Gefühl der großen 
Mehrheit des Schweizervolf3 wurzelte. Die Schranfen der Ordnung 
waren durchbrochen, weil die ftarren Formen des Bundes dem nationa= 
len Drang feinen Ausweg verfhafften. Der gegen die finftere Jeſui— 
tenpropaganda und die ganze Firchlich-politiide Reaction ankämpfende 
eidgenöffifhe Geift ließ fih durch das Unglüd nicht dämpfen; er gewann 
nur größere Energie. Es gibt unter Umftänden Niederlagen, die nad): 
haltiger wirken als rafch errungene Siege. Der Freifhaarenzug folte 
zu einem nationalen Wendepunkt werden, der die Kräfte des Schweizer: 
volks, nur auf anderem Wege, höher anfpannte und dem lange ange: 
ftrebten Ziel einer DBerjüngung des Bundes entgegenführte. 

Die erfte überrafhende Wirkung äußerte fi in den Zuftänden von 
Züri. Hier war das Septemberfyftem, wenn auch gelähmt und viel: 
fad) durchlöchert, doch noch immer fo weit herrfchend, daß die Reaction 
eine Stüge und Ermuthigung an demfelben finden konnte Don dem 
tiefen Fall im Jahr 1839 Hatte fich zwar ein großer Theil der Bürger 
lange erholt. Die Haupterrungenfhaften der Regeneration bewahrten 
fih auch gegen den feindfeligften Geift. Mit Hülfe der freien Prefie 
und des Vereinsrechts gewann das liberale Prinzip wieder Schritt für 
Schritt Boden. Rüftig kämpfte immer die Volksſchule für ihre bedrohte 
Exiſtenz. Was auch das Septemberfyften thun mochte, um den Fort: 
fhritt zu hemmen und die Bildung zu verkümmern, fo war es doch un: 
vermögend, die Garantien der Verfaffung zu vernichten. Es mußte 
dulden, daß es mit allen Waffen der öffentlihen Meinung befämpft und 
in feinen Blößen aufgededt wurde. Neben dem Trug, aus welchem es 
hervorgegangen war, bildete die unnatürliche Verbindung mit dem Ultra— 
montanismus, jo jehr man auch juchte, jie zu verhüllen, ſtets die ver: 
wundbarjte Seite. Der Tag von Schwamendingen bradite auf eidgenöfli- 
ſchem Boden den erften großen Riß in das Syſtem. Die Behörden 
mußten fi wider Willen in eine freifinnige Klofterinftruftion fügen und 
mit den liberalen Ständen gemeinfame Sache maden. 

Schon bei den m. von 1842 war die Oppofition w weit 
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erftarft, daß fie den Sieg ernſtlich ftreitig machen fonnte. Uber Die 
Septemberparthei vaffte in dieſem Wahllampf noch einmal alle ihre 
Kräfte zufammen. Von Neuem wurden die religiöfen Schredbilder vor: 
gemalt und alle Anhänger eines entjchiedeneren geiftigen Fortſchritts 
mit dem Bann der Gottlojigkeit belegt oder als Zerſtörer der guten 
Sitte und Ordnung hingeftellt. Bei diefer neuen Verkegerung fam die 
ihlagfertige, marktſchreieriſche Publiziftit der Gebrüder Rohmer aus 
Baiern, die um dieje Zeit in Zürich eine Art Meſſiasrolle jpielten und 
eine neue Wiſſenſchaft dev Welt in ihren abentheuerlichen Köpfen trugen, 
den Septemberhäuptern zu Hülfe Dr. Bluntſchli folgte als aläubiger 
Jünger dem neuen Evangelium und ftellte feinen Ruf als nüchterner 
Staatsmann auf bedenkliche Weiſe bios.*) Mit pfychologifchen Kunft: 
griffen wandelte ſich die fonfervative PBarthei in eine liberalzfonfervative 
um, die zwijchen unvereinbaren Gegenſätzen vermitteln zu fönnen glaubte 
und für fi den wahren und ächten Freifinn in Anfpruh mahm. So 
handgreiflich die Gaukelei war, jo diente jie doch bis zu einem gemillen 
Grad dazu, bei der von der früheren Bethörung erft halb zurüdgelom: 
menen Bevölferung die Begriffe zu verwirren. Noch fchaarte ſich die 
Mehrheit der Wähler nit wieder um die aufrichtigen Vertreter der 
Regeneration. Die beiden Partheien ftanden fi im Gr. Rath nahezu 
gleih. Zwiſchen denfelben war eine Anzahl von „Schaufelmännern“, 
die jih bald auf die eine, bald auf die andere Seite neigten, aber im 
Ganzen die Waage mehr zu Gunften der bisher herrſchenden Richtung 
niederdrüdten. Bei den zwölf indireften Wahlen des Gr. Raths fiel 
die Mehrzahl Eonjervativ aus, 

So blieb dad Septemberfyftem aud in der erneuerten Regierung. 
am Ruder. Der liberalen Vertretung fehlten noch mehrere ihrer alten 
hervorragenden Führer aus der Stadt, wie Alt-Staatsanwalt Wi 
rich, Füßli ac, die bei den Wahlen übergangen waren, Das früheue 
Haupt, Dr. Keller, war wieder zu Ehren gezogen, aber lehnte es auf 
das Beitimmtefte ab, den Kampfplatz wieder zu beireten. Seller. wollte 
feine, andere Volf3fouveränität, als eine jolde, wo das Volk durch feine 
Behörden: und Beamten eben jo firenge regiert als ein König. In diefen 
Beziehung, waren, feine Anfichten ftrenger, als die der alten: Negenten 
und Ariitofraten.**) Mit der Septemberrevolution, wo die Dajie ger 
waltfam in die reprälsntative Ordnung eingriff, verlor er den Glauben:an: 
die Mindigfeit des; Volfs. Cr wurde ber zürderifchen und fchmeizeri- 





») Siehe: Bluntſchli's Digchologifche Studien, über Staat: und Kirche (von Drei 
W. Schulz), Neumünſter bei. Zürich 1844. 


*) Nach eigenen Worten Keller's. Siehen Dr Biunsichli, Grinnerungan 
Friedrich Ludwig Keller. Sünden 1861. 
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ſchen Politik und aller Arten der Demokratie allmählig überdrüſſig. 
Bald folgte er einem wiſſenſchaftlichen Ruf in's Ausland und verließ 
die Heimath, ſeine früheren freien Anſichten in Staat und Kirche zuletzt 
ganz verläugnend. Dagegen erhielt die Vertretung vom Lande, die nach 
dem 6. September, der ſtädtiſchen Intelligenz gegenüber, zur gänzlichen 
Nullität herabgedrückt wurde, wieder einen ſelbſtſtändigeren Charakter. 
Das Septemberſyſtem hatte von nun an auch im Gr. Rath mit einem 
ſtarken Widerſpruch zu kämpfen. Zwar ſcheute ſich die liberale Oppo— 
ſition eine Zeit lang vor Erörterung von Prinzipienfragen, um ſich kei— 
ner Schlappe auszuſetzen. Auch die Preſſe verlor nach dem Rücktritt von 
Dr. Ludw. Snell vom „Republikaner“ etwas von ihrer feſten und con— 
ſequenten Haltung. Andrerſeits konnte die herrſchende Richtung nicht 
daran denken, mit ihren reactionären Gelüſten entſchieden durchzudringen. 
So trat eine gewiſſe Tran sactionspolitik ein. Aber die Gegenſätze in 
der Eidgenoſſenſchaft mußten auch die Stellungen in Zürich wieder ſchär— 
fen. Wo es ſich um die Verbindung mit dem Ultramontanismus han— 
delte, neigte ſich die ſonſt ſchwankende Mittelparthei kräftiger zu den Frei— 
ſinnigen. Der Tag von Unterſtraß gab dem Septemberſyſtem einen 
neuen empfindlichen Stoß. Wie in der Klöſterfrage mußte man ſich 
auch in der Jeſuitenfrage vor der laut ausgeſprochenen Stimmung des 
Volks beugen. Dem Freiſchaarenweſen leiſteten die liberalen Führer nur 
wenig Vorſchub; ſie ſuchten den legalen Boden ſo viel wie möglich zu 
behaupten. Daher die geringe Theilnahme, die der Freiſchaarenzug von 
Zürich aus fand. Dagegen richtete ſich die Oppofition gegen die Politik, 
die durch einſeitige Maßregeln der Ruhe und Ordnung, ohne dem Grund» 
übel in der Eidgenoſſenſchaft abzuhelfen, den Trotz des Jeluitenregiments 
in Luzern eher zu ermuthigen als zu breden geeignet war. 

Um die Zeit des Freifchaarenzugs ftand gerade eine theilmeife Er* 
neuerung der Regierung bevor. Am 1. April verfammelte fich der Gr 
Rath zu diefem Zwecke. Als die Nachricht von der gänzlichen Nieder: 
lage kam, jubelte die Septemberparthei hoch auf; das Frohloden verrieth 
ihr nahes Berhältnik zu dem Jefuitenbund, Die Häupter hofften wieder 
fefteren Boden zu gewinnen und zweifelten nicht an ber Mehrheit. im 
Sr. Rath. Unverholen äußerten ſich die reactionären Gelüfte in ihren 
Organen. Aber das Unglüd der Freiſchaaren wirkte nicht niederfchlagend 
auf die liberale Meinung im Gr. Rath, fondern fpornte diefelbe. Die 
Gefahr vor einem immer weiteren Umfichgreifen der finfteren Reaction 
machte bie bisher ſchwankenden Mitglieder entſchiedener. Bei den Wah— 
len in, bie Reale: wurden. die vier im Austritt befindlichen Fonferva: 
tiven Räthe durch, liberale, erfegt und dadurch die Mehrheit der Behörde 
verändert. Auf ya dieſes ausgeſprochenen Mißtraueng, nahm Dr, 
Bluntfgli, der politifche Chef der Konferpativen, feine, Entlafung. 
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Diefem Beifpiel folgte Bürgermeifter Mouffon, der die auf ihn gefallene 
Erneuerungsmahl niht annahm. Die Mehrheit des Gr. Raths lieh 
fih durch den Rücktritt nicht irre machen. An die Stelle von Mouſſon 
wurde Dr. Jurrer zum Bürgermeifter gewählt, der die hohe Ehre 
nicht geſucht Hatte und feinen Beruf als einer der angefeheniten Advoka— 
ten dem öffentlichen Rufnur mit Widermwillen zumOpfer brachte. So faın 
wieder ein Mann der Regeneration an die Spite, der 1839 im Erziehung®- 
vath für die Berufung von Dr. Sirauf geftimmt hatte; der Sohn eines 
Schloſſers in Winterthur; gründlich gebildeter Yurift; von anſpruchsloſem 
gewinnendem Wefen; eher zu doctrinären Bedenken geneigt, als rückſichtslos 
durchgreifend, aber den nationalen Fortſchritt auf organifhem Wege mit 
allem Ernft anjtrebend; wie wenige Staatömänner geeignet, allgemei— 
neres Vertrauen zu erwerben. Bei Annahme der Wahl erflärte er aus— 
drüdlich, nicht al3 Partheimann in die Behörde treten zu wollen. Gr 
habe die Wahrheit des Sabes: „Wer mit einer Parthei in’ Wafler 
gehe, müſſe auch mit ihr Schwimmen,“ an fich felber zu feinem Schreden 
erfahren. Indeſſen habe auch diefer Sat feine Grenzen und er werde 
mit feiner Parthei nicht fo weit ſchwimmen, als ein Theil derfelben es 
wünſchen möge. 

Der ftarken fonfervativen Oppofition gegenüber mußte die wieder 
liberal gewordene Regierung, insbefondere in der inneren Politik, einit- 
mweilen noch behutfam auftreten. Eine Zeit lang blieb ihr die Schwäche 
eines erjt eben genefenen Zuftandes anhängen. Aber der Geift der Re— 
generation Hatte fich wieder zur Geltung gebradt. Das September: 
ſyſtem, welches au3 einer fanatifchen Verketzerung und gewaltfamen 
Fälſchung der Demokratie hervorgegangen war, das ſich zwar in ber 
Folge zu mäßigen fuchte, aber immer gegen da3 Fundament der reis 
heit, die Volfsbildung, anfämpfte und überall der pfäffiichen Reaction 
Vorſchub leiſtete, dieſes Syftem, eben fo fteril als innerlich voll Wider: 
ſprüche, war gefallen. Der Umfchlag bildete ein mwohlthätiges Gegen: 
gewicht gegen den Erfolg der Jeſuitenparthei und erfüllte die Freiſinni— 
gen in der ganzen Schweiz mit Troft und Beruhigung. Das Band 
zwijchen den großen regenerirten Kantonen fonnte fich wieder fefter fnüpfen. 


Weiterer Bufland nach dem Freifchnarenzug. 


Auf die erfte Nachricht von dem Aufbruch der Freifchaaren Hatte 
die vorörtliche Behörde in Zürich die umfafjendften Mafregeln getroffen, 
um den Pandfrieden wieder herzuftellen und die Freifchaaren zu entwaff: 
nen oder zurüdzumweifen. in Heer von 13 bis 14000 Mann aus den 
Kantonen Züri, Bern, St. Gallen und Thurgau war in Dienft bez. 
rufen und unter den Oberbefehl de3 Oberjten von Donats gejtellt, 
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Zwei Kommiljäre, Näf von St. Gallen und Hösli von Graubünden, 
follten über die politiiche Ausführung der nöthigen Maßnahmen wachen. 
Zugleih wurde die vertagte Tagfasung wieder einberufen. Das ſchnelle 
Ende der zreijchaarenerpedition machte alles Kinfchreiten nad) dieſer 
Seite überflüjfig. Dagegen fchien ji einen Nugenblid die Woge in 
den Kanton Yargau zurüdwälzen zu wollen. Im Freienamt gährte es 
und drohend jtanden die Luzerner Truppen an der Gränze. Auch auf 
der Berner Seite waren Feindlichkeiten zwifchen den gegenſeitig aufge: 
botenen Milizen zu befürchten. Der Oberbefehlshaber der eidgenöffischen 
Truppen erhielt deßhalb Befehl, in Eile die Grenzen des Kantons Lu: 
zern ringsum längs dem Gebiete von Aargau und Bern zu bejeten. 
Dadurch wurde jeder Zuſammenſtoß verhindert und die Ruhe und Ord— 
nung aufrecht gehalten. Im erjten Siegesraufh Hatte zwar Siegwart: 
Müller darauf gedrungen, mit der Regierung von Nargau nad) Kriegs: 
recht zu verfahren und jie über den Haufen zu werfen. Aber der Kriegs: 
rath der fünf Stände wagte es nicht, zur Dffenfive überzugehen. Das 
gegen weigerte man ſich beharrlih, die eigenen Truppen unter eidges 
nöſſiſches Commando zu ftellen. 

Die außerordentlich einberufene Tagfagung trat am 5. April zu 
Züri zufammen. Bei der Eröffnung ſprach der neugewählte- Bürgers 
meiſter Furrer als Bundespräfident die Hoffnung aus, daß die Behörde 
die Wichtigkeit der Stunde in's Auge fallen und feinen nutzloſen vers 
derblihen Streit über die Urfachen des Gefchehenen und Unabänderlichen 
führen, jondern mit Ernſt und Würde erwägen werde, was vor. Allem 
Noth tue, um den Frieden des Vaterlands wieder herzuftcllen und fein 
Anjehen nah Außen zu befejtigen. Aber unter den vorhandenen Um— 
ftänden war es eben jo wenig zu erwarten, daß die Bundesbehörde fich 
zu kräftigen Entſchlüſſen aufraffen, als daß der Sieger verjöhnlich ent- 
gegenkommen werde. Die vereinten Konferenzftände führten die troßigfte 
und übermüthigite Sprache. Luzern's Gejandter, Siegwart-Müller, 
insbejondere warf den Kantonen, wo man dad Freilchaarenmweien er: 
muthigt hatte, den bitteriten Hohn in's Gefiht. „Mit tiefem Schmerz 
wende er feinen Blick auf treulofe Negierungen, auf meineidige Bundes: 
brüder, auf die Werfjtätten des Verraths. in Blick auf die gefange- 
nen Horden in den Kirchen von Luzern überzeuge Einen fofort, daß fie 
zum großen Theil aus fremden Geſindel und dem Abſchaum der ſchwei— 
zeriichen Bevölkerung bejtehen. Als fprechende Zeugen der Begünftigung 
von Seite der Pegierungen befinden fi in Luzern die Kanonen von 
Aargau; es ftehen im Sonnenglanze zwei neue Geſchütze von Bafelland, 
eines von Solothurn und fogar eines von Bern, welches mit feinen 
40,000 Bajonnetten nicht ſtark genug war, eine feiner Kanonen zu 
ſchützen!“ Das herausfordernde Jeſuitenregiment fah ſich allein als den 
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fträflih angegriffenen Theil an und ftellte hohe Forderungen, nicht nur 
Auflöfung und Entwaffnung der Freiſchaaren, wo fie fich fänden, ſon— 
dern auch Entjhädigung für alle feit dem 8. Dezember ergangenen Ko: 
ften, fomwie Genugthuung von den Kantonen Aargau, Bajelland, Solo: 
turn und Bern für die Verlegung des Luzerner Gebietd. Falls diefen 
Begehren keine Folge gegeben werde, behalte fich Luzern alle Rechte und 
Schritte der Selbjterhaltung vor. Die Gefandten der angegriffenen 
Kantone hielten mit fcharfen Ermwiederungen zurüd, zum Theil durch die 
unglüflihe Wendung der Dinge niedergedrüdt, zum Theil aus Rückſicht 
für die Gefangenen, die fi in der Gewalt Luzern's befanden. 

Die Tagſatzung trat auf eine Entfhädigung Luzern’s nicht ein, ſon— 
dern bevollmächtigte die eidgenöfjifchen Kommifjäre nur, die noch noth: 
wendigen Verfügungen zu treffen, um den Landfrieden gegen jede neue 
Störung zu fihern. Den politiihen Flüchtlingen aus dem Kanton Lu: 
zern follte bi8 auf angemefjene Entfernung von den Grenzen kein Auf: 
enthalt mehr geftattet werden. Werner wurde der Vorort beauftragt, da— 
bin zu wirken, daß der frühere Beihluß in Bezug auf die Freifhaaren 
in allen Kantonen genaue Vollziehung finde. Auch erhielt er die Wei: 
fung, über die Theilnahme eidgenöffiiher Offiziere an dem Kriegszuge 
Unterfudung anzuheben. Andrerfeit3 wagte e8 die Tagfabung nicht, in 
das Strafrecht Luzern's durch einen zwingenden Beſchluß irgend einzu= 
greifen. Mit genauer Noth brachte fie e8 zu einer dringenden Empfehs 
lung, Amneftie oder Begnadigung zu ertheilen und, infofern Tobesurtheile 
gefällt werden follten, denjelben jedenfall3 keine Volziehung zu geben. 
Fidgenöffiihe Kommifjäre follten diefe Empfehlung bei den Behörden 
Luzern's perjönlid nahdrudfam unterftügen. Luzern verwahrte fich von 
vorneherein gegen jedes dringende Anfinnen, wenn auch nicht als offen- 
baren Angriff auf die Souveränitätsrechte des Kantons, doch al3 un 
billige Zumuthung, nachdem erft eben folche ungeheure Frevelthaten ver— 
übt worden feien. Die Jefuitenfrage blieb für einftweilen ruhen. Unter- 
dei fonnten die aufgebotenen eidgenöffifshen Truppen allmählig wieber 
entlajjen werden. Die Tagfabung felbjt vertagte fich auf unbejtimmte 
Zeit (22. April). 

Nah der Freifhaarenbewegung hatte fih die fremde Diplomatie 
wieder mehrfach gerührt; auh von Preußen fam jebt eine Note mit 
Iharfen Lektionen; aber bei dem raſchen und vollitändigen Fehlichlag des 
Unternehmens unterblieben weitere Schritte zur Intervention. Im Web: 
rigen erjchien die Sache des Jeſuitenregiments auch als die Sache aller 
europäiichen Höfe. Das gefammte diplomatifche Korps in der Schweiz, 
die Gefandten von Franfreih, Deftreih, Preußen, Rußland, England 
und Sardinien brachten der Negierung von Luzern, durch Beſuch bei dem 
Amtsſchultheißen, Glüfwünfhe zu dem errungenen Siege dar. Im 
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Laufe Aprils entließ Luzern die meiften Zuzüger aus den verbündsten 
Kantonen. Am fpäteften kehrten die Schwyzer Bataillone zurüf, die 
Wochen lang die Luzerner Grenze gegen Aargau hüten mußten. Jeder 
der verbündeten Kantone erhielt eines der erbeuteten Geſchütze als Ger 
ſchenk. Zum Dank für die glüdlihe Erlöfung veranftaltete die Jeſuiten— 
parthei in Luzern, Leu von Eberſol an ber Spitze, einen großen Pilger: 
zug nad Einfiedeln, Auch in Obwalden machte man eine allgemeine 
Landeswallfahrt nach der Grabftätte von Niklaus von ber Flüe. 

Zur Beſtrafung der Theilnehmer am Freiſchaarenzug waren in Lu— 
zern ſofort Einleitungen getroffen. Amneſtie erließ man nur in Bezug 
auf den Aufruhr vom 8. Dez, aber auch dieſe mit fo vielen Ausnah— 
men, daß fie den Namen kaum verdiente. Die dringende Empfehlung 
der Tagfagung blieb für die Luzerner Detheiligten bei der neuen Schild - 
erhebung unbeachtet. Die Mehrzahl der Gefangenen wurde blos für 
einftweilen aus der Haft entlafien. Gegenüber den Angehörigen anderer 
Kantone zeigte man fi geneigt, Milde zu üben, aber in der Weife, 
daß man ein Löfegeld verlangte, um Erſatz für den erlittenen Schaden 
zu finden. Die Regierungen von Bern, Solothurn, Aargau und Bafel- 
land ließen deßhalb in Luzern unterhandeln. Unter Mitwirkung des 
eidgenöffifchen Kommiffärs, Landammann Näf, kam auch ein Handel in 
Mingender Münze zu Stande, wornach im Ganzen ein Löfegeld von 
dr. 350,000 zu entrichten war. *) Zugleich follte die Tagfatung ange: 
gangen werden, die für die Hülfstruppen von Luzern erlaufenen Koften 
im Betrage von 150,000 Franken aus bem eidg. Kriegsfond zu bezah: 
len, worin die Behörde fpäter willig. Am Ende April konnten die 
nicht-luzerniſchen Gefangenen in ihre Heimath zurüdfehren. 

Im Aargau wurden bie Hoffnungen der Klöfterparthei durch die 
Niederlage ber Freifhaaren mwieber hoch geſpannt. Obgleich hier der 
Große Rath ſich beeilte, zur Beruhigung der Gemüther vollftändige 
Amneftie für alle beim Aufftand von 1841 Betheiligten zu erlafien, er- 
hob fi doch eine Agitation, die ſich gegen ben ganzen bisherigen 
Zuſtand richtete. Schon früher hatte ein Schleuniger, Xehrer an 
der Bezirksſchule in Baden, die Rolle eines ultramontanen Volks: 
tribuns gefpielt. Um die angeordnete Liquidation der aufgelösten Klö— 
fter zu vereiteln, feßte er eine Petition bei den katholiſchen Orts: und 
Kirchgemeinden in Umlauf, wornach das Kloftervermögen, infofern die 
Wiederherftellung der Korporationen nicht mehr möglich fei, als aus- 
ſchließlich katholiſches Kirchengut erflärt und die Regierung genöthigt 


Davon fielen auf Bern Fr. 70,000, auf Solothurn Fr. 20,000, auf Aar— 
gan Fr. 200,000, auf Baſelland Fr. 35,000 und auf die Angehörigen der übrigen 
Kantone Fr. 25,000. 
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werben follte, ſich aller Liquidationsmaßregeln zu enthalten. Die Re: 
gierung ſchlug diefe Bewegung nieder, indem fie Schleuniger verhaften 
lieg und Anklage wegen Aufreizung zum Widerftand gegen geſetzmäßige 
Berordnungen erhob. Schleuniger wurde von diefer Anklage gerichtlich 
freigefproden. Tief erbittert ergriff er jetzt nach der Niederlage der 
Freiſchaaren den, wie er glaubte, günftigen Moment, um eine vollitän- 
dige Reaction hervorzurufen., Nah einem erften fruchtlofen Verſuch, 
durd einen Antrag im Gr. Rath die Regierung zur Abdankung zu nös 
thigen (6. Mai), wurde in einer neuen, von 25 Fatholifchen Mitglie- 
dern außerorbentli zufammengerufenen Situng der oberften Behörde 
förmlicher Sturmlauf unternonmen. In fanatifcher Rede erhob Schleu— 
niger die maßlofeften Befchuldigungen gegen das ganze bisherige Syitem. 
Durd die Begünftigung des Freiſchaarenweſens fei der Kanton in einen 
unerbörten und urerträglihen Zuftand gerathen. Man fehe nichts als 
Noth, Unglück und Anarchie. Der Fatholifhe Theil der Bevölferung 
ftehe recht- und ſchutzlos da. Die Geſchichte der alten Freiheit fei zum 
Spott geworden. Die beftehende Regierung fei unfähig, ein freies Ge: 
weinweſen zu regieren. Sie habe die Millionen des Landes am Gajt- 
mahle ihres Gößendienftes verpraßt. Sie habe die Katholiken zu Helo- 
ten und ihre Freunde zu Freifchärlern gemadt. Es fei nicht mehr mög— 
ih, für fie ferner Glauben und Vertrauen zu haben. Nur unter einer 
neuen, unpartheiifchen Regierung, bie weder durch Gefinnung noch Hand: 
lung Bunbdesgenofjin der Freifchaaren fei, könne der entwichene Haus: 
friede mwiederfehren. Das Fatholiiche Volk rufe den Herrichern zu: „Un: 
fer Herz ift todt für fie.” Der bloße Rücktritt ober die Anflageftellung 
ber Regierung genüge nit. Auch der Gr. Rath müſſe ſich auflöfen 
und einer neuen Behörde Plat mahen. Demgemäß trug Schleuniger, 
zum Behuf einer fogenannten „wahren und nachhaltigen Pazififation 
Aargau's und der ganzen Schmeiz”, darauf an, daß der Gr. Nath für 
Neubildung der beiden oberften Landesbehörden die entſprechenden Ur: 
mwahlen anordnen möge. Diefe Sturmrede hatte indeß nicht den erwar— 
teten Erfolg. Nach der erften Niedergefchlagenheit war in den Reihen 
der freigefinnten Parthei wieder fefteres Vertrauen eingetreten. Der 
Antrag fand im Gr. Rath nur ſchwache Unterftüsung von einem Theil 
der Fatholifchen Mitglieder. Kein reformirtes Mitglied wollte dazu Hand 
bieten, den Kanton der klerikalen Reaction zu überliefern oder konfeſſio— 
nell zu zerreißen. Mit der überwiegenden Mehrheit von 147 gegen 
48 Stimmen wurde der Antrag verworfen (29. Mai). Die ganze Agi- 
tation konnte nicht weiter unter da3 Volk geworfen werden. Gegen 
Schleuniger felbft, der feine Stelle ala Bezirfslehrer niederlegte, weil 
ihm der Urlaub für den Bejuch des Gr. Raths verweigert wurde, er= 
hob ſich die Anklage, daß er durch Beitehungen zu dem Sig in ber 
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geſetzgebenden Behörde gelangt fei. Die erfte Inftanz fprad ihn von 
diefer Anklage frei, dad Obergericht Hob das Urtheil auf und verlangte 
einen Reinigungseid. Diefer wurde von Schleuniger abgelegt, aber jett 
erhob jich auf die Ausfagen von Zeugen die Beſchuldigung, daß der Eid 
fälſchlich geſchworen ſei. Auch in dem neuen Kriminalprozeß fprad) das 
Bezirksgericht den Angeflagten frei. ALS die Sache jetzt vor Obergericht 
kam, flüchtete Schleuniger nad) Luzern, wo er mit offenen Armen empfans 
gen und in's dortige Bürgerrecht aufgenommen wurde. Die von ber 
Aargauer Regierung begehrte Auslieferung wurde von der Ruzerner Bes 
hörde verweigert. Das Obergeriht in Yarau erflärte endlich Schleuni: 
ger in Contumaz des Meineids ſchuldig und wendete auf ihn die gefeßs 
lie Strafe an. 

In Luzern wurde gegen die eigenen Angehörigen der Aufruhrsprozeß im 
ausgebehnteften Maße fortgeführt, troß vieler Bitten und Vorftellungen, die 
Landesfinder nicht härter zu halten als die Auswärtigen. Die größte 
Theilnahme erwedte das Schickſal von Dr. Robert Steiger. Gegen 
diefen richtete fich der ganze Haß der Jeluitenparthei. Früher Mitglied 
ber liberalen Regierung, thätig in der Preſſe als Redaktor des „Eidge— 
nofjen“, war Steiger immer einer der muthigjten und einfihtsvollften 
Kämpfer für die politifhe und geiftige Freiheit gemefen. Als Arzt und 
Privatmann genoß er die ungetheiltefte Achtung feiner Mitbürger. Am 
8. Dez. 1844 verhaftet, dann gegen Kaution freigelaffen, wirkte er bei 
den Eidgenofjen zu fräftigen Entfhlüffen gegen die efuitenaufnahme, 
Bei dem Freifhaarenzug ftand er an ber Spike des Luzernerkomite’s, 
das im legten Augenblid die Ausführung in die Hand nahm, ohne 
felbft ein militärifche® Kommando zu führen. Auf der Flucht ergriffen, 
wurde er nad Luzern in den Keſſelthurm gebradt. Anfangs wollte man 
kurzen Prozeß mahen. Der Bertheidiger Dr. 8. Pfyffer proteftirte 
indeß gegen ein ftandrechtliches Verfahren und feste durch, daß der Pros 
zeß ordentlich inftruirt werden mußte. Das Kriminalgericht verurtheilte 
ihn zum Tode mit Pulver und Dlei und das Obergericht beftätigte das 
Urtheil.*) In feiner Bertheidigung erlärte der Angeklagte unerfchüttert, 
daß der Freifchaarenzug im Geijte der Zeit, in dem Sinne eines großen 

*) Anfangs war Ausficht vorhanden, daß Fein Tobdesurtheil werde ansgefällt 
werden. Denn e8 bedurfte der Mehrheit von zwei Drittheilen Stimmen für ein 
folhes Urtheil. Es waren zehn Richter. Wenn nur vier Richter nicht für den Tod 
flimmten, jo war der Angellagte gerettet. Nun flimmten fieben für den Tod; brei 
dagegen, alio fehlte eine einzige Stimme. Es waltete der fatale Umftand ob, daß 
die folgende Woche das Obergericht neu beftellt wurde. Wer für das Leben ftimmte, 
konnte keine Hoffnung auf Wiedererwählung haben. Wirklich wurden alle drei Rich⸗ 
ter, welche nicht für den Tod geftimmt hatten, unter ihnen Jalob Kopp, befeitigt, 
Das Todesurtheil wurde alſo letstinftanzlicy beftätigt. (Siehe: Tr. 8. Pfyffer, 
— einiger kleineren Schriften nebſt Erinnerungen aus feinem Leben. Zü⸗ 
ri 
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Teils der Nation und in der düftern Lage des Vaterlands begründet 
gewefen fei. Außerordentlich war die Theilnahme, die fih in der gan: 
zen Eidgenofjenfchaft und felbit im Ausland Fund gab. Von allen Sei: 
ten fprach man fich gegen die Vollziehung des Todesurtheils aus. Stei— 
ger ſelbſt lieg fi mit Rückſicht auf feine Zamilie zu einem Begnadi— 
gungägefuch beſtimmen, worin er ſich anerbot, die Eidgenoſſenſchaft, oder 
wenn es gefordert werde, den europäijchen Kontinent zu verlaſſen. Zur 
Unterſtützung diefes Geſuchs kamen eine Menge Bittichriften und Bor: 
ftellungen. Die Bifhöfe von Solothurn und Freiburg, der Vorort und 
einzelne Kantonsregierungen, felbft der franzöfifche und engliſche Gefandte 
ließen ihre Verwendung eintreten. Die fanatifche Parthei in Luzern 
drängte dagegen auf eine Hinrichtung. Der Gr. Rath fcheute ſich, das 
Urtheil vollftreden zu laffen, aber ſprach auch noch feine Begnadigung 
aus. Die Regierung erhielt Auftrag, zu unterſuchen, ob und wie ber 
Mann „unfhädlih“ gemacht werden könne, ohne ihm das Leben zu neh: 
men (19. Mai). Den eigenen Kerken traute man feine binreichenbe 
Feftigkeit zu. Anfragen wurden bei Deftreih, Preußen, Holland und 
Sardinien geftellt, ob fie den Mifjethäter zur ftrengen Verwahrung und 
Bewachung übernehmen wollten. Sardinien, wo um diefe Zeit ein eben 
fo finfteres Negiment wie in Luzern waltete, zeigte ſich geneigt, ben 
Schergendienft zu leiften und den Weberlieferten in der Zeitung Coni 
einzufperren. Steiger jelbft wurde genöthigt, fi mit ber Bitte um 
Aufenthalt an den König von Sardinien zu wenden und zu erflären, 
daß er ohne Bewilligung der Luzerner Behörde die fardinifchen Staaten 
nicht verlafjen wolle. Uber die Unterhandlungen zogen fich in die Länge. 
Der Gr. Rath ging umverrichteter Dinge auseinander, ohne über bie 
Begnadigung etwas zu entfcheiden. Wochenlang blieb das Todesurtheil 
über dem Haupte des Verurtheilten ſchweben. Da gelangte ein Be: 
freiungsplarn, von Züri aus mit Muth und Aufopferung geleitet, zur 
Reife. Mit Hülfe von drei gewonnenen Landjägern konnte der Gefangene 
in der Nacht vom 20. Yuni 1845 aus dem Kerker entweichen und fich 
glücklich nach Zürich flüchten. Die Kunde diefer Erlöfung verbreitete 
den höchſten Jubel weit über die Grenze der Schweiz hinaus, In Zü— 
ih wie in Bern wurde der Gefeierte mit dem Bürgerrecht befchentt. 
In Luzern flug man dagegen auf der fogenannten „Läfterbanf” eine 
Tafel mit den Worten an: „Jakob Robert Steiger, dato landesflüchtig, 
ift wegen Hochverraths laut Freifchaarengefeg zum Tod durch Erſchießen 
verurtheilt.” 

Unter den finfteren Zuftänden und fchredlichen Verfolgungen im 
Kanton Luzern wühlten fih Haß, Erbitterung und blinde Partheileiden- 
haft immer tiefer. Daraus floß eine That, die plöglih Entfegen ers 
regte. In der Nacht vom 19. auf den 20. Juli 1845 wurbe Leu von 
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Eherfol in feiner Schlaffammer, an der Seite von Frau und Kind, auf 
verwegene Weiſe meuchlerifch erſchoſſen. Der Mord entrif der Herrfchens 
den Parthei das volksthümlichſte Haupt, den Prieftern das ergebenfte 
Werkzeug und diente dazu, die fanatifhe Gluth neu anzufahen. Don 
dem Thäter war anfangs feine Spur zu finden. Bon ber politifchen 
Gegenparthei wurde der Verdacht des Selbſtmords erregt. ber auf 
die ausgefeste hohe Prämie wurde bald ein Jakob Müller von Stechen . 
rain, übel beleumdet und ökonomiſch ruinirt, beim Freiſchaarenzug be: 
theiligt, al3 der Schuldige denunzirt. Zu der Niefenprozedur über den 
Aufruhr gefellte fich jegt eine weit greifende Mordprozedur. Es Han, 
delte fich nicht blo8 darum, die Schuld auf Einzelne, fondern wo mög: 
ih auf die ganze „ſchwarze“ oder radifale Parthei zu wälzen. Als 
auferordentlicher Unterfudungsrichter wurde Wilhelm Ammann aus 
dem Kanton Thurgau berufen, jchon in feiner dortigen Wirffamkeit Durch 
Härte und Gemaltthätigfeit befannt. Die Art und Weife, wie diefer in 
Luzern inquiriren durfte, war fohreiend. Um Geftändniffe herauszu— 
bringen, griff er zu allen Mitteln phyfifcher und moralifcher Tortur. 
Gefangene konnten Monate lang ſitzen, ohne verhört zu werden. Das 
Geſetz galt nicht? gegenüber der graufamen Willführ.*) Jakob Müller 
wurde zum Geftändnik gebracht ; als Motiv der That gab er Rachedurſt 
an. Bon verfchiedenen Seiten wollte er aufgemuntert worden fein und Geld: 
verjprehungen erhalten haben. Die vorgefpiegelte Hoffnung, fein Leben 
retten zu können, trieb ihn zu Anfhuldigungen. Seine bloßen Ausſa— 
gen, ohne weitere Indizien, genügten zu dem peinlichften Verfahren gegen 
bie Bezüchtigten. Unter Anderen wurde Dr. Kafimir Pfyffer, der 
immer im Ruf des ftrengiten Rechtsfinnes ftand, ohne vorherige Einver: 
nahme, unter gewaltigem militärifchem und polizeilihem Aufwand, nädt: 
licher Weile verhaftet und in eine finftere Kerkerzelle geworfen, aus wel: 
. Ser ber Mörder eben entfernt worden war. Er follte um das Vorhaben 
gewußt und dieſes nicht zur Anzeige gebracht haben. Allerdings hatte 
Müller bei Gelegenheit eines Geldgefhäftes feine Mordabfiht vor ihm 
geäußert, war aber (nah Müller’3 eigener Ausfage) von Pfyffer abge: 
mahnt worden. Geſetzlich Yag Feine Pflicht zur Denunziation ob; auf 
bie bloße Drohung eines Polterers war noch nicht viel zu geben. Nach 
der That machte Pfyffer dem Staatsanwalt Anzeige, aber diefer nahm 
feine befondere Notiz davon. Nichtsdeftoweniger wurde Pfyffer erft nad) 
dreiwöchentlichem hartem Gefängniß freigelaffen. Jakob Müller wurde 


*, Ammann jelbft faßte in einem Schreiben an das Luzerner Obergericht feine 
Unterfuhungsmarime in die Worte zuſammen: „Der Inquifit muß vorab phyſiſch 
und pſfychiſch gebeugt und fo Tange gebrüdt werben, bis die Liebe zum Leben mit 
allen feinen Annehmlichkeiten gebrochen ift.” 
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zum Tobe verurtheilt und unter Zufammenlauf einer ungeheuren Volks— 
menge hingerichtet (31. Jan. 1846). Nachdem der Thäter unter der 
Erde war, fchleppte fich die Unterfuhung gegen feine wirklichen oder 
vermeintlichen Mitſchuldigen noch lange hin. Sein Denunziant Michael 
Achermann, als eigentlicher Anftifter Üüberwiefen, ward zum Tode ver: 
urtheilt, aber die Strafe in lebenslängliches Zuchthaus umgewandelt. 
Auh die Mutter Müller’ kam in's Zuchthaus. Gegen den vom Frei— 
ſchaarenzug flüchtigen Alt-Oberrichter Bühler fiel auf die Auslagen von 
Müller, nach Freifprehung in erfter Inftanz, vor oberem Gericht ein 
Todesurtheil in Contumaz, das erft bei jpäterer Nevifion des Prozefies 
aufgehoben wurde. Zwei andere Angeflagte (Hauptmann Corragioni 
und Amtsrath Hüsler) wurden nad abfheuliher Prozedur und langen 
ihmweren Kerkerleiden endlich freigefprochen oder von der Inſtanz ent— 
lajien.*) Ein Greis (Jneihen) unterlag der graufamen Inquifition 
und ftarb im Gefängniß, im Tode noch feine Unſchuld betheuernd. 
Mittlerweile war der Riefenprogedur über den Aufruhr freier Lauf 
gelafien. Allmählig wurden gegen"nahe an 700 Perfonen Zuchthaus: 
ftrafen ausgefprodhen. Ein eigenes Schickſal Hatten zwei beutfche Pa— 
trioten, Georg Fein aus Braunfhweig und Mar Daffnervon Mün— 
hen, die fich (erfterer als Flüchtling) in der Schweiz aufhielten und 
den Freifihaarenzug mitgemacht Hatten, Dieje wurden der Auslöjung 
entzogen, obgleich Dr. Fein vorher in das bafelandfchaftliche Bürger: 
recht aufgenommen war. Beide wurden zu lebenslärfglicer Verweiſung 
verurtheilt, unter ftrengiter Bewadhung auf weitem Ummege, über die 
Furka nah Wallis, von Wallis nad Italien fpedirt und von da nad 
Deutichland gebradt, wo fie in Wien und Minden den Regierungen 
überliefert wurden. Eine Anzahl entſchloſſener Berner Oberländer, bie 
nah Wallis aufbrafen, um die Gefangenen zu befreien, verfehlten ihr 
Ziel. In Wien und Münden erhielten die Ausgelieferten ihre Freiheit 
wieder, indeß Dr. Fein, den die monarchiſche Polizei feiner raftlofen 
republifaniihen Beftrebungen wegen fürdhtete, nur unter der Bedingung 
der Selbjtverbannung nah Amerika... Nicht weniger gehäffig war das 
Verfahren der Luzerner Negierung gegen den Profeſſor Herzog, durd) 
feine Rubliziftit der Sefuitenpartei befonders verhaßt, der als Berner 
Bürger in den Auslöfungsvertrag hätte fallen follen, aber al3 früherer 
Luzerner Bürger, troß aller Reclamationen, zurücdbehalten und erſt nach 
ahtmonatlicher Haft freigegeben wurde. Am Ende machte man in Lu— 
zern die Amneſtie auch bei den eigenen Angehörigen zu einer Sache der 


*) Siehe: Schszchnmonatliche Kerkerleiden des Hauptmanns 8. Nud. Cor” 
ragioni-D’Orelli, von ihm felbft beichrieben. Ein Bild der Zuftizpflege aus 
dem Kanton Luzern. Zurich 1847. 


— 425 — 

Speculation. Gegen Zahlung einer Summe von 450,000 Franken foll- 
ten alle Theilnehmer an den Aufftänden, mit Ausnahme ber Mitglieder 
des leitenden Comite's, ftraflos fein, jedoch unter Vorbehalt, daß jie vom 
Activbürgerrecht ausgefchloffen blieben. Da unter ben Betheiligten fein 
gemeinſchaftliches Einverftändniß erzielt werden konnte, ward mit den 
Einzelnen je nah Schuld und Vermögen gemarktet. Zulest nahm man 
auch von den Mitgliedern des Comite's Loskaufsſummen an. So flofien 
2 bis 300,000 Franfen in die Staatskaſſe und die Gnade erhielt ihren 
Preis. Nur ein leinerer Theil der Betroffenen hielt fih von dem 
Markt fern und blieb flüchtig. 

Während Jammer und Elend durch den Kanton Luzern gingen und 
Friede und Zutrauen in Gemeinden und Familien dem Hafje und der 
Leidenfhaft weihen mußten, hatten ſich die berufenen Väter Jeſu — 
fieben an der Zahl, darunter Pater Roh als der feinfte und politifch 
durctriebenfte Kopf, der das katholiſche Staatsorgan unter feine haupt: 
fächliche Leitung zu nehmen wußte — im Laufe des Sommers von 1845 
nach Luzern gejchlihen und im Stillen Beſitz von der ehemaligen Fran— 
zisfanerficche genommen. Ihre fürmliche und feierliche Einfegung fand 
erſt am 4. Dezember 1845 ftatt. Bei diefer Feier pries Giegmart- 
Müller — immer mehr zur eifrigen Seele bed Priefterregiment3 ge— 
worden, ſchon im %. 1844, unter der vorörtlihen Leitung Luzerns, zum 
Schultheißen gewählt und an die Spite der Eidgenofjenfhaft geſtellt — 
die Jefuitenberufung als das Werk des als Märtyrer gejtorbenen Leu 
von Eberfol und fprad dann die übermüthige Prophezeiung aus: „Keine 
Macht, mag fie im Heuchelgewande der Liſt oder des Trugs, oder mag 
fie mit dem Schwerte der Gewalt dagegen anfänpfen, wirb daſſelbe 
zerftören. Denn e3 ift auf Gott und feine Kirche gebaut, es ift em— 
pfohlen durh das Oberhaupt der Fatholifchen Kirche, genehmigt durch 
den hochw. Bifchof, es fteht unter dem Schutze des Staats, unter ber 
Dbhut eines fouveränen Volks. Das Volk, welches vor den Freiſchaa— 
ren nicht gezittert, wird auch nicht zittern vor Bataillonen; das Volk, 
welches fein Recht von vier Kantonen nicht beugen ließ, wird es auch 
zu behaupten willen gegen zwölf Kantone; es wird ſich überhaupt weder 
von Aufrührern noch von Proteitanten vorjchreiben laſſen, welche Lehrer 
es berufen, welchen Geiftlihen es die Bildung feiner jungen Priefter 
übergeben, wie e3 Fatholifch fein müſſe. Es wird fein Recht gegen jede 
Macht verfechten.“ 

Einftweilen kounten die Väter Jeſu ihre Wirkfamkeit in dem vor: 
örtlichen Kantone beginnen, ohne von der Eidgenofienfchaft geftört zu 
werden. Auch an der ordentlihen Tagfagung im Sommer 1845 hatte 
ih feine Mehrheit gefunden, um die Sefuitenangelegenheit zu einer 
Bundesſache zu erklären. Noch fehlten immer zwei Stände zu einem 
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gültigen Beſchluß. Dagegen hatte der Vorort von Neuem Auftrag er: 
halten, fich die Durchführung des früher erlaffenen Freifchaarenverbot3 
angelegen fein zu laſſen. Auch wurde der Oberanführer des Freiſchaa— 
renzugs, nebſt einem anderen Theilnehmer, Mollet von Solothurn, aus 
dem eidgenöfjiichen Stabe gejtrihen. Damit follte der Friede gefichert fein. 


Amſchwung in Bern. 


Nirgends griffen die Folgen des Freiſchaarenzugs tiefer in die Ver: 
hältnifje als im Kanton Bern. Die Antijefuitenbemwegung hatte hier- 
die Gemüther auf's Lebhaftefte erregt. Die Niederlage der Freiſchaaren 
verlegte das Berner Selbftgefühl. Unzufriedenheit mit den inneren Zu: 
ftänden trat hinzu, um das Volk in Gährung zu verfegen. Cine un: 
glückliche Wendung in der Politik der Regierung bejchleunigte den Aus: 
bruch einer Krijis. 

Der Umſchwung im Jahr 1831 befeitigte wohl das Berner Patri: 
ziat und richtete dem Namen nach die Souveranität des Volks auf, aber 
aus dem alten Regierungsſyſtem ging Vieles in die neue Ordnung über. 
Es hielt ſchwer den bisherigen ariftofratifhen Staat zu einem reineren 
Bolfsjtaat umzumandeln. Der politiide Sinn war in früherer Zeit bei 
der Mafje der Bürger dergeftalt niedergehalten worden, daß die Selbit: 
regierung noch auf vielfahe Hindernifje ftoßen mußte. Die Verfaſſung 
jelbft ward auf Grundlagen geftellt, die noch eine ftarfe Benormundung 
enthielten. in nicht geringer Theil des Voll war von der unmittel- 
baren Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten ausgeſchloſſen und 
der ganze Organismus auf größere Stabilität beredinet. Ein Täftiger 
Genfus befchränfte das Wahlreht; die Vertretung ging nicht blos aus 
dem doppelten Modus von Urverfammlungen und Wahlmännercollegien 
hervor, ſondern der Gr. Rath hatte fich zudem mit nicht weniger ala 
vierzig Mitgliedern (von 240) felbft zu ergänzen. Die geſetzgebende 
Behörde erfchien wie mit der Souveranität befleidet; die ganze Gewalt 
war noch möglichft concentrirt. Im Grunde ging die Herrihaft aus 
den Händen der regimentsfähigen Gefchlechter auf eine mehr oder weni— 
ger bevorzugte Mittelllafje über. An der Stelle der Familienariftofratie 
fonnte ſich deßhalb eine gewiſſe Dorfmagnaten- und Beamtenariftofratie 
bilden. Das Regierungsfyften mar immer auf eine flarfe Autorität 
bedacht; die Ehre der Beamten wurde durch ein eigenes Achtungsgeſetz 
gewahrt. Auch unter der Trennung der Gewalten konnte fi) manche 
Willkühr einfchleihen. Der tödtlihe Haß der Patrizier und die fort: 
währenden reactionären Umtriebe gaben leicht zu gemaltthätigem Verfah— 
ren Anlaß. Im eidgenöffifhen und nationalen Fragen folgten die 
Staatmänner zwar oft Fräftigen patriotifchen Impulfen. Die Regener 
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ration hatte auch wiederholt an Bern die ftärkfte Stütze. Aber bie 
innere Verwaltung entſprach dem äußern Glanz nit. Bei ber früher 
fo vernachläßigten Bildung des Landvolf3 entwidelte fih nur langſam 
die nöthige Intelligenz für die Beamtungen, In ber Regierung fehlte 
e3 an rechten Fähigkeiten zur Organifation; die meiften Reformen fameu 
nur mangelhaft zur Entfaltung; Manches, was die Berfafjung verſprach, 
blieb umausgeführt. Der Hader, der frühzeitig innerhalb der liberalen 
Parthei ausbrach, hemmte die Fortichritte in ber Geſetzgebung. Die 
Umgeftaltung des Unterrichtsmefens geſchah nad keinem durchgreifenden 
und übereinitimmenden Plan. Die Hochſchule wurde mehr aus Riva- 
(ität gegen Zürich und zur politifhen Stüße als aus Eifer für Die 
Wiffenfhaft gegründet, Wiederholt wurde verfucht, die Anftalt zur 
bloßen Magd des herrichenden Syſtems herabzudrüden. Das ‚Finanz: 
weſen blieb auf der alten ariftofratifchen Grundlage; äußerlih waren 
die Finanzen blühend; der Kanton konnte mit einem reihen Staats: 
vermögen prunfen; aber es fehlte an einer gleihmäßigeren Bertheilung 
der öffentlichen Laften. Ein Landestheil klagte über den Drud der 
Armenfteuern, ein anderer hatte noch mit den alten Feudalgefällen zu 
fümpfen, einem dritten mangelte der Bodenfredit. Nie konnte man fich 
zu einer größeren und allgemeineren Reform in diefen materiellen Fra— 
gen vereinen. Immer fcheute man fi vor Einführung einer directen 
Steuer, die zur Ausgleihung nothwendig war. 

Unter der Herrihaft des Schnell'ſchen Syſtems ſtanden bie ſpieß— 
bürgerlichen Jdeen eine Zeit lang auf der Höhe; unverholen , äußerte 
fi) ein engherziges Neuherrentfum. Nur die Hablichen follten im Staat 
eine Geltung haben; auf die weniger befigenden Bürger fiel die größte 
Geringſchätzung. So blieb noch immer ein ſcharfer Unterfchieb zwifchen 
den Klafien. Nah dem Fall des Schnel’ihen Syſtems wurde zwar die 
Politik des Kantons wieder von einem freieren und männlicheren Ge: 
danken beherrſcht. Bern wurde bei der Klöfterfrage der eigentliche 
Damm, an welchem fich die fchweizerifche Reaction brach. Schultheik 
Neuhaus erwarb fich hier das höchfte Verdienft um die Wahrung des 
regenerirten Prinzips. Aber auch diefer herporragendfte Staatsmann des 
Kantons war in der inneren Adminijtration nicht ſchöpferiſch und orga— 
nifatorifch genug. Sein Blid richtete fich vorzugsweife auf die Löfung 
der großen eidgenöflifhen und nationalen Fragen. Die ftarfe, zur 
Willkühr und Gemwaltthätigfeit geneigte Autorität hing auch feinem Sy— 
ſtem an. Es kam zu feinen neuen fruchtbaren Reformen. Die Wahlen 
in den Gr. Rath hingen bei dem doppelten Modus, der Gleichgültig- 
feit erzeugte, fo daß die Urverfammlungen oft äußerft ſchwach befucht 
waren, immer mehr von dem Einfluß der Beamten und Dorfmagnaten 
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ab. Die gefebgebende Behörde ließ ſich mit leichter Mühe von oben 
beherrfhen und gab feinen lebendigen Impuls. 

Yın Laufe der Zeit erweiterte jich indeß der öffentliche Sinn der 
Bevölkerung. ine neue Generation faßte die Aufgaben des Staates 
höher auf. Unter der Lehrthätigkeit des geiftvollen Wilhelm Snell, 
ber als Profeſſor des Rechts an der Hochſchule feine Zuhörer lebendig 
anzuregen und mit neuen Ideen zu erfüllen wußte, entjtand eine von 
ftrengeren Prinzipien geleitete junge Rechtsſchule, die bemüht war 
aud die VBolfsfouveranität weiter durchzuführen und Verfafjung und Ges 
feggebung mit dem Rechtsbemußtfein und den fortgefhrittenen Bebürf- 
niffen der Zeit in nahern Einffang zu bringen. Mit Beginn von 1845 
gründete diefe ji verjüngende Nationalparthei in der „Bernerzeitung“ 
ihr eigened Organ. Bon vorneherein wurde nicht blos die jefuitiiche 
Reaktion in der Eidgenoſſenſchaft mit aller Kraft befämpft, fondern auch 
eine Reform im Kanton felbit als Ziel angeftrebt. Das radikale Organ 
ftand im fchärfiten Gegenfaß zu der Burgdorfer Preſſe, die fortwährend 
die von Wilhelm Snell vertretenen demofratifchen Ideen, ſowie feine 
ganze Lehrthätigkeit, mit der größten Bitterkeit befeindete. Der Regie: 
rung gegenüber trat feine jchärfere Oppofition hervor , fo lange dieſe 
auf eidgenöſſiſchem Boden eine Fräftige Politik vertrat. 

Mit dem Freifhaarenzug veränderten ſich die Verhältniffe. Bis da- 
bin hatte die Regierung in der Jeſuitenfrage wie früher in der Klöfter: 
frage eine radifale Richtung verfolgt. Sie ließ die ganze Bewegung 
gewähreg, juchte die regenerirten Kantone zu durchgreifenden Entſchlüſſen 
an der Tagfatung zu vereinen und ftellte, als bie Bundesbehörde ſich 
ohnmächtig zeigte, auch dem Freiſchaarenzug Fein ernftliches Hinderniß 
entgegen. Erſt beim Aufbruch der Freifhaaren traf fie einige Maß— 
regeln, um fi dem Unternehmen jcheinbar zu mwiderjegen. Aber nad 
der Niederlage wurde fie von dem Schredbild der Anarchie und einer 
möglichen Intervention des Auslands erfüllt. Sie verfannte die tief 
erregte Stimmung des Volks und ſuchte durch Strafeinleitungen alle 
Verantwortlichkeit von fih abzumälzen. Ueber fämmtlihe Beamte, die 
an dem Freifchaarenzug Theil genommen, wurde Suspenfion außgefpro: 
hen. Laut warf man jest der Regierung Doppelzüngigfeit vor; heim— 
ih habe fie zu dem Unternehmen ermuthigt, im Unglüd verläugne fie 
daſſelbe nicht nur, fondern fchreite auch gegen die angefchenften Männer 
ein. Die Behörde ſah ſich gemöthigt einzulenken und der Gr. Rath 
deckte durch Amneftie einen Mantel über das Gefchehene. Aber mit 
ber öffentlichen Meinung trat man in weiteren Widerſpruch, indem man 
die Autorität wieder mit ftarker Hand aufrehtzuhalten fuchte. Die junge 
Schule wurde verfolgt, gegen freimüthige Aeußerungen eingefhritten und 
der ganze Apparat der Preß-, Achtungs- und Hochverrathägefege in 
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Bewegung gefeht. Demoralifirend auf den Geift der Regierung wirkte 
von Tavel, als liberaler Patrizier wiederholt in die Erecutive gewählt 
und auf den Schultheigenftuhl gefegt, ſchmiegſamer und gewanbter 
Staatömann, nicht ohne populäre Wendungen, aber grundſatzlos, von 
leichter politifcher Moral und den Drohungen oder Einflüfterungen der 
franzöfifchen Diplomatie immer zugänglid. Aber auch das bisher Mare 
Bewußtſein von Neuhaus ließ fich trüben. Um das gefunfene Anjehen 
wieder herzuftellen und jeber neuen Ngitation zu begegnen, bot er bie 
Hand zu Mafregeln der Verfolgung. Am fchreiendften erfchien ein Alt, 
der gegen den Profefjor Wilhelm Snell verhängt wurde. Lange war 
die Wirkfamkeit dieſes Mannes den Burgdorfern der größte Dorn im 
Auge. Mit den erbittertiten Angriffen drang man wieberholt auf feine 
Abberufung. Als Vorwand diente der Vorwurf der Trunfjucht, womit 
die Befhuldigung verbunden wurde, daß er die Jugend verderbe. Set 
trat eine Hochverrathaflage Hinzu, indem Wilhelm Snell unmittelbar 
nad der Freifhaarenniederlage Volt und Soldaten aufgefordert haben 
follte, eigenmädhtig nad Luzern zu ziehen und die Gefangenen zu be: 
freien. Hatte er ein folches Wort gefprochen, fo war es in der erften 
ſchmerzlichen Aufwallung über das Schidfal der Gefangenen geweſen, in 
Wirklichkeit konnte e8 nicht nachgewiefen werden, vielmehr wurde von 
Zeugen ausgefagt, daß er die Bürger gemahnt habe, fi an die Regie— 
rung anzuſchließen. Dagegen hatte er vor dem Freifchaarenzug in klei— 
neren und größeren Verſammlungen mit der ganzen Kraft feiner Bes 
redtſamkeit für die Idee des „bewaffneten Volksbunds“ gewirkt. Dafür 
wurde er jet als Dpfer auserfehen. Durch eine Negierungsordre wurde 
er feiner Stelle entfegt und, obgleih Bürger von Bafelland, ähnlich 
wie einft fein Bruder Ludwig, gewalttHätig aus dem Kanton weggewie— 
fen. Tief war die Entrüftung und Theilnahme feiner zahlreichen Jünger 
und Freunde. *) 

Mit dieſer Abberufung reichten die TYeitenden Staatsmänner den 
Burgdorfern die Hand. Die ganze Rartheiftellung fing an ſich zu ver: 
ändern. Von den Burgdorfern hatte Karl Schnell, fo lange er 
lebte (mißmuthig und innerlich gebrochen hatte er den Tod in der Mare 
geſucht), bei aller Feindfeligkeit gegen die radikale Richtung doch immer 
noch die alten Vorrechtler befämpft. Nach feinem Tode ſchloß fein 
Bruder, Hans Schnell, allmählig Frieden mit der ariftofratifchen 
Parthei, Dank dem vermittelnden Einfluß von Landammann Blöſch, 
einem Anwalt von der gemwinnendften Beredtſamkeit und umfafjender 
Einfiht, der eine Zeit lang zu den liberalen Führern zählte, dann, be 


*) Eiche: Wilhelm Snell's Leben und Wirken. Bon einigen Freunden 
feinem Andenken gewidmet. Bern, Druderei der Bernerzeitung 1851. 
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Schlichtung eines langwierigen Dotationsſtreits zwifchen Stadt und 
Staat, fi den ftädtifchen Interefjen zuneigte und damit auch in feinen 
Ideen confervativer wurde. So fanden fich bisher fcharf getrennte Ele— 
mente, wenn auch nur in loderem Bund, näher zufammen, um den 
Strom der Bewegung zu hemmen. Cine wirklihe Stütze konnte indeß 
das herrichende Syſtem weder in dem grollenden Patriziat noch in dem 
enggefinnten Burgdorferthum finden. 

Auf Seite der Oppofition organifirte man fih jest um fo feiter 
in einem Bolfsverein, an deſſen Spike ber jugendliche Fürfprecher 
Jakob Stämpfli, Rebaftor der Bernerzeitung, der klarſte und 
energifchfte Vertreter der neuen Nechtsfchule ftand. Die Niederlage im 
Freifhaarenzug hatte auf den Geift der Bevölkerung nicht entmuthigend 
gewirkt. Zu tief war das Berner Ehrgefühl gekränkt. Der Entſchluß 
wurde nur um fo entjchiedener, den Kampf gegen die Jeſuiten, wenn 
auch mit anderen Mitteln und auf geordneterem Wege, weiter durchzu— 
fehten und einen reineren Volksbund zu verwirklichen. Um dahin zu 
gelangen, follte eine innere Umgeftaltung im Kanton vorangehen. In 
neuen Bolfsverfammlungen zu Fraubrunnen und Langenthal wurde auf 
eine burchgreifende politifche und materielle Reform gedrungen. Es 
handelte fih darum, ſowohl die Verfaſſung auf demofratifchere Grund: 
lagen zu ftellen, als die Beſchwerden der verfchiedenen Lanbestheile im 
Zehnt:, Armen und Finanzweſen auszugleihen, den Grund und Boden 
von alten Feudallaften zu befreien und eine gerechtere, Vertheilung ‚der 
öffentlichen Abgaben anzubahnen. 

I e weiter diefe Bewegung griff, deſto unbehaglicher ward die Stel⸗ 
lung der Regierung. Unfähig, fie zu beherrfchen, immer in Angft um 
ihre Autorität, den Volksverein als Staat im Staate fürchtend, von der 
Preſſe ſcharf angegriffen, wußte fie ſich nicht anders als mit Prozefjen 
und polizeilichen Verfolgungen zu helfen, die ſich allmählig in's Maß— 
Tofe häuften. Dazu fiel fie auf den unglüdlichen Gedanken, unter dem 
Titel „bernerifcher Landbote” ein unmittelbares, von Staatsmitteln ſub— 
ventionirtes Negierungsorgan zu gründen. Mit dem Spotinamen eines 
„Seſſelboten“ belegt und unter der ungefchidteften Redaktion diente dieſes 
nur dazu, die Behörde bloszuftellen und das Anfehen derfelben weiter 
zu ſchwächen, weßhalb man das Organ nach kurzem Daſein aufgeben 
mußte. Auch in ihrem eignen Schooß war die Regierung nicht einig 
genug, um eine Politik des Widerſtands conſequent durchzuführen. Von 
einer Seite arbeitete man auf eine partielle Verfaſſungsreviſion, die 
ben Behörden neue Gewalt geben ſollte. Ein dahin gehender Vorſchlag 
wurde indeß von Regierungsrath und Sechzehnern (der vorberathenden 
Behörde in Berfaffungsfadhen) verworfen. Endlich entſchloß man ſich zu 
einem andern Schritt, um die geſunkene Autorität wieder aufzurichten. 
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Der große Rath wurde außerordentliher Weife zufammenberufen und 
von demfelben ein Bertrauensvotum verlangt, widrigenfalls die 
Regierung abtreten werde. Voran ging ein umftänblicher Bericht 
über die Lage des Landes, worin die anarhifchen Tendenzen in grellen 
Farben geſchildert, jedes Drängen auf ein gewaltfames Einfchreiten gegen 
Luzern mit den militärischen Mitteln des Kantons zurüdgemiefen und 
ftrenge Handhabung der Ordnung in Ausficht geftellt wurde. Zugegeben 
wurde, daß fich verfchiedene wünfchenswerthe Reformen verzögert hätten, 
aber die Schuld auf die bewegte Zeit geworfen, wodurd die Aufmerk— 
famkeit nad) einer andern Richtung gelenkt worden fei. Nur auf lega= 
lem Wege jei Abhülfe zu treffen. Drei Tage lang ftritt der Große 
Rath über diefe Kabinetsfrage. Mit 137 gegen 42 Stimmen wurde 
das Vertrauensvotum eriheilt (12. Sept. 1845). Geſtützt auf dafjelbe 
bielt fih die Regierung wieder ftark genug, um energijcher aufzutreten. 
In einer PBroflamation forderte fie alle Beamten unter Androhung un: 
nachſichtlichen Einſchreitens ernftlih auf, gegen jede Verlegung des Ge: 
jeßes ohne Anfehen der Perfon mit aller Strenge zu verfahren, 

Aber der Große Rath felbft befaß das nöthige Vertrauen des Volks 
nicht mehr, um das angegriffene Syftem zu deden. Aus engen Kreifen 
gewählt, mit einer unverhältnigmäßigen Anzahl von Beamten bejeßt, 
erichien die Behörde als zu abhängig von ber Negierungsgewalt. Die 
Forderung der Volksvereine auf eine durchgreifende Reform wurde nur 
entfchiedener. Der Ruf nad einem neuen Berfaffungsrath fing an 
lauter zu werden. Die Regierung vermehrte die Aufregung durch Nicht: 
wieberbeftätigung von Beamten, welhe im Großen Rathe gegen das 
Vertrauensvotum geftimmt hatten. Zu einer befonders brennenden Frage 
wurde die Zehntfrage. Schon in dem Mebergangsgefeß der ILer Verfaſ— 
"fung war Grleichterung im Zehnt- und Bodenzinswefen empfohlen. 
Fünfzehn Jahre waren vergangen ohne daß etwas Ernitliches zur Ab: 
hülfe gefchehen war. Die Bewegung fand deßhalb ihren hauptſächlichſten 
Heerd im Seeland, wo die Feudallaften den Landmann noch drüdten. 

Die Erneuerungswahlen für einen Drititheil des Großen Rathes 
(im Dftober 1845) gaben einen deutlichen Fingerzeig, daß das Anfehen 
ber Behörden im Volke erfchüttert war. Von den Mitgliedern, welche 
für das DVertrauensvotum geftimmt Hatten, wurden Viele nicht wieder 
gewählt, während die radifale Richtung an DVertretern gewann. Das 
berrfchende Syftem ließ fich indeß dadurd nicht von dem bisherigen Wege 
abbringen. Bei den indirekten Wahlen, welche der Große Rath felbit 
vorzunehmen hatte, machte ſich noch die alte Mehrheit faft ausſchließlich 
geltend. Neue Prozefie und Abberufungen (mie diejenige des angeſe— 
henen Negierungsftatthalters Kohler in Burgdorf) dienten dazu, die 
Oppofition weiter zu reizen. Zwar fühlte die Regierung die Nothwen: 
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digkeit, durch einzelne Reformen und partielle Revifion der Verfaffung 
ben Klagen zu begegnen. Allein Gefeße über Zehnt: und Bodenzins— 
ablöfung und Grundfteuer-Herabfegung gingen zu wenig weit, erftredten 
fih auf feine allgemeine Finanzausgleihung und famen zu fpät. In 
Bezug auf die Verfaffungsrevifion wollte man ftreng am Buchftaben der 
bisherigen Berfafjung feithalten, wonah Abänderungen der PVerfaffung 
auf dem Wege der Gefebgebung durch den Großen Rath ftattzufinden 
hatten, auch eine zweite Berathung, erft nad) DVerfluß eines Jahres, vor— 
gefchrieben war. Die Volsparthei traute einer ſolchen einfeitigen und 
bingefchleppten Revifion nicht. Sie behauptete, daß der Fall einer Total: 
revifion in der Verfafjung nicht vorgefehen fei, und berief fich auf die 
dagegen fanktionirte Volksſouveränität, wornach es dem Bolf freiftehen 
müßte, die Vollmachten an feine Vertreter zurüdzunehmen und die Revi— 
fion einem unmittelbar für diefen Zmed gewählten Verfaffungsrath zu 
übertragen. Was 1831 habe gefchehen dürfen, müſſe auch jet wieder 
gelten; das Volk fei feither nicht minderen Rechtes geworden. 

Als der Große Rath die Frage über die Art der Nevifion enticheiden 
follte, fpannte der Volksverein alle Kräfte an, um auf den Entſchluß einzus 
wirfen. Unmittelbar vor dem Zufammentritt der Behörde fanden mehrere 
Bolksverfammlungen — zu Aarberg, Gmwatt, Unterfeen und Sumiswald — 
ftatt, in denen da3 Verlangen nad) einem Berfafjungsrath geftellt wurde. In 
Aarberg wurde zudem eine allgemeine Volksverſammlung vor den Thoren der 
Hauptjtadt in Ausſicht geftellt, wenn der Große Nat dem Begehren 
nicht entipreche. Gleichzeitig mit der gefeßgebenden Behörde tagte in 
Bern auch der weitere Ausſchuß des Volksvereins und erflärte ſich per: 
manent, um nöthigenfall3 die allgemeine Volksverſammlung einzuleiten. 
Im Großen Rathe ftritt man wieder drei Tage lang mit allen parla= 
mentarifchen Waffen. Neuhaus wandte noch einmal die ganze Schärfe 
einer Beredtfamfeit auf, um den ftreng legalen Boden zu behaupten 
und das Ruder nicht aus den Händen zu verlieren, Aber die Mehrheit 
ſchwankte. Zwar wurde no in erjter Linie mit 112 gegen 99 Stim: 
men Vornahme der Reviſion durch den Großen Nath beichlofien, aber 
dazu Fam der Zuſatz, daß im Fall der Nichtannahme der revidirten 
Verfaſſung durch das Volk der Reviſionsabſchnitt der alten Verfaſſung 
abzuändern und die Aufgabe einem Verfajjungsrath zu übertragen fei. 
Endlich wurde noch das weitere Sicherheitsventil geöffnet, daß der er: 
gangene Entfcheid des Großen Nathes den Urverfammlungen zur Ge 
nehmigung oder VBerwerfung vorgelegt werden follte (15. Januar 1846). 

Damit war die Gefahr einer gewaltfamen Ummälzung befeitigt und 
dem Volkswillen Gelegenheit gegeben, ſich auszufprechen. Auch die Les 
galen hatten am Ende den ftreng legalen Boden verlafjen, da die Ver: 
fafjung bisher nichts von einem ſolchen Veto wußte, wie es dem Volke 
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nunmehr eingeräumt wurde. Der Volksverein zögerte nicht, zu dieſem 
Veto aufzufordern. Die Wahl einer Revifionsfommifjion von 41 Mit: 
gliedern, worin die Mehrheit ji auf die radikale Seite neigte, Tonnte 
den Widerfpruch nicht beſchwichtigen. Vergebens warf die Mehrheit ber 
Regierung — neun Mitglieder mit Neuhaus an der Spike — ihr per 
fönliches Gewicht in die Waage, indem fie das Volk in einem Manifeft 
aufforderte, die Nevifion der Verfaſſung dem Großen Nathe zu über: 
(afjen, dem fie verfaflungsgemäß zufomme, und vor den ſchweren Folgen 
eines Verfaſſungsbruches warnte, zu welchem fie ſelbſt nie Hand bieten 
könne. Die Stimme von Neuhaus Hatte ihre frühere Zauberfraft ver: 
loren. Mit 26,320 gegen 11,533 Stimmen wurde vom Volk das Veto 
ergriffen und der großräthliche Beichluß verworfen (1. Februar 1846). 
Auch jetzt wollte Neuhaus fich noch nicht vor dem Verlangen nad) einem 
Verfafjungsrath beugen, fondern drang auf maflenhaften Rücktritt des 
Großen Raths und Neuwahl defjelben. Aber die überwiegende Mehr: 
heit des Großen Raths fügte fih dem deutlich genug kundgegebenen 
Willen des Volks und defretirte den Verfaſſungsrath (12. Febr). 

Auf den Entfcheid folgte ein peinliches Nachipiel. Die radifale 
Parthei im Großen Rathe verlangte eine beruhigende Erklärung von 
Seite der Regierungsmehrheit, die jene® Manifeft unterzeichnet hatte. 
Es fragte fich, ob diefe Mehrheit, nachdem fie vor den ſchweren Folgen 
eines Verfaſſungsbruches gewarnt hatte, jeßt zu der Aufitellung des 
Verfaſſungsraths aufrichtig Hand bieten werde. Neuhaus hielt e8 feiner 
Ehre zuwider, eine Erklärung abzugeben, die als Widerruf gelten konnte. 
Die übrigen Mitglieder folgten ihrem leitenden Haupte. Nach ftürmi- 
ſchen Debatten erklärte der Große Rath einen Antrag erheblich, wornad 
die neun Mitglieder förmlich aufgefordert werden follten, fih in Frift 
eine Tages beruhigend zu äußern, ob fie zur Vollziehung des Groß— 
vathdefretsS in Bezug auf den Verfafjungsrath Hand bieten wollten. 
Schultheiß Neuhaus erfchien jetzt perfönlich im Schooße der Behörde, mo 
er eine bittere Anrede an feine Anfläger hielt, ftatt der von ihm ver- 
langten beruhigenden Erklärung aber fich einfach darauf befchränfte, dem 
Großen Rathe zu bemerfen: „daß er (der Große Rath) die 9 Regie: 
rungsräthe ja kenne, da er fie gewählt; aus ihrem bisherigen Handeln 
möge er auf ihr Fünftiges ſchließen.“ Die Mehrheit des Gr. Raths 
ftellte fi mit diefer Beruhigung nicht zufrieden, daher die Sache noch— 
mals an eine Kommillion zur Prüfung überwiefen wurde, melde dem 
Gr. Rathe Bericht erftatten follte. Die Kommilfion trug nun in ihrer 
Mehrheit auf förmliche Abberufung an. Mit vüdjichtslofer Leidenſchaft 
verfochten einzelne vadifale Mortführer, wie Ochienbein, die Klage gegen 
den vor Kurzem noch fo hoch geftandenen und allgefeierten Schultheiß. 
Mit 96 gegen 80 Stimmen begnügte fich indeß der Gr. Nath mit einem 
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vermittelnden Antrag von Tillier, wornah das Bedauern über das 
Manifeft der neun Mitglieder ausgefprochen, im Uebrigen, „im Ber: 
trauen auf bie biedere und vaterländifche Gefinnung jener Männer,“ 
feine weitere Maßnahme getroffen wurde (4. März). So entging die 
Regierungsmehrheit der Abberufung, aber ihr Anfehen ſank zu einem 
Schatten herab. Die ganze bisherige Stellung von Neuhaus war ge: 
brochen. Immer in einer gewiſſen Abgefchlofjenheit lebend, hatte er fich 
dur blinde Anhänger über die Stimmung des Volks täufchen lafjen. 
Er mißtraute den neuen jungen Kräften, die auf den Kampfplaß traten, 
und fah in der Bewegung nicht fowohl einen berechtigten Drang nad 
demokratifcher Weiterentwidlung , al3 eine anarchiſche Auflöfung der 
Ordnung. MUeberreiztes Selbitgefühl führte ihn dahin, die Brüde ganz 
abzubrechen. Lange hatte ihn die junge Rechtsſchule geſchont; erft als 
er Starr an einem Syſtem fefthielt, das ſich einer volfsthümlichen und 
durchgreifenden Reform widerſetzte, vichtete fie ihre fcharfen Angriffe 
auf ihn, 

In dem gewählten Verfafjungsrath hatte die radikale Bewegungs— 
parthei das volle Uebergewicht. Doch fuchten ſich innerhalb derjelben 
wieder verfchiedene Richtungen geltend zu machen. Die eine, vorzugs— 
weile von Ochfenbein vertreten, ftrebte nach ftärferer Regierungdgewalt, 
die andere, von Stämpfli, Niggeler u. N. verfochten, zog die demofrati- 
ſchen Confequenzen ſchärfer und verlangte vor Allem rechtliche Garantieen 
gegen Willführ von Oben. Die Oberländer gaben meift den Ausſchlag 
zu Gunften der letzteren Richtung. So wurde dem Volk für die Wahl 
der Regierungsftatthalter und Gerichtspräfidenten ein Vorſchlagsrecht ein= 
geräumt und bejtimmt, daß Fein Beamter oder Angeitellter von feinem 
Amt entfebt oder entfernt werden könne anders als durch ein richterliches 
Urtheil. Einig war man über die Aufhebung des doppelten Wahlmodus. 
Die Vertretung follte fortan aus lauter unmittelbaren Wahlen hervor: 
gehen. Wahlbeſchränkungen wie der Genus fielen weg, das Alter für die 
Wahlfähigfeit wurde herabgefest. Die bisherige Abhängigkeit der gefeb- 
gebenden Behörde von der Regierung, wegen ber vielen Beamten, die 
im Großen Rathe Plab gefunden hatten, führte zu der Ausſchließung 
aller vom Staat befoldeten oder von einer Staatöbehörde gewählten 
Angeftellten. An die Stelle der bisherigen Vartialerneuerung (in ſechs 
Jahren) kam Intregalerneuerung (in vier Jahren). Die Zahl der Mit- 
glieder de8 Regierungsraths wurde von 17 auf 9 herabgeſetzt und für 
da3 jchleppende Kollegialfyftem das kräftigere Direktorialſyſtem einge: 
führt. Am Gerichtsmwefen wurden Deffentlichkeit und Muündlichkeit als 
Grundſätze aufgeitellt und für Kriminalfälle-mwie für Preß- und politische 
Vergehen, nach dem Beifpiel von Waadt, Gefchwornengerichte eingeführt, 
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Por einem Veto des Volks ſcheute man fih nodh.*) Dagegen erhielt das Volk 
ein Abberufungsrecht gegenüber der Vertretung. Auch konnten demfels 
ben durch Geſetz Gegenftände zur Enticheidung vorgelegt werden, Nez 
vifion der Verfafiung fowie die Art der Vornahme follten von einer 
Vollsabitimmung abhängen und eine folhe Abjtimmung von 8000 Bür— 
gern verlangt werden dürfen. 

Am tiefiten griff die allgemeine Finanzausgleihung ein, die grund: 
jäßlich fhon in der Verfaflung gelöst wurde. Auf dieſem materiellen 
Boden ſuchte ſich eine reaftionäre Bewegung geltend zu maden. Die 
Burgergemeinden geriethen in Angſt über ihre Burgergüter, für welche 
fie in dem erften Entwurf feine hinreihenden Garantien fanden. Aus: 
aefchoffene von 15141 Gemeinden tagten in Bern und nahmen eine drohende 
Haltung an. Die Verſammlung, von der fonfervativen Oppofition ges 
jtachelt, beſchloß Niederfegung eine permanenten Komite's, um den Gang 
der Berathungen des Berfaflungsraths zu überwachen und nad Um: 
ftänden weitere Mafregeln zu treffen. Der Verfafjungsrath wollte dieſe 
feindfelige Meberwahung nicht dulden, Auch Neuhaus drang darauf, 
das Anfehen mit allem Nachdruck zu wahren und die Situngen zu ſus— 
vendiren, bis der Ausſchuß aufgelöst fei. Dies wurde bejchlofjen und 
die Regierung zögerte nicht, Hand zu bieten. Vor der Auflöfung ver: 
nichtete der Ausſchuß Elüglih das Protofoll der DVerfammlung. Die 
Burgerbewegung erreichte nur jo viel, daß die gewünfchte Garantie be: 
ftimmter ausgeſprochen und ein tieferer Schnitt in das faule Korpora= 
tionsweſen verhütet wurde , im Uebrigen Fonnte fie die Reformen nicht 
vereiteln. 

Doh wurde die ganze Löfung der materiellen Fragen zu einer 
[hweren Geburt. Haft jeden Landestheil mußte. etwas gegeben und allen 
wieder, zur Deckung des Defizits, eine neue divefte Steuer auferlegt 
werden, Die Verhandlungen nahmen den Charakter eines Marktes an. 
Aber ohne Ausgleihung der verjchiedenen Intereſſen war die Reform 
nicht möglid. Die Einbußen des Staats an Vermögen und Einkünften 
wurden um fo größer, je länger man mit den Verbefjerungen gewartet 
hatte. Der Losfaufspreis für die Zehnten: und Bodenzinfe wurde blos 
auf den 7fachen reſp. 10fachen Jahresertvag gefeßt. Dem Staate fielen 
nicht nur Entfhädigungen für die Privatinhaber, fondern auch verhält: 
nißmäßige Nüderftattungen für die früher abgelösten Gefälle zur Laft. 
Im Armenweſen wurde die gefetliche Pflicht der Gemeinden aufgehoben 
und die freiwillige Armenunterftügung angebahnt. Der Staat follte 


*) Der Antrag auf Einführung eines Veto's, am bevedteften von Fürſprech 
Stämpfli und Dr. Schneider vertheidigt, wide im Berfaflungsvath mit 84 gegen 
39 Stimmen verworfen. 
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mit Zufchüffen bis zu 400,000 Franken zu Hülfe fommen, Am Mei: 
teren wurde die Gründung einer Hypotheken: und Schuldentilgungstafie 
vorgefchrieben und hierbei das verfchuldete Dberland begünftigt. Der beim 
Armen: und Zehntwefen nicht betheiligte Jura ging leer aus, erhielt 
aber dafür feine Gefebgebung und befondere Verwaltung im Armenmefen 
ſowie fein Grundfteuer-Syftem, kurz eine erceptionelle Stellung zum 
Nachtheil für die Einheit des Staats, grundfäglich garantirt. So einig- 
ten fich die verfchiedenen materiellen Anterefjen nah langmwierigem Mark: 
ten. Schließlih wurde die Nevijion einer Reihe von Gefeken vorge: 
Ichrieben, namentlid) in Bezug auf das mangelhafte Prozeßweſen. 

Das Volt nahm den ganzen Verfafjungsentwurf mit der großen - 
Mehrheit von 35,063 gegen 1280 Stimmen an (31. Juli 1846). 
Treudenfeuer von allen Höhen verfündeten das Ergebnik. Mit der Ein: 
führung der Verfafjung unterlagen alle öffentlichen Stellen der Wieder: 
befegung. Das neue Syftem Fonnte fi damit in entſchieden demofra= 
tifcher Richtung fefter begründen, aber das Partheiinterefie machte jich 
über Gebühr geltend und nicht überall wurden die geeigneten Kräfte für 
die Beamtungen gewählt. An die Spite der neuen Regierung fam als 
Regierungspräfident (nicht mehr Schultheiß) und — als die vorörtliche 
Leitung auf Bern überging — bald auch als Bundespräfident, der bis— 
herige Obergericht3präfident Funk von Nidau, ein Mann ohne befons 
ders hervorragende Befähigung, duch kluges Benugen der Umſtände 
raſch zu den höchſten EhHrenftellen emporgetragen. Die beiden Haupt: 
führer der Bewegung, Ochſenbein und Stämpfli, wurden auch die 
Teitenden Köpfe in der neuen Verwaltung. Auch der früher gemwaltthätig 
abberufene Stockmar fam durch feine Thätigfeit bei der Verfaſſungs— 
revifion, al3 Vertrauensmann des Jura und tüchtige adminiftrative Kraft, 
obwohl anfangs feiner. früheren feparatiftifhen Tendenzen wegen nicht 
ohne Mißtrauen angefehen, wieder zu Ehren und gelangte in die Re— 
gierung. Schultheiß Neuhaus mußte vom Ruder” abtreten. Obgleich 
diefer die öffentliche Gunft in fo rafhem Wandel verloren hatte, beglei- 
tete ihn doch der Ruf eines edlen männlichen Charakters in die Zurüd: 
gezogenheit. Bon den bisherigen Staatsmännern der Regeneration war 
er die imponirendfte Perfönlichkeit. In ihm hatte der Berner Stolz eine 
Zeit lang den vollften Ausdrud gefunden; die Verlegung diefes Stolzes 
durch die übel berechneten Mafregeln nach dem Freifchaarenzug, ſowie 
der ftarre Widerftand gegen eine nothwendig gewordene durchgreifende 
Reform brachten ihn zum Fall. Der thatkräftige Geift, der dem Frei: 
fhaarenzug zum Grunde lag, war von Neuem durchgedrungen. Bern 
konnte die Aufgabe, der Schild und Hort der freigefinnten Schweiz zu 
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fein, wieder in vollem Mafe erfüllen. Die glücklich durchgeführte Be— 
mwegung mußte auch in anderen Kantonen zum Sporn dienen. 

Eine der erjten Mafregeln der neuen Negierung — die Deffent: 
lichkeit ihrer Sitzungen beſchloß, — war die Rüdnahme des Wegwei— 
fungsdefret3 gegen Profefjor Wilhelm Snell. Geridtlider Sprud 
entfehädigte den Abberufenen und ficherte ihm Tebenslänglich feine frühere 
Befoldung. Nicht Tange darauf wurde er auch in feine Lehrtelle wieder 
eingefett. Am Weiteren wurde allgemeine Amneftie ertheilt, auch das 
für die Theilnehmer am Freifchaarenzuge entrichtete Löſegeld nachgelaffen. 
Mit raftlofer Thätigfeit arbeitete die Regierung an Durchführung der 
inneren Reformen. Die fchwierige Aufgabe Fonnte nicht überall zu 
gleicher Zufrichenheit gelöst werden. Die großen Opfer, die der Staat 
zu tragen hatte, wurden tief empfunden. Die neue direkte Steuer 
fhnitt in das Fleifch der VBermöglichen, die bisher zu den öffentlichen 
Laſten wenig beigetragen hatten. Leidenſchaftliche Oppofition der zurück— 
gedrängten Parthei legte mannigfahe Hinderniffe in den Weg. Die 
Theurung, die in Folge der Kartoffelfranfheit eintrat, bereitete Verlegen: 
heiten. Die ärmeren Klafjen drängten auf Verkehrs: und Marktbefchrän- 
ungen. Eine aufrühreriiche Demonftration in der Stadt Bern (fog. 
Aepfelkrawall im Oftober 1846) mußte mit militärifchem Apparat ge: 
dämpft werden. Die Regierung hielt indeß .an dem Grundfak der 
Handels: und Verkehrsfreiheit feit. 

Ernftliher wurde die neue Ordnung der Dinge etwas ſpäter durch 
das Geſchrei der Neligionsgefahr bedroht. Die Regierung berief an die 
Berner Hochſchule als außerordentlichen Profeffor der neuteftamentlichen 
Eregefe einen Tübinger Docenten, Dr. Zeller, der ähnlih wie Dr. 
Strauß einer freieren Fritifhen Richtung angehörte. Auch gegen diefen 
erhob fih der Ruf, daß er Gott und die Unfterblichfeit läugne, das 
Chriſtenthum und allen Glauben untergrabe. Die Orthodorie ging mit 
der pietiftifchen Richtung Hand in Hand, um den wiſſenſchaftlichen For: 
ſcher zu verfegern, obgleich die Berufung ſchon im frühern Erziehungs: 
departement von gut kirchlicher Seiteempfohlen war. Die erfte Lofung gab 
der Helfer Baggefen, Präfident der Synode, der ohne Auftrag der let: 
tern fich gedrängt fühlte, beim Negierungsrath Verwahrung einzulegen. 
Andere Seiftliche forderten in Predigten oder Flugfchriften die Gläubi— 
gen unverblümt auf, jich gegen die Berufung aufzulehnen oder — mie 
der fromme Ausdrud eines Pfarrerd war — „ein Feuer anzuzünden 
Gott weiß wie weit e8 brennt.“ Aber auf dem proteftantifchen Boden 
ließ fich die „schöne Bewegung“ nah dem Vorgang von Zürich nicht fo 
leicht wieder erneuern. Der 6. September hatte zu deutlich gelehrt, 
welches Spiel mit diefen veligtöfen Schredbildern getrieben wurde. Auch 
in Bern ftanden reactionäre Gelüfte hinter dem Geſchrei der Verfege- 
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rung. Die Regierung fehritt gegen einige Geiftliche mit Suspenfion 
und Ueberweifung an die Gerichte ein. Die in Umlauf gefetten Peti— 
tionen, die verlangten, daß die Berufung Fafjirt oder Zeller fonft fern 
gehalten werde, fanden keinen folchen Anklang (gegen 3000 Unterichrif- 
ten), daß fie einfchüchtern Eonnten. Die theologische Fakultät ſprach ſich 
nicht beſtimmt zu Ungunften der Berufung aus. Der Gr. Rath bevieth 
(anı 24. März 1847) über das Begehren in vierzehnftündiger ununter: 
brochener Situng. Die Kompetenz der Regierung zu der Berufung 
konnte nicht beftritten werden. In dem Kern der Frage ftanden ich 
hier wie in Zürich freie Prüfung und religiöfer Fortfchritt auf der einen 
und kirchlicher Stilljtand und ftarres Feſthalten am Buchftaben auf der 
andern Seite gegenüber. Die-Behörde trat auf den Vorſchlag nicht ein, 
über die Chriftlichkeit des Berufenen drei deutsche theologische Fakultäten 
unterfuchen und in einem Gutachten ihr Urtheil ausſprechen zu laſſen. 
Mit überwiegender Mehrheit wurde über die Petitionen zur Tagesord— 
nung geſchritten. Vergebens bot Blöſch die ganze Kunft feiner Beredi: 
ſamkeit auf, um die geiftliche Inquifition genehm zu machen.*) Dami 
hatte die Neligionsgefahr ein Ende, Der angefeindete Iheologe Fam 
und lehrte, ohne weiteren Anſtoß zu erregen, Nur die Geiftlichkeit be: 
hielt einen tiefen Groll gegen die radikale Ordnung. 


Sutwicklung des Sonderbunds. 


Mir haben gefehen, wie bereits im Jahr 1843, zu einer Zeit, wo 
Luzern noch feinen Angriff zu fürchten hatte, dev Grund zu einer Sepa— 
vatverbindung der ſechs Orte Luzern, Schwyz, Uri, Unterwalden, 
Bug und Freiburg gelegt wurde. Die Verbindung gab fi den Schein 
eines bloßen Schußverhältniffes, um konfeſſionelle Rechte zu wahren. 
Aber von vorneherein trug fie auch einen aggrefjiven Charakter, Es 
handelte fich wefentlih darum, einen in der Klöfterfrage ergangenen 
rechtmäßigen Bundesbefchluß wieder umzuſtoßen und nicht ruhen zu laſſen, 
was ans Abſchied und Tractanden gefallen war. Die Konferenzitände 
erflärten fich allein als die bundestreuen Glieder und ftemipelten jede 
andere Auslegung des Bundesvertrags, als ihnen gefiel, zum Bundes— 
bruch. Zwar lieh man die Drohung einer förmlichen Trennung von 
der Eidgenofjenfhaft, wie fie fi in den erften Konferenzbefchlüfien fand, 
nachher fallen, aber durch die Einleitung gemeinfamer militärifcher Maß: 
vegeln fette man fich der liberalen Schweiz gegenüber in Eriegeriiche Po— 


*) Siche die denkwürdige Diskuſſion in einem befonderen Abdruck dev Ver— 
Handlungen. Bern bei 3. U. Weingart, 1847. 
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fitton. Durch die bald darauf in dem vorörtlichen Kanton betriebene 
Sefuitenberufung wurde bie öffentliche Meinung weiter herausgeforbert. 
Die Luzerner Regierung felbft ſah die ſchweren Folgen diefer Berufung 
voraus und warnte im Anfang entfchieden vor derſelben. Auch die kon: 
jervativften Staat3männer konnten es nicht verhehlen, welche unheilvolle 
Spaltung durch einen folden Schritt hervorgerufen werden müſſe. Aber 
das fanatiſche Drängen der Jefuitenparthei befeitigte den Widerftand und 
alle Warnungen wurden in den Wind gefchlagen. Die felbft vorausge: 
fehenen Folgen blieben nicht aus. In allen Gauen der Schweiz gerieth 
man in Alarm, Die Liberalen Luzern's wurden zu einer unglüdlichen 
Erhebung getrieben. Das nun folgende Schredenäregiment rief einen 
unerträglihen Zuftand hervor. Der dringende Ruf um Amneftie ver: 
hallte. Es kam ein zweiter Freiſchaarenzug, als die Tagſatzung nichts 
zur Beruhigung der Gemüther that. Als Sieger betrieb man in Ruzern 
das Syftem nur um fo eifriger, das der liberal-katholiſchen und prote: 
ftantifchen Schweiz einen feſt gegliederten ultramontanen Bund entgegen: 
ftellen follte und alle eidgenöſſiſche Gemeinfhaft wie Tonfeffionelle Zu: 
fammengehörigfeit zu zerftören drohte. Die Furcht vor neuen Angriffen 
mußte den Vorwand dazu geben, die Separatverbindung immer feiter 
zu knüpfen und eine vereinte Kriegsmacht zu bilden, um fich ebenfomohl 
Bundesbefhlüffen als Freifhaarenzügen zu widerſetzen. Bon den.Kons 
ferenzftänden hatten einzelne, wie Zug und Nidmalden, anfangs noch 
dringend vor der Abjonderung gewarnt. ber die fanatifchen Einwir— 
kungen trieben die Näthe immer weiter. Nach der blutigen Gegenrevo- 
lution in Wallis wurde auch diefer Kanton in den Kreiß gezogen. Die 
Niederlage der Freiſchaaren erhöhte den trogigen Muth der Fleinen Kantone. 


So bildete fi die Eeparatverbindung immer ſchärfer aus. Nah 
wiederholten Konferenzen Fam endlich im Dezember 4845 ein förmli— 
Her Bertrag zu Stande,*) worin die fieben Orte fich gegenfeitig ver- 
pflichteten: „So wie einer ober mehrere aus ihnen angegriffen werden, 
zur Wahrung ihrer Souveränitäts- und Territorialrcchte, den Angriff ge 
mäß dem Bundesvertrag von 1815, fo wie gemäß den alten Bünden 
gemeinschaftlich mit allen zu Gebote ftchenden Mitteln abzumeifen.“ 
Die Kantone follten ſich über die zwedmäßige Weife, ſich gegenjeitig in 
Kenntnik von allen Vorfällen zu erhalten, verftändigen. So mic ein 
Kanton von einem bevorjtehenden oder erfolgten Angriff ſichere Kunde 
erhalte, fei ev bereit3 als bundesgemäß aufgemahnt anzufehen und ver: 
pflichtet, die nah Umftänden erforderliche waffenfähige Mannſchaft aufs 


*) Der erfte Entwurf zu biefem Bertrag wurde bereits im Juli und Muguft 
1845 unter den Geiandten ber fieben Stände an ber ordentlichen Tagſatzung in 
Zürich bevathen. Der definitive Vertrag kam in Konferenzen" zu Luzern zu Stanbe, 
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zubieten, ohne geradezu die offizielle Mahnung des betreffenden Kantons 
abzuwarten. Ein Kriegsrath mit den ihm ertheilten Vollmachten follte 
im alle der Noth alle zur Vertheidigung der betreffenden Kantone er: 
forderlihen Maßregeln treffen. Wo die Gefahr nicht jo dringender Na— 
tur fei, habe er fi) mit den Regierungen diefer Kantone in Rückſprache 
zu fegen. Zugleih mit dem PVertrage wurde eine Organifation der 
Streitkräfte feitgeftelt, wodurch fich die fieben Kantone in vollftändige 
Kriegsbereitichaft ſetzten. Nur Wallis behielt fich hierbei vor, für fein 
Gebiet nicht von der gemeinfamen Kriegsleitung abhängig zu fein. 
Der ganze Vertrag wurde im Geheimen betrieben und kam nicht 
fofort zur öffentlichen Kenntnif. Zum Abſchluß defjelben ftüßte ſich die 
Regierung von Luzern einzig auf die ihr vom Gr. Rath ertheilten all: 
gemeinen Vollmachten. Entgegen ausdrüdliden Beftimmungen der Ver: 
fafjung ward er der gejeßgebenden Behörde nicht zur Genehmigung vor: 
gelegt und damit auch dem Veto des Volks entzogen. Eben jo wenig 
erhielten die Yandsgemeinden in den Urfantonen Gelegenheit, ihre Zu: 
ftimmung zu geben. Obgleich das Volk durch alle Mittel geiftlicher Agi— 
tation, durch fortwährende Wallfahrten, Miffionen ꝛc. aufgehett und das 
politifche Bewußtſein betäubt wurde, fo fcheuten fich die Regierungen doch, 
offen vor dafjelbe zu treten. So war das Separalbündnig von vorne: 
hereiri nicht jomwol ein Bund der Bürger, als der Herren. Nur in Zug 
und Freiburg konnte man es der oberen Behörde nit ganz entziehen. 
Die Verhandlungen im Zuger Landrath, wo man faft allen Widerfpruch 
zu beſchwichtigen wußte, blieben auffallender Weife unbeacdhtet. Im Großen 
Rath von Freiburg erhob ſich dagegen eine laute Oppofition. In einer 
gründlichen Rede zeichnete namentlich Dr. Buſſard die ganze Bundeswid— 
vigfeit und Verderblichkeit eines ſolchen Sonderbunds, der die Eidgenoffen- 
fchaft zu zerreißen drohe und den Kanton Freiburg in die gefährlichite Lage 
verfete. Zugleih mit 23 Meinungsgenofien legte er am Schluß eine Er: 
klärung in's Protokoll nieder, worin der fogenannte Schußvertrag aus— 
führlich verurtheilt und mit den Worten gefchloffen wurde: „Treu dem 
Eide, der uns gegenüber dem jchweiz. Vaterland und unferem Kanton 
verbindet, werden wir feinen Theil an der Berathung nehmen und über: 
laſſen die Verantmwortlichkeit für das Vorgefchlagene Denen, die es treffen 
mag." Die neun proteftantijden Mitglieder des Bezirks Murten gaben 
eine ähnliche Verwahrung ab und zogen fi aus der Großrathsverſamm— 
fung zurüd. Endlich landen auch noch von fonfervativer Seite eilf fa- 
tholifche Deputirte ald Gegner des Bündnifjes auf, an der Spike der 
Schultheiß Deglife. So erhielt der Vorjchlag der Regierung gegenüber 
den Verwerfenden und Broteftirenden nur die ſchwache Mehrheit von 3 
Stimmen (47 gegen 44). In Murten ruhte man aud nach dem Ent: 
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ſcheid nicht. Abgeordnete geſammter Gemeinden des Bezirks verfammel: 
ten ſich und reichten eine Beſchwerdeſchrift an die Regierung ein, worin 
abermalige Zuſammenberufung des Gr. Raths zur beförderlichen Zurück— 
nahme des Beſchluſſes verlangt wurde. Der Staatsrath wies das Ver— 
langen zurück und ſuchte durch eine Proklamation zu beſchwichtigen. Aber 
die Murtener thaten einen weiteren Schritt und wandten ſich mit einer 
Denkſchrift an die Tagſatzung, worin fie dieſe um Aufhebung des groß: 
räthlichen Beſchluſſes angingen. 

Die Verhandlungen im Freiburger Gr. Rath machten den Wort: 
laut des Vertrags näher befannt. Sofort fchrieb der Vorort Züri an 
Luzern und verlangte offizielle Mittheilung des vollftändigen Inhalts 
der Uebereinfunft, indem er von vorneherein feine Anfiht dahin aus- 
ſprach, daß, im Falle der veröffentlichte Tert genau fei, durch die Leber: 
einfunft die Rechte des Bundes gefährdet würden und der Vorort fi 
deßhalb verpflichtet fehe, Ddiefe Nechte zum Voraus zu verwahren. Au: 
gleich gab der Vorort allen Ständen von diefem Schritte Kenntniß und 
[ud fie, zur Injtruftionsertheilung ein. Luzern verwahrte fih gegen bie 
vorgefakte Meinung des Vororts, theilte jedoch eine Abjchrift des ver: 
langten Aktenſtückes mit. 


Die Frage kam nun vor die Tagfatung. Bundesrechtlih mußte 
es fich mwefentlih um die Bedeutung und Auslegung des Artikels VI in 
der Bundesurfunde handeln, worin e8 hieß: „Es foll unter den einzel: 
nen Kantonen feine dem allgemeinen Bund oder den Rechten anderer Kan 
tone nadhtheiligen Verbindungen gefchloffen werden.” Die Vertreter der 
Separatverbindung behaupteten immer, daß dieſe fih vom Bunbesver: 
trag nicht entferne und die Ruhe und Ordnung in der Eidgenofienfchaft 
nirgends gefährde.. Der Bertrag fei einzig zur Abwehr ungerechter 
Angriffe geſchloſſen. Nah dem Bundesvertrage ftehe es jedem Kan— 
ton frei, einen anderen Kanton zur Hülfe zu mahnen und diefer fei ver: 
verpflichtet, die Hilfe zu leiſten. Wie e8 in einem folchen Falle mit der 
Kriegsleitung und dem Truppenfommando gehalten werden folle, fei in 
der Bundesurfunde unbeftimmt gelafjen. Die Verabredungen hätten nur 
den Zwed, das Fehlende zu ergänzen. Das Gebot der Selbfterhaltung 
babe namentlich Luzern zu dem Bündniß geführt. Gegenüber den Freis 
fhaaren habe Luzern nur an feinen Mitverbündeten eine Stüße finden 
fonnen. Der Schuß vor Ähnlichen Ueberfällen fei auch ferner nöthig, 
da mehrere Kantone noch immer feine Geſetze gegen die Freifhaaren er: 
lafien hätten. Den Rechten anderer Kantone wolle bie Webereinkunft 
nicht zu nahe treten. Ferne fei der Gedanke einer feindlichen katholiſchen 
Verbindung gegen die proteftantifhen Miteidgenofjen, Nur vor Ein: 
griffen in die eigene Konfeffion fuche man fich zu wehren. Endlich be: 
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tief man ſich auch auf das Siebenerconcordat, gegen welches die Eidge— 
noſſenſchaft nie etwas einzuwenden gehabt habe. 

Dagegen wurde vorgehalten, daß die Separatverbindung von vorne: 
herein über den Bundesvertrag hinausgehe, indem fie fich auch auf bie 
„alten Bünde” ftüße, worunter namentlich der unheilvolle Borromeifche 
Bund gemeint fein könne. Durch die gegenfeitige Gemährleiftung der 
Souveränität3- und Territorialrechte maßten fich die jieben Stände etwas 
an, was nur dem gefammten Bunde zuftehe. Dem Bundeövertrage zu: 
wider könne fih ein Kanton, auch ohne daß er um Hülfe gemahnt fei, 
bewaffnet in die Angelegenheiten des anderen miſchen. Sei einer der 
fieben Orte bedroht, fo wende er ſich an den Sonderbund, nicht an die 
Eidgenoſſenſchaft und wolle leßtere, um Ruhe und Ordnung im Bunde 
aufrechtzuhalten, eidgenöffifche Truppen aufbieten, fo ſei Gefahr, daß die 
beiden Bünde an einander gerathen. In dem Pertrage fei feine Be— 
ftimmung enthalten, welche das Anfehen des gemeinfamen Bundes wahre. 
Die Abfonderung unterhalte einen fortwährenden Riß in der Eidgenof: 
ſenſchaft und ftelle eine Fatholifche Schweiz der proteftantifchen gegenüber. 
Die militärifche Organifation fei fo eingerichtet, daß fie eben fo gut zum 
Angriff als zum bloßen Schuß dienen könne. Der Kriegsrath habe unter 
Umftänden eine unbefchränkte Vollmacht und brauche fi an feine Bun— 
desporfchrift zu binden. Mit dem Siebenerfonfordat fünne die Weber: 
einfunft nicht auf eine Linie geftellt werden. rfteres habe nur den 
Bund in Bezug auf den dunfel gelaffenen Umfang der Garantie der 
Verfaffungen weiter zu entmwideln gefucht, ohne irgend eine Beſtimmung 
des Bundesvertrags aufzuheben. Ausdrücklich ſeien alle bundesgemäßen 
Rechte und Pflichten, fomohl gegenüber der Eidgenoſſenſchaft als gegen: 
über den einzelnen Ständen, vorbehalten gewejen. Jedem Kanton habe 
der Beitritt zum Konkordat freigeftanden, während der Sonderbund eine 
abgeichlofjene Lique fei. 

Entſcheidend für die Beurtheilung mußte fein, daß das Separat— 
bündniß fi auf unzweideutige Weife gegen die Bundesautorität richtete. 
Auch- die Vertreter dejjelben machten fein Hehl daraus, daß der Wider: 
ftand nöthigenfalls auch den fogenannten unbefugten Bundesbefchlüfjen 
gelte. Zu diefen unbefugten Bundesbefchlüffen follte Alles gehören, was 
dem vermeintlichen Necht der fieben Stände widerfprede. Cine Minder: 
heit von Kantonen maßte fich fomit die einzige Yegitime Auslegung des 
Bundesvertrags an und wollte ſich der Mehrheit der Bundeshehörde bewaff- 
net gegenüber ftellen, wenn diefe den Bundesvertrag anders verftand und 
darnach Verfügungen traf. Hierin lag die volljtändigfte Bundesanardie, 
Entweder mußte die Eidgenofjenfchaft den Sonderbund brechen ober die- 
er unterwarf ſich die Eidgenofienichaft. 

Die ordentliche Tagfagung, die fich im Sommer 1846 zu Zürich 
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(an deſſen Spitze um dieſe Zeit Bürgermeiſter Zehnder ſtand) verſam— 
melte, bot das Bild der gereizten Stimmung, wie ſie in der ganzen 
Eidgenoſſenſchaft herrſchte. An allen brennenden Fragen platzten die 
Meinungen leidenichaftlich aufeinander, Ber mehr als einem Anlak fie 
len perfönfiche Anvectiven. Wiederholt mußte das Präfidium zur Ord— 
nung mahnen. Die Vertreter des Sonderbunds führten die troßigite 
‚md übermüthigite Sprade. Dev Hohn des ehemaligen Sarnergenerals 
Adyberg gegen den, als zweiter Gefandter Bern’s, in die Tagfahung 
eingetretenn Oberanführer des legten Freiſchaarenzugs hatte ſelbſt eine 
Herausforderung zur Folge, die indeß auf fich beruhen blieb. Allen 
Anforderungen des Bundes wurde die Auferfte Kantonalfouveränität 
entgegengeftellt. Beharrlich wies Luzern jedes Anfinnen auf eine Amne— 
jtie zurüd. Von Neuem zogen die Sonderftände gegen den in der Klö— 
fterfrage ergangenen Beſchluß zu Felde. Aber die Sache blieb aus Ab- 
jchied und Tractanden. Dagegen konnte die Tagfatung fo wenig in der 
Sonderbundsfrage wie in der Jeſuiten- und Amneftiefrage zu einem 
Entfcheid Fommen. Erſt 10%, Stände fchaarten fih um den Antrag 
von Zürich: das Separatbündni als mit den Beftimmungen de3 Bun— 
desvertrags unverträglid und demgemäß als aufgelöst zu erflären; fer= - 
ner die betreffenden Stantone für die Beachtung des Beſchluſſes verant: 
wortlich zu machen und fich auf den Fall der Zumwiderhandlung die er: 
forderlichen Maßnahmen vorzubehalten. Luzern erklärte zu Protokoll, 
daß «8 unter allen Umftänden an den Konferenzbefchlüffen auf fo Tange 
fejthalten werde, „als die völferrecht3: und bundeswidrigen Beitrebungen 
gegen die Souveränität und das Gebiet der fieben Stände und feines 
Standes insbefondere fortdauern werden." Kein Zweifel blieb darüber, 
daß der Sonderbund fich mit der Sefuitenpropaganda identifizirte. Zug 
namentlich erflärte offen, daß die fieben Stände ihre Verbindung nicht 
aufgeben würden, fo lange noch ernitlich von der Austreibung der Jeſui— 
ten gejprochen werde. 

Der endliche Ausſchlag in der Pebensfrage hing vorzugsweiſe von 
der Haltung von Genf und St. Ballen ab. Erfteres wollte nichts 
Ernftliches gegen die römische Linue vorkehren, doch behielt ſich die Ge— 
ſandtſchaft das Protokoll offen. An St. Gallen konnte die oberjte Kan- 
tonalbehörde bis jeßt zu Feiner beftimmten Anftruftion kommen, da fid 
die Partheien die Waage hielten und beharrfih 75 gegen 75 Stimmen 
ftanden. Alle Verhandlungen der Tagſatzung hatten Fein anderes Me: 
fultat, als daß die mit Freifhaarengefeßen noch zurüdgebliebenen Kan: 
tone eingeladen wurden, den Forderungen der Tagfatung Genüge zu 
thun, und der Vorort die Weifung erhielt, die Angelegenheit zu über: 
wachen. Damit follte die Zerriffenheit in der Eidgenoſſenſchaft geheilt 
werden. Statt fi zu vertagen, wie Bern darauf drang, löste die or: 
dentliche Tagſatzung ſich auf. 
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Ammälzung iu Genf. 

Die Umgeftaltung, melde in Genf im Jahre 1841 eintrat, Tief 
einen tiefen Widerſpruch zurüd. Die damalige Verfajjungsrevifion 
konnte nach Feiner Seite ganz befriedigen. Das Staatsruder fam wieder 
in die Hände der altgefinnten Rarthei, welche gegen die vorangegangent 
Bewegung aufs Feindfeligite geftimmt war. Die jungen Konfervativen 
zeigten fich viel fchroffer al8 die früheren Ariftofraten. Alle nur irgend 
demokratiſchen Elemente wurden von der Verwaltung ausgefchlofien und’ 
diefe in einer einfeitigen Richtung beftellt, die noch ausfchlieklicher wurde, 
al3 die gemäßigtiten und verdienſtvollſten Mitglieder, wie Rigaud-Con— 
ftant, aus der Regierung audtraten. Die Ideen des alten Genf rea- 
girten beftändig gegen den Drang nach neuer Entwidlung. Bon Oben 
fiel der bitterfte Grimm auf den ganzen Urfprung der beftehenden Orb- 
nung ober die fogenannte Emeute vom 22. November. Die aufftrebende 
Demofratie lag mie unter dem Bann der von Angft vor anarchifchen 
und communiftifhen Beftrebungen erfüllten Bourgeoifte. Der wieder 
überwiegende enge Calvinismus verlegte die Fatholifche Bevölkerung. 
Alle Intelligenz und überlegene Bildung fonnten dem verbiſſenen kon— 
fervativen Syftem feinen moralifden Halt gewähren. Unter diefen Um: 
ftänden war an feinen gebeihlihen Zuftand zu denken. Die Spannung 
dauerte fort, nicht bloß unter politifchen Partheien, fondern unter ganzen 
Klaffen der Geſellſchaft. So viele neu einftrömende Elemente halfen an 
dem alten Genf rütteln. 

Schon im Anfang des Jahres 1843 kam es wieder zu einem ernit- 
lichen Gonflift, Bei der VBerfaffungsänderung war das Verlangen nad 
einer eigenen Munizipalbehörde für die Stadt eines ber dringendften 
gemwefen. Das organifche Geſetz über diefe neue Gemeindeordnung ver: 
anlafte die lebhafteſten Verhandlungen. Die leidenfchaftlide Aufregung 
ging aus dem Grofrathsfaal auf die Straße über. Bei der Dritten 
Berathung, wo man dem Ergebnik von radifaler Seite nicht traute, ſam— 
melte fich eine unruhige Bollsmenge um das Rathhaus. ALS fih auf der 
Zuhörertribüne Gefchrei erhob, ließ der Grofrathspräfident diefe räumen. 
Volfshaufen, die ſich mieder hinaufdrängen wollten, wurden von den 
Bajonnetten der Gensdarmen zurüdgetrieben. Da tönte plößlich der Ruf 
zu den Waffen. Das ganze Quartier St. Gervais gerieth in vollen 
Aufruhr. Beim Vordringen in andere Theile der Stadt kam es zu ein: 
zelnen Kämpfen mit den aufgebotenen Milizen, wobei die Aufftändifchen 
mehrere Todte und Verwundete hatten. Die Erhebung war improvifirt, 
ohne Plan und Führung. Die öffentliche Macht konnte fi feheinbar 
behaupten. Nichtsdeftoweniger mußte fich die Regierung in Unterhand: 
lungen einlaffen. Das Quartier St. Gervais legte die Waffen nieder, 
aber unter der Bedingung einer vollen Amneſtie. Die Gewähr dieſer 
Amneftie war mehr ein abgenöthigter Vergleih, ala ein freimilliger 
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Snabenaft. Das Anfehen der Regierung ging nur geſchwächt aus dem 
Sonflift hervor. 

In den nächſten Jahren fehlte e8 nicht an fortwährendem neuem 
Zündftoff. Die von der früheren Regierung in der Klöfterfrage gemachte 
Erfahrung ging verloren. Das fonfervative Syftem fuhr fort, der kirch— 
lich-politiſchen Reaction in der Schweiz Vorſchub zu leiſten und das 
freiere proteftantifche Bewußtfein zu verlegen. Scheinbar mikbilligte man 
zwar die Berufung der Jeſuiten an den vorörtlichen Kanton, aber ernſt— 
lich wollte man zu feinen Schritten gegen diefelbe Hand bieten, indem 
man immer die, ftrengfte Kantonalfouveränität vorſchützte. Vergebens 
drang man an der Tagfakung — vor dem verhängnifvollen Freiſchaa— 
renzug — in die Genfer Gefandtichaft, daß fie wenigſtens zu einer 
freundeidgenöflifchen dringenden Einladung an Puzern, auf die Berufung 
der Jeſuiten zu verzichten und allgemeine Amneftie zu ertheilen, Hand 
bieten möge. Unterdeß diente die Ummälzung in Waadt dazu, auch die 
Gemüther in Genf weiter aufzuregen. Die Sonderbundsfrage führte 
endlich zu einer neuen Krifis. Auch in diefer Frage ſuchte man eine 
zweideutige Zmwifchenftellung zu behaupten. An der Tagſatzung, wo be— 
reit3 10°/ Stände für die Auflöfung des Sonderbunds ftimmten, behielt 
fi die Gefandtfhaft von Genf noch das Protokoll offen. Die Regies 
rung berief hierauf den Großen Rath auferordentlicher Weife zujammen 
und ſchlug eine Anftruftion vor, nad welcher Genf dem Antrag auf 
Auflöfung des Sonderbunds nicht beitreten, dagegen eine außerordentliche 
Tagjatung verlangen und darauf dringen follte: durch feierlichen Beſchluß 
fämmtlihen Ständen die Einhaltung des Landfriedens einzufhärfen und 
die Kantone für Störung deffelben verantwortlich zu machen, dem Vor: 
orte eidgenöfliihe Nepräfentanten beizugeben und erft nach diefen Maß— 
nahmen ſowohl das Garantiefonfordat von 1832, als das Sonderbünd: 
niß von 1846 als aufgelöst zu erklären. Ueber diefen Vorfchlag äußerte 
fich fofort der Tautefte Unwille in der ganzen radikal gefinnten Schweiz. 
Der Repräfentantenrath zielte auf die Bevormundung und Demüthigung 
Berns, das mit dem Wechfel des Jahres Vorort wurde. Zürich erflärte 
ih von vorneherein gegen ein folches Miftrauen. Der Gr. Rath lich 
den Repräfentantenrath dem Namen nach fallen, auch das ohnehin abge: 
thane Siebenerfonfordat, nahm aber im UWebrigen den Vorſchlag der Re: 
gierung im Weſentlichen an. Erſt wenn die Erhaltung des Friedens in 
der Eidgenoffenfchaft durch alle in den Schranken des Bundesvertrags 
liegenden Mittel gefichert und die Berantwortlichkeit der Kantone, welche 
einen feindlichen Einfall aus ihrem Gebiete in einen anderen Stand or: 
ganifiren Tiefen, feftgefegt fei, follte das Sonderbündnig als aufgelöst 
erflärt werden. Damit wurde eine Mehrheit an der Tagſatzung vereitelt, 
die brennende Frage hingehalten, nicht gelöst. 
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An der Diskuſſion zeigte ſich bereits eine ſtarke Oppoſition; prote— 
ſtirend verließ dieſelbe den Saal. In der Bürgerſchaft erhob ſich noch 
gewaltigere Gährung. Das demokratiſche Organ (Revue de Geneve) 
erſchien im ſchwarzen Rande. Cine Volksverſammlung folgte auf Die 
andere, die zahlreichite in der Kirche von St. Gervais, von 3 bis 4000 
Bürgern befuht. Hier wurde auf den Antrag von Names Fazy, der die 
Auflöfung des Sonderbunds als eine Lebensfrage für die Eidgenoſſen— 
ſchaft Hinftellte und dem Gr. Rath das Recht abſprach, eine willfürliche 
Trennung vom Bunde zu fanctioniren, eine feterliche Proteftation befchlof- 
jen und der ergangene Großrathsbeſchluß als unſchwzizeriſch, bundes— 
widrig, mit der Fantonalen Verfaſſung unvereinbar und für jo lange 
null und nichtig erklärt, als nicht die Eidgenoſſenſchaft jelbft ihm ver: 
fafjungsgemäße Gültigkeit zuerkannt habe. Um der Proteftation Nach: 
druck zu verleihen, wurde ein Ausſchuß von 25 Mitgliedern (commis- 
sion constitutionnelle) ernannt, der den Auftrag erhielt, die feterliche 
Verwahrung dem Vorort und gefammten eidgenöffiichen Ständen zu 
überbringen und den Rechten des Genfer Bolls Achtung zu verfchaffen 
(5. Diftober). 

Der immer wachjenden Gährung gegenüber blieb auch die konſerva— 
tive Parthei nicht müßig. Schaaren von Freimilligen oder jog. Em- 
brigadés jtellten fih der Regierung zur Verfügung und bewachten das 
Rathaus. Diefe Demonftration nebft einem Iruppenaufgebot vermehrte 
nur die Erbitterung. Im Quartier St. Gervais fing man an, jich zu 
bewaffnen. Auf eine Proflamation der Regierung und des Stadtraths 
trat indeß in den Reihen der Oppoſition Unfhlüfiigfett ein. Von dem 
ernannten conftitutionellen Ausschuß lehnten einige Mitglieder das Man: 
dat ab. Die demokratifchen Führer hielten noch mit der Loſung zur 
Erhebung zurüd. Da goſſen Verhaftöbefehle gegen James Fazy und 
zwei andere bei der Bewegung betheiligte Bürger neues Del ins Feuer. 
James Fazy weigerte fih, dem Berhaftsbefehle Folge zu leiften. Im 
Quartier St. Gervais griff nun Alles zu den Waffen Barrifaden 
wurden aufgeworfen und alle Verbindungen zwijchen den beiden Ufern 
der Rhone unterbrochen. Aufforderungen zur Wegräumung derſelben 
wies man zurüd (6. Dftober). 

Die Regierung fühlte ſich nicht jtark genug, um raſch und durch— 
greifend zu handeln. In Erwartung weiterer Truppen ließ fie eine 
ganze Nacht verftreichen. Auch der größere Theil des andern Tages 
wurde mit Unterhandlungsverfuchen hingebradt. James Fazy erklärte 
ſich bereit, des Friedens willen, für eine Zeit lang den Kanton zu ver: 
lajjen, aber das bewaffnete Volt von St. Gervais wollte das politifche 
Haupt nicht aus den Händen geben. Endlih, nachdem die Regierung 
vergebens eine Frift zur Unterwerfung geſetzt hatte, wurde Befehl zum 
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Angriff gegeben. Die ganze Truppenmacht unter Commando von Oberſtl. 
Trembley mochte 3000 Mann ſtark fein. Die Geſchütze richteten ſich 
gegen die Barrikaden an den Brücken, welche St. Gervais mit der 
Stadt verbinden. Noch hoffte man, mit einigen Kartätfchenfhüfjen den 
ganzen Aufftand leicht bezwingen zu Fönnen. Aber das Bombardement 
wurde von den Schüßen von St. Gervais, die in gebedter Stellung 
auf dem Quai des Bergues, auf der Injel %. 3. Rouffeau und in den . 
Häufern von St. Gervais lagen, mit einem wohlgezielten Feuer erwie— 
dert, welches mörderifcher wirkte als die gegneriiche Artillerie. Eine 
Abtheilung der Truppen ging nach Befeitigung der Barrifaden entfchlof- 
fen über die Brüde vor und drang auf die Infel, aber ſchon brach die 
Naht an und von allen Seiten hagelte e8 Kugeln. Die Stellung auf 
der Inſel war unhaltbar; der Angriff ließ ih in der Dunfelheit nicht 
fortfegen; die Truppen mußten zurüdmeichen. In den Reihen ber hin— 
terftehenden Bataillone trat Demoralifation ein. Das Quartier St, 
Gervais konnte von diefer Seite nicht genommen werden. Unterdeß war 
au ein Angriff auf das von Infurgenten befegte Thor von Cornevin 
gefcheitert. Die Verbindung mit dem Rande blieb hier offen und den Truppen 
gelang es nicht, St. Gervais im Rüden zu nehmen. In den Kämpfen 
verloren die Regierungstruppen 6 Todte und über 40 Verwundete, bie 
Aufſtändiſchen nur 3 Todte und etwa 8 Verwundete. Tüchtige Offiziere, 
wie Janin, Bordier, hatten die PVertheidigung geleitet. Die haupt: 
ſächlichſte organifirende Thätigkeit in der Bewegung entwidelte Galeer, 
Bürger von Biel, Mann der muthigen That, von lauterer, republifani- 
her Gejinnung, Führer der Arbeiter und Schöpfer des Grütlivereins. 
Was vorzugsmeife auf den Kampfplat trat, war ein rüftiges, zu ftar- 
fem Bewußtſein gelangtes PBroletariat (7. Okt.). 

In der Nacht ftellten die Aufftändifchen die weggeräumten Barrifa- 
den wieder her und rüfteten fich zur Fortſetzung des Kampfes. Noch 
fhien für den folgenden Morgen eine neue Beſchießung bevorzuftehen, 
Auch der noch ruhig gebliebene Stadttheil auf dem linken Ufer der Rhone 
gerieth jeßt in die äußerfte Gährung. Don allen Seiten erklärte man 
fi gegen weiteres Blutvergießen. ine Bürgerverfammlung unter den 
Hallen drohte gegen das Rathhaus zu marfchiren, wenn der Angriff auf 
St. Gervaid erneuert würde. Deputirte drängten den Staatörath zur 
Abdankung.. . Die Truppen waren von dem Kampfe des vorhergehenden 
Tages entmuthigt. So blieb der Regierung, nad rathloſem Hin: und 
Herſchwanken, nichts übrig, als abzutreten, ihre Gewalt in die Hände 
des Stadtraths niederzulegen, die Miligen zu entlaffen und den Gr. 
Rath zufammenzuberufen. Unter Trommelfchlag wurde diefer Entſchluß 
den Bürgern verfündigt (gegen Mittag des 8. Oft.). 

Der Stadtrath ergriff für einen Augenblid die Zügel, ſprach volle 


—— 


Amneſtie für alle Partheien aus, ernannte den Major Bordier zum Kom— 
mandanten einer neuen Bürgerwache und überließ den Kämpfern von 
St. Gervais Kanonen und Gewehre aus dem Arfenal. Die fiegreiche 
Bewegung föhritt indeß weiter fort. ine große Volksverſammlung auf 
dem Plate Molard erklärte fich ala Landsgemeinde (Conseil general), 
beſchloß auch die Auflöfung des Gr. Raths, ſetzte eine proviforifche Ne: 
gierung nieder, mit James Fazy an der Spike, übertrug dem — nur 
mit der Hälfte der Mitglieder und in drei Wahlfreifen — neu zu wäh: 
lenden Gr. Rath die Befugnifje eines Verfaſſungsraths und verurtheilte 
endlih die Mitglieder des bisherigen Staaisrath8 zur Bezahlung aller 
dur die Kriegsereignifje herbeigeführten Koften und andermweitigen Scha— 
dend. Inzwiſchen Hatte ſich auch der alte Große Rath verfammelt. 
Mitten in der Berathung trat die ernannte proviforifche Regierung, von 
Volkshaufen begleitet, in den Sikungsfaal. James Fazy erklärte im 
Namen des fouveränen Volks, daß die Aufgabe der Behörde zu Ende 
fei und Feine andere Wahl übrig bleibe als ſich aufzulöfen. Nach eini- 
gen Proteftationen, ohne fürmlichen Beſchluß der Abdankung, gingen die 
Mitglieder auseinander. 

So war die Ummälzung vollbradt. Durch bitteren Grimm gegen 
das demofratifhe Streben, zmweideutige Haltung in der brennenden eid- 
genöſſiſchen Frage und endliches Trogen auf die Gewalt, wo Feine innere 
Kraft mehr vorhanden war, grub fi das fonfervative Syftem fein Grab. 
Nah vollſtändigem Sieg begab fih das Volk zur Ruhe. Die provifo:* 
rifche Regierung verfuhr mit Schonung und Mäßigung. Die bisherigen 
Beamten blieben einftweilen in ihren Stellen. Nur die fogenannten 
Embrigades wurden aufgelöst und die bisherige befoldete Garde ent: 
lafjen. In einem Tagbefehl empfahl der neue Chef des Kriegsweſens, 
Rilliet:Conftant, VBergeffenheit des Gefchehenen. Als Sühne für die 
Beſchießung von St. Gervaiß wurde einzig — dem Beſchluß der Volks— 
verfammlung gemäß — den Mitgliedern der gefallenen Regierung und 
den Oberfommandanten der Truppen die Vergütung des angerichteten 
Schadens (im Betrage von 42,000 Franken) auferlegt. Damit follte 
die herrjchende Erbitterung beſchwichtigt, jeder weiteren Vergeltung vor: 
gebeugt werden. Die Betroffenen weigerten fi, auf den bloßen Beſchluß 
einer revolutionären VBerfammlung die Kontribution zu entrichten, fügten 
fih indeß dem Gebot, als auch der neue Gr. Rath die Einforderung 
der Summe befhloß. Ber den Wahlen im den neuen Gr. Rath wählte 
die Stadt ausfhlieglih in radifaler Richtung; in den beiden Landkreifen 
miſchte jich die Vertretung. Bei dem -Verfafiungswerf ftichen die Ideen 
des alten und neuen Genf in fortwährendem harten Kampfe aufeinander. 
Nur langfam jchritten die Arbeiten vorwärts, Indeß konnte ſich jett 
die Demokratie in vollem Maaße geltend machen. Für die gefeßgebende 
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Behörde blieb die bereitS angemwendete Wahlart in drei Kreifen — der 
Stadt, dem linken und dem rechten See: und Rhoneufer — ftatt der 
früheren zehn Wahlbezirke in Kraft. Die Mitgliederzahl wurde auf 
höchſtens Hundert befchräntt. Alle zwei Jahre follte Gefammterneuerung 
ftattfinden. Ein Veto oder Referendum wurde nicht eingeräumt, dagegen 
auch die Wahl der vollziehenden Behörde dem Volke unmittelbar zuge: 
wieſen. An einem Ort und in einer einzigen Verſammlung vereint, 
follten die Bürger des Kantons die Regierung ernennen und auch über 
Verfaffungsänderungen abftimmen. So ward die alte Genfer Einrich: 
tung des Conseil général, dem demokratifchen Bedürfniffe der Gegen: 
wart angepaßt, wohin James Fazy lange geftrebt hatte, wieder ins Leben 
gerufen. Die Wahl der Regierung follte eigenthümlicher Weife mit der Wahl 
des Gr. Raths nicht zufammenfallen, fondern jährlich wechſeln, wodurch 
der Keim zu leichten Widerfprüchen gelegt wurde. Die Zahl der Re: 
gierungsmitglieder wurde von 15 auf 7 herabgeſetzt, die Befoldung in 
einer Weiſe erhöht, daß feine befähigte aber weniger bemittelte Kraft 
ausgefchloffen blicb. Wie in Waadt follte der vollzichenden Behörde die 
Ernennung und Abberufung aller ihrer Unterbeamten zujtehen. Für 
die Strafrechtöpflege wurden auch hier Geſchwornengerichte eingeführt. 
Das Unterrichtswefen fiel nicht unter die volle Aufſicht des Staats; die 
Unterrichtsfreiheit wurde garantirt, dagegen der Primarunterricht in ben 
Schulen des Staats unentgeldlih gemacht. Die Grundſätze der Toleranz 
und der GHlaubensfreiheit erhielten weitere Garantien; jedem Kultus 
wurde gleicher Anfpruc auf Staatsſchutz zugefichert; aber im Widerſpruch 
damit ftand die Aufrechthaltung des Turiner Vertrags, der in den ehe: 
maligen favoyifhen Gemeinden die fatholifche Kirche bevorzugte, während 
jede proteftantifhe Vorherrfhaft in der Stadt fiel. Tief einfchneidend 
war die Auflöfung der fogenannten „öfonomifhen Geſellſchaft“, einer 
mächtigen Korporation, die Güter und Stiftungen aus der Zeit der alten 
Republik zu Zweden der Kirche, der Erziehung und des Gewerbfleißes 
verwaltete und ſtarken Fonfervativen Einfluß übte. Endlih wurde auch 
der" Eintritt in's Bürgerrecht weiter erleichtert. 

Gegen das ganze Verfajjungsmwerk richtete Die fonfervative Oppofition 
noch eine letzte Kraftanftrengung. Auh Männer, die früher mit ber 
Bewegung gegangen waren, wie Fazy-Paſteur, erfchraden vor den Neue: 
rungen und wandten ihre ganze Beredtſamkeit auf, um die Gefahr einer 
ftet3 unruhigen, von communiſtiſchen Gelüften geleiteten Volksherrſchaft 
zu ſchildern. Die proteftantifche Geiftlichkeit erklärte fich gegen das Wert, 
weil alle Dämme gegen das Umfichgreifen des Katholizismus niederge- 
rifien fein. Die Berfafjung wurde indeß mit 5541 gegen 3186 Stim- 
men vom Volk angenommen (24. Mai 1847). Mit den proteftantifchen 
Demokraten verband fi der größere Theil der katholiſchen Bürger, dig 
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in der Jeſuiten- und Sonderbundsfrage früher noch zmeifelhaft oder dem 
alten Regiment zugethan, ſich jet einer neuen Ordnung zumwandten, wo 
fie größere Gleihberedhtigung fanden und vermehrtes Gewicht ausüben 
fonnten. 

Das nunmehr begründete radifale Syſtem, in deſſen Durhführung 
James Fazy mit fruchtbarem Geift und raftlofer TIhätigfeit, wenn auch 
nicht ohne perfönliche Leidenſchaften und dictatorifde Neigungen, einen 
beherrichenden Einfluß übte (der noch überwiegender wurde, als Rilliet- 
Gonftant aus der Regierung treten mußte) ſchnitt tief in's Fleiſch des 
alten Genf. Der Widerſpruch mit dem Drange der Zeit war gehoben ; 
doctrinäre Rüdjichten und fpießbürgerlihe Bedenken verſchwanden; neue 
Entwidlung konnte fih Bahn brechen. Der zum Selbftbewußtfein ges 
langte Arbeiterftand gewann eine bisher nicht gefannte Bedeutung, wäh: 
tend die reiche und vornehme Bourgeoifie, grollend und von Schredbil- 
dern erfüllt, ſich zurüdzog.” Die Reſte des alten proteftantifchen Rom's 
fanken allmählig zufammen; der Staat ftand zwiſchen den Konfefjionen 
unabhängiger da. Ein junges Genf entfaltete feine Schwingen; der 
aufitrebenden Kleinen Weltftadt wurde e8 zu enge Hinter den Yeftungs- 
mauern; bald mußte auch örtlich Ficht und Raum gewonnen werden. 
Eine ſchwierige Aufgabe war ed immer, die verfchiedenartigen Elemente, 
die fich in dem kleinen Kreife bewegten, zu beherrſchen. Schärfer wie 
in anderen Kantonen traten bier, neben den politiſchen Partheibeftrebun- 
gen, auch die fozialen Theorien hervor. 

In der eidgenöffiihen Politit nahm Genf vom Tage der Ummäl: 
zung an eine entfchievene Stellung an. Jedes Schwanfen zwiſchen 
iharfen Gegenjäten hörte auf. Sowohl für die Auflöfung des Sonder: 
bunds, wie die Ausweiſung der Jefuiten war die eilfte Stimme ge— 
monnen. 


Derfaffungsrevifion in Vaſelſtadt. 


Groß war der Eindrud der Genfer Ereigniffe in der ganzen übri- 
gen Schweiz. Der Yal des konſervativen Syſtems zeigte, wie alle 
Mittelftelungen, den brennenden eidgenöffiihen Fragen gegenüber, immer 
unhaltbarer wurden. Die Zeit drängte zur Entſcheidung auf der cinen 
oder anderen Seite. Ihre erjte Rüdwirkung äußerte die Revolution auf 
die Verhältnifje in Bafelftadt. 

Durch eine ftarre und einfeitige Politik hatte Bafelftadt im Anfang 
der Dreifiger Jahre faſt die ganze mit ihr verbundene Landſchaft ver— 
Toren. Seit jenen verhängnißvollen Wirren faß der gefchmälerte Halb: 
fanton, grollend und faft ifolirt, im Winkel. Zwiſchen den getrennten 
Landestheilen, jo nahe fie durch täglichen Verkehr und indbuftrielle Bes 
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bdürfniffe auf einander angemwiefen waren, blieb eine fcharfe politifche 
Scheidewand beftehen. Während die Landſchaft einen vorgerüdten demo- 
kratiſchen Poſten bildete und dem ungeftümen, oft tumultuarifchen Drang 
jugendlichen Selbftgefühls folgte, wies die Stadt in ftagnirender Ruhe 
jeden lebendigen Impuls von fih. An der Tagfakung erfchienen die 
beiden Glieder, die nur vereint eine Stimme bilden fonnten, beftändig 
wie feindliche Brüder. Wo Bafelland ja fagte, mußte Bafeljtadt nein 
fagen und umgekehrt. 

In der inneren Verwaltung fehlte e8 Bafelftabt nicht an kenntniß— 
reihen und intelligenten Kräften. inzelne Schöpfungen zeugten für 
den opferwilligen Gemeingeiſt. Trotz den gefhmälerten Mitteln wurde 
die Univerfität aufrechtgehalten und den Umftänden gemäß reorganifirt. 
Härterer Drud wurde nicht geübt. Die herrſchende Gelbariftofratie 
trug durd eine anderswo noch als fommuniftifh angefehene Progreſſiv— 
fteuer den Haupttheil der öffentlichen Laften und ſchonte den Mittelftand 
mit kluger Berechnung. Aber im Uebrigen hing die Politit hartnädig 
am Alten; ein ftabiler und fpiekbürgerlicer Sinn lähmte die Entwid- 
lung ; ängftlih wachte die Autorität über Aufredhthaltung der Ordnung ; 
alle fräftigeren Volksregungen galten als anarchiſch oder revolutionär. 
Auch in den Räumen der Hochſchule ſetzte fih ein dumpfer Geift feit, 
der den berrfchenden engen Tendenzen zur Stütze diente und einen freie: 
. ren Aufſchwung der Gedanken hemmte. Frömmelei, von einflußreichen 
Familien foftematifch genährt, griif auf krankhafte Weife um fih und 
frag am Baum des geiftigen Lebens. Won den liberalen Beitrebungen 
in der Übrigen Schweiz ſchloß man ſich in bitterem Groll ab. Die ganze 
Regeneration war ein Dorn im Auge; was die Errungenichaften wieder 
in Frage ftellen fonnte, fand Iebhaften Anklang. Die Zürcher Septem— 
berrevolution, der pfäffiſche Umſchwung in Luzern, die blutige Gegen: 
revolution in Wallis, die Niederlage der Freiihaaren — alle Erfolge 
der Reaction wurden in den herrjchenden Kreifen mit Freuden begrüßt. 
Die vorwiegende Doctrin gab fi den Schein der äuferiten Pegalität 
und des ftrengften pofitiven Nechts, brach über das radikale Putſch- und 
Freiſchaarenweſen unerbittlich den Stab, aber fonnte fih mit allen reac- 
tionären Gewaltakten wohl befreunden. Noch mehr wie anderswo lehnte 
fich hier die fonjervative Politit an die römische Priefterparthei. Zwar 
trat Bafelftadt nicht wieder unmittelbar in die neue Sarnerverbindung. 
Aber wie Neuenburg bildete es einen zugewandten Ort, der die ultra= 
montane Ligue factifh ermuthigte. Die ganze Stellung des Halbkan— 
tons mußte für eine von Bildung erfüllte, im Handel und Verkehr auf 
einen gejunderen Fortfchritt angewiefene Bevölkerung unnatürlich erfcheis 
nen. Von allen vorwärts ftrebenden Kantonen ifolirt, am Schweif der 
von fo finfterem Geift beherrfchten inneren Schweiz, konnte die Stadt 
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nit den Einfluß in der Eidgenoffenfhaft üben, den fie mit ihren rei- 
hen geiftigen und materiellen Hülfsmitteln auszuüben vermochte. 

Eine Zeit lang laftete der trübe Geiſt faft auf der ganzen Bürger- 
Ihaft. Durch den Kampf mit der Landfchaft war der öffentlihe Sinn 
in die engite Richtung getrieben. Das liberale Prinzip durfte kaum 
wagen, offen hervorzutreten. Allmählig regte jich indeß eine Oppofition, 
befonder8 in dem jüngeren Geſchlecht. Die nahe Verwandtichaft zu den 
ultramontanen Beitrebungen mußte auch hier das reformirte Gefühl ver: 
legen, Das nationale Ringen in der übrigen Schweiz mwedte die Sym— 
pathien. Die Ideen des Fortfchritts fanden ihre Vertretung in einem 
eigenen Organ; ein Verein jammelte die patriotiichen Kräfte. Das 1844 
in Bajeljtadt abgehaltene eidgenöfjishe Freifchiegen gab dem vaterländi- 
ſchen Sinn wieder lebhafteren Sporn. Der frühere Groll ſchwand in - 
einem anfehnlichen Theil der Bevölkerung. Je hartnäckiger die konſer— 
vative Richtung fich gegen jedes Zufammengehen mit der freier gefinn- 
ten Schweiz ftemmte, je größeren Anjtoß die jefuitenfreundliche Gefin- 
nung erregte, dejto mehr traten Symptome der Unzufriedenheit hervor. 

Ein an und für ſich geringfügiger Anlaß warf helles Licht auf die 
wachſende Mipftimmung. Die Regierung zögerte mit Einführung der 
leichteren und bequemeren Kopfbededung — der Käppi's, jtatt der bis— 
berigen plumpen und ſchwerfälligen Tſchakko's — beim Artillerielontin- 
gent, während die übrigen Milizen bereits damit verfehen waren. Die 
„Rationalzeitung“, Organ der liberalen Oppoſition, führte ſcharfe Be— 
ſchwerde darüber. Die Behörde fah in diefer Aeußerung der Prefje eine 
anarchifche Tendenz und große Staatägefahr. Der Redaktor des Blattes, 
Dr. Earl Brenner, Führer der Liberalen, wurde verhaftet und in 
den Lohnhof (Bolizeigefängnig) geführt. Darüber gab fih der entjchie- 
benfte Unmwille fund, insbejondere bei der zur Ergänzungsmuſterung ver: 
fammelten Artillerie. Die Aufregung wuchs, als Deputationen an 
die Behörden feine NRüdnahme der Maßregel bewirkten. Raſchen 
Entſchluſſes marſchirte das Artillerieforps, unter Elingendem Spiel, mit 
einer immer anjchwellenden Volksmenge, durch die Stadt vor den Kohn: 
hof. Hier fprengte man das Thor, bahnte ſich gewaltjam den Weg zum 
Gefängnik und befreite den Verhafteten. Bergebens ftellte ſich der an- 
wejende ftarrgejinnte Bürgermeifter Burkhardt mit feiner ganzen Autori— 
tät den Stürmenden entgegen und erklärte wiederholt, daß der Weg nur 
über feine PBerjon führe. Der Gefangene, obgleich er ſelbſt fich dem 
Verhaft nicht entziehen wollte, wurde fortgerifjen und in Begleit von 
mehreren Taufenden, unter gewaltigem Jubel, durch die Stadt in die 
Kaferne im Klingenthal geführt, womit der tumultuariſche Akt ſchloß 
(4. Auguft 1845). Die Regierung, die fih einen Augenblid in völli- 
ger Verlaſſenheit fühlte, wagte es nicht, gegen die Emeute einzufchreiten, 
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Der außerordentlich verfammelte Gr. Rath ſprach zwar feine ernſte Miß— 
billigung und tiefes Bedauern über die Vorgänge aus, aber vermied 
jede Einleitung einer ſtrafrechtlichen Unterfuhung und erließ volljtändige 
Amneſtie. 

Das Anſehen der Behörde hatte durch dieſen „Käppiſturm“ einen 
fihtbaren Stoß erhalten. Die Politik blieb indeß ftarr, wie bisher. 
Ein loyaler Bürgerverein, der fi zum Hort der Regierung für ähnliche 
Fälle bildete, diente nur dazu, die Richtung zu beftärfen. Der liberal: 
gefinnten Schweiz wurde Fein Schritt entgegengethan. An der Tagfakung 
fuhr man fort, den Schild über die ultramontane Ligue zu deden. Un- 
ter dem Vorwand der ftrengiten Kantonalfouveränität wies man jeden 
ernftlihen Schritt zur Löfung der Jeſuiten- und Sonderbundsfrage zu: 
rüd. Nur mit firengen Freifhaarenverboten follte die Ruhe und Ord— 
nung in der Schweiz aufrechtgehalten werden. Da tönte der Kanonen: 
donner von St. Gervais herüber. Die Genfer Regierung, die eine 
ähnliche Zwilchenftellung zu behaupten fuchte, war zu Boden gefallen. 
Ein ſtarkes Arbeiterproletariat hatte der hochfahrenden Finanzariftofratie 
gegenüber den Kampfplat betreten. Jetzt fuhr auch in Bafeljtadt der 
Schreden in die Reihen der biäher unbelehrbaren Staatslenker. Laut 
erhob ji) aus der Bürgerfchaft der Ruf, daß der bisherige Zuftand 
nicht mehr bleiben könne; auch Baſel müffe der Eidgenojjenfchaft gegen: 
über eine andere Richtung einfchlagen und fich den freifinnigen Kantonen 
anfchließen. Das vorherrſchende fonfervative Organ — die von Rathsherr 
Andreas Heusler mit vieler Feinheit und Sachkenntniß, aber auch großer 
Verbiffenheit redigirte Basler Zeitung — geriet außer Faſſung und 
verlor den Kompak. Den Behörden jchmwebte ein ähnliches Schickſal, wie 
dasjenige de3 Genfer Regiments, vor Augen. Unter diefen Umjtänden 
entfchloß fich ein Theil der Konfervativen, zu vechter Zeit einzulenfen und 
den Liberalen zur PVerftändigung die Hand zu bieten. Solche Verſtän— 
digung fam raſch zu Stande. Petitionen verlangten förderlihe Zuſam— 
menberufung des Gr. Raths und Verfaſſungsreviſion durch das Mittel 
eines Verfaſſungsraths. In den Behörden fand diefes Verlangen feinen 
ernjten Widerftand. Ein DVerfaffungsrath wurde berufen mit Ausdeh— 
nung des Stimmrechts auf die Minderjährigen, die das zwanzigite Al: 
tersjahr überfchritten hatten. 

So ſchien die liberale Vewegung fih mit Erfolg geltend maden 
zu können. Uber Sobald die Dinge im verföhnlichen Geleife waren, 
änderte fih der Wind wieder. Der unglüdlihe Zunftzwang mit ben 
engen nterefjen, die daran hingen, trug im Anfang der Dreißiger 
Jahre, der Landihaft gegenüber, nicht geringe Schuld an der hartnädt- 
gen Verweigerung der Rechtägleichheit. Seither hatte der Handwerker: 
ftand auf politifhem Boden ſich liberaleren Anſchauungen zugeneigt und 
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der patriotiſchen Oppoſition zur Stütze gedient. Aber bei Vornahme der 
Verfaſſungsreviſion wurde er von Neuem mit Angſt vor Gewerbsfrei— 
heit und freier Niederlaſſung erfüllt. Dazu kam das Schreckbild anar— 
chiſcher und kommnniſtiſcher Beſtrebungen. So ließen ſich die Mittel— 
klaſſen erſchüttern und der verlorene konſervative Kompaß wurde wieder 
gefunden. Die liberale Parthei ſelbſt, entſchieden in den eidgenöſſiſchen 
Fragen, ſchwankte in Bezug auf die inneren Reformen und folgte hier 
keinem feſten Programm. Im Verfaſſungsrath gab ein Juſtemilieu den 
Ausſchlag, das ſein größeres Gewicht in die Waagſchale der alten Richtung 
legte. Durchgreifende Ideen konnten ſich wenig oder keine geltend 
machen. Es erſchien bereits als große Errungenſchaft, daß ein beſonde— 
res Großrathspräſidium (während bisher der Amtsbürgermeiſter den 
Vorſitz führte) aufgeftellt und dadurch die gefeßgebende Behörde etwas 
unabhängiger von der Regierung gemadt wurde. Im Weiteren wurde 
der noch beitehende Cenſus aufgehoben, das Alter der Wahlfähigfeit 
herabgefeßt, die bisher Tebenslänglichen Stellen der Kantonalgerichte einer 
periodifchen Erneuerung unterworfen und ber Zutritt zum VBürgerrecht 
erleichtert. Auch erhielt der Gr. Rath das zweifelhafte Recht, fich ſelber 
abzuberufen. Im Uebrigen wurde Feine wejentlide Reform angebahnt. 
Der doppelte Wahlmodus, der auf Zünften und Wahlkollegien beruhte, 
mußte dur Pinzufügung einer dritten Wahlart (Duartierwahle n) noch 
complizirter werden. Das umftändliche Kollegialwejen, jo wie der viel: 
gliedrige, ſchwerfällige Doppelorganismus von Staat und Stadt, wo 
nur der Anhängjel von drei Eleinen Landgemeinden beftand, blieben un: 
berührt. Das ganze Regierungsſyſtem fiherte auch ferner eine gemiffe 
Familienherrihaft und bewahrte die Gewalt in den Händen der reichen 
und vornehmen Klaſſe. Der Aufhebung des Zunftzwangs wurde ein 
Riegel gefchoben, indem es der Gefeßgebung verboten wurde, die Ge— 
werbsfreiheit einzuführen. Damit beruhigte fi der in Allarm gebrachte 
Handwerkerftand. Die neue Verfafjung fand dann bei der Bürgerfchaft 
mit 1448 gegen 179 Stimmen ihre millige Annahme (5. April 1847). 

In den neugewählten Behörden überwog die Eonjervative Nichtung 
wieder. Entſchiedener freifinnige Elemente fanden nur einen untergeord— 
neten Play. Die ganze Bewegung erreichte nur wenig von ihrem Ziel. 
Die Oppofition hatte der Verföhnlichfeit zu viel vertraut ; ein ſchwankendes 
Juſtemilieu täufchte die Erwartungen. Die Einfeitigfeit eines verſtüm— 
melten Gemeinwefens hemmte den frifcheren Aufſchwung. Amar wurbe 
die bisherige ſtarre Politif etwas gebrochen; Staatömänner, die nichts 
lernen und nichts vergeſſen wollten, verloren einen Theil ihres Einfluffes; 
der ſcharfe Gegenſatz zu der regenerirten Schweiz fing an, fi zu mil: 
dern. Aber im Uebrigen blieb das alte Syſtem aufredt. Der Kanton 
kam aus der zweideutigen Stellung nicht heraus, die der firchlich-politifchen 
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Reaction noch immer günſtig war. Weder für die Ausweiſung der Je— 
fuiten noch für die Auflöſung des Sonderbunds konnte die Stimme von 
Bajelftadt gewonnen werden. Dem Anfehen des Bundes wurde auch 
ferner die ſtrengſte Kantonalſouveränität entgegengejtellt. 


Auſſlandsverſuch in Freiburg. 


Die Bewegung in Bafelftadt führte diefen Halbfanton nicht in die 
Reihen der freilinnigen Stände, Die Jeſuiten- und Sonderbundsfrage 
rüdte damit um feinen Schritt vorwärts. Noch weniger Erfolg hatte 
ein Aufjtandsverfuh in Freiburg. 

Der Umfhmung von 1830 ſchob in Freiburg zwar das alte Patri— 
ziat auf die Scite und führte eine volfsthümlichere Verfaſſung ein, aber 
ſchwer war es, einen dauernden Fortfchritt zu begründen. Das ſchlimmſte 
Uebel, woran der Kanton litt, ging von der alten in die neue Ordnung 
über. Die Jeſuitenmacht, die fich während der Reftauration aufrichten 
fonnte, blieb fat ungefhmwächt beftehen. So groß die Gefahr war, die 
von diefer Seite der freieren Entwidlung drohen mußte, fo wagte man 
es bei der Staatöveränderung nicht, hier irgendwie einzugreifen. Die 
Anftalten der Jefuiten Hatten bereits eine ſolche Ausdehnung erhalten, 
daß an denfelben zahlreiche materielle Interefien hingen, die fich gegen 
jede Aufhebung fträubten. Wie in anderen katholiſchen Kantonen gab 
es auch in Freiburg eine ultrasdemofratifche Richtung, die fi vom Kle— 
rus gängeln ließ und das Jeſuitenweſen ſtützte. So wurde fein ernit: 
lichers Verſuch gemacht, den Staat von diefer drüdenden Propaganda zu 
befreien. Das Sefuitenfollegium in Freiburg blieb eine gemeinfame 
Perfinfterungsanftalt, nicht blo8 für den Kanton und die ganze Schweiz, 
fondern für das ganze große Gebiet der Neactionsparthei, welche in den 
gebildeten Ländern Europa’3 an der Unterdrüdung der politifchen und 
geiltigen Freiheit arbeitete.*) Zu den efuiten durften fich auch noch 
Jeſuitinnen gefellen, indem es Frauen vom Herzen Jeſu geftattet wurbe, 
zu Montet, unfern des Jeſuitennoviziats zu Stäfis, eine Lehr: und 
Erzichungsanftalt für Mädchen zu errichten. 

Die Negeneration kam dadurch in Freiburg von vorneherein auf 
einen gänzlich unfiheren Boden zu ftehen. Nirgends war e3 möglich), 
fräftig durchzugreifen, um das Volf aus dem verwahrlosten Zuftand zu 
bringen. Aud den übrigen freiinnigen Ständen fonnte fih Freiburg 
nie aufrichtig anſchließen. Das liberale Syſtem fah fi fortwährend 


*) Im Laufe der — Jahre ſtieg die Zahl der Zöglinge dieſes „Welt- 
inſtituts“ auf nahe an 700 
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gelähmt; die einſichtsvollſten Staatsmänner, wie Staatsrat Schaller, 
waren zur Halbheit verurtheilt. Aber jo wenig entjchieden die Reform: 
rihtung war, entging fie doch den Elerifalen Anfeindungen nit. Frühe 
wurde die Neligionsgefahr gepredigt, um die liberalen Grundſätze, vor 
Allem die Volksbildung, zu untergraben und die Fortichrittsparthei ala 
gottlo8 zu verfchreien. Schon nad) einigen Jahren gelang e3, mit Hülfe 
der religiöfen Schredbilder, die Wahlen fo zu leiten, daß die Jeſuiten— 
parthei im gefeßgebenden Körper die Oberhand erhielt. Obgleich die 
Regierung nicht daran dachte, fich der Badener Konferenz zur Wahrung 
der Staatlichen Rechte gegenüber der Kirche anzuſchließen, mußte der Gr. 
Rath ſich doch aufs Demüthigite gegen die verfegerten Artikel verwah- 
ren. Eben fo unterwürfig erfannte der Gr. Rath auf eine, Beichwerde 
des Biſchofs die Unabhängigkeit der geiftlichen Gerichte an. 

„ Nah den Erneuerungswahlen von 1837 brach fich der jejuitiiche 
Geift auch in der Regierung Bahn. Der reactionäre Wind, der nad) 
der Zürcher Septemberrevolution durch die Schweiz ging, fchlug die libe— 
rale Richtung völlig nieder. Patrizier, die den Jeſuiten als Creaturen 
dienten, gelangten mit Hülfe derfelben wieder zu Einfluß. Abtrünnige 
Liberale entwidelten den größten Eifer für die päffifhe Sache. Der 
Kanton verfiel der Theofratie und wurde in Wahrheit wieder, was er 
vor 1830 war, eine jefuitifche Provinz. Der Biſchof ftand in der kläg— 
lichſten Abhängigkeit von den frommen Vätern; dur ihn beherrichten 
fie die ganze MWeltgeiftlichkeit ; jeder Pfarrer, der nicht nad ihrem Sinn 
predigte, wurde abberufen oder verfolgt. Das ganze Unterrichtömejen 
war dem finfteren Drud unterworfen. Nur zwei Schulanjtalten entzo> 
gen ſich noch dem jefuitifchen Einfluß, die Primar- und die Realfthule 
(Ecole moyenne centrale) in der Stadt. Beide Anftalten waren 
deßhalb den fortwährenden Angriffen ausgeſetzt. Namentlih war die 
im Jahr 1835 gegründete und unter die Aufjicht und Leitung des Staa- 
tes geftellte Realſchule ein Gegenftand des grimmigiten Haſſes. Die 
Jeſuiten hatten Alles aufgeboten, um die Gründung diefer Schule zu 
verhindern. Nur durch Stichentfcheid des Schultheifen Montenah ge: 
Yang e3, fie zu defretiren. Sofort verlangte der Biſchof das Veto bei 
der Wahl der Profefjoren, gleich wie bei den Landfchullehrern. Der 
Gr. Rath trat nicht darauf ein und wies etwas fpäter auch da3 förm— 
liche Verlangen zurüd, die Anftalt den Jeſuiten zu übergeben, aber durch 
Gründung einer concurrivenden Mittelfchule für den Bezirk wurde Die 
freie Realichule in der Stadt bald geſchwächt und ihrem Verfall zuge: 
führt. Am traurigften laftete der finitere Drud auf dem deutfchen Be: 
zirk (der alten Landſchaft), wo der pfäffiich-ariftofratiiche Grundſatz: „es 
ift gut, daß der Bauer dumm bleibe” im volliten Maße verwirklicht 
werden fonnte. Der Pfarrer war hier Alles in Allem; er dachte für 
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feine Gemeindskinder und fchrieb für fie — auch die Stimmzebdel. Un: 
ter der Herrichaft der Unmilfenheit und des Aberglaubens mußte das 
Land verarmen. Die Güter vieler Bauern gingen in die Hände von 
fleikigen Berner Randleuten über. Die faule Wirthſchaft wurde nicht 
dadurch gebejjert, daß ein eigenes Gefeb den Ankauf von Liegenjchaften 
für Berner Bürger erfchwerte. Durch die pfäffiſche Unduldſamkeit zog 
fich eine tiefe Kluft zwiſchen den Fatholifchen Landestheilen und dem pro- 
teftantifchen Bezir! Murten. In letterem tauchte wiederholt der Ge: 
danke auf, ih ganz vom Kanton zu trennen. 

Von Freiburg aus war der efuitenorden weiter in's Herz der 
Schweiz gefchoben, der Kanton mußte natürlich auch in die ultramontane 
Ligue gezogen werden. Die abgejchloffene Lage erregte zwar anfangs 
Bedenken; an der erjten Konferenz in Ruzern, wo der Grund zu der 
Eeparatverbindung gelegt wurde, zeigten fich die Abgeordneten von Freis 
burg noch ziemlich zurüdhaltend. Aber die Jeſuitenparthei fette ſich 
von Jahr zu Jahr fefter und trieb zum Eintritt in den fürmlichen Son— 
derbund Der Abſchluß des Separatbündniffes Fonnte dem Gr. Nath 
nicht vorenthalten werden. Hier erhob ſich noch, wie wir fahen, eine 
ftarfe und laute Oppofition. Nur eine ſchwache Mehrheit genehmigte 
den Bertrag. Die Regierung lieh ſich dadurch nicht abhalten, auf der 
verhängnifvollen Bahn weiter zu jchreiten. Alle Verwahrungen blieben 
unbeadhtet. Dumpfe Gährung verbreitete fich jett in dem liberaler ge— 
finnten Theil der Bevölferung. Die Genfer Creignijje dienten dazu, 
die Gemüther weiter zu entzünden. Der drohenden Bewegung gegen: 
über traf die Regierung fofort Vertheidigungsanftalten, zog Truppen in 
die Hauptftadt und errichtete eine freimillige Garde zum Schuß de3 Regie: 
rungafites, während der Stadt die Bildung einer Bürgergarde unter: 
fagt wurde. Im Gr. Rath trat die Oppofition gegen diefe außeror: 
dentlihen Maßregeln auf und ftellte eine Reihe von Begehren, die das ganze 
Regierungsfyftem ändern follten. Aber die Mehrheit der Behörde blich 
bei der eingeichlagenen Richtung. Eine in Montet unter freiem Himmel 
abgehaltene Vollsverfammlung verlangte hierauf Rüdtritt vom Sonder: 
bund und Aenderungen in der Berfaffung. Der Oberamtmann von Stäf- 
f18, der die Verfammlung zur Auflöfung nöthigen wollte, fand fein Ge: 
hör (20. Dezember 1846). Die Regierung trat weiterer Agitation mit 
einem förmlichen Verbot aller Volfsverfammlungen entgegen und Tief; 
Verhaftungen vornehmen. Dies trieb die eidgenöſſiſch gefinnte Parthei 
zum vafchen Handeln. Nach Befreiung von zwei Gefangenen im Schloß: 
hof zu Stäffis wurde ein Angriff auf den Sit der Regierung verabre- 
det, um der Gewalt zuporzutommen. Drei Eolonnen folften gleichzeitig 
aus den Bezirken von Stäffis, Murten und Bulle gegen Freiburg mar: 
ſchiren. Demgemäß feste fih von Murten ein Haufe vorm 350 Mann, 
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mit zwei aus dem Schlofje weggenommenen Kanonen, aber im Uebrigen 
let organifirt und nur zur Hälfte bewaffnet, nah der Hauptitadt 
in Bewegung, ftieß halbwegs auf einen Vorpoften der Regierungstrup- 
pen und drängte diefen zurüd; aber in der Meinung, bei dem ftar: 
fen Nebel, eine überlegene Macht vor fich zu haben, verlor man den 
Muth und z0g fi rath: und thatlos zurüd. ine zweite Kolonne von 
Stäffis, 200 Mann ftark, ging nad kurzem Gefecht mit einem Haufen 
Landftürmer gleichfalls heim. In Bulle fammelte man fi, aber rüdte 
nicht vorwärts, als man von dem DVertheidigungszuftand der Regierung 
hörte (6. Januar 1847). 

So fcheiterte der Verfudh, den Kanton von der unheilvollen ſonder⸗ 
bündifhen Umftridung zu befreien. Das Unternehmen war voreilig 
ausgeführt, ehe noch eine in Bulle beabfichtigte größere Volksverſamm— 
Jung ftattfinden konnte. Die Regierung hatte von dem Plan frühzeitig 
.Kenntniß erhalten und ftand gerüftet da. Aus dem deutſchen Bezirk 
waren Milizen und Landfturm zahlreich zu ihrer Vertheidigung gekom— 
men. Sein bewährter Führer mollte fih an die Spite des Aufitands 
ftellen.. Bern und Waadt fchoben bei der erften Kunde Truppen an die 
Grenze; erſteres ſchickte auch Kommijjäre nach Freiburg, ebenſowohl zur 
etwaigen Unterftügung einer neuen Regierung al8 zur Wahrung des 
Landfriedend. Die auf die Erhebung gefegten Hoffnungen fahen fich 
getäuſcht. 

Auch in Freiburg trat jetzt ein Schreckenszuſtand ein, wie in Luzern 
und Wallis. Der Regierung wurden außerordentliche Vollmachten er— 
theilt, die aufſtändiſchen Bezirke militäriſch beſetzt, den Städten Murten 
und Bulle (erſterer 70,000, letzterer 30,000 Franken) Kontributionen 
auferlegt, alle verdächtigen Beamten von ihren Stellen entfernt, der libe— 
rale Stadtrath in Freiburg abgeſetzt, die Kerker mit Gefangenen ange— 
füllt, viele der angeſehenſten Männer zur Flucht getrieben, das Vermö— 
gen der Verfolgten mit Beſchlag belegt, in den ordentlichen Gang der 
Juſtiz eingegriffen und ein Rieſenprozeß angehoben, in welchem nicht 
weniger als 200 Perſonen wegen Hochverraths in Anklagezuſtand ver— 
ſetzt wurden. Von Amneſtie war keine Rede. Dagegen beſchloß der 
Gr. Rath die Abhaltung eines jährlichen religiöſen Dankfeſtes für die 
glückliche Wiederherſtellung der Ordnung. Noch eifriger wie bisher 
klammerte ſich das Jeſuitenregiment an den Sonderbund. 


Soziale Beftrebungen und kommuniſtiſche Propaganda. 


Ehe wir die Löfung der großen eidgenöffifchen Krifis meiter ver: 
folgen, halten wir bier einen Nugenblid inne, um auf einige Erſchei— 
nungen zurüdzubliden, die wir noch nicht in ihrem Zuſammenhang be: 
rühren fonnien. 
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In der Bewegung der letzten Jahre waren es nicht blos politiſche 
und konfeſſionelle Fragen, welche den öffentlichen Geiſt beſchäftigten; es 
tauchten auch mehrfach andere Fragen auf, die tiefer in die geſellſchaft— 
lichen Berhältnifie griffen. Je weiter fich die demofratifchen Grundfäße 
entwicelten, je allgemeiner das Stimmredt wurde und je unmittelbarer 
fi) das Volk bei den öffentlichen Angelegenheiten betheiligen konnte, deſto 
mehr fuchten fich auch die Anterefjen der zahlreichiten Klafjen geltend zu 
maden. In den Kämpfen mußte es immer Marer werben, wie fehr die 
Freiheit auch von der materiellen Eriftenz bedingt wird und mie die 
Ihönften Garantien ohne öfonomifche und geiftige Selbftftändigfeit in 
der Mafje der Bevölkerung oft illuforifch werden. Neben der politifchen 
Rechtsgleichheit richtete ſich deßhalb das Streben auch auf eine größere 
foziale Gleichheit. Dazu wirkten Theorien, die von Frankreich herüber 
drangen und im ihrer äußerten Spite nah einer vollftändigen Umge— 
ftaltung der geſellſchaftlichen Ordnung zielten. Nicht bloß die Mittel 
zur Verjtopfung der Armuth, das Verhältnig von Kapital und Arbeit, 
die Bildung von Aſſoziationen u. f. w. famen zur gründlicheren Erörs 
terung, auch das ganze Recht des Eigenthums, wie die Grundlagen der 
Familie, wurden in frage geftellt. Die daraus hervorgehenden Lehren 
fügten fich nicht mehr in den Rahmen der bisherigen Partheipolitif. 
Sie erfüllten auf der einen Seite mit neuen fruchtbaren been, aber 
dienten auf der anderen Seite in ihrer Unflarheit oder Uebertreibung 
auch zur Verwirrung der Begriffe wie zur Erregung von Schredbilbern. 
Befitende und Nichtbefigende, Bourgeoifie und Proletariat, ſahen fich 
in ſchärferen Gruppen einander gegenüber geftellt. 

Die äußerften Theorien fonnten zwar in ber Schweiz nicht den 
empfänglichen Boden finden, wie in den benachbarten monardifchen Län— 
dern. Hier gab es feinen fo fehneidenden Gegenſatz zwiſchen Reichthum 
und Armuth. Nirgends bäuften fich ſolche Maſſen befiklofer Arbeiter 
auf einem Heinen Raum. Kein drüdendes Schubzoll- oder Prohibitiv— 
ſyſtem trieb künftliche Interefien hervor. Die Anduftrie ruhte im Gan- 
zen auf gefunderen Grundlagen. Gemeinnützige Vereine aller Art hat: 
ten einen freien Spielraum. Ueberfpannte Theorien lagen dem prafti: 
ſchen Sinn der Schweizer überhaupt ferner. Immerhin fehlte es nicht 
an fozialen Uebelftänden, die zu Verbefierungen aufforderten. Alte faule 
Einrichtungen dienten noch in verſchiedenen Gegenden zur Förderung des 
Pauperismus. Die freie Konkurrenz muhte neben ihren hohen Wohl: 
thaten auch empfindliche Wunden lagen. Mit der Zunahme von groß: 
artigen Fabrifanftalten erweiterte ſich die Kluft zwifchen Arbeitern und 
Arbeitgebern. Schon in den Dreifiger Jahren warf die Branditiftung 
in Uiter ein helles Licht auf das Leiden einzelner Klaſſen bei großen 
induftriellen Wechfeln oder Krifen. Im Lauf der Vierziger Jahre Fam 
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die Rebensmittelnoth und legte viel Elend und Hülflofigkeit blos. Mehr 
und mehr mußte fich deßhalb der denkende Geiſt nicht blos mit der po- 
litiſchen Befreiung und geiftigen Ausbildung, fondern auch mit der Ver: 
beiferung der öfonomifchen Lage der unteren Klaſſen befchäftigen. An 
den Staat wurden größere Anforderungen geftellt, um die materiellen 
Laſten zu erleichtern oder billiger zu vertheiled. In dem Arbeiterftand 
tvat der Trieb ftärfer hervor, ſich mit eigenen Kräften felbitjtändiger zu 
machen und eine geachtetere Stellung zu gewinnen, Es entjtanden Ar— 
beitervereine, die fich gegenfeitige Belehrung und Unterftügung zur Auf: 
gabe ftellten und auch die Diskuſſion fozialer Fragen in ihren Bereich 
zogen. Das güngftigfte Feld für diefe Bereine bot ji in den franzöfi- 
ihen Kantonen. Hier fanden ſich fchmweizerifche und fremde Elemente 
zufammen. Bald fammelte fich indeß die Mehrzahl der fchmweizerifchen 
Arbeiter in einem eigenen Verein, der den nationalen und praftifchen 
Boden nicht verlor. Schon im Jahr 1838 Hatte fih in Genf die erfte 
Section des Grütlivereins gebildet. Die Anregung fam von Dr. 
Niederer; der eigentliche Begründer und Bildner wurde Galeer, durch 
welchen der Verein feine dauernde Organifation erhielt. Obgleich von 
vielen Regierungen und in den hHerrjchenden Kreijen lange mit mißtraui: 
ſchen Blicken angefehen, faßte er doch in feinem beharrlichen Streben 
immer feitere Wurzel und verbreitete jih allmählig über alle Theile der 
Schmeiz. 

An anderen Arbeitervereinen überwogen fremde und insbejondere 
deutfche Elemente. Bei diefen entwidelte fich wieder eine mehr oder we— 
niger thätige revolutionäre Propaganda, Verſchiedene Richtungen befämpf- 
ten ſich oft auf das Bitterfte und gaben zu Ausfcheidungen Anlaf. 
Jung-deutſche Vereine, aus den früheren Handmwerkerverbindungen ent- 
Iprungen, verfolgten noch die Einheit und Republifanifirung Deutfchlands 
als ihr hauptfächlichites Ziel. Daneben bildeten fich aber auch Kommu- 
nijtenvereine, die unter dem Sporn der franzöfifchen Theorien nach 
Aufhebung des Eigenthums und gleicher Vertheilung der Arbeiten und 
Genüſſe ftrebten. Cine Unterfuhung, die in Zürich angehoben wurde, 
brachte die Wirkſamkeit diefer Vereine zuerft zu allgemeinerer Kenntniß. 
Der gemefene Schneidergefele Weitling, von Magdeburg gebürtig, 
der jich eine Zeit lang in Paris aufhielt und dann nach der Schweiz 
fam, trat als "eifriger Apoſtel der fommuniftifchen Lehre auf. Bereits 
hatte diefer feine Ideen in einer Schrift: „Garantien der Harmonie und 
Freiheit” verbreitet, die ihren Verlag in Vevey finden konnte. Darauf 
ging er im Frühling 1843 nad) Zürih, um hier ein neues Werkchen: 
„Evangelium des armen Sünders“ herauszugeben, worin er die Güter: 
gemeinschaft auf die urfprüngliche Lehre Chrifti gründete und der beſte— 
henden gefelfhaftlichen Ordnung einen vernichtenden Krieg erflärte. Die 
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Zürcher Polizei fchritt gegen den Drud der Schrift ein, zog Weitling in 
Verhaft und belegte feine fämmtlichen Papiere mit Beſchlag. Der Fund 
wurde zu einer großen Entdeckung gemadt. in eigener regierungsräth- 
liher Kommiffionsberiht (von Dr. Bluntfchli verfaßt) fchilderte das 
Treiben der Arbeiterpropaganda in grellen Farben. Auf einfeitige Weiſe 
wurden auch die vernünftigeren focialen Beitrebungen mit den Auswüch— 
fen vermengt. Der Bericht wurde nicht nur fämmtlihen Kantonalre- 
gierungen, fondern aud) allen in der Schweiz refidirenden fremden Ge: 
fandten mitgetheilt. Die noch herrfchende Septemberridhtung gab ſich 
damit da3 Anfehen, eine große Gefahr, worin das allgemeine Eigen: 
thum fchmebte, glüdlich befeitigt zu haben. Mit dem Vorwurf kommu— 
niftifher Tendenzen ſuchte man auch die politische Öppofition zu treffen. 
Segen fremde Handwerkögefellen mie Literaten, die im Verdacht der 
Theilnahme an ſolchen Verbindungen ftanden, wurde Wegweifung ver: 
hängt und über die Preſſe fchärfere Aufjicht geübt. Weitling jelbjt wurde 
zu zehnmonatlicher Gefängnißitrafe und fünfjähriger Wegweiſung aus der 
Eidgenofjenfhaft verurtheilt. Durch den übertriebenen Lärm erhielt feine 
Wirkſamkeit eine Bedeutung, die fie fonft nie gehabt hätte. Am Uebri— 
gen Fonnte auch jener Bericht nicht verhehlen, daß es gejellfchaftliche 
Uebelftände gebe, auf deren Heilung man bedacht fein müjje. *) 

An der Zürcher liberalen Prefje war um dieſe Zeit eine gewiſſe 
Umwandlung vor fi) gegangen. Nach dem Nüdtritt von Dr. Ludwig 
Snell von der Redaction des „Republifaner” verfolgte diefer unter Lei— 
tung von Dr. Julius Fröbel eine mehr foziale Tendenz, die über 
die liberalen Partheizwede Hinausging. Die Beftrebungen der Arbeiter 
fuchten fih an diefes Organ anzulehnen. Je ſchärfer indeß das foziale 
Programm bervortrat, deito mehr entfremdete fi das Blatt der bishe— 
berigen Parthei. Da Fröbel nicht mehr die gemünfchte Theilnahme fand, 
ſah er fich nenöthigt, das Organ aufzugeben, das wieder in das alte 
politifche Geleife einlenfte. In den franzöfifhen Kantonen konnten die 
Arbeitervereine mit ihren verfhhiedenen Tendenzen und Elementen unge: 
hindert fortbeftehen oder fi neu organifiren. In Waadt blieben fie 
nicht ohne Einfluß auf die Umwälzung. Bei den dortigen Verfafjungs: 
berathungen fand indeß der weitgreifende Antrag von Druey auf eine 
DOrganifation der Arbeit nur wenig Anklang, weil er zu unklar war, 
um zu einem praftiichen Reſultat zu führen. Auch die Berner Bewe— 
gung fpielte ſtark auf das materielle Gebiet hinüber. In der neuen 
Verfafjung wurden eine Reihe von Reformen angebahnt, die Ausglei— 
Hungen in diefer Richtung bezwedten. Bei der Genfer Ummälzung trat 


*) Siehe: Die Kommuniften in der Schweiz nach den bei Weitling vor- 
gefundenen Papieren. Kommiffionalberigt. Zürich 1843, 


— 462 — 


ein ftarkes und felbftbewußtes Proletariat auf den Kampfplatz. Hier 
errang fich der Arbeiterjtand eine bisher nicht gefannte Bedeutung. 

Unterdeß gab die Thätigfeit der fremden Arbeitervereine zu neuen 
Unterfuhungen Anlaß. Der Drang nah Umgeftaltung der faulen mo— 
narchiſchen Zuftände gährte in den Köpfen. Hinter den Vereinen bil- 
deten fih geheime Bünde, von welden die revolutionäre Propaganda 
ausging. Agenten und Provocateurs, die im Solde der fremden Regie— 
rungen jtanden, fuchten auch jet wieder häufig zu den größten Thor— 
heiten zu verleiten. In dem jungen Deutſchland wurde der bis- 
herige nationale Standpunkt zum Theil verdrängt und jeder befondere 
Patriotismus negirt. Die Führer diefer neuen Schule, Dölefe und Marr, 
erklärten jedem Zwahg und aller Unwahrheit in Staat und Kirche den 
Krieg, aber geriethen, indem fie die junghegel'ſche Philofophie auf die 
Spitze trieben, in den abjtoßendften Cynismus. Dadurch zogen ſich ihre 
Vereine die Bezeihnung „Anarhiftene und Atheiftenvereine“ zu. *) 
Diesmal war die Regierung von Neuenburg fo glüdlih, nah Verhaf— 
tung mehrerer Mitglieder in den Befit eines reichen Aftenmaterials zu 
geiangen, woraus das Dajein einer größern Anzahl von Klubbs hervor= 
ging, deren Hauptſitz fi in Lauſanne befand. Ein amtlicher Bericht 
verfündigte das Ergebniß der Unterfuchung wieder mit großem Geräuſch. 
Auch hier wurden die verfchiedenften Beftrebungen durdeinander gewor— 
fen und durch grelle Schilderung der Ueberfpanntheiten ein abjchrediendes 
Bild von den Leben in den Arbeitervereinen überhaupt entworfen. Die 
Gefandten von Deftreih und Preußen erhielten fürmliche Anzeige von 
der Entdeckung. Sämtliche Klubds, die zur Kenntnig famen, murden 
aufgelöst. Auch in Waadt fchritt jet die Regierung ein und wies bie 
hauptſächlichſten Theilnehmer weg (Herbſt 1845). 

Endlich äußerte ſich noch eine Elrine Bewegung im Kanton Zürid. 
Der Lehrer Treichler trat hier in der Preffe (in einem „Noth- und 
Hülfsblatt“) wie in Berfammlungen für fozialiftiihe Ideen in die 
Schranfen und regte die arbeitenden Klaffen auf. Der Befiß und ins- 
bejondere die Fabrikherren fühlten fich dadurch beunruhigt. Die Regie: 
rung ſetzte einen Ausſchuß aus ihrer Mitte nieder, um die Umtriebe zu 
unterfuhen und Vorkehrungen zu treffen. Nicht abgefchredt, ſucht e 
Treichler in öffentlichen Vorleſungen über „Sozialreform“ ſeine Anſich— 
ten weiter zu verfechten. Die zahlreich beſuchten Vorträge fanden auch 
von konſervativer Seite Aufmunterung, in der Hoffnung, dem liberalen 
Syſtem Verlegenheiten zu bereiten. Dadurch ſteigerte ſich die Furcht in 
den herrſchenden Kreiſen. Die Vorleſungen wurden verboten und ein 


*) Siehe: W. Marr, das junge Deutſchland in der Schweiz. — Ein Beitrag 
zur Geſchichte der geheimen Berbindungen unferer Tage. Leipzig 1846, 
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beſonderes Geſetz gegen kommuniſtiſche Umtriebe (ſpottweiſe „Maulfrat- 
tengeſetz“ genannt) erlaſſen, worin Angriffe auf die Unverletzbarkeit des 
Eigenthums und Aufreizung zum Haſſe unter einzelnen Klaſſen der 
Bürger mit Strafe bedroht wurden. Damit hörte die Eleine Bewegung 
auf. Treichler verließ für eine Zeit lang den Kanton (März 1846). 

Ale diefe Erſcheinungen nahmen gegenüber den großen eidgenöſſi— 
ſchen Fragen nur eine untergeordnete Stellung ein. Aber die fozialen 
Diskuffionen deuteten auf ein neues Feld, auf dem für die Zukunft noch 
Vieles zu leiften übrig blieb. inftweilen riefen fie in den Partheian- 
Ihauungen häufig Zerfegungen hervor. 


St. Gallen als Schickſalskanton. 


Wir haben jegt den Gang der großen eidgenöflifchen Krijis weiter 
zu verfolgen. Die DVerfaffungsänderung in Bajeljtabt hatte nur ein ges 
tingfügiges Nefultat. Der Aufftandsverfuh in Freiburg verunglüdte 
vollftändig. Noch immer fehlte ein zwölfter Stand, um der Eidgenof- 
ſenſchaft Kraft zu verleihen. Mit der höchſten Spannung richteten fich 
von nun an die Blide nah St. Gallen, von wo am eheſten eine 
Entiheidung zu erwarten war. 

Wenige Kantone waren feit 1830 fo vielfach bewegt als St. Gal— 
len, in deſſen Schooß immer die verjchiedenartigften Elemente rangen, 
wo dem Volk das Veto zuftand und der demokratifhe Organismus alle 
zwei Jahre einen mehr oder weniger leidenfhaftlihen Wahlkampf ver: 
anlaßte. Frühe hatte fich hier die Reaction der befonderen Fatholiichen 
Behörden bemädhtigt, während das liberale Prinzip noch im allgemeinen 
Gr. Rath überwog. Nur der Abfall eines einzelnen Mannes übte ein 
ſolches Gewicht aus, daß auch die fantonale Politit Jahre hindurch ges 
lähmt oder in eine fchiefe Nichtung getrieben wurde, Zwar mußte der 
Einfluß von Baumgartner in der Klöfterfrage jo weit weichen, daß St. 
Gallen fih mit den Zugeftändniffen von Aargau befriebigte und die 
zwölfte Stimme gab, um die Sache aus Abſchied und Tractanden fallen 
zu lafjen, aber im Uebrigen fam der Kanton nicht aus den unheimlichen 
Banden heraus. 

Zu der fonfeffionellen Trennung, die als ſchwerer Hemmſchuh für 
den Staat diente, erhielt die römische Hierarchie in diefen Jahren eine 
weitere verhängnißvolle Stütze. Seit der Auflöfung des Doppelbisthums 
Chur-St. Gallen waren die bifhöflihen Verhältniffe noch immer unges 
regelt geblieben. Auch die liberale Parthei war anfangs einem eigenen 
Biihof nicht abgeneigt, doch unter der Bedingung eines ſchweizeriſchen 
Erzbisthums, dem auch St. Gallen untergeordnet werden ſollte. Der 
Gedanke eines erzbifhöflihen Verbandes für die Schweiz fiel indeß nad 
dem Fläglien Ausgang der Badener Konferenzartitel gänzlich dahin, 
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Um fo Teichteres Spiel hatte jet das römifche Intereſſe, das in ber 
Schweiz feit Dezennien die Bildung Feiner Immediatbisthümer unter 
der Botmäßigfeit der Nuntiatur verfolgte. Das Gelüfte nah einem 
eigenen Bistum war einmal erweckt und der Partifularismus wider: 
ftrebte dem Anſchluß an das größere Bisthum Bafel. Die reactionären 
Tendenzen, die fih in den befonderen fatholifchen Behörden geltend mach: 
ten, famen der römifhen Kurie zu Hülfe. So beſchloß das katholiſche 
Grokrathsfollegium, wenige Wochen nach der Zürcher Septemberreaction, 
mit dem päpſtlichen Stuhl um die Errichtung eines eigenen Bisthums 
in Unterhandlungen zu treten und nur für den Fall cines unbefriedigen- 
den Ergebnijjes Unterhandlungen für den Anſchluß an Baſel vorzubehalten. 
Vergebens kämpfte damals noh Baumgartner mit aller Schärfe gegen 
diefe Bisthümelei. In einer Flugſchrift — dem Schwanengejang de 
aufgellärten Staatsmannes — zeigte er unwiderleglih, wie ein foldhes 
Bisthum einen Kanton im Kanton bilden und dem Prieftereinfluß Thür 
und Thor öffnen würde. „Heute fromm, morgen zutäppijch, übermor: 
gen uſurpatoriſch — diefe drei Stadien kirchlichen influffes hat noch 
jedes Ländchen durchlaufen, das fich mit wankenden Kräften und unge: 
nügenden Stützen in die Arme geijtlicher Oberherrſchaft geworfen hat.“ 
„Das bürgerliche Weſen fol nit von geiftlicher Hand geleitet werden. 
Leder Staat, in welchem die Geiftlichen einen ungeziemenden, unbejchei- 
denen, zudringlihen Einfluß ausüben auf das äußere bürgerliche Leben 
des Volks, ift ein unglüdlicher, ein zur Abhängigkeit, zur Armuth, zum 
Verfall verurtheilter Staat.“ Aber bald vergaß Baumgartner feine 
dringenden Warnungen, trat jelbit in’s pfäffifche Lager über und fpielte 
Nom in die Hände. Der päbjtlide Stuhl gab von vorneherein die be: 
ftimmte Erflärung ab, daß er zu dem vorbehaltenen Anſchluß an das 
Bistum Bafel niemals feine Einwilligung geben werde, fondern auf 
Erftellung eines eigenen Bisthums St. Gallen beharre. Nach längeren 
Unterhandlungen einigten jich auch die Fatholifchen Behörden mit dem 
Nuntius über eine ſolche Schöpfung. Aber der allgemeine Gr. Rath 
verweigerte der Uebereinkunft noch die ftaatlihe Sanction. Am gründ: 
lichſten und confequenteiten befämpfte Dungerbühler jede Idee eines 
eigenen Bisthums, ald mit der politifhen Einheit und Wohlfahrt des 
Kantons unverträglich, während die Kurie an dem Pfarrer Greith den 
eifrigften und gewandtejten Kämpfer hatte. Andere liberale Staatsmän- 
ner gaben bereits die prinzipielle Dppofition auf und verwarfen nur die 
ungenügenden Garantien in dem vorgelegten Konkordatsentwurf. 

Bald darauf folgten die Maimwahlen von 1845. Dank der aud 
bier heraufbejchworenen Religionsgefahr verlor die Liberale Parthei die 
Mehrheit, die fie bisher noch nothdürftig in den politifchen Behörden 
gehabt Hatte, Die Partheien hielten jih im Gr. Nath die Waage, 75 
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Liberale ftanden gegen 75 Ultramontane oder Konfervative. In den 
ganz oder größtentheils fatholifchen Bezirken waren alle liberalen Katho: 
lifen ohne Ausnahme als Deputirte weggeworfen, Unter den 75 Ultra: 
montanen oder Konfervativen befand fich nur ein einziger Proteftant. 
Die fonderbare und unerhörte Partheiftellung hatte zur Folge, daß der 
Gr. Rath zwei Tage lang Feine Präfidentenwahl zu Stande bringen 
konnte, indem Jeder der mit fehr geringer Mehrheit hierzu Berufenen 
ausfhlug, um feine Stimme nicht verloren gehen zu laſſen. Deßhalb 
fah fi die Behörde genöthigt, zu befchließen, daß der Präfident bei 
Wahlen und Verhandlungen in offener und geheimer Abjtimmung 
Stimmredt Haben und bei gleicher Vertheilung der Stimmen das Loos 
entſcheiden folle. 

Die Bisthumsangelegenheit kam jet in ein noch günftigeres Fahr: 
wafjer für die römifchen Beftrebungen. Nach einigen neuen Unterhand- 
lungen mit der Kurie, wobei der Konkordatsentwurf nur geringe Abän— 
derungen erlitt, erhielt da8 eigene Bistum St. Gallen — im Novem: 
ber 1846 — die Sanction des Staats. Alles was noch am Ende für 
den Staat gerettet wurde, war das Recht der Plazetirung für die Bi: 
ſchofswahl. Die Oppofition gegen das ganze Konkordat ſchwand bis auf 
fünf Stimmen (darunter Hungerbühler und Weder). Als die ftaatliche 
Sanction ſchon ertheilt war, zögerte man in Rom noch mit Erlafjung 
der Bulle, weil man noch kanoniſche Bedenken hatte, Exft nach weiteren 
Fleinen Conzeſſionen in Bezug auf den Vollziehungsbefhluß des Fatholi- 
hen Großrathafollegiums wurde die Bulle ausgefertigt und das Ge: 
fammtergebniß nochmals vom Gr. Rath fanctionirt. Die Bifhofswahl 
fonnte nicht anders als auf einen Vertreter der ultramontanen Richtung 
fallen. Der apoftolifhe Vikar Mirer war der Erfte, der den bifchöfli: 
hen Stuhl von St. Gallen beftieg. 

Unterdeß war auch im Erziehungsmwefen des Fatholifchen Kantons: 
theils, da8 im Laufe der Dreikiger Jahre mannigfache wohlthätige Re- 
formen erlitt, eine vollftändige Reaction eingetreten. Namentlih war 
die Fatholifche Kantonsfchule, die einen befonderen Auffhwung genommen 
hatte, nach Nichtwiederermählung oder Vertreibung der tüchtigften Lehrer 
zur ultramontanen Pflanzftätte herabgefunten. 

Die an Zahl gleiche Vertretung beider Partheien in der oberften 
Landesbehörde machte zwei Jahre hindurch jeden Befchluß politifcher Na— 
tur unmöglid. In den großen eidgenöffifhen Fragen, von denen bie 
ganze Schweiz bewegt war, fah fich der Kanton zur völligen Obhnmad 
verurtheilt. Weber in Bezug auf die Jefuiten noch in Bezug auf der 
Sonderbund fonnte irgend eine pofitive Inftruftion ertheilt werden. Die 
Geſandtſchaft an der Tagfakung war immer auf das Referendum ange— 
wiefen. Die Partheien im Gr. Rathe harrten mit einer feltenen Zähig— 
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feit aus. Keine Meinung konnte der anderen den Heinften Boden ab: 
gewinnen. 

Jetzt kamen die Maimahlen von 1847, von denen für die nächſte 
Zeit nicht blos das Schiefal des Kantons, fondern der ganzen Eidge- 
nofjenfchaft abhängen jollte.e Mit der höchften Spannung richteten fich 
daher alle Blide auf diefen Wahllampf; Bon beiden Seiten wurden 
die äußerften Kräfte aufgeboten, um den Wahlfieg zu erringen. Die 
liberale Parthei fühlte das ganze Gewicht ihrer Stellung. Es galt der 
Zerriffenheit im Bunde ein Ende zu mahen. Der vom Staatsjchreiber 
Steiger mit ſchneidender Schärfe redigirte „Erzähler“ trug die Fahne 
voran, Um die öffentliche Meinung irre zu führen, gaben fich die Je— 
ſuiten- und Sonderbundsfreunde den Schein der „Friedensparthei“. Der 
glüdlihe Ausſchlag kam von dem fatholifchen Bezirk Gafter, der fi) 
dem ultramontanen Lager entzog und feine fämmtlichen ſechs Großraths— 
ftellen mit Liberalen beſetzte. Drei katholiſche Geiftliche, die hier weſent— 
lih zum Sieg der nationalen Sache beitrugen, wurden die Zieljcheibe 
der gehäfjigiten Schmähungen von Seite der Gegner. Der Gr. Rath 
zählte nun 77 Mitglieder, die entjchieden zur Eidgenofjenichaft ftanden, 
gegen 73, die fih noch um die firchlich-politifche Reaction fchaarten. 
Bei der Wahl der Regierung fam Baumgartner endlich zum alle. 
Der gänzliche Uebertritt in die pfäffiichen Reihen vernichtete feinen Ruf; 
alle ſtaatsmänniſche Gewandtheit konnte ihm nicht am Ruder erhalten; 
in dem Gange der Dinge fah er fich bitter getäufht. An feine Stelle 
fam Dr. Weder in die Regierung. Durch den Ausgang der Wahlen 
erhielt die ganze Eidgenoffenfchaft eine andere Wendung. Mit der Stimme 
St. Gallen? konnte fich jet in den brennenden Fragen eine Mehrheit 
an der Tagſatzung bilden. 


Die Saltung des Auslands. 


Die Schweiz mit ihren republifanifchen Inftitutionen und nationa= 
len Beftrebungen war immer der größte Dorn in den Augen des mo- 
nachifhen Auslands. In den Dreißiger Jahren wurde von den Kabi- 
netten jeder Anlaß ergriffen, um der Entwidlung entgegenzutreten und 
den freien Geift niederzudrüden. Die beftändigen Drohungen und Ein: 
wirfungen von Außen trugen nicht wenig dazu bei, daß die Regeneration 
zum Stillftand fam und der Bund fich nicht verjüngen fonnte, Erſt 
mit dem Louis-Napoleon:Handel erhielt die Schweiz für eine Zeit lang 
Ruhe vor den unaufhörlichen Noten. Der nationale Auffhmwung, der 
fih gegenüber den franzöfifhen Zumuthungen äußerte, flößte größere 
Achtung ein. Nach der Zürcher Septemberreaction hofften die Kabinette, 
daß eine Errungenſchaft nah der andern fallen und die Schweiz ſich 
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von felber wieder den Grundſätzen der heiligen Allianz nähern merbe. 
Aber mit den erjten Kraftanftrengungen, die von den freifinnigen Kan: 
tonen gegen die um fich greifende Firchlich-politiihe Reaction gemacht 
wurden, rührte fih auch die fremde Diplomatie wieder. Die meiften 
auswärtigen Regierungen hatten zwar fein näheres Intereſſe daran, die 
Herifalen Gelüfte auf's Aeußerfte zu ermuthigen. Weberall mußte das 
ftaatliche Anfehen unter den hierarchiſchen Anmaßungen leiden. Aber 
der Abfolutismus hing fih an die Möfter- und jefuitenfreundlichen Kan: 
tone in der Schweiz, weil er in diefen eine Stütze für das ganze fta- 
bile Syftem ſah. Man wollte lieber, daß die Schweiz der finfterften 
Macht unterworfen jei, als daß fie einen Schritt weiter auf der Bahn 
der freien nationalen Entwillung thue. Die Freifhaarenzüge boten den 
willlommenen Anlaß, um die ganze republifanifche Ordnung wieder in 
den Bann zu thun. In allen diplomatischen Organen des Auslands 
mwurbe die Schweiz als der Herd einer permanenten Anarchie verfchrieen. 
In Wien wie in Paris war bereit3 von Konferenzen die Rede, um die 
Wirren zum Gegenftand der Erörterungen zu machen. Die Haltung 
der Kabinette mußte dazu dienen, die römifhe Ligue zu ermuthigen. 
Am offenften dedte Deftreich den Schild über die Klöjter: und Jeſuiten— 
parthei. Frühe kam die Drohung von Wien, „daß, follte die ſchweize— 
riſche Einheit durch die Vernichtung des Bundes zerrijfen oder in Zweifel 
geftellt werden, Oeſtreich fich nicht für gebunden erachten würde, die 
Fahne der jchweizerifchen Nationalität vorzugsmweife in diefem oder jenem 
Theile des aufgelösten Bundes zu erkennen.” *) Das Verlangen auf 
unbedingte Aufrehthaltung der Kantonalfouveränität und Fortbeſtand 
des Bundeövertrags von 1815 ging wie ein rother Faden auch durch 
die Depefhen der übrigen Kabinette. Die Diplomatie Fehrte fich wenig 
daran, in welden grellen Widerfpruch fie fich felber verwickelte. Auf 
der einen Seite klagte fie die Eidgenoffenihaft der Kraftlofigfeit an und 
verurtheilte die Anarchie in ihrem Schooße und auf der anderen Seite 
Iprad) fie dem Bunde das Recht ab, fich einer ſtörriſchen Minderheit 
gegenüber Anſehen zu verfchaffen und die mangelhaften Einrichtungen 
zeitgemäß umzugeftalten. Die ganze eidgenöffifche Autorität wurde auch 
dann noch in Frage geftellt, ala der bemwaffnete Sonderbund in aller 
Form auögebildet war und die Auflehnung einzelner Kantone fi un: 
verkennbar gegen etwaige Bundesbeſchlüſſe richtete. 

Je näher der Zeitpunft Fam, wo eine endliche Mehrheit an der 
Tagfagung zu erwarten war, um gegen den Sonderbund einzufchreiten, 
dejto rühriger wurde die Diplomatie zu feinen Gunften. Cine Zeit 
lang hatte die franzöfifche Politik bei der Klöfter: und Sefuitenfrage 

*) Depeiche des Wiener Kabinets an die öfterreihiiche Geſandtſchaft in der 
Schweiz vom 27. Februar 1841, beftätigt 1845, 
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noch eine gewiffe Zurüdhaltung beobadtet. An Frankreich felbft war 
man im Falle, gegen die Jeſuiten Vorkehrungen zu treffin. Aber von 
Jahr zu Jahr war das Syſtem des Königs Louis Philipp gegen jede 
freiere Bewegung argwöhnifher und feindfeliger geworden. In dem 
proteftantifhen Minifter Guizot hatte die Fonfervative Doctrin ihren 
ftarrften Vertreter gefunden. Während im Innern jeder conftitutionelle 
Fortfchritt zurüdgemwiefen und allen Neformbeitrebungen ein verhängniß- 
volles »jamais« zugerufen wurde, löste fih nah Außen hin das bis— 
herige Einverftändnig mit England und wurde die Stüße fait aus— 
Ihließlih an den legitimen Mächten gefuht. In Abhängigkeit von Oeſt— 
reih zeigte ſich die franzöfifche Politit auch gegen die Schweiz immer 
feindlicher. Die Ummälzungen in Waadt und Genf dienten dazu, die 
doctrinären Staatsmänner in Paris weiter gegen den radifalen Geift 
aufzubringen. XQruppenbewegungen gegen die ſchweizeriſche Gränze zeug— 
ten von der zunehmenden böfen Stimmung. Der bisherige franzöfifche 
Gefandte, Graf von Pontois, der noch den Schein des Wohlwollens 
aufrechthielt, wurde durh Bois le Comte erſetzt — einen Diplomaten 
der traurigften Art, obgleih ihn der Ruf großer Gefchielichkeit und 
langjähriger Erfahrung begleitete — der offen Parthei für die Sefuiten 
und den Sonderbund ergreifen mußte. Selbſt die um dieſe Zeit erfolgte 
Einverleibung von Krafau in die öſtreichiſche Monarchie, wodurch allen 
Berträgen zumider ein Heiner Freiftaat von der Karte Europa’3 ausge: 
löſcht wurde, Hinderte das doctrinäre Regiment in Frankreich nicht, der 
öffentlihen Meinung zum Trotz, mit den abfolutiftiihen Kabinetten wei: 
ter Hand in Hand zu gehen. Wie in den Dreikiger Jahren glaubte 
man mit drohenden Zudringlichkeiten und brutalen Verlegungen auch jebt 
wieder mit der Schweiz fpielen und den nationalen Drang niederhalten 
zu können. Franzöſiſche Genieoffiziere erfchienen plötzlich mit einer Abs 
theilung Bewaffneter in dem ftreitigen Dappenthal und ergriffen förm— 
lichen Befit von demfelben, Andererſeits bedrohte die öſtreichiſche Re— 
gierung den Kanton Graubünden mit Aufhebung der ausnahmsweiſe 
zugeftandenen Verkehröbegünftigungen für den Tranfit über den Splügen, 
falls Graubünden zu militärischer Vollftrefung von Bundesbeihlüffen 
gegen die fieben Kantone Hand bieten ſollte, wodurch ſich indeß Grau: 
bünden nicht einfchüchtern ließ. Gleihe Einwirkung wurde auf Teflin 
verfudht. Daneben erhielten die Sonderftände von Deftreih wie von 
Frankreich wirkliche Unterftügungen an Geld und Waffen. Zu den 
feindlichen Demonftrationen gegen die Eidgenofjenichaft famen Eleinliche 
Chikanen. Ein Theil des diplomatischen Corps verließ Bern und fiebelte 
nad Zürich über, zur Strafe, daß Theilnehmer am Freifchaarenzug in 
die Berner Regierung gewählt wurden. Bern wurde zwar ald Vorort 
anerkannt, als die eidgemöfjische Leitung mit Anfang 1847 auf diefen 
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Kanton überging, aber die Vertreter der drei öftlihen Mächte erffärten 
in ihren Zuſchriften, die freundlichen Beziehungen nur auf fo lange zu 
erhalten, al3 die Grundlage, auf welcher die vorörtliche Behörde beruhe, 
nicht in ihrer Wefenheit angegriffen ober in ihrem Geifte gefäljcht werde. 

- Der franzöfifche Gefandte Bois le Comte fiedelte nit mit nad 
Zürich über, dagegen trug er feinen Eifer in anderer Weije zur Schau. 
Kaum war der gemefene Oberanführer der Freifchaaren, Ochfenbein, 
zum Präfidenten der Berner Regierung und damit auch zum Präfiden- 
ten de3 Vorort? und der Tagfatung gewählt, fo erfchien Bois le Comte 
in Audienz bei ihm und ertheilte eine umftändliche Lection über das 
Freifhaarenmwefen, wie über eine etwaige Bundesrevifion. Die Wiener 
Congreßakte — erflärte er in abgelefener Rede — kennt feine einheit- 
liche Schweiz, fondern nur eine aus 22 Kantonen beftehende Eidgenofjen- 
ſchaft. Wenn alfo einer oder mehrere Kantone ung eine Tages fagten, 
man bedrohe ihre unabhängige Eriftenz, man molle berfelben Gemalt 
anthun, oder fie zerftören, man ftrebe darnach, eine einheitliche Schmeiz 
an die Stelle der durch Verträge anerkannten fantonalen Schweiz zu 
feßen, und verleße dadurch diefe Verträge, fo würden wir unterfuchen, 
ob in der That die Verträge verlegt find... Wir haben uns auf den 
einfachen Entfchluß befchränft, auf das einzige Wort: „wir werden unter: 
fuhen (nous examinerons). Ich bin unbedingt im Falle beizufügen, 
daß wir e3 thun werben im vollflommenen Einverftändniß mit dem Geifte 
und den Abjichten der Mächte, welche eben diefe Verträge unterzeichnet 
haben, und ganz befonder8 mit Deftreich, welches gegenüber der Schweiz 
wegen der Grenznahbarfchaft in gleicher Lage ift, wie wir.“ 

Der Bundespräfident ermwiderte kurz und ernſt: Die Note erinnere 
an Thatfachen, die ihn befonders angehen und worüber er einzig und 
allein den Behörden und der öffentlichen Meinung feines Landes Rechen— 
ſchaft ſchuldig fei, und fehe Eventualitäten voraus, über welche er fich 
weder perfönlich noch offiziell zu erklären Habe. Doch made er e3 fi 
zur Pflicht zu verfihern: „daß die eidgenöffifchen Behörden die beftehen- 
den Berträge nicht verlegen und daß fie jedenfalls den feiten Willen 
und die Macht haben werden, der öffentlichen Ordnung und den Rechten 
der auf fehweizerifchem Gebiet niebergelaffenen Bürger Achtung zu ver: 
Ihaffen, daß fie aber gleichzeitig mit nicht weniger Kraft fich jedem Ver: 
ſuche fremder Einmifhung in ihre Angelegenheiten mwiderfegen, und daß 
fie feiner Macht und Feiner Minderheit von Kantonen das Recht zuer- 
fennen werden, den Bundesvertrag auszulegen, ein Recht, das nur ber 
Eidgenoſſenſchaft zufteht.” 

Der franzöfifche Gefandte mußte fühlen, daß er mit feiner zubring- 
lichen ‚Lection den Zweck der perfönlichen Einfchüchterung nicht erreicht 
hatte, die Zurechtweifung vielmehr auf ihn zurüdgefallen war. Es wurbe 


— 410 — 


daher ein verftärkter Anlauf genommen, indem nun ein fürmliches Mi- 
nifterialfchreiben von Guizot erfchien, welches diefelben Gedanken wie: 
derholte und noch beftimmter erklärte, daß die verbündeten Mächte gegen 
ein Unterfangen „proteftiren“, wodurd die Tagfagung fih an den Rech— 
ten, welche die Grundlage des Bundes und der Staatsverträge bilden, 
vergreifen würde. Der Bundespräfident hielt ſich nicht berufen, diefes 
mitgetheilte Schreiben zur Kenntniß des Vororts oder der Tagſatzung zu 
bringen. Dem Gefandten blieb nicht? übrig, als das Aktenſtück in ein 
öffentliches Blatt einrüden zu laſſen, wo es allen Eindrud verfehlte. 
Auf die Andeutung des Gefandten am Schluß der Audienz, dak man fich 
bezüglich der Abſicht der alliirten Mächte auf Intervention leicht täufchen 
fönnte, hatte der Bundespräfident die kecken Worte zur Antwort gegeben: 
„Wenn die alliirten Mächte va banque fpielen wollen, jo werden wir 
mitjpielen (siles puissances alliees veulent jouer va banque, nous 
jouerons avec).“ 

Unter den Mächten herrſchte indeß nicht die volle Uebereinftimmung, 
wie die franzöfifche Diplomatie vorgab. Lange hatte ſich auch das eng- 
liſche Kabinet in Bezug auf die Schweiz von den Fontinentalen Höfen 
in's Schlepptau nehmen laſſen. Noch in einer Aberdeen’fchen Depefche 
vom 11. Februar 1845 war der Schweiz das Recht der freien Konfti- 
tuirung abgefprochen und behauptet, daß eine Umgeftaltung der Eidge: 
nofjenfhaft der fürmlichen Zuftimmung der garantirenden Mächte bebürfe. 
Uber mit dem Fall des Toryminifteriums (im Juli 1846) und dem 
Riß, der in das Einverftändniß zwifchen Franfreih und England fam, 
änderte fich die Politik jenfeits des Kanals. Der neue Minifter des 
Auswärtigen, Lord Balmerfton, nahın der Schweiz gegenüber eine 
wohlmwollendere Haltung an und gab ihr unzweideutige Zeichen der Er: 
muthigung. Der Gefandte Morier, der England bisher auf fehr ein- 
feitige Weife vertreten hatte, * wurde zurücberufen und einftweilen durch 
den jungen Gefchäftsträger Peel, Sohn des berühmten Minifters, erſetzt, 
der zwar noch fein gemwicgter Diplomat, aber voll Sympathie für die 
Eidgenofjenfhaft war. Konnte die Schweiz im Fall eines wirklichen 
Interventionsverfuhes von Seite der Fontinentalen Mächte auch wenig 
auf die thatfächlihe Hülfe von England rechnen, fo war doch die mora- 
lifche Unterftübung von großem Werth, zumal da die nie erlöfchende Ri: 
valität zwijchen Franfreih und Deftreich auch fonft der vollen Ueberein— 
ftimmung hindernd in den Weg trat. 

Aber einen noch weit ftärkeren Halt hatte die freigefinnte Schweiz 
an ber öffentlichen Meinung Europa’ und der meit verbreiteten Theil: 
nahme unter den Völkern. Die monarchiſchen Regierungen Hatten in 
ihren eigenen Ländern nicht mehr den fichern Boden unter ihren Füßen, 
wie in den Dreißiger Jahren, wo die Reaction alle Regungen vollftän: 
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dig niedergefchlagen hatte, Zeichen und Erfceinungen genug beuteten 
auf eine tiefe Gährung, die ſich in den verfchiedenften Richtungen Luft 
zu machen ſuchte. In Frankreich rührten neue foziale Theorien bie 
Mafje der arbeitenden Bevölkerung auf. Dem ftarren Gedanken in den 
Zuilerien trat eine ſtarke fonftitutionelle Nefornbewegung entgegen. Die 
jefuitenfreundlihe Haltung de3 doctrinären SKabinet3 wurde in allen 
liberalen Organen Frankreichs auf's Schärffte gegeikelt. In der Depu: 
tirtenfammer warf die Oppofition dem Minifter Guizot offen in's Ge— 
ficht, daß fein Franzofe zum Schuß der Jeſuiten gegen die Schweiz 
marfchiren werde. In Deutfchland hatten die Fürften felbit feit dem 
Anfang der Vierziger Jahre, durch das franzöfifche Nheingelüfte geäng- 
ftigt, den nationalen Beftrebungen etwas freieren Raum laſſen müfjen. 
Der öffentliche Geift brach allmählig die Bande der drüdenden Cenfur. 
Mit der Trierer Rodfahrt gelangte das pfäffiiche Treiben auf die Spike. 
Der Deutſchkatholizismus brachte einen Riß in das römifche Gebäude. 
In Preußen trat ein neuer König auf die Bühne, der mit feinen feu: 
dalen Theaterftüden nur die öffentlihe Meinung reiste. An Baiern 
mußte fi ein ultramontanes Minifterium vor dem Tanz einer Spanie— 
rin zurüdziehen. Am mädtigjten fing e8 in Stalien an zu gähren. 
Mit dem Pabftwechfel, der Pio nono auf den heiligen Stuhl brachte, 
ſchien die römische Politik felbft fih an die Spike der Reform ftellen zu 
wollen. So trügerifch das Spiel war, fo gab e8 den been bürgerli: 
cher Freiheit und nationaler Einheit und Unabhängigkeit doch einen ge— 
waltigen Sporn. Zu ben politifchen Regungen fam die Unruhe, die fich 
in Folge der Theurung und herrfchenden Noth der unteren Klaffen an 
fo vielen Orten bemädhtigte und namentlich in Deutfhland zu vielfachen 
Tumulten Anlaß gab. Mit der größten Spannung verfolgte man über: 
al den Kampf, der in der Schweiz gegen die Nefuiten und den Sonder: 
bund geführt wurde. In vollitem Maaße gaben fih die Sympathien 
für das Ringen der eidgenöffifh gefinnten Parthei fund. Was die 
Schweiz durchzufechten hatte, erſchien auch als die Sache der benachbar— 
ten Bölfer. 

Durch diefe weit greifende Stimmung mußte der böfe Wille der 
Diplomatie gelähmt werden. In der Schweiz felbft äußerte fich ber 
Wille der Nation, Schritt für Schritt, immer entfchiedener. Im Laufe 
von wenig mehr al3 zwei Jahren war in ſechs Kantonen, wo man ben 
eidgenöffifchen Geift zu hemmen fuchte, da3 herrfchende Syftem gebrochen 
oder geändert. Zwiſchen den Gegenfägen mußte die tranfigirende Po— 
litif, die den Riß fortbeftehen laſſen wollte, ohne ihn zu heilen, allen 
Boden verlieren. Die Bedenken der ängftlicheren Staatsmänner ſchwan— 
den vor der abfoluten Nothwendigfeit durchgreifender Mafregeln. Auch 
bei einem Theil der Konfervativen brach fih allmählig eine Träftigere 
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eidgenöſſiſche Geſinnung Bahn. Die ruhigſten Bürger kamen zur Ein— 
ſicht, daß der bisherige Zuſtand nicht mehr fortdauern könne und ohne 
Wahrung der Bundesautorität Feine Ordnung möglich ſei. Das ver- 
dammende Urtheil fiel nur um fo ftärfer auf den Sonderbund, je mehr 
die fremde Diplomatie ſich Hinter denfelben ftellte und für ihn zu inter- 
veniren drohte. So konnte die Eidgenofjenfchaft hoffen, für die Ueber— 
windung der ſchweren Kriſis auch die nöthige Kraft zu finden. 


Dundesdefchlüffe gegen den Sonderbund und die Pefuiten. 


Je näher die Ausficht heranfam, daß die oberfte Bundesbehörde aus 
ihrer bisherigen Ohnmacht heraustreten und entjcheidende Beichlüffe faf- 
fen werde, deſto feſter fchloffen fich die fieben verbündeten Kantone an 
einander, um fo weniger machten fie Miene, irgendwie einzulenfen. Eine 
Zeit lang hatte die Separatverbindung wenigſtens den Schein für fich 
gehabt, als fei jie einzig zur Abwehr revolutionärer Angriffe beſtimmt. 
Aber in allen Kantonen, mit Ausnahme der beiden Halbfantone Bafel- 
land und Appenzell A. Rh., wo das Volk die Freifhaarengefege verwor- 
fen hatte, waren mehr oder weniger harte Strafbeftimmungen getroffen, 
um jede neue reifchaarenunternehmung zu verhüten. In diefer Rich: 
tung war feine ernfte Gefahr mehr vorhanden. Dennoh fuhren die 
Sonderftände fort, fih bis an die Zähne zu waffnen und ihre friege: 
rifhe Stellung auf alle Weife zu verjtärfen. Bereit3 waren die Trup- 
pen der fieben Kantone in vier Armeedivifionen getheilt, zum Oberbe- 
fehlshaber der eidgenöſſiſche Oberſt Johann Ulrih von Salis-Soglio 
(nahdem der Wallifer General v. Kalbermatten den Ruf abgelehnt 
hatte) ernannt. Freudig nahme man von Seite des Kriegsraths die 
Geldanlehen und Waffenfendungen in Empfang, die von Deftreich, 
Frankreich und Sardinien famen. Die Hoffnung, fi nöthigenfalls auf 
eine Intervention der fremden Mächte ftügen zu können, ermuthigte zu 
den äußerten Anjtrengungen. In Luzern erhielt die Regierung von der 
oberften Behörde einen unbefchränften Kredit auf die Staatsfajje und 
unbedingte Vollmacht, Alles anzuordnen und vorzufehren, was zur Ver: 
theidigung des Gebiets und ber Kantonalfouveränität nothwendig fei. 
Die Regierung benutzte den Kredit zu enormen Anfhaffungen von Waf- 
fen, Munition und Uniformen. Als der Vorort Bern, bald nad) feinem 
Amtsantritt, anfragte, was alle die militärischen Rüſtungen zu bedeuten 
hätten, ertheilte Luzern fchnöde Antwort und fchritt unbefümmert auf 
dem eingefchlagenen Pfade fort. So befanden fi die fieben Stände 
der Eidgenofjenfhaft gegenüber in vollftändig organifirtem Kriegszuſtand. 
Kine Minderheit drohte jedem Mehrheitsbeſchluß der Bundesbehörde, 
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der ihre vermeintliche Selbftherrlichkeit verlegte, mit bemaffneter Hand 
entgegenzutreten. 

Unter diefen Umftänden verfammelte fi die Tagfakung in Bern 
zu ihrer ordentlichen Situng im Anfang Juli 1847. Mit der größten 
Spannung wartete nicht blos die Schweiz, auch das Ausland auf die 
entfeheidenden Entjchlüffe, obgleich die Inftruftionen der Kantone ſchon be— 
fannt waren. Die Eröffnungsfeierlichkeit fand unter großem Volkszu—⸗ 
drang in der Heiligengeiftfirche ftatt, die mit den reichen, im Burgun— 
derfrieg erbeuteten Teppichen Karls des Kühnen, gefhmüdt war. Ochfen: 
bein hielt al3 Bundespräfident die Eröffnungsrede. Cr hob die große 
Bedeutung de3 Tages hervor und erflärte, der Wirklichkeit offen, redlich 
und feſt in's Angeſicht ſchauen zu wollen. Es handle ſich gegenwärtig 
im engeren wie im weiteren Vaterland um die wichtigſten Güter der 
Menſchheit, um die unerläßlichen Bedingungen eines freien geiſtigen 
Lebens, um die Wahl zwiſchen dem Fortſchritt und der Stabilität, um 
die Entſcheidung eines Kampfes, der vielleicht nie mehr als in dieſen 
Tagen das große geiſtige Europa bewegte und in ſeinen Grundfeſten 
erſchütterte. Nach Hinweiſung auf „die bedeutungsvolle, weil allem 
Völkerrecht zuwiderlaufende Vernichtung der Selbſtſtändigkeit einer Schwer 
fter Helvetiens, der Republit Krakau, zum Hohn der civilifirten Welt 
verübt“, fchilderte er die Niefenfortichritte der Zeit in Wiſſenſchaft, Ge: 
werbe und politifher Bildung — „biefe neue geiftige Welt, in welcher 
noch die alten jichtbaren Pfeiler der Vorzeit ftänden, die mumienhaften 
foztalen Einrichtungen, angehörend einer längft verſchwundenen Anfchau: 
ungsmweife, anderen Begriffen, anderen Verhältniffen und Bebürfnifien, 
auf Feine andere Grundlage geftüßt, als auf die Macht der Gewohnheit, 
des Ehrgeizes oder Eigennußes, Strufturen, welche bei der leifeften Er- 
fhütterung wie verwittertes Gemäuer auseinander zu fallen drohen. 
Einzig der Verftodtheit, gegenüber dem geiftigen Wehen der Zeit, müſſe 
das die Staaten Europa’8 durchzuckende Feuer zugefchrieben werben ; das 
Gewitter leuchte, aber ber. europäiſche Staatenkoloß achte feiner nicht; 
denn er fchlafe, — aber einen gefährlichen Schlaf.” 

Die Rede ging dann über auf das engere Waterland und zeigte 
die Wunde, woran dafjelbe leide, den lofen Bund von 1815. Hier 
Hand anzulegen und den Bund in Einklang zu bringen mit den Be: 
griffen und Gefühlen des Volks, das fei die heilige unabweisbare Pflicht. 
Dabei wurde die Stellung der Schweiz zu ben auswärtigen Mächten be: 
rührt und nachgemiefen, daß die Anterefien der Mächte noch dermalen 
diefelben feien, wie jene, welche fie einft zu der feierlichen Erklärung 
veranlafte, daß das allgemeine Staatsinterefje zu Gunſten ber fchmeize: 
riſchen Eidgenoſſenſchaft die Anerkennung einer immerwährenden Neutra- 
lität erheiſche. Auch das pofitive Recht geftatte den fremden Mächten 
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Ichlechterdings Feine Cinmifhung in die inneren Angelegenheiten der 
Schweiz, denn nicht vermöge des Wiener Vertrags beige die Eidgenof: 
ſenſchaft das Recht jelbfteigener Konjtitution, fondern verinöge ihrer Sou- 
veränität, und nicht der Bundesvertrag von 1815 fei von den kontra— 
hirenden Mächten garantirt, jondern nur da3 vermöge des Wienerver— 
trags der Eidgenofjenfchaft zuftändige Gebiet. „Sollten wir uns aber“ 
— fo ſchloß die Rede — „troß diefer Thatjachen dennoch täufchen, follte 
das Unwahrjcheinlichite, eine fremde Einmifhung in die inneren Ange: 
legenheiten der Eidgenofjenfchaft verfucht werden wollen, fo foll die Welt 
willen, daß die Schweiz ftarf durch ihr gutes Recht, groß durch bie 
überall hin verzweigten Sympathien aller freien und nach freiheit rin- 
genden Völker, die letzte Kraft und das letzte Herzblut aufzuopfern wiſ— 
fen wird, ihre von den Bätern in jo mancher heißen Schlacht erfämpfte 
Unabhängigkeit zu wahren und dieſes koſtbarſte aller Güter wie ererbt, 
jo unverfümmert umd in ihrer vollen Bedeutung als heiliges Vermächt: 
niß auf Kinder und Kindesfinder überzutragen.“ 

Diefe Rede vom Bundespräfidentenftuhl herab — mit ihrem orato> 
riſchen Prunk, ihrer entſchiedenen Zuverficht und ihrer vollen Ahnung 
eine3 nahenden gewaltigen Völkerſturmes — Hang der Diplomatie und 
allen Staat3männern alten Schlages feltfam und ungewohnt in die Oh— 
ven. Die Sonderbundsparthei fuchte die Worte des ehemaligen Frei: 
Ihaaren: Anführer? geradeswegs zu „einem Manifeft der revolutionären 
Schweiz zu Gunften des Einheitsſyſtems“ und zu „einer politifhen 
Kriegserklärung des demofratiichen Radikalismus gegen die Monarchien 
Europa’3” zu jtempeln. Bon dem diplomatiſchen Korps war nur ein 
Theil zu der Eröffnungsfeierlichfeit erſchienen. Die Vertreter von Deft: 
veih, Preußen und Rußland Hatten fich fern gehalten. 

Nah Ablauf einiger Sitzungen fam die große Frage über den 
Sonderbund zur Verhandlung, während gleichzeitig in Glarus die 
eidgenöffiihen Schügen verfammelt waren und von diefer „Tagfakung 
des Schweizervoll3” ein lebendiger Sporn zum thatkräftigen Handeln 
fam. Die Boten der Sonderftände, die in ihrem Auftreten jchroffer und 
übermüthiger wie je waren, lüfteten jest den lebten Schleier. Luzern's 
Gejandter, Bernhard Meyer, erklärte offen, da3 Sonderbündnif 
gelte zunächſt nicht den Freiſchaarenzügen; dieſe feien nicht die einzige 
Urfache dejfelben, fondern blos Folgen eines tieferliegenden Uebels, das 
wie ein geheimnißvolles unheimliches Feuer den europäifchen Kontinent 
durchzucke. In den Freifchaarenzügen habe man durch Befiegung des 
Kantond Luzern und der Urfantone eine Revolution von unten herauf 
durch das Mittel- verblendeter Volksmaſſen herbeizuführen verfucht; jebt 
aber fei man im Begriff, fie von oben herab durch Beihlüffe der Tag: 
ſatzung der Eidgenofjenfchaft aufzudrängen. Zu diefem-Zmwede habe man 
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die Theorie erfunden, daß es einer Mehrheit von 12 Ständen zuftehe, 
Alles zu befchließen, was ihr nur gelüfte. Diefe Theorie des unbeding: 
ten Gehorfams gegen eine Zmölfftändemehrheit ſei Despotismus und 
gegen den Geift de3 Föderalismus. Das Separatbündnig gelte den 
bundesrevolutionären Tendenzen jener an Schüßenfeften und Volksverei— 
nen fich laut fund gebenden PBarthei, die durch Tagſatzungsmehrheit ein 
- Einheitsfyftem aufdrängen wolle. Man fee die Aargauiſchen Klöfter 
wieder ein, lafje die Jefuitenfrage fallen, nehme Luzern gegen alle Zu: 
muthungen um Ausweiſung der Jefuiten in Schub und erkläre fich ge: 
gen jede Uenderung des Bundesvertrags, wodurch die Selbitjtändigfeit 
der Kantone untergraben würde, dann würden die fieben Stände mit 
Freuden von ihrem Bündniffe zurüdtreten. Noch großſprecheriſcher äußerte 
ih Schwyz (v. Schorno): Sein Kanton fei bereit, den Fehdehandihuh 
hinzunehmen, aber nur über die Leichen der Enkel Tel’8 und Winkel: 
ried's werde man in die Thäler der uralten Freiheit eindringen. 

So jtellte fid der Sonderbund zugeftandenermaßen jeder Entwid: 
lung im Bunde entgegen. Die Eidgenofjenfhaft jollte zur Stabilität 
verurtheilt werden und ohne den Willen der fieben Stände feinen Schritt 
vorwärts thun. Vom ſtaatsrechtlichen Standpunkt aus wurde die Bun: 
deswidrigfeit und Verberblichkeit einer ſolchen Verbindung am gründlich: 
jten in den Boten von Furrer für Zürih und Kern für Thurgau 
dargethan. In Betreff der Frage über die Verbindlichkeit von Majori- 
tätsbeichlüffen für die Minorität wurde von diefer Seite nicht behauptet, 
dag die Tagſatzung in allen Punkten verbindliche Beichlüffe faſſen könne; 
aber in Fragen, die ihrer Natur nach Bundesfragen feien, müſſe ihr 
Entſcheid als verbindlich gelten. Hier handle es fih nun ausdrücklich 
um eine Bundesfrage, nach der deutlichen Erklärung des fechäten Arti— 
tel3 des Bundesvertrags, der dem gemeinfamen Bunde nadhtheilige Bünd— 
nifje verbiete. Wer follte über die Nachtheiligkeit richten, wenn nicht die 
Zagfagung? Dem Schmwyzer Gefandten erwiederte Kern: Der Sonder: 
bund nehme den Handſchuh nicht auf, fondern werfe ihn hin, indem er 
troßig erfläre, Die Tagfagung folle nur beſchließen — er rüfte. Auch 
Bajeljtadt mußte jegt zugejtehen, daß die Separatverbindung mit bem 
Bunde nicht im Einklang ftehe und die Auflöfung gerechtfertigt fei, den: 
noch wollte es nicht ernftlich einfchreiten, fondern blos freundeidgenöffifch 
einladen. Neuenburg (von dem feingefchnigten Staatsrat Calame 
vertreten), das ſich in feiner Zwitterftellung für „neutral“ ausgab, fuchte 
dagegen aud die Legalität des Sonderbündnifies aufrechtzuhalten und 
warnte vor einer Unterdrüdung defjelben, die zur Anarchie führen und 
fremde Intervention nach fich ziehen müſſe. Mit Ausnahme des kleinen 
Halbkantons Appenzell J. Rh. fand der Sonderbund feinen weiteren 
Schutzredner mehr. Mit den 12° Stimmen von Züri, Bern, Glarus, 
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Solothurn, Schaffhaufen, St. Gallen, Aargau, Teffin, Thurgau, Genf, 
Waadt, Graubünden, Appenzell A. Rh. und Bafelland wurde nad) dem 
Antrage von Bern beſchloſſen: 1) Es fei das Separatbündnif der fieben 
Stände mit den Beftimmungen des Bundesvertragd unverträglih und 
demgemäß als aufgelöst erklärt. 2) Die fieden Kantone feien für die 
Beachtung des Beichluffes verantwortlih und die Tagfatung behalte ſich 
vor, wenn die Umftände e3 erfordern, die weiteren Maßregeln zu treffen, 
um demjelben Nachachtung zu verſchaffen. Sofort gaben die fieben 
Stände eine Proteftation zu Protokoll, worin fie des Beftimmteften er: 
Härten: daß fie einer Mehrheit von eidgenöffifhen Ständen alles und 
jedes Recht zu einer ſolchen Schlußnahme beftreiten und darin einen 
neuen ngriff auf ihre Bundes: und Souveränitätsrechte erbliden. 


So hatte fich endlich eine Mehrheit an der Tagfabung zur Auf: 
rechthaltung der Bundesautorität zufammen gefunden. Wieder Beſchluß 
mit Jubel von den gedrängten Volksmaſſen, die vor dem Tagſatzungs— 
gebäude mwogten, vernommen wurde, fo begrüßte ihn auch die ganze libe- 
al gefinnte Schweiz mit Freude. Nah fo langem Drud fühlte man 
fich einem nationalen Reben wieder näher. Aber mit dem bloßen Be- 
ſchluß war erft ein Schritt gethan. Noch blieb ein Zweifel, ob die Be: 
hörde auch Kraft genug haben werde, den Beihluß auszuführen und 
den offen erflärten Widerftand zu brechen. An den Annalen der Tagſatzung 
fam es häufig vor, daß folche Mehrheiten bei der Frage der Vollziehung 
fi wieder zerbrödelten und das Schaufpiel der Ohnmacht nur um fo 
Hläglicher wurde. Much jebt gingen die Inſtruktionen noch nicht von 
allen Kantonen. jo weit, daß fie zur unmittelbaren Erecution Hand bie- 
ten fonnten. Namentlich ſchwankten St. Gallen und Graubünden noch 
gegenüber der Kriegsfrage. Aber die öffentlihe Meinung drängte in 
der Preſſe, in den PVolfsvereinen und Volksverſammlungen vorwärts. 
Jede Zögerung galt ſchon als unverantmwortlide Schwäche. Obgleich 
die Mehrheit an der Tagſatzung fich noch nicht in der Lage ſah, raſch 
vorwärts zu fchreiten, fo zeigte fie doch von vorneherein den Willen, 
nicht ftille zu ftehen, fondern jedenfalls die einleitenden Maßnahmen zur 
möglichen Vollziehung zu treffen. 

Sollte die Behörde in ihren Seraftanftrengungen nicht gelähmt oder 
verrathen werden, fo mußte fie vor allen Dingen in den eidgenöffifchen 
Givil- und Militärbeamtungen etwad aufräumen. Schon bei Beginn 
der Sikung war in diefer Richtung ein Schritt gethan. Der eidgenöf- 
ſiſche Staatsfchreiber v. Gonzenbad, der als Auträger des Sonder: 
bunds galt und durch odiöfe Korrefpondenzen in einem auswärtigen diplo— 
matifchen Organ das eidgenöſſiſche Gefühl verlegt hatte, wurde bei Er: 
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neuerung feiner Stelle befeitigt.*) Nach dem Beſchluß gegen den Son: 
derbund wurde, auf Antrag von Genf, jedes militärische Dienftverhält- 
niß zum Sonderbund mit den Pflichten und der Stellung eines eidge- 
nöſſiſchen Offizier oder Militärangeftellten unvereinbar erflärt. Dem; 
gemäß erfolgte die Anfrage an eine Reihe von eidgenöfjiihen Stabs— 
offizieren in den Sonderbundäfantonen, ob fie fih im Falle einer mili- 
täriſchen Erecution dem eidgenöfjishen Kriegsrath zur Verfügung ftellen 
wollten. Auf die Erklärung von mehreren, daß fie ſowohl als Magi: 
ftrate wie als Krieger dem Rufe ihrer rechtmäßigen Kantonsregierungen 
— mithin des Sonderbunds und nicht der Eidgenofjenfhaft — folgen 
würden, beichloß die Tagſatzungsmehrheit nach lebhaften Debatten Strei: 
Hung derjelben (dreizehn an der Zahl) aus dem eidgenöſſiſchen Dienit. 
Unter den Betroffenen befanden fich die eidg. Oberften 9. U. v. Salis- 
Soglio von Graubünden, Maillardoz von Freiburg, Zelger von Unter: 
walden, Rüttimann und Elgger in Luzern und der Oberſtkriegskom— 
millär Zünd von Luzern. Sofort wurde der eidgenöfjiihe Generalftab 
ergänzt. Als unterdeß immer neues Rüſten, Schanzen und Befeitigen 
von Seite der Sonderftände gemeldet wurde, auch die Anzeige kam, daß 
eine bedeutende Waffen: und Munitionsjendung, die von der Citabelle 
von Mailand her den Kanton Teffin nad) Uri hin paffiven wollte, in Lugano 
angehalten worden fei, ſchritt die Tagſatzung zur Niederfegung einer 
Siebenerfommiffion, die Unterfuhungen anftellen und weitere Anz 
träge bringen follte. Diefe Siebenerfommijjion — bejtehend aus ben 
Geſandten Ochfenbein von Bern, Furrer von Zürih, Munzinger von 
Solothurn, Näf von St. Gallen, Kern von Thurgau, Luvini von Tef- 
fin und Druey von Waadt — erhielt von nun an eine große Bebeu: 
tung, indem fie Alles in Bezug auf die Auflöfung des Sonderbunds 
zu begutachten hatte und eine dirigivende Thätigkeit entwideln konnte. 
Auf ihren Antrag wurde beſchloſſen, die fieben Kantone ernftlich zu mah— 
nen, Alles zu unterlajjen, was den Landfrieben ftören fönne und nament- 
lich außerordentliche militäriihe Rüftungen einzuftellen; ferner die Regie: 
rung von Teſſin anzumeifen, die erwähnte Waffen: und Munitionsſen— 
dung bis zur ferneren Verfügung der Tagſatzung zu verwahren und 


*) Hr. von Gonzenbach ſelbſt ftellte fich in einem „Offenen Brief an meine 
Freunde und Bekannte” als Opfer einer Wahlintrigue dar. Er rühmte ſich dabei 
jeiner fünf fremden Orden, die er jemweilen bei der Eröffnungsfeierlichkeit der Tag— 
lagung zur Schau trug. Im Abrede ftellte er, daß er feit längerer Zeit irgend et- 
was in das auswärtige diplomatische Organ gejchrieben habe. Indeß konnte ihm 
eine odiöfe Korreipondenz ſchwarz auf weiß nachygewielen werden. In der Nutzanwen— 
dung am Schluß des offenen Briefes: „Eine entichloffene Minderheit erreicht mei- 
ftens ihren Zweck“ lag eine unverfennbare Aufmunterung für die Auflehnung der 
fieben Stände, 
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endlich ſämmtliche übrigen eidgenöfjischen Stände aufzufordern, folche Sen: 
dungen anzubalten und fofort dem Vorort davon Kenntniß zu geben. 
Dieje Verfügung war eine eben jo natürliche al3 nothwendige Folge des 
Auflöſungsbeſchluſſes, wogegen die Sonderftände freilich wieder auf's 
Heftigite als neuen Eingriff in ihre Rechte protejtirten. Dafür tröſtete 
man fich von diefer Seite mit fremder Intervention. Der Quzerner Ge: 
ſandte Bernhard Meyer machte kein Hehl aus der Hoffnung, daß der 
Sonderbund bald völkerrehtlihe Anerkennung finden werde. 

Inzwiſchen behandelte die Tagfagung auch die anderen Fragen, die 
mit der Sonderbundsfrage mehr oder weniger in Wechjelbeziehung ſtan— 
den. Nachdem die Frage der Bundesrevifion fo viele Jahre hin: 
durch fih nutzlos auf den Tractanden Hingefchleppt hatte, konnte fie jet 
wieder Leben gewinnen und einen Schritt vorwärts thun. Die Sonder: 
bundsftände fuchten bier als unüberwindliches Hinderniß entgegenzuitellen, 
daß fo gut zu einer theilmeifen als totalen Revifion gemeinfames Ein- 
verftändnig aller Kantone nöthig jei. Jede andere Aenderung galt ihnen 
als Bundesrevolution. Die Verfechter der Reform wiejen eine folche 
abjolute Einftimmigfeit ala ewigen Hemmſchuh zurüd, gaben im Uebri— 
gen die PVerfiherung, daß der Kantonalfouveränität Naum genug blei- 
ben werde, da eine Einheitsrepublif im helvetiſchen Sinn den ſchweize— 
riſchen Bedürfniffen und Gewohnheiten widerſpreche. Mit 13 Stimmen 
wurde jet auf die Revifion eingetreten und die Niederfegung einer 
Kommifjion beſchloſſen. Zur jeltenen Ausnahme konnten ſich Bafeljtadt 
und Bafelland einmal vereinen, da auch Bafeljtadt jich zur Revifion ges 
neigt erflärte, während Appenzell J. Rh. fich ferne hielt. Sämmtliche 
Sonderftände nahmen feinen Theil an der Wahl der Kommifjion. 

Die Klöfterfrage, von den Sonderbundsftänden wieder aufgerührt, 
wurde mit der einfachen Erklärung der Tagſatzung abgethan, daß fie bei 
ihren früheren Beſchlüſſen bleibe. Obgleich die Jefuitenfrage ſchon 
in mehr als einer Verhandlung hinreichend durchgeſprochen war, fand 
doch wieder eine erfchöpfende Diskuffion ftatt, vol fchneidender Worte 
und bitterer Ausfälle. Die BVertheidiger der Jeſuiten identifizirten den 
Drden immer von Neuem mit der Fatholifhen Kirche und ftempelten 
jede Antaftung defjelben zu einem Eingriff in die religiöfen Rechte. Lu— 
zern drohte auf’8 Troßigfte, jeder mit Gemalt- verfuchten Ausweifung 
Gewalt entgegenzufegen. „Angeſichts der Welt werde es zeigen, daß es 
Gut und Blut gegen eben, felbjt gegen Eid: und Bundesgenofien, 
fee, um frei zu bleiben.” Wallis erklärte nicht weniger hochfahrend, 
es habe Jeſuiten gehabt, ehe es fchmweizerifch geworden, und werde fie 
unter allen Umftänden behalten. Die Mehrheit der Stände, von der 
Ueberzeugung geleitet, daß die finftere, unvaterländifche, fremden Oberen 
blind untergebene und alle Moral untergrabende Propaganda, zumal in 
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einem vorörtlichen Kanton, mit dem inneren Frieden, dem nationalen 
Leben und der Eonfefjionellen Eintracht der Schweiz unverträglich fei 
und gejtüßt auf die Artikel 1 und 3 der Bundesakte — wornach die 
Tagſatzung Recht und Pflicht Habe, für die innere Sicherheit und Hand— 
habung der Ruhe und Ordnung zu forgen — erllärte nunmehr die 
Frage ald Bundesfahe, wählte indeß noch die milde Form einer Ein: 
ladung an Luzern, Schwyz, Freiburg und Wallis, die Jeſuiten zu ent: 
fernen, während jede Fünftige Aufnahme von Bundeswegen unterfagt 
wurde. Andrerjeit3 wurden die wenigen Kantone, die noch mit Straf: 
gejegen gegen Freifchaarenbewegungen im Rückſtand waren, zur baldigen 
Erlafjung derjelben aufgefordert. | 

Nahdem die Tagſatzung mit diefen eingreifenden Beſchlüſſen ihre 
veglementarifchen Arbeiten vollendet hatte, trug die Siebenerfommiljion, 
Angefihts der offen ausgeſprochenen Auflehnung der Sonderftände und - 
ihrer immer fortgefegten Rüftungen, in Betracht: „daß es unmöglich 
im Willen der Tagſatzung liegen könne, Beſchlüſſe der wichtigften Art 
bei erfolgtem Widerjtand einfach auf fich beruhen zu laffen, jedem Ans 
jpruch auf irgend eine Autorität in Bundesfachen zu entjagen und fomit 
dem Baterlande ſowohl als dem Auslande ein Bild der vollftändigiten 
Ohnmacht der Bundesgewalt vor die Augen zu legen“ — darauf an, 
daß die Tagfakung ſich nicht auflöfen, fondern blos vertagen möge (bis 
zum 18. Dftober), damit diejenigen Kantone, deren Inſtruktionen noch 
nicht beftimmt genug waren, diefelben vervolljtändigen könnten. ‘Dies wurde 
von der Mehrheit beſchloſſen. Der Tagſatzungspräſident fprah am 
Schluß der denfwürdigen Situng die bedeutunggvollen Worte: „Europa 
ift am Vorabend großer Ereigniſſe. Italien, Deutfchland, felbft Frank: 
reich werben der Schauplak fein. Früher oder jpäter wird die Schmeiz 
deren Nachwirkung fühlen. Welche Stellung würde fie dann einnehmen, 
wenn fie in ihrem Innern die Einheit nicht Hergeftellt hätte! Es ift 
im Intereſſe der Eidgenofjenichaft nah Außen und Innen, daß die Ord— 
nung zurüdgeführt und zu diefem Behufe die Beichlüffe der Tagſatzung 
vollzogen werben.“ 


Die Frage der Vollziehung vor den Kanfonen. 


Die letzte Entſcheidung hing jest in den Kantonen von den Inſtruk— 
tionsbehörden oder unmittelbar vom Volt ab. Die Häupter des Son— 
derbumbs waren bereit3 jo weit gegangen, daß fie nicht mehr zurüd konn— 
ten, aud wenn die äußerſte Eventualität nicht in ihrem urfprünglichen 
Plane lag. Noch hofften fie immer, mit ihrem polternden Todesmuth 
dergeftalt imponiren zu können, daß einzelne Kantone zurüdichreden wür: 
den, ihre Stimme zur Vollziehung zu geben, wodurd die Kraft der Tag: 
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fabung gebrochen worden wäre. Auch mochten fie, nach den bereits er- 
haltenen Zuſagen und Unterftüßungen, mit Sicherheit darauf rechnen, 
es würden die auswärtigen Mächte der Eidgenoſſenſchaft noch zu rechter 
Zeit in die Zügel fallen. Jedenfalls mußten die Lenker, welche das 
Separatbündniß im Dunkeln eingefädelt und nie offen zur Genehmigung 
vorgelegt hatten, jetzt fuchen, jo viel wie irgend möglich, die Verant- 
wortlichfeit von fich abzumälzen und dem Volke zuzufchieben. Noch ein: 
mal mußten deßhalb alle Hebel in Bewegung gejegt werden, um ben 
Fanatismu3 bei der Mafje auf's Aeußerfte zu erregen. Von den Kan: 
zeln wie in den Beichtftühlen, durch Walfahrten und Prozeffionen, geift: 
liche und weltliche Hegereien aller Art wurde der vaterländijhe Sinn 
eritictt und das öffentliche Gewiſſen betäubt. Jedes freier gefinnte Or— 
gan war in den Sonderbundsfantonen unterdrüdt, feine Stimme ruhi— 
ger Ueberlegung konnte fih Gehör verfhaffen. Die Gemüther wurden 
einzig mit den Schreckbildern der gefährdeten Religion und der bedroh— 
ten Kantonalfelbititändigfeit erfüllt. 

Im Luzer ner Großen Rath war, noch vor Bertagung der Tag: 
fagung, von liberaler Seite der Antrag geftellt, vom Sonderbund zu— 
rüdzutreten, aber mit der Mehrheit von 74 gegen 7 Stimmen verwor: 
fen worden. Die fleine Oppofition hatte fich freimüthig und entjchieden 
ausgeſprochen, während die Redner der mächtigen Mehrheit bald vorga— 
ben, die Tagjagung werde gar nicht Ernft machen, fie jtelle blos Schred: 
männden auf, bald dazu anfeuerten, Alles einzufeßen, wenn die Eid— 
genoffenihaft angreifen ſollte. Am Schlufje erklärte die Minderheit zu 
Prototoll, daß fie fi vor den Folgen und aller Verantwortlichkeit ver: 
wahre, da die Tagfagung den Sonderbund ala aufgelöst erflärt habe, 
diefer dem Gr. Rath nie zur Sanftion vorgelegt fei, noch weniger das 
Bolt Gelegenheit erhalten Habe, jein Recht auszuüben, mithin ein folches 
Bündniß für den Kanton Feine verbindliche Kraft haben könne. Nach: 
dem die Tagſatzung fich vertagt hatte, fam die Regierung von Luzern 
jelbft mit Anträgen vor den Gr. Rath, um fi den Rüden weiter zu 
decken. Sie verlangte Vollmacht zu allen erforderlichen Mafregeln in 
politifcher, militärifcher und finanzieller Beziehung. Es follte eine krie— 
gerifche Proflamation an das Volk erlaſſen, die waffenfähige Mannfchaft 
beeidigt und eine feierliche Einweihung der Fahnen vorgenommen werden. 
Dagegen war feine Rede davon, das Bündniß dem verfaffungsmäßigen 
Beto des Volks zu unterlegen. Noch einmal drang die Heine Minder- 
heit darauf, daß man das verhängnigvolle Sonderbündnig falle laſſen 
und fi nicht in den Zuftand der Empörung jeßen möge. Aufs Ein: 
dringlicäfte erinnerte Dr. Kafimir Pfyffer an die Lehren der Ges 
ſchichte: „Es find gerade 135 Jahre, als es 1742 im Kanton Luzern 
ungefähr fo ausfah, wie gegenwärtig. Luzern befand ſich damals wie 
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jest mit Uri, Schwyz und Unterwalden, Zug und Wallis verbunden 
(nur Freiburg mangelte). Es Magte damals wegen Weberbrang von 
Seite der Städte Bern und Züri, wie gegenwärtig gegen Ueberdrang 
ber zwölf Stände, welche die Tagfakungsmajorität bilden. Man pre: 
digte auch damals auf den Kanzeln nur von Krieg, die Muthlofen wur— 
den für die Religion entflammt, die Schwankenden feft, die Unficheren 
fiher gemadt. Es hieß, die Sache könne gar nicht fehlen, man ftreite 
für die heilige Religion, Gott werde helfen und bei folder Hülfe zu 
unterliegen, jei unmöglid. Der Nuntius Caraccioli reiste mit vorge: 
tragenem Kreuze ſelbſt zum Fatholifhen Heere. Allein was erfolgte bei 
al’ diefer Zuverjiht? Eine furchtbare Enttäufhung! An einem einzi— 
gen Tage, am 25. Juli 1712, hauchten zweitauſend Luzerner auf dem 
Telde bei Villmergen ihr Leben aus und das Ende war ein Shmählicher 
Friede.” Diefe Warnung war umſonſt. Es wurde Alles befchlojien, 
wa3 die Regierung verlangte. Auch das Begehren, daß wenigſtens bie 
obſchwebende politiiche Tagesfrage der Abjtimmung des Volf3 unterlegt 
werden möchte, blieb in Minderheit. Um ſich den Schein einer unmittel- 
baren Vollszuftimmung zu geben, ließ man eine Adreſſe an den Gr. 
Rath unterzeichnen und darin erklären, daß die bisherige Ru 
weiſe der Landesobrigkeit dankbar gebilligt und Ddiejelbe /aufgefordert 
werde, daran feitzuhalten. Angeblich foll diefe Adrejje 17,000 Unter: 
ihriften erhalten haben. In Wirklichkeit gelangte fie nie an den Gr. 
Rath; als die Sahen für den Sonderbund chief gingen, verfchwand 
fie und konnte, ungeachtet aller Bemühungen, nicht wieder an das Tages: 
licht gebracht werden. *) 

Anders ging e8 in den Urfantonın. Hier zogen es die Lenker vor, 
fih unmittelbar an das Volk zu wenden. Schwyz eröffnete den Rei: 
gen mit einer fcheinbar imponirenden Landsgemeinde. Am Rothentgurm 
verfammelt, genehmigten angeblih neuntaujend mwehrfähige Männer das 
Schutzbündniß der fieben Kantone, hießen Alles gut, was die Negierung 
bis jet gethan und gaben den Auftrag, in Zukunft Alles anzuordnen, 
wa3 die Ehre und Unabhängigkeit des Landes erfordere. Vergebens 
warnten einzelne Stimmen, wie Alt:andammann Binziger, und dran 
gen darauf, vom Bunde abzuftcehen und die Vermittlung angejehener 
und biederer Eidgenofjen anzurufen; ſelbſt dev früher Tiberal gefinnte 
Nazar Reding fprah dem Widerftand dad Wort. Mean beichloß die 
Drganifation aller militärijchen Streitfräfte und ernannte den ehemali— 
gen Sarnergeneral, Landammann Abyberg, zum Oberbefehlshaber. 
Als der „ſchönſte Moment diefes denfwürdigen Tages“ wurde von den 
Freunden des Sonderbunds begeiftert hervorgehoben: wie Abyberg, eine 


*) Siehe: Dr. Kafimir Pfyffer, Gedichte des Kantons Luzern, pag. 677. 
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ritterliche ſtolze Geftalt, eine wahrhaft mittelalterliche Erſcheinung, nad 
feiner Wahl ala Oberbefehlshaber, gejtütt auf das hohe Landesſchwert, 
vor Gott und feinen Heiligen geſchworen habe, mit und neben den Land- 
leuten von Schwyz alle Gefahren zu theilen und mit ihnen zu leben 
und zu fterben; wie dann die Sonne, die bis dahin Hinter Gewölk ver- 
borgen, fih Bahn gebroden und Abyberg ausgerufen habe: „Seht die 
Sonne am Morgarten und St. Joſt; Gott ſchickt fie uns; freie Land: 
leute, gedenkt ihrer in der Stunde der Schlaht!” Und auf und nieder 
babe es gewogt in den dicht gebrängten Reihen und jauchzend ftürmifch 
babe das Volk den Redner begrüßt. So war es nicht zu verwundern, 
daß auch noch beſchloſſen wurde: Jeder, der dieſe Landsgemeinde höhniſch 
bekrittle, Jeder, der in Wort oder Schrift mit den Feinden des Vater— 
lands fompathifire, Jeder, der fich ohme Noth oder Gottes Gewalt der 
Landesvertheidigung entziche, fei als Verräther am Vaterland anzufehen 
und aufs Schärffte an Leib und Gut zu ſtrafen. Wie weit überhaupt 
die rajende Leidenjchaft der Schwyzer Mataboren ging, bewies auch noch 
ein Erlaß des auferordentliher Weiſe niedergefegten Regierungsaus— 
ſchuſſes, daß Schulden an die Nahbarn in den nicht ſonderbündiſchen 
Kantonen nicht mehr bezahlt werden follten, ſondern an die Regierung 
zu entrichten ſeien. 

Aehnliche Beichlüffe wurden von den Landsgemeinden in Uri, 
Ob- und Nidwalden gefaßt. In allen drei Verfammlungen traten 
die biſchöflichen Kommifjäre auf und trieben mit der PVorfpiegelung in 
den Krieg, daß es fih um die heilige Religion handle. Stürmifcher 
ging ed in Zug zu. Hier in dem Kleinen, am leichteften blosgeftellten 
Kanton erhob ſich eine Fräftige Oppofition. Aber der Hauptredner, 
Adolf Keifer, der den Sonderbund offen als einen Herrenbund darftellte, 
welchen fremde Politik in's Leben gerufen habe, wurde mit Schreien und . 
Toben dermaßen unterbrochen, daß er erklären mußte, er weiche der Ge- 
walt und proteftire gegen die Unterdrüdung der freien Meinungsäufße- 
rung. Damit verließ die anjehnliche Minderheit die VBerfammlung. In 
Wallis predigte die Geiftlichkeit die Religionsgefahr einem fürmlichen 
Kreisjchreiben des Bifhof3 gemäß. Seit dem Blutbad am Trient lag 
das untere Wallis gefnebelt darnieder; die freifinnige Parthei Fonnte 
unter den Gemaltzujtänden nicht athmen. So ſchwand jede ernftliche 
Oppojition. In der Volksabſtimmung wurde die bisherige Handlungs: 
weile dev Regierung mit 12,621 gegen 257 Stimmen genehmigt und 
weitere Vollmacht ertheilt. In Freiburg waren die Gefängnifie noch 
von dem mißglüdten Aufſtande ber gefüllt. Auch hier lag Schreden 
auf dem Kanton. Doch fanden fih im Gr. Rath no 22 (gegen 49) 
Stimmen, die fi von Neuem gegen die unheilvolle Theilnahme an dem 
Sonderbündnig erhoben. Bei dem Aufgebot der Spezialwaffen erſchien 
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aus dem Bezirk Murten fein Mann. inftimmig erklärte die dortige 
Mannihaft, daß fie für Sonderbund und Jejuiten nicht marſchiren, gegen 
eidgenöfjifche Truppen nit kämpfen werde, 

Die Demonftrationen der Landgemeinden, welche den Widerftand 
als einen populären darftellen und namentlid das moralifche Gewicht 
der Urfchweiz, als dem Quell der ſchweizeriſchen Freiheit und Unab— 
hängigfeit, in die Waage werfen follten, verfehlten ihren Cindrud, weil 
e3 zu Har am Tage lag, daß die angebliche todesmuthige Begeifterung 
eine von den Magnaten und Prieftern künſtlich hervorgerufene war 
und das Volk in trügerifhem Wahn gehalten wurde. Bei der großen 
Mehrheit der Schweizernation beftärfte fih nur die Ueberzeugung, daß 
es jih um die ganze Eriftenz und Autorität des Bundes handle und im 
Berfhub und Vermitteln die höchfte Gefahr liege. In den Kantonen, 
die zu dem Tagſatzungsbeſchluß geitimmt hatten, war es die Taktik der 
Sonderbundsfreunde, alle Gräuel des Bürgerfriegd vorzumalen und die 
Bevölferungen zum „izrieden“ zu ftimmen. Aber der gefunde Sinn 
ließ fühlen, daß ein unvollzogener Beſchluß ſchlimmer als gar Feiner 
war, daß mit dem fogenannten Frieden die Zwietracht ſich nur ver: 
fhärfte, der Kriegszuftand fortdauerte und die Eidgenoſſenſchaft vollſtän— 
dig in Auflöfung und Anarchie gerieth. Nicht Überall brauchten die 
Großen Räthe ſich wieder zu verfammeln; an mehreren Orten mar die 
Bollziehung ſchon in der Inſtruktion zur Auflöfung enthalten. Bon den 
Ständen, die fich weiter auszufprechen hatten, gingen die beiden Vororte 
entfchieden voran. An Bern erhielt die Regierung faft einftimmig die 
nöthige Vollmacht. Auch in Zürich hörte alles Schwanfen auf, Die 
fonfervative Oppofition, Dr. Bluntſchli an der Spiße, fuchte jede Gewalt 
auszufchliegen. Aber mit der überwiegenden Mehrheit von 151 gegen 
29 Stimmen beſchloß der Große Rath Handbietung zur bemwaffneten 
Execution, wenn gütlihe Mittel nicht zum Ziel führen follten. Gegen 
Geiftliche, die „Frieden“ zu Gunften des Sonderbunds predigten und 
damit aufzumiegeln fuchten, wurde eingeſchritteu. Andere Kantone folg- 
ten dem Beifpiele. In Schaffhauſen bot der Pfarrer Schenkel ver- 
gebens in einer Neihe von Friedensbriefen alle geiftliche Beredtfamfeit 
auf, um durch eine trügerifche „Pazifikation“ die Meinung irre zu füh— 
ren. In Genf mußte fi die Fatholifche Parthei, die der Fahne Fazy's 
folgte, vor den Forderungen der nationalen Eintracht in der Eidgenofien= 
Ihaft beugen. Die Regierung erhielt die verlangten Vollmachten für 
eine Mobilmachung der Truppen. 

Nur in Bezug auf St. Gallen und Graubünden herrfähten noch 
Zweifel. Aller Augen waren insbefondere auf St. Gallen, als den 
eigentlichen Schiefalsfanton, gerichtet. Hier bot die ultramontane Par: 
thet Alles auf, um die Fatholifche Bevölferung mit fehredlichen Bildern 
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von der Bedrückung der Kirche aufzurühren und die ſchwache liberal— 
radikale Mehrheit im Gr. Rath zu erſchüttern. Die Agitation nahm 
in einigen Bezirken einen ſolchen Grad an, daß ernſtliche Unruhen zu 
beſorgen waren. Die Regierung mußte in einer energiſchen Proklama— 
tion zur Ruhe und Ordnung mahnen und die Aufreizer mit der Schärfe 
des Geſetzes bedrohen. Für die Großrathsſitzung wurden Truppen in 
die Hauptſtadt gezogen, von der Bürgerſchaft eine Sicherheitswache 
errichtet, die Nachbarkantone auf die zunehmende Gährung aufmerkſam 
gemacht. Zürich, Thurgau und Appenzell A. Rh. hielten auch zur Vor— 
ſicht militäriſche Muſterungen unweit der Grenze. Wie gewöhnlich trat 
die Behörde vollzählig zuſammen; beide Partheien ſtanden Mann für 
Mann auf ihren Poſten. Die Ultramontanen und Konſervativen erho— 
ben ſich zunächſt gegen die getroffenen Sicherheitsmaßregeln. Ein An— 
trag von Baumgartner drang auf Entlaſſung der Milizen, Auflöſung 
der Bürgergarde, Mißbilligung der Proklamation und Anſuchen an die 
Nachbarkantone, ſich ſolcher militäriſchen Demonftrationen zu enthalten, 
Der Anlauf wurde indeß mit der Mehrheit von zwei oder drei Stimmen 
abgeſchlagen. Darauf begann die Diskuſſion über die Hauptfrage. Der 
Anftruftionsentwurf der Regierung ging dahin, daß die Tagſatzung eid— 
genöflifhe Nepräfentanten in die Sonderbundsfantone abordne und eine 
belehrende Proflamation an diefelben erlafje, um auf gütlichem Wege 
Beruhigung und "Anerkennung der Bundesautorität zu erzielen; nad) 
allen verfuchten gütlichen Mitteln aber ſei die Geſandtſchaft ermächtigt, 
zur Vollziehung des Tagſatzungsbeſchluſſes, im Nothfalle auch mit Waf: 
fengemwalt, zu jlimmen. Die Dppofition dagegen verlangte, daß die ſie— 
ben Stände bei ihren bürgerlichen und religiöfen Rechten und Freiheiten 
unangefochten gelaffen und gefhüst, alle Gewalt: und Kriegsmakregeln 
gegen diefelben unterlafjen würden. Bon beiden Seiten wurde alles 
parlamentarijche Geſchütz in's Feld geführt, Am zweiten Tage zog fich 
die Disfuffion in ununterbrodener Sibung von Morgens acht Uhr bis 
zwei Stunden nah Mitternadt. Von den radikalen Führern hatte Re: 
gierungsrath Weder fich bisher noch gegen den bewaffneten Zwang er— 
flärt, aber Angeſichts der politifchen Nothwendigkeit, das Anfehen des 
Bundes zu behaupten und der Zerrifienheit ein Ende zu machen, gab er 
jeden Widerfpruh auf. Umfonft rief Oberft Breny, einft entfchieden 
liberal, dann wie Baumgartner in's pfäffiiche Lager übergetreten, im 
Namen der Oppofition, daß fich diefe vor Gott und der Welt, vor Ge: 
genwart und Zukunft gegen alles Unheil eines Exekutionsbeſchluſſes ver: 
wahre. Die Mehrheit blieb im nterefje der nationalen Einheit feit 
zufammen. Mit 76 gegen 73 Stimmen wurde der Vorſchlag der Regierung 
angenommen und eine Appellation an den Bolksentfcheid abgelehnt. Noch 
während den Verhandlungen fam die Kunde von Graubünden, daß 
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tn dortigen Gr. Rath eine gleiche Inſtruktion mit 38 gegen 27 Stim— 
men obgeficgt hatte. Damit war die Frage der Erecution entſchieden. 

Inzwiſchen veranlaßten die fortwährenden Rüftungen des Sonder: 
bunds eine Fleine Epiſode. Schon waren Waffen und Munition für 
denjelben aus Frankreich wie aus Deftreih gefommen. Cine neue Sen: 
dung, von Befangon ber, für den Kanton Freiburg beftimmt, follte durch 
Neuenburg geleitet werden, wo das royaliftifche Regiment, troß dem 
erlafjenen Tagſatzungsbe ſchluſſe, den Transport geftatten wollte. Repu— 
blifaner im Traversthal erhielten indeg Wind von der Sendung, be’ 
mädtigten fi der erften in jFleurier angefommenen Wagen und über: 
lieferten den Fang der benachbarten Waabtländer Behörde. Um die 
Freiburger Grenze zu überwachen und jeden Schmuggel zu verhindern, 
ließ die Regierung von Waadt fofort auch ein auf dem Neuenburger 
Ste fahrendes Dampfigiff in Beſchlag nehmen, mit einer Anzahl Schüben 
und einer Kanone befegen und unter eidgenöffifcher Flagge auf dem See 
hin und Herfreuzen. Ueberdies wurden Truppen an die Grenze verlegt. 
Andrerfeits traf auch Freiburg militäriiche Anordnungen. Der Vorort 
ſchicke auf die erfte Kunde von dem Transport einen eidgenöſſiſchen 
Kommilfär (MR. Stodmar) nah Neuenburg, um dem Tagfakung3: 
beſchluß Nachachtung zu verfhaffen. Die Neuenburger Regierung wollte 
fih mit dem Kommiſſär nicht einlaſſen und fchidte einen Abgeordneten 
nad) Bern, um fich direkt bei der vorörtlihen Behörde zu rechtfertigen 
und die Zurüdberufung des Kommifjärs zu bewirken. Die Sendung 
war indeß vergebend. Nah einigem Widerftreben mußte der Staat3- 
rath erflären, den Beſchluß der Tagjakung beachten und Waffen: und 
Munitionszufuhren für den Sonderbund auf der Grenze zurüdmweifen 
zu wollen. In der fritifchen Lage warb der Gouverneur von Pfuel 
eiligit aus Berlin herbeigerufen. Um fi vor der drohenden eidgenöf- 
fiihen Gefinnung der Montagnards zu ſchützen, wurden Truppen auf: 
geboten und Bürgerwachen organifirt. 

Als Repreflalte für den meggenommenen Waffentransport ließ die 
fonderbündifhe Regierung in Luzern einen eidgenöffiihen Magazinver: 
walter arretiren, der auf Befehl des eidgenöffischen Kriegskommiſſariats 
einen Theil der in Luzern liegenden eidg. Spitaleffekten abführen laſſen 
wollte. Die verpadten Wagen wurden mit Beichlag belegt und ein 
Kommiſſär des eidg. Kriegsraths, der die Effeften reflamiren und zurück— 
bringen follte, polizeilih aus dem Kanton gemiefen. 

Zu dem nunmehr in Ausfiht geftellten Kriege rüfteten fi) Die 
Sonderftände durch unaufhörlihe Mufterungen und Infpeftionen, durd) 
Errichtung neuer Schanzen und Befeftigungen und vor Allem durch 
immer ärgere Yanatifirung von Volt und Militär, Der Nuntius for: 
derte ſämmtliche Biſchöfe der Schweiz auf, „zur Abwendung des Bir: 
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gerkriegs”, im Wirklichkeit zu Gunften der Auflehnung, Gebete veran: 
ftalten zu laffen. *) Der Inquifitor Ammann warb ein Freicorps — 
fpottweife „Rächercorps* genannt — das eine firhlich eingemweihte Fahne - 
erhielt, auf deren einen Seite das Bild der Mutter Gottes, auf der 
anderen Seite das Bild des Vaters Leu gemalt war. Die Schwyzer 
wallfahrteten auf Anordnung und in Begleitung der Regierung und 
Seiftlichfeit im nie gefehener Menge nad dem gnadenreichen ſchwarzen 
Muttergottesbilde in Einfieveln, voran Abyberg, der Oberfommandant 
der Truppen, ihm zur Seite Nazar Reding, das frühere Haupt der Li: 
beralen, Pater Gallus forderte in feiner Predigt zur Organifirung 
eines „geiftigen Landſturms“ auf, um den Herrn der Heerſchaaren all: 
überall und unaufhörlih mit Gebet um feinen Beiftand zu bejtürmen, 
weil von ihm der Sieg komme. In Wallis empfahl der Kommandant 
von Kalbermatten feine ganze Armee dem Schube der Himmelsfönigin 
und des St. Mauritius, des Feldherrn der thebaifchen Legion. In 
Gegenwart einer großen Volksmenge mußten die Offiziere mit ihren 
Degen die Reliquien diefes Heiligen berühren. Der Freiburger Biſchof 
Marilley haranquirte das bei Taufenden zufammengeftrömte Volk in 
Bulle und fpornte nach Kräften zum Glaubenskrieg an. Sämmtliches 
Militär mußte feine Waffen durch Geiftliche einfegnen laſſen. Ueberall 
wurden ftich: und kugelfeſte Amulette in Mafje ausgetheilt.**) 

Andr erfeits wurde num auch in den eidgenöſſiſch gefinnten Kantonen 
auf’s Lebhaftefte für die militärifche Execution gerüftet. Vor Wieder: 
verfammlung der Tagfagung geriet Aargau in Alarm. Bon Luzern 
aus fuchte man das Freienamt in die Bahn des Aufruhrs zu reißen. 
Der Sonderbund hatte hier immer thätige Hülfsgenofien, die das katho— 
liſche Volk in Aufregung erhalten mußten. Giner drohenden Bewegung 
gegenüber erklärte fich die Regierung in Aarau permanent, bot raſch 
Truppen auf und mahnte den Vorort. Sogleich ließ Bern eine Anzahl 
Truppen an die Grenze rüden. Bei den fchnellen Sicherheitämaßregeln 
fonnte der „Schlag“, der — nad einem aufgefangenen Briefe des in 
Luzern weilenden flüchtigen Agitators Schleuniger — „die radikalen Kan- 
tone verwirren und tieferfchüttern follte,” nicht zur Ausführung fommen.***) 


*) Verſchiedene Berichte erzählen auch, daß der Nuntius eine Anzahl Luzerner 
Landfturmfahnen unter feierlichem Gepränge eingeweiht habe. Der Nuntius ftellte 
dies fpäter in Abrede und ließ fich ein Zeugnig von Nit-Schultheif Kopp ausftel- 
len. Die Angabe jcheint uns dadurch noch nicht widerlegt. 

**) Siehe: Der fiegreiche Kampf der'@idgenofjen gegen Jeſuitismus und Son- 
derbund (von Amiet). Solothurn 1848. 

***) Ulrich in feinem: „Bürgerkrieg in der Schweiz. Einftedeln 1850“, gibt 
zu, daß e8 fich wirklich um eine militärifche Demonftration von Seite des fonder- 
bündiſchen Kriegsrathe gehandelt habe, um die zwölf Stände von einer Kriegser- 
Härung abzufchreden. 
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Die letzlen Friedensverſuche und der Vollziehungsbeſchluß. 


Am 18. Oktober 1847 trat die Tagſatzung wieder zuſammen. Die 
Schweiz, vielleicht die halbe gebildete Welt, blickte mit der höchſten Span— 
nung auf fie. Als es fih nun um die Vollziehung der gefahten Be: 
Ihlüffe gegen den Sonderbund handelte, verfuchten die Stände der 
Mehrheit, im Einklang mit einzelnen Injtruftionen, zunächft noch ein: 
mal auf dem Wege de3 Friedens die Auflöfung des Bündniſſes zu bes 
wirken. Nicht nur ihren eigenen Minoritäten Rechnung tragend, fondern 
auch das alte eidgenöſſiſche Verhältniß fo lange fefthaltend, ala es mög: 
lich war, beſchloß die Tagſatzung, auf Zürichs Antrag, nad) jedem ber 
fieben Stände zwei eidgenöffifhe Repräfentanten zu ſchicken 
und eine Proflamation zu erlaffen. Die oberfte Bundesbehörde wollte 
zu den Regierungen ſowohl als dem Volk der verirrten Kantone noch ein 
legtes ernſtes und brüberliches Wort fprechen. 

„Ihr fürchtet Gefahr” — rief man den fieben Kantonen zu, nad: 
dem die Unzuläfligfeit de8 Sonderbunds nachgewieſen worden — „für 
eure von den Vätern ererbten Nechte und Freiheiten, für eure fünftige 
Stellung im eidgenöfjiihen Bunde, für euren Glauben, eure Religion. 
Wir geben euch nun aber die feierliche Verficherung, daß jede Abjicht, 
diefe eure theueriten Güter zu gefährden, ferne von uns ift. Sie follen 
als euer Heiligthum unangetaftet bleiben. Die eidgenöfjische Tagſatzung 
will keine Bedrückung von Bundesgenofien, feine Vernichtung von Kan— 
tonalfouveränitäten, feinen gewaltfamen Umjturz bejtehender Bundesein- 
richtungen, feine Cinheitöregierung, feine Verlegung eurer Rechte und 
Freiheiten, feine Gefährdung eurer Religion. Sie wird vielmehr allen 
Kantonen gegen ungerechte Angriffe in guten Treuen denjenigen Schuß 
gewähren, den fie von eidgenöfjiihen Ständen anzufprechen berechtigt 
find, den Beftimmung und Zweck des aemeinfamen Bundes fordern. 
Darum tretet zurüd aus eurer Verbindung, die, foweit fie nur folches 
enthält, was mit dem gemeinfamen Bund in Einklang fteht, für euch 
nicht nothwendig, fo weit fie aber Anderes in fich fchließt, bundesrecht: 
lich nicht zuläflig iſt.“ 

Die von der Tagfakung abgeordneten Repräfentanten nahmen ben 
“ Auftrag mit, fowohl die Proffamation zu verbreiten und an der Wieder⸗ 
einberufung der Inftruftionsbehörden und Landsgemeinden zu arbeiten, 
als auch bei diefen und den Regierungen im Geifte der Proflamation 
zu wirken und nichts unverfucht zu laſſen, einem nachgiebigen und ver: 
fühnlichen Geifte Eingang zu verfhaffen. Die Nepräfentanten eilten 
fogleih nad ihren Beitimmungsorten. Aber es beftätigte fich bald, was 
die Gefandten der Sonderbundsftände auf der Tagfakung mit faum ver: 
behltem Spott über die „unnütze Mühe” vorausgefagt hatten. Im fei- 
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nem Kanton konnten die NRepräfentanten den Zutritt zu den Inſtruktions-, 
in den meiften nicht einmal zu den Regierungsbehörden erlangen; mit 
Ausnahme von Zug wurde die Annahme der Proflamation in allen 
Ständen hartnädig verweigert. Luzerns Behörde beihloß fogar, den 
Repräfentanten könne weder mit der Regierung noch mit dem Gr. Rath 
direkter Verkehr gejtattet werden; „die Kantonseinwohner, die dazu be: 
bülflih wären, feien gefänglich einzuziehen und dem Strafrichter zu 
übermeifen.” Die katholiſche Staatszeitung von Luzern — von bem 
Jeſuitenpater Roh rebigirt — machte fich nebenbei Iuftig über die „langen 
Geſichter der mit Schmach abziehenden Vertreter der Eidgenoſſenſchaft.“ 
Das war die Antwort auf da3 Entgegenfommen der Tagfakung Es 
Fonnte Fein fchlagenderes Argument dafür geben, daß der Sonderbund 
ein Herren und Tfaffenbund war, als diefe forgfältige Abfperrung des 
Volks. Lebteres durfte Feine ruhige Darftellung der Sachlage erhalten. 
Dagegen verbreitete man, die Eidgenofjen würden mit Mord und Brand 
den Kanton Luzern überfallen, die Kirchen fchänden, die Klöfter ver: 
brennen, die Geiftlichfeit ermorden und das Kind im Mutterleib nicht 
Ichonen. *) - 

Inzwiſchen erfüllte der immer näher rüdende Entfcheid das ſchwächſte 
Glied der Siebenerfette mit Beforgnik. "Noch ehe die Repräfentanten 
zurüd waren, verfprah Zug an der Tagfakung zur Auflöfung des 
Sonderbunds geneigte Hand zu bieten, wenn die Jefuitenfrage aus Ab— 
ſchied und Traftanden falle und den Fatholifchen Kantonen von der Ge: 
fammtheit der Stände garantirt werde, daß alle ihre fogenannten kon— 
feffionellen Rechte, ſowie ihre Souveränität und gleichmäßigen Reprä— 
ſentationsrechte unangetaftet blieben. Dagegen wurde indek von ber 
Mehrheit bemerkt, daß fih die Tagſatzung unmöglid von den fieben 
Ständen mit den Waffen in der Hand die Bedingungen könne diktiren 
laſſen. Zug molle einen Vergleih, ohne das geringfte Opfer anzubieten. 
Man fei bereit, zu ernftlich gemeinter Verföhnung Hand zu bieten, aber 
nicht zu einer Trölerei, zu einem faulen Frieden. Der Antrag erhielt 
nur die Stimme von Zug felber. 

Die Tagfatung that darauf einen Schritt weiter. Der eidgenöf- 
fiihde Stab war fchon früher ergänzt und theilmeife in Aktivität verſetzt 
worden. Die Bundesverfammlung ernannte jet auf den Vorfchlag einer 
Dreierfommijlion zum Oberfommandanten der eidgenöffifchen Armee den 
Oberft Heinrih Dufour von Genf und zum Chef des Generalftabs 
den Oberften und Landammann FreisHerofee von Aargau. Die 
Kahl des Tberbefehlshabers mußte als eine glüdliche erjcheinen. Nie: 
mand flößte allgemeineres Vertrauen beim Militär und beim Bolt 


*) Siehe: Pr. Weber, der Sonderbund umd feine Auflöfung. St. Gallen 1848. 
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ein. Dufour, der ältefte auf der Ranglifte des Stab, Hatte bereits 
unter Napoleon, als Genf nod dem Kaiferreich angehörte, eine prak— 
tifche Kriegsſchule durchgemacht. Nach der Wiedervereinigung Genfs mit 
der Eidgenofjenfchaft zeigte er ſich befonders thätig bei der Organifation 
bes fchmeizerifhen Bundesheer. Als Oberinftruftor des Geniekorps 
leiftete er Ausgezeichnetes in der Thuner Militärfhule und in ben 
Uebungslagern. Keiner verftand es wie er, in den Herzen der eidge— 
nöſſiſchen Offfziere die Liebe zum gemeinfamen Vaterlande zu entzünden 
und den Friegerifchen Geift derfelben zu beleben. Als Oberſtquartier— 
meifter leitete er die topographifche Aufnahme der Schweiz, eines der ger 
lungenften Werke, die je in diefem Zweige des Wiſſens und der Kunft 
erſchienen. Auch dur Herausgabe mehrerer geſchätzter militärifcher 
Schriften erwarb er fi) einen Namen. Von lauterem Charafter und 
milder politiicher — mehr Fonfervativer — Gefinnung flößte er allen 
PTartheien Achtung ein. Bei Annahme feiner Wahl gab er die Verſi— 
cherung: Er werde thun, was die Pflicht erfordere, ohne ſich von den 
Grenzen der Mäfigung und Menfchlichfeit zu entfernen; nie außer Acht 
fegen, daß der Kampf gegen Miteidgenofjen ftattfinde; politifchen Auf: 
reizungen fremd bleiben, Ordnung und Disziplin handhaben, öffentliches 
und Privateigenthum achten, den fatholifhen Kultus in feinen Prieftern, 
Tempeln und religiöfen Anftalten ſchützen, mit einem Wort Alles an: 
wenden, um bie mit einem Kriege nothwendig verbundenen Uebel zu 
mildern. 

Unterdeß drohten die fortwährenden Nüftungen der Sonderbund3- 
fantone, die Einberufung des größten Theils ihrer Kriegsmacht und 
Verlegung bderfelben an die Grenzen, den Landfrieden zu bredien. Von 
St. Gallen kam aud die Kunde von Meutereien unter den dort auf- 
gebotenen Truppen. Danf den pfäffifhen Aufreisungen verweigerte ein 
Theil ber Milizen auf den Sammelplägen in den Bezirken Alt:Toggen- 
burg, Sargans und Seebezirk den Gehorfam und löste fich in milder 
Unordnung auf. Zugleich ging der Plan, den Landfturm aufzubieten, 
nah St. Gallen zu marfhiren und die Regierung zu ftürzen. Schmy- 
zer Dataillone waren in die Marh an die Grenzen von Zürich und 
St. Gallen gerüdt, um den Aufruhr zu ermutbhigen. Augenſcheinlich 
handelte es fih um einen Neactionsverfuch, der mit dem projektirten 
„Schlag“ im Aargau im Zufammenhang ftand. Durd die energifchen 
und raſchen Mafregeln der Regierung ſowie die umfaffenden Truppen: 
bemequngen der gemahnten benachbarten Kantone Zürih, Thurgau und 
Appenzell A.“Rh. wurde indeß der Anſchlag vereitelt und die Ruhe mwie- 
der hergeftellt. Die Milizen ftellten fich zu ihrer Pflicht und ohne Stö- 
rung konnte einem Korps von nahe an 2700 Mann im Seebezirk der 
Fahneneid abgenommen werden. ’ 
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Die Tagfatung that jetst den bedeutfamen Schritt weiter und dekre— 
tirte in außerordentlicher und geheimer Situng (24. Dftober) ein eid- 
genöſſiſches Truppenaufgebot von 50,000 Mann, inbegriffen 
die von mehreren Ständen (Züri, Bern, St. Gallen und Aargau) 
bereit3 in Dienjt gerufenen Truppen, die fofort in eidgenöſſiſchen Sold 
genommen wurden. Der Oberbefehlshaber, der jetzt den Titel „Gene: 
ral“ erhielt, wurde angemwiefen, da8 Kommando über diefe Truppen zu 
übernehmen, fie gehörig einzutheilen und zur Herftellung der Ordnung 
und Gejeilichkeit, wo fie geitört worden, zur Handhabung des Anfehens 
des Bundes und feiner Selbftitändigfeit zu verwenden. Zur Beeidigung 
einberufen jtellte Dufour einige Bedingungen. Er verlangte eine hin- 
Yängliche Anzahl von Truppen, die Befugniß, die höheren Befehlshaber 
felbft zu ernennen und Enthebung von dem Auftrag, die Unruhen im 
Aargau und St. Gallen zu unterdrüden. Hiergegen- wurde von einzel: 
nen Ständen, wie von Waadt (Drusy), anfangs lebhafte Einwendungen 
gemacht, aber am Ende die Bedinaungen zugeltanden. Das Truppen- 
aufgebot zeigte den unzmweifelhaften Ernſt der Behörde. Die Vertreter 
der Sonderbundsftände erflärten darauf, daß fie fich jebt das Handeln 
vorbehielten, wie es die Freiheit und Würde ihrer Stände erheifche. 
Der bisherige eidgenöfjiihe Kanzler Amrhyn von Luzern gab die Ent: 
lafjung von feiner Stelle, weil er eine Kriegserflärung gegen feinen 
Heimathfanton nicht unterzeichnen wolle, 

Während fich die Lager auf diefe Weife bereits Friegerifch gegenüber 
ftellten, fand in der eilften Stunde, auf Veranlaflung und unter Vorfit 
von Bajeljtadt noch einmal eine Konferenz zur möglichen Bermitt: 
lung ftatt. Sämmtliche Sonderftände ſchickten einen Gefandten zu der: 
jelben. Die Tagfatungsmehrheit war durch Züri (Furrer), Thurgau 
(Kern), Solothurn (Munzinger) und St. Gallen (Näf) vertreten. 
Neuenburg (Calame) und Bafeljtadt (Bürgerm. Sarafin und R. Merian) 
follten die Träger der Vermittlung bilden. Luzern (Bernhard Meyer) 
ftellte vor Allem das Verlangen auf Entlafjung der eidg. Truppen, 
wogegen geltend gemacht wurde, daß eine ſolche nur dann ftattfinden 
fönne, wenn der Grund der Bewaffnung wegfalle oder wenigftens die 
Ausfiht auf einen friedlichen Vergleich nahe liege. Dhne daß dieſes 
ftete Poſtulat der Sieben erledigt war, trat Bafelftadt mit feinem Ber: 
mittlungsvorfhlag hervor: einerfeits folle fi der Sonderbund auflöfen, 
anderfeits aber die Tagfabung die Jefuitenfrage fallen laſſen, indem jie 
diefelbe dem fchtedsrichterlichen Entſcheide des Pabſtes anheimftelle. 
St. Gallen erklärte ſich jogleich bereit, diefem Vorjchlag beizutreten, ob: 
gleich eine folche Löfung ſchwerlich der Inſtruktion entſprach. Solothurn ' 
wollte unter der Bedingung zuftimmen, daß Zug, Baſelſtadt und Grau— 
bünden jich bereit erflärten, beim Pabſte die Entfernung der SJefuiten 
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nachzuſuchen. Zürich und Thurgau erklärten ſich gegen den Vorſchlag, 
da es nicht zuläfiig jei, eine Bundesfrage vorherrſchend politifher Natur 
einer fremden und noch dazu partheitfchen Macht vorzulegen, was ja der 
Pabit den reformirten Kantonen gegenüber fei. Die Grundlage eines 
Vergleichs Tiege nach ihrer Anficht in einer freimilligen Entfernung der 
Jeſuiten von Seite Luzerns in Berüdfichtigung feiner vorörtlichen Stel- 
lung, wogegen diefe frage in Bezug auf die andern Kantone, welche 
Kefuiten aufgenommen, auf fich beruhen folle. Luzern aber, unterftüßt 
von Freiburg (Fournier), forderte noch auf das Beftimmteite, daß mit 
der Jeſuitenfrage auch die aargauische Klöfterfrage dem Entfcheide des 
Pabſtes vorgelegt werde. Allein die Vertreter der Mehrheit wiefen da: 
rauf bin, wie die Klöfterfrage rechtzeitig abgethan jei und eine Wieder: 
aufnahme derfelben nicht ohne Aargau's Einwilligung gefchehen könne; 
diefe jet begreiflicherweife nicht vorauszufeßen und wenn fie erzwungen 
werden müßte, entitämden nur neue Wirren. Vergebens erflärten auch 
die beiden Gefandten von Bafelftadt die Wiederaufnahme der Klöfters 
frage al3 etwas durchaus Unzuläſſiges und machten den Abgeordneten 
der Sonderftände die eindringlichſten Borftelungen, diefe Bedingung 
- fallen zu laſſen. Die Sonderitände beharrten indeß dabei und fo blieb 
auch diefer Vermittlungsverfuch ohne Erfolg. 

An der Tagfatung ſelbſt kamen die Sieben am nächſten Tage auf 
den früheren fogenannten Vermittlungsantrag von Zug zurüd, zu dem 
fie no das Verlangen ftellten, daß den Unterhandlungen die Entwaff: 
nung vorangehe und das eidgenöffiihe Truppenaufgebot zurüdgenommen 
werde. Mit Entrüftung wurde darauf erwiedert‘, daß die Forderungen 
nicht die entferntefte Aehnlichkeit mit einem Vermittlungsvorſchlag hätten, 
indem man noch jegt Alles in Anfpruch nehme, was man immer ver— 
langt habe. Die Sieben hätten zuerſt daS Schwert gezogen; feit Jahren 
ftänden fie der Eidgenoſſenſchaft gerüftet gegenüber und dennoch verlang: 
ten diefelben Zurüdnahme des eidgenöſſiſchen Truppenaufgebots. Bon 
der Mehrheit fei alles Mögliche gethan, um das Aeußerſte zu vermeiden ; 
man babe mit Proteftationen, neuen Nüftungen und Berfchanzungen ge: 
antwortet und zulett noch die Verbreitung der Tagfabungsproflamation 
zu einem Verbrechen geitempelt. Nichtsdeftoweniger nahm der Luzerner 
Gefandte Bernhard Meyer Gott und alle Heiligen zu Zeugen, dak nicht 
die Sonderjtände die Schuld des Krieges trügen und rief: „Gott, der 
Almächtige, entfcheide zwifhen uns und Euch,“ mogegen der Solothur: 
ner Geſandte erwiederte: Man folle den Namen Gottes nicht anrufen 
in einer Sache, die teuflifh fei. Nachdem hierauf der fogenannte Frie- 
densvorfchlag verworfen war, erhob ſich Luzern und erflärte im Namen 
je iner Mitverbündeten, der Augenblid fei für fie gekommen, bie Tag: 
fagung zu verlaffen, da fie in den von ihr aufgebotenen Truppen eine 
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feindliche Armee erblidten; fie entfchlügen fich aller Verantwortlichkeit 
und würden ſich in einem Manifeft vor der Welt rechtfertigen. Hier— 
auf erhoben ſich auch die anderen Gefandten der fieben Stände und ver: 
ließen den Saal, Eine kurze feierliche Paufe folgte; trommelnd erwies 
die Wahe am Thore den Sceidenden die lebte Ehre. Damit waren 
die Würfel gefallen. Der Sonderbund Hatte die Brüde abgebrochen 
und der Eidgenofjenfchaft den Fehdehandſchuh Hingemorfen.*) 

Die Tagfakung fette nah dem Austritt der Sonderbundsgefandten 
ihre Berathung ruhig fort und befchloß zunähit die Aufforderung an 
die nicht zum Sonderbund gehörenden Kantone, ihre Referve in Bereit: 
ſchaft zu halten, damit der Kriegsrath über fie verfügen könne. Schon 
zwei Tage darauf wurde der Beſchluß dahin abgeändert, daß die Reſerve 
wirflich einberufen werden follte. 

Bald folgte das Manifeft der fieben Stände, gerichtet „an das 
Schweizervolf, an Mit: und Nachwelt.” Es enthielt die alten Beſchwer— 
den, Beihuldigungen und Betheurungen, verbunden mit einer höchit wi: 
dermärtig zur Schau getragenen, aber offiziell wohl berechneten Frömmig- 
feit. Ueberfpannt in allen Behauptungen erflärte es, die fieben Stände 
fämpften für ihre Eriflenz, für ihr Recht gegenüber der Bundesrevolu- 
tion ; die Regierungen der zwölf Kantone hätten das Schwert zum un: 
gerechten Kriege gezüdt, während die Regierungen und Völferfchaften 
der fieben Stände es zum gerechten Widerftand ergriffen. Unverhohlen 
forderte e8 die Bevölkerungen der Majoritätsfantone zum Aufftand auf. 
Das Manifeft wurde auch den Gefandtichaften von Deftreich, Frankreich, 
Preußen, Rußland und Spanien mitgetheilt. Das Schreiben an die: 
felben ſchloß mit den Worten: Wir dürfen erwarten, e8 werden die hohen 
Mächte die rechtliche Stellung der fieben Stände, als mit der Erflärung 
von 1815 übereinftimmend, ausdrüdlid und fürmlich anzuerkennen fich 
bewogen finden. 

Zunächſt hatte die Tagſatzung noch ein Wörtchen mit dem fürftlichen 
Neuenburg zu reden. Die dortigen Regenten meinten, weil fie nicht 
für Auflöfung des Sonderbunds geftimmt hätten, auch zu Feiner Trup— 
penftellung verpflichtet zu fein. In einer Zufchrift fprah man deßhalb 
die Erwartung aus, daß die Neuenburger Truppen nicht gegen den Son: 
berbund verwendet würden, und proteftirte zugleich gegen den bereit3 er— 
lafienen Marfchbefehl. Sofort brachte die Siebenerfommiffion den An 


*) Niemand arbeitete jeglicher Vermittlung leidenfchaftlicher entgegen als Sieg- 
wart-Müller. Als ein Graubündneriicher Abgeordneter noch unter dem Klirren der 
Waffen einen letzten Verſöhnungsverſuch machte und bei einzelnen Häuptern in Zug 
und Luzern Gehör fand, erwiederte Siegwart kurz und kalt: „Es ſei befier, daß 
das Schwert enticheide.” 
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trag: Der Kanton Neuenburg habe fein Bundesfontingent ungefäumt 
zur Verfügung zu ftellen und fei für die Folgen einer Weigerung ver: 
antwortlich erklärt. In der Diskuffion betrachtete Zürich die Weigerung 
Neuenburgs al3 von berfelben fubverfiven Theorie ausgehend, wie die 
Meinung der Sonderbundsftände, daß jeder einzelne Kanton ſich über 
die Beſchlüſſe der oberften Bundesbehörde hinwegſetzen könne. Solothurn 
bemerkte, daß die Schweiz bisher einen aktiven Sonderbund gehabt habe, 
jest habe jie auch einen paffiven. Schon im Jahr 1833 habe Neuen: 
burg eine Ähnliche Rolle geſpielt; damals habe eine eidgenöfjische Armee 
hinbeordert "werden müfjen, bis Neuegburg nachgegeben habe. Bajeljtadt 
war von wehmüthigem Erjtaunen ergriffen und fand es im Intereſſe 
der Schweiz, dag es fogenannte „neutrale” Stände gebe. Schaffhaufen 
und andere Stände erklärten dagegen, daß die Anerkennung von neutra- 
len Ständen zur vollftändigen Auflöfung und Anarchie führen würde, 
Ein ſolches Zmwitterding dürfe im Bunde nicht geduldet werden. Bern 
zeigte, daß, wie es Katholiten gebe, die päbftlicher feien als der Pabſt, 
ebenfo Neuenburg fürftlicher jet als der Fürſt jelbft, denn vor wenigen 
Tagen habe der Gefandte des Königs von Preußen dem Bundespräfi- 
denten den Wunjch des Fürften von Neuenburg ausgedrüdt, es möchte 
dad Kontingent von Neuenburg nicht gegen den Sonderbund in Ans 
Iprud) genommen werden. Der Stand Neuenburg wünjche nicht nur, 
fondern proteftire fogar. Neuenburg jelbjt gab vor, daß es feinen Be— 
griffen von Ehre, öffentliher Moral und Meberzeugungstreue wider: 
Ipreche, den Degen gegen Kantone zu ziehen, die eö vollfommen in ihrem 
Rechte halte. Aber damit wurde es der eidgenöffiichen Pflicht nicht le— 
dig. Der Antrag der Siebenerfommijjion erhielt die Zuftimmung der 
fejt vereinten Mehrheit von 127% Ständen. 

Unterdeß begann in Luzern die Thätigkeit des fiebenörtigen Kriegs: 
rath3, als der oberften politiihen und militäriichen Behörde der im 
Aufjtand begriffenen Kantone. Die Regierung von Luzern erklärte ihr 
Gebiet durh Proflamatien in fürmlichen Kriegszuftand. Demzufolge 
war Alles den Militärbehörden und Militärtommando’s Gehorfam ſchul— 
dig: wer ſich ihren Befehlen entziehe oder gar widerjege, wer durch 
Wort, Schrift oder That ihre oder der Regierung Anordnungen unwirk: 
jam zu machen fuche, Wehrpflichtige aufwiegle, in Tandesverrätherifcher 
Verbindung ftehe oder foldhe begünjtige, überhaupt die VBaterlandspflicht 
verlege, jei dem Kriegsgerichte zur fofortigen ftrengen Beftrafung zu 
überweifen. Zuwiderhandelnde Freifhärler jollten die Gnade des Gr. 
Raths verwirfen und auch für das frühere Verbrechen den Kriegsgerich- 
ten überwiefen werden, Der Kriegsrath jelbft blieb nicht bei Worten 
ftehen, fondern fchritt vafch zur That. Noch bevor die Tagfatung einen 
Erecutionsbefhluß faßte, war er darauf bedacht, die Offenjive zu er: 
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greifen. Zunächſt galt es, die Nevolutionirung des Kantons Teffin 
zu verfuchen. Am Allerheiligentage (1. Nov.) richtete der Kriegsrath 
eine in italienifcher Sprache abgefaßte Proflamation an das Teſſinervolk, 
worin die Bejebung der Grenze auf dem St. Gotthard angefündigt und 
die Tefjiner zum Anfhluß an den Sonderbund aufgefordert wurden. 
Am 3. Nov. rüdte auch wirklich ein fonderbündlerifches Korps unter 
Commando von Oberſt Müller von Uri dem Gotthard zu und befeßte 
am folgenden Tage eine vortheilhafte Bofition beim Hoſpitz auf Tefjiner 
Boden. So erfolgte der erjte Angriff von Seite des Sonderbunds. 

Unter folgen Vorgängen verfammelte ſich die Tagſatzung in außer: 
ordentlicher Sigung (4. November, Abends 4 Uhr). Dr. Kern erftattete 
Bericht im Namen der Siebenerfommifjion. Mit kurzen Worten erin- 
nerte er an die neueften Vorfälle; an das vereitelte Beftreben der Tag: 
fatung, da3 Vaterland auf friedlihem Wege aus der gegenwärtigen 
Krifis zu erretten; an die ſchmähliche Abmweifung der eidg. Repräfentan: 
ten; an das Verbot der Proflamation, deren Berbreitung zu einem Ver— 
brechen geftempelt worden; an die jchnöde Zurückweiſung der billigen 
Bermittlungsvorfhläge; an den Austritt der Sonderbundsgefandten aus 
der Bundesverfammlung; an das Manifeft, worin die Benölferung der 
Mehrheitäfantone unverhohlen zum Aufftand gegen ihre Regierungen 
aufgefordert wurden; endlich an die unaufhörlichen Rüftungen und die 
Berfegung des Kantons Luzern in fürmlichen Kriegszuftand.*) Er be 
merfte dann weiter, wie der Bundesbehörde nichts übrig bleibe, als mi 
allen dem Bunde zu Gebote ftehenden Mitteln für die Aufrechthaltung 
der Ruhe und Ordnung in der Eidgenoffenfchaft zu forgen. Zürich 
fügte, unter Zuftimmung fämmtlicher Gefandten der Mehrheit, Hinzu: 
Die Zeit der Worte fei vorüber und die Zeit des Handelns gekommen. 
Bafelftadt erklärte, Feinen Antheil an der Erecution zu nehmen. Neuen 
burg protejtirte förmlich, indem e3 die neue Theorie aufitellte, daß zu 
einer Kriegserflärung Dretviertheile der Standesitimmen erforderlich jeien. 
Dagegen bemerkte Genf: Wenn es fih um kinen Vertheidigungsfrieg 
gegen das Ausland handelte, jo würde gewiß feine Stimme zurüdblei: 
ben. Die Erecution eines Tagſatzungsbeſchluſſes fer Feine Kriegserflä- 
rung gegen einen auswärtigen Staat, wiewohl das Ausland der Sache 
nicht fremd, fondern durch feinen Einfluß, fein Geld, feine Lieferung 
von Waffen und Munition betheiligt fei. 

Hierauf bejchloß die Tagfatung, daß Die bereit3 erfannte Auflö= 
fung des unter den Kantonen Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, 


*) Die Nachricht von der Befeung des Gotthard war an dem Abend nod) 
nicht in die Bundesftadt gelangt, weßhalb die wirklich ausgebrochenen Feindſelig- 
keiten nicht al8 Motiv in dem Erecutionsbeichluß erfcheinen. 
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Freiburg uud Wallis abgefchlofienen Sonderbünbniffes dur Anwen: 
dung der bewaffneten Madt in Vollziefung zu jeßen und der 
Oberbefehlshaber der eidgenöffischen Truppen mit der Ausführung bes 
auftragt fei. Die Tagfakung behielt ſich vor, die weiteren erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. Gleichen Tages erließ die Tagfagung noch zwei 
Proflamationen; die eine an die eidgenöflifche Armee, die andere an das 
Schmweizervolf. Die letztere ſchloß mit den Worten: 


„Der Kampf, den die Eidgenofjenfhaft gegen aufrührerifhe Bun— 
desglieder zu führen hat, ift fein Kampf von zwölf gegen ſieben Kan— 
tone, feine Unterdrüdung der Minderheit durch die Mehrheit, kein Krieg 
gegen harmlofe Bundeshrüder. Nein, es ift ein Kampf der Eidgenojjen: 
Ihaft und der rechtmäßigen Gemwalten derfelben gegen die Parthei, welche 
den Sonderbund geftiftet, groß gezogen und wie eine Natter an das 
Herz der Eidgenoffenfchaft gelegt Hat, auf daß fie dafjelbe vergifte- 
Nicht Harmlofe Völker haben diefes gethan; es ift diefelbe Parthei, welche 
fhon im Jahr 1813 fremden Armeen die Pforte öffnete, welche den 
fr eifinnigen und in feiner Weiſe bundeswidrigen Verfaffungen vom Jahr 
1831 die Garantie verweigerte, welche mit unermüdlichen Umtrieben an 
der Reaction arbeitet, welche den Jura und andere Theile der Schweiz 
agitirte, im Aargau eine ultramontane Empörung erzeugte und nad) 
Malis, Freiburg, Schwyz und Luzern die Sefuiten berief, deren Bun— 
desgenoffe und Werkzeug fie if. Darin, Eidgenofjen, befleht das Weſen 
des Sonderbundes; laßt ihn gewähren oder obfiegen und das trauernde 
DBaterland wird nah und nad alle Inftitutionen verlieren, welche feine 
wahre Freiheit, feinen geiftigen Aufſchwung, feine Kraft und Ehre be: 
dingen. Es ift beſchworene Pflicht, die Ruhe und Ordnung im Innern 
berzuftellen und für die Sicherheit nah Außen zu forgen. Die Bun: 
desbehörbe befindet fich deßhalb in der gebieterifchen Nothwendigkeit, zu 
dem äußerften Mittel zu fchreiten, um den geſetzlichen Auftand wieder 
berzuftellen, da die Geſan diſchaften des Sonderbundes durch ihre Ent: 
fernung aus dem Schoofe der Tagfagung und dur ihre Erklärung fi 
in offenen Kriegszuftand gefegt haben. Darum feid einig und ftarf, 
getreue, liebe Eidgenofjen, und der Allmächtige wird auch diesmal unfer 
Vaterland vor Trennung und Untergang bewahren.” 


Damit ſchloß der politifche Akt des großen Drama’ in der Eid: 
genojjenihaft, während der kriegeriſche Heraufr üdte. *) 


*) Siehe: I. M. Rudolf, Geſchichte der Ereigniffe in der Schweiz feit der 
Aargauiſchen Klöfteraufbebung bis zur Auflöſung des Sonderbunds. Zürich 1848, 
— Dr. U. Henne, der Sonderbund umd deſſen Auflöſung. Scaffhaufen 1848. 
— J. 3. Leuthy, die neueften Kriegsereigniffe in der Schweiz. Zürid) 1848, 
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Der Arieg gegen den Sonderbund. 


Noch ehe die Tagfakung den Beſchluß zur Erecution gefaßt hatte, 
war bereit3 ber größte Theil der eidgenöffifhen Armee, gemäß dem 
Beſchluß vom 21. Oktober, kampfgerüftet und rüdte immer näher an 
die Grenzen der Sonderbundsfantone. Auch hatten mande Kantone, 
ohne den Erefutionsbefchluß abzumarten, von fih aus ihre Streitkräfte, 
Auszug und Referven in’3 Feld geftellt und außerordentliche Kredite be: 
willigt. Die äußere wie die innere Schweiz bot von nun an das Bild 
eines bewegten Feldlagerd, voll hin und her marjchirender Bataillone, 
wehender Fahnen, vajjelnder Artillerietraind, wirbelnder Trommeln und 
raufhender Militärmufilz den Eigenen wie den Fremden ein feltenes 
Schaufpiel; in Stadt und Land alle friedlichen Gefchäfte beifeite gelegt; 
die meiften Gewerbe jtille jtehend; der Handwerker wie der Feldarbeiter 
unterm Gewehr. Die Sonderbündler Hatten auf Widerfeglichfeit und 
aufrührerifche Bewegungen bei den eidgenöffischen Aufgeboten gercchnet. 
Diefe Hoffnung wurde größtentheils getäuſcht. Zwar fehlte es nicht an 
heftigen Agitationen, die von jonderbündifcher Seite nach den Fatholi: 
hen und paritätifchen Kantonen hinübergeipielt wurden. Ultramontane 
Geiftlihe gaben ſich alle Mühe, Soldaten und Offiziere zur Treulofig- 
feit an der eidgenöſſiſchen Militärpflicht zu verleiten. Aber faft überall 
war die Mehrheit des Volks zu jehr von der Ueberzeugung durchdrun— 
gen, daß der zerrifjene Zujtand die Schweiz ihrer Auflöfung entgegen: 
führe und diefem daher ein Ende gemacht werden müſſe. Nur in dem 
Schickſalskanton St. Gallen — wie bereits berichtet — traten ernitlichere 
meuteriſche Verſuche hervor, doch gelang e8 der Entſchiedenheit der Re— 
gierung und der bereit gehaltenen Hülfe der benachbarten Stände, den 
Ausbruch eine wirklichen Aufftands zu verhindern. Auch das Freien: 
amt, die „große Schwierigkeit“ Aargau's, gerieth in ſtärkere Gährung, 
die indeß von hinlänglicher Truppenmacht niedergehalten wurde und nur 
zu einer Anzahl von Dejertionen führte, woraus fich eine eigene Kom— 
pagnie im fonderbündifhen Lager bildete. In Solothurn, wie anders: 
wo, wurde mit jogenannten „sriedenspetitionen” haufirt, allein die Sind: 
linge machten nicht die erwünfchten Gefchäfte, obgleih fie zu Norfpiege- 
lungen aller Art ihre Zuflucht nahmen. Thätig war der ultramontane 
Klerus auch im Jura; Alles wurde aufgeboten, um das Wolf gegen die 
eidgenöfjiiche Fahne aufzuregen, doch hatten die Bemühungen nur wenig 
Erfolg. Der Feldzug erhielt im Ganzen den Charakter einer bundes— 
rechtlihen Vollitredung, einer energifchen aber befonnenen Handhabung 
der oberjten Autorität zur Befeitigung einer verderblichen Auflehnung, 
In den Augen der Nation erſchien die Erecution nicht als Partheifache, 
jondern als Bundesſache. Wo Fonfervative Organe zu Gunften des 
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Sonderbunds wählten, fanden fie meift bei ihren eigenen Gefinnungs- 
genofjen nicht den gehofften Anklang. Auch die ausſchließlich konfeſſio— 
nelle Färbung, die man dem Krieg vielfach aufzudrängen fuchte, wurde 
vom Volk nicht anerfannt. In den Reihen der eidgenöffifchen Armee 
fonnte nicht jene Begeifterung herrfchen, wie fie ein Kampf um die Uns 
abhängigfeit des Vaterlands nah Außen hervorruft. Die Waffen rich 
teten fih gegen Miteidgenoffen, die man als irregeführte Brüder anzu: 
jehen hatte. Ein nicht geringer Theil der Soldaten mußte die politiſchen 
Sympathien zum Schweigen bringen und dem Gefühl der Pflicht folgen. 
Mit vollem Eifer zogen die Milizen aus, die in der freien Volksſchule 
erzogen waren und den Streit gegen den finfteren Jeſuitismus zur Sache 
der Ueberzeugung gemacht hatten. Die Mafje der Bevölkerung nahm 
den Krieg ernjt, aber ruhig auf; an ſchönen Zügen patriotilcher Hinge: 
bung fehlte es nicht; freiwillig traten Viele in die Reihen; es gab 
Familien, wo der Bater mit mehreren Söhnen der Fahne des Bataillon 
freudig folgte, während die Aufopferung der Zurüdbleibenden darin be- 
ftand, Vereine zu bilden, um die Familien armer Dienjtpflichtiger oder 
Verwundeter hülfreich zu unterftügen. In der Ungewißheit über die 
Widerſtandskraft des Sonderbunds rechnete man noch auf hartnädigere 
und blutigere- Kämpfe, al3 wirklich erfolgen follten. 

Zur Zeit ihrer größten Stärke bejtand die eidgenöffifche Armee aus 
98,861 Mann mit 260 Geſchützen, wovon fih 88 auf den Wällen von 
Genf befanden. Dieſe Streitmacht ging nicht unbedeutend über die Ver: 
pflihtungen der Kantone hinaus. Dabei waren zweite Landwehren oder 
Bürgerwahen zur Handhabung der Ordnung im eigenen Lande nicht 
gerechnet. Die äußerſten Anftrengungen machte der Kanton Waadt, der 
über 19,000 Mann auf den Beinen hatte. Neuenburg beharrte bei 
feiner widerſetzlichen Neutralität und verweigerte Anfangs auch die Geld: 
beiträge. Appenzell J. Rh. brachte feine Truppen nicht über die Grenze. 
An Bafelftadt brach ſich dagegen die befjere eidgenöffifhe Gefinnung 
Bahn. Die ftarre Fonfervative Parthei ftemmte fih zwar noch mit 
Macht gegen die Mobilmahung der Truppen, um nicht Kantone zu be: 
fämpfen, mit denen man früher im Sarnerbund vereint gejtanden hatte. 
Von diefer Seite fah man die Bundeserecution (wie fih Profefjor Schnell 
ausdrüdte) als dent ungerechteften Krieg an, der je geführt worden. 
- Aber die Mehrheit des Eleinen Raths kam zur Erfenntniß, daß eine 
Weigerung die Wirren nur vermehren würde und brachte deßhalb den 
Antrag an den Gr. Rath, unter den obmaltenden Verhältniffen dem er: 
haltenen Aufgebot Folge zu leiſten. Nach lebhafter Diskufjion fiegte 
diefer Antrag — mit 64 gegen 49 Stimmen — auch in der oberjten 
Behörde. Durch ein eindringliches Votum gab der VBürgermeifter Sara: 
jin, ber als erſter Gejandter an der Tagſatzung Zeuge von dem Troß 
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der Sonderbundsftände geweſen war, den Ausſchlag. Doch ließ man 
in's Protokoll der Tagſatzung noch die Erklärung fallen, daß die Be: 
börde hiermit dem Vaterland „das ſchwere Opfer ihrer Weberzeugung 
bringe und die Hoffnung ausfprede, die Tagfakung werde die Größe 
diefes Opfer3 würdigen.“ In Folge des Beichluffes ftellte dann Baſel— 
ftadt eine wohlausgerüftete Batterie Artillerie zur Armee. Durch Unter: 
handlungen mit dem Obergeneral konnte es fi) in Bezug auf fein In— 
fanteriebataillon die Vergünftigung erwirken, daß diefes, obgleich der 
Marjchbefehl bereits erlaffen war, „als Grenzbejegung gegen Frankreich“ 
zu Haufe bleiben durfte. Für die ganze Haltung des Halbfantons bil- 
dete die Unterwerfung einen bedeutfamen Wendepuntt. Von nun an 
kam Bafelftadt wieder in ein natürlicheres Verhältniß zur Eidgenofjenihaft. 

Der Obergeneral Dufour hatte die Truppen, die er nach und nad 
vermehrte, nicht ohne Schwierigkeiten in ſechs große Divifionen geteilt, 
meiſt von je drei Brigaden. Die erfte Divifion fommandirte Oberft 
Rilliet im Waadtlande, die zweite Oberſt Burdhardt in Bern, die dritte 
Dberft v. Donats in Solothurn, die vierte Dberft Ziegler in Aarau, 
die fünfte Oberft Gmür in Zürich und die fechste Oberſt Luvini in 
Teffin. Berner Truppen unter Führung von Ochjenbein, die theil® zur 
Sicherheit des Kantons, theils zur Unterftüßung der militärischen Opera- 
tionen des Obergeneral3 verwendet werden follten, bildeten eine beſon— 
dere Abtheilung unter dem Namen einer bernifchen Refervedivifion. Wie 
der Obergeneral waren aud die Divifionäre ihrer Mehrzahl nah von 
£onfervativer Geſinnung. Dberft Ziegler war erft vor Kurzem aus dem 
eidgenöffifchen Kriegsrath getreten, weil er e8 mit feiner Ehre nicht ver— 
einen fonnte, neben dem gewefenen Freiſchaarenhaupt zu fiten. Jetzt 
folgte er willig dem Rufe der Eidgenofjenfchaft und reichte erſt nach dem 
Feldzug, in dem er fich als tapferer und umfichtiger Führer bemährte, 
feine Entlajjung ein, um nicht (wie er in gereizter Stimmung erklärte) 
noch einmal gegen feine Ueberzeugung in den Kampf ziehen zu müſſen. 
Oberſt BurdHardt hatte am 3. Auguft 1833 als Stadtbasler gegen die 
Bajelandichäftler geftritten. Defienungeachtet jtellten fich diefe jegt gerne 
unter den Befehl des entjchlojjenen Militärs, der in feinem erſten Tages: 
befehl erflärte, daß er mit der unbedingteften Hingebung für das Vater: 
land diefe wichtige Stelle angetreten, um einem heillofen, mit der Na— 
tionalehre unverträglihen Zuftand ein Ende zu machen. 

Die Schnelle Organifirung einer Armee von folder Stärke, die gute 
Bewaffnung und Ausrüftung, die Menge tüchtiger Offiziere, die zur 
Verfügung ftanden und die Mannszucht der Truppen machten einen be— 
ruhigenden und erhebenden Eindrud auf die Bevölkerung und überrajchten 
Manchen, der jo umfafjende militärifche Kräfte im Vaterland kaum zu 
vermuthen gewagt hätte. Noch mehr war das Ausland verwundert, wie 
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fo plötzlich die eidgenöffifche Armee Fampfgerüftet daftand. Selbſt in 
Blättern, die der Eidgenofjenfchaft wenig gewogen waren, fprach fich die 
Achtung vor dem ſchweizeriſchen Miliziyftem aus, das jo wenig Tote, 
das Volk nicht drüde und doch im Augenblid der Gefahr und Noth 
eine Streiterzahl aus dem Boden fchüttle, wie verhältnigmäßig fein Land 
Europa’3, wo man ftehende Heere in Dienft und Sold halte, binnen 
fo furzer Zeit mobil machen könne. Mit der Entfaltung einer ſolchen 
Macht wollte der Dbergeneral fih in die Verfafjung ſetzen, gleich An— 
fangs mit großen Majjen aufzutreten, um den Gegnern jede Hoffnung 
auf einen wirkſamen Widerftand zu nehmen und den Erfolg der mili- 
tärifchen Dperationen, fo viel als möglich, ohne großes Blutvergießen zu 
fihern.*) Unmittelbar nah dem Erecutionsbefhluß erließ er von Bern 
aus feinen erſten Tagesbefehl (5. Nov.) an die Armee: „Das Bater: 
land” fagte er, „ruft euere Mitwirkung und die Kraft eurer Arme an 
und fordert euch auf, einem Zuftande von Mifbehagen und Beunrubhi- 
gung ein Ende zu machen, der nicht länger andauern darf, wenn die 
Schweiz nicht ihrer Auflöfung entgegengehen fol.” Er mahnte die Trup- 
pen zu Muth, zu Menfchlichfeit, zu Schonung von Weib und Kind, 
von Greifen und Kirchendienern, Gefangenen und Berwundeten, warnte 
vor nußlofen Zeritörungen, ermunterte zum Ertragen von Mühjfeligfei- 
ten und Entbehrungen und ſchloß mit den Worten: „Wenn Alles er: 
folgt, wie ich es hoffe, fo kann der Feldzug, den wir vorhaben, nicht 
lange dauern, und ihr werdet mit dem ſchönen Bemußtjein in eure Hei— 
math zurüdfehren, eine hohe Pflicht erfüllt und dem Vaterlande den 
wichtigen Dienft geleiftet zu haben, daß es fich wieder in einer Stellung 
befindet, in welcher e8, wenn es Noth thut, feine Unabhängigkeit und 
Neutralität mit Nachdrud behaupten kann.“ In dem gleichen ruhigen, 
entfchiedenen und menfhlichgelinnten Ton waren die Tagesbefehle der 
Divifionsfommandanten gehalten. 

Bereit3 waren um diefe Zeit ſämmtliche Sonderbundsfantone von 
der eidgenöffifchen Armee, die immer näher an die Grenzen rüdte, wie 
von einem großen Nee rings umfangen. Die Truppen wurden an 
den Felddienft und die vielfahen Entbehrungen und Mühen eines Win- 
terfeldzugs gewöhnt. Faſt jeder Verkehr war unterbroden. Die Son: 
derbündler hatten die Straßen, die Freiburg, Luzern, Schwyz und Zug 
mit den angrenzenden Landftrichen verbanden, durch ſtarke Berhaue, Mi- 
nen und Gräben gefperrt, die Grenzbefeftigungen verjtärft, die Brüden 
zerftört oder abgebedt und dachten jelbft daran, einen Theil der oberen 
March durch Abgrabung des Linthfanals unter Wafler zu fegen. Unge— 





*) Siehe den allgemeinen Bericht des eidgenöfftichen Oberbefehlshabers über 
die Bewafinung und den Feldzug von 1847, 
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duldig Harrten die eidgenöfjiihen Wehrmänner auf den Befehl zum Ein: 
zug in die feindlichen Kantone. Nichts verlautete Über den mit größter 
Behutfamkeit geheim gehaltenen Operationsplan des Oberbefehlshabers, 
der wie ein neuer Qunctator fi durch Fein Drängen irre machen lieh, 
‚Sondern die Drganifation der Bundesarmee ruhig vervollftändigte, als 
ihon die Feindfeligkeiten am Gotthard begannen. Nah dem Wunſche 
dejjelben wurden von den einzelnen Kantonsregierungen die Leitungen 
in Betreff der Mittheilungen von Truppenbewegungen überwadht und 
für den Augenblick eine gewiſſe Cenfur eingeführt, die man fich unter 
dem Zwang der Umftände gefallen lajfen mußte. Im Kanton Waadt 
insbefondere wurde eine ftrenge, die Preßfreiheit fehr beſchränkende Ber: 
ordnung erlaffen und da3 Publikum auf die offiziellen Bülletins ver: 
wiefen. Dort verbot man au, zur Verhinderung der Umtriebe der ala 
proteftantifche SJefuiten angejehenen Momiers, von Neuem alle geheimen 
religiöfen Verfammlungen außer der Nationalfirche unter ftrengen Straf: 
androhungen. Zur Beitreitung der Kriegskoſten mußten die Kantone 
der Mehrheit der eidgenöfjifchen Kaffe ihr doppeltes Geldcontingent vor: 
ftreden (eine Summe von 1,243,180 Schw. Franfen). Umfonft be- 
mühte fih der Vorort Bern, ein Anlehen von 3 Millionen Schweizer: 
franfen zu fontrahiven. Die daherigen Bemühungen mißlangen theils 
der herrſchenden Geldkrifis wegen, theils weil die großen Finanzherren 
noch an dem glüdlichen Erfolg der Erecution zweifelten. Anfragen bei 
Genfer:, Basler: und Zürderhäufern murden ablehnend beantwortet ; 
das Gleiche war der Fal in Frankfurt, Augsburg und Paris. Der 
Vorort mußte feine Zuflucht zu dem Kanton Bern nehmen, defien Finan— 
zen es möglich machten, mit Geldvorfhüfien im Betrage von nahe an 
zwei Millionen Franken zu Hülfe zu fonımen. In Bern fhloß man 
au die Schulen und Gerihtsfigungen und gewährte Rectsftillitand 
fir Schuldbetreibungen. Andere Kantone, wie Waadt, folgten dieſem 
Beifpiel, während man in Zürih, Genf u. f. mw. feine folden Vor: 
fehren traf. 

Werfen wir jetzt einen Blid auf das fonderbündifche Lager, 
jo hatte man fich dort bereit8 lange vor Beginn der Yeindfeligkeiten 
offen auf ale Eventualitäten eines Krieges vorbereitet. Die fleinen 
Kantone hatten früher immer nur wenig zum eidgenöfjiichen Bundesheer 
beigetragen und ihre militärifchen Kräfte vernachläßigt. Jetzt, wo es 
fih um die Vertheidigung eines jefuitifchen Sonderbunds handelte, ſcheute 
man dort, wie in Luzern und Freiburg, keine Opfer und Anftrengungen. 
Nichtsdeftoweniger blieb die Ausrüftung Höchft mangelhaft. Das grobe 
Geſchütz war zum Theil Gefchent vom Ausland und wurde aus Manz 
gel an vorhergegangener Uebung nur oberflählih und unvolllommen 
bedient, theil® im Gefecht gar. nicht gebraudt. Die. größte Zunerficht 
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feßte man in Luzern auf ben mit allen möglichen Waffen verjehenen 
Landiturm, an deſſen Spitze ein früherer Guerilasführer in fpanifchen 
Dienſten, Paskal Tihudi von Glarus, ftand. In diefem Landiturm 
ad man — wie der Kommandant Segefjer fich in einer gedrudten Ab: 
bandlung ausdrüdte —- „die höchfte Steigerung der Nationalfraft, den 
Schlußſtein des Kantonal-Wehrweſens, den zum Selbftbemwußtfein erwach— 
ten Bolfswillen, den Ausdrud der öffentlihen Meinung.” Dem Land- 
fturm war aber bei Nichterfcheinen ſchwere Strafe, Gefängniß und Ein: 
ſtellung im Activbürgerrecht angedroht. Die Folge lehrte, wie wenig 
ev den Erwartungen entſprach. Die Häupter de8 Sonderbunds ftellten 
einen Kampf bis auf den lebten Blutstropfen in Ausfiht. Jedes Alter 
war aufgerufen, um ben Fatholifchen Glauben und die Freiheit der Näter 
zu vertheidigen. Aber der angebliche Feuereifer veichte nicht fo weit und 
beftand entweder in religiöfem Yanatismus, den der Klerus künſtlich 
ihürte und mit Feen von dem Hemde Bater Leu’ und allerhand Wun— 
dergefhichten unterftüßte, oder in blinden Vorurtheilen gegen jede zeit: 
gemäße Entwicklung in der Eidgenoſſenſchaft. Mitten in der Bewaff— 
nung gegen die Bejchlüffe der Tagſatzung wirkte der Nuntius offen im 
Sinne der Auflehnung, beitärkte das Volk in dem Wahn der Religions: 
gefahr und feuerte zum heiligen Kampf auf. Bei einer Revue über 
die Urner und Unterwaldner, die in Quzern eingerüdt waren, ertheilte 
er von der Altane des Schweizerhofes herab feinen apoftoliichen Segen.*) 
Gerade fo handelte der Nuntius Caracioli in dem Religionskrieg von 
1712. In Luzern wie in Schwyz ernannte man Jeſuiten zu außeror- 
dentlichen Feldpredigern. Neben dem Fanatismus mußte auch der Glaube 
an die nahe Hülfe der auswärtigen Mächte aufrecht gehalten werden. 
Ueber die Zuftände in den eidgenöflischgefinnten Kantonen wurden Volt 
und Soldaten völlig irre geführt. Die Befehlshaber erliegen ſchnaubende 
Aufrufe an die Truppen. In einem Tagesbefehl von Meaillardoz hieß 
es: „fie müßten gegen Miteidgenofjen kämpfen, die ſich als Werkzeuge 
einer fremden Propaganda zur Unterjochung der fieben Stände gebrau— 
hen ließen.“ 

Die Stärke der fonderbündiihen Streitkräfte, die einigermaßen 
organifirt waren, mochte fi auf 78,000 Mann belaufen. Davon waren 
indek nur 30,000 reguläre Truppen, das Uebrige gehörte zu dem bunt 
bewaffzeten Landfturmvolt, Konnte man jich auf der einen Seite auf 
große Terrainvortheile, befonder8 in der inneren Schweiz, fügen, fo 
lag dagegen — abgejehen von dem numerischen Uebergewicht der Eid— 


*) Dies kann auch Baumgartner nicht ganz beftreiten, nur macht er etwas 
Bedeutungslofes daraus, daß der Nuntius einmal einer Militärparade zugefehen 
habe! 
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genofjen — in dem weiten Umfang der Vertheidigungslinien und der 
Iſolirung einzelner Bundesglieder eine große Schwäche. Das Heer 
zerfiel in drei Theile, die faſt ganz von einander abgejchloflen waren 
und nur unter den höchſten Schwierigkeiten fi vereinigen Fonnten. 
Der Oberbefehlshaber hatte nicht, wie Dufour, unbedingte Vollmadht, 
oder war nicht energifch genug, von derfelben Gebrauh zu machen. Die 
oberfte Kriegsleitung lag mehr oder weniger in den Händen bes fieben- 
föpfigen Kriegarathd, Dem General Salis:Soglio fehlte es nicht an 
tüchtigen foldatifchen Eigenfhaften. Seine Perfönlichkeit machte auf die 
Soldaten einen günftigen Eindrud, In auswärtigem Dienft Hatte er 
ih früher in mehreren Schlachten gegen Napoleon durch Muth und 
Tapferkeit ausgezeichnet. Aber es gebrah ihm an höherer ftrategijcher 
Ausbildung und an Entfchloffenheit zu kühnen Unternehmungen. Das 
Bewußtfein der Ueberlegenheit der Eidgenofjen raubte ihm von vorne= 
herein da3 Vertrauen, weßhalb er anfänglich feine Ernennung abzuleh: 
nen gejucht Hatte. Nicht ſowohl Hinneigung zur römiſchen Kirche, als 
das vermeintliche Recht ließ ihn als ftreng konſervativ gejinnten Brote: 
ftanten dem Ruf de8 Sonderbunds folgen. Eine eigene Rolle fpielten 
in der fonderbündifchen Armee die vielen Ausländer, deren Dienfte mit 
Freuden angenommen wurden (während ber eidgenöffifche General alle 
Anerbietungen fremder Offiziere als unehrenhaft in einem inneren Kriege 
ablehnte). Bei dem einfältigen Volke mußte der Name des öfterreich- 
ſchen Firften von Schwarzenberg imponiren, eines Kriegers, der in 
Spanien unter Don Carlos fir den Abfolutismus und die römiſche 
Sache gefochten Hatte und fih nun in Luzern beim Generaljtab anftellen 
ließ, nachdem er das angebotene Oberfommando abgelehnt Hatte.*) Ebenſo 
hielt man auf den nafjauifchen Grafen Schweinig und den ungarijchen 
Rittmeifter Escamortagni große Stüde. Auch durch die Mitwirkung 
einer weiteren Anzahl proteftantifcher Partheigänger aus anderen Kan: 
tonen (namentlih Berner Batrizier) fühlte fi der fonderbündifche 
Kriegsrath geichmeihelt. Ein reicher Basler (Eduard Merian) ſchenkte 
dem Sonderbund 2000 Kaputröde und ftellte eine anfehnlide Summe 
Geldes zur Verfügung. Die Luzerner Polizeikommiſſion traf befonder e 
Borforge dafür, daß das fonderbündifhe Militär nicht belehrt und für 
die Eidgenofjenichaft gejtimmt werde. Aus einer (von Siegwart-Müller 
unterzeichneten) Inſtruktion für das Landjägerforps geht herug, mie 
weit das Spionir: und Denunziationsiyitem gegen fogenannte verbäd- 
tige Berfonen getrieben wurde. Zu diefen Verdächtigen gehörten alle 
„Schwarzen“ oder Xiberalen, vorzüglich die früheren Freifchärler, die auf 








*) Ulrich in feiner Gedichte des Bürgerkriegs beftreitet, daß dem Fürften das 
Oberkommando angeboten worden fei, Elgger behauptet e8 dagegen ganz beftimmit. 
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allen ihren Gängen zu verfolgen waren. Die Landjäger mußten Tag 
für Tag aufzeichnen, wo jich diefelben befanden, mit wem fie verkehrt, 
wen jie bejucht, an welchen Berfammlungen fie Theil genommen und 
was fie verhandelt hatten. Wie gegen die Bürger, jo wurde auch gegen 
das Militär das gleiche Syſtem beobachtet. Antereffant war die von 
dem Generaladjutanten Vinzenz Miller erlaffene Inftruftion, bezüglich 
der Feuer: und Schußfignale, die vorzüglich für den Landiturm berechnet 
waren und auf 20 Signalplägen ihre Ausführung finden follten. Drei 
aufeinander folgende Schüfje bezeichneten „Achtung“ oder Bereithalten 
zum Aufbruch. Auf die Anzündung der Tag: und Nachtfeuer und auf 
die Schußſignale jollte der Landfturm fi ſammeln und fogleih in allen 
Kirchen Sturm geläutet werden. Die Feuerjignale auf dem Gütſch und 
Meggenhorn dienten dazu, um den Landiturm aus den Urfantonen zu 
Hülfe zu rufen. Auf vielen Höhepunkten waren auch Telegraphen auf: 
geftellt, von denen aber des andauernden Nebels und yauprfächlig der 
ſchlechten Einrichtung wegen wenig oder gar kein Gebrauch gemacht wer: 
den konnte. 

Im fonderbündifchen Kriegsrath, an deſſen Spite Siegmart:Müller 
ftand, herrſchte nicht die Eintracht und Uebereinftimmung, die man 
äußerlich zur Schau trug. Bei Aufitellung der einzelnen Truppenforps 
wurde gemarftet. Jeder Abgeordnete hielt fich verpflichtet, dahin zu 
wirken, daß fein Kanton am längjten verfchont und mit den wenigiten 
Koften bedachtet werde.*) Fortwährend ſchwankte man über den Plan, 
wie man der eidgenöfliichen Erecution begegnen jollte. Zum Theil 
iheute man jich, den erjten Schlag zu führen, weil man an ber Tag: 
jaßung immer verfichert hatte, daß die Separatverbindung nichts als ein 
Schutzbündniß gegen ungerechte Angriffe fei und an feine Verletzung 
des Gebietes anderer Stände gedacht werde. Zum Theil wollte auch 
der Oberbefehlshaber Salis-Soglio die eidgenöffishe Armee jedenfalls 
in ficheren Stellungen erwarten und an einer abjoluten Defenjive feſt— 
halten. So konnte man jich nicht zu rechter Zeit zu einer umfafienden 
Offenfive einigen, wo dieſe am ehejten Ausficht auf Erfolg bot. Die 
eidgenöſſiſche Truppenentfaltung hatte bei aller taktifchen Umficht, mit der 
jie in’ Werk geführt wurde, doc) ihre ſchwache Seite. Andem es ſich 
darum handelte, in einem weiten Umfreije von verfchiedenen Punkten 
aus auf ein Zentrum zu ziehen, war es möglich, die anrüdenden Divi— 
fionen mit überlegener Macht anzugreifen und eine nad) der andern zu 
ichlagen. Aber der fonderbündifchen Leitung fehlte e8 an dev Kühnbeit, 
entfchieden herauszubrechen, Verwirrung in's eidgenöffiiche Lager zu brin- 
gen und bei ſchwankenden Bevöfferungen Aufftände hervorzurufen. Als 


*) Siehe: Ulrich, der Bürgerkrieg in der Schweiz, pag. 833. 
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die Anfiht von Siegwart übermwog, angreifend zu verfahren, geichahen 
die Ueberfälle weder in der nöthigen Verbindung noch raſch und kräf— 
tig genug. 

Wie bereit3 berichtet, fiel der erfte Kriegswürfel am St. Gott: 
hard, noch ehe der Executionsbeſchluß gefaßt war. In den erften 
Tagen des Novembers war die fechste eidgenöfjiihe Armeedivifion unter 
Dberft Luvini noch nicht in der vom Dbergeneral angemiefenen Etel: 
lung concentrirt und die Höhe des St. Gotthardsberges noch unbefekt. 
Nur auf diefer Seite entihloß man fich zunächſt zu einem Angriff, da 
man bier am ficherften auf Erfolg zählte. Am Abend des 2. Nov, 
marjchirte ein jonderbündifches Corps von 400 Mann, von der Urner 
Landwehr, mit 3 Kanonen, unter Anführung von Oberftl. Em. Müller 
(dem Erbauer der Berner Nydeckbrücke) gegen den noch unbewachten 
Pa. Die Truppe bejette Vormittag den 3. Non. das auf Tefliner 
Boden ftehende Hospiz, ftellte dort ihre Batterie auf und eröffnete fomit 
die Feindfeligkeiten. Dadurch wurde der Gingang von Tefjin ins 
Urfernthal gejperrt und die einzige Nerbindung zwifchen Wallis und der 
inneren Schweiz geſichert. Zugleich follte der Ueberfall die verſuchte 
Revoltirung des Teſſinervolls unterſtützen, zu welchem Zweck die ſchon 
erwähnte Proklamation des ſonderbündiſchen Kriegsraths verbreitet wurde. 
Eine Patrouille, die noch am gleichen Tage gegen Airolo hin rückte, 
ſtieß auf einen Hinterhalt von einigen Teſſiner Freiwilligen und mußte 
ſich mit Verluſt von zwei Offizieren zurückziehen. So ſah die kalte 
Sonne des St. Gotthard das erſte Blut fließen. In Airolo wurde ſo— 
fort alle waffenfähige Mannſchaft aufgeboten. Mehrere Tage fanden 
kleine Vorpoftengefechte ftatt. Die Niroler Schützen waren zu ſchwach, 
um die Höhe zu gewinnen, aber auch die Urner, obgleich fie DBerftär- 
tungen erhielten, vermochten e8 bei ihren Ausfällen nicht, fich im Liviner— 
ihale zu halten. Eben fo wenig gelang es, das Thal zu revoltiren, 
Die Livinefer Bauern griffen die zmeideutigen Freunde an, wo fie fich 
zu weit vorwagten. Unterdeß erhielt Oberft Luvini den Befehl, mit 
feiner Divifion gegen den Gotthard zu rüden, während die eidgenöffifchen 
Kommandanten in Glarus und Graubünden Bewegungen gegen das 
Schähenthal und den Kreuzpaß machen follten, um die fonderbündifche 
Gottharbsbefatung im Rüden zu bedrohen und wo möglich abzufchneis 
den. Aber durch die Unentichiedenheit in dem militärischen Anordnungen 
Graubündens wurde diefer Plan verhindert. An Folge der Flerifalen 
Umtriebe ließ die dortige Behörde eine Ausfcheidung der proteftantifchen 
und Fatholiichen Milizpflichtigen vornehmen, um die Katholifen zu be= 
ſchwichtigen. Diefer Mifgriff verurfachte Unruhen im Hocdgericht Dif- 
fentis, welche die Truppenaufgebote verzögerten. Dadurch ging Zeit 
verloren und die eintretende Winterwitterung machte die öftlichen Päſſe 
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unbrauchbar. Auf die eigenen Kräfte beichränft, hielt man im Teflin 
einen Frontangriff auf die ftarfe Poſition am Hofpiz nicht für vathfam. 
An der zumartenden Stellung wurden die Truppen und namentlich Die 
Geſchütze unzweckmäßig disloeirt, auch der Feind zu gering geſchätzt und 
der Wahtdienft deßhalb vernachläßigt. Unterdeß vermehrte fich die ſon— 
derbündiſche Macht allmählig auf 2000 Mann. Es galt die Nevoiti: 
rung des Kantons durch einen ftärkeren Einfall noch einmal zu verfuchen 
und öfterreichiichen Truppen, auf deren Hülfe 'man hoffte, .dven Weg zu 
öffnen. Starke Nebel und Schneegeſtöber degünftigten die Ausführung 
de3 Unternehmens. Am 17, Nov., früh Morgens, gefhah der Aufbruch 
vom Hofpiz im drei Golonnen. Der rechte Flügel marſchirte gegen 
Maderano, das Centrum drang auf dev großen Straße gegen Airolo 
vor, der linke Flügel fenkte fich über die Sella herab. Die Tefliner 
Truppen, etma 3000 Mann ftark, wurden gegen Mittag 1 Uhr, als fie 
fich gerade am Eſſen befanden, plößli überfallen, ohne dal; jie Zeit 
hatten, jih in Schlachtordnung aufzuftellen. Panifcher Schreden erfüllte 
das ganze Heer. Nur einzelne Haufen ſammelten fich zu -planlofer Ver: 
theidiqung. Am längſten hielt eine Abtheilung Scharfichügen Stand, 
aber von den übrigen Truppen verlaflen, in Front und Flanke bedroht, 
mußte auch diefe weichen. Die wilde Flucht ging unaufhaliſam, vier: 
zehn Stunden lang, gegen Faido, Biasca und Bellinzona hinunter. Um: 
fonft fuchten die Offiziere die Fliehenden zu fammeln und Widerftand zu 
leiften. Erſt hinter dev Moejabrücde konnten die jungen und undiscipli- 
nirten Teſſiner Soldaten wieder poftirt werden. Die Rettung verdanfte 
das Korps nur dem Dichten Nebel, in welchem der linfe Flügel der Son: 
derbundstruppen den Weg verfehlt hatte und deßhalb eine halbe Stunde 
zu fpät an dem Punkte anlangte, wo er den Rückzug gänzlich hätte ab- 
ſchneiden können. Der Ueberfall foftete die Tefliner gegen 30 Mann 
an Todten und Verwundeten, eine Anzahl GSefangener, viele Gewehre, 
Tornifter und Gepädwagen. In der Eile gingen aud Hut, Degen und 
Spauletten des Divifionsfommandantın verloren. Die fhimpfliche Af— 
faire warf einen Schatten auf das lange gänzlich vernachläfigte und erft 
in der lebten Zeit wenig verbejlerte Militärwefen des Kantons. Indeß 
erndteten die Sonderbündifchen von dem augenblidlicden Erfolg nicht die 
gehofften Vortheile. Ungehindert konnten die Sieger zwar bis Giornico 
und Biasca hinunterfteigen. Als aber weiterer Sufturs auöblieb, der 
von Wallis über den Nitfenen her erwartet wurde, während den Tefli: 
nern Hülfe von Graubünden aus zuzog, wagten fie e8 nicht, gegen die 
verſchanzte Poſition an der Moefa weiter vorzurüden. Erft zogen fie 
fi in eine Stellung bei Faido und Dazio zurüd. Auf die Wendung, 
die der Krieg unterdeß an anderen Orten nahm, mußten fie dann ganz 
auf die Höhe des Gotthards zurüdgehen und alle nicht durchaus noth— 
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wendigen Truppen eiligft nach Luzern entfenden. Die Revoltirung des 
Kantons Teſſin gelang auch diesmal nicht. Die erwarteten Oeftreicher 
liegen ji nirgends bliden. Durch die Diverfion wurde ein Theil der 
beten ſonderbündiſchen Truppen von dem Hauptichauplat des Krieges 
ferngehalten und konnte an den 'entfcheidenden Kämpfen feinen Antheil 
nehmen. Den Urnern blieb nur der Ruhm, noch einmal da Schreden 
verbreitet zu haben, wo fie einft als Herren regierten. Auch blieb "der 
Gotthard: Pak noch in den Händen der Sonderbündifchen, was den 
Flüchtlingen von Luzern bald zu Statten fommen follte. 

Durch den erften Beginn der Feindfeligleiten am St. Gotthard 
hatte ſich der eidgenöfjifche General in der Vervollftändigung feiner 
Truppenentwidlung nicht ftören laſſen. Allmählig war der Plan ficht: 
bar hervorgetreten, zuerft den ganz ifolirten Kanton Freiburg mit 
Uebermacht anzugreifen, während die übrige eidgenöffiiche Armee ſich 
Luzern und den andern Sondersbundsfantonen gegenüber auf der Defen: 
five ‚halten follte. Bon fonderbündifcher Seite fonnte man dem bedräng— 
ten Mitſtand nur durch ftarke Offenfivftöge von Wallis und Luzern aus 
Luft machen. In Wallis verweigerte indek der Staatsrath die Bol: 
macht zu einem vechtzeitigen Ausfall gegen Waadt. In Luzern ftritt 
jich der Kriegsrath über die Richtung eines Angriffs. Der Oberbefehls: 
haber Salis-Soglio wollte das Wertheidigungsfyitem überhaupt nicht 
verlajien. Eine Zeit lang mar die Umgegend von Zofingen und bie 
Grenze zwiſchen Puzern und Bern nur ſchwach beſetzt. Die Gelegenheit, 
die hier günftig fchien, um die Kantonnirungen der Divifion Donats zu 
iprengen, wurde nicht benutt. Das Augenmerk ging am Ende auf das 
Freienamt, wo man einen Aufitand hervorzurufen hoffte. Nachdem be: 
veit3 die Sihlbrüde, die den Teichteften Zugang zu dem Kanton Zug von 
der Zürcher Seite gewährte, verbrannt war, gelang es auch, die ftrate- 
giſch wichtige Sinferbrüde, die einzige fefte und fahrbare Brüde über 
die Neuß zwiſchen Bremgarten und Gislifon, die erft vor wenigen Jah: 
ven mit großen Koften neu bergeftellt war, zu zerftören. Die dort zur 
Bewachung aufgeitellte eidgenöffiihe Truppenabtheilung war zu ſchwach, 
jie zu vertheidigen und mußte fich zurüdziehen. Zugleich wurde ein 
glüdlicher Handitreih auf Kleindiet wyl ausgeführt. Hier an der 
äußerften Spite Aargau's, die tief hineinreicht zwifchen das Zuger: und 
Luzernerland, befand fich ein vorgefchobener, wenig wachſamer eidgenöj- 
ſiſcher Poſten, beftehend aus einer Compagnie zürcherifcher Truppen. 
Von dichtem Nebel begünftigt, fchlich in der Frühe des 10. Novembers 
ein Luzerner Bataillon über die Grenze, entwaffnete bie einzige auöge: 
ftellte Schildwache und umringte das Pfarrhaus, wo der Compagniechef 
eben den Situationsrapport vollendet hatte und mit den übrigen Offi— 
zieren am Frühſtücke ſaß. Den gefällten Bajonetten gegenüber hatten 


— 507 — 


diefe feine Antwort und fo wurde auch die übrige Mannfchaft, deren 
Gewehre am Wachthaufe ftanden, glüdlih aufgehoben, im Ganzen 
4 Offiziere und 41 Mann nebft zwei Quzernerifchen Flüchtlingen, bie 
dem Kriegsgericht überliefert wurden. Die empfindliche Lehre ging für 
die eidgenöffifhen Truppen nicht verloren. Der Sicherheitsdienft wurde * 
von da an mit größerer Sorgfalt geübt. Durch diefen Erfolg ermuthigt 
und durch die zunehmende Gefahr von freiburg getrieben, bejchloß der 
fonderbündifche Kriegsrath jebt, troß dem Widerftreben des Überbefehla- 
habers, einen ernftlichen Ausfall ins Aargauiſche Gebiet. Der Plan 
ging dahin, Muri zu nehmen, den linken ſchwächeren Flügel der vierten eidge— 
nöffifhen Divifion unter Gmür von der fünften Divifion unter Oberft 
Ziegler zu trennen und die Bevölkerung im Freienamt in Aufruhr zu 
verfegen. Der Einfall wurde in zwei Kolonnen unternommen, die fi 
in Muri vereinen follten. Gleichzeitig war ein Scheinangriff auf Men: 
ziten dazu beftimmt, das Kulmerthal in Alarm zu bringen. Die eine 
Hauptkolonne, von General Salis:Soglio felbft befehligt, fünf Ba— 
taillone, mehrere Scharfihütenfompagnien und zwei Batterien ſtark, 
rüdte, von dichtem Nebel begünftigt, auf dem linken Reußufer über 
Sind. und Merifhwanden gegen die oberhalb Lunnern, Ridenbad 
gegenüber, gefchlagene Schiffbrüde, welche das Zürcherifche Gebiet mit 
dem Freienamt verband. In jedem Dorf, durch welches die fonderbün: 
difhe Kolonne zog, ließ der Befehlshaber Sturm läuten, um ben fatho- 
lifhen Landfturn an fi) zu ziehen. Aber diefer wollte jich nicht jam- 
meln; vielmehr eilten Bewohner des Freienamts der Kolonne voraus, 
um der eidgenöfiihen Wache bei der Echiffbrüde den Anmarfch des 
Feindes zu melden. Lebtere, nur aus drei Kompagnien Infanterie, einer 
Scharfihübsentompagnie und der Zürcher Sehspfünderbatterie Scheller 
mit einer Pontonnierabtheilung beitehend, war zu ſchwach, um ein fo 
ſtarkes Korps im freien Felde zu empfangen. Sie zog ſich daher auf 
das rechte Reußufer zurüd und begann die Brüde abzubrehen. Kaum 
am Werk, langten Unterwaldner Scharfihüsen mit gellendem Rufe an. 
Ihnen folgte die Artillerie auf dem Fuße und eröffnete ein Tebhaftes 
Feuer. Die eidgenöſſiſche Batterie ermiderte fräftig und demontirte bald 
ein jonderbündifches Geſchütz. Mit großer Kaltblütigkeit vollbradhte die 
Genieabtheilung das jchwierige Geſchäft, den noch ftehenden Theil der 
Brüde abzuſchwenken. in Theil der eidgenöffiichen Scharfſchützen fonnte 
nicht mehr hinübergelangen und mußte unter dem feindlichen Kugelregen 
auf Pontons an das jenfeitige Ufer gebracht werden. Vergebens ver, 
juhten die Sonderbündler dur immer heftigeres Feuer die eidgenöſ— 
fiihe Mannſchaft zu erfchüttern. Anzwifchen rief der Kanonendonner eine 
zweite zürcherifche Batterie herbei. Nachdem Salis-Soglio fi von der 
Abtragung der Brüde und der Nuslofigleit eines meiteren Gefechts 
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überzeugt hatte, befahl cr den Rüdzug. So gelang e8 den Eidgenofien, - 


diefen wichtigen PVoften gegen dreifache Uebermadt zu behaupten. Ob: 
aleich das lebhafte Feuer eine Stunde währte, war der gegenfeitige Ver— 
luft doch nur gering (die Eidgenofjen hatten 3 Todte und 12 Verwun— 
dete, während die Sonderbündler ihren Berluft nur auf 5 Vermunbdete 
angaben, ) theils wegen der großen Entfernung, in der geſchoſſen wurde, 
theils weil die Schüffe beidfeitig zu hoch gingen. Die fonderbündifche 
Kolonne jette den während des Gefechtes eingehaltenen Marſch fort. 
Bei der Abenddämmerung erreichte die Spite derfelben die Hügel von 
Muriegg, eine Biertelftunde von Muri. Hier wurde fie von den vor: 
gefchobenen eidgenöflischen Truppen mit lebhaften Feuer empfangen. Da 
in Muri felbit bereitS eine größere eidgenöfjiihe Macht concentrirt war 
und Salis-Soglio über das Schidjal der anderen Kolonne in Ungewiß— 
heit blieb, wagte er es bei der eingetretenen Dunkelheit nicht, weiter 
vorzugehen, fondern trat den vollen Rückzug gegen Gislifon an. 

Die zweite Hauptkolonne, unter Führung von Oberſt Elgger, 
etwas ſchwächer wie diejenige des Oberbefehlshabers, war am Morgen 
von Hitzkirch abmarfhirt, um über den Lindenberg Muri zu erreichen, 
wo jie fih mit der erften Kolonne vereinigen ſollte. Ein Nebenkorps 
unter Oberftl. St. Denis Hatte diefelbe von Schongau aus zu unter: 
fügen. Aber zwei Landwehrkompagnien weigerten fich bier, über die 
Grenze zu gehen, und zogen nach Schongau zurüd. Dadurch wurde jede 
fräftige Diverfion von dieſer Seite verhindert. Als Elgger das von 
Salis-Soglio an der Reußeck gegebene Signal hörte, glaubte er nad 
der Richtung des Schalles die Verbindung am bäldeften über Geltwyl 
bewerfitelligen zu können. Er rückte jomit raſch gegen diefes Dorf vor, 
das nur von zwei Nargauer Kompagnien befegt war. Am Nebel ver: 
fehlten die zur Umgehung des Dorfes entfendeten Truppen den rechten 
Weg und geriethen unmittelbar in da8 Dorf, Dadurh wurde Elgger 
an dem rechten Gebrauch feiner Artillerie verhindert. Als die Sonder: 
bündler anrüdten, waren die beiden Nargauer Kompagnien gerade am 
Mittagefjen, aber raſch ftellten jie fich zur Wehr und hielten eine Zeit 
lang im Dorfe muthig Stand. Nachdem einer ihrer Hauptleute gefallen 
war, zogen fie fich außer das Dorf auf die Ebene gegen Muri zurüd, 
ohne inder von dem Feind verfolgt zu werden, der im dichten Nebel 
ihre geringe Zahl nicht erfannte. Elgger mußte während des Gefechtes 
mit einem Theil feiner Artillerie in eine bequemere Stellung auf die 
Höhe des Berges zurüdgehen. Die Schwierigkeiten im Wenden der 
Geſchütze und der Lärm des Gemwehrfeuers bradten die Trainmannjchaft 
in Verwirrung; im Glauben, die Eidgenoſſen rüdten fiegreih vor, floh 
fie mit einer Piece nah Hitzkirch zurück. Ein Wallifer Bataillon floh 
mit, in wilder Unordnung, bis Luzern. Umfonft trieben die Dffiziere 
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wieder gegen den Feind, die Fliehenden gehorchten feinem Befehle ınehr. 
Da unterdeß nichts das Herannahen der Kolonne von Salis-Soglio 
verfündete, verlor Elgger die Hoffnung, feine Verbindung mit diefer 
herzuftellen und trat den Rüdzug gegen Hibfirh an. Unterwegs ſchloß 
er das Korps von St. Denis, das vor den von Sarınenftorf her ans 
dringenden Eidgenofjen gewihen war, feiner eigenen Kolonne an. Bei 
Geltwyl blieben eidgenöffiicher Seite 3 Todte und 15 ſchwer Verwundete. 
Die Sonderbündler gaben ihren Verluft nur auf 1 Todten und 7 Ver: 
wundete an. *) 

Auf gleiche Weiſe mißlang der Scheinangriff auf Menziken. Kaum 
waren die dazu verwendeten fonderbündifchen Truppen, vom Landſturm 
aus der Umgegend von Münfter unterftüßt, oberhalb Menzifen ange: 
langt, fo wurde das Dorf von ihrer Artillerie beichoflen und dabei ein 
Haus in Brand geftedt. Diefes plößlihe Bombardement verurſachte 
allgemeinen Alarm. Durch das ganze Kulmerthal ertönte der General: 
marjch, heulten die Sturmgloden, rüdten Milizen, Bürgerwachen und 
Landflurm gegen die Grenzen, Die Sonderbündler fahen ſich in Front 
und Flanken von den Eidgenofjen bedroht und zogen fich nach vergebli- 
hen Demonftrationen gegen Abend nah Münſter zurüd. Endlich fand 
am gleichen Tage noh ein Scheinangriff vom Zugergebiet gegen das 
zürcheriſche Dorf Kappel ftatt. So unbedeutend er war, erregte er doch 
großen Allarm im Bezirk Affoltern, der ſich bis nach Zürich verbreitete. 
Aber durch die rafchen Anordnungen des Divifionsfommandanten Gmür 
wurde er mit leichter Mühe abgewehrt. 

So waren alle Dffenfiv:Unternehmungen der Sonderbündler miß: 
glüdt. Es gelang weder die eidgenöfjischen Linien zu durchbrechen, noch 
die Aufruhrsfahne im Freienamt aufzupflanzen. So wohlberechnet aud) 
die Angriffe zu fein fchienen, jo mußten fie doch am Mangel einer tüch- 
tigen Oberleitung fcheiterın. Die Kolonnen waren ohne die nöthige Ver: 
bindung. Aufgebotener Landfturm zog nach Luzern, ftatt gegen die 
Grenze. In Luzern wußte der Kriegsrath den ganzen Tag nichts von 
dem Gange der unternommenen Erpedition. Die gänzliche Erfolglofig- 
feit diente nicht wenig zur Entmuthigung der fonderbündifchen Truppen, 
während die tüchtige Haltung der eidgenöfliihen Truppen, die, viel 


*) Elgger kann in feiner Geſchichte des Feldzugs nicht Schuld ‘genug auf die 
Oberleitung jchieben. Die Expedition in's Freienamt fcheint uns indeh hauptſäch— 
lich durch die Eilfertigkeit gefcheitert zu fein, womit die Elgger'ſche Kolonne fid) 
ſchon um 2 Uhr Nachmittags zurüdzog. Das Dorf Geltwyl war eingenommen 
und, wie Elgger felbft ſich ausdrüdt, „verſchwand der Feind im Nebel.” Xrot der 
Flucht der Wallifer hHinderte ihn nichte, mit dem übrigen Korps vorzugehen. 
Elgger wäre dann ungefähr zu gleicher Zeit wie Salis vor Muri eingetroffen und 
die Erpedition leicht von Erfolg geweſen. 
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ſchwächer, dem Ueberfall Stand gehalten, die Zuverficht auf diefer Seite 
bob. In Luzern beforgte man anfangs das fofortige Nachrüden der 
Eidgenofjen. Der Oberbefehlshaber Salis-Soglio ließ fait ſämmtliche 
Truppen dorthin marſchiren. Dadurch wurde das linke Reufufer und 
das Hitzkircherthal gänzlich entblößt. Ohne den geringiten Widerftand 
zu finden, konnte Oberft Ziegler mit Truppen feiner Divifion über 
Schongau und Lindenberg bis Müßwangen im Kanton Luzern vorrüden, 
Wohl heulten die Sturmgloden in allen Grenzgemeinden, aber der Land: 
ſturm rüdte erſt aus, als die eidgenöffifhen Truppen wieder in ben 
Kanton Aargau zurüdgelehrt waren, ohne einen Feind gefehen zu haben. 
Die Erpedition hatte feinen andern Zweck, ald einen Fleinen Gegenbe- 
ſuch zu machen und gleichzeitig die Stellung und den Geift der gegne- 
riſchen Truppen zu erforfhen. Zu einer ernftlichen Dffenfive hatten die 
djtlichen Divifionen der eidgenöffiihen Armee noch feinen Befehl. Sonft 
hätte ein raſches Nachrücen vielleicht hingereicht, das erſchrockene Luzern 
ſchon zum Falle zu bringen. 

Während diefer erfolglofen Ueberfälle in's Aargauiſche Gebiet jekte 
General Dufour ungeftört die begonnene Operation gegen Freiburg 
fort. Bereits war das Freiburgifche Gebiet durch Die Bewegungen gänz- 
ich abgeſchnitten. Zur Ausführung des endlichen Angriffs wurde die 
erſte Divifion (Rilliet), die zweite Divifion (Donats), eine Brigade der 
dritten Divifion (Burdhardt) und endlich die berniſche Refervedivifion 
(Odfenbein) verwandt, im Ganzen gegen 25,000 Mann, mit einer Ar: 
tillerie von 54 Gefhüsen unter Befehl des Dberften von Orelli. Der 
Hauptangriff follte von der Weitfeite auf dem linken Saaneufer gegen 
die Stadt felbft gefchehen, während Scheinmandver auf dem rechten 
Saaneufer den Feind täufhen mußten. Bon Freiburgifcher Seite hatte 
man Alles aufgeboten, um die von Natur ſchon mohlbefeftigte und von 
Thürmen, Mauern und Gräben umgebene Stadt zu ſchützen. Rings 
auf den Hügeln waren Redouten, Schanzen und Minen angebracht. Berhaue 
und Gräben fperrten die zu der Stadt führenden Straßen. Dreiund— 
dreißig Geſchütze ftanden auf den verfchiedenen Punkten der ausgedehn— 
ten Vertheidigungslinie. Den Hauptangriff erwartete man nicht von der 
MWaadtländer, fondern von der Berner Seite, wo man fich deßhalb am 
ſtärkſten gerüftet hatte. Durh die Weigerung des Bezirks Murten, 
gegen die Eidgenofjen zu marſchiren, war in der Streitmacht Freiburgs 
eine fühlbare Lücke entjtanden. Die Regierung hatte e3 nicht gewagt, 
energiich gegen die Widerfpenftigen aufzutreten. Statt den Bezirk zu 
bejegen, drüdte fie in einer Proflamation nur ſachte ihr Befremden und 
Herzeleid aus, daß die Tieben Mitbürger von Murten der Sache des 
Sonderbunds ihren Beiftand vermweigerten. Nach Bericht des Oberfom- 
mandanten Maillardoz fol die wirklich verfügbare Macht nur aug 
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5000 Mann regulärer Truppen und 5—7000 Mann Landſturm be- 
ftanden haben. So lange es galt, blos zu imponiren, wurden die mili- 
tärifchen Kräfte amtlich bedeutend Höher angegeben. Bon allen Seiten 
durch die eidgenöfjiihe Armee eingefchlofien, blieb der Kanton ohne alle 
Kenntniß von den Vorgängen in den übrigen verbündeten Ständen. Die 
militärifhen Recognofeirungs-PBatrouillen brachten nur vage, meiftens 
arundlofe Gerüchte. Maillardoz, fonft ein erfahrener und entfchlofjener 
Militär, konnte unter ſolchen Umftänden an keine Ausfälle denkten. Dazu 
hatte er zu wenig reguläre Truppen, namentlih zu wenig Artillerie. 
Sein Plan war daher, fi) rein auf der Defenfive zu halten. Schult— 
heiß Wed dagegen, auf ein vom Himmel fommendes Wunder hoffend, 
war anderer Meinung und drang beftändig auf Ausfälle, was zu Zwie— 
ftigfeiten Anlag gab. Der Oberfommandant war ſchon im Begriff, 
feine Entlafjung einzureihen. Nur die vollftändige Billigung feines 
Verfahrens von Seite des Staatsraths hielt ihn von dem Entſchluß zu: 
rück. Als die fichere Kunde von dem Anrüden der eidgenöffifhen Ko: 
lonnen fam, verlor die Regierung ihr Bertrauen. Unruhig und in ban- 
ger Erwartung harrte die Bevölkerung des Angriffe. Die von den 
Kefuiten in Ausſicht geftellte Mutter Gottes, die in den Wolfen erfchei- 
nen und die heilige Stadt in ihren befonderen Schu nehmen follte, ließ 
fich nicht bliden. Das Austheilen von Medaillen, Amuletten und Ro— 
jenfrängen, die ſchuß-, ſtich- und hiebfeſt machen follten, genügte nicht, 
den Muth aufrechtzuhbalten. 

Die eidgenöfliiden Kolonnen hatten am 10. November ihren Ein: 
marfh in den Kanton begonnen und ftanden am 12. größtentheil® vor 
der Stadt, wo fie im Regen, unter freiem Himmel, mwohlgemuth Bei: 
wacht hielten. Die erjte Divifion unter Rilliet, von Bulle und Romont 
wegen der Minen, Berhaue und Gräben, die alle Straßen fperrten, 
langſam vorrüdend, vollendete am 13. die enge Einfhliekung der Stadt. 
Sofort forderte Dufour die Freiburger Regierung auf, freiwillig zu ihrer 
eidgenöffifhen Pflicht zurüdzufehren. Ein Parlamentär brachte die Dies: 
fälligen Kapitulationsvorihläge an den Staatörath. Diefer berief eine 
Kriegsverfammlung. Die Meinungen waren hier getheilt. Die meijten 
Offiziere, darunter der Oberlommandant, erklärten, daß, wenn einerfeits 
Luzern und die Heinen Kantone und anderſeits Wallis eine entjchiebene 
Bewegung zum Entjage Freiburgs verfuchten, man ſich behaupten könne; 
da aber aus Allem hervorgehe, daß dieß nicht gefchehe, jo fei es un— 
ug, die Sachen bis auf den Punkt fommen zu laſſen, wo man ohne 
Rettung überwältigt werde. Der Staatsrath Fonnte noch zu feinem un: 
mittelbaren Befchluß kommen. Während der Berathung liefen von meh: 
reren Seiten Berichte ein, daß der Feind rafch gegen die Stadt vorrüde. 
In der troftlofen Ausfiht wurde befchlofien, einen Waffenftillftand nad: 


zufuchen, und zu diefem Zwecke der Kanzler Vonderweid als Parlamen: 
tär abgeſchickt. Mit offenen Augen durfte derfelbe durch das eidgenöſ— 
jiiche Lager gehen. Dufour gewährte den Waffınitilljtand bis zum an: 
deren Morgen jieben Uhr, Der Anblid der eidgenöſſiſchen Rüftungen 
wirkte jo niederfchlagend auf den, Parlamentär, daß dieſer bei feiner 
Nüdkunft unbedingt zur Kapitulation rieth. 

Unterdek war die eidgenöffifche Divifion Rilliet in ihrer einge: 
nommenen Bojition bemüht, fich die Flanken zu fichern und diefe vom 
Feinde zu ſäubern. Der Befehl zum Waffenftillftand Fonnte hier wegen 
der Entfernung und des Zuſtands dev Wege nicht überall zu rechter 
Zeit anlangen. Noch am 13. gegen Abend entfpann jich vor der Nedoute 
bei Bertigny ein lebhaftes Gefecht. Don Landftürmern beunruhigt, 
drang ein eidgenöfliiches Corps in einen Wald bei Cormanon und jagte 
die hier aufgeftellten freiburgifchen Truppen in die Flucht. Als Hierauf 
die Eidgenöffishen am jenfeitigen Saum des Waldes in der Nähe der 
Redoute angelangt waren, wurde mit dem Kommandanten derfelben par: 
lamentirt und Einftellung der Feindfeligfeiten bi3 zum anderen Morgen 
verabredet. Aber noch ehe fich die Eidgenöffiihen aufer Schußweite der 
Schanze befanden, feuerten freiburgifhe Scharfſchützen aus derfelben , 
die eidgenöfjiihen Scharfihügen erwiederten, das Geſchütz der Redoute 
fpielte und das Gefecht war im Gange. Ueberrafcht durch die unerwar: 
teten Yeindfeligkeiten ftellie fi der hier fommandirende eidgenöflifche 
Dberft Veillon an die Spike eined Bataillons und führte dajjelbe, un: 
terftüßt von ciner Scharfihügenfompagnie, das Gewehr im Arnı, bis 
an den Graben der Redoute. Unterdeß war aber die Nacht angebro= 
hen und die Dunfelfeit fo groß, daß die nahe liegenden Gegenftände 
und bie Tiefe des Grabens nicht mehr erkannt werden fonnten. Plötz— 
lich verbreitete fi der Auf, die Schanze fei minirt; darüber entftand 
Verwirrung; ein Theil der Soldaten wich zurüd; allen Bemühungen Beil: 
lon's und feiner Offiziere gelang es nicht, den Graben zu überschreiten und Die 
Redoute mit Sturm zu nehmen. Indeß marfchirten die Truppen in guter 
Ordnung zurüdf und bivoualirten in der Nähe des Feindes. Während des 
Gefechtes war eine Batterie zu ungünſtig aufgeftellt und konnte, in Nebel und 
Dunkelheit gehüllt, nicht gehörig ripoftiren. Bei dem raſchen Bordringen 
hatten die Waadtländer ſtark gelitten, Ihr Verluſt beftand in 7 Todten 
und 50 Verwundeten. Dufour beffagt in feinem Bericht diefes Opfer, 
das gänzlich unnüg war. Den Bruch des Waffenftillftands fchreibt er 
dem Zufall zu, der hier feine verderblihe Rolle ſpielte. Mic es ſcheine, 
hätten Schüffe, welche aus einem ver nahe gelegenen Gehölze fielen, die 
VertHeidiger der Schanze zu dem Glauben veranlaft, fie feien umgan: 
gen und würden von Seite der Schanzenkehle angegriffen. Zum Theil 
mag die Ungeduld des Divifionskommandanten Rilliet Schuld geweſſen 
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fein, der gerne vafch vorgedrungen wäre und gewiſſe Vorbehalte machte, 
die den Freiburgern nicht vecht Mar wurden. 

Noch einmal bivoualirte die eidgenöffische Armee mwohlgemuth und 
in befter Ordnung vor der Stadt. Am Sonntag, den 14. November 
früh Morgens, rüftete fich die ganze Linie zum entjcheidenden Kampf; 
die legten Brigaden waren eingerüdt, die Bataillone entfaltet, die Bat— 
terien zu einem Ylankenangriff aufgeführt. Ernft und ruhig harrten die 
Truppen auf da3 Signal. Da erfchienen — nachdem Dufour eine Ber: 
längerung des Waffenjtilitands abgefchlagen hatte — Barlamentäre von 
Freiburg im Hauptquartier zu Belfaur und fchlofien, ehe man es er- 
wartete, eine Kapitulation ab. Der Staatsrath, in ſich uneinig, hatte 
die legte Hoffnung auf einen Widerftand aufgegeben. Aber Feines der 
verfammelten Mitglieder wollte jih mit der Unterhandlung befafjen. Die 
- Sendung in’s eidgenöffifche Lager mußte dem Syndik Ddet und dem 
Advofaten Müßlin übertragen werden. Nach der Kapitulation verpflich— 
tete fich die Freiburger Regierung, dem Sonderbund undedingt zu ent= 
fagen. Die eidgenöfjiihen Truppen fjollten im Laufe des Tages Befik 
von der Stabt nehmen, die Freiburger Mannſchaft unverzüglich entlafjen, 
die Waffen des Landſturms im Zeughaus abgelegt werden. Bon eidge— 
nöffifcher Seite wurde Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums und 
kräftige Unterftügung der Behörden in Erhaltung ber öffentlihen Ord— 
nung zugefagt. Anjtände, die nicht in's militärische Gebiet gehörten, 
follten dem Entfcheid der Tagſatzung unterliegen. Der Freiburger Ober: 
fommandant, der die Nacht bei den Truppen geblieben war, hatte eine 
Kenntnig von dem, was im Staatörath vorgegangen. Noch dachte er, 
fich zu vertheidigen und hatte dafür feine Anordnungen getroffen. Nad) 
abgejhlofjener Kapitulation wollte man ihn mit Auflöfung der Truppen 
und Entwaffnung des Landſturms beauftragen; allein Maillardoz cr: 
Härte, daß er die Kapitulation, namentlich wegen der Entwaffnung des 
Landfturms, nicht für ausführbar halte, jedenfalls jich nicht damit be— 
fafje; an der Regierung, welche die Kapitulation abgejchlofien, ſei cs, 
biefelbe den Truppen befannt zu machen; mit der Auflöfung der Trup— 
pen betrachte er fich ebenfall3 als entlaſſen. Kaum war die Kapitulation 
in der Stadt felbft unter den Truppen befannt, jo fehrieen dieſe über 
Derrath. Nah Angabe von Maillardoz hätten die Soldaten dringend 
- gebeten, man möge jie zum Kampfe führen; noch, meint er, hätten fie 
tapferen Widerftand geleiftet. Diele zerfchlugen ihre Gewehre und zer: 
riffen die Fahnen. Eine Scene wilder Aufregung entftand, als der Land— 
fturm feine Waffen vor dem Rathhaus niederlegte und das Militär ab: 
309. Aus der Menge ging das Geſchrei, die heilige Jungfrau habe 
über den Schanzen der Stadt geſchwebt und den fichern Sieg verficert. 
Ein Trupp fammelte fi wieder und ließ Generalmarſch fhlagen. Die 
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ganze Stadt gerieth in Bewegung. Haufen drangen, Rache drohend, 
der Kanzlei zu. Staatsräthe und Truppenfommandanten mußten ſich 
aerbergen, um Mifhandlungen zu entgehen. Erſt durch die Dazwiſchen— 
kunft des Herbeigerufenen Biſchofs, der vorher mit allen Mitteln aufges 
wiegelt hatte und nun abmwiegeln mußte, fonnte der Tumult beſchwichtigt 
werben. *) 

Am Laufe des Nachmittags zog die Diviſion Rilliet, die zur einft- 
weiligen Beſetzung des Kantons bleiben follte, in gefchloffenen Kolonnen, 
unter dem Rauſchen der Feldinufif, in die Stadt. Ein Theil der Be: 
völferung empfing die Eidgenoſſen mit Jubel und unter dem Ruf: „EI 
lebe die Eidgenoffenfhaft! nieder mit dem Sonderbund! nieder mit den 
Jeſuiten!“ Aus den Häufern der Freifinnigen wehten eidgenöffifche Fah— 
nen. Die Wohnungen der Batrizier dagegen waren geſchloſſen. Kaum 
hatte der Einzug begonnen, al8 eine bunte Maſſe Freiburger Bürger in 
den Thurm Jacquemart eilte und die politifchen Gefangenen, die hier 
feit dem letzten Aufftand ſchmachteten, befreite. Unter Jubel und Ge: 
fang führte man diefe durch die Straßen in den Schooß ihrer Familien 
zurüd, Bei dem Verfchwinden alles bisherigen Anſehens konnte in den 
erften Tagen ein anarchiſcher Zuftand nicht außsbleiben. Auf dem Lande 
trieben ſich noch bewaffnete Landſtürmer herum, ſchoſſen auf eidgenöſſiſche 
Schildwachen und griffen Patrouillen an. Die Feindlichfeiten “führten 
zu einzelnen Akten ſchwerer Vergeltung von Geite der eidgenöffifchen 
Truppen.**) In die Stadt drang allerhand Gefindel. Die bisher un: 
terdrüdte Parthei machte ihrer Erbitterung gegen die Anftifter jo vielen 
Unheils Luft. Bei der konfefjionellen Gereiztheit und im erſten Sieges— 
übermuth gab ſich zum Theil auch das eidgenöſſiſche Militär argen Zucht: 
lofigfeiten hin. Im den Anftalten der Jeſuiten und in den Klöſtern 
wie in den Wohnungen einzelner Sonderbundshäupter wurde Vieles 
verwüſtet oder als Beute fortgefchleppt. Die Väter Jeſu jelbft waren 
in aller Eile geflohen. Nur ihre Werthichriften und Archive hatten fie 
rechtzeitig in Sicherheit gebradt. Lange nährten fie im Ausland den 
Glauben, daß der Sonderbund felfenfeft ftehe und Freiburg in feine 
Gefahr komme. Bis kurz vor Ausbruch des Krieges behielten fie ihre 
vielen Zöglinge im Penfionat zurüd. Auswärtige Gejandte mußten fich 
zum Theil für die jchleunige Abreife derjelben bemühen. Um den Er: 


*) Siehe: Rilliet- de Constant, Fribourg, Valais et la premiere 
division. Berne 1848. 


**) So wurde ein Kaplan (Duc), den man als Bauer verfleidet bei den feind- 
feligen Landftiirmern fand, erichoffen, als ev ſich der Gefangenschaft durch die Flucht 
zu entziehen ſuchte. Die deßhalb vor Kriegsgericht gezogenen eidgenöffifchen Offiziere 
und Soldaten wurden freigeſprochen. 
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ceſſen zu jteuern, erklärte Rilliet die Stadt in Belagerungszuftand, er: 
ließ einen ſcharfen Tagesbefehl und bedrohte jede militärifche Pflichtver: 
leßung mit der ganzen Strenge des Geſetzes (16. Nov.). Dufour gab 
den weiteren Befehl, die Urheber der Unordnungen friegsgerichtlich zu 
beurteilen und die Bataillone, bei denen fi die Schuldigen fänden, 
proviforifch in ihren Kanton zurüdzufchiden. Im Ganzen erwies bie 
Unterfuhung, daß die Exceſſe nur zum Eleineren Theil den eidgenöſſiſchen 
Truppen zur Laft fielen, dag Meifte auf Rechnung eines zügellofen oder 
aufgebrachten Volks kam. 
Nach der Unterwerfung Freiburgs mußte es ſich nothwendig um 
eine andere Ordnung im Kanton handeln. Noch vor dem Einzug der 
eidgenöſſiſchen Truppen hatte die alte Regierung ihre Gewalt in die 
Hände einer Kommiſſion niedergelegt, die bis zur Verſammlung des Gr. 
Raths die Geſchäfte fortführen ſollte. Die bezeichneten Mitglieder dieſer 
Kommiſſion lehnten indeß den Auftrag ab. Ein Theil des Staatsraths 
verſammelte ſich darauf noch einmal und ließ bei dem Diviſionskom— 
mando Aufſchluß darüber verlangen, was unter den in der Kapitulation 
genannten „Behörden“ verſtanden ſei, da die Regierung ſich noch nicht 
aufgelöst Habe. Rilliet mochte die Frage von fi aus nicht entſcheiden, 
fondeın wandte jih an den DObergeneral. Dufour erflärte, daß er unter 
den freiburgifchen Behörden feine andere gemeint Habe, als die Regierung, 
nit welcher er die Kapitulation abgeſchloſſen und welcher er gerathen 
habe, den Gr. Rath zu verfammeln, um ihre Gewalt in dejjen Hände 
zu legen. Dabei habe er jedoch keineswegs daran gedacht, dieje Regie: 
rung durch eidgenöſſiſchen Schuß zu garantiren. Die Tagſatzung felbft 
legte die Kapitulation dahin aus, daß durch jie die alte Regierung nicht 
als rechtmäßig fortbejtehend anerfannt fei. Zur dauernden Bazififation 
fahte jie indeh noch Feine beftimmten Befchlüffe. inftweilen wurden 
drei Nepräfentanten (Stodmar von Bern, Neinert von Solothurn und 
Srivaz von Waadt) gefchiet, um fich über die Weife der Decupation 
mit dem Truppenfommando in’s Einvernehmen zu jeßen und der Tag: 
ſatzung beförderlic Bericht und Anträge zu dringen. Nöthigenfalls ſoll— 
ten diejelben von fich aus die geeigneten Mafregeln treffen. Inzwiſchen 
hatten die Freiburger Flüchtlinge, die mit der eidgenöfjifchen Armee zu: 
rücgefehrt waren, in Verbindung mit den angejehenften Liberalen der 
Stadt und Umgegend, ſchon am 15. Nod. Schritte zur Herftellung 
einer neuen Ordnung gethan, die der Eidgenoſſenſchaft Gewähr gegen 
jede Wiederholung der Rebellion geben follte. In einer Verfammtlung 
von etwa HON Bürgern — die im geichloffenen Naum des Theaters 
jtattfand, da der Plabfommandant feine Berfammlung im Freien ge: 
ftatten wollte — wurde Auflöfung des Gr. Raths und Finfeßung einer 
proviforifchen Regierung mit den ausgebehnteften Bollmachten befchlofjen, 
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fämmtliche feit dem Beitritt zum Sonderbund geflofienen Alkte der ge: 
jeßgebenden und vollziehenden Gewalt null und nichtig erflärt, alle Un— 
terfuhungen wegen politifcher Vergehen aufgehoben, den dur die Ver: 
folgungen betroffenen Bürgern Entfhädigungen verheißen, endlich der 
neu zu wählende Gr. Rath als konftituirende und gefeßgebende Behörde 
beftimmt. An die Spite der proviforifchen Regierung wurde der unter 
ben Flüchtlingen durch Intelligenz und Energie am meijten hervorragende 
Julian Schaller, Sohn des verftorbenen Schultheißen, gewählt. 
Sobald die eidgenöfjischen Repräfentanten (16. Nov.) anlangten, zöger: 
ten dieſe nicht, die proviforifhe Regierung anzuerkennen. Bereit war 
von der alten Regierung nichts mehr zu finden. Bor einer ftürmifchen 
Demonftration Freiburger Bürger im Kanzleigebäude mußte auch der 
legte Schatten der bisherigen Autorität fchwinden. Die meiften Staats- 
räthe flohen nach Neuenburg oder in's Ausland. Die proviforifhe Re: 
gierung faßte fofort den Beihluß: „In Erwägung, daß der Zutritt des 
Kantons Freiburg zur antinationalen Verbindung des Sonderbunds 
bauptfählih das Werk der Jefuiten und ihrer Affiliirten fei und Ange: 
ſichts des Tagſatzungsbeſchluſſes, welcher den Jefuitenorden für unver: 
träglih mit dem Frieden und der Ruhe der Schweiz erkläre” — feien 
die Jefuiten und ihre affiliirten Körperfchaften (Ligorianer, Marianer, 
Brüder der hriftlichen Lehre, Schweitern vom heiligen Joſeph, vom heil. 
Vincenz von Paula und vom heil. Herzen) für immer aus dem Frei— 
burger Gebiet verbannt, jo daß fie künftig unter feinem Namen und 
Vorwand fi im Kanton niederlafien oder Eigenthum erwerben, noch 
öffentlichen oder privaten Unterrichtsanftalten vorftehen dürften. Alle 
den genannten Orden und Kongregationen angehörigen Perfonen follten 
den Kanton binnen dreimal vierundzwanzig Stunden verlaſſen. Ihre 
Güter wurden als Staatsgut erflärt und deren Ertrag für den öffent: 
lien Unterricht beftimmt. In Folge des Beſchluſſes verließen 25 Je— 
juiten, die noch bei dem Bifhof Marilley Zuflucht gefunden hatten, unter- 
Escorte den Kanton. 

So ſchloß vorläufig der erfte Aft des großen militärifch-politifchen 
Drama's. Freiburg war ruhmlos gefallen, zum Spott der früheren 
prahleriſchen Herausforderungen. Die Regierung hatte das Volk erft 
getäufcht und außgebeutet, dann preisgegeben und ſchimpflich im Stich 
gelajjen. Bis zum letzten Augenblid — fo klagt Maillardoz fich felbft 
und die Regierung an — begriff man nicht, daß man eine Aufgabe 
übernommen babe, die gänzlich über die Kräfte ging. *) Der Sefuiten: 
orden ſah ſich plößlich von feinem Thron in der Michelsburg herabge: 

3) Maillardoz felbft wurde dagegen von feinen Genofjen des halben Verraths 
bezüchtigt. Siehe feine Erflärungen über die Borgänge in Freiburg, abgebrudt in 
Gaullieu, la Suisse en 1847. Gendve 1848. 
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mworfen und um feine mächtigen Anftalten gebracht. Alle Mittel des 
Fanatismus und der ganze Wunderfram, auf die er fich feft verlieh, 
Tonnten die Herrlichkeit nicht retten. Nur von der finjteren Saat, die 
er in dreißigjähriger Wirkfamkeit ausgeftreut, blieb noch jo Vieles zurüd. 

Kaum war die Kapitulation mit Freiburg geſchloſſen, fo hatte der 
größere Theil der eidgenöſſiſchen Armee Befehl erhalten, fi gegen die 
inneren Sonderbundäfantone zu wenden. Die Nachricht von den Ein- 
fällen in's Nargauifche Gebict beftimmten den Obergeneral, die Opera: 
tionen zu befchleunigen.. Ohne die Stadt Freiburg zu betreten, reiste 
er fofort mit feinem Stabe nah Narau, um von dort aus die eriten 
Bewegungen zu leiten. Bor dem Angriff erließ er noch einmal einen 
Tagesbefehl, der den Truppen nachdrücklich Schonung der Wehrlofen- 
und der Kirchen empfahl, fomwie einen Aufruf an die Luzerner, zu den 
Pflichten gegen die Eidgenoſſenſchaft zurückzukehren und die einrüdende Armee 
durch feine Beleidigungen zu reizen. Nach dem Feldzugsplan follte die 
Divifion Gmür Zug nehinen und von da mit dem größten Theil ihrer 
Kräfte Luzern von der Oftfeite bedrohen, während eine andere Abthei- 
lung die Aufgabe hatte, die Divifion Ziegler bei dem Angriff auf das 
verſchanzte Terrain bei Gislikon zu unterftüßen. Die beiden Divifionen 
des Zentrums, Burkhardt und Donats, follten, die eine von Willifau, 
die andere von Surfee, Münfter und Hitzkirch aus, gegen die Nordfeite 
von Luzern operiren. Endlich war die bernifche Refervedivifion dazu 
beftimmt, das Entlebuch zu befegen und Luzern von der Weftfeite anzu: 
greifen. Alles richtete fi fo auf den einen Punkt, die Stadt Luzern, 
während Uri, Schwyz, Unterwalden und Wallis nur beobachtet blieben. 
Dabei ließ fich vorausfehen, daß, wenn auch eine Divifion nicht glüd- 
lich war, doch das großartige gleichzeitige Zufammenmirkfen der übrigen 
Kolonnen nothmendig ein ficheres Nefultat haben würde. 

Die erfte Bewequng, die gegen Zug ausgeführt wurde, hatte einen 
ſchnellen Erfolg. Diefer Meine vorgefhobene Kanton befand fih am 
meiften blo3geftellt und mußte bei dem Anpral um fo eher verzagen, 
ala das fonderbündifche Regiment hier mit einer nicht geringen eidge— 
nöſſiſch gefinnten Oppofition, deren Hauptfit im Städtchen Zug felbit 
war, zu thun hatte und von den übrigen Sonberbundsfantonen feine 
träftige Unterftügung erhielt. Kaum waren daher an der Grenze gegen 
Knonau einige Scharmütel zu Ungunften der Zuger Truppen ausge: 
fallen und die eidgenöffifchen Vorpoften bis Steinhaufen vorgedrungen, 
fo verlor die Regierung allen Muth und beeilte fi, Parlamentäre ab- 
zuſchicken, um über die Unterwerfung zu unterhandeln. Die Kapitulation 
wurde im eidgenöfliihen Hauptquartier zu Aarau abgejchlofjen, nur un— 
ter dem Vorbehalt einer Genehmigung des Landraths. Vergeben jandte 
der fonderbündifche Kriegsrath den Staatsfchreiber Bernhard Meyer nad) 
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Zug, um diefe Natifitation zu Hintertreiben und Hülfe zu verfprechen. 
Dem Vorwurf der Treulofigfeit entgegnete man im Yandrath, daß die 
Schuld nur da zu fuchen fei, woher keine Unterftügung gefommen; Ge: 
neral Salis habe die perfönliche Vertheidigung des Kantons beftimmt 
zugefihert ; num da die feindlichen Batterien gegen Zug gerichtet feien, 
laſſe fi fein Mann bliden. Somit genehmigte der Landrath die Ka— 
pitufation mit IL gegen 21 Stimmen. Dim Gonderbundskriegsrath 
wurde fofort Anzeige davon gemadt. Ein Bote überbradhte das Schrei: 
ben dem Präfidenten Siegwartsiüller. Diefer gerieth darüber in fol: 
chen Zorn, daß er mit den Füßen ftampfte und ausrief: „Man wird 
den Zugern die Nachtkappe ſchon wieder auffegen.” ALS der Bote eine 
SEmpfangsbefcheinigung verlangte, ergriff Siegwart einen Fetzen Papier 
und fchrieb darauf: „Den Empfang des Zuger’schen Verraths befcheinigt 
Siegwart-Müller. Luzern, den 23. November 1847.* Sobald ein 
Signal die Kapitulation als vollendet verkündet Hatte, rückten die eid— 
genöffiihen Kolonnen in den Kanton ein. Das Städtchen Zug war 
beim Einzug feitlich beleuchtet. Eidgenöffishe Fahnen flatterten in Menge 
aus den Fenftern. Jubelnd erſcholl der Ruf: „Es eben die Eidgenof: 
fen! nieder mit dem Sonderbund!* Ohne Mühe war ein zweiter Ring 
in der Siebenerfette gefprengt und hatte den eidgenöffischen Befehlshaber, 
wie Freiburg, „nur Märfche gekoſtet.“ 

Nah der Kapitulation von Zug follte der entfcheidende Schlag ge: . 
gen das Herz des Sonberbunds gefhehen. Bereit3 war der Kanton 
Luzern von zwei Drittheilen der eidgenöffifchen Armee wie mit Riefen- 
armen umflammer. Mit düftern Ahnungen erwartete man in Luzern 
den Angriff. Die frühere Prahlerei Hatte allmählig verftummen müſſen. 
Die verunglüdten Einfälle in's aargauifhe Gebiet raubten zuerft den 
Muth. Die Truppen verloren da3 Vertrauen zu ihren Führern, fo wie 
diefe fih auf die Tapferkeit der Mannfchaft nicht mehr recht verlichen. 
In den Kämpfen von Geltwyl und Lunnern waren die zuverläffigften 
Bataillone verwendet worden, aber vor wenigen‘ Kompagnien und Ge: 
ſchützen waren fie gewichen. Die von Wallis herübergefommenen Trup— 
pen wurden fo fhwierig, daß ber Sefuitenpater Noh zu ihmen gefchidt 
werden mußte, um jie neu anzufeuern. Bei einzelnen Kompagnien rief 
man laut, ihre Regierung habe jie auf die Schlachtbant geführt. Auch 
die Sperre wirkte nachtheilig auf die Stimmung; der Mangel an fe: 
bensmitteln wurde immer fühlbarer. Noch größere Verlegenheit be: 
ftand in der Aufbringung der Geldmittel. Alle Betteleien um auswär: 
tige Hülfe führten nicht zum gewünſchten Ziel. Die niederfchlagende 
Nachricht von dem Fal Freiburgs wurde einige Tage verheimlicht, dann 
Volk und Truppen in einer Heinlauten Proklamation mitgetheilt. Die 
eidgenöſſiſch Gefinnten vermochten ihre Freude über die baldige Erlöfung 
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nicht zu unterdrüden. Dadurh wurde das Miftrauen der Regierung 
gegen fie gefteigert. Um fie unſchädlich zu machen, wurden in mehreren 
Gemeinden der Aemter Surfee und Willifau alle Bürger, die nicht bei 
der Miliz oder dem Landſturm eingefchrieben waren, mit Hülfe einer 
mobilen Kolonne entwaffnet und viele dort niedergelafjene Schweizer: 
bürger weggewiefen. Die glänzende Waffenthat in Teffin konnte den 
Muth nicht heben. Für die eigentliche Entfheidung war nichts damit 
gewonnen, vielmehr eine Kerntruppe von dem Haupifriegsichauplak ent- 
fernt. Dem fonderbündifchen Kriegsrath war es nicht möglich, zu einem 
feften Sriegsplan zu fommen, Der Oberbefchlshaber befand fich nie 
mit dem Chef des Generaljtab3 im Einklang. Bereits vor der Kapitu- 
lation von Zug vieth der öſtreichiſche Fürſt Schwarzenberg, nicht das 
Aeußerſte zu wagen, fondern Unterhandlungen anzufnüpfen. Noch über: 
wog zwar der Entfhluß zum Widerftand, aber die Mafregeln zur Ver: 
theidigung wurden ohne den nöthigen Zufammenhang getroffen. Bei 
dem Anrüden der eidgenöfjishen Maſſen entſchloß ſich der Oberbefchls- 
baber, alle Truppen hinter die Neuß und Emme zurüdzuzichen und die 
außerhalb liegenden Theile des Kantons ohne ernjthaften Kampf zu’ 
überlajfen. Dies wurde indeß fahrläffig vollzogen. Beim NRüdwärts- 
marfchiren in die Vertheidigungslinie wurde die Bofition der Aufftellung 
nicht überall angemwicfen, die Kommandanten nicht gehörig bezeichnet, der 
Landfturm, der durch das Zurüdziehen feine Stützpunkte verlor, ohne 
die nöthigen Inſtruktionen gelajjen und an cinem felbftitändigen majjen: 
haften Wirken gehindert. *) 

Hatten die Freifhaaren früher Luzern ausſchließlich auf der Weft- 
feite bedroht und den Gütſch als den Schlüffel zum Ziel genommen, fo 
wurde jet vom cidgenöfjiihen Oberkommando die Ditjeite als die ſchwä— 
here Seite angejchen und gegen diefe der Hauptſtoß unternommen, 
Hiezu mußten die Diviſionen Ziegler und Gmür nebft dem linken Flü— 
gel der Diviſion Donats zuſammenwirken. Der jonderbündifhe Be: 
fehlshaber felbit Hatte, den Hauptangriff auf diefer Seite erwartend, 
mit dem Kern feiner Truppen hinter dev Neuß auf dem NRotherberge 
und an der Gislikoner Brüde Poften gefaßt. Die Stellung war nicht 
ohne bedeutende Terrainvortheile, aber die fonderbündifchen Anordnungen 
waren mangelhaft getroffen. in Theil der Truppen blieb außer dem 
Bereihe, wo er an dem bevorftehenden Kampfe Hätte Theil nehmen 
fönnen; die Hauptmacht befand jich auf einer Linie von anderthalb Stun- 
den vertheilt, ohne rechte Verbindung unter fi, beinahe überall der 
Ausdehnung wegen genöthigt, fich in Plänfeleien aufzulöfen; nirgend 


*) Siche: Beiträge zur Geichichte des inmern Kriegs in der Schweiz, von einem 
Luzerniſchen Meilizoffizier. Baſel 1848. 


eine Mafje noch Referve. Die Artillerie ftand batterienmweife auf einer 
und derfelben Straße aufgeltaffelt und nicht blos die Brigaden, fondern 
felbft die meiften taftifchen Einheiten zeigten fi fo zwecklos zerftüdelt, 
daß jede geregelte Leitung des Gefechts dadurch erſchwert wurde. *) 

Bei dem Angriff auf diefe Stellung fiel der vom Freienamt her 
operirenden Divifion Ziegler die hauptfächlichfte Aufgabe zu, indem fie 
den Feind im Centrum zu durchbrechen hatte. Zwei Brigaden berfel: 
ben (Ealoff und König) überfchritten am 23. November, die cine bei 
Sins, die andere bei Oberrüti, die Neuß und rüdten gemeinſchaftlich 
vor. Eine dritte Brigade (Müller) mit der Referveartillerie (unter 
Dberft Denzler) hatte die Aufgabe, die Verfhanzungen von Gislikon 
vom linfen Reußufer au3 anzugreifen. 

Die Brigade Egloff nahm ihre Richtung mehr in der Tiefe, gegen 
Honau, fi rechts bis an die Neuß, links bis an den Fuß des Rother: 
berg3 ausbehnend. Das Terrain war ſchwierig; man mußte über Grä- 
. ben fohreiten und mit Bäumen bebedte Hügel erfteigen. Die Luzernifche 
Artillerie Eonnte in den Verſchanzungen von Honau ein wirffames Feuer 
unterhalten. Indeß gelang es den eidgenöſſiſchen Batterien, von dem 
Flankenfeuer der Neferveartillerie jenfeit3 der Neuß unterftiitt, den Geg— 
ner hinter Honau zurüdzumerfen. Raſch drangen bie eidgenöffiichen 
Truppen durch das Dorf nad. Mehrere Häufer gingen bier in Slam: 
men auf. Der Feind fuchte noch mehrere Male fich zu poftiren, aber 
umfonft. In vollem Trab fprengte die Solothurner Batterie Ruft bis 
‚zu den erften Häufern von Gislikon vor und eröffnete ein Tebhaftes 
Feuer. Allein von den nachrüdenden Truppen erhielt ein Bataillon, 
das unter das direkte Feuer einer Schanze von Gislifon gerieth, einen 
folden Kartätfhenhagel in's Geficht, daß es zurüdwich; ein zweites Ba- 
taillon folgte demfelben bis Hinter eine nahegelegene Kiesgrube. mei 
andere Bataillone rüdten dagegen vor und fchloffen den Drt enge ein. 
Aber plöglih entlud fi gegen diefe Truppen ein ſolches Infanterie= 
und Artilleriefeuer, daß die vorgefchobenen Jäger nit mehr Stand 
hielten; die Batterie Ruſt, die fich nicht mehr unterſtützt ſah, mar ge: 
nötbigt, mit Hinterlaſſung eines Geſchützes, ſich zurüdzuziehen. Es be- 
durfte der ganzen Kraft der Brigabeführer, um die Truppen in Orb- 
nung zufammenzuhalten. Als auch das letzte Bataillon zu wanken 
dien, ergriff Major Schorrer die Fahne, pflanzte fie neben ſich auf 
und rief: „Schweizer, wißt ihr, was das heißt.” Durch foldhes Bei: 
fpiel ermuthigt, hielt das Bataillon feiten Stand. Allmählig wurde das 
Gefecht wiederhergeftelt und von Neuem zum Angriff gefchritten. Noch 


*) Siehe: Franz von Elgger, des Kantons Luzern und. feiner Bundesge · 
noſſen Kampf gegen den Radilalismus, pag. 381. 
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mar der Sieg unentfhieden. Da ließ Oberft Ealoff die Berner Zmölf- 
pfünderfompagnie Mol zum Vorrüden kommandiren. Dieſe faßte in 
der Höhe eine geſchütztere Rofition, als die Batterie Ruſt innegehabt 
hatte, und eröffnete ein wirkfames Feuer. Bald fam auch die übrige 
Artillerie heran. Unter dem Schube des Feuers drangen jetzt fämmt: 
lihe Truppen wieder vor und zwangen ben Feind, die Befeftigungen 
von Gislikon zu verlafien. Mit großer Tapferkeit hatte fi befonders 
die Luzerner Batterie Mazzola gewehrt. Während des Gefechtes ward 
ber fonderbündifche Oberbefehlshaber durch einen Granatenfplitter an 
ber rechten Schläfe verwundet, aber muthig außharrend, führte er das 
Kommando fort. ALS er mit feinen Truppen nicht mehr Stand halten 
konnte, zog er fih nah Ebifon zurüd. Au dem Erfolg der Bundes- 
truppen hatte die Brigade Müller mit der Referveartillerie auf dem 
linfen Ufer der Neuß wenig oder nichts beitragen können, da fie feine 
günftige Stellung gewinnen fonnte, um die Berfhanzungen von Gisli— 
fon zu beſchießen. | 

Während die Brigade Egloff im Thale fämpfte, operirte die Bri— 
gade König theils auf den Abhängen bes Rotherberges, theild gegen 
den Grath des Berges. Längs der Mitte der Bergabhänge hatten die 
Sonderbündifchen vortrefflicde Bofitionen inne. Schon war ein feitwärts 
von Honau gelegenes Plateau erreicht, als ber bier vorrüdende rechte 
Flügel der Brigade von einer waldigen Anhöhe herab von einem hefti- 
gen Tirailleurfeuer empfangen wurde. Es galt den Feind aus dieſer 
Stellung zu vertreiben. Wiederholt wurden die Jäger, melde die An- 
höhe erflimmen follten, unter dem Hurrahgeſchrei der Feinde zurüdge: 
drängt. Da führte der Divifionstommandant Ziegler, der nebſt fei- 
nem Abjutanten vom Pferd geftiegen war, die Jäger und Bataillone 
perfönlih im Sturmfcritt den Berg hinan. Obgleih die Maffe an— 
fänglih in Verwirrung gerieth und zum Theil zurüdwich, gelang e8 dem 
fräftigen Sporn des Divifionsführers doch bald, die Poſition zu nehmen. 
Damit war eine Hauptaufgabe erfüllt. Diefer, Flügel der Brigade 
fonnte auf den Bergabhängen vordringen und die im Thal kämpfende 
Kolonne wirkſam unterftüben. Der andere Flügel, der den Grath des 
Berges zu gewinnen fuchte, wurde dagegen noch aufgehalten. Die auf 
der Höhe aufgeftellten Schwyzer Truppen leifteten bei der Kapelle von 
St. Michael kräftigen Widerftand und behaupteten fi, bis der Rüd- 
zug der fonderbündifchen Hauptftreitfräfte von Gislifon fie gegen Abend 
nöthigte, die Stellung zu räumen und fich gleichfalls gegen Ebikon zu- 
rüdzuziehen. Nachdem die ganze feindliche Linie auf der Weitfeite des 
Rotherbergd und bei Gislikon durchbrochen war, fonnten ſich die beiden 
Brigaden Egloff und König in Roth vereinigen und bier ihren Bivouak 
einrichten, 


Mittlerweile waren auch die Operationen der Divifion Gmür, Die 
in Verbindung mit der Divifion Ziegler von Zuger Gebiet aus vor: 
rüdte, von Erfolg. Zwei Brigaden berjelben (Ritter und Isler) hatten 
die Beltimmung, den Rotherberg auf der Dftfeite zu umgehen, Die 
Straße von Küßnacht und Meggen zu gewinnen und die Dftfeite ver 
Stadt Luzern zu foreiven, während die dritte Brigade (Blumer) den 
nordöftlichen Theil des Kantons Schwyz bedrohte und die dortigen Trup— 
pen befhäftigte, um ihre Aufmerkfamkeit von dem Hauptplatz des Kam: 
pfes abzulenken. Die DVertheidigung auf dieſem Terrain mar dem 
Dberften Mbyberg übertragen, der ſich durch die Diverfion in der 
March veranlaffen Tieh, zunächft an den cigenen Kanton zu denken. Mit 
einem beträchtlichen Theil feiner Macht zog ſich derſelbe an dem Rigi 
hin nach Arth, wo er den Pak Goldau am Fuße des Roßberges ver: 
legte. Diefe Bewegung, die mehr einer Netivade, als einem überlegten 
Manöver gli, entzog dem Bertheidigungsplan wefentliche Kräfte. Daher 
befanden ji in der zu deckenden Stellung zwifhen Buonas und 
Meierstappel nur zwei Schwyzer Batailione mit einigen Kom: 
pagnien Scharfihügen und etwas Landſturm, anfangs ohne Artillerie, 
Non den vorrüdenden ceidgenöfliichen Truppen ftieß jedoch die Brigade 
Kitter bei Buonas auf lebhaften Widerftand. Ein Bataillon, das die 
feindlihe Stellung zu umgehen fuchte, gerieth in Verwirrung und fing 
an zu weichen. Das Feuer einer zu Hülfe gefchidten Batterie erfchüt: 
terte indeß den Feind. Das Bataillon konnte wirder vorrüden und die 
Dewegung ausführen. Die Sonderbündler flohen theils rechts nad) den 
Höhen des Rotherbergs, theils wurden fie links auf den Kicmenberg 
geworfen und abgeſchnitten. Der Pak von Meiersfappel war frei und 
das Centrum der Stellung durchbrochen. Beide Brigaden rüdten vor 
und drangen in Meiersfappel cin. Bon Hier wandte fich die Brigade 
Ritter über Böfchenrath und den Kiemen gegen Küßnacht. Die Trup: 
pen fanden zu ihrer VBerwunderung die Befeftigungen am Kiemen un: 
befeßt, rüdten über einen breiten Bah und Fletterten raſch den Berg 
hinan, wo fie von den Kugeln der ſchwyzeriſchen Artillerie empfangen 
wurden. Dieje wich, als eine eidgenöffifhe Batterie anlangte und ihr 
Teuer eröffnete. Da ſich die Schwyzer zudem von einem Bataillon, das 
gegen Immenſee marfchirte, umgangen jahen, verließen jie den Kiemen 
und nahmen zwifchen Immenſee und der Tellsfapelle Stellung. Die 
Brigade Ritter befehte den Kiemen und bivoualirte auf dem füdlichen 
Abhange, von wo fie die Straße nah Küßnacht und Arth beherrichte. 
Unterdeß hatte fich die Brigade Isler rechts gewandt und den Weg von 
Udligenſchwyl eingefchlagen. Kaum hatte jie Meierskappel verlafjen, 
als ſich ihr drei feindlihe Bataillone entgegenwarfen. Der Landiturm: 
oberſt Pascal Tſchudi Hatte von Luzern aus den hier kämpfenden Son: 


derbündlern Unterftügung zugeführt. Ein heftiges Tirailleurfcuer Inallte 
von den Höhen von Udligenſchwyl den VBorrüdenden entgegen. Zahl: 
reiche eidgenöſſiſche Plänfler brachen jedoch den Widerjtand im kurzer 
Zeit und zwangen den Gegner zum Weiden. Auf dem Berge fuchte 
derjelbe noch durch Täufchung zu imponiren, indem er eine Menge Flci: 
ner Fähnchen mit ſich führend, mehrfach defilirte. Das Feuer einer 
Batterie und die raſch vorrüdenden Tirailleur3 machten der Gaukelei 
ſchnell ein Ende. Die Sonderbündler verließen ihre ganze Stellung und 
zogen fi) über den Grath des Berges gegen Luzern zurüd. Die Bri— 
gade Isler befehte Udligenfhmyl ohne weiteren Widerftand und be- 
30g hier ihren Bivouat. Die Schwyzertruppen hatten ji im Ganzen 
tapfer gewehrt. Ihr Kommandant Abyberg blieb unterdeß ruhig in ſei— 
nem Hauptquartier zu Art) und Lonnte von hier aus, jtatt des Aufz 
ganges der Sonne von Morgarten, den unaufhaltfamen Rüdzug feiner 
Leute mit dem Fernrohr beobachten. Dies war feine wefentlichite Be: 
theiligung, an dem Kampfe für „Ehre, Freiheit und Religion.” Erſt 
Ipät Hatte er auf dringendes Anfuchen einige Rompagnier und etwas 
Artillerie zu Hülfe geſchickt. | 

So war die ganze fonderbündlerifhe Nofition am Notherberg und 
bei Gislifon von den Eidgenofjen genommen. Die ſiegreich vorgedrun— 
genen Divifionen Ziegler und Gmür ftanden in enger Verbindung und 
waren faum zwei Stunden von Luzern entfernt. An den verfchiedenen 
Kämpfen des Tages mochten von cidgenöflifher Seite etwas mehr als 
12,000 Mann unmittelbar Theil genommen haben, während die Son: 
derbündler etwa 4 bis 5000 Mann reguläre Truppen und I800 Mamn 
Yanditurm in’3 Gefecht brachten. Der Berluft der Angreifenden war 
verhältnigmäßig nur gering. Die fonderbündifche Artillerie Hatte Feinen 
jicheren Spielraum in gedrängten Schlachtordnungen gehabt und die 
Schützen auf dem Berge [hoffen fait immer zu hoch; ihre Kugeln Kir: 
ten in den Bajonnetten der Eidgenojien,. brachen fie zufammen und durch— 
bohtten die Tſchakkos, aber verwundeten und tödteten nur wenige. Das 
ſchwere Gefhüg hatte unter dem Luzernern übel gewirkt; eine Zwölf: 
pfünderfugel ſchlug durch ein doublirtes Bataillon und riß ein Dusend 
Soldaten nieder. Zu Honau mie am Berge waren mehrere Häufer in 
Brand gerathen. Im Uebrigen belief ſich auch der jonderbündifche Ver: 
(uft im Ganzen nicht Hoch. *) 

Mittlerweile drang auh das Centrum der eidgenöfjifchen Armee 
auf allen Seiten gegen die Stadt Luzern vor. Die Divifion Donats 
war unter unbedeutendem Widerftand einzelner Landſturmrotten, aber 


*) Der Bericht von Dufour gibt die Zahl der von der eidg. Armee bei Honau, 
Meierstappel und Gisliton Gefallenen auf 25, dev VBerwundeten auf 116 an. Der 
Berluft der Sonderbündler wird nur auf 17 Todte und 67 Berwundete beredjnet. 
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unter mühevoller Wegräumung der vielen Berhaue, von Hikfirh und 
Münfter bis gegen die Reuß vorgerüdt. Am Abend des 23. November 
bivouafirten ihre drei Brigaden bei Holzhof, Eſchenbach und Inwyl. Die 
Divifion Burdhardt zog im zwei Kolonnen über Buttisholz und Men: 
zenau nad Rußwyl an die Emme, um am folgenden Tage über diefen 
Strom zu gehen und Littau zu nehmen. 

Härteren Stand hatte der äuferfte rechte Flügel der eidgenöffiichen 
Armee, dic Berner Referveabtheilung unter Ochſenbein, die, ſechs 
Bataillone und ſechs Scharfihüßenfompagnien ftarl, mit 16 Vierpfün— 
berfanonen, den Weg durch das Entlebuh nahm. Die Sonderbündler 
ftellten hier nur ein Landwehr: und drei Landfturmbataillone mit einer 
Scharfſchützenkompagnie unter Oberbefehl de3 Major Limacher entgegen. 
Mühſam vorrüdend langte die Berner Divifion am Abend des 22. vor 
Schüpfheim an. Hier entfpann fich ein längeres, Ichhaftes Gefecht, das 
unentfchieben blieb und - dem die Nacht ein Ende machte. Die Berner 
lagerten eine Biertelftunde vor Schüpfheim. Am andern Morgen be: 
gann der Kampf wieder. Die fonderbündifche Artillerie hatte ſich in. 
der Nacht bei der St. Wolfgangsfapelle verfhanzt. Die Schüten der 
Sandftürmer ftanden auf einer Anhöhe und fchoffen maſſenweiſe hernicder. 
. Das heftige feindliche Feuer brachte die Berner einen Nugenblid zum 
Weichen. Von dem Divifionsfommandanten angefeuert und unter dem 
Shut ihrer Artillerie drangen fie indeß wieder vor und nahmen den 
Hügel weg, den die Luzerner befett Hielten. Diefe zogen . weiter rück— 
wärts und hielten mit ihrer ſchwachen Artillerie in einer vortheilbaften 
Stellung beim Kapuzinerflofter noch einmal muthig Stand. Von vorne 
und auf den Flanken drangen die Berner vor, aber dreimal wurden fie 
von dem Kartätfchenhagel der beiden Gefchüse und dem lebhaften Ge- 
wehrfeuer der feithaltenden Bedeckung zurüdgemorfen. Da ging die 
Munition der Luzerner Artillerie auf die Neige. Bis zum lebten Schuffe 
barrte der tapfere Führer (Hourier Türig) aus. Endlich mußte die 
Stellung aufgegeben werden. Nah ehrenvollem Widerftand gegen die 
Uebermadt zogen ſich die fonderbündifhen Truppen auf die Bramegg 
zurüd. Die Berner Divifion rüdte an dem Tage noch bis zum Dorfe 
Entlebud vor. Hier mußte fie abermals bivouakiren. Ihr Verluft in 
den Kämpfen belief fi auf 7 oder 8 Todte und 41 Vermundete. Auf 
Seite der Sonderbündler fielen 4 Todte und 25 Verwundete. Zu 
Eſcholzmatt und Schüpfheim brannten mehrere Häufer nieder. Die Er: 
innerung an die Gräuel nad der sFreifchaarenniederlage trieb die Berner 
zu argen Zuchtlofigfeiten und einzelnen Akten blutiger Rache. 

So war am Abend des 23. Novembers die Armee des Sonder: 
bunds von allen Seiten in die Nähe von Luzern zurüdgedrängt. Noch 
ließ fich für den nächſten Tag ein blutiger Widerftand erwarten. Erft 
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bie Hälfte des fonderbündifchen Heeres hatte ſich am den Gefechten be- 
theiligt. In vortheilhaften Stellungen konnte man der allerdings weit 
überlegenen eidgenöfjishen Armee wenigitens fo weit die Stirne bieten, 
dak die Niederlage eine chrenvolle gewejen wäre. Der Oberbefehlähaber 
dachte auch noch daran, die Stellung von Ebikon zu behaupten und lich 
die nöthigen Bertheidigungsanftalten treffen. Auch Oberft Elgger, der 
die Emmenlinie zu Halten hatte, rüftete zu fortgejegtem Widerjtand. 
Aber ſchon gaben die Häupter des Sonderbunds Alles verloren. Kaum 
hatte eine Depefche des Oberbefehlshaber die Gemwißheit des Rückzugs 
von Gislikon gebracht, jo geriethen Kriegsrath und Regierung in Angſt 
und Verwirrung. Ohne daran zu denken, Zuzern weiter zu behaupten, 
trafen fie ſchleunigſt alle Anftalten zur Flucht. Salis erhielt die Wei: 
fung, wenn jeder weitere Widerftand vergeblich fein follte, mit dem eid- 
genöffiihen Kommando für Uebergabe der Stadt in Unterhandlung zu 
treten und ſich mit den Truppen in die Urkantone zurüdzuziehen, um 
hier die DVertheidigung fortzufegen. Dann begann die Einjhiffung auf 
einem bereit gehaltenen Dampfichiff. Im aller Eile wurden die eidge- 
nöſſiſche Kriegskaſſe und andere Staatögelder, Siegel, Dokumente, Lebens— 
mittel u. f. w. aufgepadt. Schaaren von Klofterfrauen nebit vielen 
Geiftlihen, vor Allem die Väter Jefu, bejtiegen das Rettungsboot. Den 
Schluß bildeten die Mitglieder der hohen Behörde mit einer Polizei: 
Abtheilung. Dem Dampfihiff mußten Schleppigiffe angehängt werben. 
Segen ſechs Uhr ftieß man vom Ufer. Ein feltfames Bild wie die dicht 
gedrängten Fahrzeuge mit dem bunten Gemifh von kürzlich noch fo 
trogigen ſonderbündiſchen Staatsmännern, Kriegshelden, Pfaffen, Nonnen 
und Yandjägern auf mondbeleuchteter Fluth zwiſchen den majeftätiichen 
Ufern des Bierwaldftätterfee’s dahin glitten! Erſt in Flüelen fchöpften 
die Geängftigten wieder Athem. Bon hier erflärten die entwichenen 
Luzerner Regenten in einer Proflamation noch mit dreifter Stirne: Wenn 
fie auch gezwungen jeien, der Gewalt zu weichen und das Gebiet des 
Kantons Luzern zu verlafjen, jo feien fie nichtsdeſtoweniger die recht: 
mäßige Landesobrigkeit; mit Gottes Hülfe fünne die Zeit wieder kom— 
men, wo e3 ihnen gegeben jei, in der vollen rechtlichen Stellung zurüd: 
zufehren. 

Die Borbereitungen zum Abgang des Dampfer8 hatten während 
des Tages vom Bublitum in Luzern nicht unbemerkt bleiben können. 
Aber in der Dunkelheit erfannte man nicht, daß die Mitglieder der 
Behörden ſich mit einfchifften. Noch beteten die fonderbündifhen Trup- 
pen, nichts ahnend, an ihren Wachtfeuern den Roſenkranz und empfingen 
gläubig die geweiheten Zeichen, die noch zum Siege führen follten. Um 
die Flucht der Regierung und des Kriegsraths ſowohl der eigenen Armee 
als dem Feinde zu verheimlichen, ertheilte Oberft Elgger, der Chef des 
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Generalſtabs — der am Abend von der Emmenlinie, wo er vor dem 
nächſten Morgen feinen Angriff erwartete, nach der Stadt fam und hier 
feine Regierung mehr fand — den Befehl, jämmtlihe Stadtthore zu 
Ichließen und ohne fpezielle Erlaubniß des Platzkommando's, mit Aus: 
nahme der Offiziere des Generalftabs Niemand aus der Stadt oder in 
diefelbe zu laſſen. Aber bereit3 hatte auch der Oberbefehlshaber nach 
der Weifung des Kriegsraths allen weiteren Widerftand aufgegeben und 
ji) mit feinen Truppen von Ebifon zurüdgezogen. Auf feine Anzeige, 
daß er Willens fei, den Eidgenoffen einen Waffenftillftand anzubieten, 
um die Stadt zu retten, erflärte jih der Stadtrath zur Vermittlung 
bereit. Noch hielten die militärifchen Führer eine Art freiwillige Kriegs- 
verfammlung. Salis:Soglio theilte feinen Entſchluß mit, auf jede fer- 
nere Dertheidigung zu verzichten und mit dem Waffenjtillitand eine Ka: 
pitulation einzuleiten. Der Rath der anmejenden Offiziere ging aus— 
einander. Die Mehrzahl neigte ſich noch zur Fortführung des Kriegs, 
da mehr als die Hälfte der Armee ſich noch nicht gefchlagen habe. Aber 
Salis beharrte bei feinem Entſchluß, indem er nach der Flucht der 
Kricgshäupter jede Fortſetzung des ungleihen Kampfes für unnütz hielt, 
Nachdem er den Auftrag zum Abſchluß eines Waffenftilftands ertheilt 
hatte, verlieh er die Verfammlung und reiste ab. Bei der zunehmen: 
den Verwirrung wollte Niemand mehr die NWerantwortlichfeit des Ober: 
fommando’s übernehmen. Elgger erklärte, daß er, da feine Stellung 
als Chef des Generaljtabs faftiich nicht mehr anerkannt fei, Luzern ver: 
lajjen werde; Sonnenberg ſah ſich nach Entfernung der Regierung nur 
noch als Privatmarnn an; RR Koft, der im Felde geſtanden Hatte, 
verjicherte, nachdem die Regierung ſchimpflich entflohen jei, werde er kei— 
nen Schuß mehr thun; Schultheiß Rüttimann, aud Divijionär, ſagte 
und that, wie es fcheint, nichts. Aber auch mit einer Kapitulation wollte 
fih Niemand befaffen. Einer nah dem Anderen verſchwand während 
der Nacht, der Chef des Generalftabs jo gut wie der Oberkommandant, 
nicht minder die fremden Herrlichfeiten. Die Artillerie von Uri und 
das Kontingent von Ob- und Nidwalden waren bereitS abgezogen. in 
Theil der Wallifer Truppen ging gleichfallS der Heimath zu, ein andes 
ver Theil blieb in Luzern, um fich friegsgefangen zu geben. So legte 
fih auch die letzte Kampfbegierde. Endlih ging ein Parlamentär in 
das Hauptquartier von Dufour, dad von Yarau nah Sins verlegt 
worden war. Der General verlangte einfah, daß den eidgenöffiichen 
Truppen die Thore der Stadt geöffnet und auf den höchſten Thürmen 
die eidgenöfjische Fahne als Zeichen der Unterwerfung aufgepflanzt werde, 
Unterdek war es jet auch unter den fonderbündifchen Truppen allgemein 
befammt geworden, daß die Kriegsbehörden fich geflüchtet hatten. Es er: 
hoben fich einzelne Klagen und Wuthausbrüche, daß man jie auf fo 
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unverantwortliche Weife im Stiche gelafjen. Auf Anordnung des Miliz: 
infpeftorS legte man indeß die Waffen ohne Schwierigkeiten ab und 
Alles zerſtreute ih. Am Morgen (24. Nov.) war Luzern von den 
vielen Milizen und dem Landfturm gefäubert. Die Bevölkerung riß die 
Pallifaden und majjiven Holzwände, welche während vielen Wochen mit 
gropen Anitrengungen erbaut worden, in wenigen Biertelftunden nieder. 
Als die Antwort aus dem eidgenöflifchen Hauptquartier fam, wurde fo: 
fort auf zwei Thürmen die eidgenöffifhe Fahne aufgepflanzt und eine 
Abordnung des Stadtraths abgefandt mit der Erflärung: daß die Ne: 
gterung des Kantons Luzern fich faktiſch aufgelöst und in ihrer großen 
Mehrheit entfernt habe; daß die Thore offen jtänden, die Milizen mie 
der Landfturm entwaffnet jeien und die eidgenöſſiſchen Truppen mit Zu— 
trauen empfangen würden. Um 11 Uhr begaun der Einmarih. Nach 
einander rüdten Abtheilungen der Divijionen Ziegler, Donats, Gmür 
und Burdhardt in die Stadt, im Ganzen 24,000 Mann, während 16,000 
Mann draußen blieben. Jubelnd empfing jie die liberale Bevölkerung, 
Bon allen Fenftern flatterten voth und weiße Fahnen. Während des 
Einzugs und eine Zeit lang nachher war die Ordnung wie aufgelöst. 
Der durch Gemwaltmaßregeln aller Art darniedergehaltene Unwille fuchte 
fich Luft zu machen. In dem von den Jeſuiten bewohnten ehemaligen 
Tranzisfanerklofter wie in einzelnen Häufern der Sonderbundshäupter 
fanden Ercefje und Verwüftungen ftatt. Der Keſſelthurm wurde erbro: 
hen und Taufende drängten ſich herzu, um den Kerker zu jehen, in 
welhem Dr. Steiger gefchmachtet hatte. Mit den politijchen und mili— 
tärifchen Gefangenen geriethen zufällig auch einige gemeine Verbrecher in 
kurze Freiheit. 

Die anı Abend vorher noch etwas zurüdgebliebene berniſche Ne: 
jervedivifion war am Morgen, ohne auf den geringjten Widerftand zu 
jtoßen, über die Bramegg gezogen. Als jie fih Malters nahte, wo die 
Freifhaaren jene fürchterliche Niederlage erlitten, ermahnte Ochienbein 
die Divifion in einer Anrede, Feine unedle Rache zu üben. Die Truppen 
folgten diefer Mahnung, befuchten auf dem Kirchhofe das Grab, in wel: 
chem fich die 26 Leichen der damals Gefallenen eingefenft befanden, und 
hielten dort eine kurze erhebende Todtenfeier. Nur das Wirthshaus zum 
Klöfterli, das in jener jchauerlichen Nacht als Blodhaus gedient hatte, 
blieb nicht ganz von Zerftörungen verfhhont. Ohne die Stadt zu be: 
rühren, nahm die Divifion, ‚der Ordre gemäß, ihre Standquartiere zu 
Kriens, Horw und Winkel und trat dann den Rückmarſch in die Heimath an. 

Wie in Freiburg mußte es fih auch in Luzern um eine andere 
Ordnung handeln. Die bloße Unterwerfung Fonnte weder den Kanton 
nod die Gidgenofjenichaft vor neuem Unheil bewahren, Die entwichene 
Regierung hatte jeden Anſpruch verwirkt, noch als rechtmäßige Negierung 
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angefehen zu werben. Der größtentheils liberal gefinnte Stadtrath, auf 
den jich die Augen der angefehenften Bürger richteten, trug anfangs 
Bedenken, die Verantwortlichkett einer proviforiihen Leitung zu über: 
nehmen. Aber die Umjtände drängten, die Bande waren gelöst, von 
fonderbündifcher Seite wurde noch fanatiſch gewühlt. So ergriff der 
Stadtrat) unter Zuzug von acht angejehenen Männern vom Lande die 
proviforifchen Zügel und erhielt von Dufour die Zuſicherung militärischen 
Schutzes. Eine Volksverſammlung unter Leitung von Dr. Adolf Her: 
tenjtein bejtätigte dieſelbe, jtellte indeß, auf den hauptfädlichiten Sporn 
der mit der eidgenöfjiihen Armee zurüdgelehrten Flüchtlinge, an der 
Spite Dr. Robert Steiger, verfchiedene Verlangen. Eines der Mitglie: 
der des Stadtrath3 (der Jejuitendruder Räber) mußte von der provi— 
forifchen Behörde fern bleiben. Die Jefuiten und ihre Affiliirten jollten 
innert dreimal 24 Stunden au dem Kanton Luzern für immer fortge- 
wiefen werden. Die Mitglieder der entflohenen Regierung und bes 
Gr. Raths, die ala Urheber ber Sejuitenberufung und ala Stifter des 
Sonderbunds anzufehen feien und ſich nicht zu Protofoll dagegen ver: 
wahrt hätten, ſeien in Anklagezuftand zu verfegen. Dagegen ſollten alle 
feit dem 8. Dezember 1844 wegen politiiher Vergehen Verurtheilten 
ober noch zu beurtheilenden Perſonen wieder in ihre politiſchen und 
bürgerlichen Rechte eingefeßt und die daherigen Prozeduren als null und 
nichtig erklärt werden. Sobald fi die proviforifhe Regierung (unter 
dem Präfidium von Oberft Schumacher-Uttenberg) conftituirt hatte, fuchte 
fie das Bolt in einer Proffamation zu beruhigen und allen weiteren 
Unordnungen nahdrüdlich entgegen zu treten. Die Tagfatung fchidte 
fofort zwei eidgenöſſiſche Kommiffäre (Dr. Kern von Thurgau und NR. 
Bollier von Züri) nach Luzern mit gleichen Aufträgen und Vollmach— 
ten wie in Freiburg. Diefe zögerten nicht, die proviforifhe Regierung 
anzuerkennen. Der anfangs dem Kriegslärm entflohene päbjtlihe Nun: 
tius mochte in die Mauern Luzerns zurüdkehren. Vorher hatte er mit 
allen geiftlichen Mitteln zur Empörung getrieben. Jetzt zog er Jachtere 
Saiten auf und ſprach ſich tadelnd über das Siegwart’jche Regiment aus. 

Nach der Unterwerfung Luzern’3 fam die Reihe an die innere 
Schweiz. Mit den prahlerifchften Verjiherungen war von Seite der 
Häupter des Sonderbunds immer der hartnädigite Widerftand der Ur: 
fantone in Ausficht geftellt. Hier follte ſich die alte Tapferkeit wieder 
auf's Slänzendfte bewähren und die Kraft der Eidgenofjenfhaft unter 
allen Umftänden gebrochen werden. Aber in den Stunden der Prüfung 
fand fi der Heldenmuth nicht für eine Sache, die man dem Volke bloß 
mit Trug und Berblendung aufgedrängt hatte. Sobald in Luzern Alles 
verloren und verrathen war, hatte man in der Urfchweiz nicht die min- 
dejte Luft, fi) weiter zu opfern. ine Konferenz von Abgeordneten, bie 
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noch am 25. Nov. in Brunnen abgehalten wurbe und bei der ſich auch 
der General Salis einfand, ging rath: und hoffnungslos auseinander, 
Kaum hatte der eidgenöffiiche Oberbefehlshaber den Regierungen von 
‘ Schwyz, Uri und Unterwalden den Fall Luzern's befannt gemacht und 
diefelben aufgefordert, fih ohne ferneren Widerftand den Befchlüffen der 
Tagfagung zu unterwerfen, fo erichienen jchon Abgeordnete von Ob: und 
Nidwalden und fchloffen eine Kapitulation ab. Sofort rüdten eidge- 
nöſſiſche Bataillone — da das Verlangen auf Verfhonung von Oklu— 
pation nicht gewährt werden fonnte — im die beiden Ländchen ein und 
fahen ſich Hier freundlih empfangen. Gegen Schwyz hatten, glei: 
zeitig mit dem Vorrüden der eidgenöffifhen Armee gegen Luzern, Bes 
wegungen auf der Dftfeite von Truppen der Divifion Gmür begonnen, 
um die Streitkräfte des Kantons abzulenten. Die Demonftration einer 
Refervebrigade (Keller) genügte, um die March zu einer Separatkapi— 
tulation zu beftimmen, wornach diefer Bezirk fih ſchon am 23. Nov. 
unterwarf. Nicht fo raſch war der Erfolg einer andern Brigade (Blu: 
mer), die von Richterſchwyl aus gegen Wollerau manövrirte. Die 
Operationen verzögerten fi und die Schwyzer hatten Zeit, ſich an ber 
Schindellegi zu verftärken. Bei dem erſten Vorrüden mußten fich die 
eidgenöffiichen Truppen nach Kleinen Gefechten, worin es einige Todte 
und Berwundete gab, wieder zurüdziehen. Als die Brigade am anderen 
Tage wieder vorging, kam fchon die Nachricht von Einftellung der Feind: 
feligfeiten. Auch die Schwyger Regierung befann fi nicht lange und 
ſchloß eine Kapitulation ab, die vom Gr. Rath ohne Weiteres geneh- 
migt wurde (27. Nov.) Die Heldenrolfe Abyberg’s, der, während jeine 
Leute fich tapfer fchlugen, das Hauptquartier Arth,, fern von der Gefahr, 
nie verla ſſen hatte, war zu Ende gefpielt. Bitter äußerten die zurüd, 
fehrenden Krieger ihren Unmwillen über fein Benehmen. In Arth trat 
eine unerjchrodene Frau vor und rief mit lauter Stimme: „Hat feiner 
von Euch Soldaten fo viel Ehre im Leib, den Prahler nieder zu ſchießen?“ 
Wirklich wäre das Leben Abyberg's von feinen eigenen Soldaten bebroht 
gewefen, wenn er fich ihrer Erbitterung nicht durch die Flucht entzogen 
hätte. Bei dem Einzug der eidgenöffifchen Truppen in den Kanton war 
der Empfang von Seite des Volks in Arth, Küßnacht, Gerfau und 
Einfiedeln größtentheil® herzlich, dagegen Falt in dem hochmüthigen 
Schwyz. Die Jefuiten hatten ſich einige Tage vorher geflüchtet. Ihr 
prächtiges Kollegium wurde fchredlich zugerichtet, das Innere dejielben 
gänzlich verwüſtet, in ber Kirche die Altäre befehädigt, felbit die Ruhe— 
ftätte der Todten nicht verfchont. Tobende Proletarier des eigenen Lan- 
des waren es, die das Zerſtörungswerk größtentheil® vollbrachten, Die 
gleihen Schwyzer, die einige Jahre zuoor in heiligem Eifer die Steine 
zu diefem Bau berbeigefchleppt hatten. Erſt ftrengere eidgenöffiihe Wache 
34 
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that der Verwüftung Einhalt.) Das Klofter Einfiedeln blieb dagegen 
verfhont. Ohne Verzug folgte Uri dem Beijpiel von Schwyz. In 
der abgefhloffenen Kapitulation mußte fih die Regierung verpflichten, 
die von den fonderbündiihen Truppen im Kanton Teffin gemachte Beute, 
fo weit fie fih in den Händen der Behörde befand, wieder herauszu: 
geben. Die nah Uri entwichenen Mitglieder waren bereit3 auseinander 
gejtoben. Die Einen kehrten nad Luzern zurüd und wurden hier wegen 
der mitgenommenen Kafjen zur Derantwortung gezogen. Andere (mie 
Siegwart:Müller und Bernhard Meyer) gingen über die Furka nad 
Wallis und von hier — nad) vergeblihem Verſuch, fih in Brieg noch 
einmal zu fammeln und den Widerjtand bi zur erwarteten fremden 
Intervention fortzufegen — nad Piemont oder der Lombardei.**) Der 
Empfang der eidgenöffifchen Truppen war in Flüelen freundlid. Im 
Lande fanden die Soldaten nur Armuth und fchlehte Quartiere. In 
mander Hütte mußten fie ihren Mundoorrath mit den Bewohnern thei: 
len. Durch ihr Benehmen erwarben fie, ſich die Anhänglichfeit der Be— 
völferung. 

So hatten fich bereits ſechs Sonderbundskantone unterworfen. Nur 
das größtentheils abgefchloffene Wallis fehlte noch. Seit Ende Dfto: 
ber’8 ftand hier, im untern Wallis, von Martinah bi3 St. Gingolph 
am Genfer See, eine Krieggmaht von 7— 8000 Mann, zum Theil 
Landfturm, aufgeftelt.e. Das Oberfommando führte General v. Kal: 
bermatten, der einen Ausfall in den Kanton Waadt beabjichtigte, um 


*) — — Geſchichtſchreiber ſchieben die Verwüſtungen den eid» 
genöffifchen Soldaten in die Schuhe. Ehe indeß die eidg. Truppen das Kollegium 
bezogen, ließ fich der Divifionstommandant Gmür eine amtliche Beſcheinigung aus— 
ftellen, daß die Zerftörung durch das eigene Bolf von Schwyz vor Ankunft des eidg. 
"Militärs ftattgefunden habe. Gleichwohl ift nach glaubwürdigen Berichten anzu— 
nehmen, daß vor dem Eintritt des militäriſchen Schutes aud) eidg. Soldaten am 
Werte ver Zerftörung mitgeholfen. (Siche: Steinauer, Geſchichte des ie 
Schwyz. Bd. II, pag. 391.) 


**) Unter den Bapieren Siegwart-Müller’s, die in Luzern mit Beichlag 
belegt wurden, fand fic ein eigenthümliches Altenftüd, nämlich der jorgfältig aus— 
gearbeitcte B.an einer neuen Grbietseintheilung der Schweiz, der durchgeführt wer- 
ben jollte, wenn mit Gottes Peiftand der Eonderbund gefiegt hätte. Dem Kanton 
Luzern Sollte das Freienamt, die ehemalige Grajichaft Baden nebft Zurzach, dazu 
das Fridthal, einverleibt werden, jo daß ſich der Kanton vom Biermwaldftätterjee 
bis an den Rhein erftredt hätte. Glarus wäre aus der Reihe der Kantone ver- 
ſchwunden und fen Gebiet theil® an Schwyz, theils an Urt gefallen. Dagegen 
wäre Pruntrut zu einem eigenen Kantou erhoben worden. Der ganze Plan zielte 
darauf, der fatholiichen Schweiz ein verſtärktes Gewicht zu geben. Ob derjelbe dem 
fonderbündijchen Kriegsrath vorgelegt wurde und ob letzterer darauf einging, ift wicht 
ermittelt, 
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Freiburg zu Hülfe zu fommen. Der Staatsrath zögerte mit der Voll: 
macht und ertheilte diefe erit, al3 e8 zu fpät war. Es blieb nichts üb- 
rig, als fi auf der Defenfive zu halten. Bei den erichöpften Finanz: 
zen mußten jedoch einzelne Truppen entlafjen werden. Die ganze Hoff: 
nung richtete fich auf fremde Intervention. Dringend fchrieb man an 
den jonderbündijchen Kriegsrath, die Dazwiſchenkunft Franfreichs und 
Deftreichs anzufprechen. Die Aufgabe, gegen den Kanton zu operiren, 
fiel dem Divilionär Rilliet zu. Die vielen feit dem Trienter Blutbad 
aus ihrer Heimath vertriebenen Wallifer Flüchtlinge, dazu eine Anzahl, 
die fich dem fonderbündifchen Dienft entzogen hatte, bildeten eine eigene 
Kolonne. Ungeduldig drangen diefe auf einen raſchen Angriff, mit ihnen 
die Waadtländer Regierung, deren Mitglieder perfönlih im Hauptquar— 
tier zu Aigle erichienen, um dem drüdenden Zuſtand ein Ende zu ma— 
hen. Dufour wollte jedoch mit Wallis zumarten, bis der Hauptfchlag 
gegen Luzern geführt war. Erft am 22. Nov. erhielt Nilliet die Drdre, 
nah Umjtänden vorzugehen. Schon waren jest alle Anftalten getroffen, 
die Truppen concentrirt, der Tag zur Ueberfchreitung der Grenze be: 
ftimmt, als Abgeordnete von Wallis mit Vollmachten zur Kapitulation 
erſchienen. Bergebens hatte ſich General v. Kalbermatten gegen die 
Unterhandlungen gefträubt. Vergebens hatte auch der flüchtige Sieg: 
wart-Müller von Brieg aus die Regierung noch aufgefordert, feſtzuhal— 
ten, da Intervention nicht ausbleiben könne. Der Staatsrath wandte 
ih um die nöthige Vollmacht an den Gr. Rath und diefer ertheilte fie. 
Die Kapitulation wurde darauf ohne Weiteres abgefchloffen und ratifi: 
zirt (29. Nov.). Im derfelben erhielt Wallis die ZJuficherung, daß Die 
Dfkupationstruppen nicht über 83000 Mann anjteigen follten, fofern Feine 
feindfelige Handlung begangen werde. Die einrüdenden Eidgenoſſen 
wurden in UnterwallisS als Befreier mit allen Bezeugungen der Freude 
begrüßt. Auch in Oberwallis war der Empfang nicht unfreundlich. 
Das Wallifer Flüchtlingsforps eilte bewaffnet und mit der eidgenöſſi— 
Ihen Armbinde, obgleich aus dem Dienft entlaffen, nah Sitten voran, 
bemächtigte fich hier des Rathhaufes und ordnete fofort eine Volksver— 
jammlung an, NRilliet zeigte fich unzufrieden über den ungejtümen 
Schritt, der feinen Anordnungen widerfpraß, aber mußte den Dingen 
ihren Lauf laffen. Die in Sitten abgehaltene, von etwa 2000 Bürgern 
beſuchte VBerfammlung (2. Dez.) befchloß Niederfegung einer proviforis 
Ihen Regierung, Wahl eines neuen Gr. Naths mit fonftituirender Be— 
fugniß, Ausweifung der Jefuiten, Abfchaffung der Immunitäten der 
Geiftlichfeit, Aufhebung der jchuldigen Klöfter, Null: und Nichtigerklä- 
rung aller jeit dem 1. Mai 1844 erlaffenen Gefege, Defrete und Ur: 
theile in Betreff politifcher Vergehen, Verlegung der Kriegsfoften auf 
die geiftlichen Korporationen und fonftigen Anftifter des Sonderbunds 
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u. f. wm. Zum Ueberfluß fam am Schluß auch das Verlangen nad 
Trennung des Kantons in zwei Halbfantone, wenn die Eidgenoſſenſchaft 
niht8 dagegen habe. Morig Barmann trat an die Spige der provijos 
rifchen Regierung. Der alte Staatsrath felbit legte feine Gewalt in 
die Hände einer proviforifhen Kommiflion, die ji) aber nirgends zu: 
fammenfand, und löste fi dann auf. Die Jeſuiten waren fogleich 
nad erhaltener Kunde von der Kapitulation von Brieg über den Simp— 
lon geflohen. Alle werthvollen Gegenftände Hatten fie mitgenommen; 
nur ihre Zöglinge waren geblieben. In dem Kollegium mwurben aud) 
bier bei ber Erbitterung mancherlei Verwüftungen angerichtet. Der 
Biſchof von Sitten flüchtete ſich gleichfalls auf das Simplonhofpiz, 
fehrte indeß auf Anrathen von Nilliet bald in feine Reſidenz zurüd, 
Die von der Tagſatzung gefandten eidgenöfjischen Nepräfentanten (Frans: 
cini von Tefjin, Delarageaz von Waadt und Dr. Frei von Bafelland) 
erfannten die proviforijche Regierung unverweilt an (6. Dez.). 

So war der Feldzug wenige Wochen nad Eröffnung glüdlich bes 
enbigt und bie Siebenerfette,. die fih eine Zeit lang für fo gewaltig 
ſtark ausgab, ohne große Mühe geiprengt. Ale erregten Hoffnungen 
und die ſchönſten Betheurungen fielen Fläglich zu Boden. Für das ver: 
führte Volk blieb nichts als eine graufame Enttäufhung. Sein Wun— 
der war vom Himmel gefallen, um den frommen Bund zu retten; bie 
Eidgenofjen wurden nicht mit Blindheit gefhlagen, als fie die Luzerner 
Grenze überfchritten, wie die Kapuziner verjicherten; in den katholiſchen 
Kantonen waren die Aufftände nicht ausgebrochen, worauf der fonders 
bündifche Kriegsrath mit der größten Zuverficht zählte; das Volk in den 
inneren Kantonen hatte ji nirgends zum Kampf bis zum letzten Bluts— 
tropfen entfchloffen gezeigt, wie man fo laut verfündet hatte und vor 
Allem — die erwarteten fremden Bajonnette waren nicht erfchienen. 
Von feiner Seite erfuhren die Häupter und Lenker des Sonderbundg 
jegt mehr Hohn, bittere Vorwürfe und verächtlichere Tritte als von ih: 
ren eigenen Helfern und Genofjen. Vielleiht die Mehrzahl der Mit: 
glieder der Sonderbundöregierungen — erflärte man nun felber — hat: 
ten fih immer heimlich und zwar biß zum legten entjcheidenden Momente 
ber Hoffnung hingegeben, e8 genüge, Energie zu heucheln, um den Geg— 
nern zu imponiren und die Entfheidung dur die Waffen zu vermeis 
den. Nur fo vermöge man jich den zuperjichtlichen Ton vor dem Kampfe 
und den Mangel an Befonnenheit, Muth und Ausdauer zu erklären, 
ber fich Fund gegeben, als der Augenblid des Kampfes wirklich erſchien. 
Selbft der Oberbefehlshaber Salis habe nicht an die Möglichkeit eines 
Krieges geglaubt und auf die Bemerkungen über die Dringlichkeit von 
Vorbereitungen mehrmals lähelnd mit der Phrafe entgegnet: „Aber um 
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Gottes Willen, woher fol denn ein Kampf fommen?**) Anftatt auf 
die eigene Kraft zu vertrauen, habe man am meiften auf fremde Hülfe, 
auf Unordnungen und Aufftände in den gemijchten Kantonen, auf Ber: 
wirrung und Abfall im feindlichen Heere gebaut. Zur Verfechtung 
einer Fatholifhen Sache habe man fogar einen Proteftanten zum Ober: 
befehlshaber gewählt, der bei aller perfönlichen Tapferkeit doch keinen 
Eifer für die Sache hegen fonnte. Ueber ihm fei ein Kriegsrath ge 
ftanden, der von der Kriegführung gar feinen Begriff Hatte und fi im 
Augenblid der Gefahr gar nicht mehr zu helfen wußte, Aus Kleinlichen 
und niedrigen Motiven habe man Männer, die der katholiſchen Sache 
gute Dienfte leiften konnten, aber von felbitftändigem Charakter waren, 
zurüdgefett und ſich nur mit folchen Leuten umgeben, die fi als willen: 
lofe Werkzeuge zu Allem, was von gewiſſen Perfonen beliebt wurde, 
gebrauchen liefen. Anftatt mit männlidem Muthe der Gefahr entgegen: 
zugehen, habe man endlich Zuflucht zu verfchiedenen Gebetövereinen und 
Gebetsübungen genommen, weniger um nah Art der Fatholifch gefinn- 
ten Vorfahren Muth zum nahen Kampfe, ald um irgend ein Wunder, 
das des Kampfes enthebe, zu erflehen. In der Stunde der Gefahr 
feien dann die meiften diefer Negenten und Anführer davongegangen. 
„Sp wurde durch Unflugheit, Hohmuth, Starrfinn, Selbſtſucht, Ehr: 
geiz, Feigherzigkeit, Unverftand, Nathlofigkeit und Verrath die fatholifche 
Sade in der Schweiz zu Grunde gerichtet.“ **) 

Aber der wahre Grund von dem rafhen und fhimpflichen Fall des 
Sonderbunds lag nicht fomol in den Lenkern als in der Faulheit diefer 
fogenannten katholiſchen Sache felbft, die in Wahrheit nicht? Ande— 
res war, al3 die Sache der tiefften geijtigen Unterdrüdung, der Ver: 
dummung des Volks, der Vernichtung aller freien nationalen Entwid- 
lung, der religiöfen Zwietracht, der Zerreißung der Schweiz in zwei 
konfeſſionelle Hälften, furz, die Sache einer finfteren Theofratie, die mit 
der Religion einen ſchmählichen Mißbrauch trieb, fih auf Trug und 
Verblendung flübte und fein Mittel zur Erreihung ihrer Zmwede für zu 
verwerflich hielt. Je nafter und unverhülter diefe hervortrat, je troßi- 
ger fie den Fehdehandſchuh hinwarf, defto mehr mußten ſich alle edleren 
Gefühle in der Nation empören und die ganze vaterländiſche Kraft, ohne 
Rückſicht auf kleinere Partheiunterfchiede, fich zufammenfhaaren. So 
fand die Eidgenoſſenſchaft in der Stunde der Gefahr ein Anfehen, das 
weder der Jeſuitenbund noch das Ausland geahnt hatten. Dem Volt in 
den Sonderbun döfantonen fielen bei der impofanten Entfaltung diefer 


*) Siehe: Elgger in ber ſchon angeführten Schrift. 
** Worte des Konvertiten (nicht des bekannten Profeſſor) J. K. Bluntſchli 
in der Schrift: Sieg des Radikalismus über die katholiſche Schweiz und die Kirche 
im Allgemeinen. Schaffhaufen, Hurter’iche Buchhandlung 1850. 
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Macht ſchnell die Schuppen von den Augen. Die erften Niederlagen 
vollendeten die Enttäufhung. Die Lenker fühlten, wie hohl der Boden 
war, auf dem jie ftanden. Das Blendwerf des römischen Prieftertfums 
war unfähig, eine nachhaltige DBegeifterung und wirklichen" Todesmuth 
zu erzeugen, Wenn die Urfchweiz nach dem Fall Luzern's auch nicht 
den leijejten Verſuch eines Widerftands mehr machte, jo gereichte dies 
der Bevölkerung eher zur Ehre als Unehre, da es Zeugnik dafür ab- 
legte, daß troß allen fanatifchen Mitteln doch der eidgenöffifche Sinn 
nicht jo weit hatte erjticht werden können, um dem Bundesanjehen mit dem 
legten Blutötropfen entgegenzutreten. 


Den umjichtigen Anordnungen des eidgenöflischen Oberbefehlshabers 
war e3 zu verdanken, daß im Ganzen der Krieg den Charakter der 
* Schonung und möglichiten Vermeidung von Blutvergiegen trug. Für 
den General handelte es fich nicht jomwol darum, glänzende Lorbeeren 
zu erringen, als mit jicherer Hand die Aufgabe zu erfüllen, verirrte 
Miteidgenofien zur Pflicht gegen das gemeinfame Vaterland zurüdzn: 
führen. Dazu diente das befonnene Zuſammenwirken fo überlegener 
Kräfte, das den Troß vafch erjchüttern und in den meiteften Kreifen 
Achtung gebieten mußte. Daß der Krieg auch Verheerungen und Akte 
ſchwerer Vergeltung in feinem Gefolge hatte, war bei der herrfchenden 
Erbitterung faum zu verwundern. Hier und da wurde übel gehaudt, 
am ſchlimmſten von den Bernern im Entlebud. Uber wenn Tillier 
behauptet, daß der Sieg durch rohe Handlungen und Brutaktäten aller 
Art, durch blutige Gräuel, ja durch Unmenfchlichkeiten, „wie folche nur 
jemal® im Kriege gegen einen eingedrungenen, fremden, graufamen 
Feind vorgefallen fein mögen,” befledt wurde, fo kann dieſes wohl nur 
ein Gejchichtichreiber jagen, der die übertriebenften fonderbündifchen Be: 
richte für baare Münze nahm. 


Die Haltung der fremden Diplomatie. 


Nebem dem großen militärifchen Drama, das mit der Unterwerfung 
des Sonderbunds zu Ende ging, zog ih ein fortwährendes diplomati— 
ſches Spiel, das wir noch zu verfolgen haben. Scheiterten auch alle 
Hoffnungen auf fremde Intervention, jo wurden doch Fäden genug hin 
und her gejponnen, um fie herbeizuführen. 

Das Hauptaugenmerk des Sonderbunds fiel immer auf Oeſtreich, 
dem es am meiften darum zu thun war, die Reaction in der Schweiz 
auf's Aeußerſte zu ermuthigen und das Prinzip der freien nationalen 
Entwidlung zu vernichten. Von diefer Seite erwartete man in Luzern 
am eheften, daß unmittelbar bewaffnete Hand gereicht werde. Aber 
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bei allem Eifer konnte dad Wiener Kabinet nicht fo frei Handeln, baf 
es für fich allein thatjächlih einzugreifen wagte. Schon war die Exe—⸗ 
cution im Gange, als Deftreih, außer einzelnen Geld: und Waffenjen- 
dungen erſt im Allgemeinen die Zuficherung ertheilt hatte, „daß es bie 
rechtliche Stellung der jieben Kantone anerfenne und daß die Folgen, 
welche der ausbrehende Krieg haben werde, nicht auf ihnen laften fol: 
ten.” Dem fonderbündijhen Kriegsrath war dies nicht genug ; dringend 
bat er in einer Antwort um die Zuficherung: „daß der mächtige Kaifer- 
ftaat in Folge Anerkennung der rechtlichen Stellung nicht ermangeln 
möge, diejenigen Mafregeln beförberlih zu ergreifen, die geeignet feien, 
die fieben Kantone vor ber drohenden Gefahr der Unterdrüdung zu 
fihern und jie in ihrer rechtlichen Stellung zu erhalten.” Zugleich 
wurde der Regierungsfefretär Vincenz Fiſcher nah Mailand gefhidt, 
um bei der dortigen Regierung ein Anlehen zu erhalten und meiteren 
Troft zu holen. Diefer hatte eine Audienz bei dem Erzherzog Vizekönig 
und dem Grafen von Fiquelmont. Aber einjtweilen war die Bagatelle 
von 50,000 Franken in Gold Alles, was zur Verfügung gejtellt wurbe. 
Wirkfamere Hilfe konnte noch nicht geboten werden. Wie e3 fcheint, 
erwartete man von den jonderbündifchen Regierungen ein beitimmt fors 
mulirtes Begehren um Intervention. Aber mit einer ſolchen offenen 
Unrufung der Großmächte zögerte der fonderbündifche Kriegsrath, ob: 
gleich die Frage durh Siegmart: Müller zur Verhandlung gebracht wurde. 

Unterdeß ſchloß ſich jedoch das Kabinet Louis Philipp's den An: 
ſchauungen in Wien immer näher an. Go verſchieden auch die Inte— 
refjen der beiden Mächte in Beziehung auf. die Schweiz waren, fo ſchien 
ih do zu Gunften des Sonderbunds ein wirkliches Einverftändniß zu 
bilden. Der protejtantifhe Minifter Guizot war bemüht, die jefuiten: 
freundliche Rolle immer weiter zu jpielen. Aber die Furcht vor dem 
Ausbruche eines Brandes im eigenen Haufe, wie die jchleppenden Ber: 
bandlungen, die mit England gepflogen werden mußten, hinderten jeden 
raſchen und durchgreifenden Schritt. Der franzöfiihe Gefandte Bois: 
le-Comte war mehr auf Eleinlihe und gehäjlige Umtriebe angemwiefen, 
als daf er noch zu rechter Zeit ein imponirendes Wort ſprechen Fonnte. 
Unmittelbar vor dem Auge nah Luzern, als fi die Eidgenofienfchaft 
Ihon mit dem Sonderbunde in Kriegszuftand befand und aller Verkehr 
abgebrochen war, begehrte der Diplomat vom eidgenöffiihen Obergeneral 
ein Schubgeleite für einen feiner Gefandtjchaftöfefretäre, den er in’8 
fonderbündifche Lager nad Luzern zu fenden beabjichtigte. Als dieſes 
begreiflicher Weile abgefchlagen wurde, nahm Bois-le-Comte die Weiges 
rung zum Vorwand, um fi von Bern zu entfernen, mit der Bundes— 
behörde außer allem Verkehr zu treten und fich in das angeblich neutrale 
Bafel zurüdzuziehen (wie der öſtreichiſche Gefandte bereits nach Bregenz, 
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ber ruffifche nach Freiburg im Breisgau, der preußifche nad Neuenburg 
übergefiebelt war). Von dort ſchickte er heimlich Abgeordnete nach Lu- 
zern und Wallis, um zum äußerſten Widerftand zu ermuthigen und das 
Eintreten fremder Intervention in wenigen Tagen als gewiß zuzuſichern. 
Aber Schon war es zu ſpät. - Luzern war bereit? gefallen, der Präfident 
des fonderbündifchen Kriegsraths befand fih auf dem Wege über bie 
Berge und alle Zuredungen vermochten den Staatsrath von Wallis 
nicht, den Kampf fortzufegen. Die Agenten mochten fidh jet gleichfalls 
in Schmähungen über die Feigheit der Sonderbundshäupter ergehen und 
erklären, daß diefe Franfreih fompromittirt hätten. 

Mittlerweile blieb auch Preußen nicht zurüd, um fi der Sache 
der Reaction wenigſtens auf dem Papier anzunehmen. Die preußifche 
Diplomatie konnte fih für ihre Umtriebe immer auf die Neuenburger 
Zwitterſtellung ftügen und von da aus einen Dorn in's Fleiſch der Eid— 
genofjenfchaft treiben. Nachdem der Gr. Rath von Neuenburg jebe 
Theilnahme an dem Kriege gegen den Sonderbund zurüdgemiefen und 
den Kanton neutral erklärt hatte, ertheilte der König von Preußen bie: 
ſem Beſchluſſe feine förmliche Sanktion. Der preußifche Gefandte, Hr. 
v. Sydow, übermachte die feierliche Neutralitätsurfunde nicht blos dem 
Vorort, ſondern auch ſämmtlichen Kantonsregierungen, indem er die 
Hoffnung ausfprad, daß fie allfeitig anerkannt werde. Zugleich wurde 
in der Note (vom 26. Nov.) eröffnet, daß der König, befeelt von dem 
Wunfde, „der ganzen Eidgenofjenjchaft zur Errettung von dem Unheil 
des Krieges eine hülfreihe Hand anzubieten,“ die Stadt Neuenburg 
als Vereinigungspunft für vermittelnde Verhandlungen vorfchlage, jede 
Berlegung der von ihm jelbjt genehmigten Neutralität dagegen als Frie— 
densbruch und eine gegen ihn verübte Feindſeligkeit betrachten müfle. 
Bei diefen Erklärungen ſtützte man fi in Berlin wie in Neuenburg 
auf die Behauptung, daß ein Krieg bundesgemäß nur durch drei Viertel 
aller Standesſtimmen erklärt werden könne. Ein Fall, wie ber jebige, 
fet im Bunde gar nicht vorgefehen, daher könne auch Neuenburg feine 
thätige Theilnahme zugemuthet werden. Die Tagjakung wies die ganze 
Einmiſchung Preußens, wie die Vermittlung, auf das Entſchiedenſte zu: 
rüd. In einer Antwort (vom 2. Dez.) zeigte fie an der Hand ber 
Bereinigungsurfunde, daß der Fürjt von Neuenburg von jeder Einwirkung 
auf die bundesrechtlichen Verhältnifje zwifchen der Schweiz und Neuenburg 
ausgeichlofien jei, indem Neuenburg als Glied der Eidgenoffenjchaft feine 
Verpflichtungen wie jeder andere Kanton zu erfüllen habe, ohne dafür 
einer weiteren Genehmigung zu bedürfen. Die Sanction der Neutrali- 
tät und die Zumuthung, dieſe anzuerkennen, fei daher eine vertragämib: 
rige Dazmwifchenfunft, weßhalb die Tagfakung die Rechte und Selbft- 
ſtändigkeit der Eidgenoſſenſchaft feierlichft dagegen verwahren müffe. In 
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Bezug auf die angebotene Vermittlung wurbe einfach ermwiebert, daß bie 
bewaffnete Vollziehung der Tagfabungsbefchlüffe gegen den ſogenannten 
Sonderbund bereits beendigt fei. Aber auch abgefehen davon, müfje die 
Eidgenofjenihaft auf dem Rechte beharren, ihre Angelegenheiten felbit- 
ftändig zu ordnen und zwar um fo mehr, als es fich weber um Ver: 
widlungen mit anderen Staaten, noch um einen Krieg einzelner Kantone 
gegen andere, fondern um die Anmendung der Bundesgemwalt gegen rent: 
tirende Bundesglieder handle. 

Nah langen Mühen Tief endlich noch ein gemeinfamer Schritt der 
Großmächte vom Stapel. Der Sonderbund war factifch aufgelöst, aber 
dic fremde Diplomatie wollte ihn fortbeftehen laſſen. Plötzlich kamen 
noch Noten von Frankreich, Deftreih und Preußen (vom 30. Nov.), die 
fi) an den Präfidenten der Tagfakung und den (bereits flüchtigen) 
Präfidenten des fonderbündifchen Kriegsraths richteten und dahin gingen, 
daß die Großmächte eine Vermittlung anerböten, wornad eine Konferenz 
aus Bevollmächtigten der fünf Mächte, einem Abgeordneten der Tag: 
fatung und einem Abgeordneten des Sonderbunds zufammentreten follte, 
um bie obſchwebenden Streitpunfte friedlich zu erledigen, und zwar auf 
den Grundlagen, dak die Jefuitenfrage dem Pabſt anheimgeftellt, die 
Unabhängigkeit und Souveränität der Sonderbundsfantone befonders ge- 
mwährleiftet und ohne Einwilligung aller Bundesmitglieder nicht8 an der - 
Bundesafte geändert werde, worauf dann auch der Sonderbund fich auf: 
zulöfen habe. Der Minifter Guizot war befonders thätig gemefen, 
die abweichenden Anfichten der Mächte in Einflang zu bringen und die: 
ſes diplomatifche Machwerk zu Tage zu fördern. England fträubte fi 
gegen die Intervention, indem es ſowohl die Nuflöfung des Sonber: 
bunds als die Entfernung der Jeſuiten für gerechtfertigt hielt. Erſt 
nach gegenfeitigen Conceffionen ließ es fich fcheinbar mit auf die Ver: 
mittlung ein, jedoch jedes gemwaltfame Einſchreiten ausſchließend. 

In einer umfangreihen Antwort (vom 7. Dez.) an den franzöfifchen 
Minifter erklärte die Tagfakung zunächſt das Irrthümliche der voraus: 
gefegten Thatfachen, indem die angebotene Vermittlung des Dbjektes er: 
mangle, beleuchtete dann die illegale Stellung des aufgelösten Separat: 
bundes, die Rechtmäßigkeit der Execution, da8 nationale Element in der 
DOrganijation der Eidgenoſſenſchaft, das relative Verhältnig der Kanto: 
naljouveränität. Dann wies fie die Zumuthung entſchieden ab, mit dem 
Sonderbunde, der übrigens nicht mehr eriftire, von Macht zu Macht zu 
unterhandeln. Dabei wurde insbefondere die fhmerzliche Ueberraſchung 
ausgebrüdt, den Präfidenten des jonderbündifchen Kriegsrath3 mit dem - 
Präfidenten der Bundesverfammlung, dem Haupt der Eidgenofienichaft, 
auf biefelbe Linie gefeßt zu fehen — „ein Rebell der Iegitimen Behörde 
gleichgeftelt!" „Wahrlich, wenn der Gefandte Frankreichs nicht die aus: 
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drückliche Verſicherung gegeben hätte, daß die Regierung des Königs von 
den aufrichtigſten Gefühlen für die ſchweizeriſche Nation beſeelt ſei, ſo 
wäre die Stellung, welche die Regierung dem Expräſidenten des geweſenen 
Kriegsraths eines aufgelösten Bundes offiziell gegeben Habe, geeignet, 
die jeltfamften Vermuthungen hervorzurufen, daß e3 nämlich die Abficht 
fei, den Sonderbund wieder aufleben zu laſſen oder denfelben zu unter: 
ftügen. Es fände ji in der großen Mehrheit der eidgenöfjiichen Stände 
nicht eine einzige Magiftratsperfon, die einwilligen würde, mit einem 
DManne in einer Konferenz zu figen, der fi vor dem gerechten Zorn der 
Bürger der Kantone flüchten mußte, welche er zu dem Bund unfeligen 
Andenkens verleitet hätte. Das Nationalgefühl würde ſich durd die 
Vermuthung des Gegentheils verlegt finden.” Schließlich erklärte die 
Tagſatzung, daß eine Vermittlung oder jede andere Dazwiſchenkunft um 
fo weniger begründet fei, als die Ereigniſſe in der Schweiz die Sicher— 
heit der Nahbaritaaten nicht gefährdet hätten. Ihr Gebiet ſei weder 
verlegt noch bedroht worden, ihre Inftitutionen oder ihre Ruhe feiner 
Gefahr ausgeſetzt geweſen. Die Schweiz, befliifen, ihre völferrechtlichen 
Verpflichtungen zu erfüllen, habe glüdlicher Weife auch die Macht dazu. 

Eine gleichlautende Antwort wurde auch den Noten von Deftreich 
und Preußen zu Theil. In Paris ließ der Vorort auch die Abbernfung 
des franzöfifchen Geſandten verlangen, ohne diefe indeß erreichen zu kön— 
nen. Wiewohl das englifche Kabinet am Ende ebenfalls zum Mitwirken 
an der Vermittlung vermocht war, fo zeugte das ganze Verfahren von 
diefer Seite doch von Wohlwollen für die Schweiz. Augenſcheinlich war 
Lord Ralmerfton bemüht gewefen, die Vermittlung abzufhmwächen und Hin: 
zuhalten, bis eine vollendete Thatfache vorlag. Unter der Hand wirkte 
er in Bern dahin, die Operationen gegen den Sonderbund zu beſchleu— 
nigen. Ein Wink flog aus den Kreiſen der englifchen Gefandtichaft 
bis ins Hauptquartier von Dufour.*) Die englifche Regierung fandte 
denn auch einen ihrer bewährteiten Diplomaten, Sir Stratford Canning, 
als fpeziellen Abgeordneten nach der. Schweiz, um ſich erft über das 
Thatfächliche in Kenntniß zu ſetzen. Ausdrücklich hatte diefer die Weiz 
fung, die Vermittlung als dahingefallen anzujehen, wenn der Sonder: 
bund ſchon unterworfen und aufgelöst fei. Demgemäß erflärte der Ge- 
ſandte in einer Audienz beim Bundespräfidenten, fein Kabinet habe zwar 
beabfichiigt, eine gleichlautende Note einzugeben, wie die anderen Mächte, 
aber bei den nunmehr ganz veränderten Umſtänden werde er felbige zu— 
rücbehalten. Dabei hob er das warme Intereſſe hervor, das England 


*) Der Kaplan der englifchen Gejandtichaft Temperley ging mit der vertraue 
lichen Miifion ins Lager von Dufour. Ob derjelbe dabei das Wort geäußert hat, 
das ihm in den Mumd gelegt worden ift: Deöpächez-vous! mag dahingeftellt blei- 
ben. Für den Wink jelbit hat die Schweiz nur dankbar fein können. 
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an ber Unabhängigkeit der Schweiz nehme und empfahl im Uebrigen 
Mäkigung und Milde gegenüber den Ueberwundenen. Auch Rußland 
war fo Hug, die Abfendung feiner Note zu unterlafien. 

Kläglich ftand befonders die franzöfifch-öftreichiiche Diplomatie ba. 
Erft hatte fie den Sonderbund fo weit angetrieben, bis er den Kampf 
wagte; im entfcheivenden Augenblid ließ fie ihn mit der verſprochenen 
Hülfe im Stih; nah Austrag der Sache wollte fie noch eine komiſche 
Bermittlungsrolle fpielen, aber vergebens fah fie ſich jet noch nach einem 
feften Halt um. Ahr Unmuth mußte um fo größer fein, als die Völfer 
ringsum jich aufrichtig des Sieges der eidgenöſſiſchen Sade freuten und 
ihre Tebhaftefte Theilnahme — zum Theil in Adreſſen an die Tagfagung 
— bezeugten. An bezeichnendften war eine Demonftration in Rom, mo 
der Fall Luzern's unter den Augen des Pabftes durch einen Fackelzug 
vor der Wohnung der ſchweizeriſchen Konſuls gefeiert wurde. 


Die Pazifikation und Rekonſliluirung der Sonderbundskantone. 


Mit der militärifchen Unterwerfung der Sonderbundstantone war 
erſt eine Aufgabe erfüllt. Durch die Empörung hatte die Eidgenofjen: 
fhaft eine Zeit lang am Rande eines Abgrunds geftanden, Cie lief 
Gefahr, völlig zerriffen oder der finfterften Reaction überliefert zu wer: 
den, Schwer waren die Opfer, die der Krieg Foftete, wenn auch der 
Sieg leichter geworden war, als man bei den prahleriihen Drohungen 
der Sonderbundshäupter irgend erwarten fonnte, Die bloße augenblid: 
liche Sicherheit genügte nicht. Nach fo groken Kraftanftrengungen mußte 
auch für die Zukunft dafür geforgt werden, daß der Friede nicht wieder 
auf gleich frevelhafte Weile geftört und alle nationale Entwidlung ge: 
hemmt würde. Es handelte ſich deßhalb darum, die Sonderbundsfans 
tone in einer Weife zu pazifiziven und neu zu ordnen, daß jie mit der 
Eidgenoſſenſchaft wieder in näheren Einklang famen. Dabei war freis 
lich vorauszufehen, daß ſich der Sinn der Bevölkerung nad der fanati> 
ſchen Verblendung nicht fofort ummenden werde. Die Macht der Um: 
fände und die Anweſenheit der eidgenöffiichen Bajonnette mußten noth— 
wendig einen Zwang ausüben. Auf den Terrorismus, womit die vater? 
ländiſch gefinnte Parthei bisher niedergeichlagen war, folgte jeßt von 
diefer Seite ein natürlicher Gegendrnd. Die Bewegungen, die den Einzug 
der Grecutionstruppen in einigen der Sonderftände fofort begleiteten, 
waren zunächſt als dev Ausdrud einer Oppofition anzufehen, die fi 
mehr auf das eidgenöffifche Anjehen, als auf den reinen Bolfswillen 
ftüsen konnte. Erſt mit der Zeit durfte man hoffen, daß ſich wieder 
geinndere Zuftände bilden würden. Auch die Großmuth konnte einſt— 
weilen nicht jo weit Plat greifen, daß darin eine Ermuthigung zu neuer 
Auflehnung gelegen hätte. Die jträfliche Widerſetzlichkeit verlangte eine 
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Sühne. Bei der tiefen Erbitterung fonnten auch Härten nicht ausbleiben. 

Die Tagfatung hatte bereits, fo wie fi ein Kanton unterworfen, 
Kommiffäre abgeſchickt, die mit meiten Vollmachten verfehen waren und 
nad Umftänden von fi aus die nöthigen Mafregeln zu treffen hatten, 
Griffen diefe Kommifjäre auch nicht unmittelbar in die Bewegungen ein, 
fo ftellten fie doch die Nothwendigkeit einer Refonftituirung dar und ge: 
währten dem vollzogenen Umſchwung überall ihre Stüße und Anerkennung. 
Im Uebrigen waren fie bemüht, Ausbrüche voher Partheileidenfchaft fo 
viel wie möglich zu verhüten. Einen wefentlihen Einfluß auf den Gang 
der Dinge mußte von vorneherein die Auferlegung der Kriegsfoften 
ausüben. Nach vorläufiger Berechnung betrugen diefe Kriegskoſten 
5,100,000 Franken und jtiegen bei der endlihen Abrechnung noch ziem- 
ih höher an,*) ohne daß die bedeutenden Opfer der Mehrheitsfantone, 
ſowie der einzelnen Auszüger an Ausrüftungen, Zeit: und Arbeitöverluft 
in Anfchlag gebracht wurden. Die Tagfakung ging von dem Grundfat 
aus, daß, mer das Geſetz breche, auch die Folgen des Bruches zu tragen 
und den daraus entitandenen Schaden zu erfegen babe, zumal wo alle 
Mittel der Güte verfucht worden feien, um von dem unfeligen Sonder: 
bündnifje abzubringen. Dabei müffe indeß den betreffenden Kantonen 
vorbehalten bleiben, ihrerfeitS wieder die Urheber des Aufruhrs zu belan- 
gen. In einem Beichluß vom 2. Dezember wurden die fieben Stände 
demgemäß zur Tragung der durch die Erecution der Eidgenofjenfhaft 
erwachſenen Koſten verurtheilt, jedod unter Cinräumung eines etmaigen 
Rüdgriffes auf die Schuldigen. Die Kantone jollten der Eidgenofien: 
ſchaft jolidarifch haften und unter fi nad dem Verhältnif der eidgendf- 
fifhen Geldfcala zahlen. Bis zum 20. Dezember war eine Million 
Franken, der Reft nad) näherer Feſtſtellung des Betrages ebenfalls baar 
oder in guten Titeln zu entrichten. Bis zur vollen Zahlung follte die 
militärifche Beſetzung fortdauern. Endlich wurde den Kantonen auch die 
Berpflihtung zum Erſatz für die von den fonderbündifhen Truppen 
verübten Plünderungen und PVerwüftungen auferlegt. In der Diskaffion 
drang Bafelftadt auf Milde und Nahficht, ftatt ſolcher ftrengen Ver: 
antwortlichfeit, um die ohnehin fchon ſchwer heimgefuchten und wenig be- 
mittelten Kantone nicht noch weiter niederzudrüden, Bei der zweideutigen 
Stellung, die diefer Stand felbft lange eingenommen hatte, fonnte indeß 
die Verwendung nicht den gewünſchten Eindrud machen. Spöttifch wurde 
bemerkt, daß die Freunde, welche die Sonderbundsfantone in ihrem Wi— 
deritand befräftigt hätten, nun auch helfen möchten, die Koften zu tragen. 
Tief einfchneidend war jedenfalls die Beftimmung, wornach der Regref 
auf die Schuldigen genommen werden durfte. In den unterworfenen Kanto— 


*) Die Schlufredhnung ergab einen Betrag von Fr. 6,140,781 a. W. 
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nen waren zum Theil ſchon Beichlüffe in diefer Richtung gefaßt. Durch 
den eingeräumten Vorbehalt der Tagfagung ſah man fich jest darin beftärkt, 

Auh Neuenburg hatte noch für die beharrliche Verweigerung 
jeder Truppenftelung zu büßen. Die Tagfatung ließ den Ungehorfam 
bisher gehen und verfuhr ſchonend, nicht ohne Nüdfiht auf Preußen, 
um dieſes nicht mehr als nöthig zu reizen. Eine Okkupation, die fi 
füglich gerechtfertigt hätte, unterblieb. Nunmehr wurde indei der Kan- 
ton angehalten, „zur Eühne der Nichterfüllung feiner Bundespflicht“ der 
Eidgenoſſenſchaft bis zum 20. Dezember eine Summe von 300,000 
Schweizerfranken baar oder in fihern Titeln zu entridten. Die Summe 
follte zur: Gründung eines Penfionsfonds dienen, aus deſſen Zinfen die 
im Dienfte der Eidgenofjenfhaft Verwundeten fomwie die Wittwen und 
Waifen der Gefallenen angemefiene Unterftügungen erhalten follten. Der 
Beihluß (vom 11. Dez.) ftübte fich insbejondere darauf, daß Neuenburg 
für die Folgen des Ungehorfams bejtimmt verantwortlich erflärt worden 
ſei. Dur die Weigerung, in Verbindung mit der Billigung des bun— 
desmwidrigen Benehmens der fieben Stände, feien diefe in ihrem Wider: 
ftand ermuthigt, die Eidgenofjenfchaft dagegen zu ftärferer Kraftentwid: 
lung, die Kantone und Privaten zu größeren Opfern veranlaßt worden. 
Die pflichtgetreuen Wehrmänner hätten Leib und Leben opfern müflen, 
während die Neuenburger Milizen ruhig ihren Geſchäften nachgehen 
fonnten. Die innere und äußere Sicherheit der Eidgenofjenjchaft und 
der Fräftige, ehrenhafte Fortbeftand derfelben würden in hohem Grade 
gefährdet, wenn jolhe Nichtachtung obliegender Bundespflihten ungeahn: 
det bleiben würde. Der Gejandte Neuenburgs wandte gegen die Geld: 
entihädigung an und für fich ‚wenig ein und bejchwerte ſich nur über 
die Größe der Summe und die Kürze der Frift, wogegen u. U. Aargau 
nachwies, daß das von feinen Milizen gebrachte Opfer an Auslagen und 
Zeitverluft 800,000 Franken überjteige. Der gejeßgebende Körper des 
Kantons fträubte ſich nicht lange, jondern beſchloß einftimmig, den. auf: 
erlegten Betrag zur vorgefchriebenen Zeit zu leiten, Auf ähnliche Weife 
wurde auch die Nenitenz von Appenzell I. Rh., das feine Truppen 
nur unter der Bedingung mit der Bundesarmee vereinigen wollte, „daß 
fie mit den Truppen der Konferenzjtände nicht in Berührung kämen,“ 
mit einer Buße von 15000 Franken belegt. 

Verfolgen wir jet die weitere Entwidlung in den Sonderbunds- 
fantonen felbft. In Luzern, dem eigentlihen Herb der Empörung, 
mußte jede neue Verwaltung eine harte Aufgabe haben. Jahre lang 
war der Kanton von den erbittertiten Partheifämpfen zerriſſen worden. 
Ammer von Neuem drohte das fanatifche Feuer wieder aufzulodern. An 


“dem Klerus hatte aller geiftige Fortfchritt einen fortwährenden Todfeind, 


Unter der Dreißiger Regierung befanden ſich die Finanzen in blühendem 
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Zuſtand. Während der ſiebenjährigen Dauer der Sonderbundsregierung 
wurden ſie vollſtändig ruinirt. Jetzt kam die Strafe für den übermüthig 
provozirten Krieg hinzu. Luzern ſollte ungefähr 2'/. Millionen für Kriegs— 
koſten an die Eidgenoſſenſchaft zahlen, zudem ein Defizit in der eidge— 
nöſſiſchen Kriegskaſſe von 229,000 Franken erſetzen. In Baſel war eine 
Schuld von 105,000 Franken contrahirt worden. Außerdem waren 
rückſtändiger Sold an die Milizen und Entſchädigungen aller Art zu ent— 
richten. Um alle dieſe Bedürfniſſe zu beſtreiten, fanden ſich noch vor: 
an Gülten und Obligationen 1,059,000 Franken und an Baarſchaft in 
den ſämmtlichen Kantonskaſſen 137,800 Franken. Die Staatsdomänen 
waren in geringen Anſchlag zu bringen. Die proviſoriſche Regierung 
ſchritt gleich anfangs gegen Diejenigen ein, welche ſich an den eidgenöſ— 
ſiſchen Geldern und Spitaleffekten vergriffen hatten. Das Vermögen 
ſämmtlicher Mitglieder des geweſenen Regierungsraths wurde mit Be— 
ſchlag belegt. Sie verſetzte ferner — geſtützt auf die Verlegung der 
Berfafiung, da der Abſchluß des Sonderbündnifjes nie dem Veto des 
Volks unterlegt war — alle Mitglieder des abgetretenen Gr. Raths, 
welche zum Feithalten am Sonderbund geftimmt hatten, in Anklagezu— 
jtand, belegte ihr Vermögen gleichfalls mit Beichlag und fuspendirte fie 
im Aktivbürgerrecht. Die Jeluiten und alle mit ihnen affiliirten Orden 
wurden durch Dekret vom 30. November aus dem Kanton verwiefen, 
dagegen alle Bürger, welche wegen politifcher Vergehen ihrer bürger, 
lihen Ehrenfähigkeit verluftig erklärt waren, wieder in ihre Ehren eins 
geſetzt. Ein anderes Dekret löste den Nuswyler Verein auf, der am 
eifrigften für den Sonderbund gewühlt hatte. Um die erften Forderun: 
gen der Eidgenofjenfchaft zu befriedigen, erließ die proviforifche Regierung 
in der Noth eine dringende Einladung an die Bürger des Kantons, 
mit Darleihen zu Hülfe zu fommen. Allein es zeigte ſich bald, daß 
auf diefem Wege die nöthigen Geldmittel nicht erhältlich feien. 

Es folgten dann die Wahlen für den neuen, zugleich fonftituirenden 
Gr. Rath, die faft durchgängig auf Männer der bisherigen liberalen 
DOppofition fielen. Die LJeluitenparthei konnte unter dem Zwang der 
Umftände wie unter dem Fluch, der auf ihr laftete, das Haupt nicht 
wieder erheben. Der neue Negierungsrath, der bis zur Nevifion der 
Berfafjung beftellt wurde, Dr. Robert Steiger ald Schultheiß an 
der Spike, verfügte in der Finanzbedrängnik, daß die Klöfter und Stifte 
des Kantons binnen vierzehn Tagen eine Million Franken baar an den 
Staat entrichten follten, unter der befonderen Erwägung, daß bei diefen 
Korporationen, neben verhältnigmäßig am ehejten zu entbehrenden Lei— 
ftungen, die größten VBermögensfummen in fogenannter todter Hand 
lägen. In Ermanglung der Baarihaft mußten von den Klöftern gegen 
Gülten Anlehen zu höchſt ungünftigen Bedingungen aufgenommen wer: 
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den. Auch den Mitgliedern des abgetretenen Regierungsraths wurde 
jett unter ſolidariſcher Haftbarkeit die Verpflichtung auferlegt, das Defizit 
in der eidgenöſſiſchen Kriegsfafie innert zehn Tagen zu deden. Auf ihre 
Weigerung beftätigte der Gr. Naih die Verfügung des Regierungsraths. 
Darauf wurde der Weg der Unterhandlung eingefhlagen. Ein Theil der 
Gelder, der in die luzerniſche Staatsfajje geflojien war, wurde erlaſſen. 
Nachdem für die übrige Summe Sicherheit geleiftet worden, entließ man 
die in Haft befindlichen Mitglieder. Bon dem Strafpunft wurde ab- 
ftrahirt. Die Betroffenen Fonnten fi zum Theil an den übrigen Son: 
derbundsfantonen erholen. 

Zu einer vollen Amnejtie für die Anftifter des Sonderbunds fonnte 
fi der Gr. Rath nicht entſchließen, obgleich einzelne liberale Häupter, 
wie Dr. Kafimir Pfyffer, dazu rietden. Im Allgemeinen follte zwar 
keine ftrafrechtlihe Verfolgung ftatifinden, aber ausgenommen wurden 
diejenigen Perfonen, auf denen der Verdacht des Landesverraths beruhte, 
ferner die Geiftlichen, die fich pflichtwidriger Handlungen ſchuldig gemacht 
hatten, wenn ihre Entjeßung bei den kirchlichen Oberen nicht erwirft 
werden könne. Die in Anklagezuftand verfegten Mitglieder des Gr. 
Raths jollten zur Sühne ihres begangenen Unrechts eine ihrem Vermögen 
und ihren Familienverhältnijjen angemefjene Summe an die erwachſenen 
Kriegäfoften abtragen. Ebenfo hatten die Beamten und Mitglieder des 
Haupt und der Kreisfomites des Ruswyler Vereins, welche Bürger zur Un: 
terzeichnung der Sonderbundsadrejje verleitet oder zum Feſthalten am Son: 
beebund ermuntert und beftärft hatten, einen Beitrag zu leiften. Allen follte 
aber hinfichilich der Beitragspflichtigfeit die Anrufung des Richters freiftehen. 
Bis die Betreffenden ihre Beiträge geleiftet, wurden fie im Aktivbürger— 
recht eingeftellt. Die geiftlichen Korporationen des Kantons blieben für 
den durch den Sonderbund erwachſenen Schaden behaftet. Gegen diejes 
Straf: und Kontributionsdefret (vom 3. Febr. 1848) machten die beiden 
noch im Kanton weilenden eidgenöffifhen Repräfentanten in einem Bee 
riht an die Tagjatung ſcharfe Einwendungen, indem die Maßregeln den 
Grundſätzen des Nechts nicht entſprächen und zu jehr den Stempel poli- 
tiſcher Nahe an fi) trügen, jo daß die dauernde Beruhigung des Landes 
dadurch erſchwert werde. Die Tagfabung jah ſich indeß nicht veranlaft, 
etwas gegen Das Dekret zu verfügen, das zum Theil aus dem einge: 
räumten Negreß gegen die Schuldigen floß. 

Inzwiſchen kam die Reviſion der Staatsverfafjung zu Ende. Pier: 
bei wurden alle jene übermäßig Eirchenfreundlichen Beitimmungen, Die 
in der Verfaſſung von 1841 Aufnahme gefunden hatten, wie die Auf: 
hebung des hoheitlihen Plazets, die Einwilligung der Kirchenbehörden 
zur Veräußerung geiftliher Güter, Wahl einer Anzahl geiftlicher Mit 
glieder in den Erziehungsrath durch die Geiftlichfeit ſelbſt, der Kirchen: 
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eid u. f. m. außgemerzt und der Staat, der Prieftergemalt gegenüber, 
wieder in eine unabhängigere und würdigere Stellung verſetzt. Die 
Jeſuiten und ihre affilüirten Orden durften unter Feiner Form mehr in 
‘den Kanton eingeführt werden. Statt der bisherigen Integralerneuerung 
der Behörden wurde eine Partialerneuerung zu Drittheilen von drei zu 
drei Jahren feitgejet, der Regierungsrath auf neun Mitglieder reduzirt 
und das Direktorialfyitem eingeführt, das Vereinsrecht in die Verfaflung 
aufgenommen, das Verbot der Militärfapitulationen wieder hergeftellt, 
die Beftimmung, daß das Kantonsbürgerrecht nur an Katholiken ertheilt 
werden könne, weggelafjen und zweimalige Berathung der Geſetze vor— 
gefchrieben. Das bisherige Veto blieb. Nach Annahme diefer Verfaſ— 
fung (mit 12,131 von 17,700 bei der Abftimmung anmejenden Bürgern) 
konnte ji die liberale Ordnung weiter befeftigen (13. Yebr. 1848). 

Die finanziellen Berlegenheiten forderten indeß einen weiteren Schritt, 
Mühfam gelang e8 allmählig, die Verbindlichkeiten gegen die Eidgenof- 
ſenſchaft jeweit zu befriedigen, daß die Dccupation aufhören Eonnte. 
Aber es fragte jih, wie man ſich in der Zukunft behelfen, mit welchen 
Mitteln man die geſchloſſenen Anleihen und fonftigen Schulden tilgen 
wolle. Mittelſt Steuererhebung die enormen Summen, welche man bes 
durfte, zu erheben, jtellte ji als unmöglih heraus. Auf den energi— 
ſchen Antrieb von Dr. R. Steiger — entgegen den Bedenken anderer 
liberalen Führer, wie Schultheii Kopp — wurde endlich durdhgegriffen 
und der Beihluß gefaßt, die beiden Klöfter St. Urban und Rathhaufen 
aufzuheben und deren Vermögen zu Staatszweden zu verwenden (13, 
April 1848). Zugleich follte ſämmtliches Vermögen der übrigen geift- 
lichen Korporationen und Klöfter im Kanton unter Staatöverwaltung 
geftellt und deren Liegenfhaften jo weit thunlich veräußert werden. 
Das Dekret wurde außerordentliher Weife dem Veto des Volfs unter: 
legt. Trotz ftarker Oppofition (für Berwerfung fielen 11,190 Stimmen) 
blieb e8 in Kraft. Der Kanton ward damit von zwei dunkeln Inftituten 
befreit. Umfonft fuchte der biſchöfliche Kommifjär alle Diejenigen, welche 
mittelbar oder unmittelbar zur Aufhebung mitwirften, mit dem Banne 
und dem Ausſchluß aus der Fatholifhen Kircheng emeinfchaft zu bedrohen, 
Auf die Entdedung feiner Umtriebe wurde er in Verhaft gejet und 
nach Verlangen der Regierung vom Bifhof feiner Würde entfegt. Im 
Uebrigen waren die neuen Behörden in Luzern bemüht, die auffallend: 
ften Ausmwüchfe der legten Gefeßgebung wieder wegzufchneiden. Nament: 
lich unterlag das Gefeg über das Erziehungswefen jofort einer Reviſion 
und wurde wieder auf freiere und aufgeflärtere Grundlagen geftellt. 
Auch das berüchtigte Preßgefes vom Jahr 1843 wurde aufgehoben und 
das frühere Geſetz hergeftellt. 

In dem Heinen Kanton Zug hatte der Einmarſch der eidgenöſſi— 
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hen Truppen noch nicht unmittelbar einen Wechſel der Behörden nad 
fih gezogen. Das bisherige jonderbündifhe Regiment dachte in allem 
Ernite daran, ſich fortzubehaupten. In einer Broffamation an das Volk 
erflärte e8 unummunden, daß e3 für jet nur der Uebermacht gewichen 
fei, jedoch immer noch die gleichen Gefinnungen hege und auf eine bejjere 
Zukunft Hoffe. Der Kommandant der eidgenöſſiſchen Offupationstruppen 
fand diefe Aeußerungen der Kapitulation nicht angemefjen und unter: 
drüdte die Proflamation. Auch die in den Kanton gefandten eidgenöffi: 
hen Repräfentanten (Hoffmann von St. Gallen und Hegetfchmweiler 
von Zürich) wollten mit den, des Aufruhrs gegen die Eidgenoſſenſchaft 
ſchuldigen Behörden nicht in Verkehr treten und verboten die Zuſammen— 
berufung des Landrathd. Auf vertraulichen Wege fuchte man die Un: 
haltbarkeit des alten Regiments darzuftelen und zu freimilligem Rück— 
tritt zu bewegen. Aber der Landammann Bofjfard erklärte trogig, 
daß die Regierung fich weder aufgelöst noch entfernt habe; fie werde 
handeln, wie e3 Pflicht und Necht erheifhen und ihr Mandat nur dem 
verfafjungsgemäß zu verfammelnden Bolfe zurüdgeben oder dem Gebote 
der Gewalt weichen. Darauf that die freigefinnte Parthei entjchiedenere 
Schritte zu einer Umgeftaltung, um den Kanton wieder mit der Eidge— 
nojienfhaft in Einklang zu bringen. ine Volfsverfammlung zu Zug, 
von gegen 1000 Bürgern befucht, erklärte den unbedingten Rüdtritt aus 
dem Sonderbund, anerfannte die Kompetenz der Tagjatung in der es 
fuitenangelegenheit, löste die oberjten Regierungsbehörden auf, ſetzte eine 
proviforifche Regierung nieder, an deren Spitze Adolf Keifer Fam, 
und bevollmädtigte diefelbe zur Einleitung einer Revijion des Grund— 
gefeßes dur einen Verfafjungsrath. Der Landammann proteftirte ges 
gen diefe Beſchlüſſe. Die Nepräfentanten ftellten die Verwahrung zu: 
rück und erkannten die proviforifche Negierung an. Nicht ohne Zwang 
wurde die Herausgabe des Amtsjiegeld bewirkt und meitere Widerjpen- 
ftigfeit gebrochen. Die proviſoriſche Regierung beſchloß, die an die Eid: 
genofjenfchaft zu zahlenden Kriegskoſten durch Gemeindefteuern aufzu: 
bringen. Dabei behielt fi) die Stadtgemeinde für ihren Theil den 
Rüdgriff auf die Schuldigen vor. Die vom Verfaſſungsrath revidirte 
und vom Volk angenommene Berfaffung erleichterte die Ausbildung eines 
geordneten Haushalts, brachte mehr Einheit und Negelmäßigfeit in Die 
Verwaltung und verpflichtete den Staat zu größerer Sorge für Die Ju: 
genderziehung. Dagegen fiel die Landsgemeinde weg, die nur die Bes 
fugniffe einer Wahlgemeinde hatte und als foldhe das dienende Werkzeug 
weniger Familien der regierenden Parthei war. 

Auch in Uri fehlen die fonderbündifhe Regierung anfangs das 
Ruder fortführen zu wollen. Erft nah wiederholten Mahnungen der 
Repräfentanten (Trümpy von Glarus und Migy von Bern) zur Vor; 
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nahme einer Nefonftituirung fügte man fih und berief eine außerordent⸗ 
ih: Landsgemeinde, worin die Niederſetzung einer proviforiichen Regie— 
rung, Einleitung einer Verfaflungsrevifion, unbedingter Nüdtritt vom 
Sonderbund und Anerkennung der eidgenöfjiihen Kompetenz in der 
Sefuitenangelegenheit befchloffen wurde. Die Reviſion der VBerfafjung 
ging raſch vor fih und fand in einer neuen Landsgemeinde ihre Bes 
ftätigung. Die Hauptänderungen beftanden in Aufhebung der Lebens 
längtichfrit der Amtsſtellen, Errichtung eines Negierungsraths mit perio: 
diſchem Austritt, Deffentlichkeit der Verhandlungen, Abichaffung des ge: 
heimen Raths und geheimen Gerichts und bejiere Einrichtung im Finanz: 
weſen. Mit der neuen Ordnung wurden wenigſtens die ftabiljten Ele— 
mente bejeitigt und einiger Yortfchritt in dem ſonſt fo dunfeln Ländchen 
angebahnt. Die Repräjentanten legten in ihrem Bericht großen Werth 
darauf, daß die Neorganijation auf „ganz gefeglihem Wege“ ſtattge— 
funden habe. 
In Unterwalden ſchritt man zur Refonftituirung, ohne daß es eines 
längeren Drängens von Scite der NReprälentanten bedurfte. Doch hing 
fih dad Nidmaldner Völkchen an abaehaltener Landsgemeinde zum 
Theil wieder an die altgemohnten Häupter. Anſtoß mußte bejonders 
die Wiederwahl des Rolizridireftord Durrer erregen, der eine Seele 
des Sonderbunds geweſen war. ine zahlreiche Ippofition von Land 
Icuten vermahrte fi dagegen. Die eidgenöfjiihn Repräfentanten (AR. 
Schneider von Bern und P. Pruggifier von Aar-au) wollten indeß feine 
Ginjprade thun, um der Wahlfreiheit nicht zu nahe zu treten. In 
Dbmalden wurde, außer Neubeftellung der B:hörd.n in beſſerem cid- 
genöfjiichen Sinne — der vornehmfte Träger des Sonderbunds, Lands 
anımann Spichtig, der bisher das Ländchen fait allmächtig regierte, 
gab von vornchersin feire Entlaſſung von allen Beamtungen — auch 
die Verfaſſung fofort revibirt. Abihaffung der Lebenstänglichfeit der 
Stellen in der Regierung und im Landratd war der hauptſächlichſte 
Foriſchritt. Zwiſchen der eidgenöſſiſchen Beſatzung und din Unterwaldner 
Landleuten bildete ſich ein äußerſt freundliches Verhältniß, obgleich unter 
der erſteren auch reformirte Truppen waren. Das Volk war getäuſcht 
und verführt, nicht verbittert. Die im Freiſchaarenzug erbeutete Kancne 
gab Nidwalden „als Beweis freundeidgenöſſiſcher Gejinnung“ unaufge— 
fordert an die Regierung von Aargau heraus. Der neue Gefandte Uns 
terwaldına an der Tagſatzung erflärte: „Tas Volk von Uuterwalden 
will fein Sonderbündler mehr fein; dies vermünfchte Wort, das uns 
noch mande bittere Vorwürfe und Erinnerungen zurüdlafien wird, fit 
fern von uns verbannt.” Nichtsdeitomeniger konnten die Repräſentanten 
in ihrem Schlußbericht die bemühende Wahrnehmung nicht verhehlen: 
„Daß die Anjicht eines großen Theils der Bevölkerung, als könne fi 
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die innere Schweiz ſelbſt genügen, noch eben fo entſchieden feititehe, ala 
in den Jahren 1798 und 1815, und dag fomit die Urkantone die übri— 
gen Kantone füglih entbehren könnten, ja daß es ihr Glüd wäre, wenn 
fie mit denfelben in feinem Bundesverhältnig ftehen würden, melde un: 
ſchweizeriſche Anſicht bei Vielen fo weit gehe, daß ihnen jede fremde Ein- 
miſchung in die inneren Angelegenheiten der Shmeiz infofern als er: 
wünſcht erſcheine, weil fie daran die Hoffnung fnüpfen, daß die übrigen 
Kantone bei einer folden Gelegenheit von ihnen getrennt — die drei 
Urfantone aber von den Großmächten immerhin als ein unabhängiger 
und jelbftitändiger Staatenbund anerkannt würden,“ Die Nepräfentan: 
ten zweifelten daher noch an einer dauernden Pazififation und an einer 
aufrichtigen Verföhnung mit der übrigen Schweiz. *) 

In Schwyz blieben die Verhältniffe nah dem Einzug der eidge- 
nöfjiihen Truppen eine Zeit lang in Verwirrung. Die vor dem Kriege 
niedergefegte außerordentlihe Regierungskommiſſion machte feine Miene 
abzutreten. Im Gr. Rath wurde der Antrag auf Integralerneuerung 
ſämmtlicher Behörden verworfen. In den äußeren Bezirken gährte es; 
hier entledigte man ſich der bisherigen Räthe oder erflärte fie proviſo— 
riſch; aber im Weiteren geichah noch fein’ durchgreifender Schritt zur 
Nekonitituirung des ganzen Kantons, Die Goeiitlichkeit fing von Neuem 
an zu wühlen und bijchöflihe Rundſchreiben mahnten nichts weniger als 
zum Frieden. Die eidgenöfjiihen Repräfentanten -(Hungerbühler von 
St. Gallen und Dr. Heim von Appenzell A. Rh.) bemühten fich, ge 
waltjame Ausbrüche zu verhüten und die nothwendige Umgeftaltung fo 
viel wie möglich auf legalem Wege herbeizuführen. Endlich bequemte 
jih der Gr. Rath, eine provijorische Regierung zu ernennen, die Sands: 
gemeinde zufammenzuberufen und die Erneuerung aller Behörden einzu: 
leiten. An der am 15. Dezember zu Rothenthurm abgehaltenen Lands⸗ 
g:meinde war jetzt die Stimmung anders al3 an jenem Tage, wo Abye 
b.rg das Volk prahlerifh haranguirte. ALS Hungerbühler in einer An: 
rede an die im weiten reife verfammelten Landleute fragte, ob ihre 
Väter denn im Jahr 1753, wo fie die Aufnahme der Jeſuiten verboten, 
nicht eben jo gut katholiſch gemwejen feien, erijhsl ein lautes Ya und auf 
Die zweite Anfrage, ob das Land dur ihren Einzug friedlicher, reicher, 
einiger und frommer geworden fei, folgte ein eben fo lautes Nein! 
Zum Pandanımann wurde Nazar Neding erhöben, der alte Gegner 
Abyberg's, der zwar auch zum Wiverftand gegen die Eidgenofienihaft 
gerathen hatte, aber jegt wieder in eine verjöhnlichere Bahn einlenfte, 
Der Nüdiritt vom Sonderbund wurde unbedingt bejchlojien. An die 


*) Eiche den von AR. Schneider verfaßten Schlufbericht im Tagjagungsab- 
abichied von 1847. 
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Anerkennung der Kompetenz der Tagfabung in der Sefuitenfrage muß: 
ten die Lenker noch den Vorbehalt der Konfefjions: und Souveränitäts- 
rechte zu hängen. Dagegen wurde den Bezirken überhaupt die Aufnahme 
geiftliher Orden ohne Bewilligung der Kantonsbehörden unterfagt. Die 
abgetretene Regierung blieb im Allgemeinen bei ihrer Verantwortlichkeit 
behaftet. Ein Antrag, alle Stifter und Pfleger des Sonderbunds zur 
Rehenfhaft zu ziehen und ihr Vermögen mit Befchlag zu belegen, fiel 
dahin, Auf Vorſchlag der Landsgemeinde wurde im Weiteren eine Res 
vilion der Verfaſſung befchloffen und zu diefem Zmwed ein Verfaſſungs— 
rath niedergeſetzt. Bon Seite der freifinnigen Parthei fuchte man bei 
biefer Revijion das drüdende Gewicht des alten großen Bezirks Schwyz, 
fo viel wie möglich, zu brechen. Der erfte Entwurf hob nit nur das 
Inſtitut der Landögemeinde auf, an die fi für die äußeren Bezirke: 
fo mande traurige Erinnerung fnüpfte, und führte dafür Kreisgemein-— 
den zur Wahl der Stellvertreter, wie zur Genehmigung von Geſetzes— 
vorſchlägen ein, fondern zerlegte auch den Bezirk Schwyz in zwei Theile 
(Schwyz und Arth) und ſchrieb einen theilweifen Wechſel des Sitzes der 
Kantonalbehörden in den Ortfchaften Schwyz, Laden und Einfiedeln 
vor. Gegen diefen Entwurf kämpfte man indeß in Innerſchwyz mit 
aller Macht an. Der Klerus erklärte die Religion wieder in Gefahr, 
weil jtatt der römiſch-katholiſchen nur die chrift-fatholifche gewährleiſtet 
wurde, infahe Mehrheit der ftimmfähigen Kantonsbürger follte jebt 
für die Annahme genügen, während nach der alten Berfafjung zwei 
Drittheile gefordert wurden. Anfangs erichien der Entwurf nach der 
bisher angenommenen Zahl der jtimmberedhtigten Kantonsbürger mit 
5900 gegen 5550 Stimmen als genehmigt. Aber nach heftigem Streit 
erfolgte eine neue Zählung der Stimmberedtigten, deren Ergebniß dem 
früheren entgegen war. Es ergaben fi jest 6215 gegen 5844 Stim— 
men für die Berwerfung. In Folge defien trat der Nerfaflungsrath 
nohmal3 zufammen, entfernte die Trennung des Bezirks Schwyz und 
die Wechſelung des Sites der Kantonsbehörden aus dem Entwurf und 
vereinigte dagegen die Bezirfe Wollerau und Pfäffikon unter dem Namen 
„Höfe“ zu einem Bezirke. Die Kantonslandsgemeinde blieb dagegen 
aufgehoben. In diefer Geftalt wurde die Verfaflung mit großer Mehr: 
heit angenommen (27. Feb. 1848). in weſentlicher Fortſchritt Tag in 
der Befchränfung der Bezirfsautonomie und der gänzlichen Zentralijirung 
der widhtigften Staatsverwaltungszweige. „Bisher gab es Feine wirt: 
liche wahre Landesregierung. Bis irgend ein Aft der Kantonalgewalten 
durch die Unzahl von Behörden, Konferenzen, Kommijjionen, Kantons: 
und Grofräthen, eins und dreifachen Bezirksräthen und Bezirksgemein— 
den hinabgewandert, war alles Leben und alle Lebensfähigkeit aus ihm: 
verjhieden. Papierner Befehl von Kantonswegen, Widerftand und Unge: 
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horſam von Bezirks: und Gemeindewegen! Die nicht felten vorkommende 
Kumulirung von Stellen und Würden auf einen Mann, der populär 
oder gefürdtet war, ſchien nur geeignet, die Heilloſigkeit dieſes Nichtres 
gierens einerfeit3 und der Vielregiererei amberfeit3 zu vermehren.” *) 
Dur die größere Einheit der Verwallung wurden jeht die verfchiedenen, 
bis dahin nur lofe zu einem Staatöganzen verbundenen Theile feiter 
zufammengefügt. Bon den Schwyz zufallenden Kriegskoſten hatte das 
Klofter Einfiedeln die eine Hälfte zu deden, dagegen erhielt der Fort: 
beftand der Stifte in der neuen Verfafjung eine Garantie, die fie in der 
früheren nicht gehabt hatte. 

An Freiburg hatte das neue Regiment, das ji unmittelbar nach 
dem Einzug der eidgenöfjifchen Truppen bildete, eine der ſchwierigſten 
Aufgaben zu erfüllen. Sollte der Kanton nur einigermaßen aus feinen 
finfteren Zuftänden gebracht werben, fo mußte ein theofratifcher Augiass 
ftall ausgeräumt werden. Nach fo vielen Richtungen hin hatte Die alte 
Jeſuitenmacht hier die verberblichiten Wurzeln gefhlagen. Der Staat 
war an die tiefjte Erniedrigung gegenüber der Kirchengewalt gewöhnt. 
Der Klerus, an der Spige ein Bifchof, der zu den Haupttriebfedern 
des Sonderbunds gehörte und das Land lieber in den äußerſten Ruin 
ftürzte, als daß er ein Titelden von feinen geiftlihen Anſprüchen auf: 
gegeben hätte, zeigte ſich zu jeber Zeit bereit, die fanatifchen Leidenſchaf— 
ten wieder aufzuftaheln und Schritt für Schritt alle Anjtrengungen zur 
Emanzipation des Staats, wie zur Bildung und Aufflärung des Volks 
zu befämpfen. in übermwiegender Theil der Landleute, befonders im 
deutfhen Bezirk, ließ fi durch Feine bittere Erfahrung belehren, fons 
bern blieb auch nad der graufamften Täufhung in blinder Abhängig: 
feit von den Prieftern. So mußten nothwendig ſchroffe Gegenfäke fort: 
dauern. Die freifinnige Parthei, die fi in der erften Auflöfung an's 
Ruder fhwingen konnte, fand nur einen ſchwachen Boden unter ihren 
Füßen. Zur Stüße war fie mehr oder weniger auf das eidgenöffifche 
Unfehen angewiefen. Nicht ohne mannigfahen Zwang und tiefe Ein: 
ſchnitte ließ fich eine Ordnung begründen, die nah ernftlicher Reform 
ftrebte. 

Schwer Taftete von vorneherein die Noth in den Finanzen. Außer 
einem Defizit in der Staatsfaffe, im Betrage von 1,003,800 Franfen, 
hatte Freiburg an die nur vorläufig berecineten Kriegskoften 1,525,200 
Franken zu bezahlen. Um fich diefer Schulden zu entledigen, ſuchte man 
im weiteften Maße auf die Anftifter und Begünftiger des Sonderbunds 
zu greifen. Geich Anfangs verjette die proviforifche Regierung 82 Mit: 
glieder der jonderbündijchen Behörden, Truppenanführer, Geiftliche, Be: 


*) Bericht der Nepräfentanten im Tagſatzungsabſchied von 1847. 
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amte, u. f. mw. in Anflagezuftand und ließ ihre Güter zum Theil mit 
Beichlag belegen. Als der Gr. Rath neu gewählt war, bevollmächtigte 
diefer die Regierung zu einem Zwangsanlehen von 300,000 Franken, 
das zunächſt auf diejenigen fallen follte, die den Krieg verfchuldet hätten. 
Dann folgte ein umfajjendes Kontributionsdelret, das ſich mit einer be- 
ſchränkten Amnejtie verband. Dadurch wurde den vorzüglichjten Ur: 
hebern und Förderern des Sonderbunds eine Entfhädigung von Fr. 
1,600,000 auferlegt. Die zehn Klöfter mußten 750,000 Franken, die 
MWeltgeiftlichleit 60,000 Franken fteuern. Der Staatsrath follte die 
Schuldigen oder Kontributionspflictigen bezeichnen. Die Betroffenen 
wurden auf die Dauer von zehn Jahren im Aktivbürgerrecht eingeftellt 
und im Falle erneuter Umtriebe mit Wegmweifung aus dem Kanton be: 
droht. Im Uebrigen blieb denfelben die Wahl zwifchen der Amneftte 
ober der Berufung an eim richterliches Urtheil frei. Ale Güter des 
Biſchofs und des Klerus kamen unter ftaatlihe Auffiht und Verwal— 
tung. Der katholiſche Verein wurde aufgelöst. Kein Geijtlicher follte 
in Zufunft Lehrämter im Kanton ohne Bewilligung der Regierung aus: 
üben. Die anfänglichen Borjchläge der Regierung waren noch weiter 
als das endlich erlaffene Dekret gegangen. Die Repräfentanten machten 
Borftellungen gegen die Härte und Willführlichkeit. Der Gr. Rath 
nahm nur einzelne Mobifitationen vor. Ein Hocdhmüthiger Brief des 
Biſchofs, womit diefer die Rechte der Kirche verwahrte und für die alte 
theofratifche Gewalt in die Schranken trat, mußte eher reizen, als zu 
größerer Milde ftimmen. Die Regierung erließ eine Vollzichungsver- 
ordnung, wornach die ganze Summe von 1,600,000 Franken nur auf 
zwanzig Perfonen verlegt wurde. Bald zeigte ſich indek die Schwierig: 
feit, die Steuer in diefer ftrengen Weife einzutreiben. E3 mußten neue 
Bertheilungen vorgenommen werben. Freiwillige Unterzeihnungen, die 
fi auf 400,000 Franken beliefen, genügten nit. Der Gr. Rath ſchritt 
jest zur Aufhebung der Klöfter. Daneben blieb die perfünliche Kontribu: 
tion aufrecht, indeß wurde diefe auf einen größeren Kreis von 214 Nür: 
gern und 139 Gemeinden gelegt. Im Uebrigen wurde neue Amneftie 
erlajien. Nur ſechs von den Haupiurhebern des Sonderbund3 (darum: 
ter Schultheiß Fournier)) blieben noch für ſechs Jahre des Landes ver: 
wiejen und eine größere Anzahl im Aktivbürgerrecht eingeftelt. Nach 
einiger Zeit wurde auch dies dahin geändert, daß den Verbannten ber 
MWiedereintritt in den Kanton geftattet und die Steuer von 1,600,000 
Franken in ein unverzinsliches Zmangsanlehen umgewandelt murde. 
Damit fam da3 wenig erquidlihe Kontributionsgefhäft gegen Ende des 
Sahres 1848 einftweilen zu Ende. ' 

Bei der politifchen Nefonftituirung des Kantons ging man, im Ein: 
verftändnig mit liberalen Wortführern in anderen Kantonen, von dem 
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Gedanken aus, daß eine fhärfere Durchführung des Prinzips der Volfs: 
fouveränität unter den herrſchenden Zuſtänden in Freiburg noch nicht 
rathſam fei, wenn man nicht der reactionären Priefterparthei alle neuen 
Schöpfungen als leichte Beute hingeben wolle. Möglih hielt man nur 
die Beibehaltung einer Uebergangsform, eine Verfajlung mit beſchränkten 
Volksrechten, mit einer lang dauernden und fräftigen Regierung, bie 
Zeit habe, das Volk aus feiner ökonomischen und geiftigen Berfumpfung 
herauszureigen und durh Bildung und Aufklärung allmählig eine reinere 
Demokratie vorzubereiten. Bon diefem Standpunft aus fam man dazu, 
zwar die mittelbaren Wahlen durch unmittelbare zu erfegen, jeden Een 
ſus abzuſchaffen, auch das wahlfähige Alter herabzufegen, aber dem nad 
der Neufonftituirung fortfungirenden Gr. Rath eine neunjährige (dem 
Staatsrath eine achtjährige) Amtsdauer beizulegen, die Nevifion für 
die nächiten I Yahre zu unterfagen und auh für die Zukunft zu er: 
ſchweren und endlich die neu entworfene Verfaſſung felbft dem Bolfe 
nicht zur Annahme oder Vermerfung vorzulegen, fondern fie einfach von 
der Eonftituirenden Behörde aus in Kraft zu erflären, wie dieß mit ber 
früheren Verfaſſung im Jahr 1831 gleichfalls der Fall geweſen mar. 
Lag hierin unzweifelhaft noch eine ftarfe Benormundung, jo enthielt die 
Berfaflung im Uebrigen dagegen reiche Keime des Fortſchritts, wenn 
diefe nur irgend auf fruchtbaren Boden fielen. Die Trennung der Gewals 
ten wurde bejjer durchgeführt, das ganze Unterrichtsweſen zur Sache des 
Staats gemadt, der Beſuch der Primarfchulen obligatoriih und unent: 
geltlih erklärt, die Hoheit gegenüber der Kirche entjchieden gewahrt, alle 
Vorrechte oder Immunitäten der Geiftlichfeit aufgehoben, die Wiedercins 
führung der Jeſuiten oder ihrer Affiliirten für immer unterfagt, bis— 
herige Intoleranz gegenüber dem protejtantifchen Kultus befeitigt, Frei— 
heit der Niederlajjung, der Gewerbe und des Handels gemwährlciitet, 
- Gefchwornengerichte eingeführt, eine Revijion aller Theile der Geſetz- 
gebung verordnet und billigere Vertheilung der öffentlichen Abgaben an: 
gebahnt. Die Verfafjung war auch die erfte in der Schweiz, welche die 
Todesſtrafe abfchaffte. Aber die Durchführung der aufgeflärteren Grund: 
ſätze mußte auf die größten Schwierigkeiten ftoßen, wo im Bolf ein fo 
bodenlofer Aberglaube gepflegt war. Auf der Verfafjung blieb der 
Makel haften, daß jie nur oftroyirt war und feine unmittelbare Sanction 
von den Bürgern gefunden hatte. Erzwungene Eidesleiftung konnte 
nicht dazu dienen, fie populärer zu machen. Die Staatögewalt mußte 
fortwährend im härteften Kampfe mit der durch und durch jefuitijirten 
Kirche Liegen. Die ſchweren Konflikte und aufrührerifchen Bewegungen, 
die daraus entjtanden, wie der Biſchof Marilley offen den Fchdehand- 
ſchuh hinwarf und am Ende ald Aufwiegler aus dem Kanton fortges 
führt und von den fünf Diöcefanftänden feiner bifhöflihen Funktionen 
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entfet wurde, Tiegen indeß mit allen ihren Einzelnheiten nicht mehr im 
Bereich diefer Geſchichte. 

Auch in Wallis trieben die dringenden finanziellen Bedürfniffe 
zu eingreifenden Beichlüffen gegen die geiftlihen Korporationen. Die 
Schuld, die auf dem Kanton laſtete, belief fih auf ca. 1,400,000 Fran- 
fen. DBon.vorneherein legte die proviforische Regierung, dem Beichluß 
ber Volfsverfammlung gemäß, den Hauptanftiftern des Sonderbunds 
unter folidarifcher Haftbarkeit eine außerordentliche Kriegsſteuer von 
200,000 Franken auf; davon fiel nur ein Kleiner Theil (20,000 Fran 
fen) auf Mitglieder des alten Staatsraths und Gr. Raths, das Uebrige 
auf die Klöfter, den Biſchof, das Kathebralfapitel und den Chorherrn 
Derivaz. Zugleich wurden die von den Sefuiten befefienen Güter zum 
Staatövermögen geihlagen. Die Klöfter weigerten fich indeß größten: 
theil3, ihr Betreffnig an der Kriegsſteuer zu entrichten. Von den Vä— 
tern vom St. Bernhard wurden alle werthuollen Gegenftände fortge: 
fchleppt und auf fardinifches Gebiet gerettet. Auch die Oberen flohen, 
mit der Drohung, fih an die fremden Mächte zu wenden. Alle gütlichen 
Borftellungen der eidgenöfjifhen NRepräfentanten, wie Zwangsmaßregeln 
fonnten nichtS gegen die Widerfpenftigkeit ausrichten. So wurde es nicht 
möglich, das verlangte Geld einzutreiben. Die Behörden gingen jekt 
energifcher vor. Durch ein Säkulariſations dekret durchſchnitt man 
einen Nero der biäherigen Theokratie. Grundſätzlich wurde befchlofien, 
alle geiftlichen Güter zu Handen des Staates zu ziehen, aus dem Er- 
trag zunächit den Klerus zu bejolden und für die Gaftfreiheit auf dem 
St. Bernhard und Simplon zu forgen, dann den Ueberſchuß zur Til: 
gung der öffentlihen Schuld zu verwenden. Das Defret ftieß im Gr. 
Rath auf ſtarken Widerftand von Seite der Obermallifer. Bei der 
Bollsabjtimmung fand es feine Genehmigung mit 6522 gegen 1356 
Stimmen (16. Januar 1848). In der Ausführung wurden die Gehalte 
des Biſchofs und der übrigen hohen Geiftlichfeit beftimmt regulirt und 
im Verhältniß der bisherigen Einfünfte herabgeſetzt. Die Hospize auf 
dem St. Bernhard und Simplon follten mit ihren religiöfen Orben 
fortbeftehen, aber der Ueberſchuß ihres Vermögens zur Bezahlung der 
öffentlihen Schuld, fowie zur Hebung des öffentlichen Unterrichts ver: 
wendet werden. Bon der Abtei St. Morik wurde ein Theil der Dr: 
densbrüder zum Seelforgerdienft verpflichtet, im Uebrigen die Zahl der 
im Klofter bleibenden Mönche auf 12 herabgeſetzt. Der Staat behielt 
fih vor, in den Gebäuden der Abtei eine öffentliche Unterrichtsanftalt 
zu gründen, bei welcher die Sonventualen als Lehrer berufen werden 
Eonnten. Für den Fall, daß der Orden ſich nicht füge, war die ganze 
Aufhebung des Klofter8 in Ausficht geftelt. Auch den beiden Nonnen: 
Möftern in Brieg und Collombey, ſowie den Kapuzinerfföftern in Sitten 
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und St. Morit wurden theils Befchränfungen, theils Verbindlichkeiten 
für die Seelforge und den öffentlichen Unterricht auferlegt. Dem ganz' 
zen Klerus blieb es im Uebrigen freigeftellt, fih von diefer Säkulariſa— 
tion der Güter mit einer unmittelbaren Zahlung von 1,500,000 Frans 
fen an die Staatskaſſe loszufaufen. Da dies nicht geſchah, wurde zum 
Vollzug gefchritten und mit der öffentlichen Berfteigerung ober Verpach— 
tung der Güter begonnen, mobei es nicht an Liebhabern fehlte. Die 
ultramontane Parthei erhob ein Zetergejchrei durch) ganz Europa, als 
feien die Hospize vom St. Bernhard und Simplon ihrer mwohlthätigen 
Wirffamkeit beraubt. In Wirklichkeit gefhah indeß den gaftfreundlichen 
Zweden fein Abbruch; die Säfularifation verhinderte nur, daß der 
Ueberfluß zu fehr unheiligen Zmweden verwendet wurde. Dom St. Bern: 
hard insbefondere waren die fonderbündifchen Umtriebe auf alle Weile 
gefhürt worden. Die finfteren Korporationen konnten fi am wenigiten 
beflagen, wenn jie für die frevelhafte Auflehnung zu büßen hatten. *) 
Bei der Ausführung des ganzen Säfularifationsdefrets traten im Uebri- 
gen durch gütliche Uebereinfunft einzelne Modififationen ein. 

Unterdeß war in Wallis auch eine neue Verfaſſung berathen und 
vom Volf mit großer Mehrheit angenommen. Die ftarfen Gelüfte, die 
fi anfänglich in Unterwallis für eine Trennung äußerten, hatten ſich 
zur Ruhe begeben. Die Einheit des Kantons blieb deßhalb gewahrt. 
In der Berfaffung wurden die Garantien ausgemerzt, die fich die Theo- 
Fratie im Jahr 1844 wieder zu erringen gewußt hatte, insbefondere alle 
Vorrechte der Geiftlichkeit aufgehoben und der Unterricht von ihrem 
drüdenden Einfluß befreit. Biſchof und Klerus verloren ihre Vertretung 
im Gr. Rath. Statt der mittelbaren Wahlen für die gefeßgebende 
Behörde famen unmittelbare Wahlen, dagegen fiel das bisherige Referen- 
dum dahin. Die Regierungsgewalt wurde geftärft und die Verwaltung 
erhielt-größere Einheit durch Beichränfung der Bezirksautonomie und 
Aufftellung befonberer Regierungsftatthalter. Ein mwefentlicher Fortſchritt 
lag in der Freiheit des Handels und der Niederlaffung, die bisher inner: 
halb des Kantons höchft beſchränkt war. 


*) Wir bemerken bier, daß außer den Nufhebungen und Sälularifationen in 
Freiburg, Luzern und Wallis um diefe Zeit auh Thurgau feine fämmtlichen (9) 
Klöfter, mit Ausnahme des Frauenklofters St. Kathrinenthal, aufhob. Das Ber 
mögen, auf 2,606,298 Gulden berechnet, wurde nad Abfall der Benftonen für Kir— 
chen⸗, Schul= und Armenzmwede beftimmt; ein Biertheil davon fpeziell zu Gunſten 
der Katholiken. Ebenfo bob Teffin vier Mannsllöfter und vier Frauenklöjter 
auf, um den Erlös zur Tilgung der öffentlichen Schulden zu verwenden. Noch 
blieben 12 Klöfter in dieſem Kanton beftehen, jedoch unter beſchränkter Novizen— 
aufnahme. 
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Weitere Bundesbefchlüffe und neuer Intervenlionsverfuch. 


Schon im Anfang des Jahres 1848 bot die Tagſatzung ein ver: 
ündertes Bild dar. Nach einander traten wieder Gefandte aus den ge: 
wejenen Sonderbundsfantonen ein. Die meiften gehörten der bisher 
verfolgten Dppofition an. Am 18. Januar war der Kreis der Bun: 
deöglieber wieder vollzählig. Welche Umwandlung feit dem Tage, wo 
die Sonderbundsvertreter den Saal verließen und Bernhard Meyer von 
Luzern außrief: „Gott der Allmächtige wird zwifchen uns richten.“ Das 
Geſchick Hatte ſich jetzt erfüllt, aber der Spruch war gegen den frevel: 
haften Uebermuth ausgefallen. „Wie Spreu im Winde ftob der Son: 
derbund vor der eidgenöflischen Fahne auseinander und vereitelt waren 
alle auf Anarhie im Innern und Unterjtüßung von Außen geftellten 
Berehnungen dejjelben.“*) Der blutige Hader machte jet einem ein: 
trächtigeren Zuſammenwirken Platz. Durch die ſchwere Zeit der Krifis 
hatte eine energifche und umfichtige Zwölfermehrheit feft zufammengehal: 
ten und das eidgenöfjishe Staatsfhiff glüdflich durch die brandende Fluth 
geführt. Faſt dictatorifh war eine Zeit lang der Einfluß des Siebener- 
Ausſchuſſes, der durch die Vorberathung aller wichtigen Fragen die ganze 
Entiheidung in Händen hatte. Das Gefühl der politischen Nothwen— 
digkeit ließ jeden lähmenden Einfluß verſchwinden und verlieh der fonft 
jo rathlofen Behörde eine Kraft, von der ſich die Gegner und insbeſon— 
dere dad monarchiſche Ausland feine Vorftelung gemacht hatten. Das 
ſchweizeriſche Milizigftem, wenn fih auch mande Mängel und Schwächen 
offenbarten, Hatte im Ganzen eine glänzende Probe beftanden. 

An dem Grade, wie die Pazififation und Nefonftituirung der Son- 
derbundsfantone vor jich gingen und die Betreffnijfe an die Kriegskaſſe 
einbezahlt oder die nöthigen Sicherheiten geleiftet wurden, hörte auch all- 
mählig die militärische Befetung auf. Anfang Februar 1848 konnten 
die Truppen bis auf einen Drittheil vermindert werden. Ende des Mo: 
nat3 verließen auch die legten Bataillone die Kantone Puzern, Freiburg 
und Wallis. Der große Generalftab löste fihauf. Es blieb Niemand 
mehr im Dienit als da3 Kommijjartat und der Juſtizſtab. Zur Beur: 
theilung der Vergehen ſaßen noch drei Kriegsgerichte, das eine in Zürich, 
das andere in Bern (fpäter in Vivis) und ein drittes in Bellinzona.**) 
Faft überall waren die Verhältnijje zwiſchen den Einwohnern der Son: 
derbundsfantone und den Okkupationstruppen freundlicher gemweien, ala 


*) Morte von Dr. R. Steiger beim Eintritt in die Tagſatzung als erfter 
Geſandter Luzern’s. 


**) Im Ganzen wurden 207 Perionen, darunter 198 Militärs und 9 Bürger, 
beurtheilt. 
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fi erwarten ließ. Der Verkehr trug vielfach dazu bei, die getrennten 
Gemüther wieder zu vereinen. Die Gefandten von Uri und Unterwal: 
den insbefondere legten in der Tagſatzung das Zeugniß ad, daß die Eid— 
genoſſen fie nicht als Sieger heimgejucht hätten, fondern ihnen als Brüder 
entgegengefommen feien. Mit Jubel wurden die rüdfehrenden Soldaten 
in dev Heimath empfangen. Sängervereine begrüßkten fie an den Gren— 
zen. Triumpbbogen, Kränze, Jlluminationen, Transparente und finnige 
Anichriften zierten die Städte und Dörfer. Qrauernd wurde der Ge: 
fallenen gedacht. Aus allen Gauen flofjen Liebesgaben für die Opfer 
des Feldzugs.*) Am einer Proflamation ſprach die Tagfagung den eid: 
genöfiiihen Wehrmännern ihren Dank aus. Mit Hülfe des Heeres 
habe die Schweiz ihren Ruf verjünat, ihren Namen geachtet gefehen und 
wieder einen ehrenvollen Nang unter den Nationen eingenommen, Die 
Truppen erhielten das Lob, daß fie gegen die verirrien Miteidgenojien 
Schonung geübt hätten; durch eimige Unordnungen könne ihr Ruf nicht 
geihwäht werden. Im Namen der Schweiz wurde deßhalb erklärt: 
„Daß die eidgenöffiihe Armee fi um das Vaterland verdient gemacht 
habe." Auf Zürich's Norfchlag defretirte die Tagfakung dem General 
Dufour einen Ehrenfäbel und 40,000 Franken als Geſchenk, melde 
ihm ſammt einer Dankesurfunde durch eine Abordnung überbradht wur: 
den. Auch Genf belohnte die hohen Verdienfte feines Bürgers mit der 
Auerfennung eines Grundſtücks bei feiner Wohnung. Bon den Städten 
Bern und Biel, wie auch von Tejjin, erhielt er dad Ehrenbürgerredt. 
Dufour felbit drang jtet3 auf weiſe Mäkigung und Vergefienheit des 
Vergangenen, damit die gejchlagenen Wunden nit von Neuem aufge: 
riffen würden. Bon dem Geſchenk der Tagſatzung vergabte er A000 
‚Franken zu Gunften der Verwundeten beider Theile.**) 

Der fchwerfte Vorwurf, der auf den gewefenen Häuptern des Son— 
derbunds laftete, waren die Berbindungen mit den fremden Mächten, um 
Intervention herbeizuführen. Bei aller Nachſicht von eidgenöſſiſcher 
Seite mochte man in diefer Beziehung nicht Straflofigfeit eintreten laſſen. 
Ton Bern kam deßhalb der Antrag an die Tagfatung, gegen Diejeni- 
gen, welche ſich des. Landesverraths ſchuldig gemacht hätten, ftrafredt: 
liches Ginfchreiten zu veranlaffen, im Uebrigen Amneftie zu empfehlen. 


) Die Geſammtſumme der bei der Tagſatzung eingegangenen Liebeegaben be- 
tief fi auf jr. 15,638, davon Fr. 75,186 zu Gunften der Hülfebedürftigen aller 
Kantone, ohne Rüdficht auf das politische Lager. 


**) Der Bericht von Dufour gibt den Gefammtverluft der Eidgenoffen in dem 
Feldzug auf 60 Todte und 386 Verwundete an; denjenigen der Sonderbündler auf 
26 Zodte und 114 Verwundete. Im dem näheren Berzeichniß fällt bei den Eidge- 
nofjen die große Zahl der „zufällig und anf unbekannte Weiſe“ Verwundeten (121 
und Gefallenen (8) auf. 
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Der Siebener Ausſchuß, dem diefer Antrag zugewiefen wurbe, befand 
fih nit darüber im Zweifel, daß die Führer des Sonderbunds ſich 
wirflih um fremde Intervention beworben hätten, wohl aber war er ver— 
legen in Bezug auf das einzufchlagende Verfahren, Bor Niederjegung 
eines Spezialgericht3 ſcheute man fih; ein eidgenöffifches Kriegägericht 
erſchien nicht al8 kompetent; die Sache fämmtlichen Kantonen zu über: 
weifen, empfahl fich nicht wegen der verfchiedenartigen Geſetzgebung. 
Am Ende hielt man es für das Geeignetfte, den ganzen Prozeß von 
Luzern führen zu laffen, da das Luzerner Geſetzbuch Verbrechen gegen die 
Eidgenofjenfchaft vorgefehen habe und dort das Verbrechen eigentlich be— 
gangen worden fei. Demgemäß beſchloß die Tagſatzung — geſtützt auf die 
hohe Wahrjcheinlichkeit, „daß der Kriegsrath des ehemaligen Sonder: 
bunds oder einzelne Mitglieder und Beamtete defjelben zur Unterftütung 
be3 bewaffneten Widerftands gegen Bundesbefhlüffe die Intervention 
des Auslands angerufen” und in Betracht, „daß eine ſolche Handlung 
ſowohl nad allgemeinen Rechtöbegriffen ala nad den Strafgefehen des 
Kantons Luzern fih ald Landesverrath darftele und daß die in 
diefer Handlung enthaltene Gefahr für die höchften Intereſſen des Va— 
terlands, fo wie die tiefe Entrüftung, mit welcher die fchweizeriiche Nation 
darauf Hinblide, der Tagfakung die Pflicht auferlegen, gegen die Urheber 
und Mitſchuldigen eine gerichtliche Unterfuchung zu veranlafien“ — ben 
Stand Luzern einzuladen, eine folche Unterfuchung einzuleiten. Im Ueb: 
rigen empfahl die Tagfabung den Sonderbundsfantonen, eine möglichit 
umfafjende Amneftie zu ertheilen. 

Der Zeitpunft war jest gefommen, wo man ernftlich an die end: 
liche Verwirklihung einer Bundesrevifion gehen konnte. Sollten 
die gewaltigen Anjtrengungen, die zur Meberwindung der inneren Zwie— 
tracht gemacht waren, eine bleibende Frucht tragen und für die Zukunft 
dafür geforgt werden, daß die Eidgenofjenfchaft nicht wieder in gleiche 
Ohnmacht und Zerriffenheit zurüd falle, woran jie fo viele Jahre 
hindurch gelitten, jo mußte auch der gefammte Bund eine neue Geftalt 
erhalten, wie fie dem Geifte der großen Mehrheit der Schweizernation 
entfprah und von den Bedürfniffen der Zeit gefordert wurde. Der bis— 
berige fouveräne Kantonalegoismus war durch die. Ereigniffe gebrochen 
oder zurüdgedrängt. Bon den Ständen Tiek fich jebt erwarten, daß fie 
eine Lehre aus der Vergangenheit jhöpfen und fi zu Opfern bereit 
zeigen würden, um die Bundesgemwalt bleibend zu ftärfen und der Nation 
den gebührenden Einfluß zu gewähren. Der Beſchluß zur Anhandnahme 
der Revifion war ſchon im Dftober vorigen Jahres gefaßt worden, aber 
an irgend eine Arbeit hatte man noch nicht denken können. Jetzt er— 
Härten fich auch die Gefandten der früheren Sonderbundsfantone bereit, 
an der Revifion Theil zu nehmen. Nur Schwyz hielt noch an der An: 
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ficht feit, daß die Abänderung des Bundesvertrags der Zuftimmung aller 
Glieder bebürfe. Im Bezug auf den Modus der Revijion regte Genf 
den Gedanken eines Verfaſſungsraths an, aber die Tagjakung wollte die 
einmal ergriffene Sache nicht aus der Hand geben und ergänzte die be- 
reits für diefen Zwed niedergefegte Revifionstommilfion, die dadurch von 
14 auf 23 Mitglieder anwuhs (14. Februar). 

Mit der Auflöfung des Sonderbunds war die Jefuitenfrage 
factifch gelöst. Aus den Kantonen, wo ſich der Orden feftgefegt, war 
derfelbe bereit3 für immer ausgewieſen. Die übrigen Kantone hatten 
die Kompetenz der Tagjakung anerkannt. Die Bundesbehörde Fonnte 
daher — in Betracht, „daß durch die Ausweiſung der Jefuiten und der ihnen 
affiliirten Orden aus den Kantonen Luzern, Schwyz, Freiburg und Wal: 
lis dem Tagſatzungsbeſchluß vom 3. Sept. 1847 Genüge geleiftet ſei;“ 
in fernerem Betracht, „daß durch denfelben Beihluß die Aufnahme der 
Sefuiten in jedem Kanton für alle Zufunft unterfagt fei und daß bie 
fänmtlichen fieben Stände, welche früher dagegen proteftirten, nunmehr 
jenen Beihluß feinem ganzen Inhalt nad und im Sinne der gefchehenen 
Bollziehung anerkennen? — die Angelegenheit als erledigt aus Abſchied 
und Tractanden fallen laſſen. Der jeweilige Vorort wurde beauftragt, 
die genaue Beobachtung des Jeſuitenbeſchluſſes zu überwachen und den— 
felben zu handhaben. 

Mittlerweile Hatte fi die Tagfakung noch einmal mit frember 
Einmifhung zu befhäftigen. Zunächſt war es eine päbftlihe Note, 
die ſchon im Laufe Dezemberd erfhien. Bor der ſchweren Krifis hatte 
Pio Nono troß dem populären Schein, der ihn eine Zeit lang umgab, 
nit den mindeften Schritt gethan, um den Sefuitenorden aus der 
Schweiz zurüdzuziehen und dem Frieden hier ein Opfer zu bringen. Die 
römische Politik veränderte fich in geiftlihen Dingen nicht einen Augen- 
blid. Nachdem der Vertrag mit der Regierung von Luzern einmal ge: 
fchlofien war, wollte die Geſellſchaft Jeſu von demfelben nicht zurüd: 
gehen, „wenn auch die ganze Welt dawider auftreten werde“; nur ber 
heilige Vater, vor dem die Gefellihaft das Haupt beugen müffe, könne 
fie dazu vermögen. Aber ale Bemühungen einzelner Staatsmänner 
und Mächte, um den heiligen Vater dahin zu beftimmen, waren erfolg: 
108. In Luzern erhielt man die Verficherung, daß der Pabſt die er: 
folgte Refuitenberufung nie zurüdnehmen werde.“) in Schreiben der 
fieben Sonderftände mußte ihn noch beftärfen, jegliches Begehren zurüd: 
zumeifen. So fam kein Laut von Rom, der die aufrührerijhe Propa- 
ganda in der Schweiz hätte zur Ruhe weifen und den Krieg verhindern 
können. Nach der Umgeftaltung der Sonderbundskantone beſchwerte jich 


*) Siehe: Siegwart-Müller, Rathsherr Joſeph Leu von Eberfol, pag. 659, 
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jett der Pabſt über die Aufgebung von Klöftern und die Abſetzung von 
Geiſtlichen ohne Zuziehung der geiſtlichn Gewalt. „Mit Ihränen in 
den Augen“ beklagte und mißbillizte er ferner die in fatholiih n Kir: 
hen geſchehenen Entweihungen und Gräuel. An feinem Namen Icgte 
der Nuntius förmlich: Verwahrung gegen jene Defrete ein, als mit dem 
Bundesvertrag in Widerfprudh, und drang auf deren Widerruf. Gtl.id: 
zeitig reichten auch der Bilchof von Sitten und der Abt vom St. Bern: 
hard, fowie der Biſchof von Freiburg Proteftationen ein. Die Tag: 
ſatzung, wilde in der Zuſchrift des Nuntius keine Note einer weltlih.n 
Macht in Bezichung auf internationale Verhältniffe, fondern blos das Schrei: 
ben eines Stellvertreters des Dberhauptes der Fatholifchen Kirche in Be: 
zuz auf geiftlihe Berhältniffe erblidte, hielt an dem Grundſatze feſt, 
daß der Bundesvertrag nur diejenigen Rechte feſtſetze, welche die Bun— 
desglieder fich gegeneinander zugejtanden hätten, und nur jolche Pflichten 
normire, welche fie gegenseitig unter fich jelbjt eingegangen jeien, daß 
dagegen feine auswärtige Macht noch geiftlihe Behörde in Beziehung 
anf die Klöfter befondere Rechtsanſprüche aus dem Bundesvertrage für 
fich herleiten fönnen. Demgemäß wurde bejchlojjen, in die Zujchrift des 
päbjtlihen Nuntius gar nicht einzutreten. Mit Recht hätte die Eidge: 
nofjenfchhaft bei diefer Gelegenheit weiter gehen und die Nuntiatur, 
die in der Schweiz fo oft die Flamme religiöfer Zwietracht angefacht 
und, wie einjt hinter dem borromäiichen Bund, auch jett treibend und 
ihürend Hinter der jonderbündijchen Auflehnung geitanden hatte, gänz- 
lich in Frage ſtellen können. Bon einigen Seiten wurden auch Anre— 
gungen gemacht, die dahin zielten. Aber in der Tagſatzung ſcheute man 
fi vor einem durchgreifenden Schritt in diefer Beziehung. Die römijche 
Kurie ſelbſt fuchte jich Elügliher Weiſe zu ſchützen, indem fie für eine 
Weile mildere Saiten aufzog. Der bisherige Nuntius Maciotti mußte 
fih, al3 zu weit fompromittirt, aus „Geſundheitsrückſichten“ auf Urlaub 
entfernen und blos feinen Auditor Bovieri als Geſchäftsträger zurüd- 
laſſen. Zugleich erfihien ein Monfignore Luquet, Biſchof von Hefebon, 
in auferordentlih:r Sendung von Rom, um plöglich eine ganz verſohn— 
liche Role zu ipielen. In einem erſten Schreiben an den Bundespräjt: 
denten erklärte dieſer, daß er vom religiöfen Standpunft aus alle For: 
derungen der Zeit und der Umjtände, in denen jich die W.It befinde, begrei- 
fon könne. Vom politiſchen Gefihtspunft aus gehöre er einer Genera— 
tion an, die in den Ideen der Freiheit und Unabhängigkeit auferzogen 
fei. In beiden Beziehungen könne die Schweiz von ihm hoffen, day er 
zur Beilequng der vorhandenen Echwierigkeiten alle der Kirche nur ir— 
gend mögliche VBerföhnlichkiit zeigen werde. In einer wirflihen Note 
an den Vorort (Y. April) wurde dann noch Iebhafter verfichert, wie ſehr 
ber erhabene Bontifer, den er vertrete, auf dem Wege des Fortjchrittes 
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vorzugehen geneigt fei, welchen die Kirche fo oft im Laufe der Jahrhun— 
d.rte angebahnt habe. In Betreff der Schweiz insbefondere werde bie 
Kirche bemweiien, daß fie die Bedürfniſſe der Gegenwart zu erfajien wille. 
Au diefom Ende beantragte er al3 Grundlagen einer allgemeinen Bir: 
ftändigung zwiſchen der Eidgenofjenfhaft und dem heiligen Stuhl: 
1) Endlihe Löſung der Kıiöfterangelegenheit mit Brüdjihtigung der 
3 itbedürfnifie und der Verhältnifje der einzelnen Kantone; 2) Ausglei- 
Hungen dev biihöflihen Sprengel nah den Bebürfnifen der Bevölke— 
rung; 3) Unterjuchung der Frage, ob die Ernennung der Biihöfe und 
anderer geiftlichen MWürdenträger nicht auf eine Weife ftattfinden könne, 
daß die niedere Getftlichkeit dabei betheiligt würde und dennoch ſewohl 
dem heiligen Stuhl als den Regierungen die Möglihk.it bliebe, Männer 
von den biſchöflichen Stühlen ferne zu halten, welche derjelben unwürdig 
oder wenigſtens unfähig feien, das gute Ginverftändnig zwiſchen dem 
Staate und der Kirche zu unterhalten; 4) Ein Neglement über die Be: 
freiung der geiftlihen Güter und die Dotation der Geiftlichfeit in den 
Kantonen, wo ſich Shivierigkeiten darüber erhoben hätten; 5) Un: 
terhalt oder Gründung von Anftalten zur Bildung einer fittlihen und 
wohlunterrichteten katholiſchen Geiitlichkeitz 6) Abänderungen in den bi3- 
herigen Gebräuhn rüdjichtlich der gemifchten Chen, der nothmwendigen 
Feſte u. f. w. In der Schweiz traute man den Chren kaum, ald man 
plöglich diefe fortfchrittsfreundliche Sprache vernahm. Aber bald z igte 
e3 fich, daß es nur römischer Dunft war. Der außerordentlihe Abge— 
ordnete wurde nah zwei Monaten abberufen und jein ganzes Aufrriten 
ſpäter verläugnet. Von ultramontaner Seite gab man jih alle Mühe, 
ihn perlönlich zum Sündenbod zu maden. Auch verfehlte Luquet nicht, 
fih in fogenanten Enthüllungen ſelbſt anzuflagen. Aber Hinter der auf: 
fälligen Sendung ftedte augenichinlich tiefere B:rehnung. Es handelte 
fih gerade in der aufgeregteften Zeit darum, die gegen die Hierarchie 
erbitterte Stimmung einzulullen und der Schweiz Sand in die Augen 
zu ftreuen, was aud zum Theil erreicht wurde. An der Tagſatzung 
kam e8 zu keiner näheren Berathung über jene Borfchläge, obwohl die 
Note einer Kommiflion übrwiefen wurde. 

Anzwiihn fchwebte die fremde Intervention eine Zeit lang 
noch immer über dem Haupte der Eidgenofienihaft.e So fehr fich die 
Diplomatie der continentalen Mächte durch die Unterftükung des Son: 
derbunds bereits blos geftellt Hatte, fo wollte fie jich doch nicht zur Nude 
begeben. Die Abgeordneten von Frankreich, Deftreih und Preußen bat: 
ten jich, ihrer früheren Anfündigung gemäß, wirklich in dem „neutralın” 
Neuenburg zu der fogenannten Bermittlungsfonferenz zufammengefunden. 
Sie ſaßen da, ohne day Vertreter der Eidgenofjenfhaft oder Gefandte 
des Sonderbunds vor ihrem Forum erſchienen. Letzterer Tag fchon im 
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Grabe und in der Eidgenofjenichaft war die Ordnung hergeftellt. Nichts- 
deſtoweniger erließen die drei Mächte neuerdings (18. Januar) gleich: 
lautende Noten an die Tagfagung. Die Auflöfung des Sonderbunds 
wurde darin als ein Bürgerkrieg zwijchen einer Mehrheit von Ständen 
auf der einen und fieben fouveränen Ständen auf der anderen Seite 
bezeichnet. Die Kantonalfouveränität fei num die Grundbedingung des 
Bundesvertrags und zwiſchen den von den Mächten der Schweiz gewähr: 
leifteten Vortheilen und den von denfelben eingegangenen Verpflichtun: 
gen beftehe eine Wechfelbeziehung, wornach die Mächte berechtigt feien, 
zu verlangen, daß die Schweiz die Grundlagen jener Bundesorganifation 
heilig halte. Daher erklärten. diefelben: 1) Daß die Kantonaljouveräni: 
tät in den durch die Truppen anderer Kantone militärifch befehten und unter 
ihrem Drud befindlihen Kantonen nicht als beftchend anerkannt werben 
könne; 2) daß der Schweizerbund nicht eher als in regelmäßiger und 
vertraggmäßiger Lage fich befindend angefehen werden fünne, als bis 
jene Stände ihre völlige Unabhängigkeit wieder erhalten hätten und im 
Stande feien, ihre Negierungsbehörden vollfommen frei zu bejtellen ; 
3) daß die Rückkehr auf den militärischen Friedensfuß in allen Kanto: 
nen die nöthige Bürgſchaft ihrer mwechjelfeitigen und allgemeinen Freiheit 
fei; 4) daß feine gültige Veränderung in der Bundesafte vorgenommen 
werden könne ohne einftimmige Genehmigung aller Staaten, welche den 
Bund bilden. Würde die Schweiz diefen Bedingungen nicht getreulich 
nachkommen, jo beſäßen die Mächte das unbejtreitbare Recht, „nur mehr 
die Pflichten, welche ihnen als Glieder des großen europäifchen Staats: 
verbands obliegen, und das Wohl ihrer eigenen Länder zu Nathe zu ziehen.“ 
Etwas fpäter ſchloß ih Rußland diefer Kolleftionote an und that noch 
einen Schritt weiter, indem es feine Garantie der fchweizerifchen Neutra— 
lität und Unabhängigkeit jo lange förmlich fuspendirte, als die Schweiz 
fih außerhalb der traftatmäßigen Bedingungen befinde und fortfahre, 
den Revolutionären aller Länder Schuß und Zuflucht zu gewähren, um 
fih ungeftraft gegen die Ruhe und Sicherheit der Nacbarftaaten ver: 
ſchwören zu fünnen. England hielt fi auch gegenwärtig fern. Der 
außerordentliche Gefandte Sir Stratford Canning begnügte fih damit, 
in perfönlichen Unterredungen Schonung und Mäfigung anzuempfehlen 
und feine Anfichten über die Lage der Schweiz in einem, einzelne Bor: 
gänge tadelnden, aber im Ganzen wohlwollenden Memorandum aus- 
einanderzufeßen. Die mirklih eingeleitete Intervention konnte weder 
vollendete Thatſachen rückgängig machen, noch das freie Konftitutirungs- 
recht der Schweiz erfihüttern. In einer (von Furrer redigirten und von 
Dr. Kern befonders beredt verfochtenen) Antwortsnote an die betreffen: 
den Mächte wies die Tagſatzung, an der Hand des fchweizerifchen Staats: 
rechts und geſtützt auf die gefchichtlihen Alten von 1814 und 1815, 
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bie angemaßte Einmifhung mit eben fo vieler Gründlichfeit als Ent: 
Ihiedenheit zurüd,. Bon vorneherein trat fie der Auffaflung entgegen, 
als wenn eine Anzahl von Ständen einen Krieg gegen andere Stände 
geführt und Die Souveränität unterdrüdt hätten. Die Eidgenofienihaft 
fei nach fruchtlofer Anwendung aller friedlichen Mittel genöthigt gewe— 
fen, ein durch die Bunbesafte unzweideutig unterfagte® und ben Arie: 
ben der Schweiz bedrohendes Separatbündnig aufzulöfen und bie recht: 
mäßige Bundesgewalt geltend zu mahen. Sie habe die Souveränität 
jener Stände weder aufheben können noch wollen, fondern müfle es 
dem Bolf derfelben, auf welchem die Souveränität beruhe, überlafien, 
fich felbft zu Eonftituiren. Ob Veränderungen in der Bundesverfajjung 
mit Einftimmigfeit oder mit einer gemwifjen Mehrheit von Ständen vor: 
genommen werben fönnen, fei eine Frage, welche mit dem ber Eidge: 
nofjenfchaft unverfümmert zuftehenden Konftituirungsreht auf's Engſte 
zufammenhänge und deren Entſcheidung nicht Sade anderer Staaten 
fein könne. Die Art und Weife der Vervolllommnung der politifchen 
Inftitutionen der Schmeiz fei eine Aufgabe, welche die Kantone unter 
fih zu löſen hätten, da fie in ber felbftijtändigen Fortbildung ihrer Bun- 
beseinrichtungen durch feine Staatsverträge befchränft worden ſeien. Wenn 
auch die Eidgenofjenfchaft in letter AInftanz jeder Zeit auf ihr gutes 
Recht und ihre Kraft verwiefen fei, jo könne fie gleichwohl nicht zuge- 
ben, daß die außdrüdlichen in den Staatäverträgen enthaltenen Ga— 
rantien einfeitig zurüdgezogen würden. Feierlich proteftirte die Note 
ferner gegen die grundlofe Zulage, als ob die Schweiz der Sig einer 
Propaganda fei, welche auf den Umfturz ber religiöfen, fozialen und 
politiſchen Fundamente der Staaten hinarbeite. Schließlich wurde bie 
Ueberzeugung ausgeſprochen, daß der innere Friede der Schweiz und bie 
Erhaltung des innigen Verbandes zwifchen den Kantonen um fo eher 
gelingen würden, je mehr die der Schweiz durch die Neutralitätäafte 
vom 20. Nov. 1815 verbürgte „Unabhängigkeit von jedem fremden Ein: 
fluß“ ihre volle Anerkennung finden werde. 

Nah Erlaß diefer denfwürdigen Antwort vertagte fih die Tag: 
faßung, während die große Reviſionskommiſſion ihre Arbeit begann (16. 
Februar). 


Die Februarrevolution. 


Selten ift der Gang der Gefhichte jo überrafchend geweſen, wie in 
ben Tagen des Februars 1848. Noch glaubten die Abgeordneten von 
Deftreih, Preußen und Frankreih in ihrer Vermittlungstonferenz zu 
Neuenburg über die Meine Schweiz zu Gericht figen zu fünnen. Da 
brach über ihre eigenen Herrſcher ein gemwaltiges Gericht herein und 
ſchlug jeden Gedanken einer Intervention nieder, 
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Faſt in’ allen Ländern Europa’ hatte fi der Zündſtoff in den 
legten Jahren immer höher angehäuft. Das Maak der Sünden, da$ 
gegen das freie Leben der Völker verübt wurde, war allmähig voll ge: 
worden. Trotz allem Drud griffen die Jdeen um fi, die nach einer 
politiichen und fozialen Umgejtaltung ftrebten. Die Gluth, die in den 
Köpfen brannte, mußte fih am Ende Luft machen. Mit der gejpannter 
ften Erwartung hatte man ringsum dem Ausgang des Kampfes in der 
Schweiz zugefehen. Die entichiedene Thatkraft, womit hier der finftere . 
Jeſuitenbund gebrochen wurde, diente zum erhebenden Beifpiel, das aud 
die übrigen Völker ſpornte. Der Sieg der Eidgenojjenfchaft erfchien als 
ein Gewinn für die ganze Fortjchrittsparthei in Europa, Noch konnten 
und wollten die, Regierungen den Rulsihlag der Zeit nicht verftehen. 
Mit diplomatiihen Künften, zahllofen Bajonnetten und allen Mitteln 
der Polizei glaubten fie die Ruhe noch lange gefihert. Aber die alten 
Ordnungen ftanden bereit3 auf einem hohlen Boden. Zuerſt Loderte 

das Feuer in Stalien auf. Schon im Januar 1848 fam e3 in Sizilien 
zu einem revolutionären Ausbruch, der nicht mehr mit Gemalt unter: 
drüdt werden fonnte und einjtweilen die Rostrennung der Inſel von dem 
Königreich Neapel zur Folge Hatte. Bald erhoben fich aufitändifche Be: 
wegungen auch diefjeit3 der Merrenge. In Neapel, wie in Toskana 
und Piemont, wurden die Herrſcher zu Eonftitutionellen Reformen ges 
zwungen. Da erfolgte der Donnerihlag auch in Paris. Die ftarre 
boctrinäre Politik, die fih jeder Reform mwiderfegte und eine ſtets zu— 
nehmende Korruption um fich verbreitete, hatte die Dinge in Frankreich 
auf einen Punkt gebracht, wo fie brechen mußten. Die Abfonderung von 
dem Eonftitutionellen England und der immer engere Anjhluß an die 
Mächte der heiligen Allianz raubten dem Minifterium Guizot den legten 
Boden. Die jhmählihe Partheinahine zu Gunften der Sefuiten und 
des Sonderbunds in der Schweiz empörte alles liberale Gefühl der 
franzöfifchen Nation. Zu der Gehäfiigkeit gegen das befreundete Land 
fam die erdrüdende Lächerlichkeit der Häglichen und erfolglofen diploma— 
tiſchen Schritte. In dem Sieg der Eidgenoffenfhaft lag die volljtän- 
digfte Niederlage für das ganze Louis Philipp'ſche Syitem. Die immer 
wachjende Oppofition fammelte ihre Kräfte in den Reformbanfetten. 
Die verſuchte Unterdrüdung de3 Vereinsrecht erzeugte endlih einen 
blutigen Kampf zwilchen Volk und Regierung. Wie in den Yulitagen 
erhoben fih in Paris von Neuem Barrifaden, an denen das Königthum 
zerſchellte. Noch fuchte Louis Philipp das Aeußerſte abzuwenden, indem 
er erjt ein liberales Minifterium berief, dann ganz zu Gunſten feines 
Enkels abdankte und der Herzogin von Orleans die Regentiaft über- 
trug. Aber jedes Zugeftändniß kam zu fpät. Unter dem Rufe: „Seine 
Bourbonen mehr!” ftürmte das Volk am Nachmittag des 24. Februars 1848 
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in ben Pallaft der Tuillerien. Der Thron Louis Philipp's wurde in 
ben Straßen verbrannt und der ehemalige Bürgerkönig mußte ſich in 
einer armjeligen Droihfe flühten. Vergebens erſchien die Herzogin von 
Orleans in der Deputirtenfamıner, um die Krone für ihren Sprößling 
zu retten und Die Regentſchaft zur Anerkennung zu bringen. Das Bolf 
verlangte die Republik und die Niederfeßung einer provijorifchen Regie: 
rung. Der angefhmwollene Strom ließ ſich durch nichts mehr dämmen. 
Aler Glaube an den Konititutionalismus war geſchwunden. Die Mo— 
nardie fiel und die Republik wurde feierlich proflamirt. Wie ein eleftris 
[her Schlag wirkte die Februarrevolution in Franfreih auf die meijten 
Völfer Europa’3. Die morfchen Ordnungen geriethen plötzlich aus allen 
Fugen. Keine hergebrachte Autorität war ftarf genug gegenüber ber 
Gewalt der öffentlihen Meinung oder dem aufopfernden Muth der 
Barrikadenkämpfer. Ein Aufftand nach dem anderen brady die alten Bande, 
Die Deftreih:r wurden aus der Lombardei hinausgeichlagen. Venedig 
fonjtituirte ich zu einer eigenen Republit. In Wien fam dad ganze 
Metternich'ſche Syitem zum Fall. In Baiern dankte der König Ludwig 
ab. In Preußen mußte fih der Hochmuth der Krone vor dem Aufitand 
der Berliner beugen. Alle deutjchen Fürften lagen wie zu den Füßen 
ihrer Völker. Forderungen, gegen die man ſich Dezennien hindurch ge: 
fträubt hatte, mußten in wenigen Tagen gewährt werden. Der deutiche 
Bundestag ward in ein Leichentuch gehült. Die deutſche Nationalſou— 
veränität fand ihren Ausdrud in einem Parlament, Schleswig-Holſtein 
erhob ſich gegen die dänische Herrichaft. Ungarn fing an, fich von der 
öſtreichiſchen Monardie zu löfen. 

Es ift hier nicht der Ort, den Gang diefer flammenden Ereigniſſe 
näher zu verfolgen. Genug, daß in wenigen Wochen das Gewebe der 
Diplomatie zu Schanden wurde und feine Macht mehr an eine. Inter— 
vention in der Schweiz denken konnte. Die Vermittlungstonferenz in 
Neuenburg mußte fpurlos verfhwinden, wie nächtlicher Spud vor der 
Röthe des Morgens. Die Schweiz war jich felber überlafjen und hatte 
freie Hand, ihre inneren Angelegenheiten zu ordnen. An ihr hing es, 
die Zeit zu benugen. | 


Ammälzung in Neuenburg. 


Mit der Februarrevolution ftob nicht nur die Vermittlungskonferenz 
in Neuenburg auseinander, fondern das ganze Fürſtenthum, wo die 
Diplomatie fiher tagen zu können glaubte, wurde plößlih umgeman- 
delt. Das unnatürliche Verhältniß diefes Kantons, der halb der Eid— 
genofjenfhaft und halb einer fremden Monarchie angehörte, konnte auf 
die Dauer unmöglich fortbeftehen. Einmal mußte der Zmitterzuftand 
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gelöst werben; es fragte ſich nur, zu weſſen Gunſten es geſchehen ſollte. 
Im Anfang der Dreißiger Jahre erhoben ſich die Patrioten vergebens, 
um nichts als Schweizer zu ſein. Dann machten die Royaliſten eben 
ſo fruchtloſe Verſuche, um ſich von dem bisherigen Bunde zu trennen. 
Auf der einen wie auf der anderen Seite fühlte man ſich fortwährend 
unbehaglich. Für die Eidgenoſſenſchaft wurde das Fürſtenthum ein immer 
tieferer Dorn im Fleiſche. Von Neuenburg aus wurde allen Sonder: 
beſtrebungen, die auf Lähmung oder Vernichtung der Bundesautorität 
gingen, bald durch treuloſe Rathſchläge, bald durch thatſächliche Unter- 
ſtützung Vorſchub geleiftet. An der Tagſatzung machten ſich die fürſt— 
lichen Staatsmänner zu beſtändigen Wortführern aller anmaßenden Be: 
gehren des Auslands. Viele Jahre hindurch war im Kanton jedes eid— 
genöſſiſche Zeichen verpönt. Republikaniſche Geſinnung galt als Ber: 
brechen. Die Ariſtokratie gerirte ſich oft monarchiſcher als der Fürſt 
ſelbſt. Nur durch gänzliche Abſchließung von dem freien Leben der 
übrigen Schweiz hoffte man, ſich aufrecht halten zu können. Aber auch 
unter dem ſchwerſten Drud verlor der gefunde Kern der Neuenburger 
Bevölkerung die Anhäng lichkeit an die Schweiz nit. Keine Staats: 
kunſt Fonnte die natürliche Zufammengehörigfeit ſchwächen oder aufheben. 
Während des großen Kampfes gegen die Jeſuiten und den Sonderbund 
wurde der nationale Geift immer lebhafter angeregt. Der Sieg der 
eidgenöfjifhen Waffen erfüllte au die Neuenburger Patrioten mit ber 
höchſten Freude. Der Gedanke, ſich von der fremden Krone unabhängig 
zu machen, mußte von Neuem aufmahen. Das fürftlihe Regiment, 
nah dem Fall des Sonderbunds gänzlich ifolirt, für feinen Ungehorfam 
gegen die Eidgenoſſenſchaft gebüßt, verlor jede moralifhe Stübe. 

Da gab die Februarrevolution , die fo viele Throne in Europa 
zittern machte, auch in Neuenburg einen raſchen und entjchiedenen Im— 
puls. Kaum fam die Kunde, daf in Frankreich die Republik proflamirt 
fei, fo erhoben fi die Montagnards. In La Chaur:de-fonds, wie in 
Rocle, bildeten ſich re publifanifche Ausihüffe und zwangen die fürftlich 
gejinnten Munizipalbehörden zur Abdanfung. An die Regierung in 
Neuenburg erging fofort die Aufforderung, tie Gewalt niederzulegen. 
Wenn dies nicht innerhalb 24 Stunden gejchehe, jo werde man in Maſſe 
von den Bergen Herabfteigen und der Forderung mit den Waffen in 
der Hand Geltung verfchaffen. Auch im Traversthal ftand die eidge: 
nöſſiſch gefinnte Parthei auf. Die Regierung verlor ſchnell alle Hoffe 
nung auf die Möglichkeit eigenen Widerftandes. In der Noth follte 
wieder die Eidgenofjenfchaft helfen. Staatsratd Chambrier mußte nad 
Bern eilen, um die Bundesgarantie anzurufen und vorörtlices Ein: 
fhreiten zu verlangen. Der preußifche Gejanbte, Hr. von Sydow, un= 
terftügte dies Verlangen und legte zum Voraus Verwahrung ein gegen 


Alles, mas die Rechte feines Fürften verlegen könne. Die Verhältniffe 
der Dreigiger Jahre Hatten ſich indei geändert. Der ſchnöde Undanf, 
womit das royaliltifche Regiment damals die eidgenöſſiſche Hülfe belohnte, 
war nicht vergefien. Eidgenöſſiſche Bajonnette follten dem Willen des 
Neuenburger Volks nit von Neuem Zwang anlegen. Der Vorort 
ſchickte Kommiſſäre mit der ausdrüdlihen Erklärung, daß dies nur mit 
Rückſicht auf die Stellung Neuenburgs als eidgenöffischer Stand gefchehe 
und von den Beziehungen des Landes zum Könige von Preußen gänzs 
lich abgejehen werde. Hr. v. Sydow erhielt die Antwort, daß die Frage 
eine rein eidgenöfjiiche fei und der Vorort fih gegen jede Einmiſchung 
der preußifchen Geſandtſchaft verwahre; dem Volfe von Neuenburg ftehe 
wie jedem anderen das freie Konjtituirungsrecht zu. 

In Neuenburg ſelbſt machte ji die Entwidlung raſch. Nach Nie: 
berfegung einer proviforifhen Regierung, mit dem Advokaten Biaget 
an der Spike, zogen die Montagnards am Morgen de 1. März, gegen 
1400 Mann ſtark, wohlbewaffnet, mit zwei Kanonen, unter Anführung 
von Friedrich Courvoifier (der ſchon 1831 bei der Einnahme des 
Schlofjes thätig war), von den Bergen gegen die Hauptftadt herunter. 
An beiter Ordnung und ohne Widerftand rüdten fie Abends in Neuen: 
burg ein. Die proviforiiche Regierung verkündete die Republik, löste 
bie bisherigen Behörden auf und berief einen Verfaſſungsrath zur Ent: 
werfung einer neuen Verfaſſung. Die noch anmwefenden Mitglivder des 
Staatsraths, die ji mweigerten, eine Abdanfungsurkunde zu unterzeich: 
nen, famen einftweilen in Berhaft. Die Opfer ber royaliftifchen Re— 
gierung wurden wieder in ihre Rechte eingefeßt und alle gegen fie ver: 
hängten VBerfolgungen wegen politifcher Vergehen als null und nichtig 
erflärt. Zu Gunften der Republifaner, melde die Waffen erhoben, 
wurde die Derfallgzeit der Handelswechſel für eine Zeit lang verlängert 
und gerichtliche Betreibung für die Dauer ihres Dienftes eingejtellt. 
Bon den eidgenöjjiihen Kommijjären (Dr. Schneider und Migy von 
Bern) fand die proviforiihe Regierung fofort Anerkennung. Cine wies 
berholte Verwahrung des preußifchen Gefandten wurde vom Vorort als 
unbefugte Einmifhung des Auslands in die inneren Angelegenheiten ber 
Schweiz abgemwiefen. Alle anderen fremden Staaten traten mit Der 
neuen Regierung in Gefhäftsverbindung. 

So wurde die bisherige Doppelftellung gebrochen, ohne daß ein 
Tropfen Blut flo. Die Bildung der neuen Ordnung hatte indeß an: 
fang3 mit großen Schwierigfeiten zu kämpfen. Die Ariftofratie mit 
ihren reichen Beſitzthümern und fo vielen Mitteln der Korruption behielt 
ftarfen Anhang und unterwühlte noch den Boden. Hatte man auch fei- 
nen ernftlichen Verſuch gemacht, die alte Herrihaft zu behaupten, fo be: 
mühte man fi) doch noch, das Land in Anardie zu verjegen. Die 
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ganze Geiftlichkeit zeigte fi gegen die Umwälzung auf's Feindlichfte ge: 
finnt. Faſt alle unteren Beamten verfagten ber neuen Regierung ihren 
Gehorfam, fo lange fie vom Fürften ihres Eides nicht entbunden feien. 
Bon der Hauptſtadt aus agitirte eine erbitterte Dppofition. An mehre: 
ren Orten fanden reacticnäre Verſuche ftatt. Die proviforifche Regie: 
rung bedurfte eidgenöffischen Aufſehens, um die Unruhen zu dämpfen. 
Der Vorort fandte neue Kommifjäre, nachdem die erften Repräfentanten 
den Kanton bereit3 verlafjen hatten.” Der halb aufftändifche Bezirk La 
Sagne und andere widerfpenftige Gemeinden wurden militäriſch befekt 
und entwaffnet, Geifeln ausgehoben und im Schloß Travers gefangen 
gehalten, die royaliftiiche Prefje für eine Zeit lang zum Schweigen ge: 
bracht und die Stadtbehörden in ihren Funktionen eingeftellt. Die Ereig: 
niffe, die unterdeß in Berlin eintraten und auch die preußifhe Monarchie 
erfchütterten, raubten den Noyaliften für den Augenblid ale Hoffnung 
auf eine Reftauration. Der BVerfafjungsrath wurde faſt ausfchließlich 
in republifanifhem Sinne gewählt. Bei der feierlihen Eröffnung des: 
felben wollte fich fein neuenburgiſcher Geiltlicher zur Abhaltung “des 
Sottesdienftes bereit finden. in Berner mußte den Tienft verfehen. 
Un die Spite der neuen Verfaſſung fam der Artikel zu ftehen: „Der 
Kanton Neuenburg iſt ein demofratifcher Freiftaat und einer der Stände 
der jchweizerifchen Eidgenofjenfhaft. Die Souveränität ruht im Volk, 
welches diefelbe ausübt in den durch die Verfaflung feitgeitellten For: 
men.” Damit war die völlige Auflöfung des bisher zu Preußen be: 
ftandenen Verhältniſſes ausgeſprochen. Im Weiteren ſchnitt die Ber: 
faffung tief in das alte faule Korporationsweien, an dem die Ariftofratie 
eine Hauptftüge hatte. Die Yeudalgebühren wurden abgefhafft und ein 
gerechteres Abgabenfyitem eingeführt. Das bisher unabhängige Vermö— 
gen der Kirche Fam zum Staatsgut und diefem fiel die Befoldung der 
Seiftlihen zu. Bei der Volksabſtimmung wurden noch mannigfadhe 
Hebel zur Verwerfung angelegt. Mit 5813 gegen 4395 Stimmen fand 
indeß die neue Verfaſſung ihre Annahme. Augleich bejtätigte das Volk 
den Verfaſſungsrath als erften Gr. Rath für die Amtsdauer von vier 
Jahren (30. April). 

Anzwifchen hatte der König von Preußen felbft in einem offenen 
Brief das Verhältniß zu feinen „getreuen Unterthanen“ fo weit gelöst, 
daß er ihnen nicht zumuthen wollte, fih der Theilnahme an den Ge: 
[Häften unter der republifanifchen Behörde zu enthalten. Von nun an 
möge man ausſchließlich die Lage und das Glüd des Landes in's Nuge 
faſſen, ohne ſich durch bisherige Nerhältniffe zu dem Konig als gebun— 
den zu erachten. Er werde den Neuenburgern ein ftetes und aufrichti: 
ges Wohlwollen bewahren, aber der gegenwärtige Zuftand Europa’ er: 
laube ihm nicht, diefes werfthätig fundzugeben. Mit dem Vorort werde 
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er fi über die Angelegenheiten de3- Landes in’3 Vernehmen ſetzen. Der 
Eidgenoſſenſchaft gegenüber kam e3 indeß zu feiner Auseinanderfegung. Der 
König von Preußen behielt die Thüre offen, um für die Zukunft wieder 
feine Anfprücde zu erheben. Dagegen ftand die Emanzipation al3 vol: 
lendete Thatjahe da. Nach durchgeführter Konftituirung konnten fich die 
neuen Zujtände befeftigen. Die republifaniiche Verfaſſung wurde von der 
Tagſatzung einftimmig unter eidgenöfjiiche Garantie genommen. Von der 
Kraft der Schweizernation hing es ab, diefe zur Wahrheit zu machen, wenn 
die Unabhängigkeit de3 Kantons wieder angefochten würde. 


Die Bundesrevifion. 


Sobald fih die Tagfatung am 16. Februar auf undeftimmte Zeit 
vertagt hatte, trat fofort die große Kommiſſion zur Vorberathung der 
Bundegrevijion zufammen. Sämmtlihe ganze und halbe Kantone, mit 
Ausnahme von Neuenburg und Appenzell A. Rh., waren in derfelben 
vertreten. Im Anfang ging man erft ziemlich ſchüchtern an die Arbeit: 
So dringend das Bebürfniß der Bundesreform war, fo tief die Ueber: 
zeugung aller einjichtsvollen Männer im Bolte jein mußte, daß nur 
durch einen Fräftigeren und vollsthümlicheren Bundesorganismus ber in: 
nere Friede dauernd gefichert und die nationale Entwidlung gefördert 
werben könne, jo herrfchte do im Ganzen no wenig Klarheit und 
Uebereinftimmung der Anfichten über die Art und Weife der Ausführung. 
In vielen Kreifen und insbefondere auf den kantonalen Seffeln ging 
das alte Souveränitätögefühl no immer hoch. Auch jetzt ſchien fich 
wieder ein gewiſſes Yuftemilieu geltend zu machen, das feinen Schwung 
in die Sache bringen mochte. In der Kommillion trat die Abſicht, an 
der Bafis der Repräfentation zu rütteln, keineswegs beftimmt zu Tage; 
vielmehr Eonnte man im Glauben ftehen, daß es fih nur um die Re: 
gulirung gemifjer materieller Fragen handelte. Dennoh war es eine 
gebieterifche Forderung der Zeit, daß dem vorgefchrittenen Nationalbe- 
mwußtfein endlich ein Genüge gethan und in der neuen Bundesorganiſa— 
tim auch eine entfprechende Vertretung des Schweizervolks geichaffen 
werde. Im Jahr 1833 war der Umſtand, daß der Bundesentwurf wohl 
Manches zentralijiven, aber dabei doch die Kantonalfouveränität als die 
ausfhlieglihe Grundlage der Repräfentation im Bunde fefthalten wollte, 
ein unbeilbarer Widerſpruch gemwefen, der mefentlih zur Verwerfung 
beitragen mußte. Seither hatte ſich der nationale Geift immer entſchie— 
dener entwidelt und konnte ohne entfprechendes Organ unmögli mehr 
befriedigt werden. Wohl zeigte die bisherige Tagfakung in der legten 
ſchweren Krijis eine durchgreifende Energie, aber die Ohnmacht und 
Rathlofigfeit derfelben waren vorher Schuld geweſen, daß bie Eidge— 
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noſſenſchaft zu folder Zerrifjenheit tommen und an ben Rand des Ab: 
grunds geführt werben konnte. 

Während die Reviſionskommiſſion no ſchwankte oder die Stimmung 
vorwiegend für die Beibehaltung des bisherigen Repräfentationsverhält- 
niffes war, brach bie Februarrevolution aus. Mit diefem welterfchüttern: 
den Greigniß wurde auch den Ideen in der Schweiz ein neuer Schwung 
verliehen. Die Bedenken mander StaatSmänner gegen einen tieferen 
Schnitt in die Kantonalhoheit mußten jetzt vor der ſchärfer auftretenden 
öffentlihen Meinung weichen. Auch die letzte Beſorgniß ſchwand, daß 
das Ausland fein Gewicht gegen eine Bundesummandlung in die Waage 
werfen könne. Die Noihwendigfeit einer Bollörepräfentation im Bunde 
fonnte nicht mehr ernftlich bejtritten werden. Dennoch fand fi in der 
Kommifjion anfangs noch eine Minderheit von 9 Stimmen (gegen 11 
Stimmen), welde das alte Verhältniß beibehalten wollte. Diefe erfte 
Abftimmung war fo wenig ermuthigend, daß der Antrag fiel, zu unter: 
fuchen, ob die Kommiffion fi ‚noch ferner mit der Reviſion befafjen 
folle. „Wenn nämlih auf der einen Seite die neun kleinen Kantone 
beharrlich an der bisherigen Bafis fefthalten, zu keiner Transaktion fich 
berbeilafjen und auch nicht die geringfte Aenderung im Repräfentations- 
verhältniffe zugeben wollten — wenn fodann auf der anderen Seite nur 
eilf Stimmen fih für eine nationale Vertretung erklärten, fo fönne ein 
günftiger Erfolg der Arbeiten nicht erwartet werben und es dürfte für 
diefen Fall zwedmäßiger fein, Zeit und Koften zu erfparen und das der 
Kommifjion gewordene Mandat der Tagjagung zurüdzugeben.“ Diefer 
Antrag gelangte indeß nicht zur Abftimmung, da verfchiedene Mitglieder 
ber Kleinen Kantone erklärten, daß fie nicht die Abficht hätten, fih vom 
Reviſionswerk zurüdzuziehen, fondern weitere ausgleichende Borfchläge 
gewärtigen wollten. *) Es fragte fich insbefondere, wie weit man in 
ber Richtung der Einheit gehen wollte. Vorherrſchend blieb der föderale 
Standpunft. Die gänzlide Aufhebung ber Kantonalfouveränität und 
die Durchführung eines Unitarismus hatte nur einzelne hervorragende 
Vertreter. Die allgemeine Meinung fuchte ihren Ausdrud in irgend 
einer Vermittlung des Fantonalen und des nationalen Prinzips. In der 
Prefie wurben hierfür befonder3 zwei Syfteme verfochten. Dr. Ludwig 
Snell ſchlug eine auf direkten Volkswahlen, wenn auch nicht fireng nad) 
der Kopfzahl, beruhende einheitlihe Nationalrepräfentation vor, mit 
einem Veto ber Kantone gegen bie Befchlüffe derfelben.**) James Fazy 
trat für das norbamerifanifche Zmeilammerfyften in die Schranken, wos 


*) Siehe: Prototoll über die Verhandlungen der Revifionstommiffion, pag. 82, 


”*) Siehe: Leitende Gefihtspunkte für eine Bunbesrebifton, mitgetheilt vom 
Centralcomite bes ſchweiz. Vollsvereins. Bern 1848. 
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nach die oberfte Bundesbehörde aus einem Senat und einem Repräfen- 
tantenhaus beftehen follte, der erftere als Vertreter der Kantonalität, letz⸗ 
teres als Organ der Nation. Der Gedanke eines folden Zmweifammer- 
ſyſtems war im ber Schweiz nicht neu. Bereits in den Dreißiger Jah: 
ren tauchte er in einem Entwurfe von Dr. Trorler auf. Auch an der 
Tagfakung wurde er im Jahr 1840 von der Gefandtihaft von St. 
Gallen angeregt, ohne indek damals bejonderer Beachtung gewürdigt zu 
werden. So groß jest noch die Bebenklichfeiten waren, auf welche die: 
fe3 Syftem anfänglich ftieß, weil man unlösbare Konflifte und lang— 
wierige VBerfchleppung der Gefchäfte von zwei Kammern befürchtete, jo 
fand der Borfchlag doch bei den leitenden Staatsmännern bald allge: 
meineren Anklang. In der Revifionsfommiffion wurde er namentlich 
von Landammann Munzinger befürwortet, der in dem Syſtem das ein: 
zige Mittel zur Ausgleihung der großen und der kleinen Kantone erblidte. 
Allmählig konnten fich felbit die Mitglieder aus den Urftänden mit bie: 
jem Syſtem bifreunden, das, fo fremdartig es ihnen auf den erjten An— 
blid vortommen mochte, doch gegenüber der reinen Kopfzahlvertretung 
ben Meineren Kantonen noch einige Vortheile zu bieten fchien. *) Anfangs 
fuchte die Kommifjion noch dem möglichen Widerftreit der Kammern da- 
mit zu begegnen, daß, fall3 die Ständefammer zu Feiner Mehrheit ge: 
lange, ein Beihluß ber Volkskammer gleichwohl in Kraft erwachſen follte. 
Aber am Ende wurde das Syſtem in feiner Reinheit mit getrennter 
Verhandlung (ausgenommen bei Wahlen, Begnabigungen und Sompes 
tenzentfcheiden) und Gleichitellung der Beſchlüſſe angenommen. Für bie 
Wahl der Bolksfammer follte urfprünglih die ganze Schweiz nur einen 
einzigen Wahlfreis bilden. Ein ſolches Riefenffrutinium, wornad das 
gefammte Volk 120 Abgeordnete auf einmal zu ernennen gehabt hätte, 
wurde indeß befeitigt und der Grundfak angenommen, daß nad einer 
größeren Anzahl von Wahlkreifen zu wählen ſei. Was den übrigen 
Bundesorganismus betraf, jo war es nicht ſchwierig, fich über die Auf: 
ftellung eines von den beiden Kammern gemeinſchaftlich zu wählenden 
Bundesraths, als vollziehender Behörde, jo wie eines Bundesgerichts zu 
einigen. In diefer Beziehung, wie bei den allgemeinen Beftimmungen 
und den materiellen Gentralifationen, diente der Entwurf von 1833 viel: 
fah zur Richtſchnur, nur daß weitere Schritte vorwärts gethan wurden. 

Am 8. April war die große Revifionsfommifjion mit ihrer Arbeit 
fertig. Ein beleuchtender Bericht der Redaltoren Kern und Druey be: 
gleiteten den Entwurf. In diefem Bericht wurde der Geift oder das 
Grundprinzip des Entwurfs in folgender Weife bezeichnet: „Die bishe— 
rigen Inftitutionen der Schweiz genügten nicht mehr, weil fie nicht ge 


*) Siehe: Blumer, Bundesſtaatsrecht. 
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nug Redte einräumen, weil fie nicht genug Intereſſen zur gemeinfamen 
Sache mahen, weil die Bundesbehörden übel organijirt und in ihrer 
Thätigkeit gehemmt find, und befonders, weil die Behörden ausſchließ— 
lid) aus den Kantonen, oder vielmehr ihren Regierungen und Feineswegs 
aus dem ſchweizeriſchen Volke in jeiner Gejammtheit hervorgehen; meil 
diejelben daher nur eines der Elemente der Eidgenoſſenſchaft, das kan— 
tonale repräjentiven, während das nationale oder allgemeine Clement 
fein eigenes und direktes Organ hat. Die Unruhen, welche jeit meh— 
teren Jahren in der Schweiz jtattgefunden, haben zu einem großen Theil 
ihre Quelle in dem Mißverhältnifje, welches zwiſchen den Bundesein— 
richtungen und den Ideen und Bebürfnijien des jchmeizerifchen Volkes 
befteht. Aber wenn die Schweiz fich nicht mehr im Zuftand der Dinge 
befindet, für welchen der Bundesvertrag vom Jahre 1815 gefchaffen 
war, jo befindet jie ſich doch auch nicht in einem foldden Zuftande, wie 
ihn eine Einheitäregierung, eine neue belvetifhe Republik vorausfegen 
müßte. ine einheitlihe und untheilbare Republit müßte, wenn jie 
ihren Zweck erreichen und nicht ein Baftardföderalismus fein fol, Die 
Kantone mit ihren politiichen, bürgerlichen, finanziellen und militärifchen 
Inftitutionen verſchwinden lafjen, um einer einheitlichen Regierung Plat 
zu machen, welche alle Zweige des fozialen Lebens zu umfaſſen hätte. 
Mit einem Worte, das fantonale Element würde unter dem Einheits— 
ſyſtem verſchwinden, wie das nationale Element, wenn nicht zerſtört 
(denn es ift ungerftörbar), aber doch verborgen, gewiſſermaßen erftidt 
wird unter der Herrfchaft einer bloßen Allianz von Staaten. So große 
Fortfchritte nun der nationale Geift gemacht hat, fo ift doch auch der 
Kantonalgeift noch tief eingeprägt in der Schweil. Was gegenwärtig 
in Frankreich und anderen Einheitsitaaten vorgeht, wo der Provinzial: 
geiſt troß Allem, was feit Jahrhunderten gefchehen ift, um ihn zu unter: 
drüden, und ſelbſt zu vernichten, doch von Zeit zu Zeit wieder hervor: 
tritt, beweist hinlänglich, daß es nicht gelingen würde, denfelben in ber 
Schweiz, wo er noch in der Bajis der Inftitutionen liegt und fi im 
Belize der Bundesgewalt befindet, zu zeritören. Es würbe vielleicht ge- 
lingen, das Einheitäfyftem einzuführen, aber nicht, es zu behaupten. 
Der unmiderftehbare Strom einer ftarfen Reaction aller Unzufrieden- 
heiten würde nicht ermangeln, ale Dämme zu durchbrechen und den 
Unitarigmus in kurzer Zeit wieder wegzuſchwemmen. Es rührt Die 
daher, weil in der Natur der Dinge neben dem Gefege der Einheit auch) 
ein Geſetz der Theilung oder Gliederung befteht, oder vielmehr, meil 
beide zufammen nur Eines find und die Drganifation bilden. Die Ein: 
beit ohne Glieder ift eine leere Maffe, die Glieder ohne Einheit find 
ohnmädtig. Wird die Schweiz fpäter zum Einheitsſyſtem gelangen, 
ober mit anderen Worten, werden in berfelben in Zukunft flatt mehr 
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ober weniger fouveräne Kantone nur noch Diftrifte oder andere Terrifo: 
rialeintheilungen al3 Glieder eines organifirten Körpers vorhanden fein ? 
Es ift möglih. Aber diefe Zeit fcheint uns noch nicht gekommen zu 
fein. Der Kantonalismus hat zu tiefe Wurzel, hHundertjährige Gewohn— 
heiten haben zu viel Wiadht, um eine foihe Umgejftaltung zu verwirkli— 
hen, ohne eine Krifis hervorzurufen, für welche die Schweiz, wenn nicht 
alle Anzeichen trügen, keineswegs hinreichend vorbereitet ift. Ein Föde— 
rativſyſtem, welches die beiden Elemente, welde nun einmal in der 
Schweiz vorhanden find, nämlih das nationale oder gemeinfame 
und das Ffantonale oder bejondere, achtet, melches jedem diefer Ele: 
mente gibt, was ihm im Intereſſe des Ganzen und feiner Theile 
gehört, welches fie verfchmilzt, vereinint, welches die Glieder dem 
Ganzen, das Kantonale dem Nationalen unterordnet, indem fonft feine 
Eidgenofjenichaft möglich wäre und die Kantone in ihrer DBereinzelung 
zu Grunde gehen müßten — das iſt's, was die jehige Schweiz bedarf, 
und das iſt der Grundgedanke des ganzen Entwurfs.“ 

Die Kantone erhielten nur die kurze Frift von einem Monat, um 
die nöthigen Inftruftionen zu ertheilen. Während e8 rings um die 
Schweiz tobte, mußte es hier das Beftreben fein, fobald wie möglich 
unter dad Dach zu fommen, um für alle Fälle neu geeinigt dazuftehen. 
Dem Entwurf fehlte es zwar nicht an Widerſpruch. Auf der einen 
Seite juchte fich der zunehmende Drang nad größerer inheit geltend 
zu machen und gewann die zentraliftifche Idee an Boden, weshalb aud) 
der Ruf nad einem Verfaſſungsrath wieder lauter wurde; auf ber an: 
deren Seite verlangte man noch feitere Stüßen für die Kantonalität. 
Am ftärfften trat der Unitarisinus immer im Kanton Bern hervor, 
Hier Sprach fich der Präfident des Gr. Raths, Fürfpreh Niggeler, 
in einer Cröffnungsrede unummunden für einen vollftändigen Einheits- 
ftaat aus. Das Haupthindernif zur Verwirklichung eines folcden erblidte 
er nicht fowohl in der Abneigung der Bevölferungen als in den leidigen 
Anterefjen der vielen Regierungen und Befoldeten in den Kantonen. 
Aber im Allgemeinen übermog die befonnene Tendenz, nicht durch hart: 
nädige Oppofition Alles in Frage zu ftellen. Von den Inſtruktions— 
behörden fam daher Feine ſolche Sündfluth von Abänderungsanträgen, mie 
dies 1833 zum Verderben der Reform gefchah. An den meiften Orten gab 
man den Tagfahungsgefandten ziemlich allgemeine Weifungen und aus: 
gedehnte Vollmachten, um nad; Umftänden zu ſtimmen. 

Schon am 15. Mai Fonnte die Tagfakung den Entwurf an die 
Hand nehmen, Sämmtlihe Kantone waren nun vertreten. Im Anfang 
machten Bern und Genf noch einen ſchwachen Verſuch, die Nevifion auf 
bie Bahn eines Verfaſſungsraths zu lenken. Aber die Tagjakung blieb 
auf dem betretenen Wege. Nur für den äußerften Fall, daß fein be: 
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friebigenbes Wert zu Stande käme, glaubte man noch die Zuflucht zu 
einem Verfafjungsrath nehmen zu fönnen. Der Hauptitreit mußte fich 
wieder um die Nepräfentation im Bunde drehen. Am weiteſten in der 
Richtung der Einheit gingen Bern und Aargau, die nur einen National: 
rath, ohne Gegengewicht einer Ständevertretung, wollten. Zürich ſchloß 
fich diefem mit der Mobififation an, daß die wichtigften Beſchlüſſe des 
Nationalrath3 dem Beto der Kantone unterliegen ſollten. Auch Thur- 
gau und Wallis wollten nur einen einzigen eidgenöffifhen Rath, aber 
in diefem follten Abgeordnete des ſchweizeriſchen Volls und Repräfen- 
tanten der Stände neben einander fiten. Die Urfantone nebſt den bei- 
den Rhoden von Appenzell (die fih ganz ausnahmsweiſe einmal zu 
gleicher Stimmgebung vereinigten) hielten an der alten Tagſatzung feft. 
Glarus erflärte wehmüthig, bei feinen Anftrengungen gegen den Son: 
berbund habe e3 nicht vorausgeſetzt, „daß es feine ehrenwerthe Hingebung 
für die Sache des gemeinfamen PVaterlands mit dem Verluſte feines wich- 
tigften Rechts werde einbüßen müſſen.“ Indeß wollte e8 ein Opfer 
bringen und fchlug deßhalb eine Tagfatung ohne Inftruftionen und mit 
etwelcher Bevorzugung der größeren Kantone vor. Eine ähnliche Mittel- 
ftellung nahmen Zug und Graubünden ein. Schaffhauſen ftellte Die 
eigenthHümliche Alternative: entweder reinen Föderalismus oder Ein- 
heitsſyſtem; ein Mittelfyftem tauge nicht, führe doch zur Cinheit und 
bejler wäre daher, fich vor der letteren nicht fo ängftlich zu verwahren. 
„Der Einwand, daß die Einheitsregierung feine Popularität habe, fei 
nicht gegründet. Zwar Inüpfen fi an den früheren Verſuch nicht die. 
erfreulichften Erinnerungen; es dürfe jeboch dabei nicht überfehen wer: 
den, mit welchen Schwierigkeiten die Helvetif zu kämpfen gehabt, und 
wie viel Gutes felbft unter den bedenklichſten Verhältniſſen die Einheits- 
regierung theils gefchaffen, theils vorbereitet habe, was die unpartheiifche 
Gefchichte je länger je mehr anerfenne. Nicht ſowohl das Schweizervolf 
fträube fih gegen den Unitarismus, als vielmehr die einzelnen Regie: 
rungen, welche mit dem Heere von Beamten auf ihre Stellen verzidh: 
ten müßten. Das Bolt felbft werde ſich mit dem Syſtem bald befreun- 
den und wahrnehmen, daß es eine kräftige Negierung beige, welche bie 
geiftigen wie materiellen Intereſſen alfeitig wahre und die Gerechtig— 
feitspflege auf unpartheiiſche Weife verwalten laſſe. Die wahrhaft eib- 
genöffifche Gefinnung werde fo lange nicht zur Realität gelangen, als 
die Kantone noch in ihrer fpröden Abgefchlofjenheit gegen einander be: 
harren. Nur wenn eine einheitliche Regierung namentlih das Erzie- 
hungswefen Yeite und durch Volksbildung den nationalen Ideen Eingang 
verſchaffe, werde das Volk in feiner Gefammtheit zur wahren Nationali- 
tät erzogen und werben uneibgenöffiiche Tendenzen vereitelt.” Am Enbe 
ſchaarte fich die überwiegende Mehrheit von 16 Ständen um bad Zwei— 
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fammerfyftem (befonder® warm und nahbrüdlic von Solothurn, St. 
Gallen, Waadt und Genf vertreten), nachdem alle anderen Kombinatio- 
nen dahin gefallen waren. Die Kantonalen fuchten bei dem Stänberath 
noch das alte Inftruftionsweien zu retten. Aber die Mehrheit der Tag: 
jatung wollte feinen lähmenden Gegenfat hervorrufen und ließ deßhalb 
beide Räthe nad) freier Ueberzeugung ftimmen. Von Appenzell A. Rh. 
wurde vorgejchlagen, daß Bündnifje und Verträge mit dem Ausland, 
Kriegserflärungen und Friedensſchlüſſe auch noch der Sanktion des Volks 
unterftellt werben follten, aber es blieb bei diefem Antrag mit jeiner 
Stimme allein. In Bezug auf die oberite Vollziehungsbehörde hatte 
ih in der Revifionztommiffion noch eine ftarte Minderheit (9 gegen 
10 Stimmen) für Wahl des. Bundesrath3 dur das geſammte Schwei- 
zervolk ausgeſprochen. Die Tagfagung ſchied die Wahl ohne großen 
Widerſpruch der vereinigten Bundesverfanmlung (National: und Stände: 
rath) zu und erhöhte die Zahl der Mitglieder von fünf (wie der Ent: 
wurf wollte) auf fieben. Bei der Drganijation des Bundesgerichts konn— 
ten Anträge von Bern und Solothurn auf größere Zentralifation der 
Rechtspflege, namentlich in Kriminal: und Handelsfachen, nicht durchdringen. 

Bei den allgemeinen Beftimmungen wurde die Lostrennung Neuen: 
burgs von der preußifchen Monardie bundesrechtlich dadurch befiegelt, 
daß nur republifanifhe Berfafjungen unter eidgenöffifhe Garantie kamen. 
Den bisherigen gewaltfamen Ummälzungen oder „Putſchen“ wurde im 
Uebrigen ein Riegel gefchoben, durch die Befugnif der Bundesbehörde, 
bei Unruhen in den Kantonen von fi aus einzufchreiten, wenn die Re 
gierung außer Stande ift, Hülfe anzufprehen. Dagegen erhielten auch 
die Freiheit und die Rechte des Volks, gleih den Rechten und Befug- 
niffen der Behörden, volle Gemährleiftung. Sonderbündnifien wurde 
für die Zukunft durch eine fchärfere Beftimmung der Riegel geichoben, 
indem Bündniſſe und Verträge politifhen Inhalt unter den Kantonen 
ausdrüdlich unterfagt wurden. Dem Ausland gegenüber wurde bie 
Einheit der Schweiz entjhieden gewahrt. Das Recht, Krieg zu erklären 
und Frieden zu fließen, Bündniffe und Staatäverträge, namentlich Zoll: 
und Hanbelöverträge mit dem Ausland einzugehen, ward ausſchließlich 
dem Bunde zugetheilt und den Kantonen entzogen. Auch der amtliche 
Derkehr zwiſchen Kantonen und auswärtigen Regierungen follte nicht 
ohne Vermittlung der Bundesbehörden geſchehen. Für die Diplomatie 
ber einzelnen Stände brach Baſelſtadt eine vergebliche Lanze. Die 
Nuntiatur anzutajten, hatte die Tagſatzung auch jetzt nicht den Muth, 
fo jehr die blutige Zwietracht, die wiederholt im Laufe der letzten Jahr: 
hunderte von ihr angezündet wurbe, gegen die Wirkſamkeit dieſes Inſti— 
tuts zeugte. Freiburg Antrag auf Aufhebung fiel dahin, ebenfo Bern’s 
Antrag, nur einen weltlihen Gejandten des Pabſtes für weltliche Ange: 
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legenheiten anzuerkennen. Nicht umfonit war der außerorbentlihe Abgeord⸗ 
nete Rom's mit der Sammetpfote erfchienen. Militärfapitulationen wurden 
für den Bund wie für die Kantone unterſagt. Man hielt es mit der 
Politit der Schweiz nicht mehr vereinbar, „daß die Schweizer ihre Söhne 
an Könige abtreten, um die Völker in Knechtſchaft zu Halten.” Das 
freie Nicderlaflungäreht wurde am lebhafteften von ftreng Fatholifcher 
Seite bejtritten, wo man feine Proteftanten dulden wollte, Die kanto— 
nalen Rüdjichten riefen noch allerhand Beſchränkungen hervor. Am 
härteſten hielt «8, den Niedergelafjenen auch politiihe Rechte im Nieder: 
lafjungstanton einzuräumen. Der Entwurf gewährte diefelben ganz all- 
gemein. Die Tagſatzung ſchloß das Stimmrecht in Sadın der Gemein- 
den auß und erjtredte die Rechte nur auf die eidgenöflifchen und Fantor 
nalen Angelegenheiten, legtere erſt nach einer gemijjen Friſt, die indeß 
nicht über zwei Jahre gehen durfte. Die Toleranz fonnte fich nicht fo 
weit geltend maden, daß die Israeliten den Chriften gleichgeftellt wur— 
den. Den Kantonen blieb e3 überlafjen, diefen die Niederlafjung zu 
geftatten oder fie fern zu halten. Vergebens bemühte fih Aargau für 
humanere Behandlung. Auch die Kultusfreiheit blieb noch in ziemlich 
engen Schranken. Nur den anerkannten chriftlichen Konfefjionen wurde 
freie Ausübung des Gottesdienftes gewährleiſtet. Auch dies mar den 
Urkantonen zu viel. Selbſt das proteftantiihe Appenzell: Außerrhoden 
fträubte jich dagegen fo gut wie das katholiſche Innerrhoden. „Es Habe 
viel gebraucht, bi8 man augeinander gewefen; man wolle nun einmal 
bei dem bleiben und die Ausübung der Konfeffionen nicht mehr vermen- 
. gen“, hieß e8 von diefer Seite. Weitergehende Anträge auf volle Ge 
währleiftung der Glaubens und Gemifjenzfreiheit, auf Geftattung jedes 
Sottesdienftes innerhalb der Schranken der Sittlichfeit und der öffent— 
lihen Ordnung, auf eine Beitimmung, daß Fein Schmeizerbürger megen 
feines Glaubensbelenntnijjes feiner politifhen ober bürgerliden Rechte 
beraubt werden dürfe, fielen dahin. Gelbft Zürichs Antrag, es folle 
fein Kanton befugt fein, Schweizer irgend einer hriftlichen Konfeflion 
vom Ermwerbe des Bürgerrechts auszufchließen, konnte nicht durchdringen. 
Auch hier gingen proteftantiiche Vorurtheile noch mit Fatholifcher Unduld— 
famkeit Hand in Hand. Dagegen wurde dem Bund mit der Beftimmung, 
daß er zur Handhabung der üffentliden Ordnung und des Friedens 
unter den Konfefjionen die geeigneten Maßnahmen zu treffen habe, eine 
unter Umftänden weit greifende und mohlthätige Kompetenz eingeräumt. 
Das Verbot des Yefuitenordens und jeiner Affilürten fand Aufnahme 
in der Verfaffung. Ein Antrag, auch die Klöfter „als Herde des Aber- 
glaubens, des Ultramontanismus und der Reaction“ von Bundeswegen 
aufzuheben, blieb ohne Erfolg. Dagegen verſchwand jede Garantie die 
jer Korporationen. Bern ſchlug vor, daß der, Bund auf Reorganijation 
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der Bistyumsverhältniffe und insbefondere auf Aufebung des Immebiat: 
verhältnifjes der ſchweizeriſchen Bisthümer und Klöfter hinwirken follte. 
Dies wurde verworfen. Die Urkantone nebjt Appenzell 3. Rh. verwahr: 
ten ſich dagegen, daß überhaupt Gegenjtände zur Verhandlung gebracht 
würden, wilde offenbar das kirchliche Gebiet befhlügen. Andrerſeits 
legte Aargau Proteft gegen fold: Verwahrung ein, da die Geſandtſchaf— 
ten berechtigt jeien, Anträge zu ftellen, welche fie im Intereſſe des as 
terlandes nöthig erachten, in welchem echte fie durch keinerlei Eerifale 
Rückſichten verkürzt werben bürften. 

Eine der ſchwierigſten Aufgaben war die Löjung der jogenannten 
materiellen Fragen, wohin das Militär:, Zoll:, Bolt: und? Münzweſen, 
wie die Betheiligung des Bundes bei Unterrihtsanftalten und öffentlichen 
Werken, gehörte. Hier kam die kantonale Selbſtſucht am ftärfften ins 
Spiel. Links und rechts hatte man ſich für die alten Einkünfte oder 
Befugnifje zu wehren. Ye mehr ein Kanton Handel und Berfehr fisfa: 
lifch ausgebeutet Hatte, je weniger wollte er zu Eurz fommen. Nur auf 
dem Wege der Transaction und mannigfahen Marktens konnte man 
zum Ziel gelangen. in befonderer Ausſchuß mußte dieſe materiellen 
Fragen noh einmal begutachten. Am tiefiten jchnitt der Antrag von 
Bern ein, daß der Bund alle Militärausgaben und zugleich die Erftel: 
lung und den Unterhalt der Hauptitraßen übernehmen jolle, wogegen 
ihm die Kantone die Zölle und Poften ohne Entſchädigung abzutreten 
hätten. Dagegen erhob fi) indeß die große Bhalanr der in ihren Finan— 
zen bedrohten Kantone. Am Ende wurde das Zoll: und Poftwefen zen: 
tralifirt, aber unter voller Entſchädigung der Kantone. Nur beim Roft- 
weſen wurde zugefügt, daß den Kantonen verhältnigmäßige Abzüge zu 
machen feien, wenn der Reinertrag zu der vollen Entihädigung nicht 
hinreihe. Im Widerſpruch mit der Freiheit des inmeren Verkehrs blie: 
ben die Konfumogebühren (auf Wein und andern geiftigen Getränfen) an 
den Kantonsgrenzen aufrecht, ohne welche einzelne Stände finanziell nicht 
eriftiren zu fönnen glaubten. In Bezug auf die Zentralifation des 
Münzweſens fonnte man fih nur über den Grundſatz einigen; die Be: 
ftimmung des Münzfußes mußte der Bundesgeſetzgebung überlaffen wer: 
den. Auf gleiche Weife wurden Maaß und Gewicht als Bundesſache ers 
Härt. Bei der Frage über die Betheiligung im Unterrichtäwefen blieb 
bie Tagfakung Hinter der Reviſionskommiſſion zurüd. Letztere fam in 
einer ſchwunghaften Stunde zu dem Beihluß, daß die Eidgenoffenfchaft 
für Errichtung einer fchmweizerifchen Univerfität, einer polytechnifchen 
Schule und für Lehrerfeminarien zu forgen habe. In der Tagſatzung 
thürmten ji dagegen von allen Seiten Bedenken auf. Die warme dee 
wurde mit dem abfühlenden Waſſer der noch unficheren Bundesfinanzen 
überſchüttet. Auffallender Weife wollte aud Züri (dad um dieje Zeit 
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noch Anfprüde auf den Bundesſitz machte) den ganzen Artikel fallen 
lafien. Am Ende wurden die Lehrerfeminarien geftrihen und die Er— 
richtung. von Univerfität und polytechniſcher Schule blos fafultativ ge: 
ftellt, fo daß der Bund nur dazu befugt fein ſollte. Auch im Militär- 
weſen konnte fih die Tagſatzung nicht auf der zulegt von der Revijions- 
fommiljion eingenommenen Höhe halten. Der Entwurf enthielt bie 
Zentralifation de8 gefammten Milttärunterrihts. Die Tagfakung er- 
Härte zunächft nur den Unterricht des Genie’3, der Artillerie und Kaval⸗ 
Ierie, fomwie der Inſtruktoren für Sache des Bundes. Dagegen follte 
es der Bundesgefeßgebung freiftehen, die Zentralifation fpäter noch wei— 
ter auszudehnen. Anträge auf Erridtung einer allgemeinen Brandver- 
fiherungsanitalt und Gründung einer Nationalbank hatten feinen Erfolg. 
Bei den Beitimmungen über die Revifion der Bundesverfajlung 
übermog die Anficht, diefelbe möglichft zu erleichtern, weil es ein Aus- 
fluß der Souveränität fei, daß ein Volk die Verfaffung ändern Fünne. 
Die Reviſion felbft follte in denjenigen Formen jtattfinden, welche für 
die Bunbdesgejetgebung vorgefchrieben find, jo daß jede Kammer und 
jedes Mitglied derjelben die Initiative ergreifen Tann, Auch können die 
Bürger auf dem Wege der Petition ein folches Begehren ftellen. Wenn 
eine der Kammern die Reviſion befchließt und die andere nicht zuftimmt 
oder wenn 50,000 Schweizerbürger die Revifion verlangen und beide 
Räthe diefelbe verweigern, jo muß die Frage: ob eine Revilion ftattfin- 
den fol, dem ſchweizeriſchen Volke zum ntfcheide vorgelegt werben. 
Wenn in einem diefer Fälle die Mehrheit der Bürger fih für Reviſion 
ausfpricht, fo müfjen die beiden Kammern aufgelöst und neue gemählt 
werden, um die Revifion zur Hand zu nehmen. in Antrag von Bern, 
in diefen Fällen die Revifion einem Verfaſſungsrath zu übertragen, 
vereinigte nur wenige Stimmen auf ih. Bei den Uebergangäbeftim- 
mungen bejchloß die Tagfakung, der Bedingung für die Gemährleiftung 
der Berfafjungen, „daß diefe vom Volk angenommen worden find und 
revidirt werben fönnen, wenn bie abjolute Mehrheit der Bürger es ver: 
langt,” keine Kraft auf fon „beitehende” Kantonsverfafjungen zu geben. 
Dadurd wurde auch die noch nicht garantirte Berfafjung von Freiburg, 
die dem Volk nicht zur Genehmigung vorgelegt worden war und die verlangte 
Beitimmung in Bezug auf die Revifion nicht enthielt, für die nächſten 
acht ober neun Jahre geſichert. Man mochte bier den demofratifchen 
Grundfag nicht konſequent durchführen, um in dem erft eben dem Je— 
fuitismus entriffenen Kanton nicht wieder Alles in Frage zu Stellen, 
fondern bie liberalen Zuftände, mo möglich, fich konſolidiren zu laſſen. 
Der Umftand, daß das Freiburger Volk auch früher über feine Verfaf- 
fung nicht abzuftimmen hatte, diente zum Theil ala Rechtfertigung. Im: 
merbin blieb der Kanton dadurch in einem gewijjen erceptionellen Zuftand, 
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Nah Durchberathung des ganzen Bundesentwurfs entlud jih in 
den Schlußvoten noch mancherlei Unzufriedenheit. Wenig ermuthigend 
lauteten die Worte von Druey: „Ueber den Geift in jeinem Kanton 
folle man ſich feiner Täufhung Hingeben, denn daſelbſt herrſche große 
Sleihyültigkeit gegen das Reviſionswerk und man finde, da der Buns 
deövertrag von 1815 Hingereiht habe, den Sonderbund zu bejiegen, die 
Intervention zu verhindern und die Neutralität zu handhaben. Ueber: 
haupt habe das Schweizervolf gar zu wenig Theilnahme gezeigt.” Waadt 
beſchränkte fich deshalb, wie Neuenburg, Bafeljtadt und Appenzell U. Rh., 
auf das Referendum. Die Urkantone erklärten, daß fie dem Entwurf 
nicht beiftiminten „und ihren hohen Ständen alle und jede religiöfen, po: 
litifchen und materiellen Rechte verwahrten.“ Teſſin verwarf, weil e8 
fich in feinen materiellen Interefjen verlegt fühlte. Bern nahın eine 
eigene Stellung an, da feine Hauptinjtruftion auf einen Verfaſſungsrath 
gelautet hatte. Es eröffnete das der Berwerfung ziemlich gleihfommende 
Votum: daß es nicht zugejtimmt habe. Inder fchaarte ſich eine Mehr: 
heit von 132 Ständen um den Entwurf, natürlid unter Vorbehalt des 
endgültigen Entſcheides der Landesbehörde oder des Volks in den Kan: 
tonen. Die Frijt für diefe letzte Abjtimmung wurde nicht zu weit hin— 
ausgedehnt, fondern auf den 1. September feſtgeſetzt. Schon fing der 
politifche Horizont wieder an, fi zu umdüſtern. Auch der Schweiz 
fonnten von Neuen VBerwidlungen drohen. Um jo mehr war es gebo- 
ten, die Vollendung des Reviſionswerkes zu beichleunigen, Nah fo 
mannigfaltiger Arbeit löste jich die denfwürdige Tagſatzung, die feit dem 
5. Juli 1847 mit wenigen Unterbredungen geſeſſen hatte, fürmlich auf, 
um noch einer legten ordentlihen Tagſatzung Pla zu machen (27. 
Juni 1848). 

Wichtig war nun zunächſt der Entfcheid des Gr. Raths im vore 
örtlichen Kanton Bern. Hier ftritten ſich die Anſichten im Schooß der 
radifalen Parthei. Einem anfehnlichen Theil derfelben genügte der Bun— 
desentwurf nit. Auch in der Regierung befchloß die Mehrheit, von 
Stämpfli und Stodmar geleitet, beim Gr. Rath auf Bermwerfung ans 
zutragen. Man vermißte einzelne weſentliche politifche Fortfchritte, dann 
ein unabhängigeres Finanziyftem für den Bund, während der Kanton 
jelbjt zu ftarf getroffen werde. In der oberjten Behörde drang jedoch 
der vermittelnde Einfluß von Ochfenbein durch. Nach dreitägiger Dis: 
fufjion erfolgte der Entſcheid mit 146 gegen 40 Stimmen zu unten 
der Annahme. Bon Seite der radifalen Minderheit war von vorne— 
herein erklärt worden, daß jie,. wenn die Bundesverfaflung einmal an— 
genommen fei, feine weitere Dppofition erheben, jondern beftrebt fein 
werde, da3 darin enthaltene Gute möglichſt fruchtbar zu machen. In 
Zürich Sprach fih der Präfident des Gr. Raths, Dr. Alfred Eicher, 
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in feiner Eröffnungsrede offen und unummunden, „wenn auch nicht für 
die fofortige, doch für die allmählige Unngeftaltung der Schweiz au3 
einem Staatenbund oder Vundesftaat, wenn man wolle, in einen Ein: 
heitöftaat” au3. Nur weil er überzeugt fei, daß der Entwurf mächtige 
Schritte nach diefem Ziele hin enthalte und nothwendig meiter führen 
müſſe, könne er zu der Annahme jtimmen. An und für fich erfchien 
ihm der Bundesentwurf als eine Transaction zwiſchen verfchtiedenen 
Kantonalanfihten, der es an Grundſätzlichkeit fehle. In politifcher Br: 
ziehung tadelte er die Zufammenfsgung der oberften Bundesbehörde als 
eine entfchieden verfehlte, weil jie einzm Grundprinzip der Entwicklung 
der Neuzeit, der Nechtsgleihheit in politifchen Dinyen, widerfjreihe. Bei 
ber Vertretung der Kantone durch den Ständerat; neben dem National: 
rath könne aud) ferner eine Minderheit des fehmeizerifchen Volks die 
Mehrheit hemmen. In materieller Beziehung tadelte er eben fo ent: 
Ihirden die Beftimmungen des Bundesentwurfes über die Vertheilung 
der Pofteinfünfte und Zolleinnahmen, fowie den Fortbezug der Kon: 
ſumogebühren, Beſtimmungen, deren Quelle offenbar in dem jeder Grund: 
ſätzlichkeit ermangelnden Beftreben zu finden fei, den Kantonen ihre bis: 
herigen Einnahmen, felbft jo weit fie diefe unbilligerweife größtentheils aus 
der Taſche ihrer Mitkantone ſchöpften, auch für die Zufunft zu fihern. Gerne 
hätte er deßhalb zu dem Verfuch aeftimmt, die Bundesreform weiter zu füh— 
ren. Nur weil die Ausfihten für den Augenblid zu wenig verfprächen, 
balte er e8 für rathſam, von der Verwerfung zu abitrahiren. Aber 
wenn er fih für Annahme ausſpreche, fo thue er es cher der Gewalt 
der Umftände weichend als mit Weberzeugungsfreudigkeit. Hoffentlich 
werde in nicht ferner Zufunft der noch in dem Bundesentwurf liegende 
föderaliftifhe Hemmſchuh befeitigt und die politiihe Ungleichheit der 
Schweizer in ſchweizeriſchen Angelegenheiten wie die Tributpflichtigkeit 
der einen Kantone gegenüber den anderen verſchwinden. Mit dicfer 
Rede fprah Dr. Efcher die Anjicht eines weiten radifalen Kreifes aus, 
der fi mit dem vorgelegten Werk als Uebergang zu einer weiteren 
Zentralität einftweilen begnügen wollte. Im Uebrigen erhob fich Feine 
wirkliche Oppofition im Gr. Rath von Zürih. Die Behörde nahm 
den Entwurf einftimmig an. Auch die Großen Räthe von Luzern, 
Aargau, Thurgau, Solothurn, St. Gallen, Graubünden, Glarus, Schaff— 
haufen, Genf, Walis, Appenzell U. Rh. und Bafelland erflärten fi) 
nahezu einhellig oder mit überwiegenden Mehrheiten für denfelben. Waadt 
zeigte nicht das Widerftreben, welches die Worte Druey's hatten vermu— 
then lafien. Mit 140 gegen 12 Stimmen nahm aud) hier der Gr. 
Nat) an. Befonders erfreulih war die Haltung von Bafelitadt, das 
fih fo lange aller Entwidlung in der Eidgenoſſenſchaft hartnäckig wider: 
jeßt Hatte, Faſt einhellig gab der Er. Rath dem Entwurf feine Zu: 
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ftimmung. In Freiburg that die oberfte Laudesbehörde des Guten zu 
viel, indem fie nicht blos von fi aus dem Entwurf zuftimmte, fondern 
auch erklärte, daß die Genehmigung Namens des Volkes Geltung haben 
folle. Teſſin dagegen konnte fich nur zu bedingter Annahme im Sinne 
gewilfer Garantien für feine Zollintereffen entfliehen. Die Behörden 
dev Urtantone mochten fih dem Strom der öffentlichen Meinung in der 
Schweiz nicht jo weit widerfegen, daß jie die Verwahrung an der Tag: 
ſatzung aufrehthielten. Sie begnügten fi damit, den Entwurf ohne 
Empfehlung dem Volk zur Abjtimmung vorzulegen. Gleiches that Ap— 
penzell J. Rh. 

Weniger günftig als der Entſcheid der Land und Großräthe fiel 
die Volksabſtimmung aus. In mehreren Kantonen war die Theilnahme 
verhältnigmäkig gering; im Kanton Bern insbefondere erſchien wenig 
mehr als der fünfte Theil der ftimmfähigen Bürger. In Luzern ge: 
lang es den Elerifalen Umtrieben, die fich von Neuem regten, 11,191 
Verwerfende zufammenzubringen. Nur dadurch, daß die Nichtftimmenden 
als Annchmende galten, wurde ein: Mehrheit für diefe gewonnen. Auch 
in den Urfantonen erfiärten geiftlihe Kapitel und biſchöfliche Kommiſſäre 
die Religion wieder in Gefahr und forderten laut oder im Stillen zur 
Verwerfung auf. Den Hauptjählihiten Grund gaben die freie Nieder: 
lajjung und die freie Ausübung der beiden Confeſſionen. In Schwyz 
ſprach ſich das Volk in den Kreisgemeinden mit 3,454 gegen 1,163 
Stimmen gegen die Annahme aus. In Uri wies die Landsgemeinde 
den Entwurf mit etwa 1100 gegen 30 Stimmen Mrüd, in Nidwalden 
mit 12) gegen 500, in Obwalden einhellig, jedoch mit der beruhigen: 
den Erklärung, dag man fih der Einführung gleihwohl unterziehen 
werde. Durch die Berwerfung in Zug, mit 1780 gegen 803 Stimmen, 
erhielt auch die neue Fiberale Ordnung einen Stoß. In Wallis, mo 
die beiden Laudestheile wieder auseinander gingen, fiegte gleichfall® das 
alte konfervative Prinzip. In Tefjin erklärte fich da3 Volk auch gegen 
die bedingte Annahme. An Appenzell J. Rh. verwarf die Landsge— 
meinde mit überwiegender Mehrheit, während die Landsgemeinde von 
Appenzell U. NH. willig annahın. An Glarus wurde die Abſtimmung 
zu einem vaterländifhen Felt. Bi 3500 Mann ftarf war die Lands: 
gemeinde fo entjhieden für den neuen Bund geftimmt, daß Gegner faum 
zum Wort fommen Eonnten, während die VBertheidiger des Entwurfs 
mit lebhaften Zurufen unterftügt wurden. Bei der Abjtimmung erhob 
nur ein Einziger die Hand gegen die Annahme. Ein Hoch des Land— 
ammanns zu Ehren der Eidgenoffenfhaft fchloß den feierlichen Alt. In 
Bajeljtadt legten die Bürger durch die überwiegende Annahme mit 1364 
gegen 186 Stimmen ein weiteres Zeugniß ab, daß man ji hier dem 
eidgenöſſiſchen Fortſchritt aufrichtig anſchloß. Auch in den drei franzöfi: 
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{hen Kantonen, Waadt (mit 15,535 gegen 3,535 Stimmen), Genf (mit 
5,482 gegen 653 Stimmen) und Neuenburg (mit 5,482 gegen 304 
Stimmen), fanden ſich überwiegende Mehrheiten für den Entwurf. Das 
ganze Gewicht der meijten größeren Kantone neigte die Waagſchale ent— 
Ihieden zu Gunften der Annahıne. 

Die Tagſatzung verfammelte fih am 4. September wieder in Bern, um 
dad Ergebnig entgegenzunchmen. Nach ihrem Befund hatten 15" Kans 
tone mit einer Bevölkerung von 1,897,887 Seelen die Verfaſſung an— 
genommen, während die 6”/2 verwerfenden Kantone nur eine Bevölfes 
rung von 292,371 Seelen vertraten. In Bezug auf das Verhältniß 
der Volksabſtimmung wurde berechnet, daß bei einer Anzahl von ca. 
437,100 ſtimmfähigen Bürgern etwa 169,743 Annehmende gegen 71,899 
Verwerfende ſtehen mochten. Dabei galt ganz Freiburg als annehmend, 
ganz Tefjin al3 verwerfend. Das Gefanmtergebniß war immerhin ein 
ſolches, daß der neue Bund einen fiheren Boden finden fonnte. Geftüßt 
auf dasjelbe erfannte die Tagfagung: die Bundesverfaflung fei anmit 
feierlih angenommen und werde als Grundgeſetz der ſchweizeriſchen Eid: 
genofjenfchaft erflärt. Die Gefandten der Urfantone Elammerten ſich 
no einmal theorerifh an den Sab, daß der bisherige Bund ein Ber: 
trag fei, der ohne die Zuftimmung aller Kantone nicht abgeändert wer: 
den könne, und nahmen deßhalb feinen Theil an der Abjtimmung. So: 
bald die Tagſatzung die feisrlihe Annahme ausgeſprochen hatte, trug 
Geſchützesdonner die Botſchaft raſch durh alle Gauen der Schweiz. 
Freudenfeuer auf den Bergen und Höhen verfündeten den Jubel des 
Volkes. 

Sofort wurde zur Ausführung der neuen Verfaſſung geſchritten. 
Für die Wahl des Nationalraths blieb es den Kantonen für einmal 
überlafen, die Wahlkreife felbft zu beftimmen. Die Urkantone mit den 
übrigen verwerfenden Kantonen hatten einen legten Entſchluß zu faflen. 
Ohne Weiteres fügten fie fi in der einen oder anderen Form und nah: 
men die Wahlen vor. Am jchwerjten wurde die Unterwerfung in Uns 
termalden, wo die Landgemeinde noch immer alte Rechte verwahrte, 
Bon keiner Seite gefhah eine Einfprache, weder von Innen noch von 
Außen. Die europäiihen Kabinette hatten mit den Wirren in ihren 
eigenen Ländern genug zu thun und mußten die Schweiz ruhig- gewäh— 
ven lafien. Das fo lange bejtrittene freie Konftituirungsrecht der Eid— 
genofienfhaft konnte fih ungehindert geltend mahen. Die Wahlen in 
die Bundesverfammlung fielen überwiegend im Sinne der neuen Ord— 
nung aus. Zur Verherrlihung des Einzugs der Volks- und Stände: 
abgeordneten ſchmückte fih Bern mit Ehrenpforten. Am Morgen des 
6. November verfündeten 155 Kanonenſchüſſe, der Anzahl aller Bertre: 
ter gleichfommend, das Felt der Einführung der neuen Bundesverfafjung. 
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Unter dem Geläute aller Gloden und dem Andrang einer zahllofen Zu: 
ihauermenge bewegte ſich der Zug der neuen Räthe in ihre Sitzungs— 
fäle. Abends war die Stadt glänzend illuminirt. Bei der Befetung 
des Bundesrath3 wurden die jieben Mitglieder gewählt: Furrer von 
Zürich, Ooͤſenbein von Bern, Munzinger von Solothurn, Druey von 
Waadt, Frei-Heroſee von Aargau, Näf von St. Gallen und Franscini 
von Teſſin. Fünf von denſelben hatten der denkwürdigen Siebenerkom— 
miſſion angehört, die während der ſchweren Kriſis einen ſo entſcheiden— 
den Einfluß ausgeübt hatten. Als erſter Bundespräſident wurde Fur— 
rer, der ſich des weiteſten Zutrauens erfreute, an die Spitze der ver— 
jüngten Eidgenoſſenſchaft geſtellt. Zum Präſidenten des Bundesgerichts 
wurde Dr. Kern berufen. Unbeweint ſank die alte Tagſatzung ſammt 
den drei Vororten in's Grab. Die neue vollziehende Bundesbehörde 
wurde von allen auswärtigen Regierungen anerkannt. Nur von Preußen 
kam eine ſchwache Verwahrung in Bezug auf Neuenburg. 

Nach Konſtituirung der Behörden mußte es ſich noch um die Be— 
ſtimmung des Bundesſitzes handeln. Die Bundesverfaſſung ging 
nur von der Vorausſetzung aus, daß Eine Hauptſtadt als Sitz der 
Bundesgewalt genüge. Ein periodiſcher Wechſel, wie bisher, wurde faſt 
von keiner Seite mehr befürwortet. Dagegen hatte die Tagſatzung die 
Frage über den Ort ſelbſt offen gelaſſen, in der Beſorgniß, daß ein 
Entſcheid die Annahme der Bundesverfaſſung ſelbſt gefährden könnte. Für 
Luzern, dem man im Jahr 1833 die Ehre zugedacht hatte, war jetzt die 
günſtige Zeit vorüber. Die ſonderbündiſche Vergangenheit raubte ihm 
jede Ausſicht. Ernſtliche Wahl blieb nur zwiſchen den bisherigen Vor— 
orten Zürich und Bern. Zürich hatte bei der Reviſion die Errichtung 
einer eidgenöſſiſchen Hochſchule einſtweilen fern zu halten geſucht, um 
ſich den Anſpruch auf den Bundesſitz zu ſichern. Für daſſelbe ſprach 
die größere geiſtige Regſamkeit, die vermittelnde Stellung, die es oft in 
der Eidgenoſſenſchaft einnahm, die vielen Hülfsquellen und Annehmlich— 
keiten des Orts. Bern konnte das große Gewicht des Kantons in die 
Waagſchale legen. Bern war im letzten Dezennium der entſchiedenſte 
Damm geweſen, an welchem ſich die Reaction gebrochen hatte. Hier 
lag der natürlichere Vereinigungspunkt für die franzöſiſche und deutſche 
Schweiz. In ſeiner Mitte tagte gerade die Bundesverſammlung. Um 
der Rivalität von Zürich zu begegnen, wurde von Seite eines der Ber— 
ner Vertreter (Ochſenbein) auch der Antrag auf Errichtung einer eidge— 
nöſſiſchen Hochſchule geſtellt, die jedoch nicht an den Bundesſitz verlegt 
werden dürfe (welcher Antrag dem Bundesrath zugewieſen wurde). Die 
beiden Räthe ſetzten zunächſt die Leiſtungen feſt, die dem neuen Bundes: 
ort auferlegt werben ſollten. Der Entſcheid ſelbſt fiel zu Gunſten Bern's 
aus. Kanonendonner verkündete dem Lande die glüdlihe Wahl. Abends 
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glänzender Fadelzug vor dem Erladherhof, wo der Bundesrath feinen 
Sitz hatte, 

So trat die Schweiz in eine neue Wera ein. Nach fo langen Mü— 
hen und Kämpfen hatte ſich endlich auch der Bund ohne irgend welche 
fremde Sinmifchung vegenerirt. Zwar war noch nicht Alles errungen, 
was die confequente Durchführung des mationalen Prinzips verlangen 
mochte. Den Fantonalen Bedenklichfeiten und verschiedenen jich widerftrei- 
tenden Interejien hatte noch mancherlei Nechnung getragen werden müſſen. 
Noch war die Gleichheit der Rechte im Bunde nur unvolftändig herge— 
ſtellt. Noch hingen an dem freien Niederlafjungsrecht wie an dem freien 
Verkehr allerhand Beichränfungen. Noch athmete der Bund nicht den 
vollen Geiſt der Duldung und religiöfen Freiheit. Noch war das Schwei— 
zerbürgerrecht nicht zur ganzen Wahrheit gemadt. Noch fehlten Die 
Grundlagen eines gemeinfamen Rechts. Nocd blieben ji die Eidge- 
nofjen hinter den Grenzen der Kantone in vielen Beziehungen des Le- 
bens fremd. Aber im Ganzen war ein Nefultat gewonnen, wie man es 
bei der eriten Anhandnahme der Revifion faum gehofit hatte. Der bis- 
herige lockere Staatenbund bildete jih in einen feiten Bundesftaat um. 
Dem alten Hader und engherzigen Partifularismus war eine ftarfe Schrante 
geſetzt. Die Schweizernation konnte in einer Volfsvertretung ihren Aus: 
drud finden, Das fchreiende Mißverhältniß, wornad eine Heine Min- 
derheit im Bund der großen Mehrheit das Geſetz vorfchreiben oder dic- 
jelbe gänzlich lähmen Fonnte, war gehoben. Dem Ausland gegenüber 
ftand die Schweiz als ein vereintes Ganzes da. Die bloße Ajiefuranz 
der Regierungen hörte auf. Die Rechte der Bürger in den Kantonen 
waren fo gut gewährleiftei als die Rechte der Behörden. Die Bewegung 
im Innern fah ji) von einer Menge läftiger Hemmniſſe befreit. Die 
Bundesgewalt war geitärkt, nicht blos um den inneren Frieden zu hand- 
haben und für die äußere Sicherheit zu forgen, fondern auch um eine 
fruchtbare Thätigfeit zu entwickeln. Von nun an fonnte an Unterneh 
mungen gedacht werden, die unter der alten Selbitherrlichfeit der Kan- 
tone faft eine Unmöglichkeit waren. Endlih trug der neue Bund aud 
die Bedingungen einer leichten und natürlichen Weiterentwidlung in ſich. 
Die ganze Errungenfhaft war des langjährigen Ringens werth. 


Die äußere Politik der Schweiz am Schluß der Negenerafionsperiode. 


Ehe wir unfere Aufgabe ſchließen, haben wir noch die äußere Stel- 
lung der Schweiz zu zeichnen, wie fich diefelbe bis zur Einführung der. 
neuen Bundesverfaffung in Folge der europäiſchen Ereigniſſe geftaltete. 

Die Februarrevolution mit den gewaltigen Bewegungen, die fie in 
fo vielen Ländern Hervorrief, mußte auch auf den Geiſt der Schweiz zu: 
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rückwirken. Hatte die Schweiz felbft mit ihrem erfolgreihen Kampf 
gegen den jefuitifhen Sonderbund feinen geringen Anftoß zu den Er 
hebungen gegeben, jo wurde jie ihrerfeitS von den brennenden Ideen, 
die ringsum aufloderten, neu angefacht. Das Bedürfniß nach größerer 
Gemeinſamkeit und innigerer Verbrüderung aller nad) Freiheit und Unab— 
hängigkeit vingenden Volker Eonnte auch an der Eidgenofjenfchaft nicht 
ſpurlos vorübergehen. Dezennien hindurch war das republifanifche Land 
duch den Drud des verbündeten Abfolutismus in fiiner nationalen 
Entwidlung gehemmt. In der ſchweren Krifis, wo es jid) um die ganze 
Eriftenz handelte, drohte die fremde Intervention der inneren Empörung 
die Hand zu bieten. Auch nah der Unterwerfung des Sonderbunds 
wurde das freie Konftituirungsrecht noch gänzlich beftritten. Erſt die 
revolutionären Stürme madten alle Anjchläge der Diplomatie zu Schan— 
den und trieben die Vermittlungskonferenz in Neuenburg auseinander, 
Eine neue Unterdrüdung der Völfer konnte auch die Schweiz in ihren 
Errungenfchaften gefährden. Von dem Sieg des freien Prinzips in dem 
übrigen Europa hing möglicherweife ihre eigene Sicherheit ab. Vor 
Allem mußte der Kampf der Staliener gegen diejenige Macht, die ber 
Schweiz immer am fiindlichiten gefinnt war, lebhafte Sympathien er: 
regen. Auch nach deutfcher Seite wurde das Mitgefühl um fo eher er: 
weckt, als jich der republifanifche Geift gerade unmittelbar an der ſchwei— 
zerifchen Grenze am jtärfften regte. Es Tag daher nabe, daß jich die 
Frage erhob, ob die Schweiz bei den benachbarten Kämpfen nur ruhiger 
Zuſchauer bleiben oder nad) Umständen thätig eingreifen ſolle, um das 
Schickſal der Völker mit zu enticheiden. So kam die hergehracdhte Poli— 
tif der Neutralität eine Zeit lang im Streit mit dem Drang nad) einer 
activen Betheiligung, der ih in einigen Theilen der Schweiz Tebhaft 
äußerte. 

Unmittelbar nad der Februarrevolution Hielt die vorörtliche Be— 
hörde in Bern in einem Sreisichreiben an die Stände (vom 28, Febr.) 
noch ftreng an dem alten Grundſatz feit: „daß zwar das freie Geſtal— 
tungsrecht jedes Volkes geachtet, allein jede öffentiihe Kundgebung ver: 
hütet werden müfle, aus welcher ein Gedanke der Einmiſchung gefolgert 
werden könnte, daß fomit dem Ausland gegenüber die ftrengfte Neutra— 
Ittät gehandhabt und jede Beeinträchtigung derjelben von der Hand gewiefen 
werden mülje.” ber von Maadt Fam bereits dic Einwendung, daß die 
Schweiz freilich Hug handeln werde, wenn fie die Neutralität bewahre, fo 
Lange in den benachbarten Staaten der Kampf im Innern bleibe, zwiſchen der 
beitehenden Negierungsgemwalt und dem Volke; ebenfo werde fie wohl 
daran thun, den Grundſatz der Nichtdazwifchenfunft zu achten; wenn 
aber der Kampf zwifchen den demofratifhen und ariftofratifchen Grund: 
jäten Sich weiter ausdehnen follte, fo fei e8 der Arjicht, die Schweiz 
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dürfe alsdann, zur Wahrung ihrer Unabhängigkeit als Nation, den all 
fälligen großen Ereigniſſen nicht fremd bleiben und es dürften Umftände 
eintreten, wo die Schweiz nicht neutral bleiben, fondern gemeinfchaftliche 
Sache mit denjenigen Völkern machen fole, welche den Grundfak der 
Bolfsfouveränität aufgeftellt hätten. 

Als in Italien der König von Sardinien den Krieg gegen Deft: 
reich eröffnete, erhob fi) von Genf aus die Frage, ob nicht die in der 
ſchweizeriſchen Neutralität einbegriffenen favoyifchen Provinzen Faucigny 
und Chablais dur eibgenöfjifche Truppen zu beiegen feien. In einer 
Aufchrift an den Vorort wies die Genfer Regierung auf die hervortre= 
tenden franzöfifchen Gelüfte, ganz Savoyen mit der großen Republif zu 
vereinigen. Der König von Sardinien felbt jcheine dieſe Tendenz zu be= 
günjtigen, indem er alle Truppen aus Savoyen zurüdgezogen und das 
Land ohne Vertheidigung gelaſſen habe. Für die Schweiz erwachle def: 
halb die Pflicht, die Anterefjen der Neutralität zu wahren. Sie müffe 
Alles thun, um zu verhindern, daß die Provinzen nicht franzöfifch wür— 
den. Die Bevölkerung felbjt fei mehr für die Schweiz als für Fran: 
reich geftimmt, durch eine eidgenöſſiſche Befeßung werde diefe Hinntigung 
befördert. Jedenfalls erfordere der Schuß der Neutralität eine jolche 
Dffupation, Die Regierung von Genf begehrte deßhalb die Ermächti— 
gung vom Vorort, Truppen auf's Piket zu ftellen, um dieſe nöthigen- 
falls in die Provinzen einrüden zu laſſen. Truppen anderer Kantone 
möchten gleichfalls auf's Piket geftellt werden, um Genf nah Umftän: 
den zu unterftüßen, Der Borort fchidte fofort einen Kommiljär nad) 
Genf, um mit der Regierung nähere Rüdfpradhe zu nehmen. In wie: 
derholten Unterredungen erklärte die leßtere dem Kommiſſär, daß Genf 
im Intereſſe feiner Erhaltung ala ſchweizeriſcher Kanton auf eigene Ver: 
antwortlichfeit die neutralen Provinzen befegen würde, fobald fih Savoyen 
mit Franfreich vereinigen wollte oder Truppen der lehteren Macht in 
das Land einrüden würden. Der Kommillär hielt einen foldhen Ent— 
ſchluß, fo ernft er auch auf den erjten Blick erfcheine, doch durch Die 
ganz erceptionelle Lage des Kantons Genf einigermaßen gerechtfertigt 
und auch dem Anterefje der ganzen Eidgenofjenfhaft entjprechend, Die 
durch den Verzug von einigen Tagen ſchwer blosgeftellt werden könnte. 

Der Vorort Bern fah fi nicht veranlaft, die Beſetzung jener neu: 
tralen Gebiete von fi aus anzuordnen. Die Umſtände erfchienen ihm 
nicht fo dringlih, um dem Entfcheid der Tagfakung vorzugreifen, die 
im Hinblid auf die großen europäifchen Greignijle auf den 13. April 
zufammenberufen wurde. In dem Bericht, den der Vorort unterdeh 
über feine Gefhäftsführung feit der letten PVertagung der Bundesver— 
fammlung erftattete, fprach fi num auch diefe Behörde in einer Weife 
aus, die nicht mehr unbedingt an dem Prinzip der Neutralität fefthielt. 
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Ein Zufammentreffen der beiden die europäifche Welt bewegenden Prin- 
zipien, desjenigen des FortfchrittS und desjenigen der Reaction, fcheine 
unvermeidlich zu fein und es bebürfe die Frage einer forgfältigen Er: 
örterung, ob bei diefem Kampfe die Schweiz an dem Grundſatze der 
Neutralität fefthalten folle und ob ihr die Möglichkeit gegeben fei, dieſes 
Prinzip unter allen Umftänden zu beobachten. Bereits hätten fich ge: 
wichtige Stimmen dagegen erhoben und die Nothmwendigkeit nachzuweiſen 
verſucht, daß die Eidgenofjenfchaft diefem Ideenkampfe nicht fremd blei— 
ben könne und daß jie bei ihrer dermaligen Stellung zu unten der 
Freiheit ein bedeutendes Gewicht in die weltgefhichtliche Waagfchale zu 
legen vermöge. Liege es im Ferneren aud nicht in der Abficht der 
Schweiz, auf Eroberungen auszugehen, fo fcheine es gleichwohl die Klug: 
heit zu gebieten, dem Streben, namentlich der Eleineren Staaten, nad 
einer freieren politiichen Eriftenz nicht Hindernd in den Weg zu treten 
und gemäß dem Grundſatze des freien Konftituirungsrecht3 dürfte ein 
Anſchluß an den Bund der Eidgenofien nit abzulehnen fein, fobald 
unter gewiſſen Umftänden die Neigung dazu ſich fund geben follte. 

An der Tagfakung ftand Genf von dem Vorſchlage einer unver- 
meidlihen Offupation der neutralen Provinzen Savoyend ab, dagegen 
drang e8 mit allem Nachdruck darauf, daß der Vorort ermächtigt werde, 
nöthigenfall3 und nad Maßgabe der Dringlichkeit der Umftände fich mit 
den an Savoyen grenzenden Kantonen in’8 Vernehmen zu fegen, um 
die tractatmäßige Neutralität der Provinzen aufrechthalten zu können. 
Bei Begründung des Antrags erflärte Genf, daß in Folge ftattgehabter 
Unruhen die Bewohner jener Provinzen bei der Regierung von Genf 
um Schub nachgefucht hätten (weßhalb Genf wirflih Truppen aufbot, 
die der Vorort in eidgenöffiichen Sold nahm). Die Neutralität der bei— 
den Provinzen Faucigny und Chablais habe für den Kanton Genf kei— 
neswegs nur untergeordnete Bedeutung. Die deßfallſige Beſtimmung 
des Wiener Kongrefjes müfle für den zmifchen zwei mächtigen Staaten 
eingefeilten Kanton als ein Rebensprinzip, als die Frage über Sein oder 
Nichtfein, betrachtet werden. Bon der Behauptung jener Neutralität 
hänge auch die Behauptung der Selbftftändigkeit jenes. Kantons ab und 
damit ftehe im Zufammenhang die Frage: ob Genf fortwährend einen 
integrirenden Beftandtheil der Eidgenofjenihaft ausmachen oder ein Spiel: 
ball der Nachbarſtaaten werden folle. Nicht weniger fei aber aud) da— 
bei der Kanton Wallis intereffirt; denn ohne eine feſte Handhabung 
der Neutralität in Faucigny und Chablais würden die auswärtigen 
Armeen immer verſucht fein, ihren Einmarih in Italien durch die Als 
penpäffe des Simplon oder des St. Bernhard zu bemwerkitelligen. In 
der weiteren Disfuffion wurde die urfundliche Berehtigung dir Eidge— 
noſſenſchaft, die Provinzen nöthigenfals militärisch zu okkupiren, allfeitig 


— 586 — 


anerkannt. Dagegen erhoben ſich in Beziehung auf die Dringlichkeit der 
Sache vielfache Bedenfen. Die zmifchen Sardinien und Deftreid aus: 
gebrochenen yeindfeligfeiten könnten einftweilen die Beſetzung nicht mott- 
viren. Der König von Sardinien habe zu Gunften der Freiheit feine 
Armee in die Lombardei einrüden laſſen. Es könnte der freien Eidge— 
noſſenſchaft nicht geziemen, diefen Anlaß; zu benußen, um dem befreun— 
deten Monarchen gerade in diefem Momente einzelne feiner Pandestheile 
zu offupiven. Cine ſolche Verfügung Fönnte leicht Mißdeutung finden 
und jo ausgelegt werden, als ob die Schweiz, geitügt auf die von dem 
Mienerkongrefie ihr eingeräumten Titel, Eroberungen zu machen beab- 
fichtige. Die Vorgänge in Savoyen, die den Grund abgegeben, um 
die Offupation zu rechtfertigen, fallen keineswegs unter den Begriff des 
Kriege, ſondern unter denjenigen von inneren Unruhen und in die inne: 
ven Angelegenheiten eines anderen Staats dürfe fi die Schweiz auf 
feine Weife einmilchen. Sollte Frankreich den Entfhluß faſſen, favoyi- 
{ches Gebiet militärifch zu befeßen, fo werde dies nicht ohne Prälimina— 
rien gefchehen Fönnen. Eine Dffupation dürfe daher noch um fo mehr 
unterbleiben, als Frankreich diefelbe als ein Mißtrauen in feine Politik 
deuten könnte. Wenn die Befeßung endlih damit gerechtfertigt werde, 
um bei den betreffenden Bevölferungen Sympathien zu ermweden oder 
bereitö vorhandenen Sympathien zu einem bejtinnmten Ausdrud zu ver: 
helfen, fo ſei es noch fehr in Frage, ob ein Anſchluß der Provinzen an 
die Schweiz im Intereſſe der Gidgenoffenichaft Tiege. Jedenfalls erheifche 
diefer Punkt eine genaue und wohl abgewogene Behandlung. Demge— 
mäß wurde fchließlich mit den Stimmen von fechszehn Ständen erfannt, 
daß über den Antrag von Genf einftweilen zur Tagesordnung zu fchrei: 
ten jei (18. April). 

Ernftliher kam unterdek die Frage einer aktiven Betheiligung durch 
ein anderes Anerbieten zur Erwägung. Der König von Sardinien, 
der feinen eigenen Kräften nicht traute, um die Macht Oeſtreichs in 
Oberitalien zu brechen, trug der Schweiz ein förmliches Schuß: und 
Trubbündniß an. Die Schweiz follte ſich darnach verpflichten, ſo— 
fort 30,000 Mann aufzubieten, mit wenigftens 20,000 Manı in Italien 
felbft einzurücden und eine gleiche Reſerve in Bereitichaft zu halten. 
Motivirt wurde der Antrag mit dem gegenfeitigen Bedürfniß, die Be: 
ziehungen zwiſchen beiden Pändern fo eng wie mögli zu knüpfen. Ita— 
lien, das noch um feine Unabhängigkeit zu ringen habe, könne frine 
Blide nur nad) der Schweiz werfen, die dad größte Intereſſe habe, bei 
dem Werk der Erlöfung mitzuwirken. Die Tagfabung mußte fi jet 
beſtimmter über dic äußere Politik ausfprehen. Die Anjichten platzten 
in der Bundesbehörde nicht wenig lebhaft auf einander. Die Vertreter 
der öftlichen und mittleren Schweiz ſchaarten jich größtentheild um die 
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Fahne der ftricien Neutralität, als Wortführer befonders Furrer, Mun- 
zinger, Näf und Steiger. Aus der franzöfifchen Schweiz kämen dage— 
gen lebhafte Stimmen für eine thätige Theilnahme. Die Hauptredner 
waren Druey und Names Fazy. “Auch in Bern neigte fih ein Theil 
der radikalen Staatsmänner zu diefer Richtung. Keiner ſprach ſich eine 
Zeit lang lauter für die Völkerfolidarität aus und trug ſich mit kühne— 
ven Projeften für eine Vergrößerung dev Schweiz (namentlich für einen 
Anſchluß des damals republikaniſch gefinnten Schwarzwalds) als Ochſen— 
bein. Bei diefem ging indeß eine plöglihe Umwandlung in den Ans 
ſchauungen vor ſich. Unter den vorhandenen Umjländen ſprach er ji 
jetzt gegen jede Hülfe aus. Die Tagſatzung feßte nad einer erniten 
Erörterung in geheimer Situng eine Siebenerfommiffion nieder. Diefe 
brachte mit Mehrheit den Porichlag, in das angebotene Schute und 
Trutzbündniß nicht einzutreten. Cine Minderheit trug darauf an, zwar 
das Anerbieten eines Schub: und Trukbündnifies nicht anzunchnen, aber 
die Abſicht der Schweiz auszuſprechen, durch militäriſche Kräfte zur Be— 
freiung Italiens mitzuwirken und dießfalls nöthige Einverftändniffe zu 
treffen. | 

Für eine thätige Theilnahme wurde geltend gemacht, daß es der 
Schweiz vor Allem daran liegen müfle, ihre Selbftitändigfeit und Un: 
abhängigkeit zu erhalten, Die Mittel, zu diefem Zwecke zu gelangen, 
feien aber wandelbar; jie müßten mit den Umſtänden wechſeln; fie feien 
durch die jedesmaligen inneren und äußeren Verhältniffe bedingt. Bis 
dahin habe das Prinzip der Neuiralität als dasjenige Syitem gegolten, 
weiches inmitten des monarchiſchen Europa's der ifolirt dajtehenden 
ſchweizeriſchen Republik allein die Möglichfeit gewähren Konnte, ihre 
Seldftjtändigfeit zu behaupten. Seit den glorreihen Greigniffen von 
Vebruar hätten aber die europäiſchen Staatsverhältniſſe eine durchaus 
veränderte Gejtalt angenommen. Jetzt liege e8 in der Pflicht der Schweiz, 
die Solidarität der Völler anzuerkennen. Die dur Strebung und Ge- 
finnung mit der Schweiz fympathifirenden Nationen müßten ich in dem 
Maaße zufammenihliehen, daß ein vereintes Handeln gegen den gemein: 
famen Feind fortan als Negel gelte. Die Sache der Demokratie, um 
die es fich dermalen handle, habe zuerft in der Schweiz audgefochten 
werden müſſen; die Prinzipien, welche die Welt bewegen, feien von ihr 
audgegangenz; um fo weniger jet die Schweiz daher befugt, ſich zu iſo— 
liren. In den Tagen der Krifis habe der Abjolutismus ungefcheut 
Tarthei für die Feinde der Cidgenofienihaft ergriffen. Damals hätten 
die Völker auf erhebende Weife ihre Sympathien für den Kampf der freien 
Eidgenofienfchaft fund getan. Die freie Schweiz habe eines materiellen 
Beiftands nicht bedurft; fie habe die Kraft gehabt, aus ihren eigenen 
Mitteln ihre Widerſacher zu befiegen und zum Gehorfam zurüczuführen; 
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allein das Mitgefühl, welches ſowohl die Deutfchen als die Franzoſen 
und Italiener zu erkennen gegeben, hätte offenbar einen großen mora= 
liſchen Einfluß geübt; es habe das Vertrauen in die gute Sache erhöht 
und mittelbar die Kraft der Feinde gebrochen. Hätte der Despotismus 
in den bknachbarten Rändern gefiegt, jo würde die Neutralität der Schweiz 
zu einem Schattenbild herabgemwürdigt und ihre Selbitftändigkeit, wenn 
auch nicht dem Namen, doc dem Weſen nah, vernichtet worden fein. 
Bon Neuem würde die Schweiz in Gefahr fommen, wenn die aufſtre— 
benden Nationen in ihrem Kampfe unterlägen. Schließe man fih vom 
Kampfe ab, fo werde die Schweiz des Egoismus geziehen. Das Aus— 
land werde daraus den Grund ableiten, mit den einzelnen Theilen der 
Eidgenofjenichaft beliebig verfahren zu können. Reiche die Schweiz hin— 
gegen den ringenden Völkern die hülfreiche Hand, fo werde fie bei einer 
Abrehnung auf einem großen europäifchen Tage auch eine würdige Stel: 
lung einnehmen können. 

Auf der anderen Seite wurde dagegen ernftlich vor jeder Einmiſchung 
in den Strudel der europäiſchen Welthändel gewarnt. In den Tagen 
der Noth Habe die Schweiz ftet3 allein geftanden und durch eigene Kraft 
fih helfen müffen. Sie möge auch jet der Freiheit in ihren Alpen 
ein ruhiges und ficheres Aſyl gewähren und dieſe Schranke nicht über: , 
treten, zumal e8 noch zweifelhaft fei, wie der kaum begonnene Prinzipien: 
kampf enden werde. Wohl habe die jchmeizeriiche Nation zur Rei— 
tung de3 DBaterlands und zur Aufrehthaltung der öffentlihen Ordnung 
mit Begeifterung fich erhoben und der Welt ein denfwürbiges Beifpiel 
der Aufopferungsfähigkeit gegeben. Aber die Aufforderung, auf auslän: 
diſchen Kampfpläßen und für ausländifche Anterefjen zu ftreiten, dürfte 
nicht mit gleicher Bereitwilligfeit hingenommen werden. Nach den eben 
gemachten ungeheuren Anftvengungen bedürfe die Nation einer nachhal— 
tigen Ruhe. Bündnifje mit fremden Staaten hätten der Schweiz immer nur 
Verderben zugezogen. Daß die aus den verfhiedenften Nationalitäten 
zufammengefeste öftreichifhe Monarchie auseinander zu fallen drohe und 
die Gelegenheit günftig wäre, an diefem Erbfeind Genugthuung zu neh: 
men, gebe feinen Grund, das Prinzip der Neutralität zu verlafjen 
und cinem unedlen Rachegefühl fich hinzugeben. Ein mit Sardinien ab: 
geſchloſſenes Bündniß wäre dem Wefen nach nichts Anderes, als eine 
Kriegserflärung gegen Deftreich. Ueberdies fenne man die Intentionen 
Frankreichs gegenüber von Italien nidt. Der König von Sardinien 
habe jchmwerlich in bloßer Uneigennüsßigfeit fi zum Nitter und Vor: 
fümpfer der Lombardei aufgeworfen, vielmehr werde es in feiner Abficht 
liegen, Eroberungen. zu maden und die jchönften Theile von Italien 
feiner Krone einzuverleiben. In diefem Falle aber werde Frankreich 
ſchwerlich gleihgüftig zufehen und ein Krieg zwifchen Franfreih und 
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Sardinien dürfte unvermeidlich fein. Durch ein Bündniß mit Sardinien 
würde die Eidgenofjenfchaft in die fchiefe Stellung gebradt, daß fie 
Deftreih und Frankreich zu Feinden hätte und in einen unabjehbaren 
Krieg verwidelt würde. Der König von Sardinien habe überhaupt 
noch wenig Proben feiner Zuverläffigfeit abgelegt, gleichwie die Anteze— 
dentien de8 Haufes Savoyen im Allgemeinen nicht geeignet feien, Ber: 
trauen einzuflößen. Die Regenten von Savoyen hätten von jeher und 
überall Bündnifje nachgeſucht, im Falle der Noth aber ihre Freunde ver: 
lafjen, zufrieden, wenn e8 ihnen gelungen, ſich felbft jo gut als möglich 
aus der Verlegenheit zu ziehen. Die Eidgenofjenfchaft habe fein Intereſſe 
und feinen Ruhm darin zu fuchen, daß fie ihr Kriegsvolk im Ausland 
fih herumtummeln Tafje; vielmehr möge fie ihre Kräfte zufammenhalten, 
um in den Tagen der Noth ungeſchwächt daftehen zu fünnen. Eine be- 
fondere Anfiht ging endlih dahin, daß zu unterfcheiben fei zwiſchen 
Traftaten, welche mit Völkern, und folden, welche mit Fürften abge: 
fhlofjen würden. Zu Gunften der Völker follte die Schweiz nicht un: 
terlaffen, aus ihrer Neutralität berauszutreten und ihre Sympathien 
durch offene Theilnahme am Kampf zu bethätigen. Jın vorliegenden 
Talle handle es fich jedoh um einen Bund mit einer Monardie, deren 
Treulofigfeit die Schweiz fo oft erfahren habe. *) 

Mit einer Mehrheit von 15 Ständen wurde hiernach befchloffen, in 
das angebotene Schuß: und Trußbündniß nicht einzutreten. „Die Schweiz“ 
— fo erflärte der Vorort den Abſchlag in einer Zufhrift an den fardi: 
niſchen Vertreter — „habe zwar die Anftrengungen der Völker, den ver: 
alteten Zwang des Abfolutismus zu brechen und den Weg der Entmwid: 
lung freier Bolfsthümlichkeit zu betreten, mit der aufrihtigiten Sym: 
pathie begrüßt und an dem beldenmüthigen Erwachen der Völker Ita: 
liens einen lebhaften Antheil genommen; fie hoffe auch, diefer neu be- 
tretene Weg werde dad Glück und die Wohlfahrt eines edlen Volks be- 
gründen. Allein für einmal bebürfe die Eidgenoſſenſchaft nach den un— 
geheuren Anjtrengungen, um in ihrem eigenen Körper einen aufrühreri- 
ſchen Bund zu unterdrüden, der Ruhe und Ordnung, damit fie ſich in 
den Stand jeße, den wichtigen Anforderungen der Gegenwart zu begeg- 
nen. Noch fei die Anficht anderer Staaten über diefe Angelegenheit un: 
bifannt, was für die Schweiz die größte Vorficht rathfam mache. Uebri— 
gens fei die ſchweizeriſche Neutralität auch Italien vortheilhaft, weßhalb 
man auf die vorgefchlagene Verbindung nicht eingehen könne.“ 

Damit war im Wefentlihen die äußere Politit der Schweiz den 
benachbarten Stürmen gegenüber entfchieden. Bei der herrfchenden Auf: 
regung hatte indeß die unbebingte Neutralität noch mannigfahe An: 


*) Siehe die Verhandlungen im Tagſatzungsabſchied von 1847, 
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fechtungen zu erleiden. . Die Idee einer größeren Solidarität behielt, 
namentlih im Weiten der Schweiz, ihre Tebhaften Vertreter. Die Sym— 
pathien für die italieniſche Eache bethätigten ſich durch Freiwilligen Zu: 
zug, wie duch Sendungen von Waffen und Munition, zum Theil au3 
kantonalen Zeughäufern. Unterhändlern, die aus der Lombardei famen, 
um ein Korps für den dortigen Dienft anzumerben, und zu dieſem Zweck 
Privatfapitulationen abzufhliehen fuchten, wurde mancher Vorfchub ge: 
leiftet, Nur wenige Regierungen mochten mit Nahdrud entgegentreten. 
Am fchwerjten war es, die Bevölferung in Teſſin von einer thätigen 
Theilnahme abzuhalten. Auch nad) der deutſchen Seite, wo das benachbarte 
Baden am ſtärkſten von republifanifchen Ideen bewegt wurde, wirkte man 
von Seite der Deutfchen in der Schweiz vielfach hinüber. Ueberall blie- 
ben noch ſtarke revolutionäre Impulſe thätig, die auch die Schweiz in 
den Kampf himeinzuziehen juchten. Die Auflöfung der benadhbarten Ver: 
hältnifje ermuthigte zu allen möglichen Bejtrebungen. Aber die Eidge: 
nojienfchaft blieb in der einmal angenommenen Haltung. Auch die vor— 
örtliche Brhörde Fam aus dem Schwanfın heraus, worin fie fich eine Zeit 
lang befunden hatte. In Bern fonderten ih die Meinungen jchärfer 
ab. Ein Theil der vadifalen Häupter, wie Stämpfli, Niggeler u. A., 
wollte den Sympathien Feinen unbedingten Zwang anlegen und ber 
günftigte die lombardifhen Werbungen noch unter gewiffen Garantien. 
Dagegen erklärte ih Ochſenbein immer entfchiedener für die Auf: 
rechthaltung einer unbedingten Neutralität. Im Widerſpruch mit den 
Ideen, die er eine Zeit lang am lautejten geäußert hatte, trat er nun 
mit maßlofer Leidenschaft den Beſtrebungen größerer Solidarität entge— 
gen und warf auf feine bisherigen Freunde und Gelinnungsgenofjen die 
Beihuldigung des Landesverrath8 oder einer Auslandsparthei. Der 
Gr. Rath, vor den die Sache gebracht murde, ſprach ſich zwar nicht 
unmittelbar über die Anklagen aus und faßte feinen Beſchluß zur Un: 
terfuhung. Aber am Ende ging die neutrale Richtung — nachdem Od: 
jenbein ſelbſt feine Entlaffung eingereicht Hatte, die faſt einſtimmig ver: 
weigert wurde — geftärft aus dem Kampf hervor. Zugleich kam indeß 
ein eriter verhängnigvoller Riß in die vadifale Parthei Bern's. 

Die Tagfatung ſelbſt Hatte fi noch einmal weiter auszufprechen. 
Zur Erfüllung der internationalen Verpflichtungen waren bereits an der 
italienifchen wie an der deutfchen Grenze militärische Vorkehrungen ge— 
troffen. Um der Neutralität nah allen Richtungen zu genügen, wurde 
auf weitere Truppenaufgebote gedrungen, Eine niedergefegte Kommiffion 
trug in ihrer großen Mehrheit darauf an, zwar von weiteren Truppen— 
aufgeboten einftweilen zu abitrahiren, dagegen die Kantone zur Ergrei— 
fung der nöthigen Mafregeln einzuladen, damit auf ihrem Gebiete Feine 
Werbungen von Freiwilligen behufs auswärtiger nicht kapitulirter Mili— 
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tärdienfte ftattfänden und daß die Bildung beraffneter Korps zu aus— 
mwärtiger Hülfe unterbleibe. Nur die Minderheit von einer Stimme 
(Dr. Bufjard) drang von Neuem darauf, in's Auge zu fafjen, ob nicht 
die Eidgenoſſenſchaft ſich veranlaßt jehen könnte, mit einer oder mehreren 
Mächten Traftate abzuſchließen. In der Tagſatzung ernenerte fich der 
früher geführte Kampf wieder auf’ Lebhaftefte. Auf der einen, Seite 
ftanden fait ausfchliehlich die Vertreter der franzöfifhen, auf der anderen 
diejenigen der deutſchen Schweiz. Bon jenen wurde das Bedauern aus: 
geiprochen, daß das von Sardinien angetragene Bündnik fofort von der 
Hand gewiefen worden ſei. Jetzt werde noch dazu vorgefchlagen, ein 
Mißtrauensvotum gegen folde Staaten abzugeben, die dahin jtreben, 
fih den öffentlichen Formen der Schweiz zu nähern und den demofrati: 
hen Prinzipien Aufnahme zu verfchaffen. So lange im Intereſſe des 
Abfolutismus geworben worden fei, habe man ruhig zugefehen, wenn, 
entgenen bejtehenden Bundesbefhlüffen, Kapitulationen abgeſchloſſen wor: 
den ſeien. Dagegen stelle man diefe Beichlüffe nun wieder in voller Kraft 
voran, wo benachbarte Bölker in ihrem Kampfe um Freiheit und Nationalis 
tät Hülfe von einem geiftig verwandten Volke verlangen. Die bisherige 
Neutralität fer Überhaupt ftet3 nur im Intereſſe de8 Monarchenthums 
und des erclujiven ariſtokratiſchen Prinzips aufrecht gehalten worden, 
Sie widerſpreche dem Volfsgefühl, welches feine Sympathien für die ge: 
rechte Sache eines Nahbarvolf3 nicht in die engherzigen Rrgeln der 
Diplomatie einzwängen lafje. Im Falle eines europätichen Krieges fünne 
die Schweiz in ihrer Paſſivität nicht beharren; jie mirde vielmehr ge: 
nöthigt, fich einer der Partheien anzufchliegen. Unthätigkeit könne der 
Schweiz nur zum Nachtheil gereihen, denn wenn die Völker fiegten, fo 
würden diefe die Eidgenofienichaft des Egoismus zeihen, und wenn die 
Despotie die Oberhand gewinne, fo würde die Reaction vor Allem auch 
auf die Schweiz verderblich zurüdwirfen. Die Eidgenofien, welde an 
dem Freiheitskampfe eines benachbarten Volkes ſich beteiligten, kämpften 
auch für die eigenen vaterländifchen Prinzipien. Um die Eriltenz allfäl- 
iger Zuzüger zu fihern und ungeregeltes Reislaufen zu verhüten, folle 
man die Organilation von Freikorps nicht verbieten, vielmehr dafür 
forgen, daß der friegerifche Geift in gewille Binde der Zucht und Ord— 
nung zufammengefaßt und dadurch ein beijeres Fortfommen möglich ge: 
macht werde. 

Bon den Gegnern diefer eingreifenden Politik wurde jetzt noch be: 
ftimmter hervorgehoben, daß die Neutralität für die Schweiz das eigen: 
thümliche Lebensprinzip fei, Das als der oberfte Grundfaß der eidgenöf- 
ſiſchen Politik feitgehalten werden müſſe. Damit verzichte die Schweiz 
freitih nicht auf das Recht, eine amdere Stellung einzunehmen, wenn 
die Umftände es erheifchen, Aber nur wenn die Eriftenz und die Selbft: 
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ftändigfeit der Schweiz auf feine andere Weife mehr zu retten fei, dürfe 
fie zu dem immerhin gefährlicden Erperiment der Allianzen übergehen 
und durch Bündniſſe fich zu helfen fuchen. Das Geftatten der Wer: 
bungen gegen Deftreich ſei einer Kriegserflärung gleih zu achten; nun 
wolle aber das Schweizervolf weder direften Krieg, noch indirekt fich im 
einen Krieg hineinziehen laſſen. Jahrhunderte lang ſei das Schweizer: 
blut um Geld feil gewefen und um fchnöden Lohn verhandelt worden, 
aber die Gefchichte kenne die unzähligen Wunden, an denen die Eidge— 
noffenfhaft in Folge diefes ſchmählichen Menſchenhandels geblutet habe. 
Die freie Schweiz dürfe nicht in denfelben Yehler fallen wie bie alte 
Ariftofratie, der man immer den Vorwurf gemadt habe, daß fie mit 
ihren Militärfapitulationen die Neutralität nicht gehalten habe. Am 
Uebrigen bejtänden in den meiften Kantonen bereit$ Verbote in Bezie- 
hung auf das Anwerben für ausländifche Kriegsdienfte. Ebenfo frien die 
Werbungen ohne ausdrüdliche Kapitulationen von Seite der Eidgenofjen= 
haft unterfagt. Es Handle jich defhalb im Grunde nur um Hand: 
habung diejer Beftimmungen. Diefen Anfichten gemäß wurde von der 
Mehrheit von 13 Ständen die vorgejchlagene Einladung an die Kantone 
befchloffen und damit den Werbungen von eidgenöffisher Seite entgegen: 
getreten (13. Mai). 

Unterdeß folgten in den benachbarten Ländern auf die erfte gewal— 
tige Fluth allmählig reactionäre Rüdftrömungen. Die Kraft der Na: 
tionen ſchien ji an der ſchweren Aufgabe zu brechen, die fie noch zu 
erfüllen hatten, um fich wirklich frei und felbitjtändig zu machen. Nach 
dem erften Sieg ließ man fi in faljches DVertrauen einwiegen. Im 
Lager des Fortſchritts felbft brach vielfacher Zwieipalt aus. Das Ruder 
fiel mehr oder weniger in die Hände von ſchwankenden Mittelpartheien, 
die durch die Revolution und Reaction hindurchzufteuern fuchten, aber 
durch Halbheit und Kraftlojigkeit der legteren wieder den Weg öffneten. 
So viele Fragen ftürmten auf einmal herein und verwirrten das öffent: 
lihe Bewußtfein. Die fozialen Theorien verfesten die bejikenden Klaſ— 
fen in Schreden. Eine Nation bot noch zur Unterbrüdung der anderen 
Hand. Das demokratifche Prinzip Eonnte nicht zum vollen Durdbrud) 
fommen oder wurde durch die alten faulen Elemente wieder unterwühlt. 

Der erjte ſchwere Rüdjchlag trat in Neapel cin, wo das Volk in 
einem Aufftand gegen das treuloje Königthum unterlag (15. Mai). 
Schweizerregimenter halfen mit ihrer foldatiichen Hingebung den alten 
Defpotismus wieder aufridten. Non Neuem fiel der Fluch auf den un- 
feligen Fremdendienſt. Jenſeits der Alpen erhob ſich die laute Klage, 
daß die Schweiz die Werbung für die Freiheit verbiete, während Trup— 
pen aus ihrem Echooß die nad Emanzipation ringenden Völker mit bru— 
taler Gewalt niederwürfen. Zugleih wurde die Beihuldigung auf bie 
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Regimenter geworfen, daß fie den Sieg durch alle möglichen Gräuel 
und Ausjhweifungen gefhändet und damit auch die Ehre der Eidgenof- 
ſenſchaft blosgeftellt hätten. In Folge deſſen ftellte Genf (James Fazy) 
an der Tagſatzung den Antrag, daß die Kantone, die noh Militär: 
fapitulationen mit Neapel hätten, eingeladen werden möchten, ihre 
Truppen aus diefem Königreich zurüdzurufen. Bon der Gidgenofien- 
ſchaft fönne man mit Recht erwarten, daß fie Handlungen einer im In— 
terefje des Despotismus angeworbenen Soldatesta auf das Entſchiedenſte 
mipbillige. Der Einwand, daß die Militärkapitulationen eine Erbſchaft 
dir abgetretenen Regierungen ſeien und die dermaligen Kantonsbehörben für 
die Folgen nicht einzuftehen hätten, fei nicht ftihhaltig, weil nad der 
Revolution, die fi aller Staaten Europa’ bemächtigt Habe, ein anderer 
Maßſtab angelegt werben müſſe. Die Kapitulationen feien von Regie: 
rungen nah Grundſätzen abgefchlofjen worden, welche den gegenwärtigen 
Prinzipien fchroff entgegenftänden. Dean habe die Abſicht gehabt, dur) 
Lieferung von Söldnern dem abfolutiftifchen Syftem Vorſchub zu leijten. 
Die politiſchen Verträge richteten fih nun aber nach den Unftänden. 
Dieje könnten nit in dem Maße auf Geltung Anſpruch machen wie 
Kontrafte aus bloß zivilrechtlichen Titeln, welde unter allen Umftänden 
aufrechterhalten werden müjjen. Wenn in Neapel die reaftionäre Ten— 
benz die Oberhand behaupte, jo erſcheine die Schweiz folidariich haftbar 
für das Unheil, welches ihre Landesangehörigen verurfacht hätten, und 
wenn das liberale Prinzip wieder zur Geltung gelange, fo werde ber anti: 
nationale Militärbienit ebenfogut gefündet werden, als dieß im Jahr 
1830 in Franfreih der Fall geweſen fei. In der einen wie in der an— 
deren Beziehung liege e8 in der Aufgabe der Tagſatzung, Angefichts 
von ganz Europa ein unverholenes Zeugniß abzulegen, daß fie die Theil— 
nahme ihrer, einer auswärtigen Dynaftie dahin gegebenen Bürger im 
Tienjte der Neaction ganz entfchieden verwerfe. Dies wurde von ver: 
ſchiedenen Seiten unterftüßt, der Antrag felbft theil3 ermeitert, theils 
mobdifizirt. Bern mar der Meinung, daß, wenn gründlich geholfen wer: 
ben folle, nicht nur gegen die Negimenter in Neapel, fondern im Allge: 
meinen gegen den Söldnerbienft eingefhritten und die Eidgenoſſenſchaft 
ſelbſt zu dem Opfer bereit fein müjje, die Verbindlichfeiten zu erfüllen, 
welche die Militärs nah dem Inhalt der Kapitulationen für fi in An: 
ſpruch nehmen Fönnten. Don anderer Seite wurde dagegen jebes Ein: 
treten in die Frage der Aufhebung der Kapitulationspflicht bejtritten, 
weil der Tagſatzung die erforderlihe Kompetenz dazu abgehe. Zwar 
wolle man das Unmefen des Söldnerdienftes, welches fo viel Unheil 
über das Vaterland gebracht, nicht in Schuß nehmen. Das Schweizer: 
volk felbft Habe fich ſeit 1830 unzmweideutig gegen die Neisläuferei durch 
Verbote in den Verfafjungen ausgeſprochen. Allein die beftehenden Ka: 
38 
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pitulationen ſeien nun einmal auf völlig legale Weiſe zu Stande ge— 
kommen und wenn auch die Gegenwart ſie als eine Schmach betrachte, 
ſo ſei nicht zu überſehen, daß die Vergangenheit dieſes Verhältniß von 
einem ganz anderen Geſichtspunkt aus angeſchaut habe. Vorzüglich müſſe 
berückſichtigt werden, daß die kapitulirten Militärs privatrechtlihe Anz 
fprüche erworben hätten, welche durd die Dazwiſchenkunft der Tagſatzung 
in Frage geftellt würden. Gemäß den Kapitulationen jeien die Militärs 
berechtigt, nach einer gewiſſen Dienjtzeit auf Neformgehalte oder Pen— 
fionen Anfprud zu maden, deren Berichtigung die Eidgenoſſenſchaft 
gleichfal8 übernehmen müßte, wenn fie die Regimenter aus ihren bis: 
herigen vertragsmäßigen Verhältniſſen zurüdrufen wollte; eine folche 
Ausgabe. aber werde die Schweiz namentlich in der gegenwärtigen Tage 
nicht übernehmen wollen. Dagegen müfje jedem Eidgenojjen daran ge: 
legen fein, daß die gegen die Schweizertruppen erhobenen Anklagen auf 
Raub, Mord, Mlünderung und Branditiftung ihre Aufklärung fänden, 
da die Berichte noch fehr widerfprechend fein. Schließlich wurde ber 
Vorort eingeladen, vor Allem den Sachverhalt über das Benehmen der 
fapitulirten NRegimenter in Neapel bei den Ereignijjen vom 15. Mai zu 
unterfuchen und darüber Bericht zu eritatten. Im Weiteren wurde der 
Vorort eingeladen, ſich mit denjenigen Kantonen, welche Kapitulationen 
mit Neapel abgefchlojien hätten, in's Einverftändnig zu fegen, um mo 
möglich auf dem Wege der Unterhandlung eine Auflojung der b.ft.hen= 
den Kapitulationen zu erzielen (30. Mai).*) Im Folge des erhaltınen 
Auftrags fandte der Vorort eidgenöſſiſche Kommilläre nah Neapel, um 
über die Vorgänge nähere Unterfuhung anzuheben. Aus diefer ergab 
fih, daß die Berichte über die von den Schweizertruppen verübten gräu- 
lichen Exceſſe theils falſch, theils übertrichen waren. Dagegen blieb auf 
der freien Schweiz der Makel haften, daß das brutale despotiihe Regi— 
ment in Neapel weſentlich durch Kräfte des republifanifchen Landes her— 
geftellt und auch ferner aufrecht gehalten wurde. Die Unterhandlungen 
mit den Kantonen zur Auflöfung der Kapitulationen führten zu feinem 
Ziel. Allfeitig fheute man fih vor den großen Opfern. Nur Bern 
ftellte die Werbung ein. 

Bald nahın auch der Krieg in Oberitalien eine unglüdlihe Wen- 
dung für die italienifchen Waffen. Nach schwerer Niederlage bei Cuſtozza 
mußte der König Karl Albert fein Heer von der Minciolinie zurüdzi:hen, 
Siegreich rüdten die Deftreiher unter Radetzky wieder in Mailand ein 
(25. Auguſt). Die ganze Lombardei fiel wieder in die alte Gewalt. 
Auh die Schweiz wurde jest von dem Wellenfchlage berührt. Die letz— 
ten Kriegsereigniffe fpielten hart an ihrer Grenze. Zwei abgefchnittene 


*) Siche die Berhandlungen im Tagſatzungsabſchied von 1847. 
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italienifche Korps, mehrere taufend Mann ftarf, mit 34 Gefchügen, 
gingen vom Beltlin auf Graubündner Gebiet über und mußten hier ent: 
waffnet werden. Bon Mailand kamen Flüchtlinge in Mafjen nach Tef: 
fin. Die Zahl ftieg bis gegen 20,000. In der Nähe führte Garibaldi 
noch einen Fleinen Krieg auf eigene Fauſt. Drohend ſtand Radetzky an 
der Tefjiner Grenze und forderte die ftrengften Maßregeln zur Verhü— 
tung aller Verlegungen, widrigenfalls gänzliche Verkehrsfperre und Aus— 
weilung der Tefjiner Angehörigen aus dem öftreichifchen Jtalien in Auss 
jicht geftellt wurden. Groß mar jett die Verlegenheit in Tefjin, wo es 
ſchwer hielt, die Sympathien zu unterdrüden. Der Vorort fchidte fo: 
fort einen Kommifjär (Landammann Munzinger), um ftrengere Aufficht 
zu üben und die nöthigen Mafregeln anzuordnen. Zugleich wurden 
Schritte bei der öftreichifchen Gefandtfchaft gethan, um die Rückklehr der 
Flüchtlinge zu erleichtern. Der größere Theil konnte fich auch wieder 
in die Heimath begeben, Neuer Andrang fam indeß, als die Schaaren 
von Garibaldi zerfprengt wurden. Doch ſchien fich auch diefer Strom 
wieder zu verlaufen, fo daß der Kommifjär vom Vorort entlajjen wurde. 
Aber die Teſſiner Regierung fonnte den diktatorifchen Anforderun— 
gen von Radetzky nicht genug thun, der fi über immer erneute 
Umtriebe und Verlegungen beklagte. Der Kanton follte für die Theil: 
nahme büpen, die er zu Gunſten der italienifchen Sache geäußert hatte, 
und wo möglih der Reaction in die Arme getrieben werden. Auf bru: 
tale Weife wurden die bereits angebrohten Reprefialien in's Werf gefekt, 
alle in den Tombardifchvenetianifhen Provinzen wohnenden Teffiner, 
Greife, Frauen und Kinder, ausgewiefen, die Poft: und Händelsverbin: 
dungen abgebrochen und jeder Verkehr gefperrt. Dem ſchweren Konflikt 
gegenüber beihloß die Tagfagung, in Wien: mit allem Nachdruck Be: 
Ihmwerde gegen das Verfahren Radetzky's zu erheben, von Neuem Reprä- 
jentanten (Munzinger uud Alfred Efcher von Züri) nah Teffin zu 
jenden und denjelben eine Brigade zur Verfügung zu ftelen. In ber 
betreffenden Note an die Regierung in Wien proteftirte der Vorort ge: 
gen die in der Geſchichte der Civiliſation beifpiellofe Maßregel, die nicht 
blo8 einen einzelnen Kanton gefährde, fondern auch die Intereſſen der 
ganzen Eidgenofjenichaft aufs Tiefſte verlegte. Auch wenn die von 
Radetzky vorgebrachten Bejchwerden gegründet wären, Fönnten die ange- 
ordneten Vorkehrungen, in denen ein Akt entfchiedener Feindfeligfeit Tiege, 
feineswegs al3 gerechtfertigt erfcheinen. Indem die Eidgenoffenfchaft ih: 
‚ven internationalen Berpflichtungen nachgekommen fei, habe fie bie Er: 
innerung an gemijje Antezedentien unterdrüden müſſen und nicht daran 
gedacht, wie in den Tagen ihrer Kriſis die Diplomatie ihr gegenüber 
verfahren fei, welche feinen Anftand genommen habe, ein der Eidgenof- 
ſenſchaft feindlih gegenüberftehendes Separatbündnig mit Nath und That, 
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durch Geld, Waffen, Munition und Anführer zu unterftüben. Die öſt— 
reichifche Regierung felbft habe der neutralen Haltung ihre volle Aner— 
fennung gezollt, indem fie durch ihren Gefandten erflären ließ, „daR 
Deftreih das ehrenmwerthe Benehmen der Eidgenofjenfchaft in ihrer Ge— 
fammtheit in treuem Gedächtniß bewahren werde.” Die nach Tefjin ges 
fandten eidgenöffifhen Repräfentanten fuchten den Kanton fo viel mie 
möglih von den Flüchtlingen zu jäubern und forderten von der Negicrung 
gänzliche Entfernung derfelben. Die Regierung weigerte fi, mit fol: 
her Härte vorzugehen und wurde deßhalb auch von eidgenöfjiiher Seite 
der Begünftigung der Umtriebe angeklagt. Nach längeren Anftänden 
beſchloß endlich die um diefe Zeit Fonjtituirte neue Bundesverfammlung, 
ſämmtliche Flüchtlinge zu interniren, fo weit die Humanität nicht Anz 
deres gebiete, der Regierung von Teſſin die fernere Aufnahme von 
Flüchtlingen zu unterfagen, den Bundesrath, je nah Umftänden, zur 
Verſtärkung oder Eutlaffung der Truppen zu bevollmächtigen, im Ueb— 
rigen von Neuem auf Rüdnahme der von Radetzky verhängten Maß— 
nahmen zu dringen. Den Beſchlüſſen gingen gereizte Debatten in der 
Verfammlung voran. Die Tefjiner ſelbſt und mit ihnen die meiſten 
Vertreter der franzöfiichen Schweiz erhoben fich gegen die entwürdigen- 
den Schergendienfte zu Gunften des Auslands, während von anderer Seite, 
namentlich von dem eidg. Repräjentanten, Dr. Alfred Eicher, der Regierung 
von Tefjin der Bormurf gemacht wurde, daR fie weder die Kraft noch den 
Willen habe, das unruhige Treiben der Flüchtlinge zu verhüten und bie 
N.utralität gehörig zu handhaben. In Folge der ftrengeren Mafregeln 
wurden die Reprefjalien von Radetzky allmählig gemildert oder aufgehoben. 
Genugthuung für die brutale B:handlung erhielt die Eidgenoſſenſchaft Feine. 

Unterdeß hatte die Eidgenofjenfhaft auch nach der deutih.n Seite 
allerhand Anfechtungen zu erleiden. Bei der lebendigen Theilnahme der 
in der Schweiz befindlichen Deutjchen und unter den bewegten Zuftänden 
ließ fich eine fortdauernde republifanifhe Propaganda auch Hier nicht 
ganz virhüten. In Deutichland felbft war noch Alles in Gährung 
und faum irgendwo eine feite Autorität zu finden. Als im benachbar- 
ten Baden der republifanische Aufitand unter der Fahne Heck er's fchei- 
terte, famen zahlreihe Flüchtlinge nah der Schweiz. Dieſe fammelten 
fi meift in den Grenzorten am Rhein und unterhielten Berbindungen 
mit der nahen Heimath, in der Hoffnung auf neue Erhebungen. Zu 
Muttenz in Bafıland war eine Zeit lang das Hauptquarti.r von Heder 
und anderen Führern, zu denen Freunde und Genofjen mwallfahrteten, 
Von Baden wie vom Bundestag kamen wiederholte Beſchwerden über 
die gefürchteten Umtriebe. Die Kantone trafın einzelne Vorkehrungen, 
aber mochten das Afyl nicht durch eine drüdende Polizei beichränfen. 
Auch der Vorort jah fich zu feinen befonderen Maßnahmen veranlaßt, 
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da die Vorbereitungen zu wirklichen Unternehmungen nicht offen hervor: 
traten. Als darauf die zweite unglüdliche Schilderhebung unter Struve 
in der unmittelbaren Nähe der Schweizer Grenze erfolgte (September 
1848), erhob fi ein diplomatiiher Sturm. In Bern konnten die Be: 
ſchwerden von einem Geſandten der unterdeß eingefegten beutfcher Cent: 
ralgewalt vertreten werden. Diefer Gefandte (Raveaur) hatte bei Ue— 
berreidung feiner Kreditive die Verficherung gegeben, „daß er ala Ver: 
treter der ganzen deutjchen Nation das Unrecht wieder gut zu machen 
ſuchen werde, welches die Vertreter einzelner deutſcher Staaten gegen 
die Schweiz verübt hätten.” Aber die Note, die er jekt im Namen bed 
Reichsverweſers überreichte, überbot durch ihren gehäfjigen und herri- 
Shen Ton alle früheren Noten. Die Schweiz wurde für den ganzen 
Aufftand verantwortlih gemacht und der auffallenditen Verletzung ihrer 
völferretlihen Verpflichtungen angeflagt, einer Verlekung, für melde 
die Regierung des Reichsverweſers volftändige Genugthuung in Anſpruch 
nehme. Demnach wurde verlangt, „daß von den Regierungen jener 
Kantone, in welchen die Organijirung und von welhen aus der Ein— 
fall der Freiichaaren ftattfand, ungefäumt die ftrengfte Unterſuchung und 
B:itrafung der fhuldizen Beamten oder Behörden eingeleitet, daß alle 
Flüch: linge forort entwaffnet und infofern deren gänzlihe Entfernung 
aus den Kantonen nach der Verfaſſung derfelben nicht zuläjjig wäre, in 
angemejjener Entfernung von der beutfchen Grenze dislozirt und unter 
genaue polizcilihe Aufſicht geftelt und beftimmt erklärt werde, welche 
Bürgfchıften man zu gewähren vermöge, daß ähnliche Vorfälle, die ge: 
eignet feien, die junge Freiheit Deutſchlands im Keime zu erftidn, ſich 
nit erneuern.” Sollte diefem Anjinnen nicht „in fürzejter Friſt“ ent: 
iprochen fein, fo werde die Regierung des Reichsverweſers alle jene 
eigenen Hülfsmittel erichöpfen, deren Anmendung durd die berührten 
Verletungen der völkerrechtlichen Verpflichtungen aerechifertigt und von 
der Ehre Deutjchlands gefordert werde. 

Der Vorort bezeichnete diefe Note in feiner Antwort als ein Akten: 
ftüd, „das in dem Archive der fchweizerifchen Eidgenofjenfchaft wohl ohne 
feines Gleichen fei und durch welches der Gefchäftsverfehr mit dem rege: 
neririen Deutfchland auf bedenkliche Weife eröffnet werde.“ Völlig irr: 
thiimlich fei es, wenn der Aufftand als ein Einfall der deutfchen Flücht— 
linge vom fchmeizerifchen Gebiete Hingeftellt werde. Der revolutionäre 
Vorgang fei ſowohl dem Vorort als fämmtlihen Kantondregierungen 
ebenfo unerwartet geweſen, wie das Attentat, das beinahe gleichzeitig am 
Sitz der deutfhen Nationalverfammlung felbft fi zugetragen. Es fei 
unleugbare Thatfache, daß der Leiter der badischen Bewegung und an: 


dere Flüchtlinge unbewaffnet die Schweiz verlafien und den deutiden 


Boden betreten hätten und daß in Lörrach felbft Alles zur Proflamation 
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der Republik vorbereitet geweſen jet, fo daß es nur ber perfönlichen Er- 
fcheinung Struve’3 bedurfte, um die längit vorbereiteten Elemente des 
Aufftands offen zu Tage zu bringen. „Wenn in einem Lande, das 
ſchon feit Monaten in fieberhafter revolutionärer Aufregung fich befindet, 
in welchem unzählige Bolf3verfammlungen offen ihre Sympathien für 
die Republif ausgefprochen, in welchem wegen folcher Tendenz die Haupt: 
ftabt einer großen Provinz in Belagerungszuftand erklärt werden mußte, 
in welchem hier eine Fürftin aus ihren Staaten vertrieben, dort ein Fürft 
genöthigt wird, mit feiner Regierung das Land zu verlafien, in welchem 
endlich die extremften Gegenfäbe des Kommunismus und Sozialismus 
fih um die Oberhand ftreiten, wenn unter folchen gefellichaftlichen Ber: 
bältnifjen in einem Theile jenes Landes das Mifbehagen zur offenen 
That umfchlägt, fo ift e8 wirklich unerhört, ein folches vereinzelte Far: 
tum, defjen Verbindung mit einer Neihe ähnlicher Urfachen und Wirfun: 
gen Mar vor Augen liegt, auf Rechnung eines Nahbarlandes ſetzen zu 
wollen, deſſen Angehörige fih an dem Vorfalle in feiner Weife bethätigt 
haben und dem man es Dank wiſſen jollte, daß von ihm aus die Lohe 
nicht weiter angefchürt worden ift, welche die foziale Ordnung in ganz 
Deutichland zu verzehren droht.“ Im Weiteren wurde nachgemwiejen, 
dak von Seite der badiſchen Regierung ſelbſt alle Borjihtsmaßregeln 
verfäumt worden, ungeachtet ein ermeuerter Ausbruch beforgt werben 
mußte. Nicht nur feien die betreffenden Landestheile ohne alle militärische 
Bedeckung gemefen, fondern es habe fih auch von Seite der Polizei eine 
ſolche Sorglofigfeit gezeigt, daß der Führer des Aufitands zu wiederhol— 
ten Malen das badifche Gebiet betreten und mit dortigen Bürgern in 
Verkehr fi einlaflen konnte, ohne daß er im Mindeſten beläftigt worden 
fei. Was die Klage gegen fchweizerifche Beamte oder Behörden betreffe, 
fo müſſe der Vorort die Angabe beftimmter Thatfachen verlangen, ehe 
er von fi aus einfchreiten könne. Im Uebrigen feien gegen die Flücht— 
linge, die das Aſyl mißbraucht und an dem Aufitande Theil genommen, 
fofort von den zunächſt betheiligten Kantonsregierungen alle nöthigen 
Vorkehrungen getroffen worden. Hierin, wie in dem ganzen Zuftande 
der Schweiz, welche ein in Europa feltenes Beifpiel der Ruhe und öffent: 
lichen Ordnung gewähre, ſei ale Bürgfchaft zu finden, welche ein Staat 
von einer felbftitändigen Nation verlangen könne. 

Diefer bittere Notenmwechfel wurde noch weiter fortgefekt, da Die 
deutfche Centralgewalt fih nicht zufrieden ftellen wollte. Don Frankfurt 
famen drohende Entſchließungen, die auf eine Fruchtiperre oder andere 
Reprefjalten deuteten. Nah Konftituwirung der neuen Bundesbehörden 
wurden indeß auch auf diefer Seite durchgreifendere Maßnahmen ge: 
troffen, um alle Störungen zu verhüten. Der Bundespräfident Furrer 
insbefondere fuchte die Anforderungen der neutralen Politik nachdrücklich 
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durchzuführen. Sämmtliche Kantone wurden zur ftrengen Ueberwachung 
und Internirung der deutſchen Flüchtlinge angehalten, falls diefe nicht 
volle Gewähr ruhigen Verhalten gäben, Verzeichniffe zur genaueren 
Kontrole an die Hand gegeben und ein Kommifjär (Dr. Steiger von 
Luzern) in die Kantone gefandt, um die Weifungen zur gehörigen Vol: 
ziehung zu bringen. So wurde auch hier wieder ein leidliches Verhält: 
niß bergeitellt. 

Unterdeß folgten in den benachbarten Pändern immer weitere Rüd: 
ſchläge. Eine Märzerrungenichaft nach der anderen wurde wieder ver— 
nidytet oder in Frage geſtellt. Das Jahr 1848 ſchloß bereit3 mit 
einer Menge graufamer Täufhungen für die Völker. Es iſt unfere 
Aufgabe nicht mehr, den Gang diefer Ereignijfe mit den Verwicklungen 
oder Rückwirkungen, die fih auch für die Schweiz daran fnüpften, näher 
zu verfolgen, da fich diefelben in eine andere Periode hineinziehen. Mit: 
ten unter den Stürmen, die ringsum Alles aufregten, hatte die Schweiz 
die günftige Zeit glüdlich benutzt, um ſich unter ein neues ficheres Dad 
zu bringen. Das Land, welches fo lange von der Diplomatie als der 
Herb der Anarchie verjchricen war, genoß jeßt eine Ordnung, um bie 
es von vielen Seiten bencidet wurde. Dauerte auch noch manche Verbitte: 
rung aus der Sonderbundszeit fort und fonnten einzelne Reactionen in den 
Kantonen nicht ausbleiben, fo hatte doch die Eidgenoſſenſchaft hinreichende 
Kraft und Machtfülle gewonnen, um ihre Glieder fejter zu vereinigen, die 
Rechte und Freiheit der Bürger zu ſchützen, den inneren Frieden zu 
wahren und mwohlthätige Reformen durchzuführen. 
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Anfang. 


Derfaffung der hefvetifchen Republik 
vom 12. April 1798. 


Erfter Titel. 
Hauptgrundfäße. 


1. Die helvetiiche Republik macht Einen unzertheilbaren Staat aus. 

Es gibt Feine Grenzen mehr zwiſchen den Kantonen und den unter- 
worfenen Landen, noch zwilchen einem Kanton und dem andern. Die 
Einheit des Naterlandes und da3 allgemeine Anterefje vertritt fünftig 
das ſchwache Band, welches fremdartige, ungleiche, in feinem Verhält— 
nifje ftehende, kleinlichen Lofalitäten und einheimifchen Norurtheilen 
unterworfene Theile zufammenhielt und auf's Gerathewohl leitete. So 
lange alle einzelnen Theile ſchwach waren, mußte auch das Ganze 
Ihwad fein. Die vereinigte Stärke Aller wird Fünftig eine allgemeine 
Stärke bewirken. | 

2. Die Oefammtheit der Bürger ift der Souverain oder Ober: 
herrſcher. Kein Theil und fein einzelnes Recht der Oberherrichaft fann 
vom Ganzen abgerijjen werden, um das Eigenthum eines Einzelnen- zu 
wrden. Die Negierungsform, wenn fie auch jollte verändert werden, 
ſoll allezeit eine repräfentative Demokratie fein. 

3. Das Geſetz iſt die Erklärung des Willens des Gefetgebers, 
welchen er, nah der von der Konftitution feitgefegten Art, bekannt 
gemacht hat. 

4. Die zwei Grundlagen des öffentlihen Wohls find die Sicher: 
heit und die Aufflärung. Die Aufllärung ift dem Wohlftand vorzuziehen. 

5. Die natürliche Freiheit des Menfchen it umveräußerlid. Sie 
hat Feine andern Grenzen als die freiheit jedes andern und die Ver: 
fügungen, melde das allgemeine Wohl unumgänglich erheiſcht; jedoch 
unter der Bedingung, dag die unumgängliche Nothwendigfeit rechtskräftig 
erwiejen fei. Das Geſetz verbietet alle Art von Ausgelaffenheit, es 
muntert auf, Gutes zu thum, 

6. Die Gewiſſensfreiheit ift uneingefchränft, jedoch muR bie öffent: 
liche Aeußerung von Religionsmeinungen die Eintracht und Ruhe nicht 
jtören. Jede Art von Gottesdienft ift erlaubt, wenn er die öffentliche 
Ordnung nicht ftört, und nicht Herrfchaft oder Vorzug verlangt. Jeder 
Gottesdienst fteht unter der Auflicht der Polizei, welche das Recht hat, 
fi die Lehren und Pflichten, die gepredigt werden, vorlegen zu lafjen. 
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Das Verhältniß, in welchem irgend eine Sekte gegen eine fremde Ge— 
walt ftehen mag, darf weder auf Staatsſachen, noch auf den Wohlitand 
und die Aufklärung des Volkes Einfluß haben. 

7. Die Preffreiheit ift eine natürlich? Folge des Rechtes, das 
Jeder Hat, ſich unterrichten zu laſſen. 

8. Es gibt feine erbliche Gewalt, Nang noch Chrentitel. Die 
Strafgefege follen jeden Titel und jedes Inſtitut unterfagen, melches 
an Erblichfeit erinnert. 

Die erblichen Ehrentitel erzeugen Hochmuth und Unterdrüdung, 
führen zur Unmijjenheit und Trägheit, und leiten die Meinung über die 
Dinge, die Begebenheiten und die Menfchen irre. 

I. Der Staat hat fein Recht auf das PrivateigenthHum, ausge: 
nommen in dringenden Fällen, wenn dafjelbe zum allgemeinen Gebrauch 
unentbehrlich ift, und gegen eine gerechte Entſchädiqung. 

10. Ein Jeder, der durch gegenwärtige Staatsverfaſſung das Ein: 
kommen einer Stelle oder Pfründe verliert, foll al3 Entſchädigung eine 
lebenslängliche Rente erhalten, ausgenommen in den Fällen, in welchen 
ihn eine ergiebige Stelle oder eine Penjion auf cine billige Art ent: 
ihädigt. Es find jedoch von aller Entfhädigung oder Vergütung aus: 
geſchloſſen Dicj nigen, weiche von dem Augenblide an, da g’genmärtiger 
Entwurf einer Verfaſſung befannt gemadt wird, ſich der Kinführung 
einer weiſen, politiichen ©leichheit zwifchen den Bürgern und Unter: 
thanın, und de3 Syſtems der Einheit und der Gleichheit zwiſchen ‚den 
Mitgliedern des allgemeinen Vaterlandes widerſetzen; außerdem follen 
feiner Zeit ftrenge Mafregeln gegen diejenigen ergriffen werden, deren 
Widerftand jich durch Argliſt, Treulofigkeit oder Bosheit ausgezeichnet hätte. 

11. Die Steuern müfjen zum allgemeinen Nuten angewandt mer: 
den. Die Auflagen müjjen mit dem Vermögen, den Einfünften und 
der Einnahme der Steuerbaren im Verhältniß ftehen, jedoch kann dieſes 
Verhältniß nicht ganz genau fein. Cine allzu große Genauigkeit würde 
Urſache fein, daß die Auflagen drüdend, das Einfammeln derjelben oft: 
fpielig und da3 Ganze dem Glück der Nation nadhtheilig würde. 

12, Die Befoldungen der öffentlichen Beamten follen mit der Arbeit 
und den Talenten im Verhältniß ftehen, welche ihre Stelle erfordert; 
es muß darauf Rückſicht genommen werden, in wie weit es gefährlich 
ift, folhen Leuten Stellen anzuvertrauen, die fich leicht beſtechen laſſen 
fönnten; auch muß man hindern, daß fie nicht das ausfchliekliche Eigen— 
thum der Reichen werden. Diefe Bejoldungen follen in Früchten be: 
ftinnmt, und fo lange als. ein Beamter an feiner Stelle fein wird, nicht 
vermindert werden fünnen. 


13. Kein liegendes Gut kann unveräußerlich erklärt werden, mweber 
für eine Korporation oder für eine Gefellfhaft, noch für eine Yamilie. 
Das ausfchliehliche Recht, Tiegende Güter zu befigen, führt zur Sklaverei. 
Der Grund und Boden kann mit feiner Laft, Zins oder Dienftbarfeit | 
beichwert werden, wovon man fich nicht loskaufen Eönnte. 

14. Der Bürger ift fih dem VBaterlande, feiner Familie und den 
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Bedrängten ſchuldig. Die Freundichaft iſt ihm heilia; er opfert ihr 
aber feine feiner Pflichten auf. Er ſchwört allen perfönlihen Haß und 
alle Eitelfeit ab. Gr will nur die moralifche Veredlung des menfd)- 
lichen Geſchlechts, er ladet ohne Unterlak zur ſüßen Bruderliebe ein; 
fein Ruhm ift die Achtung guter Menjchen, und fein Gewiſſen ent: 
Shädigt ihn, wenn man ihm ungerechter Weiſe die Achtung verfagt. 


weiter Titel. 
Gintheilung des helvetifhen Gebiets. 


15. Helvetien ift in Kantone, in Diftrifte, in Gemeinden und in 
Sektionen oder Quartiere der großen Gemeinden eingetheilt. Diefe 
Kintheilungen beziehen fih auf die Wahlen, die Gerichtsbarkeit und 
Verwaltung; fie machen aber feine Grenzen aus. 

16. Der Umfang der Kantone, Diitrifte, Gemeinden und Geftio- 
— Gemeinden kann durch das Geſetz verändert oder berichtiget 
werden. 

Die Kantone ſind gleich, und das Loos beſtimmt alle Jahre ihren 
ang. 

17. Die Hauptſtadt der helvetiſchen Republik ſoll durch die geſetz— 
gebenden Räthe bejtimmt werden, Einſtweilen iſt die Gemeinde Luzern 
der Hauptort. 

18. Die Graubündner ſind eingeladen, ein Theil der Schweiz zu 
werden, und wenn fie dieſer Einladung entſprechen, fo ſollen der Kan: 
tone einſtweilen zwei und zwanzig an der Zahl ſein, nämlich: 

Der Walliſer Kanton: Hauptort Sitten. 

Der Lemaniſche Kanton oder das Waadtland: Hauptort Lau— 
anne. 

Der Kanton Freiburg, mit Inbegriff der Yandvogteien Peter: 
lingen, Wifflisburg bis an die Brüfch, und Murten: Hauptort Freiburg. 

Der Kanton Bern, ohne das Waadtland und das Aargau: Yaupt: 
ort Bern. 

Der Kanton Solothurn: Hauptort Solothurn. | 

Der Kanton Bafel, mit Inbegriff defjen, was ihm in dem Frid- 
thal könnte abgetreten werden: Hauptort Baſel. 

a Der Kanton Nargau von Aarburg und Zofingen an: Hauptort 
arau. 

Der Kanton Luzern: Hauptort Luzern. 

Der Kanton Unterwalden, mit Inbegriff von Engelberg: Haunt- 
ort: Stanz. 

Der Kanton Uri, mit Anbegriff des Urfeler- Thals: Hauptort 
Altdorf. 

Der Kanton Bellinzona, welder die vier obern italienifchen 
Tandvogteien in fich begreift, nämlich: das Liviner-Thal, Bollenz, Riviera 
und Bellinzona: Hauptort Bellinzona. 

Der Kanton Zugano, welcher die vier untern italienifchen Land: 
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vogteien begreift, nämlih: Lugano, Wendrifio, Locarno und Valmag- 
gia: Hauptort Lugano. 

Der Kanton Rhätien oder Graubündnerland: Hauptort Chur. 

Der Kanton Sargans, mit Inbegriff des Rheinthals, Sar, 
Sams, Werdenberg, Gafter, Utznach, Rapperſchweil und Mar: Haupt: 
ort Sargan3, 

Der Kanton Glarus: Hauptort Glaris,. 

9 * Kanton Appenzell: Hauptort Appenzell oder abwechſelnd 
erifau, . 

Der Kanton Thurgau: Hauptort Frauenfeld. 

Der Kanton St. Gallen, welcher die Stadt und das von allen 
oberherrlihen Rechten befreite Gebiet des Abtes enthält: Hauptort 
St. Gallen. 

Der Kanton Schaffhaufen: Hauptort Schaffhaufen. 

N Fi Kanton Zürich, mit Inbegriff von Winterthur: Hauptort 
Zürich. 

Der Kanton Zug, mit Inbegriff der Unterthanen der Stadt, der 
Grafſchaft Baden und der freien Aemter: Hauptort Zug. 

_ . Der Kanton Schwyz, mit Anbegriff von Gerfau, Küßnacht, Ein: 
jiedeln und den Höfen: Hauptort Schwy;. 


Dritter Titel. 
Politifher Stand der Bürger. 


19. Alle Diejenigen, welche jest wirkliche Bürger einer regierenden 
oder Munizipalftadt, eines unterworfenen oder freien Dorfes find, mer: 
den durch gegenwärtige Konftitntion Schmeizerbürger. Ebenſo 
diejenigen, melde das ewige Hinterſäßrecht Hatten, und ale in ber 
Schweiz geborene Hinterſäßen. 

20. Der Fremde wird Bürger, wenn er zwanzig Jahre lang nad 
einander in der Schweiz gewohnt, wenn er fih nützlich gemacht Hat, 
und wegen feiner Aufführung und Sitten günftige Zeugnijle aufmeifen 
fann. Er muß aber für ſich und feine Nachkommen auf jedes andere 
Bürgerrecht Verzicht leiften, er muß den Bürgereid ablegen, und fein 
Name wird in das Regifter der Schmweizerbürger, welches in dem Na— 
tionalardhiv niedergelegt wird, eingefchrieben. 

21. Der in der Schweiz mwohnhafte Fremde ift den nämlichen Auf: 
lagen, der Wache und der Miliz: unterworfen, wie der Bürger. 

22. Die Bürger haben allein das Recht, in den Primarverfamm: 
lungen zu ftimmen und zu öffentlichen Aemtern gewählt zu werden. 

23. Die Fremden fünnen nur zu den militäriihen Aemtern gelan— 
gen, und zu denjenigen Stellen, welche auf Erziehung und Künjte Be: 
zug haben; auch können fie als Sefretaire und Unteragenten der öffent: 
lichen Beamten angeftelt werden. Das BVerzeichnig von allen Ddiefen 
alfo angeftellten Fremden fol alle Jahre von der Regierung befannt 
gemacht werden. 

24. Ein jeder Bürger, wenn er 20 Jahre alt ift, muß fi in das 
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Bürgerregifter feines Kantons einfchreiben laſſen und den Eid ablegen: 
„einem VBaterlande zu dienen, und der Sache der Freiheit 
und Gleichheit als ein guter und getreuer Bürger mit 
aller BPünttlihleit und allem Eifer, jo er vermag, und mit 
einem gerehten Haß gegen die Anardie oder Außgelajjen- 
heit anzuhangen.“ 

Dieſer Eid wird von allen junaen Bürgern, die das genannte 
Alter erreicht haben, in der fchönen Jahreszeit an demjelben Tage in 
Gegenwart der Eltern und Obrigkeiten abgelegt, und endiget ſich mit 
ein.m bürgerlihen Felt. Der Regierungzitatthalter nimmt den Eid ab, 
und hält eine dem Gegenftand des Feſtes angemejjene Rebe. 

25. Jeder Bürger ift ein geborner Soldat des Vaterlandes. Er 
fann jih durch einen andern erfegen lafjen, wenn c8 das Geſetz erlaubt; 
er ift aber ſchuldig, wenigſtens zwei Jahre lang unter dem auserwähl— 
ten Korps, welches ein jeder Kanton unterhalten wird, zu dienen. Der 
Tag, an welchem die jungen Bürger die erſten Waffen erhalten, foll 
ein bürgerliches Felt fein; der Regierungsſtatthalter bewaffnet die Ju— 
gend im Namen des VBaterlandes. 

26. Die Diener irgend einer Religion können feine Staatsämter 
befleiden, noch den Primarverfammlungen beimohnen. 

27. Man verliert das Bürgerredt: 

1) durch die Naturalijirung in fremden Landen; 

2) dur den Eintritt in irgend eine fremde Korporation, ausgenom: 
men gelehrte Anitalten ; 

3) durch die Ausreißung oder Defertion ; 

4) durch cine ze&njährige Abweſenheit, wenn man nit die Erlaub- 
niß erhalten hat, feine Abweſenheit zu verlängern; 

5) durch die Verurtheilung zu entehrenden Strafen, bis zur Wieder: 
einſetzung in das Bürgerrecht. 

Die Fälle, wo die Ausübung der bürgerlichen Rechte fuspendirt 
werden kann, follen durch das Geſetz beftimmt werden. 


Vierter Titel. 
Bon den Primar- und Wahlverfammlungen. 


28. Tie Rrimarverfammlungen beftehen aus den Bürgern und 
Bürgersjöhnen, welche feit fünf Jahren in derfelben Gemeinde wohnen, 
vom Tage an zu rechnen, allwo fie erflärt haben, daß ihr Wille fei, 
fih allda häuslich niederzulaſſen. Es gibt jedech Fälle, wo die gejet- 
gebenden Näthe nur den Geburtsort, entweder des Bürgers felbft oder 
jein:s Vaters, wenn er nicht in der Schweiz geboren wäre, für den 
Wohnjig anerkennen koöͤnnen. Um in ciner VPrimar- oder Wahlver- 
fammlung zu jtimmen, muß man das 20fte Jahr zurücgelegt haben. 

29. Jedes Dorf oder Flecken, wo ſich 100 Bürger befinden, die 
das Stimmrecht haben, macht eine Wrimarverfammlung aus. 
30. Die Bürger eines jeden Dorfes oder Fleckens, weldes nicht 
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100 ftimmfähige Bürger enthält, vereinigen jih mit denen von dem 
nädjitaelegenen Flecken oder Dorf. 

31. Die Städte haben eine Primarverfammlung in jeder Seftion 
oder Quartier. Die gefeßgebenden Näthe beftimmen die Anzahl der 
Bürger. 

32. Die Primarverfammlungen haben Statt: 

1) um die Staatsverfajjung anzunehmen oder zu verwerfen ; 
2) um alle Jahre die Glieder der Wahlverfammlung des Kantons 
zu erneuern. 

33. Je auf 100 Perſonen, welche die erforderlichen Eigenfchaften 
haben, um Bürger zu fein, wird ein Wahlmann ernannt. 

34. Die Namen der Ermwählten werden dem Regierungsitatthalter 
zugeſchickt, welcher, mit Beiftand des Präjidenten von jeder konftituirten 
Gewalt des Dres feines Wohnfites, öffentlih durch das Loos die Hälfte 
der Erwählten ausichließen läßt. 

Die übriggebliebene Hälfte macht für das Jahr das Wahlforps aus. 

Am Tage diefer Ziehung wird ein drittes bürgerliches Feſt gefeiert 
und eine Rede gehalten, worin der Negierungsitatthalter die Grundjäße 
* auseinanderfegt, die das Wahlforps leiten jollen, wenn c8 zuſammen— 
berufen wird, um die ihm oblirgenden Ernennungen zu mad:n. 

Das erfte Mal hat obige Ausihliegung der Hälfte Wahlmänner 
durch das Loos nicht Statt. 

35. Die Wahlkorps ermwählen: 

1) die Deputirten für das gefegebende Korps; 

2) die Richter des Kantonsgerichts; 

3) die Richter des obern Gerichtshofs ; 

4) die Mitglieder der Verwaltungskammer; endlich die Suppleanten 
gedachter Richter und Verwalter. | 


Fünfter Titel. 
Bon der gefeßgebenden Gemalt. 


36. Die gefetgebende Gewalt wird durch zwei unterfchtedene, ab— 
gejonderte, cines von dem andern unabhängige, und jedes ein verſchie— 
denes Koftüme tragende Räthe ausgeübt. 

Diefe beiden Räthe find: 

Der Sınat, welder aus den gemwefenen Direftoren und vier Depu— 
tirten jedes Kantons beiteht. | 

Dev große Rath, wilder das erjte Mal aus acht Abgeordneten 
jedes Kantons befteht.. Für die Folge foll das Gefeb die Anzahl be— 
ſtimmen, welche jeder Kanton nad dem Verhälinig feiner Bevölkerung 
zu ernennen bat. 

37. Im dritten Jahre gegenmwärtiger Staatsverfaffung, und in Der 
Folge, muß man, um in den Senat erwählt zu werden, entweder Mi: 
nijter oder ausmwärtiger Agent, oder Mitglied des Großen Nathes, oder 
des obern Gerichts, oder Negierungsftatthalter, oder Präjident einer 


— 607 — 


en oder eines Kantonsgerichts geweſen fein, oder 
noch ſein. 

38. Ferner muß man verheirathet oder Wittwer ſein, und das 
Alter von 30 Jahren erreicht haben; dieſe zwei letztern Bedingungen 
ſollen ſogleich Statt haben. 

39. Die geweſenen Direktoren ſind von Rechts wegen Mitglieder 
des Rathes der Alten; es ſei denn, daß ſie eine andere Stelle anneh— 
men, oder daß ſie lieber in die gemeine Bürgerklaſſe zurückkehren. 

40. Irdoch ſoll fein geweſener Direktor in den Senat eintreten 
können, fo lange unter den übrigen Mitgliedern ded Senats, fie mögen 
geweſene Dirrktoren oder erwählt fein, ein durch Blut oder Heirath 
mit ihm im gerader Linie, oder in der Seitenlinie durch Blut ver: 
wandtes Mitglied fitt, bi8 zum Grad von Oheim und Neffe. -» 

41. Die erwählten Mitglieder des Senats werden alle ungerade 
Jahre (1, 3, 5) zum vierten Theil erneuert, jo daß jedes erwählte 
Mitglied 8 Jahre lang di.fe Stelle beflcidet. 

42. Um als Mitglied vom Großen Nathe erwählt zu werden, muß 
man das 2dfte Jahr zurüdgelegt haben, und im Genuß des Bürger: 
rechts fein. 

43. Der Große Rath wird alle geraden Nahre (2, 4, 6 ꝛc.) zum 
dritten Theil erneuert. 

44. Die Zit diefer theilweifen Erneuerung der beiden gejeßgeben- 
den Räthe ift im Spätjahr. 

45. Die Mitglieder des Senats, welche es 8 Jahre lang geweſen 
find, Fönnen erft nach einer Zwijchnzeit von 4 Jahren wieder erwählt 
werden. | 

46. Die Mitglieder des Großen Rathes, welche es 6 Nahre lang 
geweſen find, Fönnen erft nad) einer Zwifchenzeit von 2 Jahren wieder 
erwählt werden. . 

“ * Der Senat genehmigt oder verwirft die Schlüſſe des Großen 
athes. 

48. Die bürgerlichen Geſetze jedes Kantons und die ſich darauf 
beziehenden Gebräuche ſollen ferner den Gerichten zur Richtſchnur dienen, 
bis die geſetzgebenden Räthe nach und nach gleichförmige bürgerliche 
Geſetze werden eingeführt haben. Dieſe neuen Geſetze können in keinem 
Falle eine rückwirkende Kraft auf frühere Verträge und Akten haben. 

49. Die Sitzungen der beiden Räthe werden öffentlich gehalten; 
jedoch kann die Anzahl der Zuhörer in jedem Rath die Anzahl ſeiner 
Mitglieder nicht überſteigen. Jeder Rath kann ſich in ein geheimes 
Komité verwandeln. 

50. Die geſetzgebenden Räthe genehmigen oder verwerfen, auf den 
Vorſchlag des Vollziehungsdirektoriums, Alles, was die Finanzen, den 
Frieden und den Krieg betrifft. Sie können über diefe Gegenftände 
nit ohne einen ſolchen Vorſchlag des Direftoriums berathichlagen, 

51. Die Mitglieder der gefeßgebenden Räthe können nur mit Be: 
obadhtung folgender Formalitäten vor Gericht gezogen werden. 

52. Keine Denunziation gegen ein Mitglied des einen ober dei 
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andern Rathes kann zu einer gerichtlichen PVerfoleung Anlaß geben, 
wenn fie nicht fchriftlich aufgefeht, unterfchrieben und dem Großen Rathe 
zugeſchickt worden ilt. 

53. Der Große Nath berathfchlaget zuvor über die Frage: ob die 
Denunziation fol angenommen werden. 

54. Wenn die Denunziation angenommen ift, fo wird der Be— 
ſchuldigte vorgeladen, fi vor dem Großen Rathe zu jtellen. Man muß 
ihm drei volle Tage hiezu frei lajjen. 

Erfheint er, fo wird er im Innern des Großen Mathes verhört. 

55. Der Bfchuldigte mag fich gejtellt Haben oder nicht, fo erflärt 
der Große Rath, nad) Verlauf der durch die Zitation angejegten Zeit: 
frift, ob es der Fall ſei, ſein Betragen zu unterfuchen oder nicht. 

56. Wenn der Grofe Rath erklärt hat, daß eine Unterfuhung 
Statt habe, jo wird der Beichuldigte durch den Senat vorberufen; es 
werden ihm zwei volle Taxe gegeben, um zu erih.inen, und wenn er 
erfcheint, jo wird er im Innern des Orts der Sigungen des Senats 
verhört. 

hot Der Beſchuldigte mag ſich geſtellt haben oder nicht, ſo beſtä— 
tigt oder verwirft der Senat nach Verlauf dieſer Zeit, und nachdem er 
über die Sache berathſchlagt hat, den Beſchluß des großen Rathes. 

58. Beſtätigt er denjelben, jo verweist er den Beſchuldigten vor 
den obern Gerichtshof, welcher entjcheidet, ob eine Anklage Statt habe. 

59. Jede Diskuffion in dem einen oder andern Rathe, wegen einer 
Beſchuldigung gegen eines feiner Mitglieder wird im einem geheimen 
Komite vorgenommen. 

60. Jede Berathichlagung über dieſe Gegenftände g:fchieht mit 
Aufrufung der Namen und durch geheime Stimmzettel, 

61. Die von dem obern Gerichtshof gegen ein Mitglied eines geſetz— 
gebenden Rathes ausgefprochene Anklage zieht die Suspenfion nad) fi. 

62. Wenn die Anklage ausgefprochen iſt, beruft das höchite Gericht 
feine Suppleanten zu fih, und macht mit denfelben nur ein einziges 
Tribunal aus; es inftruirt den Prozeß und jpricht das Urtheil, von 
welchem nicht appellivt werden farn. Cine Stimme mehr als das Drit- 
tel fpricht los. Diefes Drittel wird fo genau als möglich beftimmt, fo 
daß das Drittel von zehn drei, von eilf vier ift, u. ſ. w. 

63. Wenn der Veihuldigte durch das Urtheil des obern Gerichts: 
hofes Losgefprochen ift, fo tritt er wieder in fin Amt ein. 

64. Die beiden Räthe find gehalten, jedes Jaihr ihre Sikungen 
drei Monate lang einzujtellen; jie können es aber für eine längere 
Zeit hun. 

65. Jeder der Näthe hat feine befondere Mache. 

Die Wache eines Rathes fannn nicht zahlreicher fein, als die Wache 
de3 andern, noch als die des Vollziehungsdirektoriums. 

66. Jeder Rath hat die Polizei im Drt feiner Sitzungen und im 
äußern Umfang, den er beftimmt hat. 
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Diefer äußere Umfang kann nur von einem mit Mauern, Heden 
oder ſonſt umgebenen Platz verftanden werden. 

67. In keinem Falle können die gefeßgebenden Räthe, weder ins: 
befondere, noch miteinander, noch durch einen Ausſchuß, die vollziehende 
noch die richterliche Gewalt ausüben. 

68. Die geſetzgebenden Räthe find nicht befugt, einem oder einigen 
ihrer Mitglieder, no irgend Jemandem, irgend eines der Gefchäfte zu 
übertragen, welche ihnen die Verfaſſung auferlegt hat. 

69. In keinem Falle fönnen ſich die beiden Räthe in Einem Saale 
vereinigen. 

70. Weber der eine no der andere Rath kann aus fich felbit 

. einen bleibenden Ausſchuß ernennen. 

Leder Rath hat das Recht, wenn Gegenftände vorfommen, die einer 
vorläufigen Unterfuchung bedürfen, aus feiner. Mitte eine Kommiljion 
zu ernennen, welche ji bloß auf den Gegenftand einfchränft, um derent: 
willen, fie ernannt worden ift, und welche aufgehoben ift, fobald der 
Rath über diefen Gegenftand einen Schluß gefaßt hat. 


Sechster Titel. 
Vollziehungsdirektorium. 

71. Die vollziehende Gewalt iſt einem aus fünf Mitgliedern beſte— 
henden Vollziehungsdirektorium übertragen. 

Das Vollziehungsdirektorium wird alle Jahre, drei Monate vor 
der Erneuerung des geſetzgebenden Rathes, folglich im Anfang des 
Sommers, theilweiſe erneuert. 

72. Um als Direktor erwählt zu werden, muß man das Alter 
von 40 Jahren erreicht haben, und verheirathet oder im Wittwerſtand 
ſein. Dieſe Verfügung gilt auch ſchon für die nächſten Wahlen. 

Vom dritten Jahre an, nachdem gegenwärtige Konſtitution einge— 
führt ſein wird, muß man außerdem entweder Mitglied eines der geſetz— 
gebenden Räthe, oder Miniſter, oder Mitglied des obern Gerichtshofs, 
oder endlih Negierungsitatthalter geweſen fein. 

73. Die Ermwählungsart ift für das erfte Jahr folgende: 

Einer der Räthe verfertigt durch geheimes Stimmgeben und nad 
der abfoluten Mehrheit der Stimmen eine Lifte von fünf Kandidaten, 
und der andere Rath wählt, durch geheimes Stimmgeben und nad) der 
abjoluten Mehrheit der Stimmen in diefer vorgelegten Lijte den neuen 
Direktor. 

Das Loos entfcheide aber, unmittelbar vor der Wahl, mwelder von 
den beiden Räthen die Liſte der Kandidaten verfertigt. Diefe Operation 
wird das erjte Jahr fünf Mal wiederholt, und das Loos entjcheibet, 
wie die erjt ernannten nach und nad) außtreten. 

74. Im zweiten Jahr und den folgenden wird die Wahl weniger 
einfach fein. Zuerſt fchließt das Loos die Hälfte Mitglieder eines 
jeden Rathes von der Wahl aus; diefe ausgefhlofiene Hälfte entjcheidet 
„vorläufig, ob man bei der vorzunehmenden Wahl diefes Mal das Loog 
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fo viel möglich wolle walten laſſen oder nit. Entſcheidet fie verneinend, 
jo nimmt die nicht — Hälfte die Wahl nach der oben be— 
ſchriebenen Art vor. enn ſie aber die Frage bejahend entſcheidet, ſo 
wird zuvor durch das Loos entſchieden, welcher von beiden auf gejagte 
Art auf die Hälfte Herabgejegte Rath die Kandidatenlifte verfertigen 
folle. Der beftimmte Rath ernennt duch abjolute Mehrheit der Stim: 
men ſechs Kandidaten. 

75. Die austretenden Mitglieder des VBollziehungs-Direftoriums 
können nicht‘ wieder vor einem Zeitverlauf von 5 Jahren erwählt werden. 

Jedoch foll derjenige, welder am Ende des erjten Jahres austreten 
wird, nach Verlauf eines Jahres wieder erwählt werden koönnen. 

Derjenige, welder im zweiten Jahre austreten wird, kann nad 
Verlauf von 2 Jahren wieder erwählt werden, 

Derjenige, welcher im dritten Jahre austreten wird, kann nad 
Verlauf von 3 Jahren wieder erwählt werden. 

Derjenige, welcher im vierten Jahre austreten wird, kann nad) 
Berlauf von 4 Jahren wieder erwählt werben. 

76. Das Bollziehungsdirektorium forgt, den Geſetzen gemäß, für 
die äußere und innere Sicherheit des Staates. Es fchaltet über die 
Kriegsmacht; doch Tann in feinem Fall das Direktorium insgefammt, 
noch eines feiner Mitglieder, weder während der Zeit feiner Amtsver— 
richtung, noch zwei Jahre lang nad Endigung derfelben die Truppen 
fommandiren. 

77. Das Vollziehungsdirektorium kann jeden der beiden Räthe ein- 
laden, einen Gegenitand in Betracht zu — 

78. Ihm gebührt der erſte Antrag, die Strafen zu erlaſſen oder 
zu mindern, oder ſelbſt eine Belohnung zu geſtatten, im Fall ein Mit— 
ſchuldiger eines begangenen Verbrechens Entdeckungen macht. 

* Es verſiegelt die Geſetze und läßt ſie bekannt machen; es be— 
ſorgt die Vollziehung derſelben. 

80. Es unternimmt und führt die Unterhandlungen mit den frem— 
den Mächten; aber die Verträge, welche es unterſchreibt und unter— 
ſchreiben läßt, find nicht gültig, bevor fie von den geſetzgebenden Räthen 
in einem geheimen Komité unterfucht und genehmiget worden. 

Die Berfügun en der Eee Artikel werden ohne die Geneh— 
migung der gefeßgebenden Räthe vollzogen; fie dürfen aber den öffent: 
lichen Artikeln und der Verfaſſung nicht entgegen fein. 

81. Das Direktorium legt alle Jahre den gefeßgebenden Räthen 
Rechnung ab, über die Verwendung der einem jeden Departement an- 
— Gelder, außer denen, ſo ihm für perſönliche oder geheime 

usgaben beſonders anvertraut worden ſind. 

82. Die Ernennung, Zurückberufung und Abſetzung aller Anführer 
und Offiziere der Armee in jedem Grade, der Miniſter und diplomati— 
ſchen Agenten, der Kommiſſarien der Nationalſchatzkammer, der Regie— 
rungsſtatthalter, des Präſidenten, der öffentlichen Ankläger und Schreiber 
des obern Gerichtshofs, und Obereinnehmer der Einkünfte der Republit 
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fteht ihm zu. Die Unterbedienten und Unteragenten werden von ben- 
jenigen ernannt, von denen fie unmittelbar abhangen. 

Wenn das Direktorium von einer wider die äußere oder innere 
Sicherheit de8 Staates angefponnenen Verſchwörung benachrichtet wird, 
fo kann e8 Vorführung: und Verhaftsbefehle gegen diejenigen ergehen 
lafjen, weldde man für die Urheber ober Ptfguldigen hält; es kann fie 
verhören; allein e3 ift unter den wider das Verbrechen einer willfürli- 
hen Berhaftung beftimmten Strafen verbunden, diejelben in Zeit von 
zwei Tagen vor die Polizeibeamten zu vermweifen, damit den Geſetzen 
gemäß verfahren werde. 

84. Es find vier Minifter im Staate. Der Minifter der aus: 
wärtigen Gejchäfte und des Kriegsweſens; der Minifter der Gerechtig— 
feitöpflege und der Polizei; der Minifter der Finanzen, des Handels, 
des Aderbaues und der Handwerke; der Minifter der Wifjenfchaften, 
ſchönen Künfte, der öffentlichen Gebäude, Brüden und Straßen. 

Was die Spitäler, die für die Armen beftimmten Unterftügungen 
und das Betteln betrifft, jo gehören diefe Gegenftände in das Fach des 
Juſtiz- und Polizeiminifters. 

Das Geſetz kann obige Austheilung der den Miniftern zugetheilten 
Geſchäfte verändern. 

Es kann die Zahl der Minifter auf fechs, aber nicht auf fünf feit- 
jeßen, noch ihrer weniger als vier beftimmen. 

85. Alles, was in Anfehung des gerichtlichen Verfahrens gegen die 
Mitglieder der gefeßgebenden Räthe verfügt ift, gilt auch von den Mit: 
gliedern des vollziehenden Direktoriums. 


Siebenter Zitel. 
Oberſter Gerichtshof. 


86. Der oberfte Gerichtshof befteht au8 einem von jedem Kanton 
ernannten Richter. Alle Jahre wird der vierte Theil feiner Mitglieder 
ernannt, und zwar drei Jahre lang fünf, das vierte Jahr aber fieben 
Mitglieder. 

87. Unter den neuerwählten Richtern ernennt das Direktorium den 
Präfidenten, e8 ernennt auch den öffentlichen Ankläger und den Ober: 
gerichtsfchreiber.. Es werben jo viele Suppleanten als Richter erwählt; 
jie werben zur nämlichen Zeit als diefe erneuert. Diefer Gerichtshof 
richtet die Mitglieder der gejeßgebenden Näthe, und das Vollziehung3- 
direftorium, wie oben gefagt worden. 

88. Diefer Gerichtähor richtet ferner ohne alle Appellation entweder 
allein, oder mit Zuziehung feiner Suppleanten in Kriminalfachen, welche 
die Tobesjtrafe oder die Einfperrung, oder die Deportation auf zehn 
Jahre oder mehr nad) fich ziehen. 

89, Er Faffirt auch in Zivilfachen die Sprüche der untern Gerichte, 
welche aus Mangel der Kompetenz, wegen Verlegung der Form oder 
der Stantöverfaffung nichtig find. 

90. Der einftweilige Sit des oberften Gerichtshofs ift in der näm— 
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lichen Gemeinde, wo die gefeßgebenden Näthe und das Vollziehungs- 
direftorium refidiren. 

Die gefeßgebenden Räthe können den Situngsort dejjelben ändern, 
infofern das Vollziehungsdireftorium den Vorſchlag hierzu macht. 


Achter Titel. 
Bon der bewaffneten Madt. 


91. Es foll in Friedenzzeiten ein befoldetes Truppencorps gehalten 
werden, welches durch freimillige Anwerbung und im Fal der Noth 
auf die durch das Gejet beftimmte Art formirt werden foll. 

92. Es fol in jedem Kanton ein Korps von auserleſenen Milizen 
oder Nationalgarden fein, welche allezeit bereit jind, im Nothfall zu 
marſchiren, entweder um der gefeglichen Obrigkeit Hülfe zu leiften, oder 
einen erſten fremden Angriff zurüdzutreiben. 


Heunter Titel. 
Staatöverbreden. 


93. Jede Anklage wegen Staatöverbredhen, wegen Dienftfrevel, 
Veruntreuung, direkter oder indirefter Bejtechung, gehört vor den Ge— 
richtshof des Ortes, mo das Verbrechen begangen worden, oder, wenn 
diefer Ort nicht angegeben ift, vor den Gerichtshof des Ortes, wo der 
Hauptbeflagte feine gewöhnlihe Wohnung hat. Diefer Gerichtshof 
unterfucht vor Allem, ob der Fall einer Anklage Statt finde; in diefem 
Tall beruft er feine Suppleanten zu ſich, und macht mit ihnen einen 
peinlichen Gerichtshof in erfter Inſtanz aus. 

94. Wenn durch den PVerurtheilten oder durch den öffentlichen An— 
fläger an den obern Gerichtshof appellirt worden, jo joll dieſer wie das 
untere Gericht verfahren, und das Endurtheil nicht anders al3 mit Zu: 
ziehung feiner Suppleanten ausſprechen. 


Bchnter Titel. 
Kantonsobrigfeiten. 


95. Die drei erften Obrigfeiten von jedem Kanton find der Re— 
gierungsftatthalter, die Verwaltungsfammer und da3 Kantonsgericht. 

96. Der Regierungsftatthalter ftellt die vollziehende Gewalt vor. 

Sein Stellvertreter ift der Unterftatthalter der Gemeinde, wo er 
feinen Sit hat. 

Er hat die Aufficht über alle Gewalten und Bedienten, in ber 
Ausübung ihrer Aemter, und ermahnt fie an ihre Pflicht. 

Er übermacht ihnen die Gefege, wie auch die Befehle des Direl- 
toriumß. 

Er nimmt ihre Anmerkungen, VBorfhläge und Klagen an; er ift 
verbunden, fih von Zeit zu Zeit in die verfchiedenen Diftrifte des Kan: 
tons zu begeben, um feine Aufſicht auszuüben. 

6 jelbft kann nichts verwilligen, jondern nimmt bloß die Bitt: 
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fchriften der Bürger an, und läßt fie den gehörigen Obrigfeiten zu- 
-fommen. 

Er beruft die Primarverfammlungen und die Wahlforps zufammen. 

Gr bat den Vorſitz bei den bürgerlichen Feſten. 

Cr hat da3 Recht, den Berathichlagungen der Gerichtshöfe und der 
Verwaltungskammer beizuwohnen; er requirirt allda die Vollziehung 
der Geſetze, ohne aber dabei feine Stimme zu geben. 

Er wacht für die innere Sicherheit, übt das Recht der Gefangen: 
nehmung aus und [haltet über die bewaffnete Gemalt, ohne daß er fie 
jelbjt fommandiren kann. 

Er ernennt die Präfidenten des Tribunals, der Verwaltungskammer 
und der niedern Gerichte unter den Richtern und Vermwaltern, welche 
das Wahlkorps gewählt hat. 

Er ernennt auch die Gerihtsfchreiber, den öffentlichen Anfläger und 
die Unterftatthalter des Haliptorts und der Diftrifte. Er felbit wird 
von Direktorium erwählt, abgejeßt oder zu einer andern Stelle berufen. 


97. Das Kantonstribunal fpricht in erfter Inftanz in Hauptkriminal: 
ſachen, und in letter Inſtanz in allen andern Kriminalprozefjen, und 
Zivil: und Polizeifachen. 

98, Diefes Tribunal beiteht aus dreizehn Richtern, mit Inbegriff 
des Präfidenten. Das Wahlforps ermählt fie. Der Präfident ermählt 
feinen Stellvertreter unter den Richtern. 

99. Die Richter werden von dem Wahlkorps ernannt. Es treten 
alle Jahre zwei heraus, und jedes Jahr werden fie durch die Wahlforps 
der Kantone, welde fie erwählt haben, erfeßt, ausgenommen, daß im 
fehsten Jahr drei austreten, welche die Wahlkorps auf oben gefagte 
Art erjeßen. 

Die austretenden Richter können allezeit wieder erwählt werben. 

100. Sie haben Suppleanten für die Vakanzzeit und im Fall einer 
Krankheit, oder wenn fie in das gefetsgebende Korps deputirt werden. 

101. Die Berwaltungsfammer bejorgt die unmittelbare Vollziehung 
der Geſetze über die Finanzen und den Handel, die Künfte, die Hand: 
werfe, den Aderbau, die Lebensmittel, die Unterhaltung der Städte und 
der Landitraßen. Sie beiteht aus einem Präfidenten und vier Beiſitzern, 
welche das Wahlkorps erwählt und wovon alle Jahre einer erneuert wird. 

Sie fünnen zwei Mal nad einander gewählt werden; nachher aber 
können fie nicht wieder ernannt werden, al3 nach einer Zwiſchenzeit von 
zwei Jahren. 

Sie haben Suppleanten für die Vakanzzeit und im Fall einer 
Krankheit, oder wenn fie in das Geſetzgebungskorps deputirt werden. 

102. Außer diefen drei erften Gewalten gibt e8 in dem Hauptort 
und in den Diftriften von jedem Kanton untere Gerichte für Zivil und 
Volizeiſachen. Diefe beftehen aus neun Mitgliedern, welche das Wahl: 
forps ermwählt. 

Sie bleiben ſechs Jahre lang im Amt. i 

Es tritt alle Jahre einer heraus. 
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Der Präfident wird von dem Regierungsftatthalter unter den Bei- 
fißern ernannt. | 

103. Für die Handhabung der öffentlichen Ruhe, und für Die Voll- 
ziehung der fomohl von dem Statthalter als von den Gerichtshöfen 
oder von der Verwaltungskammer ergebenden Befehle ift in jedem 
rn. und in jedem Diftrikte ein Unterftatthalter, welcher in jeder 

eftion der Städte und in jedem Dorfe einen Agenten unter fich hat, 
den er ſelbſt ernennt. 

104, Diefer Agent verfährt in wichtigen Fällen nicht ohne Zuzie— 
bung zweier Gehülfen, die er ſich felbft wählt, wenn er Befiß von fei- 
nem Amte nimmt. 

105. Das Vollziehungsdireftoriun kann, wenn es dieß für nöthig 
findet, die Gerichtshöfe und die Verwaltungsfammern abfegen und bis 
zu den künftigen Wahlen neue ernennen. _ 

An den Schlüfjen, die ed deßwegen faht, müfjen immer die Be— 
weggründe angeführt fein. 


Eilfter Titel. 
Abänderung der Konftitution. 


106. Der Senat ſchlägt dieſe Abänderungen vor; die hierüber ge- 
machten Borfchläge aber erhalten nicht eher die Kraft eines Schluſſes, 
bi3 fie zweimal defretirt worden, und zwar muß zwifchen dem erften 
Dekret und dem zweiten ein Zeitraum von 5 Jahren verftreichen. Die 
Schlüffe des Senats müſſen hierauf von dem Großen Rathe verworfen 
oder genehmiget, und im lettern Fall den Primarverfammlungen zuge: 
[hit werden, um fie anzunehmen oder zu vermwerfen. 

107. Wenn die Brimarverfanmlungen diefelben annehmen, fo find 
fie neue Grundgeſetze der Staatsverfaffung. 


Bwölfter Titel. 
Mittel, die Konftitution in’3 Werk zu feßen. 


1. Wenn fi) in einer Gemeinde, e3 fei Stadt oder Dorf, oder in 
einem Kanton eine gewiſſe Zahl von Bürgern befindet, welche entſchloſſen 
find, im den Genuß der mit der Freiheit und Gleichheit verfnüpften 
Nechte, welche ihnen die Natur verliehen Hat, wieder einzutreten; fo 
follen fie fih durch eine Bittfchrift an die Obrigkeit wenden, damit 
ihnen erlaubt werde, fi in Primarverfammlungen zu vereinigen, um 
über die Annahme oder Verwerfung obiger Konftitution zu berathichla- 
gen, und ihre Wahlmänner zu ernennen. 

Wenn die Obrigkeit die Bittfchrift verwirft, fo geben bie Unter: 
fhriebenen eine zweite ein, melde, fo viel möglich, mit neuen Unter: 
ſchriften verfehen fein muß. 

Wenn die zweite Bittfchrift wieder von der Obrigfeit verworfen 
wird, ober mehr als 3 Tage verlaufen, ohne daß darüber geſprochen 
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worben, jo erflären die Unterfchriebenen, daß fie in alle Rechte der 
urfprünglichen Gleichheit einer jeden Geſellſchaft wieder eintreten. 

3. Deſſen zufolge werden fie fogleich Berufungsbriefe an die Ge— 
meinden und an die ſchon beftehenden Sektionen von Gemeinden im 
Kanton abgehen laffen, um fi, zu obenbemeldetem Zwed, in Primar: 
verfammlungen zu bilden. 

4. Diejenigen Gemeinden, melde aus Schwachheit, Feigheit ober 
Dummheit diefer Einladung nicht Folge leiften, ſollen angefehen fein, 
al3 wären fie fchon repräfentirt, entweder durch die Gemeinden, melche 
der Sache der Freiheit und Gleichheit getreu geblieben, oder durch einzelne 
muthvolle Männer, welche jich als Repräſentanten aufwerfen werden. 

5. Jede Primarverfammlung wird zuoörderit ihren Präfidenten, 
ihren Sekretär und 4 Senatoren ernennen, und hierauf über die An- 
nahme der obigen Konftitution berathichlagen. 

Wenn fie die Konftitution angenommen, erwählt fie ihre Wahlmänner. 

Die Wahlmänner verfammeln fih im Hauptorte des Kantons. 

Sobald das Wahlforps gebildet ift, kaſſirt e8 die beftehende Re— 
gierung. 

Alsdann ernennt es: 

1) — für den Senat, und acht für den Großen 
ath. 


2) die Mitglieder der Verwaltungskammer; 
3) die Mitglieder des Kantonsgerichts; 
4) die Mitglieder der untern Gerichte. 

6. So lange bis die gefeßgebenden Räthe und das Vollziehungs- 
direftorium in Thätigfeit fein werden, foll die Verwaltungskammer die 
völlige gefeßgebende und vollziehende Gewalt, das Kantonsgericht aber 
die völlige gerichtliche Gewalt ausüben. 

7. Die für die gefetgebenden Räthe ernannten Deputirten vereinigen 
fih ohne Zeitverluft in der Stadt Luzern, wenn diefer Kanton von der 
Zahl derjenigen ift, welche ſich al3 unabhängig erflärt Haben; wo nicht, 
in ber volfreichiten Stadt oder Drt des Kantons, welcher fi am erſten 
wird erflärt haben. 

Sobald der dritte Theil der rer aus welchen jeder der 
beiden geſetzgebenden Räthe beftehen joll, beifammen fein wird, merben 
fie fih als Senat und Großer Rath Fonftituiren. 


8. Sobald die beiden Räthe Eonftituirt fein werben, fo ernennen 
fie das Bollziehungsdireftorium. 


9. Das BVollziehungsdirektorium ernennt fogleih nach feiner In— 
ftalirung die Minifter, die Kommifjarien der Nationalfhatlammer, bie 
Regierungsftatthalter, den Präfidenten, öffentlichen Ankläger und Schrei- 
ber des obern Gerichtshofes und die Obereinnehmer der Staatseinfünfte. 
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Die fette helvetiſche Verfaſſung vom 20. Mai 1802 *). 


Erfter Titel. 


1. Die Hriftliche Religion, nad dem Fatholifchen und evangelifch- 
reformirten Glaubensbekenniniß, ift die Religion des Staates. 


Bweiter Titel. 
2. Die helvetifche Nepublif bildet Einen Staat. 
3. Ihr Gebiet ift in Kantone eingetheilt. 
4. Diefe find: 

Appenzell in den gegenwärtigen Grenzen des Kantons Sentis, mit 
dem Diftrift Neu St. Johann. 

Aargau mit dem ganzen ehemaligen Amt Marburg, der ehemaligen 
Vogtei Baden und den untern Freiämtern. 

Bafel in feinen diegmaligen Grenzen. 

Bern in feinen dießmaligen Grenzen, mit Ausnahme der dem Kan: 
ton Aargau einverleibten Gemeinden des vormaligen Amts Aar— 
burg, vereinigt mit dem Kanton Oberland. 

Freiburg in feinen dießmaligen Grenzen, mit Ausnahme der ehe: 
maligen Vogteien Avanches und Payerne. 

Glarus in den diefmaligen Grenzen des Kantons Linth, mit Aus— 
nahme des Diftrifts Neu St. Johann, der Ward, Reichenburg 
und der Höfe, 

Luzern in feinen diefmaligen Grenzen, mit Ausnahme des Amts 
Meriihwanden, vereinigt mit dem Hibfirchenamt. 2 

Graubünden in feinen dießmaligen Grenzen. 

Shaffhaufen in feinen diegmaligen Grenzen. 

Schwyz, beitehend aus den dießmaligen Bezirten Schwyz, Arth und 
Einfiedeln, nebit der March, den Höfen und Reichenburg. 

Solothurn in feinen diegmaligen Grenzen. 

Teffin in den dießmaligen Grenzen der Kantone Lugano und Bel- 
linzona. 

— in ſeinen dießmaligen Grenzen. 

Unterwalden in den dießmaligen Grenzen der Diſtrikte Sarnen 
und Stanz. 

Uri in den dießmaligen Grenzen der Diſtrikte Altorf und Andermatt. 

Waadt in ſeinen dießmaligen Grenzen, vereinigt mit den ehemaligen 
Landvogteien Avanches und Payerne. 

Zug, beſtehend aus dem bisherigen Bezirk Zug, den oberen Frei— 
ämtern und dem Amt Meriſchwanden. 


*) Zwiſchen der erſten und letzten helvetiſchen Verfaſſung vr noch drei Ber: 
faffungsänderungen oder Entwürfe, von denen indeß keiner dem Volk zur förmlichen 
Sanktion vorgelegt wurde. Wir theilen die obige zur Volksabſtimmung gebrachte 
Berfafjung mit als legten Verſuch, die Einheit in Verbindung mit einer größeren 
Autonymie der Kantone aufrechtzuhalten. Siehe ſämmtliche Berfaffungen und Ent- 
würfe der Helvetif in der Sammlung: „Die fieben Bundesverfaffungen der jchwei- 
zeriichen Eidgenoffenichaft von 1798 bis 1815” von Dr. Trorler. Züri) 1838. 
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Zürich in ſeinen dießmaligen Grenzen. 
5. Die erforderlichen Grenzberichtigungen zwiſchen den Kantonen 
ſind dem Geſetz überlaſſen. 


Dritter Titel. 
Politiſcher Stand der Bürger. 


6. Es gibt keine Geburtsvorrechte unter den helvetiſchen Bürgern. 
7. Keine Ehrentitel noch Vorrang, als die von öffentlichen Siellen 
ee find anerfannt. 
. Helvetifche Bürger find: 
4) alle diejenigen, die fih gegenwärtig im Beſitz des helvetifchen 
Staatsbürgerrehts befinden ; 
2) die Söhne der helvetifhen Bürger ; 
3) die Fremden, denen das Geſetz das Staatsbürgerrecht ertheilt. 
9. Das Gefeb wird über die Ausübung des Staatsbürgerrechts 
verfügen; es wird ebenfalls die Art der Ermwerbung, fowie die Falle 
des. Berluftes und der Einftellung deffelben feſtſetzen. 


Vierter Titel. 
Grundeigenthum. 


10. Kein Grundftüd kann für unveräußerlih erflärt, noch mit einer 
immerwährenden Abgabe belajtet werden. 

11. Alle Abgaben diefer Art, welche gegenwärtig beftehen, nament- 
lich die Zehnten und Grundzinfen, find loskaͤuflich. 

12. Die Art dieſes Losfaufs fol fpäteftens bi8 zum 1. Januar 
1803 feftgefegt werben. j 


Fünfter Titel. 
Grundlagen der Verfaffung. 


13. Die allgemeine Staatdverwaltung umfaßt alle Gegenftände 
des gemeinfamen Wohls, die der Souveränitätsausübung wejentlich ange: 
ren, als: 
2 die innere und äußere Sicherheit der Republik; 
die freundfchaftlichen, politiichen und Handelsverhältniffe mit den aus: 
wärtigen Mächten ; 
die allgemeinen Verfügungen über das Kirchenwefen, in jo weit es 
von der weltlichen Gewalt abhängt, und über den öffentlichen 
Unterricht; 
die Aufficht über die Rechtspflege ; 
die Leitung des Straßen:, Wafler: und Brüdenbaues, in fo weit es 
von allgemeinem Nuten tft; 
den Bergbau; 
die Pulver: und Salpeterfabrifation ; - 
die Verwaltung der für allgemeine Bedürfniffe angewiefenen Wal: 
dungen, fomwie die Salzwerfe und den Handel mit ausmwärtigem 
Salz; 
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das Poftwefen; 

die Verfertigung und Polizei der Münzen; überhaupt das National: 
vermögen, welches befonders zu den allgemeinen Ausgaben geeignet ift; 

den Handel und die Induftrie in ihrer Beziehung auf die Rechte des 

Bürgers und den allgemeinen Wohlitand ; 

die Gejundheitspolizei; 
die Aufficht über das Forftmwefen. 

Die Gewalt, über diefe Gegenftände zu verfügen, ift einer Tag: 
fatung, einem Senate und einem Bollziehungsrathe übertragen. 

14. Jeder Kanton beftimmt feine befondern Ausgaben, und die 
Mittel zur Beſtreitung derfelben. 

Er liefert auf die ihm angemefjen fcheinende Weiſe feinen gefetlich 
bejtimmten Beitrag zu den allgemeinen Ausgaben. 

Sr feßt, unter den in Titel 12 anzuführenden Einſchränkungen, 
die Einrihtungen feine Gerichtsweſens feft. 

Er hat die Beforgung der niedern Polizei. 

Er verwaltet jeine Liegenfchaften, kann aber ohne gejetliche Be— 
vollmädtigung von Seite der Tagfatung diefelben nicht veräußern. 

Er verwaltet feine Unterrichts: und Unterftüßungsanftalten, ſowie 
feine öffentlichen Stiftungen jeder Art. 

Er forgt für bie Anlegung und Unterhaltung feiner befondern 
Straßen, Wege, Brüden und übrigen Werke foldder Art. 

Dem zufolge fest jeder Kanton feine eigene Drganifation feft. Die 
zu dem Ende ausgefertigte Urkunde wird nach ihrer Einregiftrirung in 
* Archive des Senats niedergelegt, und bleibt unter Garantie der 

ation. 


Sechster Titel. 
Geſetzgebende Gewalt. 


15. Die Geſetze werden durch den Senat vorbereitet und entwor— 
fen, und durch die Tagſatzung beſchloſſen. 

Im Fall dieſelben neue Auflagen betreffen, werden ſie den Kanto— 
nen vorgeſchlagen. Wenn fie aber nicht eine Mehrheit von zwei Drit— 
theilen der Kantone erhalten, jo kann der Senat diefelben der Tagſatzung 
vorlegen. 


Siebenter Titel. 
Tagfabung. 
16. Die Tagfatung befteht aus den Stellvertretern aller Kantone, 
die in dem Verhältniffe von Einem auf 25,000 Seelen gewählt werben. 
17. Jeder Kanton hat wenigſtens Einen Stellvertreter in der Tag— 
ſatzung. 
18. Die Mitglieder der Tagſatzung werden auf folgende Weiſe 
ernannt: 
In jedem Kanton ſind zwei Wahlkorps: von welchen das eine den 
Vorſchlag, und das andere die Ernennung hat. 
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Die Anzahl der Glieder des einen und andern Korps wird im 
Verhältniffe mit der Bevölkerung eines jeden Kantons beftimmt. 

In feinem Kanton kann ein Wahlkorps aus mehr als 45 Mitglie- 
bern beftehen. | 

Um Mitglied von dem vorfchlagenden Wahlforps zu werden, muß 
man ein Grundeigenthum befigen von wenigſtens 10,000 Franken in 
den größern Kantonen, und von menigjtens 2000 Franken in den ge— 
ringern Kantonen. 

Im Fall einer Ernennung wird aus dem vorjchlagenden Wahlforps 
ein Drittheil durch's Loos ausgezogen, welcher aus den Liſten von 
MWählbaren, die im Berzeichnife von wenigſtens »Einem auf hundert 
Aktivbürger durch das Volk zu bezeichnen find, die für tüchtig erachteten 
zur Wahl vorfchlägt. 

Das 2008 bezeichnet ebenfall3 ein Drittheil des ernennenden Wahl: 
korps, welcher aus den Borgefchlagenen die Ernennung vorzunehmen hat. 

Die Einrihtung beider Wahlkorps, ſowie die Vorſchriften ihres 
Verfahrens, find dem Geſetz zu beftimmen überlaffen. 

Beide Wahlkorps ergänzen fich felbft aus den vom Volk errichteten 
Perzeichniffen von Wählbaren. 

Die Mitglieder derfelben können nicht ſelbſt zu den Stellen gewählt 
werben, mit deren Beſetzung fie beauftragt find. 

Ihre Stellen find Tebenslänglich. 

19. Die Tagfatung wird jährlih zum fünften Theil erneuert. 

20. Sie verfammelt fi auf den 1. Mai. 

Ihre Situngen können einen Monat Fang dauern. 

Sie verfammelt ſich außerordentli auf die Zufammenberufung des 
Senats, der in diefem Falle die Dauer ihrer Situngen beftimmt; auf 
das Verlangen der Mehrheit der Kantone wird fie ebenfalls vom Senat 
zufammenberufen. 

21. Die Tagfatung kann Feine Berathichlagung vornehmen, wenn 
nicht wenigften zwei Drittheile ihrer Mitglieder gegenwärtig find. 

22. Sie berathichlagt über die ihr vom Senat vorgelegten Ge: 
feesentwürfe und nimmt diefelben an, oder verwirft fie unter geheimer 
Abitimmung. 

23. Sie entfcheidet über die Klagen, welche von den Kantonen 
gegen Verfügungen des Senats bei ihr einlangen. 

24, Die Zagfebung beftimmt jährlich auf den Vorfchlag des Senats 
die allgemeinen Einnahmen und Ausgaben der Republik. 

25. Sie wählt aus ihrer Mitte eine Rechnungskommiſſion von 5 
Mitgliedern, die auf 5 Jahre ernannt find und den Auftrag haben, 
die Staatsrechnungen zu unterfuhen, und der Tagſatzung alljährlich 
darüber Bericht zu erftatten. 

26. Sie ernennt die Mitglieder des Senats. 

27. Die Situngen der Tagſatzung find öffentlid. 

28. Die Mitglieder ‚derfelben werden durch ihre Kantone entſchädigt. 
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Achter Titel. 
Senat. 


29. Der Senat beſteht aus einem Landammann, 2 Landftatthaltern 
und 24 Mitgliedern. 

30. Der Landammann führt bei dem Senat den Vorſitz. 

31. Aus jedem Kanton fol 1 Mitglied des Senats, aus feinem 
fönnen mehr al3 3 Mitglieder genommen werben. 

32. Der Senat wird jährlih zum fünften Theil erneuert. Die 
außtretenden Mitglieder find wieder wählbar. 

33. Der Senat fann feine Berathichlagung vornehmen, wenn nicht 
wenigftens zwei Drittheile feiner Mitglieder gegenwärtig find. 

34. Der Senat ſchlägt die Geſetze vor, und kann ſowohl in bie 
Tagfatung als zu den Kantonsbehörden eines oder mehrere feiner Mit: 
glieder abordnen, um die Beweggründe derfelben zu entwideln und zu 
unterftügen. Auch ift er befugt, die von ihm vorgelegten Gefetesent- 
würfe im Laufe der Berathichlagung wieder an fih zu ziehen, um fie 
art ganz zurüdzubehalten, oder mit Abänderungen neuerdings vor: 
uſchlagen. 

35. Auf den Vorſchlag des Vollziehungsrathes beſchließt der Senat 
die Verordnungen, welche er, um die Vollziehung der Geſetze zu ſichern, 
für nothwendig erachtet. 

36. Der Senat ſchlägt der Tagſatzung, wenn es der Fall iſt, 
Kriegserklärungen vor. Er ſchließt Frieden, Bündniſſe und Handels— 
verträge. Die zufolge dieſer Befugniß von ihm ausgehenden Verhand— 
lungen werden der Tagſatzung vorgetragen, welche über dieſelben, gleich 
den Geſetzesvorſchlägen, zu berathſchlagen und ſie zu genehmigen oder 
zu verwerfen hat. 

37. Der Senat entſcheidet über die zwiſchen den Kantonen ent: 
ftandenen Streitigkeiten im Verwaltungsfache. 

38. Er belangt vor die Tagſatzung diejenigen Behörden, die fich 
Eingriffe in die Verfaſſung zu Schulden kommen laſſen. 

39. Er erfennt über die Streitfälle, welche ſich auf die von ber 
Nation übernommene Garantie der Kantonalorganijation beziehen. 

40. Er entfcheidet über die in das Fach der allgemeinen Staats: 
verwaltung einjchlagenden Streitigkeiten. 

41. Der Senat beftimmt die Bertheilung der für die allgemeinen 
Staatsauögaben der Regierung bemilligten Summen. 

42. Gr läßt fih, fo oft er es für gut findet, über den Zuftand 
der Staatsverwaltung von dem Vollziehungsrathe Nechenfchaft geben. 

43. Er hat das Recht, Strafurtheile zu mildern oder nachzulafien. 

44. Der Senat kann fi vertagen; feine Vertagung foll nicht über 
3 Monate nah einander dauern, noch während des der ordentlichen 
Zufammenkunft der Tagſatzung zunächſt vorhergehenden oder nachfolgen: 
den Monats Statt haben. " 
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45. Der Senat ernennt aus feiner Mitte den Sandammann und 
die beiden Landftatthalter. 

Er ernennt auf den Vorſchlag des Vollziehungsrathes die Staat3- 
jefretäre. 

46. Jedes Mitglied des Senats bezieht einen Gehalt von Fr. 4000. 


Reunter Titel. 
Vollziehungsrath. 


47. Der Vollziehungsrath befteht aus dem Landammann und 2 
Sandftatthaltern; er hat zur Vollziehung feiner Befchle 5 Staatsſekretäre: 
einen für das Departement der Juſtiz und Polizei; einen für die innern 
Angelegenheiten; einen für das Kriegsweſen; einen fiir die Finanzen 
und einen für die auswärtigen Angelegenheiten. 

48. Der Landammann führt bei dem Vollziehungsrathe den Vorfit. 

49. Die Mitglieder des Bollziehungsrathes wechſeln alljährlih in 
Bekleidung der Stelle eines Landammanns ab. 

Der abtretende Landammann erhält den Titel eines Landftatthal- 
ters. In Fällen von Krankheit oder Abmwejenheit des Yandammanns 
vertritt ihn der zuletzt von diefer Stelle abgegangene Statthalter. 

Beim Abfterben des Landammanns übernimmt der Landftatthalter, 
der zu feinem ordentlihen Nachfolger bejtimmt ift, feine Berrichtungen. 

50. Die Mitglieder des Vollziehungsrathes find für 9 Jahre er: 
nannt, und hiermit von der Verfügung des Art. 32 ausgenommen. 
Alle 3 Se tritt ein Mitglied aus, ift aber fogleich wieder wählbar. 
Der erfte Austritt gefhicht im Jahre 1805. 

51. Der Bollziefungsrath ift mit der Vollziehung der Geſetze und 
der auf die allgemeine Staatöverwaltung ſich beziehenden Verordnungen 
beauftragt. Er bedient jich zu diefem entweder bejonders aufgeftellter 
Beamten oder Kantonsbehörden. 

52. Dem Bollziehungsrathe jind die Befugnijje des Senats wäh- 
rend feiner Vertagung übertragen. Er übt fie, mit Ausnahme der Ge— 
jeesporfchläge, in ihrem ganzen Umfange aus. 

53. Er leitet die bewaffnete Macht, und ernennt die ihr vorgefeß- 
ten Offiziere. 

54. Die Alten des Bollziehungsrathe werden von den Staats— 
jefretärs der betreffenden Departements mit unterzeichnet. 

55. Die Staatsfefretärs find ſowohl für die von ihnen unterzeich- 
neten Alten des Vollziehungsrathes, als für die Nichtvollziehung feiner 
Aufträge und für ihre eigenen Verhandlungen verantwortlich. 

56. Die Staatsfefretärs haben fomohl im Vollziehungsrath, als in 
dem Senate rathgebende Stimme. " 

57. Der Vollziehungsrath Hat die Leitung der auswärtigen Ange: 
legenheiten. Er ernennt die diplomatifhen und Handelsagenten im 
Auslande, und ruft fie von ihren Stellen ab. 

d8. Dem BVollziehungsrathe kommt die Ernennung und Abberu: 
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fung aller Beamten zu, die in den verjchiedenen Theilen der Republik 
zu Bollziehung der allgemeinen Geſetze unter ihnen angeftellt find. 

59. Der YJahrgehalt des Landammanns ift von 15,000 Franken, 
und der eines Statthalters von 6000 Franken. 


Zehnter Titel. 
Gottesdienft. 


60. Außer dem Gottesdienit der Fatholifhen und reformirten Kirche 
ift au) die Ausübung jedes andern Gotteödienftes, der mit der bürger- 
lihen Ordnung in Mebereinftimmung ift, unter den durch das Gefeß zu 
bejtimmenden Einſchränkungen geitattet. 

61. Nur allein die Unterhaltung des Fatholifchen und reformirten 
Gottesdienftes fällt dem gemeinen Wejen zur Laft. Dem zufolge forgt 
jeder Kanton für die Unterhaltung feines Gottesdienftes und der Reli- 
giondlehrer, vermittelt des Ertrags der bisher dem Staate zugehörigen 
Zehnten und Grumdzinfen, die ihm zu dem Ende abgetreten werben, 
oder, in Ermanglung derfelben, vermittelt befonderer Anmweifung von 
andern Hinreichenden Einkünften. 

62. Die geiftlihen Güter fönnen nur zur Unterhaltung von reli= 
giöfen, öffentlichen Unterrichts: oder Unterjtügungsanftalten verwendet 
werben. 

63. Sie können - gejeglihe Bevollmädhtigung von Seite der 
Tagfakung weber veräußert, noch ihrer gegenwärtigen Beſtimmung ent- 
zogen werben, 


Eilfter Titel. 
Deffentliher Unterridt. 


64. Es foll durch befondere Anftalten der katholiſchen ſowohl, als 

der reformirten Religion für die Bildung ber Geiftlichen geforgt werben. 

65. Es fol eine allgemeine Lehranftalt für die höhere wifjenjchaft- 
liche Erziehung errichtet werden. 

66. Mit diejer Lehranſtalt ſoll eine u verbunden werden 
zu unentgeldlicher Unterhaltung der Studirenden, die fih in den Un— 
territungsanftalten der Kantone durch Sittlichfeit, Fähigkeiten und 
wiffenfehaftfice Fortſchritte ausgezeichnet haben. 

67. Bei Beſetzung dieſer Plätze fol die Vollsmenge der Kantone 
keineswegs zum Maßſtabe dienen. 


wölfter Zitel. 
Gerihtswefen. 
"68. Das peinliche Geſetzbuch, fowie die peinliche Prozeßordnung, 
foll für die ganze Republik gleichförmig fein. 
69. Es follen gleihförmige Forft: und Handelsgeſetze abgefakt und 
befondere Handelsgerichte aufgeftellt werden. 
70. Es fol eine gleihförmige bürgerlide Prozekordnung entworfen 
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werben, die jedoch in feinem Kanton ohne feine Zuftimmung eingeführt 
werben kann. 

71. Es fol ein bürgerliches Geſetzbuch entworfen werden, deſſen 
Einführung ebenfall3 in feinem Kanton ohne feine Einwilligung Statt 
haben kann. 

72. Keine Behörde kann zugleich richterlihe und, abminiftrative 
Verrichtungen ausüben. 

73. Cs fönnen nicht mehr als 2 Inftanzen in dem Gerichtsweſen 
der Kantone aufgeftellt werben. 

74. Es fol ein oberjter Gerichtshof fein, vor welchen apellations- 
weile die bürgerlichen Streithändel gezogen werden können, deren Ge— 
genitand den Werth von 3000 Franken überfteigt, und bei denen zugleich 
entweder die Regierung, oder ein Kanton, oder ein Fremder oder Eins 
wohner verfchiedener Kantone eine ober beide Partheien ausmachen. 

Vor diefem Gerichtähofe hat gleichfalls die Weiterziehung aller 
Urtheilsfprühe Statt, welche Todesftrafe, oder zehnjährige Einfperrung, 
oder zehnjährige Yandesverweifung, oder im Falle politiiher Vergehen, 
irgend eine entehrende Strafe oder eine Geldbuße von 500 Franken und 
darüber mit ſich bringen. 

75. Der oberjte Gerichtshof urtheilt über Anklagen, welche gegen 
die Staatsfefretärd in Bezug auf 2 Verrichtungen geführt werden. 

76. Er entfcheidet in letzter Inſtanz über die gegen Beamte ber 
allgemeinen Staatöverwaltung wegen Pflichtverlegung erhobenen Klagen, 
deren Zuläſſigkeit jedoch vor Allem aus von dem Senate erkannt fein 
muß; fowie über die von bürgerlichen und peinlicden Richtern in ihrer 
Amtsverwaltung begangenen Bergeben. 

77. Das Geſetz bejtimmt die Einrichtung des oberften Gerichtshof3. 


Dreizehnter Titel. 
Staat3einfünfte. 


78. Die Staat3einfünfte beftehen in dem Ertrag des Salzverfaufs, 
der Salzwerke, der Poſten, des Stempels, der Bergwerke, de3 Pulver: 
und a gr der zu den öffentlichen Bedürfnifjen bejtimmten 
Waldungen, Münzfabrifation, der allgemeinen Zölle. Weberhaupt 
in dem Ertrag jeder Art von Regalien, ſowie der gefeglih eingeführten, 
allgemeinen indirekten Abgaben und der befondern Beiträge, die von 
den Kantonen nah Maßgabe der in denfelben befindlichen und ihnen 
überlafjenen Nationalgüter eingefordert werden. 


Die Hapoleonifche Vermittlungsurkunde vom 19. Hornung 1803. 


Bonaparte, eriter Eonful der fränkiſchen Republif und Präſi— 
dent der italienifchen Republit, an die Schweizer. 

Helvetien, duch Zwietracht getrennt, war mit feiner Auflöfung bes 
droht; es Fonnte in fich felbft die Mittel nicht finden, fich in eine neue 
Verfafjung zu vereinigen. Die alte Zuneigung der fränkiſchen Nation 
für dieſes achtungswerthe Bolt, welches fie unlängſt mit ihren Waffen 
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vertheidiget, und deſſen Unabhängigkeit fie durch ihre Traktaten begrün- 
det hat; das Intereſſe von Frankreich und der italienifchen Republik, 
deren Grenzen dur die Schweiz gededt werden; dad Anfuchen des Se: 
nat3 und der demofratifhen Kantone; der Wunfch des helvetiichen Volks, 
machten e8 Uns zur Pflicht, als Vermittler der jtreitenden Partheien 
aufzutreten. 

Die Senatoren Barthelemy, Röderer, Fouché und Demeu— 
nier, erhielten von Uns den Anftrag, mit den in Paris verfammelten 
ſechs und fünfzig Abgeordneten des helvetiihen Senats, der Städte und 
Kantone in Unterhandlung zu treten. Zu entjcheiden: ob in der Schweiz, 
die durch die Natur zum Bundesſyſtem geeignet ift, eine Gentralregie- 
rung anders als mit Gewalt durchgeſetzt und erhalten werden könne? 
die Art der Verfaſſung aufzufinden, welche den Wünſchen eines jeden 
Kantons am angemefjenften fei; zu unterfcheiden, was den Begriffen — 
die fich die neu entftandenen Kantone von der Freiheit und dem Volksglücke 
machen, — am meijten entjprechen könnte; — in den alten Kantonen, 
die durch die Zeit geheiligten Einrihtungen mit den, der Gefammtheit 
der Bürger wieder eritatteten Rechte zu vereinigen. — Diefes waren 
die Gegenftände, welhe man einer Unterfuhung und Erörterung unter: 
werfen mußte. 


Das Schwierige diefer Auflöfung und das Gewicht derfelben bewog 
Uns, Selbiten, Zehn von beiden Partheien ernannte Deputirte zu ver- 
nehmen ; nämlih: die BB. von Affry, Glutz, Jauch, Monnod, 
Reinhard, Spreder, Stapfer, Ufteri, Wattenwylund von 
Flühe, — und den Erfolg ihrer Bemühungen, ſowohl mit den ver- 
fhiedenen Kantonaldeputationen vorgelegten Entwürfen, als mit den 
zwifchen den Deputationen und den Senatorialz:Kommifjarien gefchehenen 
Berhandlungen zu vergleihen. — Nahdem Wir alfo ale Mittel ange: 
wendet haben, um das Interefje und den Willen der Schweizer kennen 
zu lernen, jo jegen Wir, in der Eigenfchaft eines Vermittlers, ohne 
irgend eine andere Abficht An haben, als die des Glücks derjenigen Völ— 
fer, über deren Intereſſe Wir zu entjcheiden über Uns genommen hat— 
ten, und ohne der Unabhängigkeit der Schweiz zu nahe zu treten, feft, 
was folgt: j 

(In den neunzehn erften Kapiteln jtehen die Verfafjungen der Kan— 
tone, dann fümmt im zwanzigſten Kapitel die Bundesafte.) 


Erfter Titel. 
Allgemeine Berordnungen. 


Die Schweiz ift in XIX. Kantone eingetheilt, nämlih: Appenzell, 
Aargau, Bafel, Bern, Freiburg, Glarus, Leman, Luzern, Rhätien, 
Solothurn, Schaffhaufen, Schwyz, St. Gallen, Teſſin, Thurgau, Uri, 
Unterwalden, Zug und Züri. Sie find mit einander, den Grundfäßen 
ihrer Konftitution gemäß, verbunden. Sie garantiren fich wechjelfeitig 
ihre Konftitutionen, ihr Gebiet, ihre Freiheit und Umabhängigkeit gegen 


. 
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fremde Mächte ſowohl, als gegen Eingriffe anderer Kantone ober ein- 
zelner Faktionen. 

2. Jeder Kanton wird die dazu nöthigen Truppen ſowohl ala Gelb 
nach folgendem Maßitabe liefern: Auf 15,203 Mann gerechnet, liefert 
Bern 2292, Zürich 1929, Leman 1482, St. Gallen 1315, — 1205, 
Bünden 1200, Teſſin 902, Luzern 867, Thurgau 835, Freiburg 620, 
Appenzell 486, Solothurn 452, Baſel 409, Schwyz 301, Glaris 241, 
Schaffhauſen 233, Unterwalden 191, Zug 125 und Uri 118 Mann. 


An eine Summe von 490,507 Schweizerlivres zahlt Bünden 12,000, 
Schwyz 3012, Unterwalden 1907, Uri 1184, Teffin 18,039, Appen: 
zell 9728, Glarus 4823, Zug 2497, St. Gallen 39,451, Luzern 26,016 
Thurgau 25,052, Freiburg 18,591, Bern 91,695, Zürih 77,153, 
Leman 59,273, Aargau 52,212, Solothurn 18,097, Schaffhaufen 9327 
und Bafel 20,450 Livres. 

3. Es gibt in der Schweiz Feine Untertganenlande mehr. Alle 
Privilegien, die Wohnort und Abjtammung gaben‘, fomwie die einzelner 
Perſonen und Familien, find aufgehoben. 

4. Jedem Schweizerbürger fteht frei, fih in einem andern Kanton 
niederzulaflen und bafelbft jein Gewerbe zu treiben. Er erlangt die 
politifchen Rechte nah den Gefeken des Kantons, in welchem er fi 
niederläßt,; nur fann er nicht die politifchen Rechte in zwei Kantonen 
zugleich genießen. 

5. Alle alten Abzugrechte find aufgehoben. Die freie Zirkulation 
der Produkte des Viehes und der Kaufmannswaaren ift geſichert. Es 
fol fein Eingangs: oder Tranfitzoll im Innern der Schweiz Statt 
haben. Die Zollitätten auf den äußern Grenzen der Schweiz find zum 
Beiten der Orenzlantone, in denen fie liegen. Aber die Zolltarife der— 
jelben müfjen von der Tagſatzung genehmigt werden. 

6. Jedem Kanton bleiben die zur Unterhaltung von Straßen, 
Ehaufjeen und Brüden beftimmten Zölle. Diefe Tarif müfjen eben- 
falls von der aglatung gutgcheißen werben. 

7. Das Geld in der weiz fol auf einen gleichen, von ber 
Tagfakung zu beftimmenden Fuß gefchlagen werden. 

8 Kein Kanton foll einem von der Juftizpflege eine® andern Ver: 
urtheilten oder geſetzlich Verfolgten Zuflucht geftatten. 

9. Kein Kanton fol mehr als 200 Mann ftehender Truppen 
unterhalten dürfen. 

10. Alle Allianz eines Kanton? mit dem andern oder einer frem⸗ 
den Macht ift unterfagt. 

11. Die Regierung oder Gefeßgebung eines Kantons, die fich der 
Verletzung eines von der Tagſatzung gemachten Geſetzes ſchuldig macht, 
fann, als der Auflehnung ſchuldig, vor ein Tribunal, da® aus den 
nic ei der Rriminalzerihte der übrigen Kantone befteht, gezogen 
werben. 

12. Die Kantone üben alle Gewalt aus, die nicht ausbrüdlich der 
Föderalautorität übertragen ift. 


40 
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weiter Titel. 


Bon dem dirigirenden Kanton. 


13. Die Tagfagung verfammelt ſich wechſelweiſe ein Jahr nach dem 
andern zu Freiburg, Bern, Solothurn, Bajel, Zürich und Luzern. 

14. Die Kantone, deren Hauptftädte dieß find, werben folgsmeife 
für ein Jahr dirigivender Kanton, welches je mit dem 1. Januar angeht. 

15. Der dirigirende Kanton bejorgt Logements und eine Ehrenwache 
für die Tagfagung; jo fallen ihm ebenfalls die Sitzungskoſten zur Lait. 

16. Der Schultheig oder Bürgermeifter des Hauptkantons befommt 
den Titel eines Landammanns der Schweiz. Ihm ift die Bewahrung 
des Siegels der Republik anvertraut; er kann ſich nicht aus der Stadt 
entfernen. Der Große Rath feines Kantons bejtimmt ihm einen be: 
fondern Gehalt, und bezahlt die auperordentlichen Ausgaben, die mit 
diefer Magiftratur verbunden find. 

17. Die Minifter fremder Mächte übergeben dem Landammann 
der Schweiz ihre Beglaubigungsihreiben oder Zurüdberufungen, und 
wenden fich in allen Unterhandlungen an ihn. Er ift die Perfon, durch 
welche die übrigen diplomatifchen Unterhandlungen gehen. 

18. Bei der Eröffnung der Tagjasung bringt er die äußern und 
innern Angelegenheiten der Föderation vor. 

19. Kein Kanton kann ohne Vorwiljen des Landanımanna mehr 
als 500 Mann Truppen auffordern und in Bewegung feben. 

20. Am Fall der Empörung in dem Innern eines Kantons, oder 
jeder andern dringenden Nothwendigkeit, läßt er die Truppen aus einem 
Kanton in den andern marjchiren, aber einzig auf Begehren des Großen 
oder des Kleinen Rathes desjenigen Kantons, welcher Hülfe fordert, 
und nad eingezogenem gr des Kleinen Rathes des Direftorial- 
fantons, mit Vorbehalt der Zuſammenberufung der Tagſatzung, wenn 
die Empörung unterdrüdt worden, oder wenn die Gefahr noch vorhan- 
den ift. 

21. Wenn während des Urlaubs der Tagfabung zwifchen zwei 
oder mehreren Kantonen Streitigkeiten entjtehen, jo wendet man fih an 
den Landammann der Schweiz, welcher, je nachdem die Umftände mehr 
oder weniger dringend find, Schiedsrichter ernennt, oder die Entſcheidung 
auf die nächfte Tagfakung verjciebt. 

22. Er warnet die Kantone, wenn ihr Betragen gegen einander 
die Ruhe der Schweiz in Gefahr jeßt, oder wenn im Innern etwas 
Unregelmäßiges, oder der Bundesakte oder ihren befondern Verfafjungen 
Zumiderlaufendes vorgeht. Er kann dann die VBerfammlung des Großen 
Rathes oder der Landsgemeinden- in den Gegenden, wo die höchſte Ge— 
walt unmittelbar in den Händen de Volks ijt, verorbnen. 

23. Der Landammann der Schweiz fhidt im Nothfall Inſpektoren 
mit dem Auftrage, die Straßen, Wege und Flüffe zu unterſuchen. Er 


— 627 — 


gibt in diefer Hinficht Befehle zu dringenden Arbeiten, und läßt im Fall 
der Noth unmittelbar und auf Koften besjenigen, dem dieſe Arbeiten 
obliegen mögen, diejenigen ausführen, welche zur beftimmten Zeit nicht 
angefangen oder vollendet find. 

24. Seine Unterfchrift gibt denjenigen Akten, die diefelbe haben, 
das Anfehen und den Charakter einer Nationalatte. 


Dritter Zitel. 
Bon der Tagſatzung. 


25. Yeder Kanton fit zur Tagfabung einen Deputirten, welchem 
man einen oder zwei Rathgeber zugeben kann, die ihn im Fall der Ab— 
wejenheit ober Krankheit erjegen. | 

26. Die Deputirten zur Tagſatzung haben befchränfte Aufträge und 
Vollmachten, und dürfen nicht gegen ihre Yuftruktionen ftimmen, 


27. Der Landammann der Schweiz ift von rechtswegen Depütirter 
des Direftorialfantons. 


28. Die 19 Deputirten, welche die Tagſatzung ausmachen, haben 
in den Berathichlagungen 25 Stimmen. Die Deputirten derjenigen 
Kantone, deren Bevölkerung die Zahl von 100,000 überfteigt, nämlich: 
Bern, Zürih, Waadt, St. Gallen, Aargau und Bünden, haben jeder 
2 Stimmen. Die Deputirten derjenigen Kantone, welche weniger als 
100,000 Einwohner haben, nämlich die Kantone Tefjin, Luzern, Thur— 
gau, Freiburg, Appenzell, Solothurn, Bafel, Schwyz, Glaris, Schaf: 
haufen, Unterwalden, Zug und Uri, haben jeder nur eine Stimme, 

29. Die Tagfabung, deren Präſident der Landammann der Schweiz 
ift, verfammelt fi den erften Montag im Brachmonat, und ihre Sitzung 
fann nicht länger als einen Monat dauern. 

30. Außerordentlihe Tagſatzungen haben Statt: 1) Auf Begehren 
einer angrenzenden Macht oder eines Kantons, in fo fern der Große 
Rath des Direktoriallantons, welcher deßwegen, im Fall daß er Urlaub 
bat, zufammenberufen wird, das Begehren genehmigt. 2) Nah dem 
Gutachten des Großen Rathes ober der — * von 5 Kantonen, 
welche das in dieſer Abſicht gemachte Begehren, das der Direktorial— 
fanton abgewiefen hat, begründet finden. 3) Wenn diefelbe von dem 
Landammann der Schweiz zufammenberufen wird. 

31. Die Kriegserflärungen, Friedensſchlüſſe und Bündnijfe gehen 
von der Tagſatzung aus; doch ift die Genehmigung von drei Biertheilen 
der Kantone nöthig. * 

32. Sie allein ſchließt Handelstraktate und Kapitulationen für 
Truppen in auswärtigem Dienſt. Sie ertheilt den Kantonen nöthigen 
Falls das Recht, mit einer fremden Macht beſonders über andere Ge— 
genftände etwas abzuſchließen. 


33. Ohne ihre Einwilligung kann Niemand in irgend einem Kan— 
ton für eine fremde Macht werben, 
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34. Die Tagfakung verfügt über das Truppenkontingent, welches 
ber 2. Art. jedem Kanton zu ftellen auflegt; fie ernennt den General, 
der die Truppen fommandiren fol, und fie nimmt überdieß alle für die 
Sicherheit der Schweiz und für Die U der im erſten Art. ent- 
en Berfügungen nöthigen Maßregeln. Das nämliche Recht bat 

e, wenn in einem Kanton Unruhen entjtünden, die die Sicherheit der 
übrigen bedroheten. 

35. Die außerordentlichen Gefandten werden von ihr erwählt und 
abgeſchickt. 

36. Sie entſcheidet in Streitigkeiten, welche zwiſchen Kantonen ent: 
ftehen, wenn fie nicht durch Schiedsrichter beigelegt werden fünnen. In 
diefer Abficht formirt fie am Ende ihrer gewöhnlichen PVerrichtungen 
einen Syndilat; aber dann hat jeder Deputirte nur eine Stimme, und 
man kann ihm hierüber Feine Inftruftionen mitgeben. 

37. Bon den Protofollen der Tagfakung werden zwei Eremplare 
verfertigt, von denen das eine bei dem Direftorialfanton verbleibt, das 
andere aber mit dem Siegel des Staates wird am Ende des Chrift- 
monat3 in den Hauptort des neuen Direktorialkantons gefchidt. 

Ein Kanzler und ein Schreiber, die die Tagfakung auf 2 
Jahre ernennt, und die der Direftorialfanton bezahlt, wie die Tagſatzung 
es verordnet, bleiben jederzeit da, wo das Giegel und die Protofolle 
fich befinden. 

39. Die Konftitution eines jeden Kantons, auf Pergament gefchrie: 
ben und mit dem Kantonzfiegel verfehen, liegt in den Archiven der 
Tagſatzung. 

40. Die gegenwärtige Bundesakte, fo wie die beſonderen Verfaſſun⸗ 
gen der XIX Kantone, heben alle früheren Einrichtungen auf, die den- 
felben widerſprechen; aus dem alten politiichen Zuftande der Schweiz 
kann fein Recht, in Betreff der inneren Regierung der Kantone und 
ihrer Verbindung unter einander, hergeleitet werben. 

Die Ruhe der Schweiz, das Gelingen neuer Einrichtungen, die 
man in's Werk fegen muß, erfordern, daß dasjenige, was zu veranftal- 
ten nöthig ift, um diefelben an die Stelle der bisherigen Ordnung der 
Dinge zu fegen, und neuen Obrigfeiten die Sorge für das öffentliche 
Wohl zu übergeben, gegen den Einfluß der Leidenfchaften gefichert und 
von allem demjenigen frei fei, was diefelben erregen und in Kampf 
feßen könnte, daß es mit Mäßigung, Unpartbeilichkeit und Weisheit in's 
Merk gefeßt werde. Diefen angemefjenen Gang der Sade fann man 
nur von Kommiljarien erwarten, die in der Vermittlungsakte ſelbſt er— 
nannt und von dem Geifte, der denfelben erzeugt bat, erfüllt find. 

Aus diefen Gründen 
Beſchließen Wir in obengefagter Eigenfhaft, und mit dem oben 
angezeigten Vorbehalt, Folgendes: 

1) Der Direktorialfanton für das Jahr 1803 ift der Kanton 

Vreiburg. 
2) Der Bürger Ludwig von Affry ift für diefes Jahr Land: 


‚ 
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ammann der Schweiz, und biß zur Vereinigung der Tagſatzung 
mit außerordentliher Vollmacht verfehen. 

3) Die DVermittlungsalte wird dem Landammann im Original 
übergeben werden, damit er fie in dad Archiv des Direftorial: 
fanton3 legen könne. 

4) In jedem Kanton hat eine Kommiffion von 7 Gliedern, von 
denen Eines von und und 6 von den 10 zur Unterhandlung 
mit und ernannten Deputirten gewählt wird, den Auftrag, bie 
Verfaſſung in den Gang zu fegen und die Verwaltung deäfel: 
ben vorläufig zu übernehmen. 

5) —— der Mitglieder der Kommiſſionen.) 

6) Den 10. März wird die Zentralregierung aus einander gehen, 
nachdem ſie dem Landammann der Schweiz ihre Schriften und 

Archive übergeben hat. 

7) Jede Kommiffion wird fi den 10. März in dem SHauptorte 
bes Kantons verfammeln, und dem Regierungsftatthalter fogleich 
davon Anzeige machen. 

8) Vier und zwanzig Stunden nad diefer Anzeige wird der Re: 
gierungsftatthalter der Kommiſſion die Schriften der Verwal: 
tung übergeben. 

I) In denjenigen Fällen, welche befondere Verhaltungsbefehle oder 
Aufträge erfordern fönnten, wird fich die Kommiſſion an den 
Landammann der Schweiz wenden. 

10) Den 15. April wird die Verfaffung in Thätigkeit geſetzt wer: 
ben; auf den 1. Brachmonat wird jeder Kanton feine Depu— 
tirten zur Tagfakung ernannt und ihre Initruftionen abgefaßt 

aben. Den erften Montag im Heumonat diefes Jahres wird 
ih die Tagſatzung verfammeln. 

11) Die bei dem höchften Gerichtshof anhängigen Prozeſſe werden 
an das Appellationsgericht des Kantons der Partheien gemiefen 
werben. Der höchſte Gerichtshof endigt feine Verrichtungen den 
10. März. 

12) Die dato im Solde der Schweiz ftehenden helvetifchen Truppen, 
welde den 1. Mai noch nicht von den Kantonen angeftellt find, 
werden in Frankreichs Sold treten. 

13) Wegen Vergehungen, die fih auf die Revolution beziehen, kann 
Niemand gerichtlich verfolgt werden, fie mögen nun wirklich ober 
bloß angeblih, entweder von Partitularen oder bei Belleidung 
irgend eines öffentlichen Amtes begangen worden fein. 


Die Abtretung der Zentralregierung und die Wiedereinfegung ber 


Kantone in die Souveränitätärechte erfordern, daß für die Bezahlung 
der helvetifchen Schulden und für die Anwendung der zu Nationalgütern 
erflärten Güter gejorgt merbe. 


In unferer oben gemeldeten Eigenfhaft und mit dem nämlichen 


Vorbehalte verordnen wir Folgendes: 


1) Die ehemals den Klöftern zugehörigen Güter werden benfelben 
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zurüdgegeben, feien fie nun im gleichen ober in einem andern 
Kantone gelegen. 
2) Die Verwaltung der Nationalgüter (ausgenommen diejenigen, 
welche ehemals in den Kantonen Waadt und Nargau dem vor: 
maligen Kanton Bern gehörten) wird vorläufig denjenigen Kan— 
tonen, denen fie vorher, gehörten, überlaſſen. Die Berneriſchen 
Schuldforderungstitel werden vorläufig drei Kommiffarien über: 
geben, die die Kantone Bern, Waadt und Yargau ernennen. 

3) An jedem Kanton, weldher Schulden hat, die vor der Revolution 
fontrahirt waren, wird ein Fond zu ihrer Sicherſtellung oder 
— rag | auf demjenigen angewiefen werden, was von dem ehe: 
maligen Kantondgute übrig bleibt. 

4) Reber Stadt wird man wieder ein zur Beftreitung ihrer Muni- 
zipalausgaben binlängliches Einkommen ausmachen. . 

5) Die Nationalſchuld fol liquidirt und die, einigen Kantonen zu— 
gehörigen Schuldtitel auf Fremde, werben zuerjt verhältnißmäßig 
zur Tilgung derfelben gebraucht werden. Wenn die Schuld den 
Betrag diefer Schuldtitel überfteigt, fo wird der Reſt unter die 
Kantone nah Verhältniß defjen vertheilt werden, was ihnen 
von ihren ehemaligen liegenden Gütern, nah Bezahlung der 
vor der Revolution gemachten Schulden und Wiederherſtellung 
der Städtegüter übrig bleibt. 

6) Die beweglichen und unbeweglichen Güter, welche nach Errich— 
tung des Gemeindgutes und nah Bezahlung der Kantons- und 
Nationalfchulden übrig bleiben, werden denjenigen Kantonen 
wieder zufallen, denen fie vorher — Was in den Kan— 
tonen Waadt und Aargau übrig bleibt, wird dieſen zugehören. 
Was von den berneriſchen Schuldtiteln übrig bleibt, wird zu 
— Theilen den drei Kantonen Bern, Waadt und Aargau 
zufallen. 

7) Eine aus 5 Gliedern, nämlih: den BB. Stapfer, Minifter 
der helvetifchen Nepublif; Kufter, geweſener Yinanzminifter; 
NRämi, Altjtadtfchreiber von Freiburg und gegenwärtig Mit- 
glied der Verwaltungsfammer; Sulzer, von Winterthur, hel— 
vetifcher Deputirter; Raurenz Mayer, von Luzern, Präfident 
der Vermwaltungsfammer, beftehende Kommilfion wird die Be— 

dürfniſſe der Munizipalitäten unterfuchen, die Größe derfelben 
und die zur Wiederherftellung ihres Einkommens nöthigen Fonds 
bejtimmen, die Kantons und die Nationalfehulden liquidiren, 
für jede Schuld den nöthigen Fond anweiſen, um diefelben zu 
verfihern oder zu bezahlen, und die Güter bezeichnen, melche 
jedem Kanton wieder zugeftellt werden. 

8) Sie wird ihre Verfügungen über die Schulden den 10. Mai, 
die über das Einkommen der Städte und das Vermögen der 
Kantone den 10. Brachmonat befannt machen; beide wird fie 
fogleih dem erften Landammann der Schweiz und jedem Kan: 
ton zujenden, um die Bejchlüfje vollziehen zu Lafjen. 
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9 Die Kommiffion wird fi in dem Hauptorte des Direftorial- 
fantons verfammeln und dafelbft bis zur Beendigung ihrer 
Aufträge verbleiben. 

Die gegenwärtige Akte, melde dad Refultat langer Kon— 
ferenzen zwiſchen verftändigen und rechtſchaffenen Männern ift, fchien 
uns diejenigen Verfügungen zu enthalten, welche am tauglichſten find, 
den Frieden und das Glüd der Schweizer wieder herzuftellen. Gleich 
nachdem fie ins Werk gefeßt worden, werden die fränkiſchen Truppen 
zurüdberufen werben. 

Wir erkennen das, zufolge der gegenwärtigen Akte, fonftituirte 
Helvetien für eine unabhängige Macht. 

Wir garantiren die Bundesverfafjung und die Verfafjung jedes 
Kantons gegen die Feinde der Ruhe Helvetien3, wer fie auch fein mö- 
gen; und wir veripredhen, die wohlmollenden Berhältnijje, welche feit 
mehreren Jahrhunderten beide Nationen vereinigt hatten, zu unterhalten. 

Gegeben zu Paris, den 30. Pluvios im Jahr XI. (19. Febr. 1803.) 

Bonaparte. 


Der Bundesvertrag zwifchen den XXII Kantonen der Schweiz 
vom 7. Auguſt 1815. 
Im Namen Gottes des Allmädıtigen ! 

1. Die XXIL fouveränen Kantone der Schweiz, als Zürich, 
Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, 
Freiburg, Solothurn, Bafel, Shaffhaufen, Appenzell bei- 
der Rhoden, St. Gallen, Graubünden, Nargau, Thurgau, 
Zeffin, Waadt, Wallis, Neuenburg und Genf, vereinigen ſich 
durch den gegenwärtigen Bund zur Behauptung ihrer Freiheit, Unabhängig- 
keit und Sicherheit gegen alle Angriffe fremder Mächte, und zur Handhabung 
der Ruhe und Ordnung im Innern. Sie gemwährleiften jich gegenfeitig 
— Verfaſſungen, ſo wie dieſelben von den oberſten Behörden jedes 

antons, in Uebereinſtimmung mit den Grundſätzen des Bundesvertrags, 
werden angenommen worden fein. Sie gemwährleiften jich gegenfeitig 
ihr Gebiet. 

2. Zur Handhabung diefer Gewährleiftung und zur Behauptung 
der Neutralität der Schweiz wird aus der waffenfähigen Mannſchaft 
eine jeden Kantons, nad dem Verhältnig von 2 Mann auf 100 Seelen 
Bevölkerung, ein Kontingent gebildet. Die Truppen werden von den 
Kantonen geliefert, wie folgt: Bern 4584; Zürich 3858; Waadt 2964; 
St. Gallen 2630; Aargau 2410; Graubünden 2000; Teſſin 1804; 
Luzern 1734; Thurgau 1670; Wallis 1280; Freiburg 1240; Neuenburg 
4000; Appenzell 972; Solothurn 904; Bafel 818; Schwyz 602; Genf 
600; Glarus 482 ;- Schaffhaufen 466; Unterwalden 332; Aug 250; 
Uri 236. Zuſammen 32,886 Mann. 

Diefe vorläufig angenommene Scala ift auf ein Jahr feftgefeßt, und ſoll 
von der Tagſatzung des Jahres 1815 durchgefehen und nad obigen 
Grundſatze berichtiget werden. 
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- 3. Die Geldbeiträge, zur Beftreitung der Kriegsfoften und anderer 
Ausgaben des Bundes, werden von den Kantonen nad folgendem Ber: 
hältniß entrichtet: Bern 91,695 Fr.; Züri 77,153; Waadt 59,273; 
Aargau 52,212; St. Gallen 39,451; Luzern 26,016; Thurgau 25,052 ; 
Neuenburg 25,000; Bafel 20,450 ; Freiburg 18,591 ; Solothurn 18,097 ; 
Teſſin 18,039; Genf 15,000; Graubünden 12,000; Appenzell 9728; 
Wallis 9600; Schaffhaufen 9327; Glarus 4823 ; Schwyz 3012; Zug 
2497 ; Unterwalden 1907; Uri 1184. AZufammen 540,107 Fr. 

Diefe Vertheilung der Geldbeiträge ift ebenfall3 für ein Jahr gül: 
tig, und fol durch die Tagfabung vom Jahr 1815 durchgefehen, und 
mit Rüdficht auf die Befchwerden einiger Kantone berichtiget werben. 
Eine ähnliche Revijion fol fpäterhin, wie für die Mannjchaftsfontingente, 
von zwanzig zu zwanzig Jahren ftatt haben. 

Zur Beſtreitung der Kriegskoſten ſoll überdieß eine gemeineidgenöſ⸗ 
ſiſche Kriegskaſſe errichtet werden, deren Gehalt bis auf den Betrag 
eines doppelten Geldkontingents anwachſen ſoll. 

Dieſe Kriegskaſſe ſoll ausſchließlich nur zu Militärkoſten bei eidge- 
nöſſiſchen Auszügen angewendet, und im ſich ergebenden Fällen die eine 
Hälfte der Ausgaben durch Einziehung eines Geldlontingent® nad der 
Scala beftritten, und die andere Hälfte aus der Kriegskaſſe bezahlt werden. 

Zur Bildung diefer Kriegskaſſe fol eine Eingangsgebühr auf Waa- 
ren gelegt werden, die nicht zu den nothwendigſten Bebürfniljen gehören. 

Diefe Gebühren werben die Grenzlantone beziehen, und der Tag 
Tatung alljährlich darüber Rechnung ablegen. 

er Tagſatzung wird überlaffen, ſowohl den Tarif diefer Eingangs: 

gebühr feitzufegen, ala auch die Art der Rechnungsführung darüber, 

—* die Maßnahmen zur Verwahrung der bezogenen Gelder zu be— 
mmen. 

4. Im Fall äußerer oder innerer Gefahr hat jeder Kanton das 
Recht, die Mitſtände zu getreuem Aufſehen aufzufordern. Wenn in 
einem Kanton Unruhen. ausbrechen, fo mag die Regierung andere Kan— 
tone zur Hülfe mahnen, doch foll ſogleich der Vorort davon benachrich- 
tigt werden; bei fortdauernder Gefahr wird die Tagfakung, auf An: 
fuchen der Regierung, die weiteren Maßregeln treffen. 

Am Fall einer plötlichen Gefahr von Außen mag zwar der be— 
drohte Kanton andere Kantone zur Hülfe mahnen, doch joll fogleich ber 
Borort davon in Kenntniß gefett werben; diefem liegt ob, die Tagſatzung 
zu verfammeln, welcher alle Verfügungen zur Sicherheit der Eidgenoſ— 
ſenſchaft zuftehen. 

- Der oder die gemahnten Kantone haben die Pflicht, dem Mahnen- 
den Hülfe zu leiſten. 
| Am Fall äußerer Gefahr werben die Koften von der Eidgenofjen- 
ſchaft getragen; bei inneren Unruhen liegen diefelben auf dem mahnen: 
den Kanton, e3 wäre denn Sache, daß die Tagfakung, wegen bejonderer 
Umftände, eine andere Beitimmung treffen würbe. 

5. Alle Anſprüche und Streitigkeiten zwifchen den Kantonen über 
Gegenftände, die nicht durch den Bundesvertrag gemwährleiftet find, wer- 
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ben an das eibgenöffifche Recht gewiefen. Der Gang und die Form 
diefer Rechtshandlung find folgendermaßen feitgefekt: 

Jeder der zwei ftreitenden Kantone wählt aus den Magiftratsper- 
fonen anderer Kantone zwei, oder, wenn bie Kantone darüber einig 
fallen, einen Schiebsrichter. 

Wenn die Streitfache zwifchen mehr ald zwei Kantonen obmaltet, 
fo wird die beftimmte Zahl von jeder Parthei gewählt. 

Diefe Schiedsrichter vereint trachten den Streit in der Minne und 
auf dem Pfad der Vermittlung beizulegen. Kann biefes nicht erreicht 
werben, fo wählen die Schiebsrichter einen Obmann aus den Magiftratd- 
perfonen eines in der Sache unpartheitfchen Kantons, und aus welchem 
nicht bereit3 einer der Schiedsrichter gezogen ift. 

Sollten die Schiedsrichter fich über die Wahl des Obmanns nicht vereini- 
gen können, und einer der Kantone darüber Beſchwerde führen, jo wird 

‚der Obmann von der Tagfatung gefett, wobei aber die im Streit ſte— 
henden Kantone fein Stimmredt haben; der Obmann und die Schieds- 
richter verfuchen nochmals, den Streit dur Vermittlung auszugleichen, 
ober entjcheiden, im Fall allfeitiger Lebergabe, durch Kompromißſpruch; 
geſchieht aber Feines von beiden, fo fprechen fie über die Streitfache nad) 
den Rechten endlich ab. 

Der Sprud kann nicht weiter gezogen werden, und wird erforder: 
lihen Falls dur Verfügung der Tagſatzung in Vollziehung geſetzt. 

Zu gleicher Zeit mit der Hauptſache foi auch über die Koſten, be= 
ftehend in den Auslagen der Schiedsrichter und des Obmanns, entfchie= 
ben werden. 

Die nah obigen Beitimmungen gewählten Schiedsrichter und Ob— 
männer werben von ihren Regierungen des Eibes für ihren Kanton, 
in der obmwaltenden Streitfache, entlaffen. 

Bei allen vorfallenden Streitigkeiten follen die betreffenden Kantone 
fih jeder gewaltfamen Mafregel oder fogar Bewaffnung enthalten, den 
in dieſem Artikel feftgefeßten Rechtspfad genau befolgen, und dem Spruch 
in allen Theilen Statt thun. 

6. Es follen unter den einzelnen Kantonen feine dem allgemeinen 
Bund oder den Rechten anderer Kantone nachtheilige Verbindungen ge: 
ſchloſſen werben. 

7. Die Eidgenofjenfhaft Huldigt dem Grundſatz, daß fo wie es, 
nah Anerkennung der XXII Kantone, keine Unterthanenlande mehr 
in ber Schweiz gibt, fo könne au der Genuß der politifhen Rechte 
nie das ausſchließliche Privilegium einer Klaffe der Kantonsbürger fein. 

8. Die Tagſatzung beforgt, nah den Vorfchriften des Bundesver— 
trag3, die ihr von den fouveränen Ständen übertragenen Angelegenhei: 
ten des Bundes. Gie befteht aus den Gefandten der XXI Kan⸗ 
tone, welche nach ihren Inſtruktionen ſtimmen. Jeder Kanton hat eine 
Stimme, welche von einem Geſandten eröffnet wird. Sie verſammelt 
ſich in der Hauptſtadt des jeweiligen Vororts, ordentlicher Weiſe alle 
Jahre am erſten Montag im Heumonat; außerordentlicher Weiſe, wenn 
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der Vorort diefelbe ausjchreibt, oder auf das Begehren von fünf Kantonen. 

Der im Amt ftehende Bürgermeifter oder Schultheiß des Vororts 
führt den Vorſitz. 

Die Tagſatzung erflärt Krieg und fchliekt Frieden; fie allein er: 
richtet Wündnifje mit auswärtigen Staaten; doch jind für diefe wichti— 
gen Verhandlungen drei VBiertheile der Kantonzftimmen erforderlich. In 
allen übrigen Verfügungen, die durch den gegenwärtigen Bund der 
Tagfagung übertragen find, entfcheidet die abjolute Mehrheit. 

Handelsverträge mit auswärtigen Stagten werden von der Tag: 
ſatzung geichlofien. 

Milttärtapitulationen und Verträge über ökonomiſche und Polizei— 
aegenitände mögen von einzelnen Kantonen mit auswärtigen Staaten 
geichlofien werden. Sie follen aber weder dem Bundesverein, noch be- 
jtehenden Bündnifjen, noch verfafiungsmäßigen Rechten anderer Kantone 
zumider fein, und zu diefem Ende zur Kenntniß der Tagfatung ge: 
bracht werden. 

Eidgenöfftihe Gefandte, wenn deren Abordnung nothmwendig erach— 
tet wird, werden von der Tagſatzung ernannt und abberufen. 

Die Tagſatzung trifft alle erforderliche Maßregeln für bie äußere 
und innere Sicherheit der Eidgenofjenfchaft. Sie beftinnmt die Organi- 
fatton der Kontingentstruppen, verfügt über berjelben Aufitellung und 
Gebrauch, ernennt den General, den Generalſtab und die eidgenöfjifchen 
Dberften. Sie ordnet, im Cinverftändnik mit den Kantonsregierungen, 
die Aufficht über die Bildung und Ausrüftung des Militärkontingents an. 

9. Bei außerordentlihen Umftänden, und wenn fie nicht fortdauernd 
verfammelt bleiben kann, hat die Tagfabung die Befugniß, dem Vorort 
befondere Vollmachten zu ertheilen. . Sie fann aud derjenigen Behörde 
bes Vorort3, welche mit der eidgenöſſiſchen Geſchäftsführung beauftragt 
ift, zu Beforgung wichtiger Bundesangelegenheiten, eidgenöſſiſche Repraͤ— 
fentanten beiortnen; in beiden Fällen find zwei Dritiheile der Stimmen 
erforderlich. 

Die eidgenöffiihen Repräjentanten werben von den Kantonen ge- 
wählt, welde hiefür unter fich in folgenden 6 Klaſſen wechſeln: 

Den erften eidgenöſſiſchen NRepräfentant geben abwechſelnd die zwei 
Direftorialorte, die nit im Amte ftehen; den zweiten Uri, Schmyz,. 
Unterwalden; den dritten Glarus, Zug, Appenzell, Schaffhaufen ; den 
vierten Freiburg, Bafel, Solothurn, Wallis; den fünften Graubünden, 
5 Gallen, Aargau, Neuenburg; den fehäten Waadt, Thurgau, Teffin, 

enf. 

Die Tagfakung ertheilt den eidgenöffiihen Repräfentanten die er: 
forderlihen Anftruftionen, und beftimmt die Dauer ihrer Verrichtungen. 
An jedem Fall hören leßtere mit dem Wiederzufammentritt der Tag— 
ſatzung auf. Die eidgenöffiihen Repräfentanten werden aus der Bun: 
deskaſſe entichädigt. 

10. Die Leitung der Bundesangelegenheiten, wenn die Tagſatzung 
nicht verfammelt ift, wird einem Vorort, mit den bis zum Jahr 1798 
ausgeübten Befugnifjen, übertragen. 
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Der Vorort wechfelt unter den Kantonen Zürich, Bern und Luzern 
je zu 2 Jahren um, welde Kehrordnung mit dem 1. Januar 1815 
ihren Anfang nimmt. 

Dem Vorort ift eine eidgenöffiihe Kanzlei beigeordnet ; diefelbe be— 
fteht au8 einem Kanzler und einem Staatsfchreiber, die von der Tag: 
ſatzung gewählt werben. i 

11. Für Lebensmittel, Landeserzeugniffe und Kaufmannswaaren ift 
der freie Kauf, und für diefe Gegenftände, fomwie auch für das PVich, 
die ungehinderte Aus: und Durchfuhr von einem Kanton zum andern 
geſichert, mit Vorbehalt der erforderlichen Polizeiverfügungen gegen Wu: 
her und ſchädlichen Norfauf. 

Diefe Polizeiverfügungen follen für die eigenen Kantonsbürger und 
die Einwohner anderer Kantone gleich beftimmt werben, 

Die dermalen beftehenden, von der Tagfakung genehmigten Zölle, 
Weg: und Brüdengelder verbleiben in ihrem Beftand. Es Fönnen aber 
ohne Genehmigung der Tagfatung weder neue errichtet, noch die be: 
ftehenden erhöht, noch ihr Bezug, wenn er auf beftimmte Jahre befchränft 
war, verlängert werben. 

Die Abzugsrehte von Kanton zu Kanton jind abgefchafft. 

12. Der Fortbeftand der Klöfter und Kapitel, und die Sicherheit 
ihres Eigenthums, fo weit es von den Kantonsregierungen abhängt, 
find gewährleiftet; ihr Vermögen ift glei anderem Privatgut den 
Steuern und Abgaben unterworfen. 

13. Die helvetifde Nationalfehuld, deren Betrag den 1. November 
1804 auf 3,118,336 Franken feftgefetst worden, bleibt anerkannt. 

14. Alle eidgenöffifhe Konkordate und Verkommniſſe feit dem Jahre 
1803, die den Grundſätzen des gegenwärtigen Bundes nicht entgegen 
find, verbleiben in ihrem bisherigen Beftand; die Sammlung der in 
dem gleichen Zeitraum erlafjenen Tagſatzungsbeſchlüſſe fol der Tag: 
fatung des Nahres 1816 zur Revifion vorgelegt werden, und dieſe wird 
entſcheiden, welche von denfelben ferner verbindlich fein folen. 

15. Sowohl gegenwärtiger Bunbesvertrag, als auch die Kantonals 
verfaffungen, follen in das eidgenöffifhe Archiv niedergelegt werden. 


Die XXU Kantone konftituiren fi ala ſchweizeriſche 
Eidgenoffenfhaft; fie erklären, daß fie frei und unge: 
zwungen in diefen Bund treten, denfelben im Glüd wie 
im Unglüd als Brüder und Eidgenoffen getreulidh hal: 
ten, infonder3 aber, daß fie von nun an alle daraus 
entftehenden Pflidten und Verbindlichkeiten gegenjeitig 
erfüllen wollen; und damit eine für das Wohl des ge— 
fammten PVBaterlandeß jo wichtige Handlung, nah der 
Sitie der Väter, eine heilige Gewährſchaft erhalte, fo ift 
dDiefe Bundesurfunde nit allein durd die bevollmädtig- 
ten Gefandten eines jeden Standes unterzeihnet und mit 
dem neuen Bundesinfiegel verfehen, fondern noch dburd 
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einen theuern Eid zu Gott dem Allmädtigen feierlich be- 
fräftiget worden. 

Alfo geſchehen, unterfchrieben und beftegelt durch die Gefandten und 
Legationsräthe der eidgenöfjifchen Stände, in Züri, den 7. Augftmonat 
im Jahr nah Chrifti Geburt eintaufend achthundert und fünfzehn. 
(7. Auguft 1815.) z 


Bundesverfaffung der Schweizeriſchen Gidgenoffenfchaft 
vom 92. Serbfimonat 1848. 


Im Namen Gotted des Allmächtigen ! 
Die Shmweizerifhe Eidgenoffenfhaft, | 
in der Abficht, den Bund der Eidgenoſſen zu befeftigen, bie Ein: 
heit, Kraft und Ehre der ſchweizeriſchen Nation zu erhalten und zu fürs 
dern, hat nachſtehende Bundesverfafjung angenommen : 


Erfter Abſchnitt. 


Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 1. Die durch gegenwärtigen Bund vereinigten Völkerſchaften 
der zwei und zwanzig fouveränen Kantone, ale: Zürih, Bern, Lu— 
zern, Uri, Schwyz, Unterwalden (ob und nid dem Wald), Gla— 
rus, Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel (Stadt und Land), 
Schaffhaufen, Appenzell (beider Rhoden), St. Gallen, Grau: 
bünden, Nargau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wallis, Neuen- 
burg und Genf, bilden in ihrer Gefammtheit die ſchweizeriſche 
Eidgenofienjhaft. 

alrt. 2. Der Bund hat zum Zweck: Behauptung der Unabhängige 
feit des Baterlandes gegen Kuben, Handhabung von Ruhe und Orb: 
‚nung im Innern, Schuß ber Freiheit und ber Rechte der Eidgenoſſen 
und Beförderung ihrer gemeinfamen Wohlfahrt. 

Art. 3. Die Kantone find fouverän, foweit ihre Souveränität 
nit durch die Bundesverfaſſung beſchränkt ift, und üben als ſolche alle 
Rechte aus, welche nicht der Bundesgewalt übertragen find. 


Art. 4. Alle Schweizer find vor dem Geſetze gleich. Es gibt in 
der Schweiz feine Unterthanenverhältnifie, Feine Vorrechte des Drts, der 
Geburt, der Familien oder Perfonen. 


Art. 5. Der Bund gegen den Kantonen ihr Gebiet, ihre 
Souveränität inner ben vanfen des Artikels 3, ihre Verfaffungen, 
die Freiheit, die Nechte des Volkes und bie verfafjungsmäßigen Rechte 
der Bürger gleich den Rechten und Befugnifien, welde das Volk den 
Behörden übertragen hat. 
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Art. 6. Die Kantone find verpflichtet, für ihre Verfaffungen bie 
Semwährleiftung des Bundes nachzuſuchen. 

Der Bund übernimmt diefe Gewährleiftung infofern : 

a. fie nichts den Vorfchriften der Bundesverfafjung Zumiderlaufen: 
des enthalten ; 

b. fie die Ausübung der politiihen Rechte nach republifanifhen — 
repräfentativen oder demokratiſchen — Formen ſichern; 

c. fie vom Volke angenommen worden find und revidirt werben 
können, wenn die abjolute Mehrheit der Bürger es verlangt. 


Art. 7. Befondere Bündniffe und Verträge politifhen Inhalts 
zwifchen den Kantonen find unterjagt. 

Dagegen fteht ihnen das Recht zu, Verfommnifje über Gegenftände 
der Gefeßgebung, des Gerichtsweſens und der Verwaltung unter ſich ab: 
zufhließen; jedoch Haben fie dieſelben der Bundesbehörhe ur Einficht 
vorzulegen, welche, wenn diefe Verfommnifje etwas dem Bunde oder 
den Rechten anderer Kantone Zumiberlaufendes enthalten, deren Voll— 
ziehung zu hindern befugt iſt. Im entgegengefesten Falle find die be: 
treffenden Kantone beredtigt, zur Bolziebung die Mitwirkung der Bun- 
desbehörden anzufprechen. 

Art. 8. Dem Bund allein fteht das Recht zu, Krieg zu erflären 
und Frieden zu ſchließen, Bünbniffe und Staatöverträge, namentli Zoll: 
und Hanbelöverträge mit dem Auslande einzugehen. 


Art. 9. Ausnahmsweiſe bleibt den Kantonen die Befugniß, Ver: 
träge über Gegenftände der Staatswirthſchaft, des nachbarlichen Ver: 
fehr8 und der Polizei mit dem Auslande abzufhließen; jedoh dürfen 
diefelben nichts dem Bunde oder den Rechten anderer Kantone Zumiders 
laufendes enthalten. 

Art. 10. Der amtliche Verkehr zwifchen Kantonen und ausmwärti- 
gen Staatregierungen, ſowie ihren Stellvertretern, findet durch Ver— 
mittlung des Bundesrathes ftatt. 

Ueber die im Artikel 9 bezeichneten Gegenftände können jedoch die 
Kantone mit den untergeordneten Behörden und Beamten eine? auswär- 
tigen Staates in unmittelbaren Verkehr treten. 

Art. 11. Es dürfen feine Militärfapitulationen abgefchlofjen werben. 

Art. 12. Die Mitglieder der Bundesbehörden, die eidgenöffifchen 
Civil- und Militärbeamten und die eidgenöffiihen Repräfentanten oder 
Kommifjarien dürfen von auswärtigen Regierungen weder Penfionen 
oder Gehalte, noch Titel, Gefchenke oder Orden annehmen. 

Sind fie bereit? im Befite von Penfionen, Titeln oder Orden, 
fo haben fie für ihre Amtsbauer auf den Genuß der Penfionen und 
das Tragen der Titel und Orden zu verzichten. » 

Untergeorbneten Beamter und Angeftellten kann jebocd vom Bund: 
desrath der Fortbezug von Penfionen bewilligt werben. 

rt. 13, Der Bund ift nicht berechtigt, ftehende Truppen zu halten, 
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Ohne Bewilligung der Bundesbehörde darf Fein Kanton ober in 
getheilten Kantonen kein Landestheil mehr ala 300 Mann ftehende Trup- 
pen halten, die Landjägerforps nicht inbegriffen. . 

Art. 14. Die Kantone find verpflichtet, wenn Streitigkeiten unter 
ihnen vorfallen, fich jeder Selbjthülfe, ſowie jeder Bewaffnung zu ent: 
halten und fich der bundesmäßigen Entfcheidung zu unterziehen. 


Art. 15. Wenn einem Kantone vom Auslande plöglih Gefahr 
droht, fo ijt die Regierung des bedrohten Kantons verpflichtet, andere 
Kantone zur Hülfe zu — unter gleichzeitiger Anzeige an die Bun— 
desbehörde und unvorgreiflich den ſpäteren Verfügungen dieſer letztern. 
Die gemahnten Kantone ſind zum Zuzuge verpflichtet. Die Koſten trägt 
die Eidgenoſſenſchaft. 

Art. 16. Bei geſtörter Ordnung im Innern, oder wenn von einem 
anderen Kanton Gefahr droht, hat die Regierung des bedrohten Kan: 
tons dem Bundesrathe fogleih Kenntniß e geben, damit dieſer inner 
den Schranken feiner Kompetenz (Art. 90, Wr. 3, 10 und 11) die er: 
forderlihen Maßregeln treffen oder die Bundesverfammlung einberufen 
fann. In dringenden Fällen ift die betreffende Regierung befugt, un: 
ter fofortiger Anzeige an den Bundesrath, andere Kantone zu Hülfe 
zu mahnen, und die gemahnten Stände find zur Hülfeleiftung verpflichtet. 

Wenn die Kantonsregierung außer Stande ift, Hülfe anzufprechen, 
fo kann, und wenn die Sicherheit der Schweiz gefährdet wird, fo foll 
die fompetente Bundesbehörde von. fih aus einjchreiten. 


In Fällen eidgenöfjifcher Intervention forgen die Bundesbehörden 
für Beachtung der Vorſchriften von Art. 5. 

Die Koften trägt der mahnende oder die eidgenöffische Intervention 
veranlafjende Kanton, wenn nicht die Bundesverfammlung wegen befon- 
derer Umftände etwas Anderes befchliekt. 

Art. 17. In den durh Art. 15 und 16 bezeichneten Fällen ift 
jeder Kanton verpflichtet, den Zruppen freien Durchzug zu geftatten. 
Diefe find fofort unter eidgenöffifche Leitung zu ftellen. 

Art. 18. Leder Schweizer ift mwehrpflichtig. 

Art. 19. Das Bundesheer, welches aus den Kontingenten der 
‚Kantone gebildet wird, bejteht: 

a. au dem Bundesauszug, wozu jeder Kanton auf 100 Seelen 

fchweizerifcher Bevölkerung 3 Mann zu ftellen hat; 

b. aus der Referve, deren Beitand die Hälfte des Bundesauszuges 

beträgt. 

In Zeiten der Gefahr kann der Bund auch über die übrigen Streit: 
fräfte (die Landwehr) eines jeden Kantons verfügen. 

Die Mannfchaftsffala, welche nach dem bezeichneten Mafftabe das 
Kontingent für jeden Kanton feitfegt, it ale zwanzig Jahre einer Re— 
vijion zu unterwerfen. 
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Art. 20. Um in dem Bundesheere die erforderlihe Gleichmäßig— 
feit und Dienftfähigkeit zu erzielen, werben folgende Grundſätze feitgefegt: 

1) Ein Bundesgefeg bejtimmt die allgemeine Organifation des 
Bundesheeres. 

2) Der Bund übernimmt: 

a. den Unterricht der Genietruppen, der Artillerie und der Kaval— 
lerie, wobei jedoh den Kantonen, melde diefe Waffengattungen 
zu ftellen haben, die Lieferung der Pferde obliegt; 

b. die Bildung der Inftruftoren für die übrigen J— 

. für alle Waffengattungen den höheren Militärunterricht, wozu 
er namentlich Militärſchulen errichtt und Zuſammenzüge von 
Truppen anordnet; 

d. die Lieferung eines Theils des Kriegsmaterials. 

Die Zentraliſation des Militärunterrichts kann nöthigenfalls durch 

die Bundesgeſetzgebung weiter entwickelt werden. 


3) Der Bund überwacht den Militärunterricht der Infanterie und 
der Scharfſchützen, ſowie die Anſchaffung, den Bau und Unterhalt des 
Kriegszeugs, welches die Kantone zu liefern haben. 


4) Die Militärverordnungen der Kantone dürfen nichts enthalten, 
was der eidgenöſſiſchen Militärorganiſation und den den Kantonen ob— 
liegenden bundesmäßigen Verpflichtungen entgegen iſt, und müſſen zu 
dießfälliger Prüfung * Bundesrathe vorgelegt werden. 

5) Alle Truppenabtheilungen im eidgenöſſiſchen Dienſte führen aus— 
ſchließlich die eidgenöſſiſche Fahne. 

Art. A. Dem Bunde ſteht das Recht zu, im Intereſſe der Eidge— 
noſſenſchaft oder eines großen Theiles derſelben auf Koſten der Eidge— 
noſſenſchaft öffentliche Werke zu errichten oder die Errichtung derſelben 
zu unterſtützen. 

Zu dieſem Zwecke iſt er auch befugt, gegen volle Entſchädigung das 
Recht der Expropriation geltend zu machen. Die näheren er ad 
gen hierüber bleiben der gi ag vorbehalten. 

Die Bundesverfammlung fann die Errichtung öffentlicher Werke 
unterfagen, melde die militärifhen Intereſſen der Eidgenoſſenſchaft 
verleßen. 

Art. 22. Der Bund ift befugt, eine Univerfität und eine polytech- 
nifche Schule zu errichten. 

Art. 23. Das Zollweſen ift Sache des Bundes. 

Art. 24. Dem Bunde fteht das Recht zu, die von der Tagſatzung 
bemwilligten oder anerfannten Land: und Waflerzölle, Weg: und Brüden- 
gelder, verbindlihe Kaufhaus: und andere Gebühren diefer Art, mögen 
diefelben von Kantonen, Gemeinden, Korporationen oder Privaten bezo— 
gen werden, gegen Entſchädigung ganz oder theilweife aufzuheben. Die: 
jenigen Zölle und Weggelder, welche auf dem Tranfit lajten, jollen je- 
denfall3 im ganzen Umfange der Eidgenofienfchaft und zwar gleichzeitig 
eingelöst werben. 
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Die Eidgenoſſenſchaft hat das Recht, an der ſchweizeriſchen Grenze 
Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangszölle zu erheben. 

Sie iſt berechtigt, gegenwärtig für das Zollweſen beſtimmte Gebäu— 
lichkeiten am der ſchweizeriſchen Grenze gegen Entſchädigung entweder als 
Eigenthum oder miethweife zur Benugung zu übernehmen. 

Art. 35. Bei Erhebung der Zölle follen folgende Grundfäße be- 
achtet werden: 

1) Eingangsgebühren : 

a. Die für die inländifhe Induſtrie erforderlihen Stoffe find im 

Zolltarif möglichft gering zu tariren. 

b. Ebenfo die zum nothwendigen Lebensbedarf erforderlichen Ge: 

genftände. 

c. Die Gegenftände des Lurus unterliegen der höchſten Tare. 

4) Durdgangsgebühren, und in der Regel auch die Ausgangage: 
bübren, find möglichſt mäßig feitzufegen. 

2) Dur die Zollgefeggebung find zur Sicherung des Grenz: und 
Markiverfehrs geeignete Beitimmungen zu treffen. 

Dem Bunde bleibt immerhin dag Recht vorbehalten, unter aufer- 
ordentlichen Umftänden, in Abweihung von vorftehenden Beftimmungen, 
vorübergehend befondere Maßnahmen zu treffen. 

Art. 26. Der Ertrag der Eingangs-, Ausgangs: und Durchgangs-⸗ 
zölle wird folgendermaßen verwendet: 

a. Jeder Kanton erhält 4 Baten auf den Kopf nah dem Maßſtab 
der Gefammtbevölferung, welche nad der Volkszählung von 1838 be— 
rechnet wird. 

b. Wenn ein Kanton hierdurch für die nah Art. 24 aufgehobenen 
Gebühren nicht Hinlänglich gededt wird, fo Hat er noch fo viel zu bes 
ziehen, al3 erforderlih ift, um ihn für diefelben Gebühren nah dem 
Durchſchnitt des Reinertrags der fünf Jahre, 1842 bis und mit 1846, 
zu entjchädigen. 

c. Die Mehreinnahme fällt in die Bundeskaſſe. 

Art. 27. Wenn Zölle, Weg: und Brüdengelder für Tilgung eines 
Baufapital3 oder eines Theiles desfelben bewilligt worden find, jo 
hört der Bezug derjelben oder die Entfhädigung auf, fobald das Kapi— 
tal oder der betreffende Theil nebſt Zinjen gededt iſt. 

Art. 28. Den in bereitö abgejchlofjenen Eifenbahnverträgen über 
Tranfitgebühren enthaltenen —— fol durch gegenwärtige Be— 
ſtimmungen kein Abbruch geſchehen. Dagegen tritt der Bund in die 
durch ſolche Verträge den Kantonen in Beziehung auf die Tranſitgebüh— 
ren vorbehaltenen Rechte. 

Art. 29. Für Lebensmittel, Vieh: und Kaufmannswaaren, Yandes- 
und Gemwerbserzeugnifje jeder Art find freier Kauf und Verkauf, freie 
Ein:, Aus: und Durchfuhr von einem Kanton in den andern gewährleiftet, 
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Vorbehalten find: 

a. In Beziehung auf Kauf und Verkauf das Salz: und Pulverregal. 

b. Polizeilihe Verfügungen der Kantone über die Ausübung von 
Handel und Gewerbe und über die Benugung der Straßen. 

ce. Berfügungen gegen ſchädlichen Vorkauf. 

d. Vorübergehende fanitätspolizeilide Maßregeln bei Seuden. 

Die in Litt. b. und c. bezeichneten Verfügungen müjjen die Kan— 
tonsbürger und die Schweizerbürger anderer Kantone gleich behandeln. Sie 
find dem Bundesrathe zur Prüfung vorzulegen und dürfen nicht vollzo: 
gen werden, ehe fie die Genehmigung desfelben erhalten haben. 

e. Die von der Tagſatzung bewilligten oder anerkannten Gebühren, 
welche der Bund nicht aufgehoben hat (Art. 24 und 31). 

f. Die Konfumogebühren auf Wein und andern geiftigen Geträn: 
ten, nah Vorſchrift von Art. 32. 

Art. 30. Der Bundesgefeßgebung bleibt vorbehalten, hinfichtlich 
der Abichaffung beitehender Vorrechte in Bezug auf Transport von Per: 
fonen und Waaren jeder Art zwilchen den Kantonen und im Innern 
derfelben auf dem Wafler und auf dem Lande, die nöthigen Verfügungen 
zu treffen, fo weit die Eidgenofjenfchaft hiebei ein Juiereſſe hat. 

Art. 31. Der Bezug der im Art. 29, Litt. e., bezeichneten Ge: 
bühren fteht unter der Aufficht de Bundesrathes. Sie dürfen nicht 
erhöht und der Bezug bderjelben darf ohne Genehmigung der Bundesver- 
fammlung, wenn er auf eine beftimmte Zeit beſchränkt war, nicht ver: 
längert werben. 

Die Kantone dürfen weder Zölle, Weg: noch Brüdengelder unter 
irgend welchem Namen neu einführen. Bon der Bundesverfammlung 
können jedoch auf bejtimmte Zeit ſolche Gebühren bewilligt werden, um 
die Errichtung öffentlicher Werke zu unterftügen, melde im Sinne des 
Art. 21 von allgemeinem Intereſſe für den Verkehr find und ohne ſolche 
Bewilligung nicht zu Stande fommen könnten. 

Art. 32. Die Kantone find befugt, außer den nah Art. 29, Litt. e., 
vorbehaltenen Berechtigungen, von Wein und anderen geiftigen Geträn— 
fen Konfumogebühren zu erheben, jedoch unter folgenden Beſchränkungen: 

a. Bei dem Bezug derfelben ſoll der Tranfit in Feiner Weife bes 
läftigt und der Verkehr überhaupt fo wenig al3 möglich gehemmt und - 
mit feinen anderen Gebühren belegt werden. 

b. Werden die für den Verbrauch eingeführten Gegenftände wieder 
aus dem Kanton ausgeführt, jo find die bezahlten Konſumogebühren 
ohne weitere Beläftigung zurüdzuerftatten. 

c. Die Erzeugnifje jchweizerifchen Urfprungs find mit niedrigeren 
Gebühren zu belegen als diejenigen des Auslands. 

d. Konfumogebühren auf Wein und andern geiftigen Getränfen 
Ichweizerifchen Urjprungs dürfen da, wo foldhe ſchon beftehen, nicht erhöht, 
und in Kantonen, welde noch feine beziehen, nicht eingeführt werden, 
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e. Die Gefete und Verordnungen der Kantone über den Bezug 
der Konfumogebühren jind der Bundesbehörde vor Vollziehung derfelben 
ur Gutheißung vorzulegen, damit die Nichtbeachtung vorftehender Grund: 
fäte verhindert werden Tann. 


Art. 33. Das Poftwefen im ganzen Umfange der Eidgenoſſenſchaft 
wird vom Bunde übernommen unter folgenden Vorſchriften: 

1) Die gegenwärtig beftehenden Poftverb indungen dürfen im Gan- 
zen ohne Zuftimmung der betheiligten Kantone nicht vermindert werden. 

2) Die Tarife werden im ganzen Gebiete der Eidgenoſſenſchaft nach 
den gleichen möglichſt billigen Grundfäßen beftimmt. 

3) Die Unverleßbarkeit des Pojtgeheimnifjes ift gewährleiftet. 

4) Für Abtretung des Voftregals leiftet der Bund Entſchädigung, 
und zwar nach folgenden nähern Bejtimmungen : 

a. Die Kantone erhalten jährlich die Durchfchnittsfumme des reinen 
Ertrages, den fie in den drei Jahren 1844, 1845 und 1846 
vom Boftwefen auf ihrem Kantonalgebiete bezogen haben. 

Wenn jedoch der reine Ertrag, welchen der Bund vom Poft: 
wejen bezieht, für Beftreitung diefer Entſchädigung nicht hin- 
reicht, jo wird den Kantonen das Mangelnde nad) Verhältnig 
der feftgefegten Durchſchnittsſummen in Abzug gebracht. 

b. Wenn ein Kanton vom Poſtweſen unmittelbar noch gar nichts, 
oder in Folge eine mit einem andern Kanton abgejchlofjenen 
Pachtvertrags bedeutend weniger bezogen hat, al3 die Ausübung 
des Poſtregals auf feinem Gebiete demjenigen Kanton, der das⸗ 
felbe gepachtet hatte, erweislichermaßen rem ertragen hat, fo 
ſollen ſolche Verhältniffe bei Ausmittlung der Entfhädigungs- 
ſumme billige Berüdfihtigung finden. 

c. Wo die Ausübung des Poftregals an Privaten abgetreten wor— 

den ift, übernimmt der Bund die diesfällige Entſchädigung. 

d. Der Bund ift berechtigt und verpflichtet, daS zum Poſtweſen 
gehörige Material, ſoweit dasfelbe zum Gebrauche tauglich und 
erforderlich ift, gegen eine den Eigenthümern abzureichende billige 
Entfhädigung zu übernehmen. 

e. Die eidgenöfjiihe Verwaltung ift berechtigt, die gegenwärtig 
für das PBoftwefen beftimmten Gebäulichkeiten gegen Entſchädi— 
ung entweder als Eigenthum, oder aber nur miethweife zur 

enußung zu übernehmen. 

Art. 34. Bei der —— des Zoll- und Poſtweſens ſind die 
Angeſtellten größtentheils aus den Einwohnern derjenigen Kantone zu 
wählen, für welche ſie beſtimmt ſind. 

Art. 35. Der Bund übt die Oberaufſicht über die Straßen und 
Brücken, an deren Erhaltung die Eidgenoſſenſchaft ein Intereſſe Hat. 

Die nad Art. 26 und 33 den Kantonen für Zölle und Poften zu— 
fommenden Summen werden von der Bundesbehörde zurüdbehalten, 
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wenn diefe Straßen und Brücken von den betreffenden Kantonen, Kor— 
porationen oder Privaten nicht in gehörigem Zuftand unterhalten werden. 

Art. 36. Dem Bunde fteht die Ausübung aller im Münzregale 
begriffenen Rechte zu. 

Die Münzprägung durch die Kantone hört auf und geht einzig vom 
Bunde aus. 

Es ift Sache der Bundesgefetgebung, den Münzfuß feitzufegen, 
die vorhandenen Münzforten zu tarifiren und die nähern Beftimmungen 
zu treffen, nach welchen die Kantone verpflichtet find, von den von ihnen 
geprägten Münzforten einfchmelzen und umprägen zu lajien. 

Art. 37. Der Bund wird auf die Grundlagen des beftehenden 
eidgenöſſiſchen Konkordats für die ganze Eidgenofjenjchaft gleihes Maß 
und Gewicht einführen. 

Art. 38. Fabrikation und Verkauf des Schiekpulvers im Umfange 
der Eidgenoſſenſchaft ftehen ausfhlichlih dem Bunde zu. 

Art. 39. Die Ausgaben des Bundes werden beftritten: 

. aus den Zinfen der eidgenöfjiihen Kriegsfonds ; 
. au8 dem Ertrag der fchweizerifchen Grenzzölle; 
. aus dem Ertrag der Poftverwaltung ; 

. aus dem Ertrag der Pulververwaltung; 

e. aus Beiträgen der Kantone, welche jedoh nur in Yolge von 
Beichlüffen der Bundesverfammlung erhoben werden können. 

Sole Beiträge find von den Kantonen nah Verhältniß der Geld: 
fkala zu leiften, welche alle zwanzig Jahre einer Nevifion zu untermer- 
fen ift. Bei einer ſolchen Revifion follen theils die Bevölkerung, theils 
= Vermögens: und Erwerbsverhältniſſe der Kantone zur Grundlage 

ienen. 

Art. AO. Es ſoll jederzeit wenigftend der Betrag bes doppelten 
Geldfontingents für Beftreitung von Militärkoften bei eidgenöfjifchen 
Aufgeboten baar in der Bundeskaſſe Liegen. 

Art. 41. Der Bund gewährleiftet allen Schweizern, welche einer 
der Hriftliden Konfeifionen angehören, das Recht der freien 
Niederlaffung im ganzen Umfange der Eidgenoffenfchaft, nad folgenden 
nähern Beftimmungen: 

. 1) Reinem Schweizer, der einer ber hriftliden Konfeſ— 
ſionen angehört, kann die Niederlaſſung in irgend einem Kanton 
verweigert werden, wenn er folgende Ausweisjchriften beſitzt: 

a. einen Heimathſchein oder eine andere gleichbedeutende Ausweis- 

rift; 

b. ein Zeugniß fittliher Aufführung ; 

c. w Befheinigung, daß er in bürgerlichen Rechten und Ehren 

ehe; 
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und wenn er auf Berlangen fih ausweifen fann, daß 
er durch Vermögen, Beruf oder Gewerbe ſich und 
feine Familie zu ernähren im Stande Sei. 

Naturalifirte Schweizer müffen überdieß die Beſchei— 
nigung beibringen, daß fie wenigitens fünf Nahre 
lang im Befige eines Kantonsbürgerredhtes fid 
befinden. | 


2) Der Niedergelafjene darf von Seite des die Nieberlajjung ge: 
ftattenden Kantons mit feiner Bürgſchaft und mit feinen andern befon- 
dern Laſten behufs der Niederlafjung belegt werden. 


3) Ein Bundesgefe wird die Dauer der Niederlafjungsbewilligung, 
ſowie das Marimum der zu Erlangung derfelben an den Kanton zu 
entrihtenden Kanzleigebühren bejtimmen. 


4) Der Niedergelafjene geniept alle Rechte der Bürger des Kan— 
tons, in welchem er jich niedergelajjen hat, mit Ausnahme des Stimm: 
rechts in Gemeindeangelegenheiten und de3 Mitantheiles an Gemeinde: 
und Korporationdgütern. Ansbefondere wird ihm freie Gewerbsaus: 
übung und das Recht der Erwerbung und Veräußerung von Liegen- 
ichaften zugelichert, nah Maßgabe der Gefege und Verordnungen der 
Kantone, die in allen diefen Beziehungen den Niedergelafjenen dem eige: 
nen Bürger gleihhalten follen. 


5) Den Niedergelaljenen anderer Kantone können von Seite der 
Gemeinden feine größeren Leiftungen an Gemeindelaften auferlegt wer: 
den, als den Niedergelafjenen des eigenen Kantons, 

6) Der Niedergelafjene kann aus dem Kanton, in welchem er nie: 
dergelaffen iſt, weggewieſen werden: 

a. durch gerichtliches Strafurtheil ; 

b. durch Verfügung der Polizeibehörden, wenn er die bürgerlichen 
Nechte und Ehren verloren hat, oder ſich eines unfittlichen Le— 
benswandel3 jchuldig macht, oder durch Verarmung zur Lait 
fällt, oder jchon oft wegen Hebertretung polizeilicher Borfhriften 
beftraft werden mußte.*) 

Art. 42. Jeder Kantonsbürger ift Schweizerbürger. Als folcher 
fann er in eidgenöfjischen und kantonalen Angelegenheiten die politifchen 
Nechte in jedem Kanton ausüben, in welchem er niedergelafien ift. Er 
fann aber diefe Rechte nur unter den nämlichen Bedingungen ausüben, 
wie die Bürger des Kantons und in Beziehung auf die fantonalen An: 
gelegenheiten erjt nach einem längern Aufenthalte, deſſen Dauer durd) 
die Kantonalgejeßgebung bejtimmt wird, jedoch nicht über zwei Jahre 
ausgedehnt werden darf. 

Niemand darf in mehr als in einem Kantone politiiche Rechte ausüben. 


*) Die im obigen Artikel 41, jowie weiter unten im Art. 48, geiperrten Worte 
find durch Revifion der Bundesverfafjung von 14. Jan. 1866 aufgehoben worden. 
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Art. 43. Kein Kanton darf einen Bürger des Bürgerredtes ver- 
luftig erflären. 

Ausländern darf fein Kanton das Bürgerrecht ertheilen, wenn fie 
nicht aus dem frühern Staatsverband entlafjen werden. 

Art. 44. Die freie Ausübung des Gottesdienftes ift den aner- 
fannten chriftlichen Konfefjionen im ganzen Umfange der Eidgenoſſen— 
haft gemährleijtet. 

Den Kantonen, fowie dem Bunde, bleibt vorbehalten, für Hand: 
habung der öffentlihen Ordnung und des Friedens unter den Konfeffio- 
nen die geeigneten Maßnahmen zu treffen. 

Art. 45. Die Preffreibeit ift gewährleiitet. 

Ueber den Mißbrauch derjelben trifft die Kantonalgefeßgebung die 
erforderliden Beitimmungen, welche jedoch der Genehmigung des Bun- 
desrath3 bedürfen. 

Dem Bunde fteht das Recht zu, Strafbeftinnmungen gegen den Mik- 
brauch der Preſſe zu erlafjen, der gegen die Eidgenoffenihaft und ihre 
Behörden gerichtet ift. 

Art. 46. Die Bürger haben das Recht, Vereine zu bilden, fofern 
folhe weder in ihrem. Zweck, noch in den dafür beftimmten Mitteln 
vehtswidrig oder ftaatögefährlih find. Ueber den Mißbrauch dieſes 
Rechtes trifft die Kantonalgefebgebung die erforderlichen Beltimmungen. 

Art. 47. Das Petitionsrcht ift gemwährleiftet. 
| Art. 48. Sämmtlihe Kantone find verpflichtet, alle Schweizer: 

bürger chriſtlicher Konfeffion in der Gefetgebung ſowohl als im ge— 
richtlihen Verfahren den Bürgern des eigenen Kantons gleich zu halten, 

Art. 49. Die rechtsfräftigen Civilurtheile, die in einem Kanton 
gefällt find, follen in der ganzen Schweiz vollzogen werben fünnen. 

Art. 50. Der aufrechtitehende ſchweizeriſche Schuldner, welcher 
einen feften Wohnſitz hat, muß für perfünliche Anſprachen vor dem Nich- 
ter feines Wohnortes gefucht, und es darf daher für Forderungen auf 
das Vermögen eines folhen außer dem Kanton, in welchem er wohnt, 
fein Arreft gelegt werben. 

Art. 51. Ale Abzugsrechte im Innern der Schweiz, fowie die Zug— 
rechte von Bürgern des einen Kantons gegen Bürger anderer Kantone 
find abgefhafft. 

Art. 52. Gegen die auswärtigen Staaten beiteht Freizügigkeit, 
unter Vorbehalt des Gegenrechtes. 

Art. 53. Niemand darf feinem verfafjungsmäßigen Gerichtsſtand 
entzogen, und e8 dürfen daher Feine Ausnahmsgerichte eingeführt werden. 

Art. 54. Wegen politifcher Vergehen darf fein Todesurtheil ge— 
fällt werden. 

Art. 55. Ein Bundesgefek wird über die Auslieferung der Ange— 
flagten von einem Kanton an den andern Beitimmungen treffen; Die 
Auslieferung kann jedoch für politifche Vergehen und für Prefvergehen 
nicht verbindlich gemacht werben. 

Art. 56. Die Ausmittlung von Bürgerrechten für Heimathloſe 
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und die Mafregeln zur Verhinderung der Entftehung neuer Heimathlofen 
find Gegenstand der Bundesgeſetzgebung. 

Art. 57. Dem Bunde ftcht das Recht zu, Fremde, welche die innere 
oder Äußere Sicherheit der Eidgenofjenichaft gefährden, aus dem ſchwei— 
zerifchen Gebiete wegzumeifen. 

Art. 58. Der Orden der Jeſuiten und die ihm affiliirten Gefell: 
Ihaften dürfen in keinem Theile der Schweiz Aufnahıne finden. 

Art. 59. Die Bundesbehörden find befugt, bei gemein=gefährlichen 
Seuchen gefundheitspolizeiliche Verfügungen zu erlaffen. 


Bweiter Abſchnitt. 
Bundesbehörden. 


I. Bundesverfammlung. 


Art. 60. Die oberite Gewalt des Bundes wird durch die Bundes» 
verfammlung ausgeübt, welche aus zwei Abtheilungen befteht: 
A. aus dem Nationalrath ; 
B. aus dem Ständerath. 


A. Notionalrath. 


Art. 61. Der Nationalrat) wird aus Abgeordneten Des jchmeize: 
rifchen Volkes gebildet. Auf je 20,000 Seelen der Gefammtbevölferung 
wird ein Mitglied gemwählt. 

Eine Bruchzahl über 10,000 Seelen wird für 20,000 Seelen be: 
rechnet. 

” Jeder Kanton und bei getheilten Kantonen jeder der beiden Landes- 
theile hat wenigitens ein Mitglied zu wählen. 

Art. 62. Die Wahlen für den Nationalvath find direkte. Sie 
finden in eidgenöfjtichen Wahlfreifen ftatt, welche jedoch nicht aus Thei— 
Ien verfchiedener Kantone gebildet werden können. 

Art. 63. Stimmberechtigt ift jeder Schweizer, der das zwanzigfte 
Alterzjahr zurüdgelegt Hat und im Uebrigen nad der Gefebgebung des 
Kantons, in welchem er feinen Wohnfis Hat, nicht vom Aktivbürgerrecht 
ausgeſchloſſen ift. 

Art. 64. Wahlfähig als Mitglied des Nationalrathes ift jeder 
ſtimmberechtigte Schweizerbürger weltlichen Standes. 

Naluraliſirte Schweizerbürger müſſen feit wenigftens fünf Jahren 
da3 erworbene Bürgerrecht bejigen, um mwahlfähig zu fein. 

Art. 65. Der Nationalvath wird auf die Dauer von drei Jahren 
gewählt, und es findet jeweilen Gejfammterneuerung ftatt. 

Art. 66. Die Mitglieder des Ständerathes, des Bundesrathes 
und von legterm gewählte Beamte fönnen nicht zugleich Mitglieder Des 
Nationalrathes fein. 

Art. 67. Der Nationalrath wählt aus feiner Mitte für jede or- 


dentliche oder außerordentlihe Situng einen Präfidenten und Vicepräſi— 
denten. 
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Dasjenige Mitglied, welches während einer ordentlihen Sitzung 
die Stelle eines Präfidenten befleivete, ift für die nächſtfolgende ordent- 
liche Situng weder als Präjident noch als Vicepräfident wählbar. Das 
gleihe Mitglied kann nicht während zwei unmittelbar auf einander fol: 
genden ordentlihen Situngen Bicepräfident fein. 

Der Präfident hat bei gleichgetheilten Stimmen zu entjcheiden; bei 
Wahlen übt er des Stimmrecht aus, wie jedes Mitglied. 

Art. 68. Die Mitglieder des Nationalrathe8 werden aus der 
Bundesfafje entichädigt. 


B. Ständeratb. 


Art. 69. Der Ständerath beiteht aus 44 Abgeordneten der Kan— 
tone. Jeder Kanton wählt zwei Abgeordnete; in den getheilten Kan: 
tonen jeder Landestheil einen Abgeordneten. 

Art. 70. Die Mitglieder des Nationalrathe8 und des Bundes: 
rathes können nicht zugleich Mitglieder des Ständerathes fein. 

Art. 71. Der Ständerath wählt für jede ordentlihe und außer: 
—— Sitzung aus feiner Mitte einen Präſidenten und Vieepräſi— 

enten. 

Aus den Gefandten desjenigen Kantons, aus welchen für eine or: 
dentlihe Situng der Präfident gewählt worden it, fann fiir Die nädhit- 
folgende ordentlihe Sigung weder der Präfident, noch der Vicepräfident 
gewählt werden. 

Gefandte des gleihen Kantons können nicht während zwei unmit: 
telbar auf einander folgenden ordentlichen Sigungen die Stelle eines 
Viceprälidenten beffeiden. 

Der Präfident hat bei gleich getheilten Stimmen zu entjcheiden ; 
bei Wahlen übt er dad Stimmrecht aus wie jedes Mitglied. 

Art. 72, Die Mitglieder des Ständerathes werden von den Kan 
tonen entjchädigt. 


C. Befuguiffe der Bundesverſammlung. 


Art, 73. Der Nationalrath und der Ständerath haben alle Ge: 
genftände zu behandeln, welche nad Inhalt der gegenwärtigen Verfafjung 
in die Kompetenz des Bundes gehören und nicht einer anderen Bundes: 
behörde zugefchieden find. 

Art. 74. Die Gegenftände, welche in den Gefchäftsfreis beider 
Näthe fallen, find insbefondere folgende: 

1) Gefeße und Beſchlüſſe zur Ausführung der Bundesverfaflung, 
wie namentlich Gefege über Bildung der Wahltreife, über Wahlart, 
über Organifation und Gefhäftsgang dev Bundesbehörden und Bildung 
der Schwurgerichte. 

2) Befoldung und Entihädigung der Mitglieder der Bundesbehör: 
den und der Bundeskanzlei; Errichtung bleibender Beamtungen und Be: 


ſtimmung ihrer Gehalte. 


3) Wahl des Bundesrathes, des Bundesgerichtes, des Kanzlers, 
bes Generals, des Chefs des Stabes und eidgenöfjischer Repräfentanten. 
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4) Anerkennung auswärtiger Staaten und Regierungen. 

5) Bündniffe und Verträge mit dem Auslande, ſowie die Gut: 
heißung von Verträgen der Kantone unter ſich oder mit dem Auslande. 
Solche Verträge der Kantone gelangen jedoch nur dann an die Bundes» 
verfammlung, wenn vom Bundesrath oder einem andern Kanton Ein: 
ſprache erhoben wird. 

6) Mafregeln für die äußere Sicherheit, für Behauptung der Un: 
abhängigfeit und Neutralität der Schweiz, Kriegserflärungen und Frie— 
densſchlüſſe. 

7) Garantie der Verfaſſungen und des Gebiets der Kantone; In— 
tervention in Folge der Garantie; Maßregeln für die innere Sicherheit, 
für Handhabung von Ruhe und Ordnung; Amneſtie und Begnadigung. 

8) Mafregeln, welche die Handhabung der Bundesverfaflung, die 
Garantie der Kantonalverfaliungen, die Erfüllung der bundesmäkigen 
PVerpflihtungen und den Schuß der durch den Bund aemwährleifteten 
Nechte zum Zwecke haben. 

9) Geſetzliche Beltimmungen über Organifation des eidgenöffifchen 
Militärweſens, über Unterricht der Truppen und über Yeiftungen der 
Kantone; Verfügungen über das Bundesheer. 

10) Feitfegung der eidgenöjjiih.n Mannſchafts- und Geldffala; 
gefeßlihe Beftimmungen über Verwaltung und Verwendung der eidge- 
nöſſiſchen Kriegsfonds, Erhebung direkter Beiträge der Kantone; Anlei- 
ben; Boranfhlag und Rechnungen. 

11) Geſetze und Beichlüffe über Zölle, Poſtweſen, Münzen, Maß 
und Gewicht, Fabrikation und Verkauf von Schiekpulver, Waffen und 
Munition. 

12) Errichtung öffentlicher Anftalten und Werke und hierauf be: 
zügliche Erpropriationen. 

13) Geſetzliche Verfügungen über Niederlafjungsverhältniffe; über 
Heimathloje, Fremdenpolizei und Sanitätsweien. 

14) Die Oberaufjicht über die eidgenöffiiche Verwaltung und Rechts= 
pflege. 

15) Beichwerden von Kantonen oder Bürgern über Berfügungen 
des Bundesrathes. 

16) Streitigfeiten unter den Kantonen, welche ftaatsrechtlicher 
Natur find. 

17) Kompetenzftreitigfeiten insbeſondere darüber: 

a. ob ein Gegenftand in den Bereich ded Bundes oder der Kan- 
tonalfouveränität gehöre; 

b. ob eine Frage in die Kompetenz des Bundesrathes oder des 
Bundesgerichtes falle. 

185) Revifion der Bundesverfallung. 

Art. 75. Die beiden Räthe verfammeln fi jährlih ein Mal zur 
ordentlichen Situng an einem durch das Reglement feitzufetenden Tage. 

Sie werden außerordentlich einberufen durch Beſchluß des Bundes— 
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rathes, oder wenn ein PViertheil der Mitglieder des Nationalrathes oder 
fünf Kantone es verlangen. 

Art. 76. Um gültig verhandeln zu können, ijt die Anmefenheit 
der abfoluten Mehrheit der Mitglieder des betreffenden Rathes erfor: 
derlich. 

Art. 77. Im Nationalrath und im Ständerath entſcheidet Dig 
Mehrheit der Stimmenden, 

Art. 78. Für Bundesgefeße und Bundesbeſchlüſſe ift die Zuftime 
ınung beider Räthe erforderlich. 

Art. 79. Die Mitglieder beider Räthe ftimmen ohne Anftruftionen. 

Art. 80. Jeder Rath verhandelt abgefondert. Bei Wahlen (Art. 
74, Nr. 3), bei Ausübung des Begnadigungsrechtes und für Entſchei— 
dung von KRompetenzitreitigfeiten vereinigen fich jedoch beide Räthe unter 
der Leitung des Präfidenten des Nationalrathes zu einer gemeinſchaftli— 
chen Verhandlung, fo daß die abjolute Mehrheit der fimmenden Mit: 
glieder beider Räthe entjcheidet. 

Art. 81. Jedem der beiden Räthe und jedem Mitglied derfelben 
fteht das Vorſchlagsrecht (die Initiative) zu. 

Das gleihe Recht können die Kantone durch Korrefponden; ausüben. 

Art. 82. Die Sikungen der beiden Räthe find in der Regel 
öffentlich. 

II. Bundesrath. 


Art. 83. Die oberjte vollziehende und leitende Behörde der Eid: 
genoffenfhaft ift ein Bundesrath, welcher aus jieben Mitgliedern befteht. 

Art. 84. Die Mitglieder des Bundesrathes werden von der Bun: 
desverfammlung aus allen Schweizerbürgern, welche ald Mitglieder des 
Nationalrathes wählbar find, auf die Dauer von drei Jahren ernannt. 
Es darf jedoch nicht mehr als ein Mitglied aus dem nämlichen Kanton 
gewählt werden. 

Nah jeder Gefammterneuerung des Nationalrathes findıt auch eine 
Gefammterneuerung de3 Bundesrathes ftatt. 

Die in der Zmwifchenzeit Iedig gewordenen Stellen werben bei ber 
nädjitfolgenden Sikung der Bundesverfammlung für den Reft der Amts— 
dauer wieder beſetzt. 

Art. 85. Die Mitglieder des Bundesrathes dürfen feine andere 
Beamtung, fei e8 im Dienfte der Eidgenoſſenſchaft, fei «8 in einem 
Kantone, befleiden, noch irgend einen andern Beruf oder Gewerbe treiben. 

Art. 86. Den Borjik im Bundesrath führt der Bundespräſident, 
welcher, ſowie aud der Vicepräfident, von den vereinigten Räthen aus 
den Mitgliedern defjelben für die Dauer eines Jahres gewählt wird. 

Der abtretende Präfident ift für das nädhitfolgende Jahr weder 
als Präjident, noch al3 Vicepräfident wählbar. Das gleiche Mitglied 
kann nicht während zwei unmittelbar auf einander folgenden Jahren die 
Stelle eines Vicepräſidenten befleiden. 

Art. 87. Der Bundespräfident und die übrigen Mitglieder des 
Bundesrathes beziehen einen jährlichen Gehalt aus der Bundeskaſſe. 
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Art. 88. Um gültig verhandeln zu fünnen, müfjen wenigftens vier 
Mitglieder des Bundesrathes anmefend fein. 

Art. 89. Die Mitglieder des Bundesrathes haben bei den Ber- 
handlungen der beiden Abtheilungen der Bundesverfammlung berathende 
Stimme und auch das Recht, über einen in Berathung liegenden Ge— 
genftand Anträge zu ftellen. 

Art. 90. Der Bundesrath hat inner den Schranken der gegen 
wärtigen Verfaſſung vorzüglich folgende Befugniſſe und Obliegenheiten: 

1) Er leitet die eidgenöffifhen Angelegenheiten, gemäß der Bundes— 

gefete und Bundesbeichlüffe. 
. 2) Er hat für Beobadhtung der Verfaffung, der Geſetze und Ve— 
ihlüfje des Bundes, fomie der Lorföriften eidgenöſſiſcher Konkordate zu 
wachen; er trifft zur Handhabung derſelben von ſich aus oder auf ein— 
gegangene Beſchwerde die erforderlichen Verfügungen. 

3) Er wacht für die Garantie der Kantonalverfaſſungen. 

4) Er ſchlägt der Bundesverſammlung Geſetze und Beſchlüſſe vor 
und begutachtet die Anträge, welche von den Räthen des Bundes oder 
von den Kantonen an ihn gelangen. 

5) Er vollzieht die Bundesgeſetze und Bundesbeſchlüſſe, die Urtheile 
des Bundesgerichtes, ſowie die Vergleiche oder ſchiedsrichterliche Sprüche 
über Streitigkeiten zwiſchen Kantonen. 

6) Er hat diejenigen Wahlen zu treffen, welche nicht durch die 
Verfaſſung der Bundesverſammlung und dem Bundesgericht oder durch 
die ——— einer anderen untergeordneten Behörde übertragen 
werden. J 

Er ernennt Kommiſſarien für Sendungen im Innern oder nach 
Außen. 

7) Er prüft die Verträge der Kantone unter ſich oder mit dem 
— und genehmigt dieſelben, ſofern ſie zuläſſig ſind (Art 74, 

r. 5). 

8) Er wahrt die Intereſſen der Eidgenoſſenſchaft nach Außen, wie 
namentlich ihre völkerrechtlichen Beziehungen, und beſorgt die auswärti— 
gen Angelegenheiten überhaupt. 

9) Er wacht für die äußere Sicherheit, für die Behauptung der 
Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz. 

10) Er forgt für die innere Sicherheit der Eidgenoffenfhaft, für 
Handhabung von Ruhe und Ordnung. | 

11) In Fällen von Dringlichkeit ift der Bundesrath befugt, fofern 
die Näthe nicht verfammelt find, die erforderliche Truppenzahl aufzubie- 
ten und über folche zu verfügen, unter Vorbehalt unverzüglicher Einbe- 
rufung der Bundesverfammlung, fofern die aufgebotenen Truppen zwei— 
taufend Mann überfteigen oder das Aufgebot länger als drei Wochen 
dauert. 

12) Er beforgt das eidgenöfjiihe Militärwefen und alle Zmeige 
der Verwaltung, welche dem Bunde angehören. Ä 

13) Er prüft die Gefeße und Verordnungen der Kantone, welche 
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feiner Genehmigung bedürfen; er überwacht diejenigen Zweige der Kanz 
tonalvermwaltung, welche durch den Bund feiner Aufficht unterftellt find, 
wie das Militärwefen, Zölle, Straßen und Brüden. 

14) Er forgt für die Verwaltung der Finanzen des Bundes, für 
die Entwerfung des Voranfchlages und die Stellung der Rechnungen 
über die Einnahmen und Ausgaben des Bundes. 

15) Er hat die Aufſicht über die Gefchäftsführung aller Beamten 
und Angeftellten der eidgenöffifchen Verwaltung. 

16) Er erftattet der Bundesverfammlung jemweilen bei ihrer ordent: 
lien Sitzung Rechenſchaft über feine Verrichtungen, ſowie Bericht über 
den Zuftand der Eidgenofjenfhaft im Innern ſowohl als nah Außen, 
und wird ihrer Aufmerkjamfeit diejenigen Mafregeln empfehlen, welche 
er zur Beförderung gemeinfamer Wohlfahrt für dienlich erachtet. 

Er hat auch befondere Berichte zu erftatten, wenn die Bundesver— 
jammlung oder eine Abtheilung derfelben es verlangt. 

Art. 9. Die Gefhäfte des Bundesrathes werden nach Departes 
menten unter die einzelnen Mitglieder vertheilt. Dieſe Eintheilung hat 
aber einzig zum med, die Prüfung und Beforgung der Gefchäfte zu 
ehe ns der jeweilige Entjcheid geht von dem Bundesrathe ala Be: 

örde aus. 

Art. 92. Der Bundesrath und feine Departemente find befugt, 
für befondere Geſchäfte Sachkundige beizuziehen. 


III. Bundestanzlei. 


Art. 93. Eine Bundeskanzlei, welcher ein Kanzler vorfteht, beſorgt 
die Kanzleigefchäfte bei der Bundeöverfammlung und beim Bundisrath. 

Der Kanzler wird von der Bundesverfammlung auf die Dauer 
von drei Jahren jemweilen gleichzeitig mit dem Bundesrath gemählt. 
i Die Bundeskanzlei fteht unter der befonderen Auffiht des Bun: 
esrathes. 

Die nähere Organifation der Bundesfanzlei bleibt der Bundesge— 
feßgebung vorbehalten. 


IV. Bundesgeridt. 


Art. 94. Zur Ausübung der Rechtspflege, ſoweit diefelbe in den 

Bereich des Bundes fällt, wird ein Bundesgericht aufgeftellt. 
: er Beurtheilung von Straffällen werden Schmurgerichte (Jury) 

gebildet. 

Art. 95. Das Bundesgericht befteht aus eilf Mitgliedern nebit 
Erfagmännern, deren Anzahl durch die Bundesgefeßgebung beftimmt wird. 

Art. 96. Die Mitglieder des Bundesgerichtes und die Erfah- 
männer werden von der Bundesverfammlung gewählt. Ihre Amtsdauer 
ift drei Jahre. Nach der Gefammterneuerung des Nationalrathes fin: 
det auch eine Gefammterneuerung des Bundesgerichtes ftatt. 

Die in der Zwiſchenzeit Iedig gewordenen Stellen werden bei ber 
näcdhitfolgenden Situng der Bundesverfammlung für den Reſt der Amts: 
dauer wieder bejekt. 
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Art. 97. In das Bundesgericht kann jeder Schweizerbürger er: 
nannt werden, der in den Nationalvath wählbar ift. 

Die Mitglieder des Bundesrathes und die von ihm gewählten Be— 
amten können nicht zugleich Mitglieder des Bundesgerichtes ſein. 

Art. 93 ° Der Präfident und der Vicepräjident des Bundesgerich- 
tes werden von der Bundesverfammlung aus den Mitgliedern desſelben 
jeweilen auf ein Jahr gemählt. 

Art. 99. Die Mitglieder des Bundesgerichte8 werden aus der 
Bundeskaſſe durch Taggelder entſchädigt. 

Art. 100. Das Bundesgericht beſtellt ſeine Kanzlei. 

Art. 104. Das Bundesgericht urtheilt als Zivilgericht: 

1) über Streitigkeiten, welche nicht ſtaatsrechtlicher Natur ſind: 

a. zwiſchen Kantonen unter ſich; 
h. zwiſchen dem Bund und einem Kanton; 

2) über Streitigkeiten zwiſchen dem Bund einerſeits und Korpo— 
rationen oder Privaten anderſeits, wenn dieſe Korporationen oder Pri— 
vaten —— ſind und der Streitgegenſtand von einem beträchtlichen 
durch die Bundesgeſetzgebung zu beſtimmenden Werthe iſt; 

3) über Streitigkeiten in Bezug auf Heimathloſigkeit. 

An den unter Ar. 1, Litt, a. und b., bezeichneten Fällen seigpeht 
die Ueberweifung an das Vundesgericht durch den Bundesrath. enn 
dieſer die Frage, ob ein Gegenſtand vor das Bundesgericht gehöre, ver— 
neinend beantwortet, ſo entſcheidet hierüber die Bundesverſammlung. 

Art. 102. Das Bundesgericht iſt verpflichtet, auch die Beurthei— 
lung anderer Fälle zu übernehmen, wenn dasſelbe von beiden Vartheien 
angerufen wird und der Streitgegenſtand von einem beträchtlichen durch 
die Bundesgeſetzgebung feſtzuſetzenden Werthe iſt. Dabei fallen jedoch 
die Koſten ausſchließlich auf Rechnung der Partheien. 

Art. 103. Die Mitwirkung des Bundesgerichtes bei Beurtheilung 
von Straffällen wird durch die Bundesgeſetzgebung beſtimmt, welche über 
Verſetzung in Anklagezuſtand, über Bildung des Aſſiſen- und Kaſſations— 
gerihts das Nähere feitiegen wird. 

Art. 104, Das Afjifengericht, nit Zuziehung von Geſchwornen, 
welche über die Ihatfrage abſprechen, urtheilt: 

a. in Fällen, wo von einer Bundesbehörde die von ihr ernannten 
Beamten zur ſtrafrechtlichen Beurtheilung übermwiefen werden ; 

b. über Fälle von Hocverrath gegen die Eidgenoſſenſchaft, von 
Aufruhr und Gewaltthat gegen die Bundesbehörden; 

c. über Verbrechen und Vergehen gegen das Völkerrecht ; 

d. über politiiche Verbrechen und Vergehen, die Urſache oder Folge 
derjenigen Unruhen find, durch welche eine bewaffnete eidgenöffiiche In: 
tervention veranlakt worden ift. 

Der Bundesverfammlung fteht das Recht zu, hinfichtlich Tolcher 
Verbrechen und Vergehen Amneftie oder Begnadigung auszufprechen. 

Art. 105. Das Bundesgericht urteilt im Fernern über Verlegung 
der durch die Bundesverfafiung garantivien Rechte, wenn hierauf bezüg- 
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lihe Klagen von der Bundesverfammlung an dasfelbe gemiefen werden. 
Art. 106. Es bleibt der Bundeögejeßgebung überlajjen, außer den 
in den Art. 101, 104 und 105 bezeichneten Gegenftänden auch nod 
andere Fälle in die Kompetenz des Bundesgerichtes zu legen. 
Art. 107. Die Bundesgejeggebung wird das Nähere bejtimmen ; 

a. über Aufitellung eines Staatsanwaltes; 

b. über die Verbrechen und Vergehen, welche in die Kompetenz 
des Bundesgerichtes fallen, und über die Strafgefete, welche 
anzumenden jind; 

. über das Verfahren, welches mündlich und öffentlich jein ſoll; 
. über die Gerichtäfojten. 


V. Verſchiedene Beflimmungen. 


Art. 108. Alles, was ſich auf den Sit der Bundesbehörden be- 
zieht, iſt ——— der Bundesgeſetzgebung. 

Art. 109. Die drei Hauptſprachen der Schweiz, die deutſche, fran— 
zöſiſche und italieniſche, ſind Nationalſprachen des Bundes. 

Art. 110. Die Beamten der Eidgenoſſenſchaft ſind für ihre Ge— 
ſchäftsführung verantwortlich. Ein Bundesgeſetz wird dieſe Verantwort— 
lichkeit näher beſtimmen. 


ao 


Dritter Abfchnitt. 


Nevifion der Bundesver faffung. 


Art. 111. Die Bundesverfafjung kann jederzeit revidirt werden. 

Art. 112. Die Nevifion gejhieht auf dem Wege der Bunbdesge: 
jeßgebung. 

Art. 113. Wenn eine Abtheilung der Bundesperfammlung die 
Reviſion beſchließt und die andere nicht zuftimmt, oder wenn fünfzig: 
taujend jtimmberechtigte Schweizerbürger die Reviſion der Bundesver— 
fafjung verlangen, jo muß im einen wie im andern Falle die Frage, 
ob eine Revijion ftattfinden fol oder nicht, dem jehweizerifchen Volke zur 
Abjtimmung vorgelegt werden. 

Sofern in einem diefer Fälle die Mehrheit der jtimmenden Schwei- 
zerbürger fich bejahend ausfpricht, jo find beide Näthe neu zu wählen, 
um die Nevijion zur Hand zu nehnen. 

Art. 114. Die revidirte Bundesverfafjung tritt in Kraft, wenn 
fie von der Mehrheit der ftimmenden Schweizerbürger und von der 
Mehrheit der Kantone angenommen ift. 


Uebergangsbeftimmungen. 


Art. 1. Ueber die Annahme gegenwärtiger Bundesverfaſſung ha: 
ben fich die Kantone auf die durch die Kantonaiverfafjungen vorgejchrie= 
bene, oder — wo die Verfafjung hierüber Feine Beltimmung enthält — 
auf die durch die oberjte Behörde des betreffenden Kantons feftzufegende 
Weiſe auszufprechen, 
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Art. 2. Die Ergebniſſe der Abſtimmung ſind dem Vororte 
Handen der Tagſatzung mitzutheilen, welche entſcheidet, ob die — 
Bundesverfaſſung angenommen ſei. 

Art. 3. Wenn die Tagſatzung die Bundesverfaſſung als ange— 
nommen erklärt hat, ſo trifft ſie unmittelbar zur Einführung derſelben 
die erforderlichen Beſtimmungen. 

Die Verrichtungen des eidgenöſſiſchen Kriegsrathes und des Ver— 
waltungsrathes für die eidgenöffiihen Kriegsfonds gehen auf den Bun: 
desrath über. 

Art. 4. Die im Eingange und in Litt. c. des Art. 6 der ge: 
genwärtigen Bundesverfajlung enthaltenen Beftimmungen finden auf die 
ihon in Kraft beftehenden Verfaſſungen der Kantone feine Anwendung. 

Diejenigen Vorſchriften der Kantonalverfafjungen, welche mit ben 
übrigen Beftimmungen der Bundesverfafjung im Widerfprucde ftehen 
find vom’ Tage an, mit weldem dieje legtere al3 angenommen erlärt 
wird, aufgehoben. 

Art. 5. Der Bezug der fehweizerifhen Grenzgebühren dauert fo 
lange fort, bis die Tarife der neu einzuführenden Grenzzölle ihre Boll: 
ziehung finden. 

Art. 6. Die Beichlüffe der Tagſatzung und die Konkordate blei- 
ben bis zu ihrer Aufhebung oder Abänderung in Kraft, ſoweit fie nicht 
diefer Bundesverfaſſung widerſprechen. 

Dagegen verlieren diejenigen Konkordate ihre Gültigkeit, deren In— 
halt als Gegenſtand der Bundesgeſetzgebung erklärt wurde, und zwar 
von der Zeit an, in welcher die letztere in's Leben tritt. 

Art. 7. Sobald die Bundesverſammlung und der Bundesrath 
konſtituirt ſein werden, tritt der Bundesvertrag vom 7. Auguſt 1815 
außer Kraft. 
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